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Aufsätze. 


Zur  Theorie  des  constitutionellen  Staatsrechts. 

Von 
Prof.  Dr.  Brie. 

I. 

Dcitdem  die  deutsche  Staatsrechtswissenschaft  begonnen  hat, 
in  der  Behandlung  ihres  Stoffes  die  juristische  Methode  zur 
Geltung  ZH  bringen,  hat  sie  den  Formen  der  Willensbildung  und 
Willensäusserung  des  constitutionellen  Staates  sowie  dem  Verhält- 
niss  dieser  Formen  zu  dem  materiellen  G-ehalt  der  verschiedenen 
staatlichen  Funktionen  ihr  Augenmerk  in  heryorragendem  Masse 
zugewandt.  Eine  neue  eingehende  Erörterung  aller  wichtigen 
hieher  gehörigen  Probleme  giebt  Jellinek  in  seinem  Werke  über 
„Gesetz  und  Verordnung"  *).  Die  dogmatischen  Ergebnisse,  zu 
denen  Jellinek's  Untersuchungen  gelangen,  können  freilich  nur 
zu  geringem  Theile  als  wesentlich  neue  und  bahnbrechende  gelten; 
überwiegend  zeigen  sie  —  neben  manchen  Abweichungen  im  Ein- 
zelnen —  eine  weitreichende  grundsätzliche  Uebereinstimmung 
mit  den  von  Laband  zunächst  im  Hinblick  auf  die  staatsrecht- 
lichen Satzungen  Preussens  und  des  deutschen  Beiches  aufgestellten, 

')  Georg  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung.  Staatsrechtliche  Unter- 
suchungen auf  rechtsgescliichtlichcr  und  rechtsvergleichender  Grundlage. 
Freiburg  i.  B.  1887  (J.  C.  B.  Mohr).    XV  u.  412  SS. 

Archiv  für  öffentliches  Hecht.  lY.  i.  i 
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beziehungsweise  aus  denselben  abgeleiteten  Theorien.  Indem  aber 
Jellinek  die  staatsrechtlichen  Normen  auch  der  ausserdeutschen 
constitutioneUen  Staaten  in  umfassendem  Masse  heranzog  und  den 
geschichtlichen  Entwickelungsgang  der  Institutionen  und  Lehren, 
welche  den  Gegenstand  seiner  Erörterungen  bilden,  sorgfältig 
darzulegen  sich  bestrebte,  hat  er  für  die  wissenschaftliche  Bear- 
beitung und  Lösung  zahlreicher  schwieriger  Fragen  des  constitutio- 
neUen Staatsrechts  eine  ausgedehntere  und  tiefere  und  somit 
sicherere  Grundlage  gegeben.  Dass  der  Verfasser  auch  in  diesem 
Werke  die  Fähigkeit  scharfen  juristischen  Denkens  bekundet, 
braucht  wohl  kaum  ausdrücklich  hervorgehoben  zu  werden.  "Wenn 
er,  besonders  hinsichlich  der  Grundlehren,  nicht  wenige  seiner 
früheren  Behauptungen  jetzt  modificirt  oder  aufgegeben  hat,  so 
wird  man  darin  eine  Frucht  gewissenhafter  erneuter  Prüfung  zu 
begrüssen  haben.  Allerdings  dürften  auch  manche  seiner  gegen- 
wärtigen Aufstellungen  sich  nicht  als  dauernd  haltbar  erweisen. 
Die  rechtsgeschichtlichen,  beziehungsweise  rechtsvergleichen- 
den, Erörterungen  hat  Jellinek  als  erste  Abtheilung  seines  Buches 
(S.  1 — 188)  der  „Theorie  des  Gesetzes  und  der  Verordnung" 
(S.  189 — 412)  vorausgeschickt.  Vornehmlich  den  constitutioneUen 
Rechtssätzen  Englands,  Frankreichs  und  Belgiens  und  den  für 
dieselben  massgebend  gewordenen  oder  aus  denselben  abstrahirten 
Reclitsideen  ist  hier  eine  sorgfältige  geschichtUche  Verarbeitung 
zu  Theü  geworden;  diese  Ausführungen  bieten  insbesondere  gegen- 
über den  von  L.  v.  Stein  und  von  Gneist  gegebenen,  theilweisc 
nur  fragmentarischen,  Nachweisen  werthvoUe  Ergänzungen  und 
Berichtigungen^).  Viel  kürzer  hat  Jellinek  die  geschichtlichen 
Gestaltungen  des  Gesetzes-  und  des  Verordnungsbegriffs  (sowie 
die  Geschichte  der  damit  zusammenhängenden  Institutionen)  im 
deutschen  Staatsrecht  behandelt,  anscheinend  weil  er  voraussetzt, 


')  Jedoch  nicht  in  allen  Punkten  erscheint  .Trllinkk's  Polemik  ffCfrcn 
Gnsist's  AufTassunf^en  den  englischen  Staatsrechts  als  durchschlagend  (vgl. 
insbes.  unten,  IIT,  5). 
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dass  in  dieser  Beziehung  die  bisherigen  Darlegungen  der  deutschen 
Kechtswissenschaft  genügen;  und  doch  dürfte  die  von  Gneist') 
postulirte  ausfuhrliche  rechtsgeschichtliche  Erörterung  des  Ver- 
hältnisses von  Gesetz  und  Verordnung  nach  deutschem  Staats- 
recht namentlich  für  die  Zeiten  der  ständischen  Monarchie  und 
des  Uehergangsstadiums  der  absoluten  Monarchie  noch  mannig- 
fache; auch  dogmatisch  nicht  unerhcbUche,  Belehrung  gewahren. 
Immerhin  sind  die  in  der  deutschen  Rechtswissenschaft  seit  Ein- 
fuhrung constitutioneller  Staatsordnungen  hervorgetretenen  An- 
sichten etwas  eingehender  gewürdigt,  und  durch  die  Heranziehung 
der  in  den  wesentlichen  Grundlagen  mit  den  deutschen  Rechts- 
bildungen übereinstimmenden  Sätze  des  österreichischen  constitutio- 
nellen  Staatsrechts  ist  für  die  Theorie  weiteres,  bisher  von  der 
deutschen  Staatsrechtswissenschaft  nur  wenig  berücksichtigtes  Ma- 
terial nutzbar  gemacht. 

An  bedeutsamen  Aufschlüssen  reich  sind  insbesondere  die 
bis  auf  das  hellenische  und  römische  Alterthum  zurückgehenden 
Erörterungen  über  den  Gesetzesbegriff  in  der  Geschichte  der 
Rechtsphilosophie  und  der  constitutionellen  Theorie  (S.  35  —  55), 
sowie  die  damit  eng  zusammenhängende  Geschichte  des  constitutio- 
nellen Gesetzes  in  Frankreich  (S.  73 — 84);  bemerkenswerthe 
G-esichtspunkte  eröffnet  auch  die  Geschichte  des  französischen 
und  des  belgischen  Budgetrechts  (S.  146 — 168).  Es  liegt  jedoch 
nicht  in  meiner  Absicht,  diese  und  die  übrigen  rechtsgeschicht- 
lichen Untersuchungen  des  Verfassers  einer  kritischen  Analyse 
zu  unterziehen;  vielmehr  möchte  ich  mich  damit  begnügen,  die 
wesentlichen  Ergebnisse  des  rechtshistorischen  Theiles  der  Arbeit 
in  Verbindung  mit  den  dogmatischen  Auffassungen,  denen  sie 
als  Stütze  dienen,  zu  besprechen.  Dagegen  werde  ich  in  Bezug 
auf  einige  der  durch  Jellinek's  Buch  wieder  in  den  Vordergrund 
gerückten  Fragen  meine  eigenen,  von  Jellinek's  Standpunkt  wie 

■)  F.  V.  Holtzendorft'b  Recbtslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  1065; 
Englisches  Verwaltungsrecht,  8.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  131. 
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von  der  herrschenden  Lehre  abweichenden,  theoretischen  üeber- 
zeugungen  daxzulegen  versuchen. 

II. 

Die  Darstellung  seiner  „Theorie  des  Gesetzes  und  der  Ver- 
ordnung" hat  Jellinek  in  zwei  Abschnitte  zerlegt.  Der  erste 
enthält  „einleitende  Untersuchungen";  der  zweite  („dogmatische 
Untersuchungen")  entwickelt  die  unmittelbar  auf  den  Gegenstand 
des  Werkes  bezügUchen  Ansichten  des  Verfassers. 

Die  einleitenden  Betrachtungen  sind  sehr  kurz  gefasst. 
Sie  beschränken  sich  auf  eine  Feststellung  des  Staatsbegrififs 
(S.  189 — 205)  und  auf  eine  Orientirung  über  die  Organe  und 
über  die  Funktionen  des  Staates  (S.  206—213  und  S.  213—225). 
Von  einer  rechtsphilosophischen,  beziehungsweise  auf  Fragen  der 
allgemeinen  Rechtslehre  zurückgreifenden,  Fundiiimg  seiner  Sätze 
hat  der  Verfasser,  wenigstens  principiell,  absehen  zu  müssen 
geglaubt  (Vorwort  S.  IX).  Dieser,  wenn  auch  leicht  erklärliche, 
Verzicht  ist  zu  bedaueni.  Insbesondere  würde  Jellinek  vielleicht 
durch  ein  näheres  Ehigehen  auf  den  für  seine  Untersuchungen  so 
sehr  massgebenden  Begriff  des  Rechtssatzes  in  der  Abgrenzung 
sowohl  zwischen  formellen  und  materiellen  Gesetzen  als  zwischen 
Rechts-  und  Verwaltungsverordnungou  zu  theilweise  anderen  Resul- 
taten gelangt  sehr*).  Allerdings  ist  er  der  Ansicht,  dass  dem 
Begriff  des  Rechtssatzes  für  unsere  Erkenntniss  überhaupt  nur 
eine  schwankende  Grenze  gezogen  sei  (S.  379  Anm.  19);  aber 
weshalb  sollte  das  juristische  Denken  für  eine  präcise  und  sichere 
Feststellung  dieses  Begriffs  mit  einem  besonderen  Unvermögen 
behaftet  seinV 

In  seinen  Erörterungen  über  den  Staatsbegriff  hat  Jelli- 
nek seinen  früheren,  in  der  „Lehre  von  den  Staatenverbindungen" 
dargelegten  Anschauungen  vielfach  sehr  bemerkenswerthe  Modi- 
ficationen  —  oder,  wie  ich   wohl  sagen   darf,  Correcturen  —  zu 


*)  Vgl.  unten  UI,  1  und  5. 
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Theil  werden  lassen,  üeberwanden  ist  sein  Zweifel  an  der 
Existenzberechtigung  des  Begriffs  der  juristischen  Person,  be- 
ziehungsweise sein  Widerspruch  gegen  die  Einreihung  des  Staates 
als  öffentlichrechthcher  Persönhchkeit  in  diese  Kategorie*).  Ver- 
schwunden ist  die  Charakterisirung  der  Staatsgewalt  als  uncon- 
trolirbarer  Gewalt');  vielmehr  giebt  Jellinek  jetzt  (S.  202  und 
203)  zu,  dass  nichtsouveräne  Staaten  einer  negativen  Controle 
des  übergeordneten  Staates  unterstehen.  Ausdrücklich  aufgegeben 
hat  er  (S.  201)  auch  die  frühere  Identificinmg  der  Souveränetät 
mit  dem  Inbegriff  aller  Hoheitsrechte  ^;  indem  er  viehnehr  jetzt 
nur  die  Competenz — Competenz,  die  „Möglichkeit  alle  Hoheits- 
rechte zu  besitzen'^,  als  wesenthches  Moment  der  Souveränetät 
betrachtet  (S.  197  und  201),  hat  er  auch  seine  frühere  unhaltbare 
Ansicht,  dass  die  Hoheitsrechte  untergeordneter  Staaten  immer 
von  dem  übergeordneten  Staate  abgeleitet  seien"),  fallen  lassen 
(8.  204,  insbes.  Anm.  19).  Dagegen  hält  er  fest  an  der  Auf- 
fassung, dass  nur  der  Staat  den  Grund  seiner  Rechte  und  Pflichten 
in  sich  selbst  finde,  dass  nur  dem  Staate  die  Fähigkeit  der  Selbst- 
bratimmung  sowie  die  Herrschaft  über  andere  Willen  zukomme 
(s.  bes.  S.  196  und  202),  und  dass  eben  desshalb  nur  der  Staat 
die  Befugniss  der  —  bewussten  —  Rechtssetzung  habe  (S.  214, 
217,  393).  Auf  eine  erneute  Polemik  gegen  diesen  Standpunkt') 
glaube  ich  hier  verzichten  zu  sollen. 


')  Lehre  von  den  Staaten-Verbindungen,  S.  179  ff.;  s.  dagegen  jetzt 
Gesetz  und  Verordnung,  S.  198  Ü.  und  S.  386. 

')  L.  V.  d.  St.-Verb.,  S.  40  ff.  Vgl.  meine  Kritik  dieser  Auffassung  in 
Grünhut's  Zeitachrifl,  Bd.  XI,  S.  98  ff.,  luid  Rosm  in  Hirth's  Annalen,  1883, 
S.  277  ff 

0  L.  V.  d.  St.-Verb.,  S.  35. 

*)  L,  V.  d.  St-Verb.,  S.  44.  Bekämpft  ist  diese  Theorie  insbes.  von 
Rosw  1.  c,  S.  278;  von  Gikrke  in  Schmollor's  .Jahrbuch,  Bd.  VII,  S.  1163, 
Anm.  2;  von  mir  in  Grünhut's  Zeitschr.,  Bd.  XI,  S.  100—101,  152—154. 
Vgl.  auch  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Keiches,  2.  Aufl.,  Bd.  I, 
S.  70-71. 

•)  Vgl.  meine  Kritik  desselben  in  Grünhut's  Zeitschr.,  Bd.  XIi  S.  96  ff., 
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Sehr  entschieden  bekämpft  Jellinek,  ebenso  wie  Laband  *°), 
die  in  neuester  Zeit  insbesondere  von  Rosin  ")  und  mir  ")  vertre- 
tene Aufnahme  des  Zweckmoments  in  die  rechtliche  Begriffs- 
bestimmung des  Staates.  Der  Zweck  sei  allerdings  Schöpfer  des 
Rechts,  aber  ein  methodisch-logischer  Fehler  sei  es,  den  Schöpfer 
mit  dem  Geschöpf  zu  confimdiren  (S.  192,  Anm.  4).  Die  letztere 
Behauptung  ist  unzweifelhaft  richtig;  aber  wesshalb  sollte  nicht 
das  (positive)  Recht  den  Zweck  in  sich  au&ehmen,  denselben  zu 
einem  wesentUchen  Moment  seiner  Gestaltungen  erheben  können? 
In  der  That  ist  zahlreichen  Rechtsbegriffen  der  Zweck  im- 
manent"). Auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  können  z.B.  die 
Begriffe  der  Frucht,  der  Consumtibilie,  der  Pertinenz,  des  Pfand- 
rechts *^),  der  Bürgschaft,  der  dos  *^)  nur  mit  Berüdcsichtigung 
der  natürhohen,  beziehungsweise  juristischen,  Bestimmung  dieser 
Gegenstände,  beziehungsweise  Institute,  zutreffend  definirt  werden. 
Zum  Begriff  des  Gewerbes  auch  in  juristischer  Beziehung  gehört, 
wie  allgemein  anerkannt  wird,  der  Zweck  des  Yermögenserwerbs. 
Das  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  (Art.  271,  Nr.  1 

and  in  meiner  Theorie  der  Staaten- Yerbindongen,  S.  10  ff.  (Quartaasgabe 
S.  Vniff.). 

**)  In  dieser  Zeitsohr.,  Bd.  U,  S.  317—318,  and  in  dem  St.-R.  des 
D.  Reiches,  9.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  6^-64. 

")  L.  o.,  S.  989  fll 

»«)  Theorie  d.  St-Verb.,  S.  6  ff.,  S.  19  ft  (Qaartaasgabe  S.  IV.  ff.,  S.  XI  ff.). 

**)  Dass  der  Zweck  wesentliches  Kriterium  jedes  Rechtsinstituts  sei, 
nehme  ich  nicht  an.  Die  Polemik  Labaxo's  (in  dieser  Zeitachr.,  II,  S.  317) 
g^^n  eine  solche  AufBusong  tn£Ei  mich  daher  nicht. 

**)  Wenn  Labakd  (a.  a.  0.)  behauptet,  man  könne  eine  exakte  Defini- 
tion der  Hypothek  geben,  ohne  die  Bemei^cung  beiaufugen,  dass  sie  zur 
Sicherung  einer  Fordeiong  diene,  so  fragt  sich  doch  vor  allem,  ob  diese 
Zweckbestimmong  alsdann  nicht  in  anderen  Begrifi^e^malen  der  Hypothek 
mitenthaKen  ist. 

**)  Dass  der  Zweck,  einen  Beitrag  zur  Bestreitung  der  onera  matri- 
monü  zu  gewahren,  in  die  Begriffsbestimmung  der  dos  gehört,  fuhrt  Wind- 
scHDD  in  seinem  Lehrbuch  der  Pandekten,  §  499,  Anm.  1,  gegen  Bschiiann 
trefflich  ans. 
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UDd  2)  macht  zum  Kriterium  des  absoluten  Handelsgeschüits  den 
Zweck  gewisser  Gescbäfte.  Alle  nicnschlichen  Vereinigungen 
[Associationen)  bestehen  auch  rechthch  nur  für  einen  drn  Mit- 
{tiedern  gemeinsamen  Zweck,  welcher  durch  das  Zusammcnwirkon 
der  Mitglieder  erreicht  werden  soll "').  Insbesondere  aber  für 
die  Gemeinwesen  ist  der  Zweck  von  weitreichendster  juristischer 
Bedeutung.  Der  Zweck  bildet  nicht  nur  ein  allgemeines  Begrifl's- 
merkmal  des  Gemeinwesens  •^),  sondern  es  uutei*schciden  sich 
luicb  die  verschiedenen  rechthchon  Arten  der  Gemeinwesen  vor 
allem  durch  ihi'en  verschiedenen  Zweck,   und  jedes  Gemeinwesen 

tt  Willeus-    und  Handlungsfähigkeit   (principiell)    nur   innerhalb 

iines  rechthch  bestimmten  Zwecks'*). 

"Wenn  Jelldtek,  welcher  selbst  die  juristische  Person  und  ins- 
idere  auch  den  Staat  als  „ Zweckeinheit "  definirt  (S.  193 — 194), 
riennoch  für  das  Gebiet  der  Rechtswissenschaft  von  dem  Zweck 
der  juristischen  Person  und  insbesondere  auch  des  Staates  ab- 
sehen will,  so  scheint  dafllr,  neben  einer  gewissen  Hinneigung 
zur  formalistischen  Methode,  eine  Annahme  massgebend  geworden 
zu  Bein,  welche  ich  für  ebenso  anfechtbar  als  in  ihren  Conse- 
i|uenzen  bedenkUch  erachten  muss.  Die  juristische  Person  ist 
nach  seiner  Auffassung  nicht  selbst  Gegenstand  rechtlichor  Nor- 
mining,  sondern  nur  die  Grmidlage  zahlreicher  Rechtsverhältnisse 


'•)  Dies  plt  nicht  nur  fiir  die  Korporation  (s.  die  umnitl^lbar  folgen- 
den Aualulinuigen) ,  sondern  auch  fiir  die  Societüt.  Der  Öesellschailsvcrtrag 
antcrscheidet  eich  jaristisuh  von  allen  anderen  auf  gegenseitige  Leiatungcu 
gchcbtetiin  Verträgen  durch  den  Zweck  der  Leistungen,  indem  durch  diese 
ein  Erfolg  erzielt  werden  soll,  welcher  allen  Betheiligteu  xu  gute  kommt. 

•*)  Xanientiich  unterscheidet  sich  das  Gemeinwesen  von  der  andern 
Hau[»tkAte;7orie  der  juristiachen  Person,  der  Stiftung,  nicht  allein  dadurch, 
dsa<  dur  die  Verhältnisse  desselben  bestimmende  OesainmtwiUc  in  seinem 
Inoeru  «rzougt  wird  (nicht,  wie  der  Stiftungawille,  von  aussen  gegeben  ist), 
•rmdem  auch  datlurch ,  dass  die  rechtliche  Exiutcuz  und  Wirksamkeit  den 
Ocmeizi Wesens  mr  Fürdertuig  der  lutorcsscn  der  Mitglieder  bestimmt  ist. 

•*}  Lichtvolle  Erörterungen  Über  diesen  Punkt  gibt  Ciikrke,  Die  Ge- 
poumwchaRetheorie  und  die  deutsche  Rechtsprechung,  8.  631  f\'. 
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(S.  194);  die  Schöpfung  einer  Persönlicbkeit  oder  eines  Organs, 
behauptet  er  (S.  387),  könne  niemals  ein  Rechtssatz  sein,  viel- 
mehr knüpfe  alles  Recht  an  bereits  existirende  Persönlichkeiten 
oder  Organe  an.  Aber  mag  man  auch  zugeben,  dass  die  juri- 
stischen Personen  nicht  (willkürliche)  Schöpfungen  des  Rechts 
siad,  so  bedarf  doch  jede  juristische  Person  für  ihre  rechtliche 
Existenz  und  Organisation  mindestens  der  Anerkennung  durch 
einen  Rechtssatz ''),  und  diese  Anerkennung  kann  nicht  von  dem 
das  Lebenselement  der  juristischen  Person  bildenden  Zwecke  vöUig 
absehen. 

Im  Verlaufe  seiner  Untersuchungen  macht  aber  auch  Jellinek 
selbst  von  dem  für  die  Jurisprudenz  verworfenen  ZweckbegrüF 
einen  umfassenden  und  tiefgreifenden  Gebrauch.  Die  Funktionen 
der  Staatsgewalt  —  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechtsprechung 
—  unterscheidet  er  ledigUch  nach  ihren  Zwecken  (S.  213  ff.)  Und 
wenn  er  behauptet,  diese  Differenzirung  der  Staatsthätigkeit  sei 
nicht  Aufgabe  der  Rechtswissenschaft,  sondern  umfassender  staats- 
wissenschaftlicher Betrachtung,  so  verkennt  er,  dass  die  Juris- 
prudenz, indem  sie  sich  jene  Begriffe  aneignet,  den  Inhalt  der- 
selben immöghch  ignoriren  kann.  Noch  auffallender  ist  es,  dass 
Jellnek  einen  so  specifisch  juristischen  Unterschied,  wie  den- 
jenigen zwischen  Gesetz  im  formellen  und  im  materiellen  Sinn, 
auf  den  verschiedenen  (nächsten)  Zweck  des  Staatsaktes  zurück- 
führt (S.  240).  Auch  die  wesenthch  juristische  Frage,  wann  eine 
Reihe  von  Verwritungsthätigkeiten  als  ein  einheitHcher  Akt  zu 
betrachten  sei,  will  Jellinek  nach  dem  Vorhandensein  oder 
Fehlen  eines  gemeinsamen  Zweckes  entscheiden  (S.  221—222). 
Die  Grundansicht,  welche  die  Rechtswissenschaft  auf  die  äusseren 


")  Auch  die  Vortheidiger  der  realen  Wescnlieit  der  juristischen  Person 
„leugnen  nicht,  dass  eine  juristische  Person  als  solche  nur  kraft  des  objek- 
tiven Rechtes  zu  bestehen  vermag"  (Gierkk  in  dem  eben  genannten  Werke, 
S.  19 — 20.  Dass  für  die  juristische  Person,  im  Ciegcnsatz  zur  physischen 
Person,  das  Organ  ein  Reohtsbegriff,  hat  derselbe  in  Schmoller's  Jahrbuch, 
Bd.  Vn,  S.  J138  ff.,  und  in  dem  angefl  Werke,  S.  615,  richtig  hervorgehoben). 
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Pormen  der  menschlichen  Lebensverhältnisse  unter  gänzlicher 
Abstraktion  von  dem  Inhalt  zu  beschränken  unternimmt,  ist  eben 
überhaupt  undurchführbar,  wie  Jellinek  selbst  (S.  233  und  S.  235) 
in  der  Polemik  gegen  die  Leugner  des  formellen  Gresetzesbegriffs 
hervorhebt. 

Die  Erörterungen  Jellinek's  über  die  Organe  und  über 
die  Funktionen  des  Staates  bewegen  sich  auf  dem  Boden  der 
herrschenden  Lehre  und  geben  nur  zu  wenigen  Bemerkungen 
Anlass. 

Neben  der  Unterscheidung  zwischen  unmittelbaren  und  mittel- 
baren Organen  statuirt  Jellinek  eine  andere  Zweitheilung  der 
Organe  in  selbstständige  und  unselbstständige  (S.  207).  Unter 
den  ersteren  versteht  er  die  mit  Lnperium  ausgestatteten  Staats- 
organe ;  unter  den  letzteren  diejenigen  Organe,  welche  nur  unter- 
stätzend oder  beschränkend  zu  dem  Willen  eines  selbstständigen 
Organs  hinzutreten.  Diese  Unterscheidung  ist  an  sich  zutreffend: 
aber  die  von  Jellinek  gewählte  Terminologie  erscheint  als  nicht 
unbedenklich,  weil  leicht  zu  Missverständnissen  führend.  Die 
Volksvertretung  hat,  wie  er  richtig  hen'orhebt,  in  der  Monarchie 
regelmässig  nur  den  Charakter  eines  unselbstständigen  Organs  in 
dem  angegebenen  Sinne  '") ;  aber  die  gewöhnliche  Ausdrucksweise 
wird  die  Kammeni  auf  Grund  üu-er  Unabhängigkeit  in  Ausübung 
ihrer  Funktionen  als  selbstständiges  Organ  bezeichnen"). 


^  In  Aasnahmetällen ,  z.  B.  bei  Einsetzung  einer»  KegontBchaft,  kann 
die  Volksvertretung  auch  in  der  Monarchie  die  Befugnis»  haben,  für  den 
Staat,  beziehungsweise  für  die  Unterthanen,  unmittelbar  verbindliche  Be- 
schlösse zu  fassen.  Unvereinbar  mit  dem  Wesen  der  Monarchie  scheint  mir 
aber  die  Ansicht  .Jklumek's  (S.211,  vgl. S. 313),  dass  in  einzelnen  monarchischen 
Staaten  die  Kammern  einen  Antheü  an  der  Substanz  der  Herrschaft,  insbe- 
sondere an  dem  Recht  des  ßesetzgebungsbefehls,  haben  (s.  auch  unten  TTT,  2). 
N«»ch  mehr  widerspricht  es  dem  Grundcharakter  der  Monarchie,  wenn  die 
Volksvertretung,  wie  in  Norwegen  und  Brasilien  (Jellikek,  S.  210),  unter 
normalen  Verhältnissen  diu-ch  ihren  alleinigen  Willen  Gesetze  geben  kann. 

**)  In  diesem  Sinne  nennt  auch  Jkllinek  (S.  349)  die  Volksvertretung 
ein  von  dem  Monarchen  „unabhängiges"  Organ. 
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Die  Thätigkeit  des  Staates  zerlegt  JellineK;  wie  schon  oben 
erwähnt  ist,  im  Einklang  mit  der  herrschenden  Doktrin  in  Rechts- 
setzung (Gesetzgebung),  Rechtsprechung  und  Yerwaltimg.  Dass 
der  objektive  Gegensatz  dieser  Funktionen  den  subjektiven  von 
Gesetzgeber,  Richter  und  Verwalter  im  Organismus  der  modernen 
Staaten  hervorgetrieben  hat,  aber  eine  mechanische  Yertheilung 
derselben  unter  die  drei  Klassen  nicht  möglich  und  auch  niemals 
im  constitutionellen  Staate  beabsichtigt  worden  ist,  betont  er  mit 
Recht  (S.  225).  Innerhalb  der  Verwaltung  unterscheidet  er,  in 
Uebereinstimmung  mit  zahlreichen  älteren  und  neueren  deutschen 
Schriftstellern ''),  Regierung  und  Vollziehung  (S.  220).  Wenn  er 
diese  beiden  BegriflFe  —  welche  nicht  vöUig  mit  der  in  Frankreich 
üblichen  Unterscheidung  von  gouvemement  und  administration  ^') 
zusammenfallen  —  als  subjektive  Momente  bezeichnet  (S.  221), 
so  ist  damit  nicht  eine  Vertheilung  an  verschiedene  Subjekte 
gemeint,  sondern  die  verschiedene  rechthche  Stellung  der  ver- 
waltenden Personen  in  Bezug  auf  den  Inhalt  ihrer  Thätigkeit, 
indem  nach  Jellinek's  im  Wesentlichen  zutreffender  Definition 
die  Vollziehung  VerwirkHchung  eines  höheren'*)  Gebotes  ist, 
dagegen  die  Regierung  einen  eigenen  Willen  zum  Ausdruck  bringt. 

ni. 

Die  Entwickelung  seiner  Lehre  über  Gesetz  und  Verordnung, 
resp.  über  die  verwandten  Begriffe,  hat  Jellinek  in  sieben 
Kapitel  gegliedert.  Voran  geht  die  Erörterung  des  Unterschiedes 
zwischen  formellem  und  materiellem  Gesetz  (S.  227 — 261);  daran 
reihen  sich  Ausfuhrungen  über  freie  und  gebundene  Gesetzgebung 
(S.  261—276)  und  über  Budget  und  Gesetz  (S.  276—312);  erst 
das  vierte  Kapitel  behandelt  den  Weg  der  Gesetzgebung  (S.  312 

'*)  Literarische  Nachweise  bei  Jellinek,  S.  221,  Anm.  6. 

**)  Ueber  diese  Unterscheidung  s.  jetzt  vornehmlich  0.  Mayer,  Theorie 
des  französischen  VerwaHungsrechts,  S.  7  ff.;  vgl.  Jellinek,  S.  97—98. 

**)  Kann  aber  nicht  das  Orgran,  welches  —  nach  freiem  Ermessen  — 
den  Befehl  gegeben  hat,  auch  selbst  denselben  zur  Vollziehung  bringen? 
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bis  341);  dann  folgt  als  fünftes  Kapitel  (S.  341—366)  eine 
Erörterung  über  „Staatenvertrag  und  Gesetz '';  das  sechste  Ka- 
pitel (S.  366 — 395)  ist  den  Verordnungen  gewidmet;  das  Schluss- 
kapitel (S.  395 — 412)  behandelt  die  Garantien  der  liechtmässigkeit 
der  Gesetze  und  Verordnungen.  Meine  kritischen  Betrachtungen 
werden  im  Ganzen  dieselbe  Eintheilung  des  Stoffes  zu  Grunde 
l^en;  jedoch  soll  der  Weg  der  Gesetzgebung  unmittelbar  nach 
dem  Gegensatz  von  formellem  und  materiellem  Gesetz  erörtert 
werden;  auch  scheint  es  mir  angemessen,  die  wenigen  über  &eie 
und  gebundene  Gesetzgebung  zu  machenden  Bemerkungen  mit 
den  Erörterungen  über  das  Budgetrecht,  für  welche  diese  Unter- 
scheidung  vorzugsweise  von  Wichtigkeit  ist,  zusammenzufassen. 

1.  Der  Schwerpunkt  der  JsLLiNEK'schen  Arbeit  liegt  in  den 
Anafuhrungen  über  formelles  und  materielles  Gesetz.  In  der 
That  ist  jetzt  „eine  Leugnung  des  Gegensatzes  von  formellem 
und  materiellem  Gesetz  kaum  mehr  möghch"  ^').  Wenn  vor 
kurzem  Selighann  in  seiner  Schrift  über  den  „Begriff  des  Ge- 
setzes im  materiellen  und  formellen  Sinne"  mittels  Analyse  der 
für  den  Begriff  des  materiellen  Gesetzes  wesentlichen  Momente 
das  Vorhandensein  von  Gesetzen  in  nur  formellem  Sinne  scharf- 
sinnig dargethan  hat,  erbringt  andererseits  Jelldtek  den  histo- 
rischen Nachweis,  dass  zu  allen  Zeiten,  wo  man  über  den  Ge- 
setzesbegriff nachgedacht  hat,  eine  mehr  oder  weniger  klare 
Unterscheidung  der  beiden  Elemente  des  Gesetzesbegriffs,  des 
formellen  und  des  materiellen,  vorhanden  war  (S.  35  ff.,  229  bis 
230).  Insbesondere  zeigt  er,  dass,  entgegen  der  Theorie  Rous- 
seau's,  welcher  nur  den  vom  Souverän  ausgehenden  allgemeinen 
Rechtsregeln  den  Charakter  von  Gesetzen  zuerkennen  wollte 
(S.  51  ff.),  die  französische  Constituante  durch  Annahme   eines 


*>)  Jeluhkk,  S.  231,  Anm.  10  a.  Dcmgemäss  hat  aach  Laband  in  der 
zweiten  Auflage  seines  Staatsrechts  des  Deutschen  Reiches  (Bd.  I,  S.  568, 
Anm.  2)  von  einer  erneuten  Polemik  wider  die  Gegner  dieser  Unterscheidung 
Abstand  genommen. 
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von  Robespierre  gestellten  Antrages  in  der  Sitzung  vom  8.  Oktober 
1789  allen  vom  König  bestätigten  Beschlüssen  der  Nationalver- 
sammlung —  ohne  Unterschied  des  Inhalts  —  die  Bezeichnmig 
„loi"  beigelegt  und  damit  den  formellen  Gesetzesbegriff  für  die 
constitutionellen  Staaten  des  Festlandes  geschaffen  hat  (S.  73  ff., 
230,  250).  Aus  seiner  weiteren  Darlegung  ergiebt  sich  jedoch, 
dass  nicht  nur  die  französischen  Verfassungen  bis  zur  Oonsular- 
verfassung  des  Jahres  Vin  einen  dualistischen  —  formellen  und 
materiellen  —  Gesetzesbegriff  statuirt  haben,  sondern  auch  spSter 
die  französische  Jurisprudenz  das  Bewusstsein  dieses  Dualismus' 
fortdauernd  bewahrt  hat  (S.  82  ff.)^'),  und  dass  ebenso  die 
deutsche  Rechtswissenschaft  wenigstens  seit  Pfizer  den  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  Bedeutungen  des  Gesetzesbegriffs, 
wenn  auch  nicht  inmierdeutUch,  erkannte  and  aussprach  (S.  113ff.)*^). 
Besonders  augenfällig  dokumentiren  sich  als  Gesetze  im  bloss 
formellen  Sinne")  die  unverbindlichen  Gesetzesbestim- 
mungen, auf  welche  vor  Jellinek  (S.  231 — 232)  namentlich 
EisELE^'),  Laband'**)  und  Seligmann  ^')  hingewiesen  haben. 
Jedoch  giebt  Jellinek,  wie  theilweise  auch  seine  Vorgänger"), 


'")  Auf  die  bezüglichen  Ausführungen  Merlin's  hatte  aohon  Laband 
in  der  ersten  Auflage  seines  eben  angef.  Werkes  (Bd.  11,  S.  61,  Anm.  8) 
liiugewiesen. 

")  Hiefür  hat  auch  Seliumann  (1.  c.,  S.  3  fi.)  zahlreiche  Belege  ge- 
geben. —  Weder  dieser  noch  Jellinkk  erwähnt  aber,  dass  bei  ScmoTTHKiiNKB 
(Grundlinien  des  allgemeinen  Staatsrechts,  1846,  S.  522 — 628)  bereits  die 
Bezeichnungen  „gesetzgebende  Gewalt  im  materiellen  Sinne"  und  „gesetz- 
gebende Gewalt  im  formellen  Sinne"  sich  finden. 

*')  Ein  solcher  Ausdruck  ist  kaum  entbehrlich  zur  Bezeichnung  der- 
jenigen formellen  Gesetze,  welche  keine  Rechtssätze  enthalten.  Der  Ci«braauh 
desselben  soll  aber  durchaus  nicht  eine  Billigung  der  von  Laband  (in  dieser 
Zeitsohr.,  Bd.  I,  S.  188)  mit  Recht  bekämpften  Ansicht,  dass  die  formelle 
(Gesetzeskraft  etwas  relativ  Geringeres  als  die  materielle  sei,  bedeuten. 

»)  Im  Archiv  f.  civilistische  Praxis,  Bd.  H9,  S.  275  fl'. 

•■0  In  dieser  Zeitschr.,  Bd.  I,  S.  181  fT. 

»>)  1.  c,  S.  39  ff. 

")  Gegen  Eiselk  vgl.  Skligmann  1.  c,  S.  42,  Anm.  2. 
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dieser  Kategorie  eine  zu  weite  Ausdehnung.  Insbesondere  werden 
an  gesetzlichen  Definitionen  vielfach  insofern  einen  rechtlich  bin- 
denden Inhalt  haben,  als  sie  vorschreiben,  wie  der  betreffende 
Ausdruck  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  verstehen  ist;  sie  enthalten 
akdann  „begri£kentwickelnde  Rechtssätze'''').  Auch  der  gesetz- 
fiehe  Ausdruck  einer  üeberzeugung  in  Betreff  einer  abstrakten 
(Rechts-)  Wahrheit**)  oder  die  gesetzhche  Constatirung  einer 
(jnristischen)  Thatsache'^)  kann  einen  rechthch  bindenden  0ha- 
nkter  haben,  insofern  dadurch  die  rechtUche  Geltung  dieser  Wahr- 
heit, beziehungsweise  Thatsache,  und  damit  auch  ihrer  logischen 
Conseqnenzen,  sichergestellt  werden  soll'*). 

Für  die  Präge,  ob  der  (verbindliche)  Inhalt  eines  formellen 
Gesetzes  ein  Rechtssatz  ist,  ob  also  der  in  den  Formen  der 
Gesetzgebung  zu  Stande  gekommenen  staatUchen  WiUensäusserung 
uch  die  Natur  eines  materiellen  Gesetzes  innewohnt,  soll  nach 
Jellimek's  Ansicht  stets  der  nächste,  unmittelbare  Zweck  des 
Gesetzes  massgebend  sein  (S.  240  und  242).  Aber  wie  grosse 
Bedeutung   auch  der  Absicht  des  Gesetzgebers'^   zukommt,  so 


■■)  Thosl,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht,  §  36.  —  Wenn 
Skusmakk  a.  a.  0.  hervorhebt,  der  Gesetzgeber  könne  durch  die  Definition 
«inei  Bechtsinstituts  anordnen,  dass  die  fiir  dasselbe  geltenden  Rcclitsiwtzc 
aif  aOe  diejenigen  Fälle ,  welche  nicht  unter  die  Definition  zu  Hubsumiren 
rind,  keine  Anvrendnng  finden  sollen,  so  liegt  es  doch  noch  näher,  in  der 
Difimtion  die  positive  Bestimmong  der  Anwendnngssiihäre  jener  Rechtssätze 
n  etblicken. 

**)  Wie  der  Satz  in  der  firanzosischen  Verfassung  v.  24.  .Juni  179<) 
(BtkBning  der  Menschenrechte,  Art.  28):  „IJne  generation  ne  peut  assujettir 
i  MS  lois  les  g^^rations  ihtures." 

•)  Wie  die  Bestimmung  des  österreichischen  (resetzes  v.  H.  .Juni  1886, 
1 1 :  , J>er  Landsturm  ist  ein  integrirender  Theil  der  Wehrkraft." 

**)  JsujMKK  selbst  macht  S.  241  geltend,  dass  auch  die  Bekriifligung 
beitehenden  Rechtes  sowie  die  Aufklärung  dunklen  Rechtes  in  den  B<;n-ich 
der  materiellen  Oesetq^bung  fallen. 

")  Dass  JxLLlKKK  in  dieser  Erörterung  unter  Zweck  den  subjektiven 
Zveck  versteht,  geht  namentlich  aus  der  8.  242  crklärUrn  Identificirurig  des- 

j     selben  mit  der  nächsten  beabsichtigten  Wirkung  des  iitsut^jte»  hervor. 

} 
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können  dessen  subjektive  Gesichtspunkte  doch  nicht  allein  für  dii 
Auslegung  des  Gesetzes  beatimmend  sein;    vielmehr  wird  für  dii 
Feststellung,   ob   das  Gesetz,    resp.  der  einzelne  Thcil  desselbe 
einen  Rechtssatz   enthält,   vor  allem   der  Wortlaut   des  Gesetz 
in   Betracht  kommen.     Auch   die  näheren  Ausfühmngen  Jkll 
nek's   über  die  in   die   Sphäre   des   (bloss)  formellen   Gesetz 
fallenden  oder  zugleich  als  niatoriclle  Gesetze  zu  charaktorisiren 
den  Staatsakte  scheinen   mir  theilweisc   erheblichen  Bedenken 
unterliegen.     Die  Argumente,   durch  welche  er  das  Erfordemii 
der  Allgemeinheit   für   den   Begriff  des  materiellen   Gesetzes  za 
rückwciftt  (S.   236  ff.),   müssen     freilich   m.   E.    als    zutreffend 
anerkannt  werden"");    insbesondere  kann   der  individuelle   fnball 
eines  Rechtssatzes  nicht  die  Einreibung  desselben  in  die  Kategorie 
der  Verwaltung   rechtfertigen,   da  die  Verwaltung  ihrem  Wesi 
noch  sich  in  dem  Rahmen  des  bestehenden  Rechtes  zu  bewege 
nicht  selbst  Rechtssätze  zu  erzeugen  hat.    In  anderen  Richtunge 
aber  scheint  mir  Jellinek  die  begriffliche  Spliiire  der  Vei-waltun 
übeiTuässig  auszudehnen  und  somit  den  Bereich  des  materiellen 
Gesetzes   in  nicht  boreclitigter  Weise  einzuengen.     So  ist  er  der 
Ansicht,    dass    eine    Äeudening    des    Staatsgebietes   an   sich   ein 
Vcrwaltungsakt  sei  (S.  243)'^");  aber  die  Bestinmiungen  über  dii 
räuudiche  Begrenzung   des   Staats   sind   als  ein  Theil   der   staa 
liehen  Rechtsordnung  zu   betrachten,   weil   durch   dieselben  au^ 
der  Kreis  der  seiner  Gewalt   unterworfenen  Personen  bestimmt 
wird.    Ebenso  ist  es  nicht  richtig,  wenn  Jei.lisek  gemäss  seiner 
oben  (TI)  erwähnten  Anschauung,   dass  ein  Organ  niemals  durch 
eiiuMi  Rpchtssatz  geschaffen  werde,  allgemein  die  Errichtung  vo: 


rie 
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en 
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»in 
liej 

1 


")  Damit  ist  jedoch  dio  Auslegiingsfrage ,  oh  nicht  der  Aasdracli 
„Gesetz"  in  <U'n  deutschen  Verfassungsurkunden,  wenn  irn  materiellen  Sint 
gebraucht,  gemäss  dem  früher  herrBchonden  Sprachgebrauch  nur  Buf  allgc 
meine  Rechtsnormen  sich  bezieht,  noch  keineswegs  erledigt, 

*")  Ebenso   allerdings   auch   LAnANi),    Das  Budgelrecht  nach  .  . 
preosBischen  VerfaKsungsurkunde,  S.  8 — 9,  mit  einer,  wie  mir  scheint,  rat 
witzigen  als  zutreffenden  Begründung. 
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Behörden  ihrem  Wesen  nach  für  einen  Verwaltungsakt  erklärt 
(S.  243  und  387);  vielmehr  wird  man  jedenfalls  mit  Laband*") 
sagen  müssen,  dass,  wenn  einer  Behörde  das  Recht  verhindlichen 
Befehls  gegenüber  den  Unterthanen  zukommen  soll,  nicht  nur  die 
Bestimmung  der  Competenz  dieser  Behörde  (wie  Jellinek  an- 
nimmt), sondern  auch  die  Schaffung  deiselben,  beziehungsweise 
die  nähere  Normirung  ihrer  Organisation,  einen  Theil  der  Rechts- 
ordnung bildet^'). 

Von  mehreren  Schriftstellern,  welche  den  theoretischen  unter- 
schied zwischen  formellem  und  materiellem  Gesetz  nicht  verkennen, 
wird  doch  jede  praktische  Bedeutung  desselben  in  Abrede 
gestellt^*).  Diese  Ansicht  ist  insofern  entschieden  unrichtig,  als 
die  Wirkungen  des  in  Gesetzesform  vorgenommenen  Aktes  nicht 
lediglich  durch  diese  Form  bestimmt  werden,  sondern  sich 
wesentlich  nach  dem  Inhalt  des  Aktes  differenziren  *').  Ausser- 
dem hat  insbesondere  G.  Meyer  ^^)  mit  Recht   die  tiefgreifende 

*')  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  682—683. 

**)  GiERKS,  (Die  Genossenschaftstheorie  u.  s.  w.,  S.  673—674)  erklärt 
den  Bestand  jedes  einzelnen  Organs  einer  juristischen  Person  für  einen  Satz 
des  objektiven  Rechts  und  demgemäss  die  Schaffung  jedes  Organs  für  eine 
Satzung.  Aber  wenn  nach  seiner  Ansicht  (1.  c.  S.  114  ff.)  die  juristische 
Person  selbst  nicht  durch  eine  lex  specialis  geschaffen  zu  werden  braucht, 
sondern  sogar  die  staatliche  Errichtimg  einer  Korporation  oder  Anstalt 
heutzutage  nur  als  Yerwaltungsakt  aufzufassen  ist  (S.  26,  S.  140  Anm.  2), 
so  dürfte  es  der  Consequenz  entsprechen ,  anzuerkennen ,  dass  auch  die 
Schaffung  eines  Organs  durch  Verwaltungsakt  (auf  mittelbarer  (irundlagc 
eines  Rechtssatzes)  sich  vollziehen  kann. 

*•)  LömNO,  Lehrbuch  des  deutscheu  Verwaltungsrechts ,  S.  225 — 228, 
hes.  S.  227,  Anm.  2 ;  v,  Sarwev,  Allgemeines  Verwaltungsrecht  (Marquardsen's 
Handb.  des  öffentl.  Rechts,  II,  1, 1),  S.  26—27;  Seidler,  Budget  und  Budget- 
recht,  S.  184  ff-,  bes.  S.  201  (s.  aber  auch  S.  209  ff.,  und  vgl.  dazu  Labakt) 
in  dieser  Zeitschr.,  I,  S.  188—189). 

*•)  Hiefur  kommt  zunächst  der  Unterschied  zwischen  verbindlichem 
nnd  unverbindlichem  Gesetzesinhalt  in  Betracht ;  sodann,  wenn  der  Inhalt  der 
Bestimmung  ein  verbindlicher  ist,  ob  dieselbe  einen  Rechtssatz  oder  einen 
Verwaltungsakt  oder  einen  Urtheilsspruch  enthält. 

•*)  In  Grünhut's  Zeitschr.,  Bd.  Vm,  S.  25  ff. ;  vgl.  G.  Meyeii's  Lehr- 
buch des  deutschen  Staatsrechts,  2.  Aufl.,  S.  452—453  und  456. 
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Wichtigkeit  der  Unterscheidung  für  die  Regelung  der  Competenz 
der  verschiedenen  Organe  des  constitutionollen  Staates  hervor- 
gehoben, -während  Laband  insbesondere  die  Nothwendigkeit  und 
den  Werth  der  Auseinanderhaltung  der  beiden  Begriffe  für  die 
Auslegung  der  "Worte  „Gesetz"  und  „Gesetzgebung"  in  unseren 
modernen  Yerfassungsurkunden  dargelegt  hat*^);  Jellinek 
(S.  252  ff.)  verbindet  beide  Gesichtspunkte.  Man  muss  aber 
wohl,  im  Anschluss  an  die  von  Prazak  in  dieser  Zeitschrift 
(Bd.  n,  S.  441  ff.,  bes.  488  ff.)  gegebenen  Ausführungen,  noch 
hinzufügen,  dass  der  Unterschied  zwischen  formellem  und  mate- 
riellem Gesetz  auch  vielfach  ein  wichtiges  Hülfsmittel  für  die 
Auslegung  der  einzelnen  Bestandtheile  einer  in  Gesetzesform 
erfolgton  staatUchen  "Willensäusserung  ist:  je  nachdem  dieser 
Willensakt  seinem  materiellen  Grundcharakter  nach  Rechtssetzung 
ist  oder  andererseits  in  den  Bereich  der  Verwaltung,  beziehungsw. 
Rechtssprechung,  fallt,  wird  im  Zweifel  anzunehmen  sein,  dass 
die  einzelnen  Theile  des  Gesetzes  Rechtsnormen  enthalten  oder 
ihnen  die  rechtsschaffende  Bedeutung  fehlt.  In  Betreff  der  Be- 
stimmungen eines  privatrechtlichen  oder  processrechtlichen  oder 
strafrechthchen  Gesetzbuchs  oder  auch  einer  Verfassungsurkunde 
wird  also  (im  Allgemeinen)  eine  Präsumption  fiir  einen  rechts- 
setzenden Inhalt  bestehen;  dagegen  wird  die  entgegengesetzte  Ver- 
muthung  insbesondere  für  die  einzelnen  Positionen  des  Budget- 
gesetzes begründet  sein.  Eine  Annäherung  an  diesen  Gedanken 
ist  vielleicht  auch  in  der  Lehre  Jellineks  über  die  Bedeutung 
des  „nächsten  Zwecks"  für  die  Unterscheidung  von  formellen  und 
materiellen  Gesetzen  zu  erblicken. 

2.  In  seiner  Erörterung  über  den  Weg  der  Gesetzgebung 
hat  Jellinek  zunächst  —  und  nothwendigerweise,  wenn  er  über- 
haupt  die   Formen   der  Bildung  des    gesetzgeberischen  Willens 


")  In  seiner  Schrift  über  das  Budgetrecht,  S.  2 — 11,  für  die  preussischc 
Verfassung;  in  seinem  „Staatsrecht  des  deutschen  Reiches"  (1.  Aufl.,  Bd.  11, 
S.  62  ff. ;  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  669  fi".)  für  die  deutsche  Reichsverfassung. 
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juristisch  behandeln  wollte  —  seine  frühere  Behauptung*'),  dass 
der  Vorgang  der  staathchen  Willensbildung  juristisch  gar  nicht 
erfasst  werden  könne,  aufgegeben;  er  erkennt  jetzt  ausdrücldich 
an  (S.  312),  dass,  während  die  "Willensbildung  der  menschlichen 
Persönlichkeit  ein  innerer,  nur  von  psychologischen  Gesetzen 
beherrschter  Akt  sei,  dagegen  der  Prozess  der  Willensbildung 
juristischer  Personen  und  insbesondere  auch  des  Staates,  weil 
durch  Rechtssätzc  bestimmt,  juristische  Bedeutung  habe. 

In  der  Analyse  des  Gosetzgebungsprozesses  schliesst  er  sich 
eng  den  LABAND'schen  Unterscheidungen  *')  an,  wenn  er  auch  die 
einzelnen  Momente  und  ihr  gegenseitiges  Verhältniss  theilweise 
etwas  abweichend  bestimmt.  Dass  diese  Momente  jedenfalls  nicht 
nothwendigerweise  verschiedene  Stadien  des  Gesetzgebungsweges 
bezeichnen,  wird  wohl  allseitig  zugegeben**).  So  schreibt  auch 
Jellinek  der  Unterscheidung  zwischen  gedanklichem  Inhalt  des 
Gesetzes  und  G^setzesbefehl  staatsrechthche  Bedeutung  nur  für 
die  „auf  monarchischem  Princip  ruhenden"  coiistitutionellen  Mo- 
narchieen,  insbesondere  Deutschlands  und  Oesterreichs ,  und  für 
das  (wesentHch  aus  solchen  Monarchieen  zusammengesetzte  und 
demzufolge)  älmhch  construirte  deutsche  Reich  zu  (S.  314  flf.). 
Meines  Erachtens  prägt  sich  jedoch  dieser  Unterschied,  so  weit 
derselbe  überhaupt  als  ein  zutreffender  und  staatsrechtlich  rele- 
vanter anzuerkennen  ist,  in  dem  Staatsrecht  der  Monarchieen 
des  belgischen  Typus  ebenfalls  aus.  Auch  in  Belgien  und  den 
Staaten  von  ähnlichem  Ursprung,  beziehungsweise  ähiüicher  Ver- 
fassung, steht  den  Kammern  nicht,    vde   Jellinek  meint*')  das 

*•)  L.  V-  d.  St. -Verb  ,  S.  285  ff.  Vj?l.  dagegen  meine  Kritik  in  Griinhut's 
Zeitschr.,  Bd.  XI,  S.  155. 

**)  Labakd,  Staatsr.  des  deutschen  Reiches,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  §§56u.  57; 
2.  Aufl.,  Bd.  I,  §§  54  u.  55. 

**)  Larand  selbst  hat  schon  in  der  ersten  Auflage  seines  Staatsrechts 
auf  die  MögHchkeit  des  ausscrlichen  Zusammenfallous  der  bogrifl'lich  zu  unter- 
scheidenden Momente  raelirfach  hingewiesen  (Bd.  U,  S.  5,  17,  22). 

*»)  8.  211  und  213.    Vgl  oben  S.  9,  Anm.  20. 
Archiv  fSr  öffentliohes  Recht.  lY.  i.  q 
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Recht  der  Gesetzgebung  mit  dem  Monarchen  gemeinsam  zu,  son 
dem  nur  die  Ausühung  dieses  Rechts  ist  eine  gemeinsame'^'), 
und  es  hat  zudem  der  Wille  der  gesetzgebenden  Faktoren  nicht 
gleichen  (reclithchen)  Wertl»  fiii-  die  Entsteliuug  des  fiosetzes, 
da  dem  König  allein  die  Sanktion  des  Gesetzes,  der  Erlass  des 
Gesetzesbefelils  vorbehalten  isf^*),  was  auch  m.  E.  in  der  Sank- 
tionsformel der  Gesetze  deutlich  zum  Ausdrucke  kommt  ***).    Die 


")  Der  auch  in  die  preussischc  Verf.-Urk.  (Art.  62,  Ab«.  1)  überge- 
!^in|g;cno  Säte  der  lielgieuhou  Verfassuujf,  Art.  26,  dass  die  gesetzgebende 
Gewalt  durch  den  König  und  durch  ilie  beidi^n  Kanimera  gemeinscbafllich 
aushöbt  werde,  steht  hier  allerdings  in  engem  Zusammenhange  mit  Art.  35 : 
„Toua  leH  pouvoirs  emanent  de  la  natior.  —  Ils  sont  pxerces  de  la  manit*re 
etublie  par  la  coiistituticu."  Aber  die  ZuriiokiiihruDg  aller  staatlichen  Be- 
fugnisse auf  die  „nation"  bedeutet  juriHÜsch  nur,  wie  auch  Jrllinrk  (S.  210, 
Anm.  8)  im  Anschlus.")  an  den  belgischen  PuWJcisten  (tiron  hervorhebt,  eine 
Anerkennung  der  Staatssouvoränetät;  ülier  den  Träger  der  Staatsgewalt  ist 
damit  nicht»  gesagt.  Die  italienische  Verfassung,  welche  Jellinkk  (S,  313, 
Anm.  1)  in  dieselbe  Kategorie  mit  der  belgischen  stellt,  hat  (wie  die  preusnische) 
keine  dem  Art.  25  der  belgischen  VeHassimg  analoge  Bestimmung  aufgc^- 
nnnimcn,  «oiidem  lässt  dem  Satz  über  die  gemeinschaftliche  Ausübung  dor 
gesetzgebenden  Gewalt  durch  die  drei  Faktoren  (Art.  3)  die  Bestimmung 
vorausgehen,  dass  die  Terfassung  eine  monarchisoh'reprasentative  sei.  —  Vgl. 
auch  die  beiden  folg.  Anmerkungen. 

*')  Belgische  Verf.,  Art.  69  (italienische  Art,  7).  Thonihsen  (La  Con- 
stitution beige  anuotee,  seconde  ed.,  S.21!^)  bemerkt  dazu.  „La  sauction  c«t 
lapprobatiou  donnee  par  le  chef  de  l'Etat  aux  proJets  de  loi  adoptes  par 
les  Cbambres  h'giRlative«.  C'est  Texercice  de  la  prerogative  royale  dans  la 
cunfection  des  hns",  und  hebt  ausdrücklich  hervor,  das«,  auch  wenn  der  von 
den  Kainmeni  angenommene  Gesetzentwnurf  aus  der  Initiative  des  Staats- 
oborbaupt.s  Iiervorpegangen  sei ,  die  königliche  Sanction  für  das  Zustande- 
kommen des  Gesetzes  nicht  eutbehrt  werden  könne  (ebenso  GmoN,  Le  droit 
public  de  la  Belgiqne,  S.  111). 

")  Nach  dem  belgischen  Gesetz  v.  23.  December  1865  lautet  dicsell)«; 
„Lcs  Chand»re9  nut  adnpte  et  uous  sanctionnona  i:e  qui  suit."  —  Jellutes 
(S.  313)  findet  das  Prototyp  für  diese  Formel  (sowie  für  die  im  Wesenthchen 
überein stimmendo  italifniscbe)  in  der  durch  die  französische  Verfassung  von 
1791  vorgeschriebenen:  „L'a8.semblee  nationale  a  decretc,  et  nous  voulons  et 
ordonnons  cc  qui  suit"  Aber  der  Ausdruck  „d^-crete"  besagte  mehr  als 
„adopt^"  ;  sollten  doch  die  dreimal  wiederholten  „decrets"  der  gesetzgebenden 


I 
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begriffliche  Differenz  zwischen  Gesetzesinhalt  und  Gesetzesbefehl 
fallt  aber  überhaupt,  wie  auch  Jellinek  für  die  constitutionellen 
Monarchieen  des  deutschen  Typus  anerkennt  (S.  315  ff.),  nicht 
völlig  mit  der  Verschiedenheit  zwischen  dem  Antheil  der  Volks- 
vertretung und  dem  des  Monarchen  an  der  Schaffung  des  Gesetzes 
zusammen.  Einerseits  giebt  die  Volksvertretung,  indem  sie  den 
G«setzesentwurf  beschliesst,  dem  Wortlaut  und  damit  dem  Inhalt 
dieses  Entwurfes  ihre  Zustimmung  in  dem  Sinne  und  zu  dem 
Zwecke,  dass  derselbe  durch  die  Sanktion  des  Monarchen  Gesetz 
werde");  andererseits  bezieht  sich  der  Gesetzesbefehl  selbstver- 
ständlich nur  auf  den  Gesetzesinhalt  ^*).  Nicht  i-ichtig  aber  scheint 
mir  die  Behauptimg  Jellinek's  (S.  318),  dass  der  Monarch  auch 
im  Gesetze  nur  seinen  Willen  wolle  und  nicht  den  der  Kammern; 
vielmehr  will  er  —  und  dies  ist  insbesondere  für  die  Auslegung 
der  Gesetze  von  Wichtigkeit  —  den  von  ihm  und  den  Kam- 
mern vereinbarten  Gesetzestenor. 

Eigenthümlich  und,  wie  mir  scheint,  verfehlt  ist  JellinEk's 
Auffassung  der  Sanktion.  Bisher  hat  man  allgemein  unter 
der  Sanktion  eine  Willenserklärung  des  Gesetzgebers  ver- 
standen, wie  insbesondere  auch  Laband  dieselbe  mit  der  Erthei- 
lung  des  Gesetzesbefehls  identificirt'^*).  Dagegen  nach  Jellinek's 

Versamtnlung,  sowie  die  „ddcrets"  derselben  über  öffentliche  Abgaben,  ohne 
die  königliche  Sanction  Gesetzeskraft  erlangen. 

")  Dieser  Gesichtspunkt  ist  besonders  von  v,  Sarwky  (AUgem.  Ver- 
waltangsrecht,  S.  24—25)  geltend  gemacht  worden.  Vgl.  jetzt  auch  die 
AaBfuhmngen  Laband'b  in  der  2.  Aufl.  seines  Staatsrechts  des  deutschen 
Reiches,  Bd.  I,  S.  616,  Anm.  2. 

••)  Dies  hebt  jetzt  auch  Laband  (1«  c.  S,  515 — 516)  hervor. 

•»)  Staatsrecht,  1.  Aufl.,  Bd.  n,  S.  5—6  und  S.  10;  2.  Aufl.,  Bd.  I, 
S.  614—517,  S.  520  i.A.  Dadurch  fipeilich,  dass  Laband  (1.  c,  1.  Aufl., 
Bd.  n,  S.  12;  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.522)  die  von  der  Sanction  begrifflich  unter- 
schiedene Ausfertigung  oder  Promulgation  des  Gesetzes  als  , Erklärung  des 
Gesetzeswillens"  deflnirt,  entsteht  leicht  der  Schein,  als  ob  er,  wie  Jellinek, 
die  Sanction  nicht  als  Willenserklärung  auffasse  (in  der  That  interpretirt 
Sktdel,  bayerisches  Staatsrecht  UI,  S.  550,  Anm.  2,  Laband 's  Ausführungen 
in  diesem  Sinne). 

2* 


Ansicht  ist  die  Sanktion  wenigstens  in  der  Monarchie  nur  ein 
innerer  Vorgang  in  der  Person  des  Monarchen'^*)  und  deshalb 
ohne  jede  stsiatsrechtliche  Relevanz;  er  versteht  unter  Sanktion 
nicht  die  Ertheilung  des  Gcsetzesbeiehls,  sondern  nur  den  Entschluss 
des  Monarchen,  den  Gesetzesinhalt  anzubefehlen  (S.  319 — 320).  fl 
Dass  in  nichtmonarcliischen  Staaten  die  Sanktion  durch  einen  ™ 
in  juristisch  wahrnehmbaren  Formen  erscheinenden  Collegial- 
beschluss  ertheilt  wird,  kann  sich  Jellinek  allerdings  nicht  ver- 
hehlen (S.  320  Anm.  9)-,  jedoch  auch  in  einem  solchen  Beschluss 
findet  er  nicht  die  Erklärung  des  Gesetzesbefelds ,  sondern  nur 
den  Entschluss  und  Befehl  (an  das  zur  Ausfertigung  berufene 
Organ)  zur  gesetzgeberischen  Willensäussening.  Aber  wie  ist 
mit  Jellinek's  Auffassung  zu  vereinigen,  dass  zahlreiche  Ver- 
fassungsurkunden resp.  Gesetze  constitutioneller  Monarchieen  über 
die  Sanktion  der  Gesetze  —  also  nach  Jellinek'ö  Theorie  über 
einen  rechtlicher  Normining  entzogenen  und  rechtlicher  Bedeutung 
entbehrenden  Vorgang  —  Bestimmungen  treffen,  insbesondere 
nicht  nur  dieselbe  ausdrückhch  dem  Monarchen  zuweisen,  sondern 
aucli  die  Form,  die  Zeit  der  Ertheilung  derselben  u.  s.  w.  regehi*'')? 
Jellinek  selbst  hat  siuch  seine  mit  grosser  Entschiedenheit  vor- 
getragene Ansicht  keineswegs  consequent  festgehalten.  S.  361 
chaiaktcriairt  er  die  Unterzeichnung  der  Urkunde  eines   Statits- 


'•)  "Wenn  auch  iiuderc  Schi-iftateller  die  Sanction  als  üineren  Vorgang 
l>ezcickncnf  so  meineu  aie  damit  einen  „Vorgaag  im  Schosse  der  Staats- 
gewalt" (H,  ScHOi^ZE,  PreuHsisches  Stftatsrecht  Bd.  ü,  S.  293). 

*')  Vgl,  z.  B.  die  auaführlichcu  Be8tijmnuag(.'u  dor  fjPHiizöaiBchcn  Ver- 
fassung von  1791,  titre  EQ,  chap.  111,  srct.  III  „De  la  sanction  royale".  Die 
bayerische  Verfassungaurkundc  voü  1818,  Titel  VH,  §  3U,  bestimmt:  „Der 
König  »Hein  sanctionirt  die  Gesetze" ;  nach  dem  Gesetze  v.  19.  Januar  1873, 
Art.  40,  ertheilt  oder  verweigert  der  KÖtiig  den  Gesetzentwürfen,  welche  die 
Zustimmung  beider  Kammern  erhalten  habe»,  seine  Sanction  entweder  «o- 
gleich  nach  der  Vorlage  eines  joden  einzelnen  Gesammtbescldusses  oder 
spätestens  beim  Schlüsse  der  Versamndung  im  Landtags-Abschiede.  Ueber 
die  belgische  Verfassung,  Art.  69,  und  das  belgische  Gesetz  v.  33.  December 
18fi5,  B.  oben  S.  18,  Amn.  52. 
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veitrags  durch  den  Ratificirenden,  welche  doch  unzweifelhaft  eine 
Willenserklärung  ist,  als  ein  Analogon  der  Sanktion  des  Gesetzes. 
Seite  332  schreibt  er  der  Ablehnung  der  Sanktion  von  Seiten 
des  Monarchen  eine  tiefgreifende  staatsrechtliche  Wirkung  zu  und 
erklärt  er  femer,  dass  die  Sanktion  nur  unbedingt  ertheilt  werden 
könne  —  Behauptungen,  welche  mit  seiner  AufEassung  der  Sank- 
tion als  rein  psychologischen  Vorgangs  nicht  in  Einklang  zu  bringen 
sind.  Ebenso  ist  mit  Jed.inek's  Ansicht,  dass  der  Sanktion 
keine  rechthche  Bedeutung  zukomme,  nicht  zu  vereinigen  die 
Behauptung,  der  Ausstellung  der  Gesetzesurknnde  gehe  voraus 
die  Constatirung,  „daas  ein  Gesetz  zu  Stande  gekommen  sei" 
(8.  321),  sive  „der  verfassungsmässigen  Existenz  des  Gesetzes" 
(8.  322).  Richtig  ist  ja  vielmehr  andererseits,  dass  dui'ch  die 
Sanktion  das  Gesetz  nicht  perfekt  wird  (8.  319  und  321),  worauf 
insbesondere  schon  H.  Schulze  hingewiesen  hat.  Aber  wenn 
auch  die  Sanktion  nicht  der  letzte  Akt  in  dem  Entstehungspro- 
des  Gesetzes  ist,  so  ist  sie  doch  kein  blosser  Vorbereitungs- 
sondern,  wie  auch  die  herrschende  Lehre  annimmt^"),  der 
für  die  Entstehung  des  Gesetzes  massgebende  Akt;  alle  weiteren 
Akte,  insbesondere  (he  Ertheilung  des  Publikationsbefehls  und  die 
Vollziehung  dieses  Befehls,  erscheinen  als  die  natüi'lichen  und 
rechthch  nothwendigen  Consequenzen  der  Sanktion,  welche  freilich 
durch  einen,  dem  Monarchen  regelmässig  freistehenden*"'),  Wider- 


**)  PreuBs.  Staatsreclit  LI,  8.  222-,  Lehrb.  des  deatschen  Staatsrochts  I, 
&.  5fi(5. 

Vgl.  St.  b.  ScHMriTHENNEB,  Grundlinien  des  allgemeinen  Staatsrechts, 
und  526 ;  H.  Schclze  an  den  eben  anguf.  Stellen  i  G.  Meykr,  Lehrb. 
de*  dcotachen  Staatsrecht«,  2.  Aufl.,  S.  461;  Laband,  Staatsrecht,  2.  Aufl., 
Bd.  I,  8.  517  und  543;  Giebke  in  Grünhat 'b  Zeitsclir.,  Bd.  VI,  8.  22Ö  (mit 
Beaidraziknng  auf  die  constitutioncUe  Monarchie). 

•")  H.  Schulze  an  den  angef.  Stellen ;  v.  Rünnk,  Staatsrecht  der  preuss. 
Honarchie,  L  AuÜ..  Bd.  I.  S.  391-392;  Seydkl,  Bayer.  Staatsrecht  III, 
8.  66t.  Aosnahnien  von  diesem  Satze  sind  zu  statuiren,  wenn  die  Sanctiun 
knft  Recbtasfttües  in  Gegenwart  der  Vnlksvertretmifr  ertheilt  oder  der  Volks- 
Tertretnu|r  mitgetheilt  wird.     Die  generelle  BeJiauiitnng  8En)LBEV  (1.  c.  S,  195 
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ruf  der  Sauktion  hinfällig  werden.  Formell  bindende  Kraft  gegen- 
über dem  Moiiarclion  erhält  das  Gesetz  ei"st  durch  die  geschehene 
Publiliatiou,  durch  die  erfolgte  Ausgabe  der  Numnier  der  Gesetz- 
saiTimlung,  in  welcher  das  Gesetz  abgedi-uckt  ist.  "Weuu  JellInek 
den  Pubhkationsbofehl  für  die  monarchischen  Staaten  als  den 
juristischen  Geburtsmonieiit  des  Gesetzes  bezeichnet  (S.  327 — 328), 
weil  der  Monarch  nunnielir  von  dem  Gesetz  nicht  mehr  zurück- 
treten könne,  so  ist  die  letztere  Behauptiuig,  und  folglich  auch 
der  daraus  gezogene  Schluss,  unbewiesen;  dieselbe  ist  aber  aach, 
gi'uiidsätzlich  bedenklich,  weil  der  Publikationsbofehl  nur  inner- 
ludb  des  Regierungsorganismus  sich  äussert. 

Jellinek's  Versuch,  die  Sanktion  zu  einem  rein  seelischen 
Vorgang  zu  degradii'en,  erscheint  als  ein  Rest  seiner  früheren 
Theorie  von  der  rechtlichen  Unerfassbarkeit  der  staatlichen  Willens- 
bildung. Man  wird  aber  kaum  in'c  gehen,  wenn  man  denselben 
auch  in  ZusHmnicnhang  bringt  mit  der  tiefgreifenden  juristischen 
Bedeutung,  welche  Jkllinek,  in  enger  Anlehnung  au  Laband's 
Lehre*'),  der  Ausfertigung  des  Gesetzes  zuschreibt,  unter 
dieser  Bezeichnung  will  er  (S.  321)  drei  Momente  des  Gesetz- 
gebungsprozesses zusammenfassen:  die  Constath-ung ,  dass  ein 
Gesetz  zu  Stande  gekommen  sei ;  die  Ausstellung  der  Gesetzea- 
urkunde;  che  Anordnung  der  Publikation.  Spraclilich  jedoch 
scheint  es  mir  nicht  gerechtfertigt,  den  PublikationsbefeU  unter 
der  Ausfertigung  mitzubegreifen,  wie  ja  auch  die  Deutsche  Reichs- 


bifl  196),  dus  der  Monarch  die  critiüiltc  Saiiction  uicht  rt'vocii'CD  knuue, 
acbc'iini  mir  nDzutreßcnd  zu  soin,  eo  lange  dio  Eribeilimg  roclitlicli  gar  uicht 
auH  dem  Regierungsorganismas  herausf^etrcten  iat  (vgl.  auch  die  im  Text 
sogleich  TolgeDdo  Ausführung  gegen  .Jelunek's  Ansichl,  dass  die  formelle 
Gesetzcskrafl  mit  dem  PiiMikatiouslKjfohl  au  wirkou  beginne). 

«')  Staatsrecht,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  lü  11.  imd  S.  41  IT.  (2.  Auil.,  Bd.  I, 
S.  522  ff.,  S.  649  ff.).  Die  vielangefeiudete  Bezeichnung  „Promulgatiün"  hat 
Laband,  wie  schon  in  seiner  kvirzercu  Bearbeitung  des  deutachcu  Rcichs- 
Btaatsrechts  bei  Marquardscu  (II,  I,  S,  73  und  77),  in  dor  2,  Aull.  des  gi'össereu 
Werke»  durch  „Ausfertigung"  ersetzt. 
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TerfassuDg  beide  Akte  neben  einander  erwähnt'*).  Die  Aosstel- 
lung  der  Gesetzesurkunde  ist  erforderlich,  weil  das  Gesetzesrecht 
jus  scriptum  ist;  auch  wenn,  wie  heutzutage  regehnässig,  die 
Publikation  des  Gesetzes  durch  den  Druck  geschieht,  ist  doch 
eine  Originalurkunde  als  massgebende  Grundlage  für  den  Druck 
unentbehrlich.  Dass  die  Verfassungen  und  Gesetzgebungen  zahl- 
reicher constitutioneUer  Staaten  keine  Normen  über  die  Aus- 
fertigung der  Gesetze  enthalten*'),  erklärt  sic.li  zum  Theil  aus  der 
weitverbreiteten  Anschauung,  dass  dem  publicirten  Gesetzestext 
vermöge  der  Publikation  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Abweichungen 
von  der  Originalurkunde  Gesetzeskraft  zukomme"*),  zum  Theil 
daraus,  dass  im  monarchischen  Staate  Sanktion  und  Vollziebimg 
der  Gesetzesurkunde  regelmässig  zusammenfallen.  Indem  aber 
die  Ausfertigung,  mag  dieselbe  in  der  Sanktion  mitenthalteu  oder 
ein  von  dieser  gesonderter  Akt  sein,  den  zu  publicirenden  Text 
in  rechtlich   bindender  Weise  fixirt,  bekmidet   sie  zugleich,  dass 


**)  Wetui  Laband,  trotz  stArker  Hervorhebung  tüuscs  UmBtaudes  (vgl. 
inbM.  bei  Makquahosen  8.  77,  Aum.  I),  doch  aanimnit,  da«»  der  Ver- 
kilid^angsbefchl  des  Kaisers  in  der  Ausferti|C^uug  stillscliwcigcnd  mitonthaittiii 
•ei,  '»•>  kann  ich  dem  nicht  hcistinimeu.  Wird  der  Verkündi^ningsbcfchl  nicht 
snndriickhch  ortheitt,  bo  musB  ilocli  jcdoiifaJls  zu  der  Ausfertigung  die  lieber- 
gmbo  der  Gesetzesui-kuride  an  den  Reichskauzier  hiuztütomincD  (vgl.  auch 
JgUAXOL,  S.  327  g.  E.) 

*)  Zu  diesen  Staaten  zählt  Jellinkk  (8.  325  und  327}  aaoh  Oeater- 
reieb.  Mit  Recht  aber  folgern  andere  Scliriftstcller  (Bubckhakd,  System  de» 
österrcidiisnhen  Privatrcchtfl  I,  S.  94;  Tkzser  iu  den  Jurtet.  Blätieni  1887, 
Xr.  4)  aus  der  BeBtinminug  des  Staatsgrtiudgesotzes  v.  21.  Dezember  18ö7, 
ibcr  die  Kcgienmgs-  und  VoUzugtigewalt,  Art.  10:  „Die  Kuucbnachimg  der 
G«Mit<e  erfolgt  ....  unter  Mitfertigung  eines  verautwortlicheu  Mimstens", 
(eigentlichen)  Publikation  des  Gesetzes  eine  kaiserliche  Ausfertigung 
ahen  soll. 

••)  Die  Bedenklichkeit  dieser  Ansicht  ist  treffüch  nachgcwießen  von 
TlcU!X&  tn  dem  eben  schon  citirten  Aufsätze  (Jurist.  Blatter  1887,  Nr.  4-9, 
bot.  Nr.  5).  Vgl.  jetzt  auch  Laband,  Staatsrecht,  'i.  Aufl ,  Bd.  I,  S.  Ö64; 
iJer  Annahinc  desselben,  dass  Art.  2  der  deutschen  Reiehsverfassnng  eine 
praeiiumtio  legis  et  de  lege  füi'  die  Richtigkeit  des  im  Reichsgesctzblatt  ge- 
druckten Textes  statuire,  kann  ich  mich  jedoch  nicht  anschlieBsen. 
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ein  Gesetz  dieses  Wortlauts  den  für  die  Entstehung  von  Gesetzen 
vorgeschriebenen  Weg  —  abgesehen  von  der  Publikation  —  durch- 
gemacht hat.  Einer  solchen  Constatirung  wird  naturgemäss  vor- 
ausgehen eine  auf  das  Vorhandensein  der  zu  bekundenden  Momente 
gerichtete  Prüfung.  Insoweit  sind  ohne  Zweifel  die  Ausfuhrungen 
Laband's  und  Jellinek's  (S.  321  ff.)  über  die  Ausfertigung  als 
richtig  und  die  Erkonntniss  des  Gesetzgebungsprozesses  fordernd 
anzuerkennen  •*).  Zutreffend  ist  auch  die  Behauptung  ( Jellinek, 
S.  324),  dass,  wo  das  zur  Ausfertigung  berufene  Organ  mit  dem 
sanktionirenden  nicht  identisch  ist,  dasselbe  dem  angebUchen 
Gesetz,  welches  sich  bei  der  Prüfung  als  nicht  verfassungsmässig 
zu  Stande  gekonmien  erweist,  die  Ausfertigung  zu  verweigern 
berechtigt  und  verpflichtet  ist;  die  analoge  Pfhcht  hat  aber  auch 
der  constitutionelle  Monarch,  ehe  er  Sanktion  und  Ausfertigung 
ertheilt,  wenn  er  findet,  dass  der  Prozess  der  Gesetzgebung  in 
der  Volksvertretung  nicht  verfassungsmässig  verlaufen  ist  (vgl. 
auch  Jellinek,  S.  402).  Dagegen  kann  ich  mich  nicht  der 
Ansicht  anschliessen,  dass  das  durch  die  ert heilte  Ausfertigung 
bekundete  positive  Resultat  der  Prüfung  bei  dem  Fehlen  ent- 
gegengesetzter Bestimmungen  einer  „Ueberprüfiing",  insbesondere 
auch  von  Seiten  der  Gerichte,  nicht  unterliege  (Jellinek  S.  402  ff.). 
Die  Frage  des  richterüchen  Prüfiingsrechts  in  Bezug  auf  Gesetze 
wird  aber  besser  —  wie  dies  auch  von  Seiten  Jellinek's  ge- 
schehen ist  —  in  Verbindung  mit  der  Prüfung  der  Rechtsgültig- 
keit von  Verordnungen  erörtert  werden  (s.  unten,  6). 

3.  Die  Probleme  des  Budgetrechts  betrachtet  Jellinek 
(S.  276)  mit  Recht  als  Feuerprobe  für  jede  Theorie  der  Natur 
des  constitutionellen  Gesetzes.  Da  seine  Gesetzestheorie  in  ihren 
Grundzügen  auf  den  hauptsächhch  durch  Laband  entwickelten 
und  zur  Geltung  gebrachten  Anschauungen  beruht,  so  zeigt  natur- 
gemäss auch  seine  Auffassung  des  Budgetrechts  einen  weitgehenden 

")  Von  mehreren  Gegnern  der  LABAND^schen  Promulgationstheorie  ist 
dies  wohl  nicht  genügend  geschehen. 
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Anschlnss  an  die  von  Läband**)  sowie  in  wesentlicher  Ueber- 
einstimmung  mit  diesem  von  Gneist^"^  aufgestellte  Budgetlehre. 
Das  Etatgesetz  ist  principiell  formelles  Gesetz  (S.  284 — 286); 
die  Etatgesetzgebung  ist  inhaltlich  gebunden  an  die  bestehenden 
Gesetze  (8.  286—289);  ein  Recht  der  Budgetverweigerung,  ins- 
besondere der  Steuerverweigerung,  giebt  es  nicht  (S.  289 — 290); 
soweit  das  Etatgesetz  auf  bestehenden  Gesetzen  beruht,  hat  es 
nicht  den  Charakter  einer  Vollmacht  für  die  Einanzverwaltung, 
sondern  nur  den  einer  Bedingung  der  verfassungsmässigen  Finanz- 
verwaltung (S.  291 — 294):  in  diesen  Hauptsätzen  steht  Jellinek 
durchaus  auf  dem  Boden  der  GNEiST-I/ABAND'schen  Lehre.  In 
eine  grundsätzliche  Opposition  zu  derselben  tritt  er  nur,  soweit 
es  sich  um  die  Frage  handelt,  was  im  Falle  des  nicht  zu  Stande 
gekommenen  Etatgesetzes  B,echtens  ist:  für  einen  solchen  Fall 
gibt  es  nach  Jellinek's  Auffassung,  wenn  nicht  verfassungs- 
mässig besondere  Vorsorge  für  denselben  getroffen  ist,  keine 
joiistasche  Lösung  (S.  296  ff.);  insbesondere  darf  die  Regierung 
alsdann  auch  nicht  die  gesetzlichen  Ausgaben  leisten  (S.  302). 

Im  Ganzen  scheinen  mir  die  Ausführungen  Jellinek's, 
nicht  nur  sofern  sie  der  bezeichneten  Lehre  sich  anschliessen, 
sondern  auch  sofern  sie  derselben  entgegentreten,  das  Richtige  zu 
treffen ;  immerhin  aber  bedürfen  sie  nach  meiner  Ansicht  in  zwei 
Punkten,  welche  sich  auf  das  Verhältniss  des  Etatgesetzes  zu 
den  bestehenden  Rechtsnormen  beziehen,  einer  Ermässigung,  und 
zwar  nach  verschiedenen  Richtungen.  Einerseits  imterschätzt, 
andererseits    überschätzt  Jellinek    die   Bedeutung    des   Etat- 

**)  Zuerst  in  seiner,  schon  mehrfach  im  Vorhergehenden  angeführten, 
Schrift  über  das  Budgetrccht  nach  den  Bestimmungen  der  preussischen  Ver- 
fiusungsurkunde  1871;  dann  in  Htrth'h  Annalen  1873,  S.  624  ff.,  und  in 
seinem  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  III,  2,  S.  339  ff. 

")  Budget  und  Gesetz  1867;  Gesetz  und  Budget  1879;  Artikel  „Budget" 
nnd  „Steuerverweigerung"  in  Holtzendobff's  Rechtslexikon,  3.  Aufl.,  I, 
8.  427  ff.,  und  HI,  S.  792 ff.;  Euglisches  Verwaltungsrecht,  3.  Aufl.,  11, 
S.  714  ff. 
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gesetzes  gegenüber  den  dauernden  gesetzlichen  Institutionen,  auf 
denen  ein  grosser,  ja  in  der  Regel  tiberwiegender  Theil  der  Staats- 
ausgaben beruht. 

Für  die  Erkcnntniss  der  juristischen  Natur  und  Bedeutung 
des  Etatgesetzes  und  für  die  rechtUche  Würdigung  des  Antheils 
der  Volksvertretung  bei  der  Feststellung  desselben  ist  der  von 
Jellinek  (S.  261  fF.)  eingehend  erörterte  BegriiF  der  gebun- 
denen Gesetzgebung  kaum  weniger  wichtig  als  der  des  formellen 
Gesetzes.  Beide  Begriffe  stehen  in  einem  engen,  wenn  auch  nicht 
durchgreifenden,  Zusammenhange,  welcher  m.  E.  von  Jellinek 
(S.  276  und  S.  288)  nicht  genügend  anerkannt  wird.  Insofern 
das  formelle  Gesetz  einen  Yerwaltungsakt  oder  ein  richterliches 
Urtheil  enthält,  ist  es  inhaltUch  gebunden  an  die  bestehenden 
Rechtsnormen'®)  und  bezweckt  vielfach  sogar  nur  deren  Durdi- 
führung°").  FreiHch  kann  auch  das  (wesentlich)  formelle  Gesetz 
Bestimmungen  aufnehmen,  welche  von  den  geltenden  Rechtsnormen 
abweichen,  beziehungsweise  diese  abändern  ^°);  aber  dann  hat 
insoweit  der  betreffende  gesetzgeberische  Akt  den  Charakter  eines 
materiellen  Gesetzes.  Andererseits  geben  jedoch  die  beiden  Be- 
griffe der  gebundenen  und  der  formellen  Gesetzgebimg  insofern 
nicht  parallel,  als  auch  für  die  materielle  Gesetzgebung  durch 
Gesetze,  und  zwar  nicht  nur  dui*ch  solche  höherer  Ordnung,  bin- 
dende Direktiven  gegeben  werden  können.  Diesen  Nachweis  ver- 
danken wir  F.  VON  Martitz''),  welchem  es  allerdings  nicht  ge- 


'^)  Mit  Recht  weist  Jellinks  (S.  267)  darauf  hin,  dass  häufig  praktische 
Erwägungen  den  Gesetzgeber  veranlassen,  allgemeine  inhaltliche  Regeln  für 
Akte  der  rein  formellen  Gesetzgebung  (z.  B.  für  die  private  bills  in  England) 
aufisustellen. 

"*)  Dies  ist  der  Fall,  wenn  den  Inhalt  des  formellen  Gesetzes  ein  rich- 
terliches Urtheil  oder  ein  lediglich  in  die  Kategorie  der  Vollziehung  fidlender 
Yerwaltungsakt  bildet. 

")  Ueber  die  entgegenstehende  Präsumtion  s.  oben  1  a.  E. 

")  In  seinem  Aufsatz  „über  den  constitutionellen  Begriff  des  Gesetzes 
nach  deutschem  Staatsrecht"  (Separatabdruck  aus  der  Zcitschr.  f.  d.  gcs. 
Staatswissonschaft  1880),  S.  53  ff. 
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ist,  damit  aurh  die  Hinfälligkeit  der  Unterscheidung 
zwischen  formellem  und  materiellem  Gesetz  überhaupt  darzuthun. 
Den  Behauptungen  mehrerer  Schriftsteller^*),  dass  ein  einfaches 
Gesetz  (welches  nicht  von  einer  liöheren  Bundes-,  resp.  Staats 
gciwalt  ausgegangen  ist)  nur  die  einzelnen  gesetzgebenden  Faktoren, 
aber  nicht  „den  Gesetzgeher"  binden  könne,  ist  Jkllinek 
(8.  262  in  der  Anmerkung)  mit  Glück  entgegengetreten:  insbe- 
sondt>rc  weist  er  treffend  dai-auf  liiii,  dass  aus  der  Befugniss  des 
Gesetzgebers,  das  ihm  Verpflichtungen  auferlegende  Gesetz  auf- 
zuheben (resp.  im  einzelnen  Falle  davon  abzugehen  —  S.  268), 
nicht  folgt,  dass  er  an  dieses  Gesetz,  so  lange  (und  so  weit)  das- 
Ibe  besteht,  nicht  gebunden  sei.  Die  Bedeutung  des  Begriffs 
»r  durch  Gesetze  gebundenen  Gesetzgelnuig  macht  sich  freilich, 
und  so  insbesondere  auch  bei  dem  Budgetgesetsse,  hauptsäclilich 
in  dem  Falle  geltend,  dass  zwischen  den  gesetzgebenden  Faktoren 
über  die  Frage,  ob  das  bestehende  Gesetz  befolgt  oder  beseitigt 
wcnle«  soll,  keine  Uebereinstimmung  zu  erzielen  ist,  indem  dann 
derjenige  Faktor,  welcher  die  Befolgung  verlaugt,  rechtlich  den 
isschlag  gibt. 

Dass  die  periodische  Budgetgesetzgebung  ratio riellerweiso 
keine  völh'g  freie  sein  kann,  sondern  wenigstens  an  gewisse  dauernde 
staatliche  Institutionen  gebunden  sein  niuss,  haben,  wie  Jellinek 
in  interessanter  Darlegung  (S.  146  ff.,  vgl.  S.  277  ff.)  zeigt,  selbst 
die  Staatsmänner  der  französischen  Revolution  und  die  unter 
rem  EiuHuss  zu  Stande  gekommenen  Staatsverfassungen  nicht 
rkannt.  "Wenn  die  letzteren  uichtsdestoweniger  jährliche 
Bewilligung  der  Steuern  sanktionirt  haben,  so  war  dafür  nicht 
sowohl  der  Grundsatz  der  Volkssouveränetät"),  als  die  verzweifelte 
Finanzhige  massgebend.  Ebenso  waren  es  wesentlich  finanz- 
politische Gründe,   in  Verbindmig  mit  den  alten  ständischen  Re- 


")  O.  MEYKB'e;  EisEXK'b-,  Sei.JQMANN'8. 

^*)  Auf  dioscu  hat  itisbee.  (iNKisT  (s.  Damentlicb  „Uesetz  und  Budget", 
8.  1 18  ff.)  doB  fraozütiisch-bel^psche  Budgetrecbt  zurückg'ciuhrt. 
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miniscenzen  sowie  der  Opposition  gegen  das  den  Einflus3  d€ 
Volksvertretung  auf  die  Finanzen  last  illusorisch  machende  Bud- 
getrecht des  Königreichs  der  Niederlande,  wodurch  die  Aufnahme^ 
der  jährlichen  Steuerbewilligung  in  die  belgische  Verfassung  be'S 
stimmt  wurde  (S.  163  ff.).  In  den  deutschen  Mittelstaaten  (so- 
wie manchen  deutschen  Kleinstaaten)  haben,  wie  schon  von  meh- 
reren Schriflstelleni '*)  hervorgehoben  ist,  hauptsäcldich  die  Er- 
imierungen  an  das  frühere  ständische  Steuerbewilligungsrecht  daliin 
geführt,  die  Erhebung  der  Steuern'*)  von  periodischer  Bewilligung 
abhangig  zu  machen.  Aber,  wie  Jellinek  richtig  betont  (S.  287, 
293 — 294),  auch  in  den  constitutionellen  Ländern,  wo  die  Abgaben- 
gesetze leges  annuae  sind,  beziehungsweise  einer  jährlichen  VoU- 
zugsclausel  bedürfen"'"),  ist  die  Bewilligung  der  zur  Deckung 
der  rechtlich  nothwendigen  Ausgaben  erforderlichen  Einnahmen 
Rechts  p  flicht. 

Die  bßdeiikhchen  Partieeii  der  Budgettheorie  Jellinek's^^ 
liegen,  wie  ich  schon  angedeutet  habe,  in  der  Behandlung  derfl 
rechtlich  nothwendigen  Ausgaben.  Zu  einem  richtigen 
Besultate  konnte  er  hier  m.  E.  gar  nicht  gelangen,  weil  er  zwei 
wesentlich  verschiedene  Kategorieen  der  gesetzhchen  Ausgaben 
nicht  unterscheidet.  Mit  Recht  haben  insbesondere  Laband") 
und  H.  Schulze  '^)  darauf  hingewiesen,  dass  iiui-  fllr  einen  Theil 

'*)  Uneist,  OesetK  and  Budget,  S.  136  f!.;  H.  Schulze,  Lehrbuch  des 
deutschen  Staatsrecht«  I,  S.  585 — 686-,  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutfiuhi 
Staatsrechts,  2.  Aufl.,  S.  607. 

")  In  Bayern  nur  der  direkten  Steuern. 

*•)  DasB  eine  solche  auch  in  Oesterreich  für  die  Stouererhebunji:  erfor-' 
derlich  sei,  folgert  Jelunkk  (S.  176  und  S.  293,  Anm.  18),  wie  vor  ilun 
Seidler  (1.  c.  S.  181 — 183  und  S.  226)  aus  der  Bestimmmig  des  rcvidirteu 
Uniudgesetzea  über  die  Reiehsvortretung  v.  21.  Dezember  18(i7,  §  11  c,  wo- 
nach zum  Wirkmigskreiae  des  Reichsratlief  gehört  „die  jährliche  Bewilligung 
der  einzuhebenden  Steuern,  Abgaben  und  Getälle". 

fT)  Budgetrecht,  S.  36  ff.;  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  m,  2, 
S.  372-373. 

'"')  Freussisches  Staatsrecht  II,  S.  438—439;  Lehrbuch  des  deutsche: 
Staatsrecht«  I,  S.  588—589. 


1 


—     29     — 

der  Ausgaben ,  welcbe  zur  Aufrechterhaltung  und  Durchfülirung 
der  bestehenden  Gesetze,  resp.  geaetzmässigen  Institutionen,  er- 
forderlich sind,  auch  der  während  der  Finanzperiode  zu  verwen- 
ide  Betrag  feststeht,  während  für  einen  andeni  Theü  dieser 
erst  durch  das  Budgetgesetz  festzustellen  ist.  Hinsicht- 
lich der  ereteren  Kategorie  von  Ausgaben  ist  die  Budgetgesetz- 
gebung  durchaus  rechthch  gebundene  Gesetzgebung :  kein  Faktor 
der  Gesetzgebung  kann  sich  rechtlich  weigern,  die  betreffenden 
Betrage  —  z.  B.  für  die  Verzinsung  der  Staatsschuld,  für  die 
dviüiste,  fiir  die  Beamtengehälter")  —  in  das  Etatgesetz  auf- 
vmdaDSa^).  Meist  wird  dritten  Personen  —  so  in  den  oben 
aDgof&hrten  Beispielen  den  Staatagläubigern,  dem  Monairhen,  den 
Staatsbeamten  —  ein  klagbares  Recht  auf  den  Bezug  dieser 
Summen,  resp.  von  Theilboträgen  derselben,  zustehen  \  aber  dieser 
Gesichtspunkt  ist  nicht  entscheidend-,  auch  wenn  etwa  durch  die 
Verfassung  oder  durch  ein  (einfaches)  Gesetz  auf  längere  Zeit 
ein  jährliches  Paiischquantum  tur  einen  ganzen  Verwaltuiigszweig**) 
oder  für  bestimmte  sachliche  Ausgaben  festgesetzt  ist,  sind  die 
gesetzgebenden  Faktoren  verpflichtet,  den  Betrag  in  den  Jahres- 
etat einzustellen.  Die  Aufnahme  solcher  durch  bestehende  Ge- 
setze fixirten  Ausgabenheträge  in  das  Etatgesetz  hat  zunächst 
den  Zweck,  die  Forderung  der  Finanzpolitik,  beziehungsweise 
dner  entsprechenden  Verfassungsbestimmung  •**) ,  dass  das  Etat- 
gaetz  alle  während  der  Finanzperiode  zu  leistenden  Ausgaben 
cfothalten  soll,  zu  erfüllen;  für  die  einzelnen  botreffenden  Posten 
hat  sie  rechtlich  die  Bedeutung  der  Anerkennung  einer  vorbfin- 
•lenen  Rechtspilicht.  —  Wesentlich  smders  aber  sind  die-jenigen 
Ausgaben  zu  beurtheüen,  welche  für  gesetzliche  Zwecke  erforder- 

^  Soweit  diese  rechtlich  feetstehcD. 

•)  Die«  gibt  auch  v.  Rönne  (1.  c  I,  S.  603)  zu. 

**)  Wie  für  den  Militäretat  im  nortldeutschen  Bunde  umJ  im  deutseben 
Ri^iche  biM  zn  Ende  des  JdiroH  1674. 

•*)  Vielerörterte  Beispiele  geben  die  preuss.  Verf.-Urk.,  Art.  99,  und 
die  deiit«clte  ReichatverfMsaog,  Art.  69. 
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lieh  sind,  deren  budgetmässiger  Betrag  aber  erst  durch  das  Etat- 
gesetz fixirt  wird;  dies  ist  auch  dann  der  Fall,  wenn  die  fiir  den 
Zweck  während  mehrerer  Finanzperioden  zu  vorwendende  (Tesanmit- 
summe,  aber  nicht   deren  Vertheilung    auf  die   einzehien  Finanz-_ 
Perioden,   feststeht"').     Indem    das  Etatgesetz    bestimmt,   welcl 
Summe  für  den  rechtlich  nothwendigcn  Zweck  in  der  Etatsperiod^ 
verwendet  werden  darf,  resp.  soll,  erthcilt  es  mit  der  Anerkennunj 
der  rechthchen  Nothwendigkeit  des  Zwecks  zugleich  die  Ermäcl 
tigung,  resp.  Anweisung,  die  bestimmte  Summe  für  diesen  Zwec 
auszugeben.     Selbst  wenn  nur  das  faktisch  für  den  Zweck  Unent- 
behrliche  „bewilligt"    wird,   liegt   dainn   die   Ausübung  eines   Er- 
messens; dazu  kommt  die  regelmässige    praktische  Ilnmöghchkeit 
einer  scharfen  Äbgi'enzung   zwiachen  dem  thatsächlich  Nothwen- 
digen  und  dem  Angemessenen,  resp.  Nützlichen.     Die  geaetzhch 
feststehende    Institution    bildet    in    diesen    Fällen    allerdings    di< 
Grundlage  für  die  Feststellung  der  betreffenden  Etatposten  *")! 
aber  auf  dieser  Grundlage  bewegt  sich  die  Thätigkeit  der  geseta 
gebenden  Faktoren  bei  der  Feststellung  des  Etats  mit  relative] 
Freiheit.    Für  die  Staatsregierung  ist  die  budgetmässige  Fest 
Stellung  der  betreffenden  Summen,  ebenso  wie  der  rechtUch 
freier   Bewilligung   unterliegcinden,   nicht   nur   redithche   Voraus 
Setzung  (Bedingung  nacl»  Jeujnek's  Bezeichnungsweise),  sondern 
auch  örsache   der  AusgabebcfugnisS;    d.    h>   Ermäch tigun gl 
denn  die  bestehenden  Gesetze  enthalten   in    solchen  Fällen    wolil 
eine  bindende  Direktive   fiir  die  Etatgesetzgebung,   aber  sie  con-« 
stituiren  nicht,  \ne  insbesondere  Lajiand  *^)  annimmt,    eine  (coi 
crctc)*^)  Verausgabungsbefugniss    der    Regierung.      Wenn    au( 


")  Labakd,  Staatsrecht  IIT,  2,  8.943,  and  die  dort  in  Aom.  3  citii 
Bciapiclo  aus  dor  Reichsgesetagelmng. 

"^j  Eirn?  auadrijcklichc  Anerkennung  hat  bckaimtUch  diese«  Princip  il 
einer  spcciellen  Beziehung  erhalten  durch  die  dcatsche  Reichsverfiofisung 
Art.  62.  Abs.  4. 

*)  Staatsrecht  HI,  2,  S.  370-878. 

"*)  In  abstracto  ist    die  Regierung  krail  ihrer  ailgemeitiim  rechtlichMi 
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Jellikek,  obgleich  er,  wie  sofort  näher  dargelegt  werden  wird, 
eine  solche  unmittelbar  aus  den  bestehenden  Gesetzen  heiTor- 
gefaende  Befugnis»  der  Regierung  nicht  anerkennt,  doch  den  Voll- 
machtscharakter  des  Etatgesetzes,  „sofern  es  auf  bestehenden 
Gesetzen  beruht",  schlechtliin  bestreitet  und  nur  für  diejenigen 
Ausgaben  einräumt,  zu  deren  Aufnahme  in  das  Etatgesetz  eine 
rechtliche  Verpflichtung  nicht  besteht  (8.  294),  so  dehnt  er,  was 
für  die  eine  Kategorie  von  nothwendigen  Ausgaben  zutiifl't,  ohne 
genauere  Prüfung  auch  auf  die  andere  aus. 

Die  hauptsäcliliche  Bedeutung  der  eben  entwickelten  Sätze 
ze^  sich  in  dem  Falle  des  nicht,  beziehungsweise  nicht  recht- 
zeitig, zu  Stande  gekommenen  Etatgesetzes,  Die  Theorie, 
dftss  in  diesem  Fall  die  Staatai'egierung  zur  Fortiührung  der 
Pinanzverwaltung  und  insbesondere  zur  Erhebung  der  gesetzlichen 
Häfuiahmcn,  zur  Leistung  der  auf  gesetzlichen  Titeln  benihenden 
Ausgaben  berechtigt  und  vei'pftichtct  sei,  wird  von  Jellinek  ent- 
schieden bekämpft.  Seine  Polemik  richtet  sich  in  erster  liinie 
gegen  das  von  Labakd  ^'^)  zum  Grundpfeiler  seiner  Lehre  gemachte 
Argument,  dass,  wenn  auch  die  Verfassung  eine  Lücke  enthalte, 
lUese  Lücke  doch  immer  au8  allgemeinen  Rechtsprincipien  ihre 
Ansftillung  erliidte.  Mit  gutem  Grunde  macht  .Tüllfnek  (S.  297  ff.) 
ilagegen  geltend,  dass  die  Voraussetzung  der  absoluten  Lücken- 
losigkeit  des  Rechtsaystems  füi-  das  öffentUche  Recht  nicht  zutreffe. 
Daa  von  ihm  aus  der  englischen  Verfassungsgpschichte  als  Beleg 
d«»  Vorkommens  und  der  fonnell  rechtswidrigen  Ergänzung  einer 
solchen  Lücke  des  Staatsrechts  angeführte  Beispiel  hat  zwar  kaum 


^fflhfrg  berufen,  die  Staalsausgaljen  zu  leisten.  In  concreto  aber  darf  sie 
An^alnriUBig)  nur  diejcui^en  Aasf^ahon  leisten,  welche  nach  Vcrwci)dtjii{[:rK- 
tmtdf.  und  Betraf»  fHr  fbe  FinÄiijperiode  auf  dem  Wege  der  G-esetzgelxing 
6«^eiiU>llt  Mtod. 

•»)  Biidgi'trecht  8.  75  ff.;  vgl.  Staatsrecht  m,  2,  S.  387-368.    Laband 
ülingeuB   in   dieiier  Voraussclzunjr  mif.   einem   der  Ijauptaächlichsten 
!     U'P  der  von  ihm  beJcämplten  Budgoilheorie,   v.  RumiE  Q.  c.  3.  Aufl., 
I,  1,  S.  414,  Anw.  S ;  4.  Aufl.,  I,  8.  &40,  Anm.  6),  Bberein. 
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volle  Beweiskraft^^).  Im  Allgemeinen  aber  ist  anzuerkennen, 
dass  das  Staatsrecht  nicht  für  jeden  im  Eechtsleben  des  Staates 
mögUcherweise  eintretenden  Fall  eine  juristische  Lösung  enthalten 
muss*^);  vielmehr  können  insbesondere  zwischen  den  verschiedenen 
Organen,  auch  ohne  rechtliche  Verschuldung  eines  derselben, 
Willensconflicte  entstehen,  für  deren  durdi  das  Bedürfiiiss  des 
Staates,  beziehungsweise  durch  die  Rechtsordnung  selbst,  geforderte 
Entscheidung  das  bestehende  Recht  keine  Norm  bietet  ••).  Den 
Nachweis,  dass  speciell  in  dem  Fall  des  nicht  zu  Stande  ge- 
kommenen Etatgesetzes  eine  praktische  Lösung  nur  mit  Verletzung 
der  Rechtsordnung  stattfinden  könne,  sucht  Jellinek  (S.  302 
bis  303)  vornehmlich  durch  die  Behauptung  zu  fiiliren,  dass  ein 
wirthschaftliches  Budget  für  den  (modernen)  Staat  unentbehrlich 
sei  und  daher  in  Ermangelung  eines  Ebitgesetzes  entgegen  einer 

'")  Es  frag^  sich,  üb  nicht  nach  enp^lischcm  Staatsrecht  das  Parlament 
zu  der  in  den  Jahren  1788/89  und  1810/11  von  ihm  vorgenommenen  Suppli- 
rung  des  "Willens  des  wahnsinnigen  Königs  berechtigt  war.  Jrllinkk  ver- 
neint diese  Frage  unbedingt.  Das  Parlament  selbst  aber  hat  sein  Vorgehen 
beide  Male  auf  den  Satz  gestutzt,  dass,  wenn  die  Ausübung  der  königlichen 
Gewalt  durch  den  König  unmöglich  sei,  das  Parlament  die  Befugniss  habe, 
diese  Lücke  auszunillcn;  und  auch  Tii.  B.  Mat  (Constitutional  Histoiy  of 
England,  Loud.  1861,  I,  S.  159—161  und  174—175),  wiewohl  er  die  vom 
Parlament  angewandten  Fiktionen  scliarf  kritisirt,  scheint  doch  principicll 
dessen  Rechtsanschauung  zu  billigen.  Vgl.  auch  die  älteren  Präccdcuzfalle 
bei  Gnkist,  Englische  Verfassungsgeschichtc,  S.  372. 

"")  Es  ist  sogar  leicht  möglich,  dass  in  einem  Staate  mit  geschriebener 
Verfassung  die  bei  der  Schaffung  der  Verfassungsurkunde  betheiligten  Faktoren 
die  Rechtslücke  vorhergesehen  haben,  aber  von  einer  Ausfüllung  Abstand 
nahmen,  weil  sie  sich  über  den  Inhalt  der  letzteren  nicht  einigen  konnten, 
oder  weil  sie  glaubten,  ein  Fall,  in  welchem  die  Lücke  praktisch  werde,  »ei 
nicht  zu  besolden. 

'")  Im  deutschen  Reichsstaatsrecht  ist  z.  B.  meines  Dafürhaltens  keine 
juristische  Lösung  für  den  Fall  zu  finden,  dass  das  verfassungsmässig  erfor- 
derliche Gesetz  über  die  Friedenspräsenzstärke  nicht,  beziehungsweise  nicht 
rechtzeitig,  zu  Stande  kommt.  (Gegen  die  Ansicht,  dass  dann  das  kaiser- 
liche Ermessen  entscheide,  s.  die  Ausführungen  von  H.  Predss,  Friedens- 
präsenz und  Reichsverfassuug,  S.  83  ff.,  sowie  von  L.  v.  Savigny  in  dieser 
Zeitschr.,  Bd.  UI,  S.  241  ff.) 
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ausdrücklichen  Verfasaungsvorschrii't  durch  Verordüung*')  von 
Seiten  der  Regierung  werde  aufgestellt  werden  inüsaeu.  Aber 
als  imentbehrhch  kann  die  Feststellung  eines  Budgets  im  Sinne 
eines  für  die  Verwaltung  verbindlichen  Wirtliscliat'tsplaus  nicht 
angesehen  werden"*);  viehnehr  lässt  sich  die  formelle  Verfassungs- 
Tfc-idrigkeit,  welche  in  der  auf  dem  Wege  der  Verordnung  erfol- 
genden Supph'rung  des  Etatgesetzes  unzweifelhaft  hegen  wii'd,  durch 
Aufsteilung  gewisser  materieller  Grundsätze,  welche  fiir  (Ue  bud- 
getlose  Finanzverwaltung  massgebend  sein  sollen**),  beziehungs- 
■pl^dtirch  specielle  Anweisungen  an  die  einzelnen  Behörden, 
▼enneiden.  Entscheidend  bleiben  die  Fragen,  oh  —  iü  Ermange- 
lung besonderer  positivrechtlicher  Vorkelu-ungen  —  die  Kegierung 
ohne  Etatgesetz  Einnahmen  erheben,  Ausgaben  leisten  darf,  und 
eventuell,  in  Betreff  welcher  Einnahmen  und  welcher  Ausgaben 
ein  solches  Recht  der  Regierung  besteht?  Die  Antwort,  welche 
Jellinkk  auf  diese  Fragen  giebt,  ist  eine  inconsequente.  Im 
Allgemeinen  soll  die  Fortfülu'ung  der  Fiiianzverwaltung  ohne 
Etatgesetz  „staatsrechtswidrig"  (8.  305  g.  E.)  sein;  eine  Aus- 
itahuie  soll  gelten  für  die  Erhebung  von  Einnahmen,  welche  auf" 
permanenten  einer  Vollziehungsklausel  nicht  bedürftigen  Gesetzen 
beruhen,  wogegen  der  Regierung  die  Befugniss  zur  Leistung  der 
gesetzhchen  Ausgaben  schlechthin  abgespruchen  wird  (S.  3ü2 
^.  E.).  Es  ist  aber  nicht  einzusehen,  warum  dasjenige,  was  für 
die  keiner  neuen  „Bewilligung"  bedürftigen  gesetzlichen  Einnahmen 
Ton  Jellihek  richtig  angenommen   wird,    nicht   auch    für   die   in 


•')  S.  303  g.  E,  »Bgt  JüLLtNBK,     „durch  Verordnung  oder  Verfügung*. 

•")  Während  do»  prcuBfliscbf-n  VerfaBsuiigscouflicts  hat  allei-diugü  die 
lU»guTung  einseitig  für  jedes  Jahr  eiu  Budget  festgestfllt,  wcnu  auch  nui* 
für  das  Jahr  1865  ein  solches  ufHciell  vcröfTciitlichl  wurde. 

**)  Solclu^  Unuidsätze  bat  tür  den  Fall  des  nicht  rechtüeitigen  Zustande- 
koaitneiu  de»  Budgclgi^setzt^s  der  Beachlusa  dea  prcusiDBcheu  Staalaministcriums 
V.  lA.  Deaember  1850,  nach  welchem  während  einer  langen  Reihe  vuu  Jahren 
ruiSüirru  wurde,  fixirt  (Laband,  Budgetrecht,  8. 82^  v.  Römnb,  1.  c.  -i.  Auß.  I, 

a<uafr.). 

Arddv  fUr  öiremUcJi«»  Recht.  FV.  i.  3 
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jeder  Beziehung    rechtlich   feststehenden   Ausgaben    gelten   soI 
Jellinek  müsste  sogar,  vermöge  seiner  Annahme,    dass  die  ai 
gesetzlichen  Titeln  ndiendeii  Ausgaben  sänimtlich   nur  in   dies« 
ihren  Rechtsgruiid   haben,   die  Analogie  auf  alle  Verwendungen 
fiir  einen  rechtlich  feststehenden  Zweck  ausdehnen.   Nach  meiner 
Ansicht  geht  es  allerdings  zu  weit,  wenn  in  der  That  Laband** 
behauptet,  dass  die  Regierung  im  Fall  des  nicht   zu  Stande   g< 
kommenen    Etatgesetzes    berechtigt    und    verpflichtet    sei,    &\U 
staatsrechtlich  nothwendigen  Ausgaben  zu  leisten,  wobei  der  vc 
ihm  anerkannte  Unterschied  zwischen  den  nur  in  Bezug  auf  de 
Rechtstilel  und  den  auch  il^r  HöIie  nach  feststellenden  Ausgabe! 
lediglich  fiir  die  Verantwortlichl<eit  gegenüber  der  Volksvertretunji 
von  Bedeutung  sein  soll.     Die  Regierung    kann  ohne   besondere 
Ermächtigung  nicht  die  Belugniss  haben,  das  der  Gesetzgebung|fl 
d.  li.  den    gesetzgehenden  Faktnren   in    verfassungsmässigem  Zu- 
sammenwirken,   gegel>ene   Recht,    die  Höhe  der   nur   lünsichth 
des  Verwendungszweckes  feststehenden  Ausgaben  zu   bestimme 
nach  ihrem  einseitigen  Knnessen  —  wenn  auch   unter  Vorbeh 
nachträglicher  Prüfung  durch  die  Volksvertretung  —  auszuülie; 
aus  dem  Bcdürfniss  des  SUiates  kann  sie  ein  solches  Rocht  eben» 
wenig  ableiten  wie  die  Befugniss,  fiLr  rechtlich  nicht  feststehend 
(willkürliche)  Zwecke  faktisch  nothwendige  Ausgaben  zu  leisten  •* 
Auch  bei  dem  Vorhandensein  eines  Nothfsdls  —  und  als  solch 
ist   der  Mangel  eines   Etatgesetzes   zu   betrachten*")  —  hat 


L'aehe 


•*)  Staatsrecht  III,  2,  S.  371-373. 

'**)  Laband  (1.  c.  8.  373—374)  tritt  fretlicli  auch  fiir  diese  BcliigiiiM  eii 
Wenn  er  »ich  hiefür  auf  die  Analogie  der  auBBcretatmäHsigen  Ausgialien  h 
TOft,  so  musB  ich  enigegonhnlt«n,   dass   ich  aurb  ein  Recht  der  Regionit 
bei  vorhandenem  Etat-gCHctz  für  Zwecke,  die  nicht  in  deiiiselbeti  vorge* 
nind,  Äusg'alien  zu  machen,  (in  Emianfifelun);  spetüeller  gesetzlicher  Bc 
mung)  nicht  anerkennen  kann. 

»*)  Richtig  H,  Schulze  (Freuss,  Staalsrecht  II,  S.  447;   Lohrhurh  d« 
deutlichen  Staatfirechts  I,  S,  5M),  welcher  jedoch,  ähnhch  wie  Lakand, 
zunehmen  ncheint,   dans  die  Regierung  aus  den  Anforderungen  des  Staat 
Wohls  unmittelbar  Rechte  ableiten  köuue. 
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Regierang  nur  diejenigen  ausserordentlichen  Befugnisse,  welche 
ihr   durch   die    Rechtsordnung   fiir   einen   solchen   Fall   gegehen 
sind*^.     Wohl  aher  ist  die   Regierung   befugt,    beziehungsweise 
Terpflichtet,  diejenigen  rechtlich   nothwendigen  Ausgaben,    deren 
Höhe   gesetzlich  feststeht,  auch   bei  mangelndem  Etatgesetz  zu 
leisten;   denn   die  Befugniss,   diese  Ausgaben   zu   machen,  wird, 
wie  oben  dargelegt  ist,    nicht   durch  das  Etatgesetz  begründet, 
sondern  beruht,   ebenso  wie  das  Recht  zur  Erhebung   der  aus 
permanenten  Quellen  fiiessenden  Einnahmen,  unmittelbar  auf  einem 
ausserhalb    des  Etatgesetzes  hegenden  Rechtstitel;   der  Mangel 
eines  Etatgesetzes  hebt  daher  auch  die  Rechtspflicht  der  Volksver- 
tretung, diese  Posten  als  rechtmässig  verausgabte  anzuerkennen, 
nicht  auf.    Dagegen  diejenigen  von  der  Regierung  ohne  Etatgesetz 
geleisteten  Ausgaben,  welche  einer  vorgängigen  „Bewilligung"  durch 
das  Etatgesetz  bedürfen,  können,  wie  Jellinek  (S.  305  &.)  mit 
Recht  ausfuhrt,  nur  durch  ein  Indemnitätsgesetz  legalisirt  werden. 
4.  Während  der  beiden  letzten  Jahrzehnte  sind  in  der  deutschen 
Staatsrechtswissenschaft  die  auf  den  Abschluss  (respektive  die  Gül- 
ti^eit  und  Wirksamkeit)  der  Staats  vertrage  bezüglichen  Normen 
dfö  constitutionellen  Staatsrechts  kaum  in  geringcrem  Masse  als 
fie  Sätze  des  constitutionellen  Budgetrechts  Gegenstand  vielfacher 
nnd  lebhafter  principieller  Erörterung  gewesen.     Die  Hauptfrage 
»t,  ob  den  Beschränkungen,  welche  der  Staatsregierung  in  Betreff 
der  Vertaüge  mit  anderen  Staaten  durch  zahlreiche  Verfassungen 
gesetzt  sind,  nur  staatsrechtliche   oder  auch  völkerrecht- 
liche Bedeutung  zukommt  '^).     Die  erstere  Ansicht,  von  Gneist 

*')  Wenn  man  annehmen  wollte,  dass  die  Regierung  kraft  ihrer  allge- 
memen  Stellung  berechtigt  und  verpflichtet  sei,  im  Falle  eines  Nothstandes 
die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen,  dann  miissto  man  z.  B.  der 
deatAchen  Reichsregierung,  obgleich  die  Reichsverfassung  keine  dem  Art.  63 
der  preanischen  Verfassung  analoge  Bestimmung  enthält,  ein  generelles 
Becht  zam  Erlass  von  Nothverordnungen  vindiciren. 

**)  Für  denjenigen,  der  die  Existenz  eines  Yölkerrecfats  überhaupt  nicht 
•serkennt,  fallt  allerdings  diese  Frage  hinweg. 
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in  seinem  bekannten  Gutachten  über  die  Auslegung  des  Artikels  48 
der  pretissischen  Verfassung»- Urkunde  ^^)  klar  fonnulirt,    hat  ins 
besondere  Laband's  •"*')   und   Georg  Mkyek's '"')  Unterstützui 
erhalten ;  die  entgegengesetzte  Auffassiuig,  in  ausfiihrlicher  Polemi 
gegen  Gneist  von  Ernst  Meier  ^^^)  begründet,  zählt  unter 
Vertretern  H.  Schulze '"'*),  Unger'°*),  PteOEBST'***),  V-Sarw^y'"*) 
und  aiich  Jellinek  (S.  341   ff.,  bes.  S.  345—359)  schliesst  sit 
clerKelhen,  mit  theilweise  neuer  Argumentation,  au. 

Der  Gegensatz  zwischen  den  beiden  Theorieen  hat  aber 
mählich,  durch  fortschreitende  Klarstellung  beziehungsweise  durcl 
Modifikationen  derselben,  viel  von  der  ursprünglichen  Scliärfi^ 
verloren.  Wenn  Gneist  seine,  zunächst  auf  das  englische  Staat« 
recht  gestützte,  Ansicht  als  die  allein  den  Principien  des  Völker- 
rechts und  des  constitutionellon  Staatsreclits  entsprechende  darzu- 
thun  suchte  '"'^,  so  wird  doch  jetzt  von  beiden  Seiten'"*)  anerkannt, 

*^)  Uojiimissioasberioht  in  den  Drucksachen  des  preussischen  Haasos 
der  Abgcordneteii ,  10.  Le^slaturperiodc,  2.  Soasion  1868 ,  Nr.  236  («bge- 
druckt  in  <lt>r  sogleich  auzufiilircnden  iSchiift  E.  MsffiR's,   S.  339  ff.), 

"")  Staatsrecht  l.  Auil.,  II,  S.  160  ff.;  2.  Aufl.,  I,  S.  634  ff.    Vgl.  riic 
TiARAND'«  Erörterung  in  Maniuardsen's  Handbuch  11,  1,  S.  109  ff. 

"')  Lehrb.  de«  deutschen  Slaalsrechts,  2.  Auil.,  S.  557  ff.  und  563. 
Für  da»  preussische  Staatsrecht  kommt  zu  denj  ^[leichen  Resultate  v.  Rük) 
1.  V.  4.  Aufl.,  I,  8.  ftHO  ff.  Die  entgegengesetzte  Theorie  vertritt  dersfll 
in  seiner  Darstellunp  des  dcutscheu  Reichsstaatsrechts  2.  Aufl.,  11,9,  8.2^1 
(bes.  S.  302). 

"*)  In   seiner  vortrefflichen  Monographie    ^Ueber  den  AbechlMBS  von' 
Staataverträgen"  1874. 

"*•)  Preuss.  Staatsrecht  n,  S.  826  tt. ;  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrecht*  II, 
S.  326.  fl.,  bes.  S.  380. 

'•*)  In  Grünhut's  Z<>it8chr.  ßd.  VT,  S.  349  ff.,  bes.  S.  351. 

"»)  In  Hirth's  Anunlen  1882,  S.  292  ff.,  bes.  S.  302,  313,  320  ff.  (vgl. 
aber  auch  S.  326). 

^••)  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg  II,  S.  90  ft". 

"*)  Die  Behauptung  Pröbst'b  (1.  c.  S.  267—268),  daas  (JNRIST  einen 
allgcmeiaea  GrundHutz  des  Völkerrechts  uirht  aufgestollt  habe,  »olje.int  mir 
unrichtig  zu  sein,  (tneist  nimral  vielmehr  an,  das.s  dasjenige,  was  er  als 
„noniialen"  (olso  immerhin  positivrechtliclie  Abweichungen  nicht  unbedingt 
ausschlicBBenden)    Grundsatz    des    coustitutiouelleu    Staatsrechts    betrachtft, 
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dftss  das  Yölkerrccht  iiir  die  Frage  keine  massgebende  Lösung 
enthalt  und  dass  die  Verfassungen  der  constitutionellen  Staaten, 
soweit  sie  dieselbe  bcantwoi-ten,  vei"scliiedeneü  Systemen  folgen. 
Während  ferner  E.  Meiek  '*"*)  annahm,  dass  überall,  wo  die  völker- 
rechtliche Gültigkeit  des  Vertrages  von  der  Zustimmung  der 
Volksrertretung  abhängig  ist,  letztere  sin  dem  Vertragsabscldusse 
selbst  theilnehme,  darf  jetzt  "wohl  als  communis  opinio*'**)  gelten,  dass 
wenigstens  in  der  constitutionellen  Monai'cliie  das  Staatsoberhaupt 
allein  zum  Abschluss  von  Staatsverträgeii  legitimus  und  nur  hin- 
sichtlich der  Ausübimg  dieses  Rechts  möglicherweise  durch  das 
Erfordemiss  der  Zustimmimg  der  Volksvertretung  beschränkt  ist. 
Die  Vertreter  der  Ansicht,  dass,  wo  die  parlameutai'ischo  Zu- 
stimmung lur  die  Gültigkeit  von  Staatsverträgen  verfassungs- 
massigeB  Erfordemiss  ist,  darunter  auch  die  völkerrechtliche 
Gültigkeit  dieser  Voilräge  zu  verstehen  sei,  geben  doch  grossen- 
tbeüs  zu,  dass,  in  Ennangelung  gegentheüiger  Bestimmung, 
Tor herige  Einholung  des  Consenses  der  Volksvertretung  nicht 
durchaus  erforderUch  sei^*').  Andererseits  hat  Lauand  '^-) 
für  das  deutsche  Reichsstaatsrecht  die  —  aUertlings  von  ihm 
nicht  erwiesene  '•')  —  Behauptung  aufgestellt,  dass  der  Kaiser, 
«enngleich  nur  die  staatsrechtliche  Vollziehbarkeit  gewisser  von 
ihm    abgeschlossener   Verträge    von    der    Zustimmung    des  Bun- 


fibenso  den  Bedärhiissen  des  St&atenverkehrs  und  den  daraus  sich  erguljundcn 
««öUcerrechtllchen  Gesichtspuakten''  allein  angemessen  sei  (vgl.  dus  Uutachteu 
bei  E.  Mkieb,  S.  349—343,  34U-350,  364,  362,  366). 

*•*)  Vgl.  insbee.  einerseits  E.  Meier,  Vorwort  S.  VIII,  und  Probst, 
S.  274;  »ndererseit«  Laband,  Staatsrecht,  2.  AulL,  I,  S.  B34— 637. 

•*•)  Vgl. die  von  Jellinkk,  8.343,  Anm.6  citirten  AeusaerungenE.MKiEB's, 

de«en  Vorwort,  S.  VTH— IX. 

'  '•)  Begründet  i«t  dieselbe  hauptBächlich  durch  die  Ausfohrungen  Unoek's, 
I.  c  8.  35S-354. 

«»«)  So  insbcB.  ÜNGKK,  1.  o.  S.  354—355  und  Probst,  1.  c.  S.  310  ff. 

"'>  Sraalsrwht  1.  Aiifl.,  ü,  S.  169-170;  'i.  Aufl.,  I,  S.  »;42— 643. 

"•)  IH»'  von  Laban»  geltend  jj^cnmchteu  ArgumeuttJ  übarnkterisiren  »ich 
}>St.  nur  al»  politische  Erwägungen. 
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desraths  und  des  Reichstags  abhängig  gemacht  sei,  doch  (regel 
massig)"*)  die  Rechtspflicht   habe,  vor   dem  AbschJuss   solch 
Vorträge   die   Zustimtnung    der    beiden   eben    genannten   Organe 
einzuholen;  unil  Gr.  Meyer  "^')  hat  dieser  Ansicht  eine,  wohl  auc 
ihrem  Urheber  nicht  fem  liegende,  Generalisirung  gegeben. 

Nocli  weiter  sucht  Jellinek   (S.  347   ff.)  den  Unterachiod 
zwischen    beiden  Systemen    abzuschwächen.     Eine  praktische  B 
deutung   soll  demselben  überhaupt   nui-  insofern   zukommen, 
wo  der  Vertrag  selbst  Gegenstand  parlamentarischer  Zustimmun 
sei,  mit  der  Versagung   dieser  Zustimmung  der  ganze  berei' 
ratilicirte  Vertrag  ungültig   werde,    während,   sofern   nur  fiii'  ei 
Aufiliihrungsgesetz  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  erforder 
hch   sei,   mit   der  Ablehnung   dieses   (.Tesetzes   nur    die   dadurc 
unvollziehbar    gewordenen    Vertragsbestimmungen    von    selbst  "•) 
ihre  Geltung  verlören.     In  dem  ersteren  Fall   sei  die  Gültigkei 
des  Vertrages  eine  suspensiv  bedingte,   im   letzteren    (soweit  de: 
Vertrag  eines  Ausfiihrungsgosetzes  bedürfe)  eine  rosolutiv  bedingte, 
Ein  Widei'spruch  zwischen  vülkerrechtliciher  Gültigkeit  und  staa 
rechtUchcr  Vollziehbarkeit  soll  demnach  niemals  eintreten  könne 
Diese    Behaujjtungen    gründet    .rELLiNEK    vornehmlich    auf    zw 
Argumente.     Einei-seits  macht  er  geltend,   dass  ein  Vertrag,  de 
eine  Bestimmung   enthalte  ^    zu    deren  EiiilUung  die  Zustimmun 
eines  vom  Repni.sentanten   unabhängigen  Organs  nothwendig  si 
unbedingt  gar  nicht  abgeschlossen  werden  köime,  weil  dcrsel 
die    Verpflichtung   zu    einer     unmöglichen    Leistung    enthalte 
anderereeits  legt  er  dar,  dass,  wenn  der  Repräsentant  berechti 


^ 


^'*)  Eine  AuBnalinio  soll  ziiliUsig  sein,  wenn  der  Kaisor  „mit  Zuvcrsichli 
iiiif  die    rmi'htriipliclic   Genelitni^up   rechnen    kann    und    ein   Aulscimb    de 
definitiven  Vertragflalwcbliisses  mit  Noühtheilen  verknüpft  ist". 

"*)  L.  c.  S.  5«0  und  563. 

"")  Mit  Recht  weist  Jellinkk  (S.  366-357)  d.oranf  hin,  dass  «udci 
nach  anerkannten»  völkerrechtlichen  GrundsHtze  durch  Niohternilliing  micl 
nur  einer  Vortra^sbestiininung  der  andere  Coutraheut  die  Bufn^nia»  «ut 
Rücktritt  vom  g«nzeu  Vertrage  erhaltet 
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wäre,  den  Sta&t  unbeschränkt  nach  aussen  zu  verpflichten,  die 
Eanuncm  als  Organe  des  Staates  auch  staatsrechtlich  verpflichtet 
wären,  die  Elrfiillung  dea  Vertrages  durch  ihre  Zustiininung  zu 
ermö^cben. 

Gegen  diese  scharfsinnigen  Ausführungen  lassen  sich  mannig- 
fache Bedenken  erheben.  Laband  ' ")  hat  darauf  liingewiesen, 
dass,  wenn  der  Vertrag  pure  abgescldossen  sei,  die  Genehmigung 
Ton  Seiten  der  Volksvertretung  nicht  als  Bedingung  der  Gültig- 
keit des  Vertrags  bezeichnet  werden  dürfe;  immerhin  erscheint 
der  Gebrauch  dieses  Ausdrucks  im  Sinne  einer  sogenannten  conditio 
iuris,  eines  iimnittelbar  durch  die  Rechtsordnung  bestimmten  Er- 
fordernisses, wenn  auch  leicht  zu  Missverständnissen  Anlass  gebend, 
<loch  nicht  als  unzulässig  "*).  Unrichtig  aber  ist  meines  Erachtens 
«He  Annahme,  dass  der  Repräsentant,  welcher  ein  nur  mit  freier 
ZoBtimmung  der  Volksvertretung  zu  realisirendes  Versprechen 
tmbedingt  gebe,  sich  damit  zu  einer  mimüglichen  Leistung  ver- 
pflichte; in  der  ganz  überwiegenden  Mehrzalil  der  Fälle  wird  viel- 
mehr, wie  die  Erfahrung  zeigt,  die  parlamentarische  Zustimmung 
«hne  erhebhche  Schwierigkeit  ertheüt  werden'"*);  selbst  wenn  im 
specieüexi  Fall  wegen  Versagung  dieser  Zustimmung  die  Leistung 
als  eine  zur  Zeit  unrealisirbare  sich  li erausstellen  sollte,  kann 
iTiro    S|>ätere   Erfiillnnj:»   durch    ein   entgegengesetztes   Votum  der 

»»^)  iStaatsrftciht  2.  Auti.,  I,  S.  «48,  Anm.  1. 

•'•)  .Tellinek  hat  eine  Missdeutmig  dadurch  möglichst  ansgcscliloeaen, 
itm  er  (S.  354)  die  Zastünmiing  der  Volksvertretang  ausdrücklich  als  «con- 
dHio  hni»"  bezeichnet.  —  Andererseits  spricht  Laband  selbst  in  seinen  Er- 
«IrfiennffPD  über  den  Abschlnss  von  Staatsvcrtragen  von  einer  „bedingten** 
hc^  (ho  Staatsrecht,   2.  Aufl.,  I,  8.  635)   und    vou    „Bedingungen" 

drr  Darkeit  (so  ib-,  S.  tWl),   wo   er  unmittelbar  durch  das  objektive 

R«rlit  gehetzte  Beschränkungen  im  Auge  hat.  Auch  die  Bezeichnung  „Rceo- 
latifbediogang"  verwendet  er  an  einer  andern  Stolle  aeiucti  Werkes  (S.  772) 
in  iHcscm  Sinne. 

"•)  Richti;.;«'  lioiijcrkungen  über  tlit  Zwaurjslage,  in  welcher  aicli  die 
Ptrlarnrnte  gi'geniiFier  bereit»  abgesehlosseueu  Verträgen  regelmässig  befiaden, 
it  JtoxctKK  Belbet  (S.  354). 
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Volksvertretung  ermn glicht  werden  ^*°).  An  sich  zutreffend  ist 
der  Satz,  dass  bei  unbeschränkter  Gültigkeit  des  vom  Repräsen- 
tanten abgeschlossenen  Vertrages  die  anderen  Staatsorgane  auch 
staatsrecbtlieli  verpflichtet  wären,  ihre  zur  Ausfiilirung  des  Ver- 
trages erforderliche  Zustimmung  zu  ertheilen ;  aber  die  Geltung 
dieses  Satzes  kann  durch  anderweitige  staatsrechtUche  Bestim- 
mungen, beziehungsweise  durcli  die  rechtlichen  Consequenzen  d 
constitutionellen  Staatsordnung,  moditicirt  werden'"). 

Der  richtige  Kern  der  JELLiNEK'schen  Erörterungen,  wie 
überhaupt  der  von  Ernst  Meier  begründeten  Theorie,  liegt  in 
der  Krkenntniss,  dass  üehereinstinunuiig  zwischen  den  rechtlichen 
Wirkungen  eines  Staatsaktes  nach  innen  und  nach  aussen  zu 
vermuthen  ist'").  Es  ist  daher  insbesondere,  wenn  das  Ver-' 
fassungsrecht  eines  Staates  —  wie  dfiajenige  FVeussens, 
deutschen  Reichs  und  Oestorreichs '^'j  —  die  Gültigkei 
gewisser  Staatsverträge  von  der  Zustimmung  (Genehmigung)  der 
Volksvertretung  abhängig  macht,  darunter,  falls  nicht  andere 
Momente  eine  abweichende  Interpretation  erheischen  ''*),    sowohl 


3 
1 
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**•)  Auf  dieses  Mome-ot  ist  weiter  unten  zurüclizuikonunen. 

'*')  Eine  Andeutung  dieses  GedaokeoB  finde  ioh  bei  Unger,  1.  o.  S. 
Anm.  14. 

'•*)  „An  sich  ist  die  rechtliche  Wirksamkeit  einer  Vertretang^handluüj 
Dritten  gegenüber  von  denselben  ....  Normen  abliängig,  welche  über  die 
Wirksamkeit  dieser  VcrtretungeliandJung  für  das  innere  VerbandBloben  cnt 
scheiden",  sagt  Gierkr  (Gonossenschaffsibeono  u.  s.  w,,  S.  700 — 701)  in 
Beaug  auf  alle  KöriJerschaflen,  indem  er  zugleich  (S.  701,  Anm.  1)  E.  Mkikr'i 
Verdienst  ura  die  Klarstellung  dieses  Satzes  hervorhebt. 

"■)  Prouss.  Verf.-Urk.,  Art.  4«;  deutsche  Eeichsverf.,  Art  11,  Ab«.  ^ 
öeterr.  Staatsgrundgesetz  v.  21,  Dezember  1867  über  die  Ausübung  der 
gierungS'  und  VoIlzugsgewaU,  Art    6. 

'")  Der  —  thcils  unmittelbare,  theils  mittelbare  —  Zusammenhang  dupj 
in  rk*r  vorigen  Anmerkung  angerührten  Verfassungsbestimmungon  mit  derj 
belgischen  Verfassung,  Art,  68,  welche  den  Ausdruck  „offet"  gebraucht 
läsBt  es  allerdings  als  zweifelhaft  erscheinen,  ob  nicht  unter  „Gültigkeit" 
nur  Wirksamkeit  (VoUziehbarkeit)  zu  verstehen  ist.  Für  durchschlagend] 
aber  halte  ich  dieses  Bedeakeu  gegenüber  der  nächstliegenden  Deutung  deaj 
Wortes  „Gültigkeit"  nicht. 
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die  staatsrechtliche  als  die  völkerrechtliche  Gültigkeit 
zu  verstehen"*).  Ebenso  wird,  wenn  verfassungsmässig  der  Ab- 
scbliiss  von  Stxuitsverträgön  an  die  Zustimmung  der  Volksver- 
tretung gebunden  ist'^*),  dadurch  präsumtiv  nicht  nur  eine  staats- 
rechtliche Pflicht  des  Repräscnttuiten,  vor  der  Ilatilikation 
die^e  Zustimmung  einzuholen,  sondern  auch  eine  entsprechende 
Beschränkung  seiner  völkerrechtlichen  Legitimation  be- 
wirkt. Aber  auch  wenn  eine  Verfassung  —  wie  die  belgische 
und  die  itahenischo  ihrem  Wortlaut  nach  "^)  —  fiir  die  Wirk- 
samkeit von  Staatsverträgen  die  vorherige  Zustimmung  der 
Volksvertretung  fordern,  wird  darunter  im  Zweifel  nicht  allein 
die  staatsrechtliche,  sondern  auch  die  völkerrociitlicbe 
Wirksamkeit  zu  vorstehen  sein;  der  Vertrag  wird  alsdann 
durch  die  Versagmig  der  parlamentarischen  Zustimmung  nicht 
vernichtet,  aber  so  lange,  als  die  rechthche  Voraussetzung  der 
VoUziehbarkeit  nicht  eingetreten  ist,  ist  keiner  der  Contrahentcn 
befugt,  die  Erfiillung  des  Vertrages  zu  verlangen  '^*).   Andererseits 


"*)  Wird  der  Vertrag  unter  dor  Horrschaft  dieses  Systems  erst  nach 
der  Ratifikatiou    der  Volksverlrütung    zur  (.Junt'limijfung    voj-p^eleg^t ,    so    cüt- 
icheidet  sich  die  Frage  seiner  Staats-  nud  völkerrechtlichen  Gültigkeit  durch 
zustimmende  oder   ablehnende  parlamentarische  Votiun.    In  dieser  An- 

16  atinrmc   ich  mit  Unqer  (1,  c.  8.  851  ff.)  iiberein,   wenngleich   dessen 

lung  auf  die  Analogie  der  privatre<.'lillichen  Verträge,  welche  der  Zu- 
•Ummnng  eines  ^Dritten"  zu  ihrer  ötiltigkt'it  bedürfen,  für  zutreffend  nicht 
emobtet  werden  kann. 

'^)  Besonders  deutlich  in  dieser  Hinsicht  ist  das  StaatsgrtindgesctK 
für  die  Herzoglhümer  Coburg  und  Gotha,  §  128,  Abs.  2.  —  Ein  Analogon 
bietet  ancb  die  durch  Art.  11,  Abs.  3  dor  deutschen  Roichsvcrf.  poslulirte 
Zasthmming  dea  Bundesraths  zum  Abschluss  der  dort  bezeichneten  Ver- 
trä|^e.  Wenn  Labakd  (Staat«recht ,  2.  Aufl ,  T,  S.  649  ff.)  gegen  die  ge- 
wobnlicbe  Auslegung  dieser  Bestimmoog  die  Fassung  der  kaiserlichen  Rati- 
fikationsurlomden  geltend  macht,  so  kommt  diesem  Argument  wohl  ebenso 
wenig  tnawgebende  Bedeutung  zu,  wie  der  Eingaug^formcl  dor  RoichsgcHctze 
IBr  die  Fr»g&,  ob  die  Sanction  der  ReichsgeBetze  vom  Kaiser  oder  vom  Bim- 
desrnth  an  «geht», 

»«)  Belg.  Verf.,  Art.  68-,  Italien.  Verf.,  Ai-t.  6. 

"^  Dttgcgeu  besteht  unverändert  fort  die  Pflicht  des  Repräsentanten, 
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kann  der  staatsrechiliclieu  BeschränkuDg  des  Repräsentanten  die 
rechtliche  Bedeutung  nach  aussen  fehlen ,  und  so  scheint  ins- 
besondere nach  enghscbem  Staatsrecht  dem  Erfordemiss  des 
(freien)  parlamentarischen  Consenses  zur  Ausführung  der  materiell 
in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  einschlagenden  Verträge  eine 
völkerrechtliche  Wirkung  nicht  zuzukommen  "^).  Endlich  liegt 
die  Möghchkeit  vor,  dass  die  Volksvertretung  rechtlich  ver- 
pflichtet ist,  ihre  Zustimmung  zur  gesetzgeberischen  Ausfuhrung 
eines  ohne  ihre  Concurrenz  gültig  abgeschlossenen  Staatsvertrages 
zu  crtlieilen ;  und  in  der  That  sprechen  starke  Gründe  für  eine  fl 
solche  Interpretation  der  nordamerikanischen  Unionsverfassung  in 
Betreff  der  Stellung  des  Repräsentantenhauses  zu  den  vom  Prä- 
sidenten unter  verfassungsmiissiger  Zustimmung  des  Senats 
schlossenen  Staatsverträgen  ^'''). 

Für  die  constitutinnellen  Staaten,  in  denen  über  die  Rechto 

auf  die  ZnstiiiiTnunp;  der  Volksvertretung  hinzuwirken,  etwa  durch  Modif 
tioiicn  <U's  AuKrührungBgesoizes  —  falls  nicht  der  Vertrag  als  Ganzes  der 
I»arlamcntarischen  Bescblassiassimg  unterliegt  — ,  oder  durch  anderweitige 
Kompensationen  (vgL  Gotost  bei  E.  Msibe,  S.  345),  uder  durch  Auflösung 
der  Wahlkanuner.  Hierin  vor  allem  zeigt  »ich  ein  wichtiger  praktischer 
Unterschied  gegenüber  dem  System,  welches  die  Gültigkeit  des  Vertrags 
von  der  Zustimmung  der  Volksvertretung  abbängig  ma<!ht. 

"*)  Mit  voller  Sicherheit  läast  »ich  diese  Frage  für  England  kaum  be- 
antworten, weil  seit  dem  Utrechter  Frieden  der  Fall,  dass  das  Parlament 
seine  Zustimmuag  zur  Ausiiihrung  einer  vertragsmässigea  Festseteung  ver- 
weigerte, nicht  vorgekommen  ist. 

ito)  Yür  diese,  bei  den  nordamerikanischen  Theoretikern  and  Staats- 
männern vorherrBchende  Auslegnng  Mord  gewöhnlich  das  Hauptgewicht  auf 
die  Bestimmung  der  UmoDSverüusung  (Art.  VI,  §  2)  gelegt,  dass  die  unter 
der  Autorität  der  Vereinigten  Staaten  gesohlosseneu  Staatsverträgo  höchstes 
Landesgeseis  sein  »ollen.  Wenn  aber  auch  dieser  Salz  sich  wenigstens  7u- 
näohst  nur  auf  das  Verhältniss  zu  dem  Vcrfasmings-  und  GesetzeBrecht  der 
Einzclstaatcn  bezieht  (E.  Mei£K,  1.  c.  S.  199  fl'.),  so  dürfte  doch  die  Aimahmc 
sehr  nahe  liegen,  dass  durch  das  Erforderaiss  der  Zustimmung  einer  Zwoi- 
dritlclmehrheit  des  Senats  eine  materielle  Cognition  des  RepräscntAnten- 
h^mseH  überflüssig  gemacht  und  demgemäss  ausgeschlossen  werden  sollte. 
Uebcr  die  ganze  Streitfrage  vgl.  E.  Meikb,  S.  163—211,  welcher  freilich  mit 
Entschiedenheit  die  gegentheilige  AuHossung  vertritt. 
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der  Volksvertretung  in  Bezug  auf  Staatsverträge  keine  besondere 
rechtliche  Norm  sich  findet  '**),  ist  anzunehmen,  dass  der  Reprä- 
sentant hinsichtUch  seiner  völkerrechtÜchen  Legitimation  keiner 
Beschränkung  unterhegt,  dass  aber,  soweit  der  Inhalt  des  Ver- 
trags in  die  Befugnisse  der  Volksvertretung  eingreift,  zur  Aus- 
führung dieser  Vertragsbestimmungen  der  freie  Consens  der 
Volksvertretung  erforderhch  ist*"),  und  dass  diesem  Erfordemiss 
auch  völkerrechtliche  Bedeutung  zukommt,  die  Wirksam- 
keit der  betreffenden  Vereinbarungen  also  bis  zur  Erlangung  der 
parlamentarischen  Zustimmung  suspendirt  ist.  Die  gleichen 
Grundsätze  gelten  fiir  den  Fall,  dass  die  Verfassung  eines  Staates 
zwar  hinsichtUch  gewisser  Staatsverträge  Mitwirkungsbefugnisse 
der  Volksvertretung  statuirt,  aber  diese  Festsetzungen  sich  nicht 
auf  alle  ihrem  Inhalt  nach  in  die  Sphäre  der  formellen  Gesetz- 
gebung fallenden  Verträge  erstrecken  '°^),  ohne  dass  doch  die 
Absicht,  für  die  nicht  ausdrückUch  erwähnten  Verträge  jede 
materielle  Cognition  der  Volksvertretung  auszuschhessen ,  oder 
dem  Beschluss  der  Volksvertretung  nur  staatsrechüiche  Wirk- 
samkeit einzuräumen,  nachweisbar  wäre*'*). 

"')  Hieher  gehören  z.  B.  Bayern,  Sachsen,  Baden,  Hessen. 

*■•)  Dies  ninunt  auch  Probst  (1  c.  S.  826)  an;  da  er  aber,  wie  alle 
Schriftsteller,  welche  bisher  die  einschlägigen  Fragen  behandelt  haben,  nur 
zwischen  CKiltigkeit  und  staatsrechtlicher  Yollziehbarkeit  des  Vertrags  unter- 
scheidet, so  schreibt  er  dem  ablehnenden  Votum  der  Volksvertretung  gegen- 
über dem  andern  Contrahenten  keine  juristische  Bedeutung  zu. 

*"*)  Dies  wäre  z.  B.  für  das  deutsche  Reich  der  Fall,  wenn  den  Worten 
«nach  Art.  4"  in  Art.  11,  Abs.  3  der  Reichsverf.  eine  rechtliche  Bedeutung 
zukäme.    Vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

*•*)  So  bedürfen  Friedensverträge  nach  Art.  48  der  prcuss.  Verf.-Urk. 
zu  ihrer  Oültigkeit  in  keinem  Falle  der  Zustimmung  des  Landt^s.  Dagegen 
ist  aus  den  Verhandlungen  der  s.  g.  Revisionskammcm  zu  entnehmen,  dass 
den  Kammern  das  Recht,  über  die  in  die  Sphäre  der  Gesetzgebung  fallende 
Aasfühmng  von  Friedensverträgen  frei  zu  bcschlicsscn,  nicht  entzogen  werden 
sollte  (E.  Meirr,  1.  c.  S.  238  ff.);  immerhin  scheint  aus  eben  diesen  Ver- 
handlungen hervorzugehen,  dass  dem  Beschluss  der  Kammern  nur  eine  auf 
das  Innere  des  preussischen  Staates  beschränkte  rechtliche  Bedeutung  zuge- 
schrieben wurde. 
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5.  Auf  dem  Gebiete  des  constitutionellen  Verordnungs» 
rechts  haben  hauptsächlich  zwei  mit  einander  zusammenJiäugendo 
Fragen  die  Theorie  wälirend  der  jüngsten  Zeit  beschäftigt :  die 
Unterscheidung  von  Verwaltungs-  und  Rechtsverordnungen 
und  das  rechtliche  Verhältniss  der  Verordnung,  ins- 
besondere der  Rechtsverordaung,  zum  Gesetz.  Beiden  Fragen 
und  namentlich  der  letzteren  hat  auch  Jelijnek  eingehende 
Erörterungen  gewidmet;  eine  weseuthche  Förderung  düi'ft,en  aber 
die  betreffenden  Lehren  dadurch  kaum  erhalten  haben. 

a.  Die  von  Labaxd  "*)  zuerst  wissenschaftlich  begründete 
und  ausgefülirte  Unterscheidung  von  Verwaltungs-  undRechts- 
verordnuugen  hat  in  der  staatsrechtlien  Literatur  überwiegende 
Zustimmung  gefunden  *'*)  und  wii'd  auch  vou  .Jkllinek  (S.  368 
und  S.  384  ff.)  vertreten.  In  der  That  «•scheint  im  constitutio- 
nellen Staate  ein  solcher  zwiefacher  Bogriff  der  Verordnung  als 
natürliches  Complemeut  des  Unterschiedes  vou  materiellem  und 
formellem  Gesetz.  Die  Verordnung  überhaupt  bildet  einen  Gegen- 
satz zum  formellen  Gesetz,  mdem  sie  —  ebenso  wie  die  Ver- 
fugung, von  welcher  sie  sich  diu'ch  die  Absti*aktheit  ihres  In- 
h.alts  unterscheidet*'^  —  von  eiuem  Regieningsorgan  ohne  Mit- 
wirkung der  Volksvertretung  erlassen  wird.  Wie  der  Weg  der 
Gesetzgebung  naturgemäss  in  erster  Linie  für  die  Entstehung  von 
Rechtssätzen,  Gesetzen  im  materiellen  Sinne,  bestimmt  ist,  so  der 
Weg  der  Verordnung   für  (allgemeine)  ÄJiordnungen,  welche  in 

'")  Staatsrecht,  1.  Aufl ,  IJ,  8.  68  ff.  und  223  ff.;  2.  Aufl.,  I,  S.  590  ff.,, 
678  ff.,  697—698. 

•*•)  Literarische  Nachweisimgen  gibt  Labänd  I,  c,  2,  Aufl.,  I ,  .S.  592, 
Anm.  1;  vgl.  Jellikek  S.  384,  Anm.  28. 

'•^  Ueber  den  Begriff  der  Verfügung  vgl.  besoudera  RosiN,  Das  Polijsei- 
vcrordnungBrecht  in  Prpussen,  S.  8  ff.  —  Jellinek  (S.  367,  Aiiin.  3)  will  die 
Unt^THcheidting  zwischen  Verordnunj/  und  Verfügung  nur  als  eine  iliessende 
gelten  lassen,  insbesondere  weil  das  Moment  des  „einzelnen"  Falls,  welches 
für  den  Begriff  der  Verfiigimg  massgebend  sein  solle ,  schwer  zu  umgrenzen 
sei.  Mir  scheint  hierdurch  nur  eine  S<Jawierigkeit  für  die  Anwendung  der 
B^^iffe  „Verfügung"  und  „Verordnung"  begründet  zu  werden. 
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die  Sphäre  der  Verwaltung  fallen;  indem  aber  auch  Rochtssätze 
in  derselben  Weise  entstehen  können,  tlifferenziren  sich  die  Ver- 
ordiiungen  ihrem  Inhalte  nach  in  Verwaltun^sverordnungen  und 
in  Rechtsverordnungen.  Nach  Labanp's  Auffassung  ''**)  kommt 
zu  dieser  Verschiedenheit  des  Inhalts  eine  Verschiedenheit  der 
Personen  hinzu,  an  welche  die  beiden  Gattungen  von  Verord- 
nangen  sich  richten:  die  Verwaltungsverordnung  soll  inmier  ein 
„Dienstbefehl**  sein,  nur  die  Beamten  und  Behörden  verpflichten, 
während  die  Rechtsverordnung  an  „AJle,  welche  an  der  Rechts- 
ordnung des  Staates  Antheil  nehmen",  sich  richte.  Dagegen  haben 
schon  Haenel'*')  und  E.  Loenino'*'')  behauptet,  dass  aucli 
Verordnungen,  welche  keinen  Rechtssatz  enthalten  und  also  keinen 
Theil  der  Rechtsordnung  bilden,  Vorschriften  für  die  Unterthanen 
über  die  Art  und  Weise  der  Erfüllung  ihrer  Rechtspllichtcn  ent- 
fuUten  können,  und  Jellinek  (S.  386  ff.)  hat  diese  Ansicht  nalier 
zü  begründen  und  zu  entwickeln  versucht.  Allerdinga  scheinen 
mir  die  von  ihm  gegebenen  Specialisirungen  grossenthcils  verJ'ehlt 
zu  sein.  „Mittheilungen"  unverbindlichen  Inhalts,  welche  die 
Regierung,  beziehungsweise  ein  untergeordnetes  Verwaltungsorgan, 
an  das  Pubhkum  erlässt  (8.  388—389),  sind  gar  keine  Verord- 
nungen im  juristischen  Sinne  des  Wortes,  da  sie  keine  Anordnung, 
keinen  Befehl  enthalten'*');  zudem  bezichen  sich  solche  Mit- 
Üieilungen  regelmässig  nur  auf  einen  einzelnen  Fall.  Organisations- 
verordnungen, soweit  dieselben  nicht  Rechtsverordnungen  sind  '**), 
lichten  sich  regelmässig  nur  an  die  Behörden;    daraus,    dass  sie 

»■■)  L.  c,  1.  Aufl ,  n,  S.  223-924;  2.  Aufl.,  I,  S.  678  ff.  und  697—698. 

"*)  Die  organisatorische  Entwickelung  der  dontsobcn  Reichsveriassuug, 
8   63. 

**")  Lehrb.  drs  deatsclien  VerwaltungBrechta,  8.  229. 

**')  Auch  Jkluner,  wctuigleich  er  unter  Verordnung  im  weiteren  Sinne 
iben  Willensakt,  der  ninht  Gesetz  oder  Urtheil  ist,  versteht 
doch  seiner  EWirterang  eine  engere,  positive  BegTiffsliestinunHug 
«n  '  '       laut  welcher  Vcrorduungen  die  allj^emeinen  nicht  im  Wege  der 

Gl-  Mg  ergangenen  Anordnungen  sind  (8.  3H7— 3ö8). 

*«)  Vgl  oben  S.  14—16. 
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auch  Interessen  des  Publikums  berühren  und  desshalb  bekannt 
gegeben  werden,  darf  man  nicht  mit  Jellniek  (S.  387)  folgern, 
dass  sie  rechtlich  auch  an  die  Unterthanen  gerichtet  seien.  Auch 
die  Verordnungen,  welche  die  Benutzung  einer  öffentlichen  Anstalt 
durch  das  Publikum  regeln,  werden  vielfach,  sofern  sie  nicht 
neues  objektives  Recht  schaffen,  ihre  Vorschriften  nicht,  wie  Jel- 
LINEK  (S.  387 — 388)  annimmt,  an  die  Benutzer,  sondern  lediglich 
an  die  Anstaltsbeamten  richten,  insbesondere  von  diesen  bei  Ab- 
schluss  von  B^chtsgeschäften  zu  Grunde  zu  legende  allgemeine 
Bedingungen  feststellen.  Dennoch  ist  principiell  die  Annahme, 
dass  Verwaltungsverordnungen  auch  andere  Personen  als  die  in 
einem  besoudem  Dienstverhältniss  zum  Staate  stehenden  verbinden 
können,  als  richtig  anzuerkennen "').  Eine  Verordnung,  welche 
nur  kraft  des  den  Verwaltungsorganen  zukommenden  Ermessens 
die  ModaUtäten  der  Erfüllung  einer  gegenüber  der  Verwaltung 
rechtlich  begründeten  Pflicht  '**),  oder  der  Ausübung  einer  gegen- 
über der  Verwaltung  bestehenden  Befugniss  *■"*),  der  Unterthanen 
generell  regelt,  ist  Verwaltungs Verordnung,  nicht  Rechtsver- 
ordnung, obgleich  sie  sich  (wenigstens  auch)  an  die  Unter- 
thanen richtet. 

b.  Die  Frage  nach  dem  rechtlichen  Verhältniss  zwischen 
Gesetz  und  Verordnung  ist  in  der  Hauptsache  identisch  mit 
der  Frage,  ob  resp.  inwieweit,  der  Verordnung  gegenüber  dem 
Gesetz  Selbstständigkeit  zukommt,  und  zwar  einerseits  in 
Betreff  des  Rechtsgrunds,  andererseits  in  Betreff  des  Inhalts. 

"')  Vgl.  auch  die  im  Wesentlichen  zutreffenden  Ausführungen  Jbllinbk's 
(S.  245)  über  allgemeine,  in  formellen  Gesetzen  enthaltene  Ven\-altung8Vor- 
schriften,  welche  sich  an  die  Unterthanen  wenden. 

*")  Z.  B.  an  welcher  Stelle  der  Urkunde  die  Stempelmarke  anzubringen 
ist  (Jellinkk  S.  245). 

"')  Z.  B.  die  Formen  der  A1)fa88ung  und  Einreichung  von  Beschwerden. 
—  Hänel  und  LÖNINO  a.  d.  a.  a.  O.  O.  erwähnen  als  unter  die  Kategorie 
der  Verwaltungsvcrordnungen  fallend  nur  Bestimmungen  über  die  Ausübung 
von  Pflichten,  nicht  auch  von  Rechten  der  Unterthanen. 
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Gesichtspunkte  verbindet  Jellinek,  indem  er  (s.  bes. 
ä  373,  379,  384)  als  selbstständige  Verordnungen  diejenigen 
Vcnrdnungeii  bezeichnet,  welche  unmittelbar  auf  einem  (gcst^hrie- 
Immd  oder  ungeschriebenen)  Verfassungsrechtssatz  bei'uhen  und 
eiacA  •elbstständigen  Inhalt  haben'**),  wählend  er  diejenigen  Ver- 
MdaangeD  als  unselbstständige  charakterisirt,  welche  ent- 
weder ihrer  Berechtigung  oder  ihrem  Inhalte  nach  auf  einem 
ipccieflpn  Gesetze  benihen.  In  diesem  Sinne  sind  unselbstständige 
Terordiiungen  einerseits  die  Vollzugsverordnungen,  weil  dieselben, 
ik^eieh  »uf  allgemeiner  verfassungsmässiger  Berechtigung  der 
Be^ernng  beruhend,  nur  einen  unselbststiindigen,  zur  Ausfiihning 
«MS  Sp«cialgesetzes  bestimmten  Inhalt  haben;  andererseits  die 
1  %,  ErgSLnzunggverordnimgen,  welche  nicht  unuiittelbar  auf  Grund 
«ites  Verfiisäiuigssatzes,  sondern  kraft  specieller  gesetzlicher  Er- 
mächtigung (Delegation)  an  sich  der  Gesetzgebung  vorbehaltene 
Umugen  treffen,  wegen  der  rnsellistständigkeit  ihres  (nächsten) 
.-  ..i-'-grundes.  Selbstständige  Verordnungen  dagegen  sind  nach 
Jklunek's  Terminologie  einerseits  diejenigen  Verwaltungsverord- 
Dungen,  welche  die  Regierung  nicht  zum  Vollzug  von  Gesetzen, 
«Qodem  in  der  ihr  verfassungsmässig  zukommenden  Sphäre  freien 
^■■H^lns  innerhalb  der  Rechtsordnung  erlässt;  anderereeits  die 
•  rordnungen,  welche,  auf  Grund  einer  generellen  verfaissungs- 
aiwigen  Ennächtigtmg  unter  den  bestimmten  Voraussetzungen 
rfiassen,  formelle  Gesetzeskraft  haben"'). 

Wenn  hinsichtlich  der  für  diese  Kategorieen  von  Verordnungen 

***)  Wenn  dagegen  Gneist  and  Aäkdt  in  Qiren  aJsbiüd  näher  zu  I»«- 
^fpftdieod^^u  Erört«ruTt^en  nur  da«  Moment  der  BerecbtigunK  aJn  für  <leu 
BfSTtlT  dfr  Verordnung?  masagel>end  her\'orhe)>en,  bo  »chrfiU«« 

Ortrb  auch  ^  indi^fen  Verordnung  zugleicli  einen  durchaus  wUnt- 

itlodiK«fn  Itihalt  t.u. 

'*^)  Die  Volbsugsverordnunff  (AmfiihniugBverordnong)  i«t  nach  JKLLWUi'n 
Aiiffastsanj?  (S.  379—380,  bes.  Anm.  19  und  20)  immer  Verwaltm^rrwofdiittiig, 
ii»}(rg«?ti  dir  ErgünziingBverordtioiig  vkie  die  Nntltverordani^  buHl  towobl 
Venr»ilini>.'«veronlaung  Ab  HfcliUverordnanjf  »ein  (8.  878  und  H,  38K 
^iin.  23). 


massgebenden  Recbtsgrundsätzo  unter  deü  Theoretikern  der  Gegeä^ 
wart,  trotz  mauiugfacher  Verschiedenheit  iu  der  Ausdiiicksweise, 
beziehungsweise  Classification,  im  Ganzen  materielle  Uebereinstim- 
inuug  herrscht'**),  so  ist  dagegen  sehr  bestritten,  ob  dem  Staats-] 
Oberhaupt  in  denjenigen  constitutionellen  Monarchieen,  welche  aDaj 
einer  absoluten  Monarchie  hervorgegangen  sind,  ohne  ausdrückliche 
Verfassungsbestinimung   em    generelles    Recht  zukonmit,    auf  den 
«lurcb  die  (formelle)  Gesetzgebung  noch  nicht  präoccupirten  Gc 
bieten  Rechtsiiormen  im  Verordnungswege  zu  schaffen-  Ein  solche 
selbststiinihges    Recht    der    Verordntuig    praeter    legem,     vottj 
L.  V.  Stein  '**)  sogar  fiir  jeden  .Staat  behauptet,  ist  von  Gneiöt  ***).J 
insbesondere  fiir   England  und  die   deutsche u  Eiuzeistaateu,   voM 
Arndt  *^')  in  ausführlicherer  Begründung  für  Preussen  verfochten y 
fiir  die  deutschen  Staaten  erkennt  auch  v.  Sarwey  "''^)  dasselbe  an. 
Bekämpft  ist  diese  Theorie  von    E,  Mayek'*"),    G.    Meyer '**),! 
Selkjmann '")  und  Laband"*");   auch  Jellinek   (S.  22  ff.,  372] 
bis  373)  erklärt  sich  lebhaft  gegen  dieselbe.     Die  Punkte  jedochJ 
um  welche  der  Streit  sich  bewegt,  scheinen  mir  bisher  nicht  ge>| 
nügend  fixirt  zu  sein.   Jeli^inkk's  Polemik  richtet  sich  vor  allem 

'**)  Vgl.  bes.  G.  Mktkr,    Lehrb.  des  deutschen  iStaatsrecht«,   9.  Aufl., 
.S.    4«5  ff.;    H.   ScHin.ZE,    Lehrb.    des    deutschen   Staatsrechts  I,    S.  528  ff.jj 
LöNiNO  1.  c.  S.  228—231-,  HÄjfEL  1.  c.  S.  (12— Gß-,  Gkkwt  in  v.  HolUendorff'« 
R€chtHli'xik<m,  3.  Aufl.,  IJI,  S.  1064. 

'**J  Verwaltungslohre  I,  2.  Aufl.,  S.  76  AT.,  304  ff. ;  Handbuch  der  Ver^J 
waltuugBlelire,  2.  Aufl.,  S.  30—81. 

iftoj  Verwaltung,  Justiz,  Rechtsweg  S.  3-1  •,  Englisches  Verwaltungsrecht, 
3.  Aufl.,  I,  S.  125  ff.;  Recht«lexikon,  3,  Aufl.,  111,  S.  1063-1064. 

*'*)  Dua  Verordnuupsrecht  des  deutschen  Rfichs  auf  der  Cirundla^  Ut*i 
preusHischen  VerordnungBrechts,  bes.  S.  7  iF.  und  8.  S8  IV. ;  lemcr  in  HniTa'vJ 
Aunalen  1886,  S.  311  tV,  und  in  dieser  ZeitHchr.  I,  8.  512  ff. 

'*»)  Allgemeines  Verwaltungsrechl.  S.  31  ff..  Loa.  8,  84-37. 

^''')  HeccDsion  der  Arndt  suhea  Abhandlung  über  das  Verordnungsrecht,^ 
in  der  Kritischen  Vierte^jalii-Süchrift  188.5,  8.  134  ff. 

•^)  Lehrb.  de«  StAatHreihts,  2.  AuÜ.,  8.  461,  Anm.  .'i. 

'")  L.  c.  s.  113  n. 

'")  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  I,  8.  393  ff.,  bes.  8.  394,  Anm.  1. 
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gegen  die  Anschauung,  als  ob  es  in  der  constitutionelleii  Mo- 
narchie ein  Verordnungsrecht  oder  iilierhaupt  ein  Recht  des 
Monarchen  geben  könne,  welches  nicht  auf  einer  lex,  auf  einem 
iRechtssatz  beruhte.  Aber  diese  Walirheit  gilt  nicht  nur  für  die 
konstitutionelle,  sondern  auch  Tür  die  absolute  Monarchie  und 
überhaupt  fiir  alle  Staatsformen,  denn  Nieraaiulem  kann  eine 
gniss^  den  Staatswilleu  zu  reprasentiren,  olme  zu  Grunde 
inden  Rechtssatz  zukommen;  andererseits  scheinen  mir  auch 
liVei'theidiger  des  in  Frage  stehenden  Verorduungsrcchts  diese 
ahrheit  nicht  in  Abrede  gestellt  zu  haben  '^^).  Richtig  ist 
r  die  Behauptung  Jelunkk's  (s.  bes.  S.  373  Anm.  12), 
falls  eine  Verfassungsurkunde  ihe  Oompetenzen  der  Staats- 
e  feststellt,  alle  Rechte  der  letzteren  als  durch  die  Ver- 
Dg,  wenn  nicht  übertragen,  so  doch  (ausdrücklich  oder  still- 
eigend)  anerkannt  gelten  müssen;  aber  durch  eine  solche 
-kennung  wird  immerhin  der  ältere  Rechtstitel  nicht  aufge- 
ben, sondern  die  aus  demselben  fliessenden  Rechte  sind,  wie 
INEK  selbst  einräumt,  „zurückbehaltene  Rechte".  Hingegen 
san  wohl  nicht  enisthaft  bestritten  werden,  dass,  wenn  eine 
jissungsurkunde  —  obgleich  etwa  von  dem  bisher  absoluten 
EU'chen  erlassen  —  für  das  Zustandekommen  eines  materiellen 
tzes  ganz  allgemein  die  Zustimmung  der  Volksvertretung 
rt,  dadurch  die  Befuguiss,  Rechtssätze  im  Verorduungswege 
baffen,  abgesehen  von  den  Fällen  specieller  gesetzhcher 
tion,  völlig  ausgeschlossen  isf ')•,  ebenso  dass,  wenn  durch 

"^  Die  Ausitihningen  Arnut's  können  atlerdingä  leicht  den  cntgegen- 
eten  Schein  erwecken.  Aber  wenn  dieser  Schrülstcller  ein  aus  der 
der  absoluten  Monarchie  fort-dauRmdes  „eigenes  Recht"  des  Königs, 
itsverordnungen  zu  erla^ssen,  behauptet,  so  mus«  er  doch  diese  Befugniss 
len  Aasflass  der  Ri'-chlsordnuDg  (des  preussiecbeu  Staates  zur  Zeit  der 
iten  Monarchiej  betrachten. 

"•)  Wenn  auch  in  Belgien  der  König,  obgleieh  die  Verfassung  (Art.  26) 

der  geBetzgel>enden  Gewalt  scblechthiu  die  IJebereinstimmung  des 

der  Kammern  fordert,    und  obgleich  sie  zudem  den  Monarchen 

')  i'klich  durch  die  Yeriassung  oder  die  Gesetze  zugewiesenen 

11      ;  .  r  ijrhes  Recht.  IV.  1.  4 
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die  Verfassungsurkuude  wenigstens  das  Princip  der  parlamen- 
tarischen Mitwirkung  für  die  Schaffung  von  Reclitssätzen  anex 
kannt  ist"^"),  Ausnahmen  von  diesem  Princip  durch  eine  ander- 
weitige Verfassungsbestiraniung  sanktionirt  sein  müssen '"").  We 
jedoch  die  Verfassungsurkunde  nur  fiir  gewisse  Kategorieen  von 
materiellen  Gresetzen  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  ver- 
langt'"'), so  ist  der  Monarch  befugt,  in  aUen  übrigen  Beziehungen, 
soweit  das  betreffende  Gebiet  nocb  nicht  von  der  Cfesetzgebung 
occupirt  ist,  durch  Verordnungen  den  Rechtszustand  zu  uormiren. 
Für  England  scheint  sich  die  Controverse  zwischen  Gneist  und 
Jellinek  dahin  zuzuspitzen,  ob  dort  der  Grundsatz,  dass  Rechts- 
normen vom  König  nur  mit  Zustimmung  des  Parlaments  gegeben 
werden  können,  gewohnheitsrechtliche  Geltung  erlangt  hat,   oder 


i 
* 


Befugniase  beschränkt  (Art.  78),    ein  auBgedelmies  Recht  der  Polixciverord- ^ 
nuüg  ohne  specielle  geeetzliche  ErmächtiguDg  übt,    so   liegt  dano  cotwede 
eine  rechtswidrige  Praxis  oder  eine  gewuhnheitsrechtliche  Modifilution  dot 
VcrfaBBung. 

'*')  Eine  Sauktionirung  dieses  Princip h  enthalten  nach  meiner  Ansichtl 
iosbea.  auch  die  prcusaiaehe  Verf.-Urk.,  Art.  62,  und  die  deutsche  Reichs-] 
verf,  Art.  5,  Abs.  1. 

"')  Solche  Ausnahnieo  statuirt  die  preussiache  Verf.-Urk.  in  Art, 
(unter  den  zur  AuBführung  der  Gesetze  □ötbigen  Verordnungen  sind  mitl 
RosrN,  Pnlizeiverorduun>,'srecht,  S.  24,  Aiim.  86,  und  G.  MsTKR,  Lehrb.  cit,^ 
2.  Aufl ,  S.  46H,  Anm.  8,  nuch  Rdchtsvcrordnungen  zu  verstehen)  and  iaj 
Art.  63.  Die  deutsche  Reichs  Verfassung  enthält  eine  specielle  Ausnahme  vob 
dem  Princip  des  Art.  5,  Ah».  1  in  der  Bestimmung  des  Art.  48,  Abs,  2^ 
(dagegen  bezieht  sich  Art.  7,  Abs.  1,  Nr.  2,  wie  insljea.  Laband  richtig  aoa- 
gefiihrt  hat,  nur  auf  VerwaUungsverordnungcu). 

'^')  Die    Bestimmung   zahlreicher   deutscher  Landesverfassungen,    dm 
Gesetze,    welche    die  Freiheit  der  Personen  oder  das  Eigenthum  betrefTen^i 
nicht  ohne  Zi/stimmung  des  Landtags  erlassen  werden   können,    wird   aUci 
dinge  von  G.  Meter  (Lehrb.  cit.,  S.  461,  Anm.  4)  dahin  aasgelegl,  dass 
selbe    alle  Gesetze    im  materiellen  Sinne    umfasse.     Wesentlich    die    gleiche] 
Literpretatiou  vertritt  Seydel,  Bayerisches  .Staut«reclit  III,  S.  560  ff,,  S.  57S 
bis  573-,  iuimerhi«  giebt  er  zu  (S.  573),  dass  die  organisatorische  Gesetzgebui 
darnach  nicht  in  den  Bereich  der  Mitwirkung  den  Landtags  fidle   (vgl.  auc 
über  die  Haudliabung  der  betreffenden  Bostiinmung  der  badisohen  Verfifuisuji^j 
K.  Sc&SNKEL  in  Marquardsen's  Hiuidb,  III,  I,  3,  S.  12). 
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das  £rfor(leruiss  der  parlamentarischen  Mit^öi-kung  nur  für 
gewisse  K»tegorieen  von  Gesetzen  besteht.  Eine  sichere  Lösung 
hat  diese  Frage  auch  dui'ch  die  Ausführungen  Jellinek's  (bes. 
8.  25  ff.)  nicht  erhalten  '*'*);  ihre  praktische  Bedeutung  ist  aber 
in  Folge  der  Ausdehnung,  welche  die  —  jedenfalls  nicht  durch 
den  König  einseitig  abzuändernde  —  parlamentarische  Gesetz- 
gebung in  England  erlaugt  Imt,  eine  sehr  geringe  "■•^). 

6.  Von  den  GaraJitieen  für  die  Rechtmässigkeit  der  Gesetze 
und  Verordnungen  hat  Jellinkk  nur  das  richterliche  Prü- 
fungsrecht zum  Gegenstand  eingehender  Erörterung  gemacht. 
Aach  in  dieser,  vor  der  Befestigung  der  constitutionellen  Zu- 
stände in  Deutschland  von  der  deutschen  BechtsviTSsenschaft  mit 
lebhaftestem  Eifer  diskutirten,  Frage  ist  eine  gewisse  Ermässigung 
der  theoretischen  Gegensätze  eingetreten  "*).  Als  feststellend  darf 
vor  allüm  betrachtet  werden,  daas  der  Richter  im  einzelnen  Fall, 
L  wie  überhaupt  die  Existenz  der  von  ilmi  jinzuwendeuden  Rechts- 
I  tatze,  so  insbesondere  das  Vorhandensein  der  formellen  und 
^^pateriellen  Erfordernisse  eines  angeblichen  Gesetzes  oder  einer 
^^■gebliclicn  Verordnung  selbstständig  /u  prüfen  berechtigt  und  ver- 
pflichtet ist,   soweit  nicht  ausdrückliche  positivrechthche  Bestim- 

*■■)  So  sagt  auch  Todd  (Ueber  die  parlamentariBche  Regierung  in  Eag- 
laoi],  übersetzt  von  AasMANN,  I,  S.  251)  iu  Bezug  auf  die  königlichen  Pro- 
klamklionen  —  obgleich  er  geneigt  ist,  anzunehmen,  dasa  dieselben  keine 
neuen  Rochtftiätze  schaffen  können  — :  „Wie  weit  sich  ihre  Geltung  erstreckt, 
l«t  ein  Oegenstand  der  Controveree  geweaen,  die  bei  der  Unsicherheit,  an 
welelter  alle  mit  den  Grenzen  der  Prärogative  zuBanimeahängenden  Fragen 
iaboriiVD,  auch  jetzt  nicht  mit  Bestimmtheit  eutschicden  werden  kfinn." 

***]  E.  Mki£k  (Der  AbschluBB  von  Staatsvertragfö  »S.  IIH — llH)  glaubt 
ngmr,  dam  heutzutiige  neben  dei-  Parlaraentsgesetzgobung  gar  kein  „gesetz- 
leenw*  Rimm  fiir  Entfaltung  einer  selbstsländigen  Verordnungsgewalt  übrig 
Ueibe. 

'•*)  Don  gegenwärtigen  Stand  der  Controverse  bezeichnen  —  abgesehen 
vodB  J.'a  AiwRihrungen  —  am  Iwaten  einerseits  die  Erörteningeu  Laba)«»'» 
in  «einem  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  (1.  Aufl.,  11,  S.  43  —  52;  2.  Aufl., 
I,  8.  551 — 559),  andererBeil«  die  gegen  dieselben  gerichteten  kritischen  Be- 
Iptrkimge»  (tiRKUE'a  (in  Schmoller's  Jahrbuch  1883,  S.  1186—1189). 
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mQngen  oder  generelle  rechtliche  Gnindsätze  dieser  Prüfung 
Schranken  setzen.  Dass  jedenfalls  die  Erfordeniisse  der  Publi- 
kation der  richterlichen  Prüfung  unterliegen,  wurde  nicmalä 
bezweifelt.  Ferner  wird  jetzt  woU  allseitig  zugegeben '"''),  dass 
der  Richter,  in  Ermangelung  entgegenstehender  ausdrücklicher 
Bestimmungen,  die  materielle  Rechtsgültigkeit  (Gesetzmässig- 
keit) von  Verordnungen  unbeschränkt  zu  prüfen  hat**').  Der 
Frage,  ob  auch  die  formelle  Rechtsgültigkeit  von  (gehörig  pu- 
blicirten)  Verordnungen  Gegenstand  richterlicher  Priifiing  ist, 
kommt  für  die  Theorie  des  constitutionellcu  Staatsrechts  eine  ver- 
hältnissmässig  untergeordnete  Bedeutung  zu  '");  überfliegend  wird 
dieselbe  bejaht,  und  aucli  Jellinek  (S.  394  Anni.  43  u.  S.  409) 
liat  sich ,  wenngleich  mit  ungenügender  Begründung  '•'),  dieser 
Ansicht  angeschlossen.  Die  Frage,  ob  ein  Gesetz  materiell 
rechtsgültig  ist,  kann,  sofern  man  die  Zuläasigkeit  indirekter 
Verfassungsänderungen    anerkennt  '*"'*'),    nur   für    den   Fall    aufge- 

•ös)  Früher  wurde  (iiß  Befugtiiss  de«  Richters,  die  Goaetzmässigkoit  des 
Inlialts  landesherrlicher  Verordnungen  zu  prüfen,  in  der  juristiscben 
Literatur  vielfach  verneint  (entschieden  gegen  dieselbe  erklärten  »ich  inabes. 
V.  Linde,  Staht.,  Zöpfx).  Ob  v.  Martttz  seine  Aneicbt,  dass  in  der  vor- 
liegenden Frage,  sowie  überhaupt  hinsichtlich  der  Pflicht  der  Behörden,  ver- 
fassungswidrige Gesetze  und  Verordiiungeu  anzuwenden,  kein  genereller  G mnd- 
«alz  aufzuHt^llcQ  sei,  sondern  nur  das  positive  Staatsrecht  des  ein/.elnen 
St-aatcs  entscheide  (Betrachtungen  über  die  Verf.  des  nordd.  Bundes,  8.  132  It), 
jetzt  noch  aufrecht  erhält,  ist  mir  nicJit  bekannt. 

"')  Diesen  Satz  erkennt  auch  L\B\ND  (Staatsrecht,  L  Aufl.  U,  S.  87C; 
2.  Aufl.,  L  S.  609  ff.)  im  vollsten  Masse  an. 

"")  Inimerluii  hat  diese  Frage  ueiierding«,  insbes.  in  Prcussen.  dadurch 
eine  erhebliche  praktische  Tragweit«  erlangt,  dass  iiir  den  Brians  von  Polizei- 
verordnungen in  weitem  Umfange  eine  Mitwirkung  von  tSelbstverwaltnngs- 
orgnnen  erforderlich  ist  (Rosm,  Polizoiverordnungsrceht,  S.  149  ff,  u,  S.  190). 
••"}  Jellinek  beruft  sich  darauf,  dass  die  formelle  Gesetzlichkeit  stets 
Vorausaclzuug  der  materii-llen  Gesetzlichkeit  ist.  Aber  diese  Voransseteung 
kann  vor  der  Prüfung  der  materiellen  Gesetzlichkeit  auch  in  anderer  Weise 
als  durch  den  Richter  festgestellt  sein. 

^*')  Nur  unter  dieser  —  m.  E.  trotz  starker  politischer  Bedenklichkeit 
juristisch  nicht  abzuweisenden  —  Voraussetzung,  sowie  der  weiterhin  im 
Text  hervorgehobenen  der  sachlichen  Competenz   des  Gesetzgebers    ist   die 
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worfen  worden,  dass  die  gesetzgeberische  Competenz  des  Organs, 
welches  das  Gesetz  erlassen  hat,  eine  sachlich  beschränkte  ist, 
sei  es,  weil  ein  von  dem  gewöhnlichen  Gesetzgeber  verschiedenes 
Organ  für  Verfassungsänderungen  besteht,  oder  weil  dem  Staate 
selbst,  auf  dessen  Willen  das  Gesetz  zurückzufüliren  ist,  nur  eine 

^urch  eine  höhere  Staatsgewalt  limitirte  Geaetzgebungsbefugniss 
steht ;  dass  aber  die  Frage  in  diesem  Umfang  der  selbstständigeu 
gerichtlichen  Entscheidung  unterliegt,  dürfte  insbesondere  nach 
den  Erörterungen  Geerke's'")  und  Jellinek's  (S.  399—401) 
kaum  einen  Zweifel  begegnen.  So  erscheint  als  Hauptgegenstand 
der  Controverse,  ob,  resp.  inwieweit,  die  formelle  Gültigkeit  der 
(gehörig  publicirten)  Gesetze  vom  Richter  zu  prilfen  ist.  Aber 
anch  auf  diesem  engeren  Gebiete  ist  der  Gegensatz  der  Mei- 
nungen kein  schroffer.  Während  insbesondere  Laband  in  der 
Aasfertigung  des  Gesetzes  eine  rechtlich  unanföchtbai'e  und  daher 
ich  den  Richter  "')   bindende  Constatirmig,   dass  dasselbe   auf 

^ierfessungsmässigem  Wege  zu  Stande  gekommen  sei,  erblickt, 
geben  andererseits  die  principiellen  Vertheidiger  der  richterlichen 

_Prüfung8befugmss  regelmässig  zu,  dass  die  Envähmuig  der  Zu- 
imang  der  Kammern  im  Eingang  der  (publicirten)  Gesetzes- 
ttt-krmde  eine  Vermuthung  der  Wahrheit  und  der  Legalität  be- 
Inde "'),   und   erklären   sie  meist,    im  Anschluss   an   Gneist's 

phaiiiktuug  Labanb's  (Staatsrocht,  1.  Aufl.,  II,  S.  87;  2.  Aull,  I,  S.  609), 
iU>«  4ie  Rechtagültigkeit  eines  fonnellea  Gf^esetzes  an  materielle  Schrankeu 
nicht  gebunden  sei,  zutreffend. 

'^  L.  c.  8.  1189. 

'")  Von  seinem  Standpunkte  aas  hat  Laband  diirchauH  Recht,  die 
ßj(!tdutellnng  aller  andorcn  Behörden  mit  den  Gerichten  hinsichtlich  der 
Pröfiaig  der  Recht«gültigkoif  von  Gesetaea  zu  behaupten.  Sofern  man  aber 
eine  Prufuns:sbefiigni88  bezw.  Prüfung»pflii-ht  der  Gerichte  anerkennt,  wix'd 
man  dieselben  Grundsätze  für  die  Vorwaitungpbehürden  nur  mit  den  durch 
di«  UnselbotstÄndifrkeit  der  letzteren  bedingten  Modifikatioiieu  aufstellen 
dibfeo  (GiSRKE  l.  c.  8.  1187). 

*'*)  Gnkist,  Soll  der  Richter  auch  über  die  Fnq^e  zu  befinden  haben, 
ob  vm  Gesetz  TeHaRsangsmÜssig  ^i  Stande  gekommen  (Guta<.-hten  flir  den 
vierten  deutschen  Jiiristentag),  S.  S2  und  35;   C.  F.  v.  Gkrbeb,  Gnmdzüge 
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Ausführungen  über  das  englische  Recht "'),  mit  diesem  Schrift- 
steller die  inneren  Vorgänge  in  den  parlamentarischen  Collegien 
fiir  der  richterlichen  Prüfung  entzogen  "*).  Somit  liat  sich  prak- 
tisch der  Streit  auf  die  Frage  reducirt,  ob  die  in  der  Gesetzes- 
ui'kuude  enthaltene  Constatirung  der  ertheilten  parlamentarischeD 
Zustimmung  für  diese  Thatsache  einen  unwiderlegUcheu  Beweis 
oder  nur  eine  durch  Beweis  des  Gegentheils  zu  entkräftende 
Vermuthung  erbringt. 

Jei.linkk  (S.  401  ff.)  erklärt  sich  durchaus  gegen  die  ße- 
fugniss  der  Gerichte,  die  formelle  Rechtsgültigkeit  der  Gesetze  "') 
zu  prüfen.  Seine  Beweisgründe  entnimmt  er  von  beiden  Parteien: 
eioei'seits  schreibt  er  der  Ausfertigung  die  von  Laband  für  diesen 
Akt  in  Anspruch  genommene  rechtliche  Wirkung  zu ;  andererseits 
behauptet  er,  dass,  indem  eine  Kammer  ihre  Zustimmung  zum 
Erlasse  eines  Gesetzes  ertheile,  sie  dadurch  „gleichsam  als  Ge- 
richt" die  Verfassungsmässigkeit  ihres  Beschlusses  constatire  und 
deshalb  eine  „Ueberpi*üiiing"  desselben  dui-ch  den  Richter  aus- 
geschlossen sei.  Die  Rechtmässigkeit  der  inneren  Vorgänge  in 
der    Kammer    soll    demnach    sowohl   durch    die    Erklärung    der 

eines  Systems  des  deutschcD  Staatsrechts,  3.  Aufl.,  §49,  bes.  Anm.  6;  Uämsl, 
Stadien  zum  deutschen  Staatsrecht  I,  S.  259 — 260;  H.  Souulzb,  PreuasischcB 
Staatsrecht  U,  S.  243  ff,;  v.  Sarwky,  Württemberg.  Staatsrecht  II,  S.  »9  ff., 
bes.  S.  IIH),  Aum.  3;  Oikrke  1.  c.  S.  1188. 

"•)  L.  c.  8.  11  and  S.  24-25. 

"*)  So  insbes.  H.  Schülzk,  Preuss.  Staatsrechts  ü,  S.  244,  und  Lehrb. 
des  deutBcbeu  Staatsrechts  I,  S.  564—565;  GnCBKK  1.  c.  S.  1188—1189-» 
Rosix,  PolizciverurdtiungBroeht,  S.  190,  Aiim.  17.  Nur  in  beschrä&kter  Weise 
scljeiut  Q.  Mkteb  (Lehrb.  des  deutschen  Staatsrechts,  2.  Aufl.,  S.  508)  sich 
der  GNBiKT'schen  Lehre  anzuschliessen. 

"'')  Jellinek  spricht,  obgleich  er  die  Zulässigkeit  indirekter  Verfassungs- 
änderungen anerkennt  (S.  2ti3,  Anm.  2a),  und  obgleich  er  selbst  hervorhebt, 
dasfl  in  denjenigen  Staaten,  wo  dieselben  Organe  für  die  einfache  Geeets- 
gebung  und  fiir  die  Yerfassungsgesetzgebung  competent  sind,  zwischen  den 
beiden  Gattungen  von  Gesetzen  nur  fonnellc  Uulcrschiedo  bestehen  kümum ' 
(S.  401),  doch  im  Verlauf  seiner  Erörterung  wiederholt  ganz  aUgemein  von 
einer  Prüfung  der  forniellcD  und  niaterielleu  Verfassungsmässigkeit  der 
Gesetze.    Vgl.  dagegen  oben  S.  53,  Anm.  1^9. 
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'selbst  als  durch  (liejenige  des  gesetzesaiisfertigenden 
OtffUMi  nnwiderle^lich  dargetban  werden.  Mir  scheint  weder  die 
BflleiitiiDg  gerechtfertigt  zu  sein,  welche  der  Gesetzesausfertigung 
tos  Laband  und  Jellinek  beigelegt  wird,  noch  die  umfassende 
Geltuig,  welche  für  die  Lehre  von  den  „ interna  corporis"  sowohl 
foo  Seiten  ihrer  bisherigen  Vertheidiger  als  —  wenn  auch  mit  etwas 
iWeicheader  Formulirung  —   von   Jellinek  beansprucht  wird. 

Der  Beweis,  dass  die  Ausfertigung  (Promulgation)  allgemein 
m  onanfecbtbarer  Weise  das  verfassungsmässige  Zustandegokom- 
mmtfin  des  Gesetzes  constatire,  dürfte  durch  die  Äus- 
ttBBDfen  Laband^s  und  Jellineks  keineswegs  erbracht  sein. 
Sdbet  wenn  eine  solche  Bedeutung  dieses  Aktes  fiir  einzelne 
BtaateiL,  welche  denselben  mit  besonderen  Oautelen  ausgestattet 
kben  "•),  anzuerkennen  sein  sollte,  ist  damit  doch  für  die  übrigen 
SlioteD  nichts  be'w'iesen.  Auch  wenn  zur  Ausfertigung  ein  anderes 
Orgtn,  als  das  für  die  Sanktion  zuständige,  berufen  ist  *"),  braucht 
mcht  die  Absicht,  der  Originalurkunde  des  Gesetzes  unan- 

lare  Kraft  zu  verleihen,  massgebend  zu  sein  "*);  es  kann 
uttln^ondere,  neben  der  Rücksicht  auf  die  hervorragende  Bedeu- 
Um«  des  Aktes,  der  Gesichtspunkt  zu  Grande  liegen,  dass,  wenn 
(fi^  Sanktion  das  fiir  die  Entstehung  des  Gesetzes  massgebende 
Jfoioent  bildet,   Ausfertigung  und  Publikationsbofehl  als  Anfang 


*")  Hierher  rechne  ich  insbes.  die  BestimimuDgen  des  früheren  deutcchen 
irechts  über  die  Redaktion  und  „Publikation*'  der  Reiehsnbschiede 
1.  c,  1.  Aufl.,  II,  S.  IB  ff.;  2.  Aufl.,  I,  S.  523-624);  femer  die  Be- 
dcT  franrSsischen  Verfasmingeu  von  1799,  1804  und  1862,  wonach 
berufen  war.  die  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze  v  o  r  ihrer  (dein 
mtea  Consol  bczw.  dem  Kaiser  zugewieseueu)  Pronialgatiou  zu  prüfen. 

•'")  Wie   im    gegenwärtigen  deutschen  Reiche,    in    der   gegenwärtigen 

Hiu6«iBchcn  Republik,    in  der  uordamerikamschen  Union.     Jedoch  erlangt 

un  das  vom  Ck)ngresB  beschlossGne  Gesetz  eventuell   auch  ohne 

Luuug  von  Seilen    des  Prüsidunteii   bindende   Kraft   (Verf.    der 

Vetcin.  äuuteu  Art  I,  Sekt.  7,  §  2). 

"')  Diea  bebaoptet  iusbcs.  Labanu   füi-  das  di-utsche  Reichsstaatsrucht 
den  l.  AjiSn  n,  8.  4»— 51;  2,  Aufl.,  I,  S.  66(>— 558), 
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der  Ausfohrnng  des  Gesetzesbefefals  eischeinen  "*).  Am  wenig- 
sten aber  kann  die  Ausfertigung,  wenn  sie  in  der  Ysr&ssimgs- 
urkunde  des  Staates  gar  nicht  besonders  erwähnt  ist,  bezidnings- 
weise  sich  gar  nicht  als  ein  besonderer  Akt  Ton  der  Saziktion 
abhebt  —  wie  insbesondere  in  den  deutschen  monarchisGhen 
Einzelstaaten  —  eine  so  weitgehende  rechtliche  Wirkung  haben, 
wie  die  LABASD^sche  Theorie  ihr  zuschreibt  "•).  Jellihek'& 
Argument  (S.  402).  dass  das  in  der  Ausfertigung  enthalfteiie  ür- 
theQ  nur  dann  einer  Ueberprüfung  unterti^^  könne,  wenn  eine 
solche  ausdrücklich  durch  Gesetz  angeordnet  sei,  ist  nichts  an- 
deres als  eine  petitio  principii.  Man  wird  vielmehr  jeden&Ils 
anerkennen  müssen,  dass.  wenn  ein  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetz- 
gebung berufener  Faktor  erklart,  seine  Zustimmung  zu  dem  als 
Gesetz  Verkündeten  nicht  ertheilt  zu  haben,  damit  die  durch  die 
Ausfertigung  erbrachte  ge^ntheiHge  Präsumtion  hinfällig  wird  '**) ; 
dieselbe  kann  aber  auch  durch  andere  Thatsachen  entkräftet 
werden  '**). 

Jellixek  selbst  gibt  der  eifrig  ron  ihm  Terfochtenen  Theofie 

'^  Diese  Ansicht  ist  best^nders  in  der  finnzösiseh-belgischen  Jnrii- 
prndenz  verbreitet.  Tgl.  t.  B.  Sdioxet.  Traite  elementairv  de  droh  pobfie 
et  administratiC  S.  läS;  Tboxissen  L  c.  S.  SSO.  Auch  die  prenniscfae  Ver- 
fassung, Art.  4Ö.  scheint  den  Befehl  der  Verkündigui^  der  Gesetze  ab  A118- 
tloiis  der  roUziehenden  Gewalt  zu  betrachten.  —  IWs  äberhanpi  im  Koiper- 
schaftsrecht  WillensbQdung  und  Willensaasfuhrang  eng  mit  einander  verkettet 
sind,  hebt  Gikeee.  Genossenschaftstheorie  o.  s.  «..  S.  693  C,  hervor. 

*^>  Si?  erklärt  sich  auch  Setdel.  welcher  im  Resolute  mit  T^#«*^it» 
äbereinstimmt,  gegen  dessen  Lehre  von  der  Ausfertigung  ^Bayoischea  Staats- 
recht in.  S.  552  Anm.  1,  vgl.  mit  S.  550,  Anm.  2). 

"*^  Nor  unter  dieser  Yoraossetznng  will  v.  Sabwkv  (^  Wörttemb.  Staats- 
recht n.  S.  100.  Anm.  3;  vgL  S.  101,  Anm.  5i  das  richterliche  Prnim^farecht 
in  Bezog  aof  die  Rechtsgültigkeit  von  Gesetzen  anerkennen. 

***)  So  insbes.  auch  r.  Gerrkr  1.  c.  S.  161—163.  —  Die  bloiee  Be- 
rtreitang  jener  Yermothong  von  Seiten  einer  Prozesspartei,  dner  politischen 
Partei  o.  s.  w.  (Laband  L  c,  2.  Aufl.,  I,  S.  ö^i)  genügt  aber  auch  nach 
metner  Ansicht  nicht,  den  Richter  zur  l'ntersochnng  der  Entstehnngs- 
gesi.-^hichte  de«  Gesetzes  zo  berechtigen  and  zu  verpAichten ;  es  müssen  viel- 
mehr entscheidende  gq^entheilige  Momente  glaubhaft  gemacht  aetn. 


jedeuklichen  Stoss,  mdem  er  die  Ton  Laband  richtig 
Consequenz  derselbou  für  Verordnungen  zurückweist. 
Die  formelle  Rt'chtsgiütigkeit  der  Verorclnung  soll  durch  die  Aus- 
fertigung nicht  unwiderleglich  dargetlian  werden,  sondern  (wie 
oben  bereits  erwähnt  wurde)  der  richterlichen  Prüfung  unterliegen. 
Der  für  diese  Annahme  geltend  gemachte  Grund  ist  leicht  zu 
beseitigen  "").  Es  erscheint  aber  auch  als  unlogisch,  dass  the 
Ausfertigung  nicht  im  Stande  sein  soll,  hinsichtlich  der  formellen 
Erfordernisse  der  Verordnung  die  gleiche  Wirkimg  wie  in  Betrefi 
der  formellen  Erfordeniisse  des  Gesetzes  zu  äussern,  ohgleith  die 
crstcren  regelmässig  die  verhältnissmässig  geringereu  sind. 

Andererseits  soll  nach  Jkllinek's  Auffassung  bei  Gesetzen 
die  richterhche  Priifung,  ob  die  parlamentarische  Zustimnumg  in 
den   verfassungsmässigen  Formen   ertheilt   ist,    schon   diirtli 

die  Zustimmung  der  Kammer  (resp.  jeder  der  beiden  Kani- 
jm)  erklärenden  Reschluss  ausgeschlossen  werden,  indem  tlieser 
Befichluss  zugleich  die  Ueherzeugung  der  Kammer,  dass  derselbe 
verfjissungsm.össig  zu  Stande  gekommen  sei,  constatire  '**).  Es 
mag  nun  in  der  That,  aus  sogleich  näher  darzulegenden  GrÜTulen, 
:htig  sein,  dass,  wenn  der  Zustimmungsbescbluss  rechtsgültig 
ist,  (regelmässig)  etwaige  in  der  parlamentarischen  Behand- 
long  des  Gesetzentwurfs  vorausgegangene  Formwidrigkeiten  nicht 
mebr  in  Betracht  kommen.  Wohl  aber  bleibt  die  Frage,  ob, 
wenn  ein  Beschluss  an  sich  wegen  formeller  Mängel  ungültig  ist, 
dei^elbe  dadurch  gültig  wird,  dass  er,  wenn  auch  nur  still- 
schweigend, das  Vorhandensein  eines  solchen  Mangels  verneint. 
Die  Antwort  Jelmnek's,  dass  man  nach  der  Natur  der  Sache 
,schwerhch"  den  Richter  als  obere  Instanz  für  Urtheile,  die  das 


'")  Oben  8.  52,  Anm.  Iö8. 

*•*)  8.  401  a.  E.  spricht  Jellikek  von  üor  Erklänitip  der  Kammer, 
•et  ein  Beschluss  gcfaast".  Aus  der  woiteron  Erörteruug  scheint  aljcr 
hervorzuf^en,  dass  er  damit  nur  eine  iin  ZuatinuTiuugsUeBehluss  seibat  ent- 
haltene Erkümtng  beKcichtiRti  will. 
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Parlament  gefallt   habe,    betrachten    könne,   enthält   sicher   keine 
genügende  Lösung  des  Problems '**). 

Die  von  (tNEIst  bogiündote  Auffassung,  dass  der  Richter 
über  die  Formen  des  Zustandekommens  der  pai'lamentarischeu 
Beschlüsse  nicht  zu  cognosciren  habe,  ist,  wie  schon  oben  bemerkt 
wurde,  dem  englischen  Recht  entnommen.  In  England  hat 
der  Satz,  dass  Angelegenheiten,  welche  eines  der  Häuser  des, 
Parlaments  und  so  insbesondere  auch  den  Geschäftsgang  des 
Hauses  betreffen,  nur  in  diesem  Hause  verhandelt  und  zum  Austrag 
gebracht  werden  dürfen,  gewohnheitsrechtliche  Geltung ^•*) 
und  konnte  solche  um  so  leiditer  erlangen,  als  die  Rechtssät^se  M 
über  das  Verfalircn  jedes  der  beiden  Häuser  selbst  last  durchaus  ™ 
nur  auf  Observanz  oder  Autonomie  des  einzelnen  Hauses  beruhen  "''^. 
Dadurch  werden  wir  zu  einer  richtigen  Begrenzung  der  An- 
nahme, dass  die  Art  des  Zustandekommens  der  Beschlüsse  der 
Kammem  als  „Intemum  ihrer  CoUegialverfassung**  **")  anzusehen 
sei,  geführt.  Diese  Annahme  ist  nur  berechtigt,  soweit  sie  sich 
auf  einen  Satz  des  positiven  Rechts  stützt.     Soweit  die  Kammer 

'*)  Wenn  Jkujnkk  (S.  402,  Anm.  15)  den  Ausspruch  Q.  Mkyer's  (L  c 
8.  508),  der  lliclitpr  sei  nicbt  berechtiget,  EntKcheidiuigen  der  gesetzgebenden 
Orjfane  über  die  Anwenduxig  gewisser  Formen  zum  Gegenstand  seines  Supcr- 
arbitriunifl  zu  machen,  beifällig  citirt,  so  darf  doch  nicht  übersehen  werden, 
dasB  jener  Schriftetoller  seine  Behauptung  nicht  generell  aufsteht,  aündem 
auf  gewisse  Fragen  des  parlamentarischen  Verfahrens,  welche  der  aus- 
achhesslichen  parlamentarischen  Cognition  überlassen  seien,  beschränkt. 

***)  May,  Das  englische  Parlament  und  sein  Verfahren,  überaotet  von 
Oppenhkim,  S.  61  und  S.  424.  —  Dagegen  wird  ein  Gesetz,  welches  nicht 
(in  allen  seineu  Theilon)  die  ZusUmumug  beider  Häuser  des  Parlament« 
erhalten  hat,  als  ungültig  angesehen:  ibidem  S.  426— 426.  So  wurde  insbes. 
in  zwei  Präcedenzfallen  ein  Gesetz,  welches  den  königlichen  assent  ohne  vor- 
ausgegangene völlige  Einigling  der  beiden  Häuser  erhalten  hatte,  nachträg- 
lich durch  eine  neue  gcsotzUcbe  ßestininiung  für  rechtsverbindlich  erklärt 
(ib.  S.  427—428).  Hierdurch  ergänzt  sich  die  Darstellimg  von  Jellinex 
8.  404—406,  welchem  allerdings  zuzugeben  ist,  dass  Entscheidungen  der  ooff' 
lischen  Gerichte  über  die  Frage  nicht  vorliegen  (May  S.  425), 

"0  äUy  1.  c.  S.  ttO-6I,  1H7  ff.,  424. 

'"")  H.  ScHULZB,  Lebrb.  de«  deutaohen  Staatsrechts  I,  S.  565. 


i 
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e  Geschäftsorduung  festzusetzen  hat,  erscheint  auch  deren 
!H&nd1iabang  als  ihrer  (endgültigen)  Entscheidung  anheimgestellt. 
Dagegen  soweit  die  Verfasaungsurkunde  oder  sonstige  Gesetze  '**) 
massgebende  Normen  für  das  Verfahren  der  Kammern  enthalten, 
dürfen  diese^  ebensowenig  wie  autonomisch  als  Regel  etwas  Anderes 
festsetzen,  im  einzelnen  Fall  Abweichendes,  sei  es  ausdrücklich; 
fcei  es  stillschweigend,  beschliessen  "*).  Nur  wenn  ein  Rechts- 
Batz  die  Entscheidung  der  Kammer  über  das  concrete  Vorhanden- 
lein  verfassungsmässiger  oder  gesetzhcher  Eribrdemisse  liir  end- 
ßfiltig  erklärt,  kann  ein  solcher  Beschluss,  auch  wenn  er  irrig 
ist,  keiner  weiteren  Prüfung  "*')  unterliegen.  So  haben  die  Ver- 
ngsurkunden  regelmässig  den  Kammern  die  definitive  Ent^ 
idung  über  die  Legitimation  ihrer  Mitglieder  ziigcwiesen;  auf 
emeiuem  constitntionellera  Gewohnheitsrecht  beruht  die  Befuguiss 
Kammer  '•*),  ilire  BescUussialiigkeit  sowie  das  Vorhanden- 
der  erforderiichen  Majorität '*')  endgültig  zu  constatiren'^*). 
Andererseits  wird  auch  in  den  Fällen  ^  wo  der  Kammer  kein 
solches  Recht  definitiver  Entscheidung  zusteht,  nicht  jeder  Ver- 
iCoss  gegen  eine  verfassungsmässige  oder  gesetzhcho  Pormvor- 
Bchrifl  Ungültigkeit  des  Beschlusses,  beziehungsweise  des  Aktes, 
elchem  die  Kanimcr  durch  diesen  Beschluss  mitgewirkt  hat, 
iveudigenveiso  zur  Folge  haben.     Es   kommt  hier   immerhin 

*"*)  Zahlreiche   deutsche   Landesgesetzo    über    den  Oe«chäftBgaiig   des 

UijB  verzeichDct  d.  IMbter,  Lehrb.  cit.,  S.  266,  Anm.  2. 

'»^  Iii^^EL  1.  c.  S.  259;  Laband  1.  c,  2.  Aufl.,  I,  S.  555. 

*•*)  Aach  die  Kammer  selbst  wii*d  in  einem  solchen  Fall  ihrou  — 
tagültig  ge&ssten  —  Beachloss  nicht  zurücknehmen  oder  ab- 
en. 

*••)  Eine  analoge  Ausdehnung  auf  den  Bundesrath  des  deutschen  ReichB 

eint  alfl  aubedenklicb. 

•••)  Diese  that^äcblichc  Frage  ist  wohl  zu  unterscheiden  von  der  Rechte» 

welche  Minorität  zur  rechtsgültigen  Fassung   des   in  Frage  stehenden 

luttsc«  erforderlich  ist  (a.  w.  unten). 

*•*)  Als  der  innere  Grnnd  des  bezeichneten  Gewohnheitsrechts  ist  die 
[ro8M  Schwierigkeit  einer  uaciitrdgliübeu  Constatinmg  des  VorhandeoBeins 
)def  Nichtvorhandenseins  jener  beiden  Momente  anzusehen. 
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auf  die  Absicht  des  Gresetzgebers ,  resp.  auf  die  Bedeutung  des 
rechtlichen  Mangels  fiir  das  Endresultat,  an  '•*).  Wenn  z.  B. 
ein  von  Kammermitgliedem  ausgegangener  Gesetzesvorsclilag  nicbt 
die  verfassungsmässig  vorgeschriebene  Zahl  von  Unterschrifteü 
hatte '"'),  80  wird  dadurch  die  Zustimmung  der  betreffend 
Kammer  und  das  auf  Grund  dieser  Zustimmung  erlassene  Ges 
nicht  ungültig.  Dagegen  wird  z.  B.  eine  Verletzung  einer  Ver- 
fassungs-,  resp.  Gesetzesvorschrift,  wonach  in  jeder  Eoimnier  über 
das  G^nze  von  Gesetzen  öifcntlich  mit  Namensauiruf  abgestimmt 
werden  muss  "^),  Ungültigkeit  der  Abstimmung  sowie  des  darauf 
gegründeten  Gesetzes  zur  Folge  haben  '"^).  Vor  allem  aber  musi 
wenn  eine  Verfassungsurkunde  (oder  auch  nur  ein  einfaches  Gesetz 
für  gewisse  Beschlüsse  eine  qualifioirte  Majorität  fordert,  an- 
genommen werden,  dass  von  der  Beobachtung  dieser  Vorschrift 
die  Gültigkeit  des  Beschlusses  abhängt.  Die  Vorfrage,  ob  der 
zu  fassende  oder  schon  gefasste  Beschluss  unter  die  Kategorieeaj 
von  Abstimmungen  gehört,  für  welche  dieses  erhöhte  Ei'forderui; 
besteht,  ist  allerdings  von  der  Kammer  mit  einfacher  Mehrheit 
zu  entscheiden'"*);   aber  eine  solche  Entscheidung  kann  an  sich 

Gerber  1,  c.  IS.  158,  Anni.  2. 

Württemberg.    YerfagsungagesetK   vom   S3.   Ji 
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"'*)  Aetißlich  V 

'"•)  So   verlangt    das 
1874,  Art.  6,   dans  Geaetzesentwürfe ,   welche   von  Kammermitgliedcn}  aai 
geben,   in  der  zweiten  Kammer  von  mindestens  16,   in  der  ersten  Earoin 
von  mindestens  6  Mitgliedern  anterzeichnet  seien.    Als  einziges  Motiv  die 
BcHlirnmuBg  Itezeichnet  v.  Sarwkt  (I.  c.  11,  S.  22«>)  die  Absicht,  aussichtslo 
Verhandlmigeo  über  ungenügend  bcgnindeLc  Gesctzeavorschläge  abzusohneidc 

''")  Diese  Vorschrift  findet  sich  in  der  belgischen  Verfassong,  Art.  3' 
sowie  in  dem  bayerischen  flesctz,  den  Geschäftsgang  des  Landtags  betr.,  voi 
19.  Januar  1872,  Art.  31,  Abs.  3 

^'*')  So  behauptet  auch  Laba^'P  {].  c.,  2.  Aufl.,  I,  S.  322'i,  dass  ein  en' 
gegen  der  Bestirnnuing  des  Art.  22,    Abs.  1   der  deutschen  Rcichsverfasi 
in  nicht üflTeutbcher  Sitzung  ge&sster  Reiohstagsbeschluss  nichtig  sei,    Frcilio 
wird  liABAND    vermöge  seiner  Theorie    der  Ausfertigung   annehmen    müssi 
dass,   wenn   der  Reichstag   in  nichtÜffontliehor  Sitzung  einen  Gcsetjteutww 
nngenomnieii    bat,    dieser  INIangel    gegenüber    dem    publicirten  Gesetz  m 
mehr  geltend  gemacht  werden  kann. 

^^'^)  Die  juristische  Literatur  hat  sich   mit  dieser  Frage  bauptaScl 
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I —  ohne  ausdrückliche  Bestimmung  des  Gegentheils  —  nach  aussen, 
insbesondere  gegenüber  den  anderen  an  dem  Gesetzgebungs- 
pfozess  hetheiligten  Organen  sowie  für  den  Richter,  keine  bindende 
üeltung  in  Anspruch  nehmen  ^^'*).  Ueberhaupt  dürfte  —  entgegen 
der  Yorherrschenden  Ansicht '•")  —  die  Annaknie  begründet  sein, 
dass  der  Richter,  wenn  ein  Gesetz  in  Frage  steht,  durch  welches 
direkt  oder  indirekt  die  Verfassungsurkunde  abgeändert  wird, 
immer,  abgesehen  von  einem  entgogenstolieiiden  ausdriickliclii'U 
Verbot,  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  im  Falle  eines  erheblichen 
Zweifels  selbstständig  zu  prüfen,  ü1)  die  besonderen  Formen  der 
Abänderung,  welche  für  die  Beständigkeit  der  obersten  Normen 
der  staatlichen  Rechtsordnung  Gewähi'  bieten  sollen,  inne  gehalten 
vordeo  sind  *"^). 

in  Besag  »uf  den  deutschen  Bundesrath  aiiB  Anlaus  des  Art.  78,  Aba.  1  der 
idruLschen  ReichsverfasHung  1>eschäili|2[i  und  dieselbe  ü))ei'wiegend  in  dem  obeu 
|»ezcichneten  Sinne  beantwortet  (s.  die  Citate  bei  Q.  Mkter  1.  c.  S.  473, 
Anin.  8).  Ueboreinstimmcnd  auch  y.  Sarwet  l.  c.  ü,  S.  220,  welcher  iu 
Belege  aua  der  Fnud8  der  wOrttembergischea  Abgeürdnetenkammer 

8o  insbes.  auch  HaNKL,  Studien  I,  S.  259  ff. 

Ben  von  ti  Meter  1.  c.  S.  509,  Anm.  7,  genannton  deutschen 
welche  sich  für  das  Recht  der  Gerichte,  die  sog.  materielle  Ver- 
eit  von  Gesetzen  zu  prüfen,  auagcsprochen  haben  (R,  v.  Moni,, 
V.  RöKNC),  »ind  aber  insbes.  Hänel  (L  c.  S.  269  ff.J  und  E.  Mkikr 
(t.  HoHiendorff's  Rechtslexikon,  3.  Aufl.,  TTI,  S,  22«)  hinzuzufügen.  Letzterer 
ffa^  treffend  die  ffegner:  „Soll  der  Richter  auf  eine  in  einem  gewöhnlichen 
lG«*etjc«  vorgeschriebene  Strafe  erkennen  dürfen,  obgleich  die  Verfassung 
diese  Strafe  verboten  hat?" 

**)  De  lege  ferenda  hebt  auch  JBLLtNEK  (S.  405—  40fi)  hervor,  das»  die 
l^rsge,  ob  nicht  für  die  forroeUe  Verfasstmgnnassigkcit  der  (ionotTo  und 
inabes.  auch  fiir  die  Beobachtung  der  erschwerenden  Formen  der  Verfassungs- 
aoderung  stärkere  Garantieen  als  bisher  erforderlich  seien,  wohl  erwogen 
werden  sollte;  selbst  gegen  ausdrückliche  Einräuraung  eines  „Uoborpriifungs- 
4¥«hte9  der  Ausfertigung  der  (»esetze"  verhält  er  Hich  nicht  ]>rincipie11  ab- 
Andererseit«  verkenne  ich  nicht,  das»  es  zur  Vernicidiing  ^der 
li',  wnlohe  ein  zu  weit  gehendes  Prüfungsrecht  ohne  Zweifel  mit  sich 
bringen  kann*" ,  wünschensworth  wäre,  die  Prüfung  der  Rechtsgültigkeit  von 
Cteaetcen  auflschliessUch  einem  obersten  Gerichtshofe  zuzuweisen. 


Die  Persönlichkeit  des  Staates,  organisch  und 
individualistisch  betrachtet'). 

Von 
Dr.  Hugo  Preüss. 

Die  wissenschaftliche  Herrschaft  der  organischen  Staatslehre 
ist  nach  kurzer  Dauer  mehr  und  mehr  durch  die  Persönlichkeits- 
theorie verdrängt  worden.  Während  die  Einen,  wie  vor  allem 
V.  GrERBEK,  die  Organische  Eigenschaft  des  Staates  zwar  aner- 
kennen, sie  aber  als  begrifflich  unerhebUch  der  PersönUchkeit 
gegenüber  in  den  Hintergrund  stellen,  wollen  sie  Andere,  wie 
z.  B.  VAN  Krieken,  zu  Gunsten  der  Persönlichkeits-Theoiie  gänz- 
lich aus  der  Doktrin  entfernen.  Auf  der  andern  Seite  steht 
solchen  Anschauungen  die  Opposition  besonders  Frickeb'b  gegen- 
über, welcher,  um  die  organische  Lehre  zu  retten,  gegen  die 
Persönlichkeits-Theorie  ankämpft.  In  Wahrheit  sind  aber  die 
AuffiEissung  des  Staates  als  Organismus  und  als  Person  an  sich 
keine  Gegensätze,  vielmehr  liegt  die  entscheidende  Streitfrage 
innerhalb  der  Persönlichkeits-Theorie  selbst.    Hier  steht  die  indi- 

')  Die  folgende  Abhandlung  gibt  im  Wesentlichen  den  Inhalt  einet 
Kapitels  aus  einer  demnächst  von  mir  zu  publicirenden  grosseren  Mono- 
graphie: „Oemcinde,  Staat,  Reich  als  Gebietskörperschaften"  (bei  J.  Springer, 
Berlin),  welche  eine  Konstruktion  des  deutschen  Staatswesens  auf  Ghmndlage 
der  BESELRK-GilCRKK'schen  6enossenschaft«theorie  versucht.  Da  beaonden 
Laband  in  der  jüngst  erschienenen  2.  Auflage  seines  Staatsrechts  die  Grund- 
lage dieser  Theorie  in  Frage  stellt,  schien  es  rathsam,  diese  Apologie  dcr- 
sellien,  welche  in  sich  abgeschlossen  ist,  an  dieser  Stelle  in  veröffentlichen. 


7idtialisti«(cn^^nBcMuuiig,  welche  noch  neuestenswieaerTOr 
allem  Laband  vertritt,  der  organisch-sozialrechtlichen  entgegen^ 
deren  thätigster  Vorkämpfer  unter  den  Auspicien  Bksei.eu's  Gikrkk 
ist.  Dieser  Kampf  zwischen  der  organischen  und  der  individua- 
listischen Betrachtung  der  Staatspersönlichkeit  berülirt  nun  aber 
den  innersten  Gedankenkem  der  Staatsrechtswissenschaft  üher- 
haupt.  Eüne  jede  Konstruktion  staatsrechtlicher  GnindhcgrifTe 
muss  nothwendig  zu  dieser  Frage  Stellung  nehmen.  Eine  Unter- 
suchung über  die  Gestaltung  der  organischen  und  der  Persön- 
lichkeits-Theorie, sowie  über  ihre  neuesten  Ausläufer  dürfte  dess- 
halb  trotz  der  bedeutenden  Litteratur  über  diese  Frage  wohl  ain 
Platze  sein. 

Man  hat  versucht,  den  Keim  der  organischen  Staatstheorie 
in  das  Alterthum  zu  verlegen,  üireu  Anfangspunkt  in  der  Lelire 
des  Aristoteles  von  dem  Vorhandensein  des  Ganzen  vor  den 
Tbeflen  zu  erblicken  *).  Das  ist  irrig.  Gerade  in  Bezug  auf 
den  Staat  ist  diese  Lehre  unanwendbar ;  denn  von  einer  Existenz 
des  Staates  vor  seinen  Theilen  und  speciell  vor  seinen  ein- 
lachsten  Theilen,  den  Individuen,  kann  vernünftiger  Weise  keine 
Rede  sein.  Ein  Staat  ohne  Menschen  ist  eine  unvollziehbare 
Vorstellung,  welche  auch  gerade  mit  der  richtig  verstandenen 
organischen  Anschauung  in  schärfstem  Widerspruche  steht.  Viel- 
melir  ist  die  organische  Staatsthoörie  eine  wesenthch  moderne 
und  auch  nur  als  solche  zu  verstehen.  Denn  ihre  Bedeutung 
bogt  in  ihrem  Gegensätze  gegen  die  absolute  oder  thcokratische 
St&atsidee  auf  der  einen,  gegen  die  naturrechtliche  oder  Vertrags- 
theorie auf  der  andern  Seite.  Don  Ausgangspunkt  dieser  orga- 
niscbeo  Theorie   bildet   die  Philosophie  ScnELUNG's  ^).     Er  sali 


-)  A.  Th.  V.  KatKREK,  «üeber  die  sogenaante  organische  Staatetheone. 
Kin  Beitrag  zur  Gescltichtfi  des  Staatsbegrifffl."    Leipzig  1873.    S,  20. 

•|  Sie  ißt  nicht  — -  wie  v.  Krikkrn  ft.  a.  0.  S.  B5  anainimt  —  zuerst 
von  ffVcRTB  l)eatiinmt  ausgesprochen  worden.  Vielmehr  stand  dieser  noch 
«of  d^m  Boden  de»  Nfiturrechts   uud   der  Vertragstheorie',  vgl.  Bldntschli, 
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den  Fehler  aller  früheren  Staatskonstniktionen  darin,   „dass  der 

Staat  immer  zur  Erreichung   irgend  eines  Zweckes also 

immer  als  Mittel  zu  diesem  Zweck  gedacht  werde,  während  es 
nach  seiner  Plülosophie  nur  eine  richtige  Au&ssung  gab  —  die 
Konstruktion  des  absoluten  Organismus  in  Form  des  Staates"  *). 
Alle  neu  auftretenden  Ideen  tragen  die  Tendenz  zu  einseitiger 
Uebertreibung  in  sich,  und  diese  allgemeine  Neigung  erhielt  durch 
die  ganze,  von  Schwärmerei  und  Mystik  nicht  freie  Denkart 
Schelling's  besondere  Nahrung.  So  ist  es  nicht  zu  yerwundem, 
dass  die  nächstfolgenden  Vertreter  der  organischen  Staatslehre 
weit  über  die  Anschauungen  des  Meisters  hinausgingen.  Ihren 
Höhepunkt  erreichte  diese  übertreibende  Richtung  in  der  seltsamen, 
mystisch-symbolischen  Lehre  des  sonderbaren  Propheten  Fried- 
Kicii  RoiiMER  und  seines  wissenschaftlichen  Apostels  Bluntschli; 
jener  anthropomorphischcn  Staatslehre,  welche  in  dem  Makrokos- 
mos „Staat"  das  Ebenbild  des  Mikrokosmos  „Mensch"  imd 
speciell  „Mann"  sali,  welche  auf  jenen  die  16  Grundkräfte  des 
individuellen  Organismus  und  sogar  die  Bezeichnungen  ihrer 
physischen  Organe  übertrug  und  die  in  den  politischen  Parteien 
sich  manifestirenden  Strömungen  des  Staatslebens  als  Analoga 
der  Altersstufen  des  individuellen  Lebens  betrachtete.  Wohl 
wurzelt  dieser  staatswissenschaftlichc  Mysticismus  in  der  organi- 
schen Theorie;  aber  er  ist  ein  Aus\*Tichs  derselben,  nicht  ihr 
gedanklicher  Kern.  v.  Krieken,  der  sich  die  Aufgabe  gestellt 
hat ,  die  organische  Theorie  als  eine  „grossartige  Verirrung"  *) 
darzustellen,  maclit  sich  daher  die  Sache  doch  zu  leicht,  wenn  er 
als  Giiindthema   der   von  ihm  zu  widerlegenden  Lehre  den  Satz 

Geschichte  der  neueren  Staatswissenschafl,  3.  Aufl.,  S.  399  ff.  —  Von  Schel- 
LiNU  leitet  die  organisclie  Theorie  richtig  ab :  v.  Mohl,  Geschichte  und  Litte- 
ratur  der  Staatswissens chafb  Bd.  I,  S.  258  if.;  vgl.  dort  auch  über  ScHBLLmo's 
nächste  Schüler,  besonders  Planta. 

*)  v.  Krikkkn  a.  a.  0.  S.  68.  —  Schelling  ,  Vorlesungen  über  die 
Methode  des  akademischen  Studiums  S.  229  ff. 

')  v.  Krieken.  a  a.  O.  S.  13. 
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hinstellt:  »Der  Staat  ist  nach  dem  Bilde  des  Menschen  gemacht 
und  demnach  ganz  wie  ein  Mensch  eingerichtet.  Der  Staat  ist 
ein  Mensch  im  Grossen  wie  der  Mensch  ein  Staat  im  Kleinen 
ist"  ").  Das  ist  in  Wahrheit  nicht  das  Grundthema  der  orga- 
nischen Staatstheorie,  sondern  nur  der  RoHMER-BmsTstiuLi'schen 
Lehre,  und  diese  letztere  fordert  heute  kaum  noch  eine  ausführ- 
liche Widerlegung,  Dagegen  setzt  sich  v.  Krieken  in  scbroffsteri 
Widerspruch  zu  dem  eigentlichen  Grundthema  und  der  werth- 
volLsten    Errungenschaft    der    organischen    Staatslehre,    wenn    er 

sagt:  „Heute  haben  wir  es  nöthig uns  vergegenwärtigen 

ta  lassen,  dass  der  Staat  eine  Frucht  menschlicher  Thätigkeit, 
ein  Werk  des  bewussten,  vernünftigen  menschlichen 
Willens  ist"  ^).  Damit  negiil  er  allerdings  den  Kern  organischer 
Staatsanschauung  und  zugleich  überhaupt  den  bedeutendsten  Fort- 

shritt  der  modernen  Staatswissenscbail.  Und  dabei  zeigt  sich 
iht  deutlich,  dass  die  organische  Theorie  —  was  v.  Krieken 
ja  auch  leugnet  —  eine  specifisch  moderne  ist;  denn  mit  seinem 

kbfall  von  ilieser  Theorie  gleitet  v.  Krieken  auf  den  Standpunkt 
welchen  fast  ein  Jahrhundert  frülier  A.  L.  SenulzEK 
■ffoxt  im  Geiste  seiner  Zeit  dahin  präciairt  hatte:  „Der  Staat  ist 
eine  Ilrliudung:  Menschen  niat^hten  sie  zu  ihrem  Wohl,  wie  sie 
Braudkassen  erfanden.  Die  instruktivste  Art,  Staatslehre  abzu- 
handeln, ist,  wemi  man  den  Staat  als  eine  künsthche,  überaus 
tOMinmen gesetzte  Maschine,  die  zu  einem  bestimmten  Zwecke 
geben  soll ,  behandelt"  *),  Gegenüber  dieser  Anschauung  eines 
der  vorgeschrittensten  Staatsgelehrten  seiner  Zeit  hat  die  orga- 
niacbe  Theorie  jetzt  eine  Anschauung  zur  herrschenden  erhoben, 
welche  den  Staat  nicht  als  eine  Erfindung,  sondern  als  eine 
Phase  der  naturnothwendigen  Entwicklung  der  Mensch- 


•)  a.  a.  O.  S.  117. 

')  T.  KaiBacBa*  a.  a.  0.  S.  24,  25. 

•)  A.  L.  ScHLözRa,  Allgemeines  St»atsrecht  und  StaatsverfaBHungelehre, 
1793,  8.  3,  4. 
AihMt  ftr  olTeutlicheB  fi«ch(.  IV.  t.  g 
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heit',    nicht  als  eine  Maschine  d.  h.   mechanisch,    aonderu 
einen  Organismus  d.  h.  organisch  Iwlruchtet.    Dfts  Wesen  des 
Organischen  aber  beruht  dm*auf,    „dass   es  in  sich  selbst,    nicht 
ausser  sich,  den  Grund  und  die  Ursache  seines  Bestehens  findet, 
alles  Aeussere  höchstens  als  Bedingung,  nicht  als  Ursache  seines^ 
Lebens  in  Betracht  kommt"  ").    So  sehr  entspricht  dies  der  ganzen  ™ 
niodt'rnen  Weltanschauung,  dass  selbst  Stahl,   welcher  der  poü- 
tischcn  Entwicklung   seiner  Zeit   ganz   anders  gegenübersteht  als 
Schlözeh  der  der  seinigen,  der  aber  doch  stets  in  sehr  geschickter 
Weise   seine   Ideen    mit    dem  Zeitgeist   in  Einklang   zu   bringen  ^ 
sucht;   sich  zu  der  Lehre  bekennt,    dass  der  8taat  weder  durch™ 
den  Willen  der  Einzelnen  noch  duich  den  des  Volkes  als  Ganzen,      . 
dass  er  überhaupt   nicht   durch  eine  beabsichtigte  That  entsteht^« 
so  wenig  als  das  ursprüngliche  Recht.    „Sondern  es  ist  noch  ein      ' 
höherer  Factor  sils  menschhcher  Wille,  die  geschichtlicJic  Fügung, 
welche    die  unzähligen  Thateu   der   unzäiihgen  Menschen  zu  dem 
einen  Erfolge  bi-ingt,  dass  der  Staat  und  dass  er  in  der  bestimmten 
Weise  entsteht"  '").    Freilich  ti*itt  Stahl,   indem   er   auf  jener  fl 
„geschichtlichen  Fügung"    seine  Lehre  von  einer  Iransceudenten,  ~ 
zweckbewussteu,  gottlichen  Einst-tzung  des  Staates  aulbaut,  wieder 
aus  dem  Rahmen  der  organischen  Theorie  heraus. 

G^gen  die  Lehre  Locke's  und  Roussead's  vom  Staatsver- 
trage,  welche  das  Zeitalter  der  Revolution  beherrscht  liatte^  trat 
mit  der  politischen  aucli  eine  wissenschaithche  Restauration  ein, 
welche  ihren  schärfsten  Ausdruck  in  Ludwig  v,  Haller's  Restau- 
ration der  Staatswissenschaft  findet  ").  Diese  Patrimonialtheorie 
sieht  in  den  Staaten  geschlossene  Menschenvcrkniipfungen,  welche 
durch  Dienst-   und  Herrschaltsverhältnisse   gebildet   werden,    und 

")  Roint,  Der  Kampf  der  Tlieile  im  Organismus  (1881)  S.  216;  vgl 
RosD«,  SouvcräDitat,  Htfiat  etc.  S.  34. 

'")  Stahl,  Philosopye  dos  Rechts  Bd.  II,  Abtb.  2,  8.  171. 

*')  K.  h.  V.  TLiLLER,  Die  Restauration  der  .StnutswisBeoschiUl  oder 
Theorie  des  natürlich  geselligon  ZustandcH  der  Chimäre  des  küusUich  hürger- 
liehen  entgegengesetzt,  6  Bde.,  Winter tliur  181<i— 1825. 
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der  Schwerpunkt  dieser  Verbände  liegt  fiir  sie  nicht  im  Volke, 
sondern  im  Fürsten,  dem  „  unalihängigcn  Herrn,  der  über  andere 
gebietet  und  selbst  Niemandem  dient."  Wohl  ist  diese  Lehre 
Haller's  im  Grunde  „die  letzte  abstrakte  Aussprache  der  mittel- 
alterlichen Staatsansicht,  welche  er  der  radikalen  Theorie  vom 
Gesellschaftsvertrage  gegenüberstellt  ....  Er  löst  den  Staat  nicht 
in  Individuen,  aber  er  löst  ihn  in  Fürsten  und  Stände,  Köiper- 
scbaften,  Familien  und  Einzelpersonen  auf.  Seine  ganze  Staats- 
lehre hat  einen  engpei-sönhchen  (^»irakter.  Sein  Staatsrecht  ist 
wie  das  mittelalterhclic  nur  ein  gesteigertes  Privatrecht"  "). 
Trotzdem  aber  enthält  diese  Theorie  gegenüber  der  Vertrags- 
theorie einen  wssenschaftlichen  Fortschritt,  insofern  sie  die  jener 
eigene  Atomisirung  des  Staates,  the  Künsthchkeit  seiner  Ent- 
stehung und  die  Zweckidee  beseitigte.  Diese  Fortschritte  kon- 
serrirt  die  organische  Theorie,  während  sie  zugleich  den  Wider- 

fcit    der   Patrimonialtheorie   gegen    den    poUtischen    Charakter 
>rer  Zeit  aufhebt.     Und  wie  sie  die  Vertrags-  und  Patiimo- 
nialtheorie   verdrängt    hat,    so    geht   alle   Opposition   gegen   die 
oz)gaiu8che  Theorie    immer  noch   von   einer  jener   früheren   An- 
schauungsweisen aus.     Auf  der  einen  Seite  erscheint  die  Lehre 
Seypel's,  wonach  der  Staat  lediglich  Objekt  sei,  Subjekt  dagegen 
der  Inhaber  der  Herrschaft  über  den  Staat  "),  als  eine  Wieder- 
aofhalime  der  HALLEu'schen   Patrimonialidee.     Gleich   dieser  ist 
vOUig  unfähig,  das  Leben  des  modenien  Staates  gedankhch  zu 
denn  dasselbe  fordert  als  de«  Mittelpunkt  aller  juristi- 
Konstruktion   die  Anerkennung   des    Staates   als   Rechts- 
Bobjekt ' ').     Auf  der  andern  Seite   nähert  sich  V.  Kkieken  bei 


1^  Bldntschli,  Geachichte  der  Staatswissenschaft  S.  661. 

*^  SvTDKL   in  Hirtb'a  Annalen  des   deuUchcD  Keichn,  Jahrgang  1876 


")  ^ßl-  GiXRKK,  Laband'a  Staatsrecht  und  die  deutsche  Rechtswissen- 
•chaft,  ScmouLER's  Jahrb.  1883,  H.  4,  S.  29;  ferner  derselbe:  Die  Grund- 
begriffe 6e»  StaatarecbtB  etc.  iti  dür  Zeitsdir.  i'.  d,  (jfca.  HtaatswissenscbafL 
Bd.  XXX  (1874),  S,  176. 
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seiner  Bekämpfung  der  organischen  Theorie  wieder  der  Ve 
theorie,   indem   er  den  Vertrap  zwar  nicht  als  die  einsrige»   al 
als  eine  Entstehiingsart  dos  Staates  bezeichnet  '^).    Nun  ist  es  ja 
unzweifelhaft    richtig,    dass    die    Geschichte   einzebie    Fälle    von 
Staatengründung  durch  Vortrag  überliefert,   z.  B.  jenes  beliebte 
Schulparadigma  des  Staatsgrundvertrages,  welchen  die  Pilgerväter 
an  Bord  der  Mayflower  schlössen.    Jedoch  beweisen  solche  Ein- 
zelfiüh'  gar  nichts  fiir  oder  gegen   eine   allgemeine  Staatstheorie. 
Denn  ;,dic  Entstehung  eines  einzelnen  Staates  und  die  Entstehuug^ 
des  Staates  überhaupt  sind**,  wie  Waitz  treffend  bemerkt,  „zwei' 
ganz   vei'schiedene  Dinge:    dsis  eine   erklärt  in  keiner  Weise  dasi 
andere"  '•).    Nachdem  es  einmal  Staaten  in  der  Welt  gab,  konnten 
und   können    neue  Staaten   sein*   wohl   durch  Vertrag  gegründet 
werden;   aber  die  principieile  Frage  wäre,    wie  ist  die  Idee   d 
Staates  überhaupt  in  die  Welt  gekommen?   Je  nach  der  Beant 
wortung   dieser  Frage   wird   man   auch    bei  den  nachweislich  an 
Vortrag  beruhenden  Staaten  eventueE  die  eigentlich  staatshildende 
Kraft    in    etwas  anderem  als  dem  Vertrage   sehen  ,    welclier    nur] 
eine  Aeussorung  dieser  Kraft  ist. 

Die  Bedeutung   der    organischen    Staat sanschauung   ist    eini 
wesentlich    negative.     Sie    venvirft    den   (jedanken ,    dass    de: 
Staat   eine   willkürliche   Schöpfung   des   bevmssten    menscJdicbei 
Willens  sei ;  aber  auch  gegenüber  der  Theorie  von  der  göttliche! 
Einsetzung   de.s  Staates   und    verwsuidten  Lohreu  verhält  sie  sich 
genau    so    wie    die    moderne    Naturwissenschaft    gegenüber    den 
Ulanbenssätzen  der  Religion.    Ohne  sie  zu  bestreiten  hält  sie  die 
Berufung    auf    göttlichen    Rathschluss    jedenfidls   nicht    für  eim 
positiv  wissenschaftliche  Erklärung^   und    zieht  dalier  statt  diesem 
Benifiing  das   Geständniss   vor,    dass    zur   Zeit  wenigstens 
Staatswissenachaffc    die  ei"stt'  Entstehung  der  Staatsidee  nicht 


'*)  v.  ERncRKN  a.  a.  O.  S.  147. 
")  WArrz,    (trundzüge    der  Politik  H.  5.    vgl.    auch  v.  HoLTSKMDOt 
Handbuch  den  Völkprreehts  Bd.  TT,  S.  19. 


69 


erklSren  vermag  '^),  sondern  als  gegeben  aimelimen  muss;  ebenso 
wie  die  Naturwissenscbaft  zur  Zeit  sieb  bescheidet,  die  Urquelle 
organischen  Lebens  als  gegeben  Iiinzunehnien.  „An  den  orga- 
nischen Urschleim,  an  Protoplasmaklümpchen  und  einzellige  Lebe- 
wesen knüpft  selbstverständlich  der  organische  Staatsgedanke,  der 
Ton  der  comphcirten  Natur  der  höheren  Organismen  und  vor 
allem  von  der  iSteigei*ung  des  Oi^anlsmus  zum  wollenden  und 
denkenden  geistigen  Ich  seinen  Ausgang  nahm,  nicht  an**  "). 
Andererseits  jedoch  ist  die  heutige  Staatswissenschaft  doch  nur 
ein  Zweig  am  Baume  der  modernen  Wissenschaft;  sie  steht  mit 
diesem  Stamme  in  organischem  Zusammenhange  \md  kann  sich 
diiher  der  Einwirkung  der  allgemeinen  Denkgesetze  nicht  ent- 
ziehen, welche  die  ganze  moderne  Wisscuscliaft  durclidringen,  und 
welche  am  schärfsten,  geradezu  bahnbreciiend  von  der  modemeii 
Naturwissenschaft  entwickelt  sind.  Dem  anatomischen  Lehrbuch 
von  Hyrtl  entnimmt  v.  Krieken  „eine  der  besten  Umschrei- 
bungen", welche  neuere  Naturforscher  für  den  Bcgi-ifl'  des  Orga- 
nischen aufgestellt  haben.  Dort  heisst  es  unter  andcnn:  «Auf- 
rechtbaltung  einer  individuellen  Lebensexistenz  durch  Zusammen- 
wirkung heterogener  Theile  ist  die  Idee,  die  sich  in  der  Organisation 
Ausspricht.  Jeder  Theil  des  Ganzen,  der  seine  partielle  Existenz 
m  Endzweck  unterordnet,  welcher  durch  die  vereinte  Wirkung 
r  übrigen  Theile  erzeugt  werden  soll,  heisst  Organ,  und  die 
zweckmässige  Vereinigung  aller  Organe  zu  einem  lebensfähigen 
Ganzen  Organismus."  ....  Die  Organe  ^^bilden  eine  Kette,  deren 
Glieder  nicht  bloss  eins  mit  dem  andern,  sondern  jedes  mit  allen 
übrigen  zusammenhängt,  mid  von  denen  keines  aufgehoben  werden 
darf,  ohne  den  Begriff  des  Ganzen  zu  stören"  ").  Nicht  anders 
Caast  die  Staatswissenschaft  das  Wesen  des  Organischen ;  und  ganz 

'*)  Vi;i.  .Tellinek,  Gesetz  uud  Verordminijr  S.  195  u.  7. 

'•)  GrEHKE  in  Bpiner  durchachlagendpii  Poleinik  gegen  v.  Kriekek, 
Zeitachr.  f.  d.  ges.  Staatswisscuachaft  Bd.  XXX,  8.  284. 

**)  HVRTL,  Lehrbuch  der  Anatomie  des  Menschen  S.  7,  §  2;  v.  Kjueken 
a.  II.  O.  S.  128,  u.  9. 
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in  diesem  Sinne  betrachtet  man  den  Staat  als  Organismus.  Aber 
nicht  nur  den  Staat,  sondern  ebenso  alle  ihm  eingeordneten  Ver- 
bände, alle  Gemeinden  und  Körperschaften.  Bei  allen  an  die 
Vorstellung  des  Orf?anisrau8  ankniipft^nden  Staatskoustruktioueu 
BoU  der  Staat  „durch  die  Bezeichnung  als  Organismus  in  die 
Reihe  derjenigen  Existenzen  gestellt  werden,  bei  welchen  aus  der 
Verbindung  der  Theile  zu  einem  Ganzen  eine  von  dej*  Summe 
der  Theile  verschiedene  Lebenseinheit  entsteht** '").  Auch  liier 
berulit  wieder  v.  Käieken's  Bekämpfung  der  organischen  Theorie 
auf  einem  Irrthum  über  den  wahren  Inhalt  derselben.  Er  meint : 
„Wenn  für  den  Staat  die  organische  Auffassung  unentbehrlich 
ist,  warum  gerade  nur  für  ihn  und  nicht  tur  andere  Korpora* 
tionenV  Warum  kommt  man  bei  der  Konstruktion  der  letzteren 
noch  immer  sehr  gut  ohne  Organismus  aus?"  *')  IVIit  diesen  Fragen 
konstruirt  sich  v.  Krieken  eine  eigene  organische  Theorie, 
welche  zu  widerlegen  ilim  dann  freilich  nicht  sehr  schwer  werden 
kann.  Vom  Standpunkte  wahrer  organischer  Anschauung  erwidert 
ihm  GiERKE :  „Die  Körperschaft  so  gut  wie  der  Staat  kann  nur  j 
als  Organismus  begriffen,  auch  ihre  Persönlichkeit  kann  nur  auffl 
dieser  Grundlage  erklärt  und  zum  juristischen  Centralprincip 
des  inneren  Korporationsrechtes  gestaltet  werden.  Nicht  selur  gut, 
sondern  recht  herzlich  schlecht,  wie  ein  Blick  auf  den  Stand  der 
Litteratur  übej  juristische  Personen  zeigt,  kommt  die  Jurispru-  , 
denz  hei  den  Korporationen  ohne  Organismus  aus"**),  fl 

Sonach  ergibt  sich,  dass  man  den  eigentlichen  Inhalt  der  ' 
organischen  Staatslehre  vöUig  verkennt,  wenn  man  von  ihr  die 
Hervorhebung  des  specÜischen  Cbarakteristicums,  welches  etwa 
die  als  Staaten  bezeichneten  Gebilde  von  ähnlichen  Erscheinungen 
unterscheiden  soll,  erwartet.  Im  Gegentheil  zeigt  vielmehr  die 
organische  Anschauung  die  Wesensgleichheit  der  staatlichen  und 


i 


»»)  GuiiucB  a.  a.  0.  S.  209. 

")  T.  EsoucN  a.  a.  O.  8.  143,  n.  4. 

«»)  GniRKK  a.  a.  0.  S.  292. 
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der  analogen  Verbände;  betrachtet  sie   den  Staat   als  ein  Glied 
in   der   ungeheuren  Kette   der  Organismen.     Die   Naturwissen- 
schaften beschäftigen  sich  mit  jener  Beihe  organischer  Erschei- 
nungen und  Entwickelungen,  welche  von  dem  Protoplasma  hinauf- 
führen bis  zum  menschUchen  Individuum.    Hier  setzt  die  Thätig- 
keit  der  s.  g.  moralischen  Disciplinen  ein;  und  die  Rechts-  und 
Staatswissenschaft  im  Besondem  beschäftigt  sich  mit  jener  Reihe 
organischer  Erscheinungen  und  Entwickelungen,  welche  von  dem 
Individuum   hinaufführen   bis    zur    internationalen   Gemeinschaft. 
Das   Gemeinsame   aller   socialen    Gebilde:    der   Familie,   des 
Stammes   und   Volkes;    der   Körperschaft,   der   Gemeinde,    des 
Staates  und  Reiches  fuhrt  die   organische  Theorie  vor  Augen. 
Sie  zeigt  wie  der  Staat  als  Organismus  schon  in  den  unteren  und 
engaren  Verbänden  vorgebildet  ist.    "Weil  v.  Kbieken  dies  ver- 
kennt, kann  er  als  Argument  gegen  die  Uebertragung   des  Be- 
grifboi^anismus,   wie  ihn  Hystl  u.  a.  m.  entwickelt  haben,  auf 
die  Staatswissenschaft  die  Existenz  staatloser  Nomaden,  der  alten 
Grönländer  und  Isländer  anfuhren*^).     Es  ist  ganz  richtig,  dass 
nach  der  organischen  Anschauung  das  Individuum  nur  als  GUed 
eines  höheren  Organismus  bestehen  kann;   dass  ein  solcher  Or- 
ganismus  natumothwendig    gegeben   sein   muss    und    nicht   erst 
durch  die  Willkür  oder  bewusste  Ueberlegung  der  Individuen  zu 
schaffen  ist.    Aber  die  organische  Theorie  betrachtet  eben  nicht 
als   den   einzig   mögUchen   derartigen   Organismus   das  Gebilde, 
welches  man  heute  Staat  nennt;  sondern  sie  erkennt  in  der  ersten 
Gemeinschaft,  der  Familie,  welche  auch  nach  v,  Ejueken   „von 
der  Natur  gegeben"   ist'*),  die   organische  Urzelle  des  Staates. 
Dasselbe   Gesetz   organischen  Werdens,   welches   die  Zellen  zu 
immer  compUcirteren  Lebewesen  zusammenftigt,  bildet  aus   dem 
Familienorganismus   die   höheren    socialen  Lebewesen.    Wie  im 
Protoplasma  der  Mensch,  so  ist  in  der  FamiUe  der  Staat  gegeben. 

")  v.  KxiEKKN  a.  a.  0.  S.  132. 
»*)  a.  a.  O.  S.  146. 
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Im  Gebiete  des  Rechts  aber  bezeichnet  man  selbBtständige  Lebe- 
wesen als  Personen.     Wenn  daher  v.  Krieken  raeint:  „Nicht 
jeder  Organismus  ist  Person,  nicht  jede  Person  Organismus''  *'), 
so  ist  von  dieser  Behauptung  nur  die  erste  Hälfte  richtig.   Denn 
die  Grenze  zwischen  der  Natur-  und  Rechtswissenschaft  bildet  das 
Individuum,   dieses   ist   der  erste  Organismus,   welcher   zugleich  m 
physisch  und  rechthch  ein  Lebewesen ,  d.  h.  zugleich  Organismus     i 
und  Person  ist.     Alle  niederen  Organismen  sind  daher  nur  Orga- 
nismen und  nicht  Personen.   Alle  höheren  Personen  aber,  welche 
das  Individuum  als  ihr  Organ  umschlicssen,  sind  nach   der  ent- 
wickelten Anschauung  stets  Organismen.     Im  geraden  Gegensats^ 
zu  V.  Krieken  sagen  wir  also:  jede  Person  ist  ein  Organis-™ 
mus,  nämlich  entweder  ein  physischer  (das  Individuum)  oder  ein 
socialer,      und   wenn  v.    Khikken   mit   seiner   Behauptung   die 
Bedeutungslosigkeit   der  organischen  Tlieorie   für    die  juristischei 
Konstruktion  der  Persönlichkeit  darthun  will,  so  erhellt  im  Gegen- 
theil,  dass  jede  durchgreifende  Personenkonstruktion  aus  der  orga-j 
nischen  Anschauung  erwachsen  muss.     Nicht  also  als  eine  bloss« 
„bildliche    Schildonmg    des   natürhchen   Thatbestandes,    den    diel 
juristische  Betrachtung  voraussetzt",  wohl  aber  als  die  „natürliche 
GrundlagCt   auf  welcher  sich    der  Aulbau   der   rechtlich  bedeut- 
samen   staatlichen    Willensverhältnisse    erhebt",    kann    man    mit 
Gerbeb  ^^)    die    organische    Staatsanschauung   betrachten.      Und| 
femer  kann  man  unter   dieser  Voraussetzung    demselben  Schrift- 
steller darin  beistimmen,  dass  der  specifische  Ausgangspunkt   für 
die  juristische  Konstniktion   das    eigene  Willensverraögen   ist,] 
welches  dem  als  Organismus  begriflfnen  Staatswesen  innewohnt;  die 
eigene  Persönlichkeit  des  St-tates"). 

Darüber,  djiss  der  Begriff  der  Persönlichkeit  Ausgangspunkt! 
und  Centralbegriff  der  staatsreclitlichen  Theorie  sein  muss,  dtii 


")  a.  B.  0.  S.  136. 

•")  V.  Gkrbrr,  Grundzüge  (3.  Aufl.)  8.  221. 

^  Grrbeb  ebeadn  S.  222;  vgl.  auch  v.  Ejoikkkn  a.  b    O.  8.  136. 
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sr  neaeren  Litteratur  —  soweit  sie   nicht   mit  Seydel   den 

als  Rechtssubjekt  und  damit  ein  wahres  Staatsrecht  über- 

3t  leugnet-*)  —  ziemUche  Einstimmigkeit  herrschen^').    Aber 

icht  nur  für  das  Staatsrecht,   sondern  für  das  Recht  überhaupt 

jener  Begiiff   der   centrale    und    grundlegende.     Wenn    man 

;els  einer  eigentlichen  befriedigenden  Definition   des  Begriffs 

ii„Kecht"  sich  an  die  kürzeste  und  wohl  auch  beste  Umschreibung 

leeselben  hält,    so   ist  Recht   die  Abgrenzung   der  Willensmacht 

j Persönlichkeiten '**).     Demgemäss   setzt  der  Begriff  „Recht" 

oesistenz  von  Persönlichkeiten  voraus,   und  jede  Art   des 

ta  muss  es  mit  einer  Mehrzald  von  Peraonen  zu  tlum  haben. 

er  kann  es  wohl  verscliiedene  Arten    von   Personen    geben-, 

Begriff  der  Persönliclikeit  aber  muss  im  letzten  Grande  ein 

itlicher  sein.     Daraus  nun  folgt,   dass  jedenfalls  der  roma- 

he  Personenbegriff  als  Centralhegriff  des  Rechts  überhaupt 

zu  verwenden  ist.    Wenn  z.B.  Brie^')  sagt:  ^jDer  Begriff 

öffentlichen  Rechts  beruht  auf  dem  der  juristischen  Person; 

das  öffentliche  Recht  ist  die  Rechtsordnung   der  Gesammt- 

nlichkeiten"  ");  —  so  kann  er  damit  nicht  wold  die  juristische 

D  in  dem  hen*8chenden   romanistischen  Sinne,   das   tingirte 

iduum  meinen.     Denn    eine  Gesammt-Persoiiliclikeit,    welche 

^Grundlage  des  öfl'eutUchen  Rechts  abgeben  könnte,  wäre  die 

^  Vjfl,  .iKLLnJEK,  Geeeiz  und  Verordnung  (1887)  S.  195,  n.  «. 

ICKEB,  Die  Porsöijlichkeit  de«  Staates,   in  der  Tübinger  Zcilschr. 

(1869)  lickÄmpft   weniger  diese  Auschnuug  selbst  als  die  Theorie 

CRBXR*8  von  der  herrschenden  Person.    Bio  hier  vertretene  Anscbnuuug 

die  organische  Theorie,  welche  Fricker  der  Personen theorie  entgogen- 

mit  dieser  vereinen. 

»")  Rosm  in  Hirth's  Annalcn  1883,  Nr.  5  und  ö,  S.  9Ö8.  —  Inhaltlich 
Iberciuatimmend ,  aber  weniger  präcis  und  Imudlich  ist  die  Uni8clu"cibung 
VtTKKKK'»  (Zeitachr.  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft  Bd.  XXX,  1874,  S.  309): 
»[►a«  Wc«en  des  Rechts  beruht  darin,  dass  es  die  äussere  Willensherrsohafl 
crbaib  der  menschlichen  Gemeinschaft  bejaht  und  begi-enzt." 

)  Bkix,  Zur  Lehre    von   den  SttiaU'nverbindungeu    in  Grünhnt's  Zeit- 
rar  da»  Privat-  imd  öffeutl.  Recht  Bd.  XI  (1884),  S.  129,  n.  103. 
")  VgL  auch  Fhickeb  a.  a.  O,  S.  31  zusammen  mit  S.  36  und  88. 
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völlige  Negation  dieser  Personeutbeorie.   Indem  dieselbe  „Person 
uiid  „Individuum"  idoiitiüzii't,  betrachtet  sie  „Gcsammtpersöiüich- 
keiten"  lediglicb  als  künstliche  Individuen,  und  kann  ihnen  daher 
Existenz  auch  nur  auf  dem  (Gebiete   zugestehen,   auf  welchem  e» 
sich  lediglich  um    die  Abgrenzung   der  Willensmacht   der  Ijidi- 
viduen  handelt,   d.  h.    im  Privatrecht.     Nur  auf   diesem  Gebiete 
ist  der  Staat  füi-  jene  Anst'hauung  „Person"  d.  h.  fingirtes  Indi 
viduuni,  wobei  er  freilich  nicht  in  seiner  specifischen  Eigensch 
als  Staat,  sondeni  in  seiner  wirthschafthchen  als  Fiskus  in  Betrach 
kommt.     Die  Enge  und  UnzulängUchkeit   dieser  Personentheorii 
oflenbai't  sich  ganz  besonders  gerade  in  tlieser  umiatürücheu  Z 
reissung  des  einheitlichen  Staatswesens  in  Staatsgewalt  und  Fis-" 
kus,  „als  ob  das  zwei    verschiedene  Leute    wären!   als   ob 
Staatsgewalt  und  Fiskus  sich  genau  so  verhielten,  wie  der  einzel: 
physische  Mensch  und  sein  Geldbeutel"").     An  der  Grenze  d 
Privatrechts  endet  für  diese  Anscliauung  die  Sphäre  der  Person- 
Ucbkeit,   und    es    beginnt    der   Bannkreis   eines    andern   Cent 
begriffs,  der  Souveränität"*). 

Das   Bestreben,   den    überlieferten    Begiiff   der  juristische! 
Person  auch  für  das  Staatsrecht  festzulialten,  hat  freilich  einzeln^ 
Schriftsteller  dazu  verleitet,  die  Thatsfiche,  da.ss  jener  Bcgrifl' 
Privatrecbt  ausgebildet  und  erst  später  auf  den  Staat  (ausser 
seiner  Eigenschaft  als  Fiskus)   übertragen   worden,   geradezu  auf 
den  Kopf  zu  stellen.   V«m  der  mehr  kurzen  als  guten  Behauptung 
von  Lindguen's:  „Der  Staat  ist  eine  juristische  Person  und  jed 
iuristiscbe  Person  ist  ein  Staat" '^),  darf  man  wohl  absehen;  de: 
in  dem  Begriffschaos  seiner  wunderlichen  Schrift  versinken  neb 
andern  Unterscheidungen,  deren  sich  gewöhnliche  Menschen 

")  Ü.  ßÄjui,  Der  Rechtsstaat  (18&4)  S.  55. 

•*)  Die   nähere  Erörtening    über   das  VerlialtiuBe    ilcs    Personen- 
Souveräuitätsbegriff  und   über  den  Werth   diwcH   letzteren  Begriffs  fiir 
Konstruktion  des  modernen  Staats  überhaupt  wird  in  einem  ündiTcn  Kapi 
meiner  in  der  ereteu  Note  erwühutou  Mouop-apbic  gegc'lK'ü. 

")  v.  LiNDOKEN,  Di«  Cxriuidbegrifle  des  Staat»reclits,  Leipzig  1869,  8.  7 
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dienen,  »uch  die  Grenzen  von  Privat-  iind  öffentlichem  Recht'*). 
Aber  auch  K.  S.  Zachariae  behauptet  im  ersten  seiner  vierzig 
icher  vom  StJiate:  „Nur  ein  Volk  ist  schon  von  Rechtswegen 
1er  kraft  Gesetzes  eine  moralische  Person.  Beide  Begriffe,  der 
eines  Volkes  und  der  einer  moralischen  Pereon,  sind  an  sich  nur 
ein  und  derselbe  Begriff.  Denn  beide  setzen  einen  Verein  voraus, 
in  welchem  die  Menschen  einer  Gewalt  unterworfen  sind,  ein 
Idier  Verein  aber  ist  seinem  Wesen  nach  ein  Staat"  ^').  Tnd 
gleiche  Anschauung,  in  die  S]>rache  der  Plülosophen  übersetzt, 
liegt  wohl  der  Lehre  Hkgel's  zu  Grunde,  „dass  der  Staat  zwischen 
Mensch  und  Menschlieit  als  die  einzig  volle  Person  in  der  Mitte 
•tebe>  als  sitthche  Substanz*^  "*).  Diese  Anschauung  nimmt  also 
tfe  Existenz  zweier  völlig  heterogenen  Arten  von  Personen  an, 
nämlich  des  Individuums  und  des  Staates;  zwischen  beiden  giebt 
es  kein  selbstständiges  Mittelghed,  keine  Verbindimg.  Physische 
und  moralische  Person  stehen  sich  danach  so  absolut  getrennt 
gegenüber,  wie  nach  der  absoluten  Staatstheorie  Person  und 
Souveränität.  In  Wahrheit  ändert  auch  diese  Auffassung  an  der 
absoluten  Theorie  nichts  weiter,  als  dass  sie  die  Worte  „souveräner 
Staat"  durch  die  Worte  „moralische  Person**  ersetzt,  Und  diese 
Aenderong  ist  durchaus  keine  Verbesserung;  denn  sie  trägt  den 
absoluten  Gegensatz  der  einander  ausschliessenden  Begriffe  „Per- 

••)  So  bexBBt  es  ebenda  S.  11:  „Wer  verlangt,  der  Jurist  solle  in  das 
nffentUcbc  Recht  uiclit  privatrechtliche  Anschauungen  übertrajjen,  nicht  mit 
Kategorien  de«  Privatrechta  operiri'n,  der  verlangt  nicht«  anderes,  als  dass 
der  Jurist  das  öffentbchc  Recht  überhaupt  nicht  zum  Gegenstand  seint-r  Be- 
lachen solle,  und  dies  heiest  wiederum  nichts  anderes,  als  dass 
he  Kocht  und  —  da  auch  das  Privatrccht  üffcatliches  Recht  ist 
iH^ichwie  das  Staatsrecht  oder  iStrafrecht  —  überhaupt  alles  Recht  nicht 
Recht  wji!"  —  Möglicherweise  steckt  in  dieser  verblüffeuden  Arguuieatatiou 
«in  Kern  gesunden  Sinnees;  aber  aus  solchej  Umhüllung  ist  er  nicht  heraus- 
iSlen, 
")  K,  S.  Zacharu,  Vierzig  Bücher  vom  Staate.  Umgearbeitete  Ans- 
I,  Heidelberg  1839,  S.  59. 
Vgl.  Fbickeb  in  der  Zeitsch.  f.  d.  ges.  StaatswiBBenBchaft  Bd.  XXVLLL 
>),  S,  104. 
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sönlichkeit"  imd  „Souveränität"  in  den  einen  Begriff  der  Person 
hinein,   wodnrch    das    Gegentlieü   gedanklicher   Klärung    erreicht 
wird.     Mit  der   doch   einmal  unleugbaren  Existenz    der   engeren 
politischen  Verbände  findet  sich  diese  Anschauung  gerade  so  abi 
wie   die  absolute  Staatatheorie.    „  ■  •  •  alle   diese   Gemeinheiten 
z,  B.   die  Land-  und  Stadtgemeinden  bestehen   nur   im   Staate 
und  nur  durch  den  Staat.     Sie  sind  nur  Staatsbehörden»  nur  Ab- 
theilungen   der  Volksgemeinde.      Sie   haben   nicht    kraft    eignen 
Rechts,    sondern   nur  kraft  einer  ihnen    vom    Staate    ertheilten 
Vollmacht  eine  Gewalt  über  die  G^meindeglieder"  "•).    Wie  eine 
solche  Auffassung   dem   innersten  Geiste   modernen  Staatslebeus 
widerspricht,    wie    sie   dio   realen   Erscheinungen   der  Gestaltung, 
moderner  Selbstverwaltungskorper  ignorirt,   statt  sie  zu  erklärenj 
das  dürfte  in  der  heutigen  Staatsrechtswissenschait  —  von  wenig 
Dissidenten   abgesehen    —    feststehen.     Und  was  im   besonder 
das    „eigene   Recht"   jener   Verbände    betrifft,    so    dürfte    dies 
Punkt  nach  der  bekannten  Untersuchung  Rosin's*")  wohl  erledigt 
sein.     Schhesshch   sei   noch   dai'auf  hingewiesen,   dass   die   \ü< 
bekämpfte  Anschauung  für  die  grosse  Zahl  sonstiger  „moralischer 
Personen"    ausser   Gemeinden   und   Staat  offenbar  keinen   Plai 
hat  imd  sie  nur  gewaltsam  iu  iliren  Ralinicn  hineinzwängen  kan 
Uebrigens  offenbart  K.  S.  Zaciiarlae  selbst  die  absolute  Unlhichi 
baikeit  seiner  Theorie^  wenn  er  sagt:  „Es  ist  ebenso  wenig  mögUc 
zwischen  einem  Volke  und  einer  Gemeinde  zu  unterscheiden ^ 
dass    zwei  Rechte   in    der   Erfahrung    neben   einander    bestehe 
dieselben  Menschen  mehr   als  einer  Gewalt  zugleich  unterworf« 
sein   könnten"*').     Gerade   auf  diese  Unterscheidung  kommt  es 
aber  für  eine  Konstruktion,  welche  die  gegebenen  Thatsachen  des 
staatUchen  Lebens  gedanklich  erfassen  will,  an  5  und  eine  Theorie, 


»•)  ZacharU  a.  a.  O.  S.  60. 

**)  RosiN,   SouvoränitÄt,    Staat,  Gemeinde,    Selbstverwaltun«?   (Scpara 
ftbdruck  iius  Hirth'ß  Annalen  1883).  S.  15  ff. 
*^)  Zachawä  a,  a.  0.  S.  59. 


'4 


—     77     — 

welche  mit  der  UnmöglicLkeit  dieser  Unterscheidung  anhebt,  er- 
klärt selbst  ihre  ITnbrauchharkeit. 

War  demnach  die  Autfa-ssung  des  Staates  als  Person  schon 
^üher  in  der  Litteratur  hervorgetreten  ^  so  hat  dieselbe  eine 
schärfere  Ausprägung  und  eine  besondere  Gestaltung  durch 
V.  Gerber  erhalten.  In  der  von  ihm  aufgestellten  Formuünmg 
die  Persönlichkeitstheorie  zur  Herrschaft  gelangt.  Gleich  im 
Ige  seiner  „Grundzüge  des  deutschen  Staatsrechts"  *^)  be- 
xeicbnet  er  den  Staat  als  „die  höchste  rechtliche  Persönhchkeit, 
welche  die  Rechtsordnung  kennt".  Und  zugleich  hält  er  es  für 
«in  flVerkennen  der  Stellung  des  Staaten  im  Zusammenhange  der 
cihiichen  Ordnungen  der  Menschheit,  wenn  mau  die  rechtliche 
Pereonlichkeit  des  Volkes  im  Staate  als  einen  abgeleiteten  Be- 
griff behandelt,  und  die  Gattung  desselben  in  den  juristischen 
Pmonen  des  Privatrechts  sucht,  indem  man  den  Staat  in  die 
Skala  der  letzteren  einreiht".  Wenn  er  aber  dann  des  näiieren 
auf  die  Konstruktion  der  Staatspersönlichkeit  eingeht  "),  so  ruft 
er  dazu  doch  das  „allgemeine  Mittel  juristischer  Konsti-uktion" 
wir  Hufe,  welches  der  Jurisprudenz  zu  Gebote  stehe,  um  ein 
Wesen  „mit  der  Eigenschaft  der  PersönlicMcit  zu  bekleiden"; 
jenes  Mittel,  „das,  wie  es  fiir  andere  Zwecke  dem  Privatrecht, 
so  dem  Staatsrechte  zur  Gestdtung  der  rechtlichen  Existeuzfonn 
der  staatlichen  Verfiigungsmacht  offen  stehe".  Weisen  diese 
Aensserungen  offenbar  auf  die  Fiktionstlieorie,  die  küusthche 
Persönhchkeit  lun^  so  verwahrt  sich  doch  (terber  sofort  gegen 
dieee  Annahme,  indem  er  erklärt,  jenes  Mittel,  ein  Wesen  mit 
Persönhchkeit  zu  bekleiden,  erscheine  hier  nicht,  „was  es  sonst 
bisweüen  (??)  ist,  als  eine  fremde  und  willkürliche  Zuthat"^  son- 
dern es  sei  „lediglich  ein  Aussprechen  dessen,  was  bereits  that- 
sä^ldich    in   der   natürlichen  Anlage  des  Staats   vorhanden   ist", 

**)  V.  Gkrbkr,    Umndziige    des    deutscheu    Staatsrecht«,   zuerst    1865; 
3.  Aufl.  1880,  S.  8  und  n.  2. 

**)  Beilage  11:  Die  Peraönlichkeit  des  Staates  a.  a.  0.  S.  226  ff. 
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Danach  muss  also  Gerueu  mindestens  drei  Artea  von  Persön- 
lichkeit unterscheiden:  die  natürliche  Pereon  des  Individuums, 
die  künstliche  juristische  Person  der  privntrechthchcü  Körper'- 
schaftcu  und  die  natürliche  juristische  Person  des  Staates.  ün«| 
diese  drei  sollen  nach  ihm  aucli  nicht  Arten  derselben  Gattung 
aein.  Wenn  aber  die  Persönlichkeit  überhaupt  ein  wissensciiaft - 
lieber  Begriff  sein  soll,  so  muss  ilir  Wesen  im  Grunde  ein  ein- 
heitliches sein.  Wie  der  Begriff  des  Rechts  seihst  ina  Grunde 
ein  und  derselbe  ist  im  Privat-,  Staats-  und  Völkerrecht,  so  muss 
auch  der  centrale  Bechtsbegriff  der  Person  ein  einheitlicher  auf 
allen  Rechtsgebieten  sein^M« 

Wenn  nach  der  mehrfach  angezogenen  Formulirung  Roct 
die  Abgrenzung  der  Willensmacht  der  Pereönlichkeiten  ist,  so 
Persönhchkeit  jeder  Träger  einer  vom  Rechte  normirten  Willens- 
macht. Eine  vom  objektiven  Rechte  nonnirte  Willensraacbt  nennt 
man  ein  subjektives  Recht.  Demnach  ist  Person  jeder  TrägeTj 
subjektiver  Rechte*').  Gegen  diese  aus  Rosin's  eigener  Begiif 
bestimmung  des  Rechts  mit  mathematischer  Sicherheit  folgendi 


**)  Nur  dadurch  kann  auch  clit«  Zerreissuog  der  Staalspersönliohkel 
selbst  vcrmiedeu  werden.  Vgl.  v.  Holtzkndorft,  Handbuch  des  V'ölkerreolit 
Bd.  n,  S.  5:  „Die  VölkerrochtHjifrHiJiilichkuit  des  Staates  ist  nur  eine  Seit 
seiner  Rechtspersönlichkeit,  die  sich  aus.oerdem  als  privat  rechtliche  innc 
halb  der  Vennogenssphäre  iind  als  öffentlich-rechtliche  innerhalb  der  poU 
tischen  Beziehungen  zu  seinen  Angehörigen  darstellt," 

**)  Völlig  übereinstimmend  Labani>,  Staatsrecht,  9.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  78  r' 
„Der  Rechtsbegriff  der  Person  besteht  einsig  und  allein  in  der  Rechtsfähig- 
keit; die  Person  im  Recbtsdnne  hat  keine  andere  Eigenschaft  als  die  eine, 
die  ihr  ganzes  Wesen  ausmacht,  nämlich  RechteHubjekt  zu  sein,"  JRI.LD^a^ 
(■Josütz  und  Verordnung  S.  192:  „Das  erste  jurirtisch  wesentliche  Merkiu 
des  Staates  ist  seine  Eigenschaft  als  Persönlichkeit.  Diese  besitzt  er,  wc 
er  einen  cinliciilichen  Willen  liat."  Gierkk,  GcnoBsenachaflstheorie  S. 
Anm.:  „Person  im  llechtHsiiirae  ist  ein  Wesen  stets  dann  und  insoweit,  vre 
und  inwieweit  ihm  vom  Recht  die  Geltung  eines  Trägers  eigener  Willrua 
macht  beigelegt  wird."  Aehnlichcn  Sinn  hat  wohl  auch  die  Acussr-niiiJ 
Fbickkr's  (Die  Persöuüehkeit  des  Staates,  in  der  Tüb.  Zeitsclir.  Bd.  XX^ 
[1869],  S.  38):  „Was  nach  bnon  eigwnes  Leben^  zugammenhaltende  Kraft 
das  ist  nach  aoMen  Fersönlichkeit" ;  s.  jedoch  unten  n.  49. 
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le^nitiou  der  Person  stellt  Rosm  selbst  die  Behauptung :  Person 
^  Rechtssiiine  sei  ein  Wesen,  „welchem  das  Recht  einen  eignen 
lebenszweck  und  zu  dessen  Realisirung  eiJien  eignen  Willen  zu- 
^ennt**)."  Er  zieht  also  hi  jenen  vüUig  in  sich  gescUossenen 
^liogisniua  rou  aussen  her  das  Zweckmoment  hinein.  Mit 
(echt  bemerkt  hiergegen  Gierke^^),  dass  Zweck  und  Wille  nicht 
[  gleicher  Weise  als  constitutive  Elemente  des  Persoidichkeits- 
^grü)s  betrachtet  werden  können ;  dass  viehuehr  che  einzig  wesent- 
^  Substanz  jenes  Begrifis  die  lebendige  WHlensia-aft  sei.  Wie 
^B  Tor  allem  mit  der  organischen  Staatsanschauung,  welche  die 
Endlage  aller  dieser  Betrachtungen  bildet,  die  HineinziehuBg  des 
krcckmoments    in   die   Begriffskonstruktion  vereinbar  ibt,    wurde 

Ite  oben  hevorgehoben. 
^ticb  Jellinek  ***)  verwirft  zunächst  aufs  entschiedenste  die 
pndnng  des  Zweckmoments  für  die  Begriflsbestimmiuig;  aber 
um  sofort  die  Zweckidee  als  das   konstitutive  Element  der 
»cheu  Person  zu  proklamii'en.    Ihn  ebenso  wie  Kosin  drängt 
ie  Verlegenheit,  an  Stolle  der  Fiktion  eine  andere  Sehöjifiuigs- 
ftr  die  Bildung  nichtphysiacher  Personen  zu  finden*").   Die 
Fügung  von  der   Unhaltbarkeit   der   persona  ficta  ver- 
sieh anwiderstchhch '***) ;  aber  die  Nachwirkung  ihrer  Jahr- 


**)  Rosm,   Recht   der  öfTentl.  GenoBseiiBchaft  S.  92,   Souveränität  etc. 
rgl.  auch  BhU£,  Theorie  der  StaatenverbindungeD  S,  4  ff. 
(ictiotsenschaftsthcoric  S.  631,  n.  2. 
OcBcti  und  Verordnung  S.  193,  n.  4. 
Die  gleiche  Tendenz  liei  Frtckkr  a.  a.  0.  S.  3ö. 
••)  lÄttvmturaachweiae  a.  auaser  an  den  mehrfach  cit.  Stellen  der  Werke 
1*1  auch  bei  Jkllikek  a.  a.  0.  8,  192,  n.  5.     Selhül  WiNDScHSin  (l'an- 
&.  Aufl.,  Bd.  I,  8.  Iö2,  n.  3)  lässt  sich  unwillkürlich  die  Aeuäsening 
^Die  Ansieht,  die  Persönlichkeit  der  Stiftungen  und  I'ersonon- 

;cn  «ei  etMras  nicht  Natürliche!) ist   in  keiner  Weise  hult- 

d«;r   neuesten   Staats  rechtlichen  Literatur  vollends  steht  SsYnix 
schroffen  ßchaupttutg:  „Die  juristische  Persou  ist  eine  Fiktion"  (Die 
(>C9taltungcu    de»  Bundesstaatsbegriffs ,    in    Hirth's    Annalcn    1876 
und  dö'A,  gegen  Hänel  und  Laband)   ieolirt  da.     Er  ist  ja  aber  auch 
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hunderte  langen  HoTi'schaft  zeigt  sich  in  der  Aengsthchkeit,  mit 
der  man  den  Fortfall  der  alten  Ejrücke  empfindet  und  nach  irgend 
tMiiera  Ersatz  dafür  sucht.     So   ergänzt  Jellinek  seine  Behaup- 
tung:  „Die  Persönlichkeit  des  Staates  ist  keine  fingirte,  wie  man 
lange  geglanht  liat,  stjndeni  in   demsolhen   Sinne  vorhanden,   wi«' 
jede  Person;"  alsbald  durch  die  These:  „Es  gibt  zwei  Gattungen 
Einheiten:  physiscbc  und  Zweckeinheiteu"*').     Diese    Ergänziing 
hebt  jedoch  ganz  unbcnieikt  jene  üHhere  Behauptung  wieder  auf, 
wie   aus    dem   Satze    erhellt:    „Die  juristische   Person   ist  keine 
Schöpfung   der  juristischen   Konstruktion,    sondern  eine  Bildung 
dcK    zweckbewussten    menschUchen    Handelns    und    Denkens"  ^*). 
Ist  denn  Jurist iscbes  Konstruireu  nicht  auch   ein   zweckbewusstes 
menschliches  Denken?  Man  beseitigt  die  Fiktion  nicht,  wenn 
sie   in   andern  Worten   ausdi'ückt.     Zudem   verstösst  jener 
gegen  das  Hauptprincip  organischer  Anschauung ;  denn,  wie  .Tel 
LiNEK  selbst  ganz  richtig  bemerkt,  ist  der  Begriff  des  Organism 
„nur  eine  Al)breviatur  der  Thatsache,  dass  unser  dermaüges,  n 
leicht  auch  unser  dereinstiges  Wissen   eine  Klasse  Ton  Objek 
und  Vorgängen  nicht  zu  erkennen  vermag"*').    Und  wenn  er 
derselben    Stelle    sagt,    dass    unsere    unvollständige    theoretisc! 
Erkenntnis«    die    Theile     der    nicht    durch    menschliche    Will 
erschaffluiren  Wesen  (d.  h.  der  Organismen)  als  durch  einen  Zwe 
verbunden  ansieht,  so  gesteht  er  damit  ja  selbst  zu,   dass 


ästes  ' 
man  J 
SiOfl 


kouBeqnenter  Weise    dtrr  Einzige ,    der   die  Peminlichkeit   des  Staates  ul 
haupt  leugnet. 

")  Jkllinkk  a.  tt.  O.  S.  192,  193. 

»»)  a.  ft.  0.  S.  194. 

'•)  a.  a.  0.  S.  195,  n.  7.  Alli'^rtlings  will  jKi,LrNKK  diesen  Be^ff 
Orguiiscben  nur  per  analogiam  auf  di^n  Stiiat  angewendet  wissen.  Dies 
irriff;  denn  der  Begriff  des  Organischen  ist  kein  »[>e<jifiRch  naturwieac 
lieber  (vgl.  oben).  JKLLmEK  erkennt  als  positiven  Kern  der  organiact 
Staatfilehre  an,  „dass  der  Staat  auf  unrefleklirter  nieuschlicher  That  heruh^ 
Von  „menschlicher  That"  weiss  nun  freilich  die  organiüt'he  Staatslehre 
dieser  Hinsicht  nichts;  aber  schon  daa  Wort  „unreflektirt"  widerspricht  je 
oben  im  Text  citirten  Behauptung. 
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uiliuiig  der  Zweclddee  auch  nichts  anderes  ist  als  eine  Fik- 

üoa.     Der    Rechts  begriff   der    Person    alier    bedarf   für    seine 

H^csenheit    dieser   Fiktion    nicht.     Denn   für    das   Recht   gibt  es 

B»djl  zwei  Gattungen  Eiidielten,    physische    und   Zweckeinheiten, 

MMidem    für   dasselbe    ist   nur    eine    Einheit   erhebhch:    die   des 

WiBens.     Ob  diese  Willenseinheit  ihren  Sitz  in  einem  physischen 

K5rp4?r  hat,  ist  für  das  Recht  gleichgiltig.     Das  physische  Indi- 

mm    ist   nur  die  niederste  und  eitifachste  Person.     Da  es  zu- 

l^oA    physischer   und    Rechtsorganismus   ist,    bezeichnet    es    die 

Gresoe  zwischen  Natur-  und  Rechtswissenschaft.     Es  ist  aber  in 

Miaer  Eigenschaft  als  Person  nicht  realer,   als  die  höheren   und 

«■splicirteren  Rechtsorganismen.     Denn    der  Begriff  der  Person 

itf  «ben    ein    rechtlicher,    kein    pljyaischer**);    er    bedarf  seinem 

▼neu    nach    keines    körperlichen   oder   verkörperten   Trägers'''^). 

Die  gegenlheüige  Ansicht  beruht  auf  der  irrigen,  aber  durch  die 

•it   Savigny's  geschützten    Lehre,    dass  ursprünglicb   und 

i.uHiin-h  der  Begriff  des  Rechtssubjekts  d.  h.  der  Person  mit  dem 

lipiffe  des  ^fenschen  zusammenfalle °*).    Wie  jedoch  der  Skhive, 

velcheiu    das    Recht    eine    selbständige    Willüuseinheit    nicht 

t,  trotz  seiner  physischen  Erscheinung  keine  Person  ist, 

^^B   nrid    andrerseits   jene    Verbände,    welche    eine    selbstfindige 

^^Blexiseiubeit  durchdringt,  auch  ohne  eine  sinnlich  wahrnehmbai'e 

^^kierliche  Hülle  wahre   und   wirkliche  Personen.     „Uns  ist   die 

^^pr  sich  allein  stehende  und  auf  sich  selbst  bezogene  Individualität 

«nie  natürliche    und   wirkliche  Lebenseinheit.     Alter  eine  ebenso 

Mturliche  und  ebenso  wirkliche  Lebenseinheit  ist  uns  jeder  mensch- 


**)  .Iklunrk  a.  a.  O.  8.  193:  „Die  Persou  ist  kein  Naturweseu,  sondem 
mm  Abstraktion.     Sie  ist  nicht  identisch  luit  physischer  Indindimlität/ 

**)  Wenn  Giebke  (GenoBsenschaftstheorie  S.  t>31,  n,  2)  saf^:  „Die  PerBon 
iü  -toir  Tfjrkörporte  psychische  Einheit"  u.  8.  w.,  so  bliebe  im  8Jnne  der 
tw  Tcrtretöjp»  CIrundausicht  Gierke's  daa  Wort  „verkörpert"  wi>hl  he»«er 
fart;  dran  durch  diesen  ZuBalK  wird  immer  wieder  die  Jdce  der  Fiktion 
Bibegdegt. 

••)  Vgl.  GlKKKE,  (JenossenschalUrecht  Bd.  n,  S.  26,  2«. 
Anklv  l&r  dlTenUichefi  Recht.  IV.  i.  6 
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liehe  Gattungsverband,  der  eine  Summe  von  Individuen  durdi 
dio  theilweise  Aiifliebung  ihrer  Individualität  zu  einem  neuen  und 
selbständigen  Ganzen  zusammenfügt  ....  und  nicht  figürÜc 
sondern  im  eigentlichen  Wortverstande  sprechen  wir  von  Gemei 
Wesen  über  den  Einzelwesen^^)". 

Die  über  den  Individuen  sich  erhebenden  Gemeinwesen  sin 
reale  Personen,  weil  sie  Träger  einer  vom  Rechte  normirten  eigenen 
Willenssphäre  sind.  Der  sie  durchwaltendo  Wille  ist  ihr  Wille; 
die  von  ihm  erzeugten  Handlungen  sind  ihre  Handlungen,  d. 
alle  Personen,  gleichviel  ob  physische  oder  „moralische",  sini 
gleichmäasig  willen.s-  und  handlungsHihig.  7,Die  Willens-  und 
Handlungsfiihigkeit  der  Kiirperschafton  gilt  uns  als  eine  in  un< 
mit  ihrer  Persiinhchkeit  gegebene  Wirklichkeit.  Uns  scheint  d 
Recht  gerade  nur  desshalb  den  Gemeinwesen  Persönüchkeit  zi 
zuschreiben,  weil  es  sie  als  Träger  eines  einheitüchen  und 
ständigen  GemeiTiMTllens  ansieht.  Hier  wie  beim  Einzelmensch 
erbückeu  wir  in  dem  als  vciiirsachende  Kraft  der  äusseren  B 
wegungen  gesetzten  Willen  den  Kern  der  Rechtssubjektivitai 
Nach  unserer  Aufta.ssuug  empfängt  daher  zwar  die  Willens 
Handlungsfähigkeit  der  Verbände  wie  der  Individuen  erst  durch' 
das  Recht  den  Charakter  einer  reditlichen  Fähigkeit,  wird  aber 
vom  Recht  nicht  geschaffen,  sondern  vorgefunden  und  nur  in  An- 
sehung ihrer  rechtlichen  Geltung  zugleich  anerkannt  und  be- 
grenzt" *^).    Wohl  bedienen  sich  die  Verbandapersonen  bei  Fassung 

*')  GiERKB  m  der  Zeitschrift  f.  d.  gcs.  Staiit*wis8enKc>liftfl  Bd.  XXX 
(1874),  S.  302.  —  Zu  welchen  Konsequenzen  die  hier  bekämpflo  Anschaimiiir 
in  ihrer  philfiRopiiischeii  Gt'nerfiHsining  führt,  zeigt,  die  Aeusserung  Schopki«- 
Baosr's  (Parerpa;  sammtl.  Werke  Bd.  V,  S.  219):  „Nicht  in  dtT  AV  I 
gPBchichte,  wie  die  Professorcnphilosophio  es  wähnt,  irt  Plan  und  Cfatiz  . 
Bondeni  im  Leben  dt'.s  Einzelnen.  Die  Völker  existiren  ja  bloss  in 
abstracto;  die  Einzelnen  sind  da«  Reale."  So  vertritt  der  Verfasser  der 
pWelt  als  Wille  und  Vorstellmig"  gegenüber  der  Persönlichkeit  als  Wille 
die  rouianistiscbo  Person  als  Vorstellung!  —  Für  die  hier  vertretene  Ansicht 
8.  auch  Bahr,  Der  Rechtsstaat  S.  28. 

»•)  GtRAKK,  Öeno«8en8chaft8theorie  S.  6<»8,  öOt);  vgl.  a»ich  BARR  loc. 
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uud  Ausführung  ihrer  Entschlüsse  bestimmter  Organe.  Wenn 
aber  Jelunek  meint:  „Es  steht  d^mit  nicht  andere,  wie  wenn 
der  eines  natürlichen  Organes  Entbehrende  einen  künstlichen 
Ersatz  für  dasselbe  erhält"  '^^) ,  so  ist  diese  abermalige  Heran- 
ziehung der  Künstlicbkeit  d.  h.  der  Fiktion  ebenso  charakteristisch 
als  falscli.  Die  romanistische  Doktrin  hat  die  Verbandspereonen 
^Hjfcer  die  Unmündigen  und  Walmsinnigen  versetzt;  .Tb:li.inek 
Rduiet  sie  unter  die  Krüppel.  Aber  so  wenig  die  Gemeinwesen 
in  Wahrheit  der  jui-a  minomm  bedürfen ,  so  wenig  auch  der 
Knicken.  Vielmehr  steht  es  mit  den  Organen  der  Verbands- 
personen nicht  anders  als  mit  den  natürlichen  Organen  der  Iiidi* 
viduen.  Der  einzige  Unterschied  liegt  darin,  dass  die  Individuen 
als  physische  Organisnjcn  mit  iJjren  Organen  physisch;  die  Gemein- 
wesen als  rechtliche  Organismen  mit  ihren  Organen  rechtlich  zu- 
sammenhängen.  «Die  Gliedperson  vertritt  als  Organ  innerhalb 
ihrer  yerfassungsmässigen  Funktion  die  Gesammtperson  juristisch 
so,  wie  das  Auge  im  Sehen  oder  die  Hand  im  Schreiben  den 
Menschen  vertritt"  '^").  So  wenig  man  daher  dem  Menschen  die 
Fähigkeit  zu  sehen  oder  zu  schreiben  absprechen  kann  zu  Gunsten 

Res  Auges  oder  seiner  Hand,  so  wenig  kann  man  dem  Gemein- 
*a  die  Fähigkeit  zu  wollen  und  zu  handeln  absprechen  zu 
Chmsten  ihrer  Organe.  Wer  dies,  wie  z.  B.  Sarw'EY  "'),  dennoch 
\koi,  der  verlegt  die  Realität  staatlichen  Wollens  und  Handehia 
dorch  eine  unter  Umständen  recht  lange  Kette  von  Vertretungen 
la  einen  Punkt,  wo  er  sie  selbst  kaum  suchen  würde.    Denn  die 

••)  Jbujxek,  ({caete  und  Verordnung  S.  193.  —  Noch  sohmffer  Sar- 
WKT,  Dm  offen  iL  Rocht  etc.  S.  12:  „Das  Volk  als  Peraütilichkoit  hat  die 
TiQiigkeit  äu  bandeln  nur  in  den  Einzelnen,  welche  Bpjnrv  Organe  sind." 
DanuH  flie?Kt  denn  soforl  die  für  das  Wesen  des  Rechtfl  überhaupt  höchst 
bedenklich*»  Konsequenz:  „Seine  Organe,  ein  Einzelner  oder  eine  Mehrheit 
JCinzeluen  setzen  uud  achiitxen  das  Recht,   uud  Licmiit  wird  das  Keclit 

Produkt  des  Willem  der  Einzelnen!" 

•*)  GnCRKR,   Lahand's  Staatarecht  etc.,    in  Sehraoller'a  Jahrhneh  1883, 
H.  4.  S.  43. 

*)  Siehe  u.  59. 


Organe  der  Gemeinwesen  und  besonders  des  Staates  sind  vielfech 
auch   wieder  Mehrheiten    vou  Individuen,    für    welche    wiederum 
ilire  Organe  wollen  und  handeln  müssteu  u.  s.  w.,  bis  schUessUch 
vielleicht    der    ausfertigende  Beamte   oder   eigentlich  sein  Gehirn 
und  seine  Hand  als   der  reale  Träger  des  Staatswillens  und  der 
Staatshandliingen  erscheint.     In  Wahrheit    verschhesst   mau  siel 
jedes  Verständniss  des  Gemeinheitslebens  der  Menschen  und  dt 
staatlichen  Lebens    im    hesondeni»   wenn  man  die  Thatsachc  al 
weist,    dass    es    einen   von    dem  Willen  seiner  Organe  specifis 
verscliiedenen  Willen  des  Staates  gibt.     Jeder  Blick  auf  das  ur 
umgehen<h'  politische  Leben  luuss  aber  diese  Thatsache  erhärten.^ 
Und  das  Recht  selbst  tilgt  jeden  Zweifel   daran,    indem   es  die 
Delikts  lahigkeit    der   Verbandspersonen ,    als    welche    doch    die 
entschiedenste   eigene  Willens-   und  Handlungsfähigkeit  derselben 
zur  selbstverständlichen  Voraussetzung   hat,    zur  Geltung   brinj 
In  schrotrsitom  AVidersijruche   gegen   die   roraanistischc  Personen^ 
theorie,    für    welche    konsequenter   Weise    die  BeliktsunOihigk« 
juristischer  Personen  ein  unantastbares  Ajciom  sein  niusste,   liat 
die    n<Mif're   Wissenschaft    seit  Besklku    die  Möglichkeit   eigener 
Delikte  der  KöriJerscliafteii  betont  •"*).     Wie  diese  Auflassung  iraj 
Gebiete  des  bürgorlichen  Rechts    mehr   und  mehr   nicht  nur  di« 
Theorie  durchdringt,  sondern   auch   der  herrschenden  Lehre 
Trotz  in  die  Praxis  der  höchsten  Gerichte  Eingang  findet,  weis 
GiEHKK  in  seinem  Werke:    „Die  Genossenschaftstheorie    und  die' 
deutsche  Rechtsprechung"  überzeugend  nach''-*).    Vollends  im  Be- 
reiche dea  öfi'entlichen  Rechts  kann  die  Dcüktsfahigkeit  der  Gemein- 
wesen kaum  noch  einem  Zweifel  unterliegen ;  stände  die  entgegen' 
gesetzte  Ansicht  in  unvereinbarem  Widerspruch  mit  den  positiven 
Satzungen.     Aus   dem   staatlichen    Aufsichtarechto    über  die   Ge- 
meinden Hiesseu  Strafen,  welche  sich  gegen  die  Gemeinden  selbstJ 
nicht   gegen   üire  Organe  richten,  und  daher  doch  offenbar  auc 

"*)  Litteraturnachweise  b.  bei  GlKRKB,  OeDOssenBohsftsthoorie  S.  748,  d.  Sr^ 
••)  a.  ».  O.  S.  743—808. 
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Delikte  der  Gemeinden  selbst,  nicht  ilirer  Organe  zur  Voraus- 
setzung haben.  So  vor  allem  die  Aaflösuug  der  Stadtverordneten- 
versammlungen ^)f  welche  ein  Eingriif  in  das  Recht  der  Stadt 
selbst,  nicht  ilircr  Vertreter  ht  '''^).  „Ihrem  Regriffe  und  Zwecke 
nach  wendet  sich  die  staatliche  Aufsicht  über  Kommunal  verbände 
an  d«n  Selbstverwaltungskörper .  als  Koi"poration  und  juristische 
Persönlichkeit ,  nicht  an  die  einzelnen ,  dieselben  vertretenden 
physischen  Personen"  *").  Wenn  möglich  noch  schärfer  tritt  die 
Deliktsfahigkeit  der  Einzelstaaten  und  die  gegen  sie  selbst,  nicht 
gtgen  ihre  Organe  sich  richtende  Strafgewalt  des  Reiches  hervor. 
^em  Staat  gegenüber  macht  das  Reich  sein  obrigkeitliches 
Herrschaftsrecht  geltend,  und  wenn  es  zur  zwangsweisen  Durch- 
führung kommt,  wird  die  Execution  gegen  den  widerspenstigen 
Staat  vollstreckt.  Von  dei-selben  geti-offen  werden  alle  Mit- 
^heder  desselben ,  schuldige  und  unschuldige ,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  sie  gerade  an  der  Verletzung  der  Reichsgesetze  Theil 
genommen  haben  oder  nicht.  Sie  werden  von  der  Execution  des 
Reiches  beti-ofFen,  weil  sie  Mitglieder  des  Staates  sind,  der  seine 
BundespAichten  nicht  erfüllt,  und  weil  das  Reich  seine  Herr- 
•diaftsreckte  gegen  diesen  Staat  zur  Geltung  bringt"  ""),  Deut- 
licher kann  es  nicht  vor  Augen  geführt  Averden,  dass  der  zu 
Strafende,  also  auch  der  Dehnquent,  also  auch  der  eigenthche 
Träger  des  Wollens  und  Handehis  das  Gemeinwesen  selbst  als 
psychische  Einheit,  als  Person  ist  und  nicht  die  physischen  Per- 
sonen, welche  Umi  als  Organe  dienen.  Endlich  ist  auch  in  den 
internationalen  Beziehungen  der  Stjtaten  deren  Haftung  aus  un- 
edaubtcn  Handlungen  d.  h.  ihre  Deliktsfahigkeit  vom  Völkerrecht 

•*)  Stadteordnong  für   die  östlich en  Provinze d  Preuaeens  vom  30,  Mai 
l?59,  Tit.  X,  §  79;  ebenso  in  den  anderen  prensaiachen  Städteordnangcn. 

Vgl.  V.  Stkngkl,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltiuigsrechte  (1886) 

")  Ebenda^  hierin  aieht  v.  Stengel  einen  woseDtlicUen  Uatemohied  dea 

iton^cbts  von  der  PiBciplinaj^owalt. 
•0  LaiIANP,  «Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  74;  vgl  auch  ebenda  8.  105. 
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allgemein  anerkannt**).   Gerade  auf  diesem  Gebiet  kommen  nicht 
die   Organe   oder   Bürger    der   Staaten,  sondern   fast  nur  die 
selbst  als  wollend  und  liandelud  in  Betracht. 

Nach  alledem  ergibt  sich   uns    also  als  Begriff  der  Persou: 
eine  psychische  Einheit,   welche  Trägerin  einer  vom  Rechte  nor-_ 
mirten  Willenssphäre   ist.     Diese  Einheit  als  solche  ist  willens^ 
und  handlungsfähig;   sie    ist   in    ihrer  Existenz    ebenso   real  \mi 
lebendig,   wie   der   einzelne   physische   Mensch;    denn   dieser   ia 
nicht  wegen  seiner  körperlichen  Erscheinung,  sondem  wegen  seine 
Wülensiahigkeit   eine  Person.     Auch   die  nicht  physische  Persol 
bedarf  zur  Anerkennung  ihrer  Existenz  weder  einer  Fiktion  nc 
der    Heranziehung     des    Zwerkmonients.      Und    dieser    einfache" 
Begrifl"  der   Person   ist   ein   und    derselbe    füi-   alle  Gebiete   des 
Rechts. 

Aus  diesem  von  ihm  anerkannten  Begriffe  der  Person  folgei 
nun  Laband  die  Unhaltbarkeit  der  Bkseler-Gierke 'sehen  Pc 
sonentheorie ;    damit  begründet  er  die  Identität  von  Person  imdf 
Iiulividuiun.     Er    sjigt :    „Jede    Person    ist    eine    Einheit,    d.   h.. 
etwas   logisch    tJntheilbares,   ein   Individmun.     Es   kann  koint 
andere  Auffassung  der   Person   geben,   als  eine  indivi^ 
dualistische;  denn  die  Leugnung  der  Individualität  ist  zugleicl 
die  Vomeitiung  der  Persönlichkeit  ....    Das  Recht,  welches  di«i 
Gesamnitheit  zur  selbständigen  Trägerin  von  Rechten  und  Pflichter 
also  zur  Person,  constituirt,  setzt  sie  dadurch  der  Vielheit 
eine  begrifllich  von  ihr  verschiedene  Einheit  gegenüber,  es  hei 
„die  Durchdringung  der  Einheit  durch  die  Vielheit"  logisch  ai 
es  macht  aus  der  Summe  von  Sonderexistenaen  eine  neue  Grund^ 
einheit,   innerhalb    deren   es   keine  Vielheit  gibt."     Mit  dem  von 
GiEBKK   selbst    als    Centralpunkt   des    Staatsrechts   anerkannte« 
Begriffe  der  Persönlichkeit  sei  es  „unvereinbar,   sie  in  Theile 


••)  Vgl.  BcLiiEBiNCQ  iii  Marquardsen's  Handbuch  I.  Bd.,  3.  Hbd.,  S.  310| 
HKFFTER-GKrFCKEN,  Völkerrecht,  7.  Ausgabe,  S.  217  fr;  v.  HoLTZE.VDoi»f  j 
Handbuch  des  Völkerrechte  Bd.  II,  S.  70  ff. 


—     87     — 


i,  die  ebenfalls  wieder  Personen  sind-,  denn  dadurch  wird 
der  Gesammtverband  aus  einer  Einheit  zu  einer  Snmnie  von 
Einheiten  degeoerirt,  d.  h.  seine  Persönlichkeit  aufgelioben"  *'). 
Diese  Auffassung  zeigt  in  der  That,  dass  Gikkke  nur  allzu 
Kccht  hat,  wenn  er  seine  Theorie  als  eine  für  das  privatrecht- 
liche Denken  unfasshche  bezeichnet'").  Zwar  meint  Laband,  es 
gebe  keine  Besonderheiten  des  imvatrechtlichen  Denkens").  Wenn 
raan  aber  täglich  in  Litteratur  und  Leben  beobachten  kann,  wie 
ungemein  schwer  es  gewiegten  Civilistcn  wird,  sich  in  den  Ideen- 
fgng,  die  Begriffe  und  Ziele  des  öffentlichen  Rechts  einzuleben, 
so  muss  die  schon  an  sich  naheliegende  Ueberzeugung  bestärkt 
werden,  dass  die  Beschäftigung  mit  fuiidamental  vei*scliiedenen 
liechtsgebieteu  auch  eine  verschiedene  Technik  des  Denkens  aus- 
zobüden  vermag.  Und  Laband  beweist  durch  seine  obige  Aus- 
fUhnrng,  dass  selbst  er,  der  sich  im  Reiche  des  Staatsrechts  so 
direnvoll  Bürgerrecht  erworben,  zu  Zeiten  noch  im  heimischen 
Dialekt  des  Privatrechts  spricht  und  denkt.  Allerdings  führt  der 
IhfiBtand,  dass  die  meisten  allgemeinen,  sämmtlichen  Rechts- 
fpebieten  gemeinsamen  Rechtsbegriffe  herkömmlich  im  System  des 
Privatrechts  ent^vickelt  werden,  leicht  zu  IiTungcn.  Da  gilt  es 
'gsam  zu  scheiden.  So  ist  der  Begriff  der  Person  als  solclier 
wie  schon  oben  betont  wurde  —  ein  allgemeiner  Rechtsbegriff; 
seine  Identilicirung  mit  dem  Individuum  jedoch  eine  privati'echt- 
iiche  Eigenthümhchkeit ;  denn  das  Privatrecht  ist  überwiegend 
Individualrecht  und  kennt  als  solches  den  Begiiff  des  Organischen 
meist  nur  als  zierendes  Bild^-).  Im  Begriffe  des  Organis- 
mus  aber   liegt   die   üeberwindung  jener    Identität 


•^  Laband,  Staaterecht,  2.  Auil.,  Bil.  I,  S.  78,  79. 

"^  SciMOLLBB's  Jahrbuch,  7,  Jahrg.  (1883).  H,  4,  S.  32, 

*•)  a.  «.  O.  8.  79,  u.  1. 

^*)  ChArakteriBtisch  für  die  individaaliatische  AuffasBimg  des  Privatrechts 
ut  die  Dcfinitiou  dcH  preuifs.  Lundrecbts  §  1,  Tit.  I,  Theil  I:  „Der  Mensch 
wird,  iüaofem  er  gewisse  Kechtu  iu  der  Lürgerliehcu  Gesellschaft  genieset. 
«ne  PerBüu  genannt. " 
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Ton  Person  und  Individuum.    Das  öffentliche  Recht,  welches 
ausschliesslich  Sozialrecht  ist,   basirt  völlig  auf  dein  Wesen 
des   Organischen;    und   dies   ist  hier  kein   Bild   noch    Aualogon, 
sondern    das    walire    und    wii-kliche    Wesen    der   Dinge.     Dess- 
halb   haben   wir   diesen  Erörterungen    über   die   Personen theorie 
die    Darlegung    der    organischen    Anschauung    vorausgescliickt. 
Wären  Pereon  und  Organismus  Gegensätze,  so  hätte  Frickeb")^ 
Recht,  indem  er  tiir  den  Staat  die  erstere  Bezeichnimg  zu  Guustei 
der  letzteren  verwirft.    In  Wahrheit  sind  sie  jedoch  keine  Gegen- 
sätze,   sondern  verhalten   sich  vielmehr  zu  einander  wie  die  Art 
zur  Gattung;   denn  —  jede  Person  ist  ein  Organismus^*), 
im  Anschiuss  an  die  naturwissenschaftliche  Erklärung  Hyuti/s 
haben  wir  oben  als  das  auch  in  der  Staatswissenschafl  wirksjune     |, 
Wesen  des  Organischen  die  Verebigung  von  an  sich  heterog«DeoA 
Theilen  zu  einem  leliensföliigen  Ganzen,  dem  Organismus,  erkannt.    « 
Wohl   muss  jeder    organische  Theil   seine    partielle  Existenz  den 
Existenzbedingimgen  der  Gesamnitheit  unterordnen ;  aber  zugleich 
hängt   wieder  jedes  Glied   mit  allen  übrigen  so  zusammen,   dass 
„keines  aufgehoben  werden  darf,  ohne  den  Begriff  des  Ganzen  za     \ 
stören".     Demgemäss    beruht   das   begriffliche  Wesen   des  Orga- 
nismus gerade  darauf,   dass    er  eine  Einheit  in  der  Viellieit  ist;] 
für   die   gedankliche  Erfassung  dieses  Wesens  ist  es  erforderlicl 
die  beiden  Seiten,  Einheit  und  Vielheit,  im  Auge  zu  behalten; 
denn  die  blosse  Vielheit  ist  ein  unorganisches  Nebeneinander,  diej 
blosse  Einheit   ist  eine   ungegliederte,   unorganische  Masse;   ei 
die  „Durchdringung  der  Einheit  durch  die  Vielheit"  scliafl't  einen] 
Organismus,     Wenn   nun  —  wie  wir  oben  gesehen  —  die  orga- 
nische Anschauung   unmöglich    sich    auf  den    Staat    beschrankeaj 
kann,  vielmehr  aWh  auf  daa  Wenen  der  Person  überhaupt  erstrecken 
muss,    so   kann   man   logisch   zur  Erkemitniss  dieses  Wesens  derl 


^•)  Die  Persönlichkeit  des  StaHtes,  in  der  Tübuigor  Zeitschr.  Bd.  XIF] 


(1869). 


")  Vgl.  oben  S.  69. 
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Pereon  nicht  —    vrie  Labani»   es   vnW  —  gelangen,   indem   man 
sich  die  Vielheit  gegenüber  der  Einheit  „wegdenkt" ;  souJeru  mau 
mu88  eben  auch  die  Person,   als  welche  ein  Organismus  iwt,   als 
Einheit    in   der  Vielheit  zu  erlassen  suchen,    beide   Öeiten    des 
organischen  Wesens  im   Auge  behaltend.     Daher   ist  zwar  jede 
Person   eine  Einheit,    und   nur   weil   sie  dieses   ist,   ist   sie   eine 
Person ;  aber  sofern  sie  auch  ein  Organismus  ist,  iusofera  ist  die 
Vielheit   ihj'cr  Glieder   lux  ihren  Bcgriil'  wesentlich.     Physisch 
betrachtet   ist  eigentUch   eine  Person  niemals  ein  Lidividuum. 
^  Alles  was  wir  als  Individuum  bezeichnen,  ist  vom  naturalistischen 
Standpunkte  aus  betrachtet  ein  Colkktivuni.    Die  natürliche  Ein- 
heit,   das   Atom,    hat  gar   keine   anschauliche   Existenz"''"^).     In 
ilet  Welt   des  Organischen   ist   eigentlich   nur    das    Protoplasma, 
die  üraelle,    em  Indi\'iduum;   nur  sie  ist  „etwas  logiscli  üittheil- 
bftres'';    denn   nur  sio   setzt  sich  nicht  aus  Theilorganismen  zu- 
^Mpen.     Alle  höheren   Organismen   sind   organisch   verbundeno 
HBIK^onglomerate ;  und  es  folgt  aus  dem  Wesen  des  Organischen, 
daas  die  Eigenschaft,  ein  eigener  Organismus,  und  die,  Theil  eines 
höheren  Organismus  zu  sein,  keine  Gegensätze  sind.    Der  höchste 
physische  Organismus  ist  der  Älensch;  liier  endet  das  Gebiet  der 
Natiirwisseust^haft.     Aber  «iiese  darwinistische  Theorie  muss,   wie 
GiEKKE '*)    treffend  benierkt,    „nothwendig   von  der  Anschauung 
ausgehen,    dass   dasselbe   natürliche   Entwicklungsgesetz,    welches 
den   Organismus    der   Einzelwesen   bis   zur    Hervorbringung  des 
Menschen    gesteigert    und   vervollkommnet   hat,    jenseits    dieser 
Grenze    den    Organismus   des    menschlichen    Ueraeinlebens   zeugt 
und  gestaltet.     Sie   wird,   jemehr    sie   den  Organismus   des 
individuams    gesellschaftlich    anffasst,    um    so    leichter 
das  gesellschaftliche  Gemeinwesen  organisch  rrkliircn." 
Das  Gebiet  der  Rechtswissenschaft  bilden  ausschliesslich  die 


•*)    Jkluinkil,  Gosetj!  tiad  Verordnung  S.  193. 

'")  Gnuidlj^grifie  des  Staatsrecht»,  Zeitsühr.  f.  d.  ges.  StHatewisBeuBcbaft 
Bi  Xix,  8.  286. 
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Besdebungen  der  Menschen  unter  eioander.  Hort  die  Natur- 
wissenschaft beim  Menschen  aiit",  so  fängt  die  Kecht&wissenschafl 
bei  ihm  au;  seine  Zusammensetzung  HUlt  als  ciue  physische  nicht 
in  ihr  Bereich.  Daher  ist  der  Mensch  für  die  Jurisprudenz, 
wie  dieÜrzelle  für  die  organische  Naturlehre,  ein  Indi- 
viduum, etwas  logisch  Untheilbares.  Wie  aber  die  organische 
Natuilehi'e  mit  der  ürzelle  eben  nur  beginnt  und  ihre  Ghederung  zu 
höheren  Organismen  verfolgt,  so  erschöpft  sich  die  Jurisprudenz 
nicht  in  der  Betrachtung  des  Intlividuums,  sondern  verfolgt  die 
Organisirung  der  Lidivi<hien  zu  Personen  höherer  Ordnung.  Und 
wie  trotzdem  Wesen  und  BegriiF  des  Organismus  im  Grunde 
eine  und  gleiche  ist  auf  allen  Stufen  der  Imigen  Entwiclclungs 
reihe,  so  ist  auch  Begriii'  und  Wesen  der  Person  das  eine  und 
gleiche,  ob  es  sich  nun  um  ein  Einzelwesen  oder  um  eines  aus 
der  aufsteigenden  Reihe  der  Gemeinwesen  handelt.  Und  wie  ea 
kein  Widerspruch,  sondern  eine  Folge  der  organischen  Eigen- 
schaft ist,  dass  ein  und  dieselbe  Bildung  zugleich  ein  eigener 
Organismus  und  Organ  eines  höheren  Organismus  sein  kann,  so 
ist  es  kein  Widerspruch,  sondern  eine  Folge  der  organischen 
Personentlieorie ,  dass  ein  und  dasselbe  Wesen  zugleich  eine 
eigene  Person  und  Glied  einer  höheren  Verbandspei'son  ist ''). 
Ja,  im  Rechts-  und  Staatsleben  bildet  dies  Verhältniss  —  wenn 
w\y  von  der  Beziehung  der  „unabhängigen"  Staaten  zur  Vöiker- 
rechtsgemeinschaft  zimächst  noch  absehen  —  die  ausnahmslose 
Regel.  Wenn  es  also  Lab  and  für  unvereinbar  mit  dem  Begriff 
der  Persönlichkeit  erklärt,  sie  in  Theile  zu  zerlegen,  die  ebenfalls 
Personen  sind,  so  bedingt  vielmehr  gerade  im  Gegentheil  der 
organische  Aufbau  mensclüicher  Gemeinschaft  dies  Verhältniss, 
dass  jede  Person  als  solche  zugleich  ein   organischer  Theil  einer 


")  „Vou  vomhertiin  bezog  aicL  di«  deutsche  PerHÖnlichkeit  nicht  bloss 
üuf  sich  selbst,  sondern  zugleich  auf  höhere  Gemeinheiten,  für  welche  an 
Ulied  und  Ti"ägeriu  war,"  Gikrke,  GeiiüsscuschaiWccht  Bd.  II,  S.  37.  Dort 
s.  auch  die  uähereo  reubtehiatoriscbon  Beiego. 
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Verbandspei-son  ist.  Das  eben  ist  die  viel  angefeindete 
^DurcLdringung  der  Einheit  durch  diu  Viellieit";  das  Grund- 
|irincip  organischer  Anschauung,  oluie  welche  alles  Kecht  im 
Individualrecht  stecken  bleibt. 

„Indem  der  Mensch  von  Hause  aus  sein  Dasein  zugleich  als 
£mzeUebeu  und  als  Gemeiulebeu  fiilirt  und  empfindet,  vermag 
er  seinen  Willen  zu  spalten  und  dem  Bereich  des  Fürsichseins  der 
Einzelwillen  ein  Gebiet  ihrer  Verhundenlioit  zum  Gemeinwillen 
gegenüber  zu  stellen.  So  producirt  er  gesellschaftUche  Körper, 
die  ein  den  Individuahvillen  der  Glieder  gegenüber  selbständiger 
Wille  des  Ganzen  durcliherrscht  und  zu  einheitlichem  Leben 
hefaliigt'*),"  —  Diese  Veibandspersonen  sind  also  aus  Vielheiten 
»ich  organisch  zusammensetzende  EiTiheiten.  lo  einer  gewissen 
Richtung  kommen  dieselben  nur  als  Einheiten  in  Betracht-,  niini- 
ücli  nach  aussen ,  in  den  Verhältnissen ,  für  welche  die  Innere 
Gestaltung  und  Natur  gleichgiltig  ist.  Wie  bei  den  physischen 
Gebilden,  sofern  man  sie  nur  äusserlich  jds  unverbmideu  neben 
einander  stehend  betrachtet,  kein  Unterschied  ist  zwischen  dem 
rinzeüigen  Lebewesen  und  dem  coraplicirtesten  Organismus,  so 
CTBcheineu  nach  aussen  für  das  unorganische  Nebeneinander  alle 
Recbtssubjekte  als  gleichartige  Personen.  Im  Gebiete  des  Rechts 
entspricht  diese  Betrachtungsweise  den  w  i  r  t  h  s  c  h  :i  f  1 1  i  c  h  e  n 
Benehungen  der  Menschen  d.  h.  dem  Privat-  oder  enger  und 
richtiger  dem  Individualrecht'*). 

Wie  aber  die  Naturlehre,  wenn  sie  das  innere  Wesen  der 
Organismen  zu  erkennen  sucht,  nicht  nur  ihre  Einheit,  soudeni 
vor  allem  die  Art  ilirer  Zusammensetzung  und  Gliederung  aus 
der  Vielheit  der  organischen  Theile  betrachtet,  so  muss  die  Juris- 


•■}  »iiKRKK,  Geuoascnschaftstheorie,  S.  24,  25;  vgl.  auch  BÜHB»  Rcchts- 
HUt  8.  ^8  üiid  dl  f. 

^)  Privat-  und  Indindimlrccht  Jockra  eich  uicht;  ersterea  umschlieHst, 
n»ch  df?u  hftrköminlichen  Systemeu  auch  rroviozeu  des  Sozialrtchts:  Foiuilif, 
jiimlischc  Personell. 
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pruclenz,  wenn  sie  das  innere  Rechtsleben  der  Gemeinwe-sen 
erkennen  will,  dieselben  nicht  —  nach  Laband's  Ansclmuung  — 
als  „eine  Grundeinheit,  innerhalb  deren  es  keine  Vielheit  gibt/ 
betrachten-,  sondern  ilir  Augenmerk  gerade  auf  die  Gliederung 
der  T  h  e  i  l  personen  zu  einer  Gesaninitperson  richten.  Hier 
wie  dort  handelt  es  sich  um  eine  organische  Verbindung,  nur 
mit  dem  einzigen  Unterscliiede,  dass  das  verbindende  Band  dort 
ein  physisches,  hier  ein  rechtüthes  ist.  Die  Erforschung  imd  J 
Dai-stellung  dieses  Rechtsbande«  ist  die  einzige  Aufgabe,  derS 
gesammte  Inkalt  des  Sozial  rechts  und  damit  auch  des  öffent- 
lichen Rechts,  als  welches  ausschliesslich  Soziali'ccht  ist. A 
Lediglich  der  Gedanke,  dass  es  sich  um  die  rechtUch-organischc  ■ 
Verbijidung  von  Theilpersonen  zu  einer  Gosammtperson  handelt, 
vermag  die  specifischen  Rechte  und  coiTclaten  Pflichten  des 
öfFontlichen  Rechts  zu  erklären-  Lahand  meint*'*):  „Rechtsver- 
hiiltnisse  unter  mehreren  Personen  können  überhaupt  nicht  gedacht 
werden,  wenn  man  nicht  die  bethcihgtcn  Personen  als  von  ein 
ander  begrifflich  verschieden  und  unabhängig  sich  vorstellt."  Aber 
alle  Rechtsverhältnisse,  welche  sich  aus  dieser  Vorstellung  ableiten 
lassen,  erschöpfen  sich  in  den  Kreisen  des  privatrechtüchen  Sachen- 
und  Obligationenrechts;  diese  Vorstellung  verengt  völlig,  sobald 
es  sich  um  the  gedankliche  Erklärung  eines  publicistischen  R^chts- 
verhältnissos  handelt.  So  wiü-de  z.  B.  das  Recht  des  Staates 
auf  die  Steuer-  und  anderen  Leistungen  der  Bürger,  das  Recht 
dieser  aiif  den  Schutz  des  Staates,  wenn  man  mit  Laband  die 
Pei-sou  des  Staates  und  die  Personen  seiner  Bürger  „als  von 
einander  begrifHich  verschieden  luid  unabhängig  sich  vorstellt,** 
sich  nur  als  eine  Art  der  Dienstmiethe  konstruiren  lassen.  Wie 
unzutreffend  eine  soldie  Konstruktion  wäre,  braucht  kaum  gesagt 
zu  werden.  Und  doch  geheu  alle  Rechte  und  Pihchten  zwischen 
begrifilich  verschiedenen  und  unabhängigen  Personen  schliesslich 


")  a.  a.  O.  S.  78. 
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uothwendig  auf  die  Fomiel  „do  ut  des";  „do  ut  facias"  zurück"'). 
In  Wahrheit  entspringen  die  Leistungspflicht  des  Bürgers  gegen- 
über dem  Staat,  die  Schiilzptlicht  des  Staates  gegenüber  dr^ni 
Bürger  aus  dem  organischen  Zusammenliange,  in  welchem  bi^de 
stehen.  Die  Personen  der  Büi'ger  als  TheiJe  der  Gesammtperson 
des  Staates  sind  die  Zellen,  welche  dcjn  sie  umschliessenden 
Organismus  Nahnmg  znfiüjren;  und  die  Gesammtperson  des  Staates 
schützt  die  Ghederpersonen  der  Bürger  als  integrirende  Theile 
ihres  eigenen  Selbst.  Vollends  jene  höchste  Hingabe  bis  zur 
Aufopferung  des  Lebens  selbst,  welche  der  Staat  von  semeu 
Büi^em  fordert,  der  Bürger  seinem  Staate  schuldet,  ist  unter 
dem  Gesie.htspunkte  der  rechtlichen  Beziehung  zwischen  begriftHch 
verschiedenen  und  unabhängigen  Personen  einfach  ein  Unding; 
denn  die  unbedingte  Voraussetzung  der  Veri)flichtung  einer  unab- 
haa^gen  Person  gegenüber  einer  von  ihr  verschiedenen  Person 
ist  die  Erhaltung  der  eigenen  Existenz.  Eine  obligatio  mori- 
endi  lässt  sich  vom  individualistischen  Standpunkte  aus  nicht 
konstruiren.  Und  doch  handelt  es  sich  hier  um  eine  zweifellose 
Rechtspüicht;  man  darf  die  Frage  nicht  in  das  nfhilludle 
Rdch  der  Moral  verweisen.  Aber  es  ist  eine  Pflicht  des  orga- 
nischen SocitUrechts;  die  Pflicht  jedes  organischen  Theils,  seine 
partielle  Existenz  den  Existenzbedingungen  des  Gesammtorganis- 
mofl  unterzuordnen.  —  So  kann  vom  niedersten  zum  h(ichsten 
die  ganze  Fülle  öffentlich-reclitUcher  Verhältnisse  nur  begritfeu 
rden,  wenn  man  Gliedjierson  nnd  Gesammtperson  nicht  unor- 
M8ch  neben  einander,  sond<^ni  organisch  in  einander  stehend 
betrachtet**).  Und  entgegen  der  Meinung  Laband's*"):  „ —  wenn 


*')  Diea  gilt  Belbstverntändlich  ni«ht  vom  Familfenrecht,  welches  ala 
8i«ialrecht  es  eben  nidit  mit  „begfritTlifh  Tiiiftljhanfyi^cn"  Personen  zu 
Ih&n  hAt 

**)  Niclit  ganz  klar  iu  der  Form,  aber  im  Sinne  gaius  übereinfitimTnend: 
^ti«:KKK  (TGliinger  Zeitathrift  Bd.  XXV,  8.  41):  Jti  stnntliclieii  Verlmlt- 
"i*"«»  iWn  Peraun  des  Staatv»  der  Persnu  des  Staats hürgerfl  gegenüherstelleo, 
^  Wilogiscli,    weil  ja  zum  Staat  auch   der  Staatsbürger    gehört,    Kotnit   dei' 
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man  sich  einander  berechtif^e  und  verpfliclitete  Subjekte  vorstellt, 
so  ißt  es  eine  diuiiit  unvcrciiibaro  V«»rstellung,  dass  eines  der- 
selben ein  Theil  des  anderen  sei"  —  muss  eine  richtige  organisch- 
Boziolrechttiche  Auifassung  zu  der  Erkenntniss  föfaren,  dass  man 
die  Eigenart  der  Rechte  und  Pflichten  zwischen  Subjekten  des 
nffenthclicii  Roclits  nur  erfassen  kann,  wenn  man  eines  derselben 
als  Tlieil  des  andern  (resp.  beide  als  Tboile  eines  höheren  Gan2en) 
beti'achtet. 

Wie  die  individualistische  Anschauung  stets  im  Privatrecht 
stecken  bleibt,  so  vermag  sie  auch  nicht,  die  alte  Krücke  derM 
Fiktion  zu  entbehren.  Wer  Person  und  Individuum  identiticirt.,  ™ 
der  muss  in  der  Personification  eines  Veibandes,  welcher  nun 
iloch  einmal  kf  in  Indivitltinm  ist,  schliesslich  inuner  einen  Kunst- 
griJT  der  juristischen  Tedinik,  d.  h.  eine  Fiktion  erbbckei».  In 
Wirklicbkejl  erheben  sich  die  Subjekte  de«  öfi'entlichen  Rechts 
in  orgamschem  Aufbau  über  einander,  indem  stets  die  nächst 
höhere  Kateg{)rie  die  niederen  umscbliesst.  Nur  eine  Personen- 
tlieorie,  welche  —  me  die  im  obigen  entwckeltc  —  dieses  that- 
sächliche  Verhältniss  ziim  Angelpunkt  der  begiifi liehen  Erfassung 
macht,  ist  eine  wahrhaft  realistisr-be ;  bei  ihr  allein  deckt  sich 
Theorie  und  Wirküchkeit,  und  sie  bedarf  zu  deren  Vermittlung 
keiner  Fiktion.  Denn  die  für  den  Begriff  der  Pei"son  wesenlJiche 
Einheit  des  Willens  ist  bei  den  Gemeinwesen  —  wie  oben  aus- 
geführt worden  —  nicht  fiktiv,  sondern  wirklich  vorhanden.    Aber 

Stautabürper  als  Glied   fies   (Janzen    njch  selliHl   als   (Wipä  de»  Ganzen  ent- 
pfojjfcngoBetzt  würde  .  .  Das  Ganze  ist    IVoilicli    rtwas    anderes    als  der 

TlteU;  aber  C8  kann  nicht  auf  der  einen  Seite  das  Ganze,  auf  der  auderen 
der  Theil  stehen;  snnst  wäre  ja  der  Theil  auRserhalb  des  Ganzen  tind  das 
Ganre  könnte  sein  ohne  den  Theil."  —  Vgl.  auch  O.  BäBR,  Der  Bechl^stMt 
H.  19:  „Dem  Privatrecht  d.  h.  demjenigen  Reehtsgcbiet,  in  welchem  dtM 
Individuum  als  solehes  in  Betracht  kommt,  lässt  sich  ein  allgerndneret 
Ueobtagebiet  gegenüberstelleti,  in  welchem  der  MenseJi  als  orffaniseheB  (iUeil 
je  eines  grÖHseren  Ganzen  in  Betracht  gezogen  wird,  so  dass  hiei-au«*  Recht« 
und  Pflichten  fiir  ihn  entstehen." 
^»)  a   a.  O.  8.  79,  n.  1. 
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während  die  organisclie  Zusammensetzung  dieser  Einlieit  bei  den 
Individuen  eine  physische,  also  für  das  Recht  unsichtbai'e  ist, 
Jgt  sie  bei  den  Verhiindspersonen  eine  rechtliclie,  also  lür  rlas 
»cht  wesentlich  zu  beachtende.  Wer  diesen  Unterscbied  leugnet 
und  die  Geraeinwesen  den  Individuen  gleichsetzt,  der  setzt  sie 
eben  als  etwas,  das  sie  in  Wahrheit  nicht  sind,  d.  h.  w  bedient 
sich  einer  Fiktion.  An  dieser  Thatsache  wird  iiucli  durtrh  das 
abstrakte  Glaubensbekenntniss :  die  sog.  juristische  Person  sei 
keine  Fiktion,  nichts  geändert.  Labani»  bekennt  sich  zu  diesem 
Axiom,  und  trotzdem  führt  seine  individuaüstische  Anschauung 
die  Fiktion  durch  rhe  Hintei-thür  wieder  ein.  Er  sagt:  „Wer  siclj 
z.  B.  die  Stadt  BerÜn  als  juristische  Person  vori5tellt,  abstrahirt 
dadurch  von  der  Vorstellung  der  einzelnen  Einwohner  Berhiis; 
er  kann  diese  Vorstellung  überhaupt  nicht  anders  gewinnen,  als 
daas  er  sich  die  einzelnen  Einwohner  wegdenkt,  nicht  als  wäi-en 
sie  überhaupt  nicht  vorhanden,  aber  so,  dass  sie  etwas  von  der 
Vorstellung  drr  t^tadt  Rerhn  Verscliiedenes  sind."  Der  hier 
geforderte  Gedankenprozess  ist  doch  aber  gar  nichts  anderes,  als 
eine  Fiktion-  Wohl  ist  die  Stadt  Berlin  als  Qesammtperson 
etwas  anderes,  als  die  unorganisch  neben  einander  stehend  gedachte 
Summe  ihrer  Bürger;  sie  ist  die  auf  dem  Gemeindegebiet  zu 
«anein  einheitUchen  Geraeinwesen  orgam'sirto  Vielheit  der  Büi'ger. 
Aber  „wegdenken"  kann  man  sich  diese  Vielheit  der  Bürger 
nicht,  —  auch  nicht  in  Laband's  Sinne  so,  dass  sie  etwas  von 
der  Stadt  Verschiedenes  seien,  —  ohne  der  Gesaimntpersnn  ihren 
realen,  lebendigen  Inhalt  zu  rauhen  und  sie  zu  einem  fingiilen, 
lebloMD  Schemen  zu  machen.  Denn  denkt  man  sich  die  Bürger 
•weg,  so  bleibt  von  der  Stadt  ßerhn  nichts  übrig,  als  ein  Stück 
der  leblosen  Natur;  und  ein  solches  kann  doch  nun  und  nimmer 
Träger  einer  eignen  AVillenssphiire,  niemals  Rechtssubjekt,  Person 
sein.  Zwischen  jenem  Stück  Land  und  den  davon  vei'schiedenen 
Personen  der  Bürger  könnten  niemals  Rechts-  und  Pflichtverhält- 
niaae  liesteben.   Das  Rechtsbaiid,  welches  —  ein  Theil  des  öffent- 
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liehen  Reclits  —  die  Stadt  Berlin  mit  ihi'en  Bürgern  verbin<1et, 
findet  seine  begnfflirhe  Erklärimg  nur  darin,  dass  die  Personen 
der  letzteren  intcgi'irende  Theile  jener  Gesiinimtperson  sind;  dass 
der  die  Gesanimtperson  erfüllende  Gemeinwille  sich  organisch  bildet] 
aus  Willenspartikeln  der  von  ihr  umschlossnen  Gliedpersouen. 

Unil  ebenso  steht  es  mit  den  Beziehungen  der  Gliedstaaten 
zum  Reiche.  Laband  meint:  „Die  Vorstellung  des  Reiches  als  einegj 
Subjekts  von  selbständigen  öflentüchen  Rechten  und  Pflichten  kaJin! 
demnach  nicht  anders   gewonnen  werden,   als  dass  man  von  den 
Gliedstaaten  abstraliirt,   sie   „wegdenkt,"   sie  als  vom  Reich  ver- 
schiedene Pei"8Önlichkeiteu    üim  gegcnübei-stellt    und    sonach   daaj 
Rei<'h  nicht  als  eine  zusammengefasste  Viellieit,  sondern  als  eine  voi 
aämmtlicheu  Gliedstaaten,   auch  von  der  Summe  dereelben,  tei 
schiedenc  Einheit  erkennt."    Dass  das  Reich  in  solcher  Trennong] 
von  den  (yUedst^uiten  als  besonderes  Wesen  tliatsächhch  nitdtt  exi- 
stiren  könne,  gibt  Laband  sell>st  zu.     Also  ist  diese  Vorstellung 
doch  wohl  eine  Fiktion.     Preüich  w:u-nt  Labani)  Jeden,   den  es 
angellt,  vor  einer  polemischen  Kritik  dieser  seiner  Ansicht,  indein 
er  ihn  a  priori  als  einen,    „der  geistigen  Arbeit   mit   logischen 
Begriflfen  nicht  mliclitigen  oder  mcht  gewohnten"   Menschen   liiu- 
stellt.     In  der  HoiTnung,  dass  dieses  Urtheil  in  contumaciam 
nic'Iit  ohne   weiteres   rechtskräftig  wird,   wagen    wir  es   troUdem, 
zu  belinupteii,  dass  Lauand's  „Abstraktion  mit  den  thatsächlicheu 
Verbidtnissen    in    Widerspruch    stehe".      Denn    der   thatsHcldiche 
Unterscliied,  welcher  zwischen  dem  Reiche  als  einem  aus  Staaten 
zusammengesetzten   Staate    und   einem   einlachen   Staate   besteht, 
nmss    auch    in    einer    wahrhaft    realistischen    und    nicht    fiktiven 
Theorie  der  staatsrechthehen  Persönlichkeit  des  Reiches  zum  Ana- 
druck kommen.     Dies  kann   al)er  nur  geschehen,   wenn  man  diti 
Reich  als  eine  organiscli  „znsamraengefasste  Vielheit"  betrnchtet 
als  eine  organische  Einheit,  welche  eben  die  Rinlieit  sämmtlichc 
Gliedstaaten  und  nicht  etwas  von  dieser  Verschiedenes  ist.    Etwa 
einerseits  von  den  einzelnen  Staaten,  andrereeits  von  deren 
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tiisation  zur  Gesanimteinheit  begrifflich  Verschiedenes  gibt  es  ein- 
nicht;  und  jede  VorsteUunp;  eines  solchen,  thatsächlich  nicht 
Torhandenen  Etwas  ist  eben  eine  Fiktion.  Diese  Fiktion  ist  aber 
nicht  nur  als  solche  verwerflich,  sondern  vor  allem  desshalh,  weil 
sie  die  gedankliche  Erfassung  und  Konstruktion  der  zwischen 
dem  Reich  und  seinen  Gliedstaaten  bestehenden  publicistischen 
Rechtsverhältnisse  —  und  darauf  kommt  es  doch  gerade  an  — 
nicht  erleichtert,  sondern  vielmehr  geradezu  unmöghch  macht. 
Laband  sagt:  „Wenn  man  sich  die  (iliedstauten  als  Theile  des 
Bundesstaats  vorstellt,  dann  abstrahirt  man  von  ihrer  Eigenschaft 
als  Subjekte;  wenn  man  sie  sich  aber  dem  Bundesstaat  gegenüber 
ok  berechtigte  und  verpflichtete  Subjekte  vorstellt,  dann  abstrahirt 
man  von  ihrer  Eigenschaft  als  Theile  desselben."  Die  beiden 
Tlieile  dieses  Satzes  heben  sich  gegenseitig  auf.  Denn  die  Vor- 
stelluug  der  Gliedstaaten  als  Theile  des  Bundesstaates  besteht 
—  sofern  sie  eine  juristische  ist  —  doch  eben  darin,  dass  die 
Gliedstaaten  als  Theile  Rechte  und  Pflichten  gegenüber  dem  Reiche 
haben  d.  h.  aber,  dass  sie  Subjekte  sind.  Eine  juristische  Be- 
Kachtung  der  Gliedstaaten  kann  niemals  davon  abstrahiren,  dass 
«e  Subjekte  sind;  denn  ohne  diese  Eigenschaft  wären  sie  eben  keine 
^fa|^8träger,  könnten  sie  in  keinem  Redits-  und  Pflichtverhältnisse 
HIRßeiche  stehen.  Bei  Erfassung  dieser  Rechts-  und  l^Hicht- 
Verhältnisse  wiederum  kann  man  nicht  von  der  Eigenschaft  der 
Gliedstaaten  als  Theile  des  Reichs  abstrahiren;  denn  der  begrißliche 
^  •  rschied  dieser  Rechtsverhältnisse  von  denjenigen j  welche  sonst 
„...^»lien  verschiedenen,  von  einander  unabhängigen  Stauten  be- 
ttehen,  beruht  einzig  und  allein  darauf,  dass  die  Gliedstaaten  Theile 
des  Reiches  sind.  Wenn  z.  B.  Art,  2  R.-V.  bestimmt,  dass  die 
Retchügesetze  den  Tjandesgesetzen  vorgehen,  so  ist  diese  für  das 
ganze  Verhältniss  grundlegende  Bestimmung  vom  individualistischen 
Standpunkte  aus  ehifach  unkonstruirbar.  Denn  in  dieser  Bestimmung 
kommt  das  Princip  der  Herrscliaft,  der  Ueberordnung  eines 
Willens  über  den  andern,  zum  Ausdruck ;  und  dieses  Princip  ist  ein 
Ibr  6ff«nUioheH  Recht.  IV.  i.  ^^^^^^^^        j 
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specifisch  publicistisches  oder  besser  organisch-socialrechtUches,  fuj 
welclies    innerlialb    des    liidi\idualrec}it8   absolut   kein    Raum   ist 
Laband  selbst  gibt  dies  zu,  indoni  er  sagf**):   „Das  Privatrecht 
kennt  eine  Herrschaft  nur  über  Sachen"'^),  ....  freien  Personen    i 
gegenüber  kennt  es  nur  Forderungen,   welche  kein  ZwangsrecbH 
gegen  den  Schuldner  enthalten,  und  die  nicht  die  Rechtsmaclit  in    " 
sich  schlicsscn,  ihm  etwas  zu  befelilen."     Da   er  jedoch   für  die 
Persönlichkeit  des  Staates  die  individualistische  Anschauung  fest 
hält,  so  vermflg  er  diesen  Weseusunterschied  zwischen  Individual- 
und  Sozialrecht  nicht  zu   erkläien;    sondern  muss   sich   mit  der 
blossen  Konstatining  der  Thatsache  begnügen.   Den  Grund  dafiir,Ä 
dass  das  Individualrecht  den  Begi-ilf  der  Herrschaft,  welcher  da«^ 
ganze  Soziahecht  erfüllt,    nicht  kennt,    venuag  man  nui'  in  dem    i 
oben   entwickelten  Wesen   des   Organischen,   als  der   Grundljigo 
alles  öffentlichen  Rechfs,    zu  finden.     Bei    der  individualistischen 
Anschauung,  welche  die  Willeuseüiheiten  (Pei"sonen)  als  bcgrilHicli 
verschieden  und  unabhängig  rein  üusserlicb  neben  einander  stcÜt^ 
kann   eben   desshalb  von  einer   Uobcr-  und  Unterordnung   dieser 
Willenseinheiten  keine  Rede  sein.    Eine   solche  entsteht  erst,  wenn 
man  die  Persön'ichkeiten  nicht  als  unorganisch  neben  einander,d 
sondern  als  organisch  i  u  und  über  einander  stehend  betrachtetjj 
wenn   man    die    einen    als   Gliedpersonen,    als    organische   Theile 
einer  höheren  Gesamnitperson  aufiassL  Dann  exscheint  die  Unter*! 
Ordnung    des   Theilw'Uens    unter   den   aus   der   Gesammtheit    der] 
Theilwillen  organisch  sich    xusamniensetzenden  Gemeinwillen   nur 
als  eine  Anwendung  des  allgemeinen  Naturgesetzes,  nach  welchei 
der  Gliedorganismus  in  al'en  seinen  Lebonsregungen  dem  Leben] 
des  ihn   umscbliessenden   Gesamratorganismus   untergeordnet  ist 

•*)  ft.  a.  O.   S.  64^    vpl.    auch    die   dm.    n.  2   citirten  Arbeiten  Sofflf'ij 
und  HosDi'a. 

'"')  Die  dinglichen  Rechte  sind  r'chl  «gr^iitlich  ah  Herrschaft,  zu  ht- 
zeichnen;  denn  von  der  tJeberordnuuj;^  eines  Willens  über  einen  andern,  w«i 
für  den  Begriff  der  Herrschaft  wesentlich  ist,  kann  dal>ei  ofTenbnr  nicht  di* 
Rede  sein.  —  Anderer  Meiiiunf?  Rosm  in  Hirtli'»  Anualen  1883,  S.  298. 
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Die  höchste  Aeussenmg  staatlichen  Willens  ist  die  staatliche 
Gesetzgebung.  Weil  der  Willen  der  Gliedstaatsperson  als  Theil- 
willen  dem  ihn  nmschliessenden  Gemeinwillen  der  Gesammtpersan 
des  Keiclies  eingegliedert  und  untergeordnet  ist,  desshalh  und 
nur  desshalb  geht  die  Reichsgesetzgebung  der  Landesgesetzgebung 
Tor.  So  erklärt  sich  überhaupt  die  Herrschaft  des  Keiches  über 
die  Einzelstaaten ,  welche  doch  Laüand  selbst  als  punctum 
saliens  dieses  ganzen  publicistlschen  Rochtsgehietes  betrachtet. 
In  geradem  Gegensatz  zu  seiner  individualistischen  Anschauung 
(krf  man  dalier  die  Vorstellung  der  Gliedstaaten  als  Personen 
und  als  Theile  des  Reichs  nicht  von  einander  trennen;  nehuehr 
erscheinen  sie  als  Theile  des  Reichs  juristisch  insofern,  als  sie 
gegenüber  demselben  Rechte  und  Pflicliton  haben,  d.  h.  Personen 
sind;  mid  die  iliuen  eigenthümliche  Persönlichkeit  erkliü-t  sich 
nur  daraus,  dass  sie  Theiljiersonen  der  Gesammtperson  Reich 
'  mP*).  Diese  beiden  eitjanth^r  bedingenden  Seiten  ihres  Wesens, 
Welche  die  individualistische  Betrachtung  auseinander  reissen  niuss, 
TeriDHg  nur  die  organische  Anschauung  der  StaatspersönHchkeit 
in  einen  Gesammtbegiiff  zusammenzufassen.  Wie  sie  jegliches 
Gemeinwesen  als  che  aus  der  Gesamnitheit  der  Gliedpei-sonen 
bestehende  Gesammtperson  erkeunt,  ohne  sicli  die  Personen  der 
organischen  Theile  als  solche  „wegdenken"  zu  müssen,  so  erkennt 
sie  die  Persönlichkeit  des  Reiches  als  die  aus  Partikeln  einzelstaat- 
Hclien  Wdlens  organisch  gehildete  Willenseinheit ,  ohne  dass  sie 
bei  dieser  Vorstellung  von  der  Persönliclikeit  der  GliedstaaU'n 
^ahstrahiren"  müsste  oder  dürfte.  Und  wie  die  Rechts-  und  PHiel  t 
terhältnisse  zwischen  Individuen  und  Gemeinde  auf  der  Eigen- 
schaft der  ersteren  als  Theile  der  letzteren  beruhen,  so  die  zwischen 
tjliedstaaten  und  Reich  auf  derselben  Eigenschaft. 

Nach  alledem  vemiögen   auch   diese    neuesten  Ausführungen 
Labakd's   nicht  die  Lehre   GiKitKK's   zu   entkräften,    welche   die 

**}  Ebenso  wi*»  Laband  steht  der  GiKRKE'schen  Personentheorie  gegen- 
[»w:  Stöbkk  im  Ardiiv  für  öffentliches  Recht  B.].  I,  Heft  4,  S.  636. 
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Aufgabe  alles  öffentlichen  Rechts  darin  sieht,  den  Gedanken  züid 
Ausdruck  zu  bringen,  „dass  dem  Gemeinwesen  eine  Persönlichkeit 
höherer  Ordnung  eignet,  die  sich  in  rechtlich  normirter  "Weise 
aus  Gliedpersönlichl^iten  zusammensetzt.  Statt  den  körperschaft- 
Uchen  Verband  in  für  sich  stehende  künstliche  und  natürliche 
Individual-Persönlichkeiten  zu  zerreissen,  muss  es  ihn  als  soziales 
Lebewesen  begreifen,  in  welchem  einerseits  wie  im  natürlichen 
Organismus  dem  wechselnden  Inbegriff  der  Theile  eine  immanente 
Einheit  des  sie  enthaltenden  Ganzen  gegenüber  steht,  andrerseits 
aber  eine  im  natürlichen  Organismus  undenkbare  juristische  Re- 
lation zwischen  gemeinheitlichem  und  gUedmässigem  Sein  statt- 
findet").« 


")  In  Schmollek's  Jahrbuch  1883,  Heft  4,  S.  31;  vgl.  aach  Genossen 
Bchaftstheorie  S.  9  u.  a.  v.  a.  O. 


Das  prenssische  Unterrichtswesen  als  Staatsinstitut 
in  rechtsgeschichtlicher  Entwicklung  0. 

Von 
Conrad  Bornhak  in  Berlin. 

i>ekanntlich  stand  das  deutsche  unterrichtswesen  überhaupt, 

insbesondere  auch  das  der  brandenburgischen  Territorien  bis  zur 

Reformation  in  engster  Verbindung  mit  der  Kirche.    Ueberall 

galt  der  Rechtssatz  c.  3  X.  de  yita  et  honest,  cleric.  3,1:    „ut 

quisque  presbyter,  qui  plebem  regit,  clericum  habeat,  qui  secum 

cantet  et  lectionem  legat  et  qui  possit  scholas  teuere.''     Bas 

Schulwesen   bildete   gleich    der  Armenpflege  und   der  Erfüllung 

anderer  Kulturaufgaben,  welche  über  den  blossen  Rechtsschutz 

I     lünausgingen,  nur  einen  Zweig  der  allgemeinen  kirchlichen  Yer- 

r     valtang,  in  die  sich  der  Staat  nicht  einzumischen  hatte,  und  die 

I     ^er  staatlichen  Verwaltung  nicht  untergeordnet,   sondern  neben- 

j     geordnet  war.     Das  Unterrichtswesen   vor  der   Reformation  ist 

^er  kein   Gegenstand  des  Staatsrechts  sondern  des   Kirchen- 

')  Vgl.  V.  Rönne,  Das  Unterrichtswesen  des  prenssischen  Staates,  2  Bde., 
Berlin  1855;  L.  Wikse,  Das  höhere  Schulwesen  in  Freassen,  3  Bde.,  Berlin 
1864—75;  R.  Gnkist,  Die  konfessionelle  Schule.  Ihre  Unzulässigkeit  nach 
preosgischen  Landesgesetzen  und  die  Nothwendigkeit  eines  Verwaltungs- 
jerichtshoft,  Berlin  1869;  Derselbe,  Ueber  das  Schulaufsichtsgesetz ,  eine 
ß«de,  Berlin  1872.  Die  Schriften,  welche  an  die  Gnbist's,  Ueber  die  kon- 
^onelle  Schule  anknüpfen,  sind  durchweg  pädagogischen  oder  politischen 
'^ts.  bedürfen  also  hier  keiner  weiteren  Erwähnung.  Vgl,  darüber  Wiesk 
». «.  0.  Bd.  3,  S.  22,  N.  1. 
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rechts^).  Ob  dieses  Verhältniss  der  Kirche  zur  Schule  sich  durch 
die  Eeformatton  änderte,  ist  später  zu  untersuchen.  Jedenfalls 
wurde  das  Verhältniss  des  Staates  zur  Kirche  ein  anderes. 

Gleich  nach  Einführung  der  Reformation  erhessen  dem  Vor- 
gange in  anderen  deutschen  Territorien  entsprechend  1537  Mark- 
graf Hans  für  die  Neumark,  1640  Kurfürst  Joachim  II.  für  die 
Korruark  Kiiclieuordiiungen,  welche  Lehre  und  Kii-chonverfassung 
eingehend  zu  regeln  bestimmt  waren  ^).  Die  bischöfliche  Ver- 
fassung war  in  denselben  zwar  aufrecht  erhalten ;  da  jedoch  von 
den  drei  Landesbischöfen  die  von  Havelberg  und  Lebus  bis  zu 
ihrem  Tode  der  alten  Kirche  treu  bUeben,  der  Ton  Brandenburg 
aber  1545  starb,  ohne  einen  Nachfolger  zu  erhalten,  so  wurde 
die  bischöfliche  Verfassung  überhaupt  hinfäUig,  und  an  ihre  SteCe 
trat  ein  landeshenliches  Konsistorium  mit  seinen  Organen.  Das 
Verhältniss  ist  seitdem  gleich  den  meisten  anderen  deutschen 
Tenitorien  dies,  dass  die  Normen  über  Lehre  und  Verfassung 
der  Kirche,  sowie  die  Bestellung  ihrer  Organe,  soweit  das  Patro- 
natrccht  der  Städte  und  Gutsherrn  nicht  Platz  greift,  allein  von 
dem  Landesherrn  ausgeht.  Die  bekannte  Streitfrage,  auf  welchem 
Rechtsgrunde  dieses  landesherrliche  Earchenregiment  beruht,  kaim 
hier  in  ihrer  Allgemeinheit  unerörtert  bleiben.  In  Brandenbui 
hat  jedenfalls  die  Gesetzgebung  positiv  ausgesprochen,  dass  d« 
Landesherr  als  solcher  kraft  seiner  landesherrlichen  Gewalt  diö 
Regierung  der  Kirche  übernommen  hat*).   Der  Landesherr 


*)  S.  L.  V.  Stein,  Die  innere  Voi-waltuiij;.     Zweites  Hauptgebiet ,    i*«j 
Bildonffswcsen,  9.  Aufl.,  2  Thlo.,  Stuttgart  1883. 

■)  V^'l.  V.  MüRLER,   Gesch.  der  evang,  Eircheuvcrfassang  in  der 
Brandenburg,  Weimar  1846, 

*)  So  sagt  z.  B.  die  Konsiatoriatorilnnug  von  1561:  „Uns  anch  ale  de 
Landesfurtitcu  aus  fiirstlicher  Obrigkeit,  Hobeit  und  wegen  tiDsen  tragende 
Amts  gebühret  und  zustehet,  rebus  eio  Btimtibus,  nicht  allein  weltlioht 
sondern  nuch  in  geiHtliohcn  Sachen  Recht  und  tirereclitigkeit  niiinniglichen 
Unsenu  Churfiirsieuthum  und  Luiideu  mitziitheilen,  auch  geistliche  Ordnung« 
dadurch  Zucht  und  Ehrbarkeit  erhalten,    aufiuriehten  und    derowegen 


P*>  ••• 
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dbs  Kirrhonregiment  also  nicht  in   einer  von  seiner   staatsrecht- 
Sekcn   Stellung  verschiedenen    Eigenschaft,    vielmehr   dehnt  der 
Staat,  welcher  äch  bis  dahin  auf  den  Rechtsschutz  gegen  innere 
md  äussere  Feinde  beschränkt   hatte,    seine   Thätigkeit  auf  das 
paM  bisher  von   der   Kirche   in    Anspruch   genommene   Gebiet 
KlB^    Die  Kjrche  verliert  daher  ihre  Selbständigkeit  und  wird  in 
flu  ifareD  Zweigen  zu  einem    blossen  Staatsinstitute.     Dass  der 
SiBJflsherr  die  Kirchenregierung  übemahm,   olme  ein  Recht  der 
IfilwirlraDg    der  Landstände   bei    derselben    anzuerkennen,   steht 
fflü  dieser  Auffassung  nicht  im  Widerspruche.     Denn  flie  Befug- 
nisse der  Landstände  waren  grundsätzlich  nur  auf  einige  Gebiete 
biKfarSnkt,  während  auf  anderen   z.  B.  bei   der  Verwaltung   der 
DenfiDeD    und    Regahen   ständische   Gerechtsame  nie  anerkannt 
«■rden.     Der  Landesherr  übernimmt  daher  trotz  der  Aussclilies- 
HOig  der  ständischen  Mitwirkung  die  Kirchenregierung  in  keiner 
anderen  Eigenschaft  denn  als  Herrscher  seines  Territoriums. 

Das  Schulwesen  wurde  nun  desshalb,  weil  es  bislier  ein  kirch- 
bchts  gewesen  war,  und  der  Staat  die  gesammte  kirchhche  Ver- 
vitOBg  übernommen  hatte,  zu  einem  staatlichen,  ohne  dass  der 
GbArakter  des  Schulwesens  als  eines  Zweiges  der  kirchhchen 
Diitigkeit  irgend  eine  Veränderung  erlitt.  Die  Belege  hierfür 
Mlkn,  soweit  es  sich  um  fUe  brandenburgischen  Gebiete  handelt, 
Übt  kurz  zusammengestellt  werden. 

Die  ersten  zusammenhängenden  Bestimmungen  über  das  Untcr- 
liebtswesen  finden  sicli  in  der  Visitationsordnung  von  1573*), 
dem  flachen  Lande  wird  dem  Küster,  dessen  Amt  ein  rein 
:hliches  ist,  und  dessen  Bestelhmg  durch  den  Patron,  den 
die  von  der  Gemeinde  gewählten  beiden  Kirchenvor- 
iteher  und  den  Pfarrer  gemeinsam  erfolgt,  zur  Pflicht  gemacht, 
vöchentlich  am  Sonntag  Nachmittag  die  Kinder  jedes  Alters  und 

^•»Wnikn  Bein,  Unserer  Landschaft  Bewillijfunjf  darmaen  zu  requiriren  und 

•)  MvuOT  C.  C.  M.  I,  1.  Nr.  7. 
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Geschlechts  gemeinschaftlich  in  dem  Erlernen  dea  Katechismus 
und  der  zum  Gottesdienste  nothwendigen  Kirchengesänge  zu  unter- 
richten. Irgend  welche  besondere  Einnahme  bezieht  der  Küster 
hierfür  nicht,  die  geringe  Unterrichtsthätigkeit  gilt  als  Theil  seiner 
kirchlichen  Funktionen,  wie  sie  auch  lediglich  den  Gottesdienst 
zum  Gegenstände  hat.  Tn  den  Städten  sollte  altem  Herkommen 
gemäss  je  eine  Knaben-  und  eine  Mädchenschule  bestehen  urul 
vom  Stadtrathc  in  guter  Ordnung  gehalten  werden.  Die  Anstellung 
der  Lehrer  erfolgte  gemeinsam  durch  den  Rath  und  den  Pfarrer; 
wo  deren  mehrere  waren,  den  ersten  Pfarrer  der  Stadt,  den  Ober- 
pfarrer oder  Superintendenten,  Bei  den  städtischen  Knaben- 
schulen bestand  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen  Elementar- 
und  höheren  Schulen  nicht.  Die  Schulen  waren  sämmtlich  Latein- 
schulen mit  einem  allerdings  sehr  verschieden  gesteckten  Lehrziele. 
Die  Lehrer  der  städtischen  Schulen  waren  anfangs  auf  die  frei- 
willigen Gaben  der  Eltern,  Freitische  bei  denselben  und  Gefalle 
für  einzelne  gottesdienstliche  Handlungen  angewiesen.  Erst  spät 
erhielten  sie  ein  festes  Gehalt  aus  dem  Kirchenkasten*).  Ander 
Spitze  der  Mädchenschule  stand  eine  Schulmeisterin,  die  abgesehen 
von  ihrer  Dienstwohnung  und  einigen  Naturalgefiülen  auf  das 
Schulgeld  und  milde  Gaben  angewiesen  war^).  Die  Aufsicht  über 
die  Lehrthätigkeit  des  Küsters  auf  dem  Lande  übten  der  Pfarrei 
und  die  diesem  vorgesetzten  kirchlichen  Behörden,  die  über  die 
städtischen  Scliulcn  neben  dem  Pfarrer  vorzugsweise  der  au  die 
Stelle  des  kath,  Erzpriesters  getretene  Inspektor,  welchem 
geistliche  Aufsicht  überhaupt  über  eine  Reihe  von  Parocbiei 
zustand. 

Aus  dem  Inrchlichen  Charakter  der  Schule  ergibt  sich, 
ein   Einfluss   der    poUtiscbeu    Gemeinde   auf  dieselbe   voUständij 
ausgeschlossen  ist.     Auf  dem  tiachen  Lande  erscheint  dies  selbst- 


«)  -A.  a.  O.  I,  2,  Nr.  5. 

')  Vgl.  IsAAOSOHN,  Gesch.  dea  preuasiaoben  Beaint<>iithums,  3<vlin  1^4 
bis  1884,  Bd.  1,  8.  263. 
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TerstäadKcli,  da  die  Landgemeinden  des  östlichen  Deutschland 
skh  erst  seit  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  zu  Korporationen  und 
komaiinialen  Verbänden  entwickeln.  Aber  auch  den  Stadtgemeindeii 
ab  solchen  steht  keinerlei  Antheil  an  der  Schulverftaltung  zu. 
Kur  soweit  einzelnen  Personen  oder  Korporationen  in  der  Form 
dai  Kirchenpatronats  eine  Einwii'knng  auf  die  Kirche  gebührt, 
crrtreckt  sich  diese  Einwirkung  auch  auf  den  ÄppondLx  der  Kirche, 
4k  Schule.  Auf  dem  flachen  Lande  ist  rogelmässig  der  Guts- 
l»T,  in  den  Städten  der  Magistrat  als  Vertreter  der  städtischen 
Koq)oration  Kirchenpatron.  Nicht  die  Gemeinde,  sondern  der 
Kirchenpatron  hat  daher  mitzu\\'irken  bei  Bestellung  des  Lehr- 
penoiuüs,  mitzutragen  an  den  Lasten  der  Schule.  Jegliche  Be- 
UmÜgmig  der  Gemeinde  ist  ausgeschlossen,  und  nn  dieser  Thnt- 
acbe  ändert  es  nichts,  dass  in  den  Städten  ziifiillig  meist  Patron 
und  Gemeinde  identische  Personen  sind. 

Als  charakteristische  Merkmale  des  Schulwesens  nach  der 
BtfonnAtion  folgen  hieraus,  dass  allein  der  Staat  die  Rechtsver- 
bUtidsse  der  Schulen  regelt,  aber  in  denselben  Gesetzen,  in  denen 
«  das  Recht  der  Kirche  überhaupt  bestimmt.  Der  Staat  ordnet 
fcnjer  die  Art  und  Weise  der  Anstellung  der  Lehrer,  aber  nur 
w^  er  dies  auch  bezüglicli  aller  anderen  kirclilirlieii  Or^'nno  thut. 
Dm  Lehrpersonal  gehört  zu  dem  kirchlichem,  die  Lehrthätigkuit 
ist  eine  kirchliche  Aufgabe.  Soweit  durch  das  Patronat  Guts- 
herren und  Städte  einen  Einfluss  auf  die  Bestellung  dos  Pfai-rers 
liesitzen,  haben  sie  ilin  auch  auf  die  Bestellung  der  Lehrer,  das 
Schulpatronat  bildet  nui*  einen  Bestandtheil  des  Kirchenpatronats. 
Die  Schulverwaltung  ist,  soweit  die  Patronatsrechte  nicht  ein- 
preifen,  allerdings  eine  staatliche.  Sie  ist  aber  doch  nur  ein 
Zweig  der  allgemeinen  kirchlichen  Verwaltung  des  Staates,  es 
gibt  keinen  selbständigen  Organismus  der  Schulvei^waltung.  End- 
lich erfolgt  auch  die  Unterhaltung  der  Schulen  aus  den  kirch- 
hohen  Fonds.  Man  kann  daher  allürdings  schon  von  dem  bran- 
deuburgischen  Schulwesen  des   16,  Jahrhunderts   sagen,   dass   es 
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eine  Veranstaltung  des  Staates  sei.  Es  ist  eine  solche  aber  nur 
desshalb,  weil  die  Kirclie  reclitlich  keinen  anderen  Charakter  hat 
als  den  eines  Staatsinstituts. 

Mit  dem  Uebertritte  Johann  Sigismunds  zum  reformirten 
Bekenntnisse  musste,  da  cler  Kurfürst  nicht  mächtig  genug  war, 
dasselbe  den  lutherischen  Landständen  seiner  brandenburgischeD 
Erblande  aufzudringen,  das  Verliältniss  von  Staat  nn<l  Kirche 
ein  anderes  werden.  In  Folge  der  fast  gleichen  Stärke  beider 
Parteien  kam  es  zu  einem  Kompromiss  zwischen  denselben  in 
dem  Landtagsreverse  vom  5.  Februar  1615").  In  demselben 
verzichtet  der  Kurfürst  auf  die  von  seinen  Vorgängena  wieder- 
holt und  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  geübte  Gesetzgebung 
in  Glaubenssaehen ,  „denn  Ihre  Ch.  Gn.  massen  sich  der  Herr- 
schaft über  die  Gewissen  mit  nichten  an,  ...  .  obwohl  sie  sich 
wohl  sonsten  der  Einfiihrung  der  Religion  als  des  höchsten  Regals 
frei  und  ahne  Limitation  vermöge  aller  Rechte  gebrauchen  könn- 
ten.'^ Das  Bekenntniss  richtet  sich  seitdem  nach  den  symbohschon 
Büchern  beider  Konfessionen,  nhno  dass  dem  Kurfürsten  irgend 
eine  Ein^^^rkung  auf  die  Gestaltung  des  Bekenntnisses  der  Intlier* 
ischen  und  der  reformirten  Kirche  zustände.  Der  Kurfürst  gibtl 
fernerhin  die  verlangten  Garantien,  dass  er  bei  der  Besetzxmgj 
von  Stellen  der  lutherischen  Kirche  nur  rechtgläubige  Lutheraner^ 
auswählen  woüe.  Dagegen  tritt  die  reformirte  Bjrche,  als  gleich- 
bereclrtigt  neben  (he  Intherische, 

Unter  dem  grosi^en  Kurfürsten  wurde  dieses  Verhältniss  der 
Gleiohberochtigimg,  welches  auch  in  den  westfälischen  BesitzungenJ 
schon  ein  althergebrachtes   war,   auf  alle  Provinzen   ausgedehnt.] 
Ausserdem  wurde  in  Kleve-5Iark  durch   die  reformirte  Kirchen- 
ordnnng  von  lfifi2')    und  durch  die  lutherische   von   1687"*)   diej 
bisherige,   rein   synodale   Verfassung    dui'ch    ein  landesherrliche«! 

•)  Mtijijs,  C.  C.  M,  vi,  S.  257. 

•)  Scom,  Kk'vc-iniirkische  Geaetzsanunlung  Bd,  1.  S.  391,  Nr.  273. 

'")  a.  n.  0.  S.  696,  Nr.  397. 


i 
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Kirchenregiraent  über  beide  Kii-chen  ersetzt,  innerhalb  dessen 
die  synodalen  Körperscliaften  lediglich  als  Organe  des  Landesherrn 
bestehen  Hieben.  Die  Zald  der  Katholiken,  denen  die  freie, 
öfFentliche  Ausübung  ihrer  Religion  in  Preussen  und  Kleve-Mark 
gesetzlich  gewährleistet  war,  erschien  alg  eine  so  geringe,  dass 
«ie  bezüglich  der  Regelung  des  Verhältnisses  von  Staat  imd  Kirche 
nicht  in  Betracht  kam.  Dagegen  ti-at  zu  der  lutlierisclien  und 
dentsch-reformirten  Kirche  seit  der  Aufiiabme  der  französischen 
"Befugi^s  die  französisch-reformirte  Kirche,  deren  ursprünghche, 
rein  synodale  Verfassung  sich  nur  in  den  einzelnen  Gemeinden 
erhielt,  w&Iirend  in  den  höheren  Instanzen  das  landesherrliche 
Kin'henreginient  (he  synodalen  Bildungen  ersetzte. 

Die  Vei-änderung  in  dem  Verhältnisse  dos  Landesherrn  zur 
Kirche  bestand  also  ledighch  darin,  dass  der  LaodesheiT  die 
Gesetzgebung  in  Glaubenseachen  aufgab.  Dieselbe  ging  aber  nicht 
eiwÄ  auf  die  Kirche  als  selbstständigen  Organismus  über,  sondeni 
hßrte  überhaupt  auf,  so  dass  für  alle  drei  Bekenntnisse,  das 
hiÜierische,  das  deutsch-refonnirte  und  das  französisch-reforniirte, 
mir  noch  die  aus   der  Refoinnationszeit  überkonmienen  Lehren 

»cbend  waren.  Im  übrigen  stand  Gesetzgebung  imd  Ver- 
'vaHung  für  alle  drei  Kirchen  allein  dem  Landesherrn  als  solchen 
n,  so  dass  eine  selbstständige,  rechtliche  Existenz  der  Kirchen 
ebenso  undenkbar  war  als  im  16.  Jalir hundert. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  natürlich,  dass  das  Ver- 
bältniss  der  Schule  zu  Staat  und  Kirche  unverändert  bheb.  Für 
ie  Konfesision  bestanden  im  engsten  Zusammouhange  mit  dem 
^chen  Organismus  besondere  Schulen  in  Stadt  und  Land  unter 

klit  der  kirchlichen  Oberen,  wie  der  Inspektoren  und  der  Kon- 
sistorien. Der  Friede  von  Osnabrück,  Art.  V.  §  31  erkennt  die 
Schule  ausdrücklich  nur  als  Annex  der  Kirche  an,  indem  es  dort 
heisst,  der  katholischen  Stände  Landsassen,  Lehnsleute  und  Unter- 
thanen,  wes  Standes  sie  seien,  welche  entweder  die  öffentliche 
oder  Privatübung  der  Augsburgischen  Konfession  im  Jahre  1624 
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gehabt,  sollten  sie  auch  in  Zukunft  behalten,  desgleichen  das, 
was  diesem  anhänge,  die  Ersetzung  der  Konsistorien,  des  Kir- 
chen- und  Schulministeriums,  das  Patronat  und  andere  der- 
gleichen Rechte.  Dieselbe  Zusicherung  erliielten  in  Art.  V.  §  32 
die  kathoUschen  Unterthanen  der  Augsburgischen  Konfessioos- 
venvandt^n.  In  den  Territorien  wurden  die  Verhältnisse  der 
Schulen  wie  bisher  geregelt  durch  die  Kirchenordnungen,  und  der 
Unterhalt  tlcr  Schulen  hildete  einen  BestanJtbeil  der  allgemeinen 
kirchlichen  Dotation.  Insbesondere  kommen  hier  in  Betracht  die 
bereits  erwähnte  reformirte  und  lutherische  Kirchenordnung  fär 
die  kleve-märkischen  Lande  von  1662  bezw.  1687  und  die  am 
24.  Oktober  1713  für  das  ganze  damahge  Staatsgebiet  mit  Ausnahme 
von  Kleve-Mark  und  Ravensberg  erlassene  reformirte  Inspektions-, 
Presb}i;erial- ,  Classical-,  Gymnasien-  und  Schulordnung"). 

Man  hat  dieses  Schulwesen,  welches  nur  einen  Annex  der 
Kirrhe  bildet,  bezeichnet  als  ein  kirchliclies  oder  konfessionelles'^. 
Letzterer  Ausdruck  emptiehlt  sich  jedoch  besonders  desshalb  nicht, 
weil  er  auch  einen  bestimmten  Chfu-akter  der  Staatsscbulen  aus- 
drückt und  daher  zweideutig  ist.  Als  die  Kennzeichen  der  kircb- 
hchen  Schule  im  Gegensatze  zur  staatlichen  gibt  Gneist")  folgende 
vier  an:  L  Hauptgegenstaiid,  in  der  Volksschule  mögUcher  Weise 
einzigen  Gegenstand  des  Unterrichts  bildet  die  Religion;  2,  alle 
anderen  Lehrgegenstände  müssen  untergeordnet  bleiben  den  höch- 
sten ReligionsAvahrheiten ,  durchdrungen  von  kirclüichem  Geiste, 
untergeordnet  dem  Erziebungszweck  der  kii-cldichen  Lehre;  3.  das 
Lchrpersonal  muss  einer  einzigen  Konfession  angehören,  da  die 
Anstalt  selbst  kircliliclies  Institut  ist;  4.  die  Oberaufsicht  und 
die  Entscheidungsgewalt  über  streitige  Fragen  steht  der  Kirche 
aus  eigenem  Recht  zu  und  erscheint  mit  der  geistUchen  Hierarchie 
als  solcher  verbunden. 


")  Mmus,  C.  C.  M.  I,  1.  S.  447. 

'•)  So  besonders  Gneist,  Die  koufeBsionello  Sobule  in  Freonep. 

•■)  a.  a.  0.  8.  13. 


J 
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Wie  später  darzuthuD  sein  wird,  sind  jedoch  die  drei  ersten 
Merkmale  von  der  Zeit  an,  in  der  die  Schule  noch  ein  Annex 
itr  Kirche  war,  während  des  ganzen  18.  und  des  ^Tössten  Theiles 
im  19.  Jahrhunderts  fortgesetzt  dem  prcossischen  »Schulwesen 
agrnthümlich  gewesen,  obgleich  während  des  18.  und  19.  Jahr- 
lumderts  an  dem  staatlichen  Charakter  der  Schule  nicht  zu 
i»eifelii  ist.  üeberdies  erscheinen  die  beiden  ersteren  nicht  als 
staatsrechtliche,  sondern  als  pädagogische  Momente,  die  allerdings 
in  bdhem  Masse  auf  den  Gesetzgeher  bei  der  rechtliclien  Gostal- 
tODf  des  Schulwesens  bestimmend  eingewirkt  haben.  Das  einzige 
Krtuui^icben  der  kirchhchen  Schule  ist  daher  das  eigene  Recht 
d»T  Kirche  auf  Leitung  der  Schule  oder,  wo  wie  in  den  meisten 
rtingeÜschen  Territorien  die  Kirche  dem  Staate  einverleiht  ist, 
4e  organische  Verbindung  der  Schulgesetzgebung  und  Verwaltung, 
»»ie  der  Dotirung  mit  der  kirchlichen  in  einem  einzigen  Zweige 
de  staatlichen  Vens^altungsrechts. 

Erst  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  beginnt  eine  neue  Phase 
d»  preuffliachen  Schulwesens,  welche  dahin  zielt,  nicht  zwai'  den 
wSgirtH-konfessionellen  Charakter  der  Schule  zu  beseitigen,  aber 
hA  das  Schulwesen  aus  einem  Zweige  der  kirchlichen  Vcrwal- 
tn|;  zu  einem  besonderen  staatlichen  Verwaltinigszweige  zu  er- 
IriMtt.  Zunächst  ist  in  dieser  Hiusiclit  chiu-akteristiscb,  dass  die 
Sdnägesetzgebung  sich  sondert  von  der  Kirchengesetzgebung, 
Wmders  von  den  Kirchenorfbrnngen,  ja  soweit  als  möglich  unter 
Zurückd rängung  des  konfessionellen  Gesichtspunktes  für  die  Schulen 
»fler  Konfe^ionen.  Der  erste  Schritt  auf  diesem  Wege  ist  djis 
£«!ikt  vom  9.  Oktober  1717'*),  welches  für  das  ganze  damalige 
Staatsgebiet  und  för  alle  Konfessionen  die  obersten  Grundsätze 
tlf§  Elementarschulwesens  feststellt.  Dasselbe  verpflichtet  alle 
Eltern  bei  Strafe,  ihi'o  Kinder  im  Winter  tägbch,  im  Sommer 
frenigstens    zweimal    wöcbentbch    zur    Schule    zu   schicken    jrcL'en 


")  Mtlius,  C.  C.  M.  T,  1,  S.  527. 
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Entrichtung  eines  gewissen  Schulgeldes,  welches  für  die  Armen 
aus  der  Armenkasse  bezahlt  wurde.  Damit  war  zuerst  der  Grund- 
satz der  allgemeinen  Schulpflicht  ausgesprochen.  Ausserdem  wurde 
angeordnet,  dass  der  Prediger  am  Sonntage  den  Religionsunter- 
richt abzuhalten  hätte.  Der  Unterrichtsplan  richtete  sich  nadi 
den  bisherigen  provinziellen,  meist  in  den  Kirchenordnungen  ent- 
haltenen Bestimmungen.  Nur  für  die  Neumark  erging  am 
26.  Dezember  1736  ein  besonderes  Gesetz  ^^),  welches  den  Be- 
ginn der  Schulpflicht  auf  das  fünfte  oder  sechste  Lebensjahr  fest- 
setzte. Die  regelmässigen  Lehrgegenstände  bildeten  Lesen  und 
Unterricht  im  Christenthum,  so  dass  die  Kinder  die  Bibel  auf- 
schlagen lernten  und  die  wichtigsten  Sprüche  und  Lieder  aus- 
wendig wussten.  Nur  mit  den  begabteren  Kindern  konnte  der 
Schulmeister  etwas  Schreiben  und  Rechnen  treiben. 

Weiterhin  war  die  Gesetzgebung  bemüht,  den  Unterhalt  der 
Schulen  und  Lehrer  von  den  kircliliclicn  Fonds  möglichst  unab- 
hängig zu  machen  und  besondere  laufende  Einnahmen  für  deren 
Unterhalt  bereit  zu  stellen.  Li  Betracht  kommen  hier  besonders 
zwei  provinzielle  Gesetze,  die  Principia  regulativa  für  die  Provinz 
Preussen  vom  30,  Juli  1736**)  und  die  Verordnung  vom  2.  Januar 
1738  für  die  Kur-  und  Neumark  "),  welche  beide  den  Unterscliied 
der  Konfessionen  vollständig  unberücksichtigt  Hessen.  Nach  den 
Principia  regulativa  wurde  die  Unterhaltung  der  Schulgebäode 
für  eine  Gemeindelast  erklärt.  Die  Gemeinden  sollten  die  erfor- 
derliclien  Geldmittel  durch  llnilagen  unter  den  Gemeindegliedem 
aufbringen,  während  der  König  freies  Bauholz  lieferte.  Der 
Unterhalt  des  Schulmeisters  erfolgte  derart,  dass  die  Kirche  oder 
bei  Mittellosigkeit  derselben  der  Patron  jährlich  vier  Thaler  gab, 
wogegen  der  Schulmeister  den  E^rchendienst  mit  verrichten,  z.  B. 

")  n.  a.  0.  VI.  Nachlese  S.  93. 

")  Abgedruckt  bei  Müller,  Preiiss.  Scliulgesctzgebung,  Berlin  1854, 
Auhang. 

")  Mixros,  C.  C.  M.  Contin.  I,  2,  Nr.  4. 
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die  Kirche  rein  machen  musste.  Der  König  gab  jedem  Schul- 
neirter  einen  Morgen  Land,  den  die  Gemeinde  zu  bearbeiten, 
od  fireies  Brennhob.,  das  sie  anzufaliren  hatte.  Derselbe  erhielt 
iBnerbin  von  jedem  Bauern  für  die  Hufe  einen  Viertel  Roggen 
nd  rwei  Metzen  Gerste,  von  jedem  Schulldnde  vier  Groschen 
^ÜtfÜch,  bei  der  Konfirmation  jedes  Ejndes  sechs  Groschen  und 
ita  Ewciten  Klingelbeutel.  Eine  Kuh,  ein  Kalb,  einige  Schweine 
od  etwas  Federvieh  konnte  er  frei  auf  die  Gemeindeweide  schicken. 
FiDs  er  nicht  zugleich  ein  Handwerk  betrieh,  dui-fte  er  wälireiid 
der  Ernte  neun  Wochen  auf  Tagelolm  gtOieii.  Die  Anstellung 
ia  Schulmeister  sollte  in  den  Aemteni  diircli  den  Erzpriester, 
fje  der  Inspektor  oder  Superintendent  in  Preus&en  liiess,  und 
(iru  ( htspfarrer,  in  den  (Tutsdörfern  durch  den  Patron  nach  vor- 
heriger Besprechung  mit  dem  Erzpriester  und  Pfan-er  über  die 
GeKhicklichkeit  des  Anzustellenden  erfolgen. 

Nach  der  Verordimug  für  <lic  Kur-  und  Neuinark  wurde  in 
äa  Weise  ein  besonderer  Schulfond  geschaflen,  dass  die  Vcr- 
pchtuig  der  bisher  unter  die  Bauern  vertheüten  Gemeindegründe 
■  ien  Meistbietenden  angeordnet  wurde.     Die   Pachtgelder  und 

^ Schulgeld  sollten  zum  Unterhalte  des  Schulmeisters  verwendet 
l«n.     Falls    das    nicht   ausreichte,    hatte    der    KirchenkaHten 
«ai*  Beihilfe  zu  leisten,    und,  wenn  auch  dies  nicht  müglich  war, 
dw  Patron  jährlich   di'ei  Scheffel  Roggen    füi'   den    Schulmeister 
''■m.     Eventuell  sollte   auch   noch  alle  Quartale    einnnJ  ein 
1  an  der  Kirche   für   den  Sdiulmeister  aufgestellt  werden. 
"  ur  die  städtischen   Schulen   venvies  die  Gesetzgebung,   so- 
•«it  sie  dieselben   überhaupt   berührte,   auf  die  bestehenden  he- 
londerun  Verfassungen  der  einzelnen  Anstalten  '*). 

Zum  ersten  Male  tritt  durch  diese  Gesetzgebung  Friednch 
Wilhelms  I.  über  die  Tragung  der  Schullasten  die  politische 
Gemeinde  als  solche  in  den  Organismus  der  Schulverwaitung  ein. 


*•)  Vgl.  t.  B.  die  luBpektioTiB-,  Presbyterial-,  Claesical-,  Gymnasien-  imd 
lg  vom  25.  Oktolxir  1713. 
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Die  Landgemeinde  entwickelt  sich  gerade  liierdiirch  zur  Korpo- 
ration und  zum  k<»mmunak'n  Verbände.  Wlilirend  in  den  Städten 
bei  der  Identität  von  Patron  und  Gemeinde  letztere  iiocli  nic.Lt 
in  Betracht  kommt,  der  Regriff  der  Gemeinde  vielmehr  hinter 
dem  des  Patrons  verschwindet,  ist  auf  dem  flachen  Laude  die 
Gemeinde  ein  selbständiger  Faktor  der  Schulorganiaation.  Ih: 
Betbeiligung  an  dem  Scliidwcsen  besteht  jedoch  zunächst  ledigb'ch 
in  finanziellen  Voii)Hiebtungrn  llir  Zwecke  der  Schule.  Die  ScJjule 
wird  dadurch  in  keiner  Hinsicht  ein  Kommunalinstitut,  wie  sie 
bishei'  kircldicbes  Institut  war.  Denn  der  Unterbalt  der  Schule 
erfolgt  nicht  nur  aus  kommunalen  Mitteln.  Ausser  der  Gemeimle 
tragen  auch  Stjiat  und  Patron  in  vollem  Masse  zu  den  Schul- 
lasten bei.  Die  Schule  steht  aber  fernerhin  durchaus  nicht  unter 
der  Verwaltung  der  Gemeinde,  da  diese  abgesehen  von  ihrer 
finanziellen  Verpflichtung  mit  dem  Schulwesen  in  keinerlei  Weise 
befasst  ist. 

Die  Aufsicht  über  die  ländlichen  Schulen  fiihrte  nach  wie 
vor  der  Ürtspfan^er  als  Lokalschuiinspektor,  über  diesem  dej* 
Inspektor  oder  Erzpnester ,  die  Aufsicht  über  die  städtischen 
Schulen  der  Inspektor  der  betreffenilen  Konfession. 

Als  Wesen  des  bis  zum  Anfange  des  18.  Jalirhunderts  herr- 
schenden Systems  der  kircliliclieii  vSchule  hatte  sich  ergeben  die 
organische  Verbindung  flcr  Kirche  und  Schide  in  Gesetzgelumg, 
Verwaltung  und  Datieiung  zu  einem  einzigen  Zweige  des  8t;iat- 
licheii  Verwaltuugsrechts.  Der  Charakter  des  neuen  Schulwesens 
folgt  aus  dem  Gegensätze  zu  dem  bisherigen.  Es  ist  die  Son- 
derung der  Schule  von  der  Kirche  seit  dem  IH.  Jahrhundert  in 
Gesetzgebung  und  Dotieiiing,  seit  dem  19.  Jahrhundert  auch  in 
der  Verwaltvmg  und  die  Ausbildung  der  Schule  zu  einem  he»»Oft- 
deren  Staatsinstitute, 

Anderei-seita  bat  man  als  die  Grundjirincipien  dieses  ueueO} 
von  König  Friedrich  Wilhelm  I.  im  Gegensatze  zur  kirclüichen 
Schule  begi-ündeten  Systems  bezeichnet:  1.  den  gesetzUchen  Schul* 
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mmgf  2.  die  Parität  der  aneikannten  Kirchen,  welche  nicht  melir 
plattet,  den  anderen  Theil  von  der  Wohlthat  des  öffentlichen 
Unterricht«  auszuschliessen,  und  3.  den  Grundsatz  der  Unter- 
IttltODg  des  Schulwesens  von  unten  herauf  als  gemeine  Last  '•). 
Sv  Schulzwang  soll  das  Entscheidende  sein,  weil  es  der  Goseiz- 
glbctr  tsiy  nicht  mehr  die  kirchliche  Obrigkeit,  die  den  Zwang 
HBspricht.  Für  katholische  Staaten  nulchte  dies  zutreffen.  Allein 
4l  in  Brandeuborg-Preussen  die  Kirche  als  selbständiges  Institut 
wAi  mehr  bestand,  gingen  auch  schon  vorher  alle  Kirche  und 
Sditde  betreffenden  Normen  von  der  staatlichen  Gesetzgebung 
■1.  Die  Parität  der  anerkannten  Konfessionen  kann  als  neues 
^■htftndtges  Gniudprincip  nicht  wolil  gelten,  da  die  Parität  der 
Hslien  schon  seit  Joliaim  Sigismund  besteht,  und  die  Anwendung 
Hf  (bis  Schulwesen,  wonach  kein  Theil  von  den  öffentlichen 
Sdnden  des  anderen  ausgeschlossen  werden  kann,  niir  eine  F'olge 
4«r  ungemeinen  Schulpflicht  ist.  Dagegen  ist  das  dritte  Grund- 
inocip  betreffend  die  Unterhaltung  des  Schidwesens  allerdings 
fir  dessen  rein  staatUchen  Charakter  von  Bedeutung.  Es  ist  dess- 
blb  auch  berücksichtigt  in  der  oben  gegebenen  Begriffsbestini- 
mng  der  Staatsschule. 

Der  Fortschritt,  den  das  preussische  IJnterricht.swesen  unter 
fliedrich  Wilhelm  I.  gemacht  hat,  besteht  also  in  der  Loslösung 
fcr  Schidgesetjigebung  von  der  kirchlichen  Gesetzgebung  und  der 
Aiiäbildung  jener  zu  einem  selbständigen  Zweige  der  staatlichen 
lif*ftj!gebung  überhaupt.  Ausserdem  wird  fiir  die  wichtigsten 
IVorinzeu,  Preussen,  die  Kur-  und  Neuniark,  der  Versuch  einer 
iclbstftDdigeii  Dotation  fiir  Schule  und  Lehrer  gemacht.  Wenn 
dabei  immer  noch  der  Kirchenkasten  und  der  Klingelbeutel  in  An- 
spruch genommen  werden,  so  rechtfertigt  sich  dies  dadurch,  dass 
der  Lehrer   immer  noch  im  Kirchendienste  beschäftigt  ist.     Der 


'^  So  Gfnan,  Die  konfesBionelle  Schule  S.  18,  und  ihm  fast  Wort  ffir 
Won  folgend  v.  Rönne,  Preosa.  Staatsreoht,  3.  Aofl.,  Bd.  Ib,  S.  712  ff. 
Ati^V  Bx  aibaUicJies  Recbt.  lY.  i.  g 


Schuldienst  ist  jedoch  nicht  melir  me  im  16.  Jahrhundert  ein 
integrirender  Bestandtheil  des  Kirchendienstes,  sondern  umgekehrt, 
wie  in  den  Principia  regulativa  deutlich  ausgedrückt  ist,  letztvn^r 
ein  Nebenamt  des  Lehrers.  Schulamt  und  Kirchenamt  des 
Lehrers  werden  also  bereits  unter  Friedrich  WiDieUn  l.  als 
besondere ,  von  einander  verschiedene  Aemter  aufgefasst.  Es 
besteht  jetzt  ein  selbständiges  Lehrpersonal.  Die  der  Gemeinde 
auferlegten  Sehullasten  liegen  nicht  der  kirchlichen,  sondern  der 
politischen  Gemeinde  ob.  Das  Patronat  des  Gutsherrn  über 
die  Schule  ist  jedenfalls  auch  nicht  melu*  ein  rein  kirclilicheB,  dft 
demselben  selbständige,  mit  seiner  kirchlichen  Stellung  nicht  za- 
sammenhängende  Rechte  und  Pllichten  beigelegt  werden.  Es  ist 
daher  seit  dieser  Zeit  ein  von  dem  Kiixhenpatronate  dem  Wesen 
nach  verschiedenes  Schulpatronat  anzunehmen,  die  allerdings  (a&t 
immer  denselben  Inlmbor,  den  Gutsherrn,  haben.  TrotÄ  der 
Selbständigkeit  der  Schulgesetzgebung,  des  Lehrpersonals  und  der 
Schulfonds  bleibt  die  Schulverwaltung  verbunden  mit  der  kirch- 
lichen, die  aber  auch  eine  Staatsverwaltung  ist.  Die  Schule  hat 
deashalb,  obgleich  die  Gesetze  für  sie  nicht  mehr  einen  Bestand- 
theil der  kirchlichen  Gesetzgebung  bilden  und  meist  sogar  ohne 
Berücksichtigung  der  konfessionellen  Unterscliiede  ergehen,  nicht 
aufgehört,  eine  konfessionelle  in  dem  Sinne  zu  sein,  dass  dea 
Hauptlchrgegenstand  die  ReLgion  bildet  und  dem  religiös« 
Hauptzweck  die  anderen  Lchrgegenstände  dienen.  Jede  ScUolfi 
musste  daher  einen  Lehrer  bestimmter  Konfession  haben  unt 
stand  unter  der  Verwaltung  der  Kirchenbehörden  ihrer  Konfessic 
Nur  das  Militärwaisenhaus  zu  Potsdam  wurde  bei  seiner 
gründung  als  Siniultanschule  im  lieutigeu  Sinne  organisirt.  Zög-i 
iiüge  wie  Lehrer  konnten  jeder  cliristlichen  Konfession  angehöreOf 
die  Schüler  wurden  gemeinsam  unterrichtet,  allein  der  BehgioDS-l 
Unterricht  war  für  die  verschiedenen  Konfessionen  getrennt 
MilitärwaisenhauH  war  daher  auch  nicht  einer  bestimmten  kircb'] 
liehen   Verwaltung    imterstellt,   sondern    stand  unmittelbar   unter] 
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em  Könige  *•).  Diese  vereinzelte  Erscheinung  ist  jedoch  auf  den 
tcn  Chai'akter  des  preussischen  Unterrichts wesens  olme 
gebliel>en.  Die  Souderuug  der  Schule  vou  der  Kirche 
de  daher  in  der  Gesetzgebung  vollständig,  in  der  Dotation 
grössteii  Theile  erreicht.  Dagegen  blieben  Kirchen-  und 
hulvcrwaltung  noch  unter  denselben  Behörden  verbunden,  die 
iugs  konfessionell  gesondert,  aber  doch  Staiitsbehürden  wju-en. 
Dieser  RechtszustAnd  musste  Jedoch  durchgi'eifendo  Aende- 
rungeu  erfahren,  sfiit  durch  die  Eroberungen  Friedrichs  des 
foossen  zwei  vorwit^end  katholische  Provinzen,  Schlesien  und 
Westpreussen,  dem  Staate  einvprlcibt  waren.  Bisher  hatte  der 
Staat  das  Bestehen  katholischer  Gemein<h>n  in  einem  Theile  vou 
^eve  und  Mors,  sowie  in  Lingen  und  Geldern  bei  seiner  Kirchen- 
Und  Schalpolitik  und  bei  der  rechtlichen  Gestaltung  tlieser  Ver- 
liältnisse  unberücksichtigt  lassen  kümien,  da  die  Anzahl  der 
Katholiken  eine  verschwindend  geringe  war.  Diese  Pobtik  war 
letzt  zur  Unmöglichkeit  geworden,  man  musste  das  Kirchen-  und 
Sditdrecbt  auf  neuen  Grundlagen  regeln.  Es  war  die  Philosophie 
^er  Anfklärung.  die  hier  einen  Eintiuss  auf  «las  praktische  Staats- 

Kt  gewann.  Die  Frage  nach  dem  Reciitsgrunde  des  landes- 
licben  Kii-chenregiments  hatten  Thomasius  **)  und  J.  H. 
BC61f£E  **)  unter  dem  Eindruck  der  damaligen  preussischen 
Kirchenpolitik,  welche  ihre  Hauptaufgabe  in  der  Waluung  des 
JPriedens    der  Konfessionen    sali,    dahin    beantwortet,    dass  dieses 


»^  Vgl.  dna  bei  Mvliüh,  C.  C.  M.  VI,  2,  3,  Nr.  170  abgedruckte 
ItBiicralregleinent  des  Potsdamer  WaiKeuhuuaes  vom  1.  November  1724, 
Art.  4;  «Den  Gottesdienst  betreffend,  so  soll  ein  Jeder  von  Jungen  und 
AlUuj  lK>i  «einer  Religion,  darinnen  er  ^^cboren  und  erzogen,  geechützct  und 
kein  OewisÄenstwang  eingefiilirt  werden,  weshalb  die  reforiiiirten  Lehrer  und 
^Bdcei^tores  denen  refi>nnirt<jn ,  die  lutherische  deueu  lutherischen,  und  der 
^^IJboliacbe  Pater  denen  katholischen  Knaben  in  ibreni  Ratechiamo  inl'or- 
ntren  und  Unterricht  geben  Bollen." 

")  Vom  Hechte  evangelischer  Fürsten  iu  Mitteldingen.    Vindicine  juris 
auÜ^vtatiei  cdrc«  eacra. 

")  De  jnre  opiauopali  principum  evangeliconmi. 
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Recht  der  Fürsten  ein  natürliches  Staatshoheitsrecht  sei.  Der 
die  Püicht  des  Staates  sei  die  Friedensbewahrung,  der  Staat  hal« 
demnach  auch  den  Frieden  unter  den  einzehien  Konfessionen  und 
die  Toleranz  unter  ihren  Anhängern  zu  wahren.  Diesee,  nicht 
mehr  und  nicht  weniger,  sei  das  Kecht  der  Landesherren  ühe^ 
die  Kirche  ihres  Staates. 

Das  sogenannte  Territorialprincip   erkennt  also  die  Kirche 
als    selbständige,   vom  Staate  verschiedene  Vereinigungen  an,  es 
ordnet    sie    aber    der    strengsten    staathchen  Aufsicht   unter 
Erhaltung  der  T<^leranz  unter  den  einzelnen  Konfessionen.    Di^ 
Theorie  verkannte,  dass  der  Inhalt  des  lündesherrlichen  Kirchec 
regmients   über   die   protestantischen  Kirchen   ein   unendlich  vi« 
umfassenderer  war  als  bloss  die  äussere  Friedensbewahrung, 
die    Kirche    nur    in    dem    Staate    eine    Organisation    besitze   nn^ 
desshalb  keine   bloss  dem  Staate  untergeordnete,   aber   doch 
sich   bestehende  Vereinigung   sei.     Aber   eben  wegen   dieses 
thums  passte  die  Theorie  des  Territorialsystems  nicht  nur  für 
protestantischen,  sondern  auch  für  die  katholische  Kirche,  da 
gegenüber  der  Staat  dieselben  Rechte  der  Friedensbewahrung  ilj 
Anspruch  nehmen   musste.     Der   Unterschied   lag  jedoch  darii 
dass   die  katholische  Earche  eine  selbständige  kirchliche  OrganiJ 
sation  besass,    wälirend  die  protestantischen  nur  vom  Staate  v< 
waltet   wurden.     Der   katholischen  Kirche  ihre   Organisation 
nehmen  und   durch  Staatsbehörden  zu  ersetzen,  war  unmögUc 
Man   that    daher  das    Gegentheil,    man    machte   die   kirchliche 
Behörden    der  Katholiken    zu  Staatsbehörden,    die,   den  für 
protestantischen  Kirchen  bestehenden  staatlichen  Organen  neb« 
geordnet,  die  Verwaltung  der  katboHschen  Kirche  zu  führen  hatt 
Während   die    folgerichtige   Durchfühi-ung   des  Territorialprincij 
gemeinsame   staatliche  Behörden   für  alle  Konfessionen  erforde 
hätte,    brach  man  da  ab,   wo    das  System  undurchführbar  wui 
und  liess  jeder  Konfession  besondere  Organe. 

Dieses   seit   der  Friedericianischen  Zeit   praktisch   zur 


117 


gndimg    gebrachte    System    hat    seinen    gesetzlichen    Ausdruck 

iideD  in  den  Bestimmungen  des  A.  L.-B.  ü,  11 :  „Von  den 
ten  uud  Pflichten  der  Kirchen  und  geistlichen  Gesellschaften." 
Rusdi'ücklich  aufgenommenen  Gesellschaften  haben  zwar  die 
te  privilegirter  Korporationen  (§  17).  Dieselben  sind  jedoch 
S Gesetzen  des  Staates  unbedingt  unterworfen  (g§  27  ff.),  nur 
Bse  äussere  Form  des  Gt>ttesdienstes  könäen  sie  dienliche 
langen  einftihren.  jedoch  auch  nur  mit  Genehmigung  des 
t«At€8,  wodurch  diese  Ordnungen  mit  anderen  Polizeigesetzen 
16  Verbindlichkeit  erhmgen  (§§  46  ff.,  116—118).  Was  die 
dsation  betrifft,  so  stehen  mehrere  Kirchengesellschaften 
elJben  Religionspartei  unter  sich  in  keiner  nothwendigen  Ver- 
iuduiig   (§  36).     Es  gibt    also   rechtlich  keine  über  die  einzelne 

Ele  hinausgehende  kircldiciie  Gemeinschaft,  die  korporative 
digkeit    der  Kirchen   wird    nur    in   den   Einzelgemeinden 
lt.     Aber  auch  diese  stehen  unter  der  Verwaltung  staat- 
leamten,  da  alle  Geistlichen  und  sonstigen  Religionsdiener 
m  Charaktet  von  Staatsbeamten   haben   (§§  19,  96).     Es  wird 
eine   ausfUhrUche  Dienstpragmatik   nicht  nur  fiir   die   ein- 
Geisthchen,    sondeni  auch  fiir  den  ganzen  Behördenorga- 
IQS   der  katliolischen  und   protestantischen   Kirchen  gegeben, 
Tiulb  auch  von  einem   auswärtigen  Organe  keine  Befelile 
jnehmigung   des  Staates   annehmen   dürfen.     Die   höchste 
für  alle  Kirchen  bildet  das  geistliche  Departement  des 
äteriums, 

^^>a.s  Territorialsystem,  wie  es  im  A.  L.-R.  seinen  Ausdruck 
Hi^  liess  die  einzelnen  Kirchen  zwar  unter  Staatsverwaltung,  ja 
rarf  die  kathohsche  Kirche  einer  solchen  erst,  ds^egen 
it  es  aber  doch  die  korporative  Selbständigkeit  der  einzelnen 
»nden  an  und  lässt  innerhalb  gewisser  Grenzen  (§§  13  ff. 
).)  die  Kirche  ihren  eigenen  Weg  zur  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gehen. Die  Kirche  hat  damit  aufgehört,  ein  blosses  Stiuits- 
it  zu  sein,  sie  ist  eine  dem  Staate  bloss  in  Gesetzgebung 
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und  Verwaltung   untergeordnete,   aber  fiir  sich   bestehende  Ein-; 
richtung.     Diese  Aendening  in  dem  Verhältnisse   von  Staat  ou^ 
Kirche  musste  auch  auf  das  der  Schule  zu  beiden   zurückwirkt 
Die  Schule   war  bereits  in  Gesetzgebung  und  Dotirung  Ton  de 
Kirche  gesondert,  wenn  sie  auch  noch  denselben  staatlichen  Or^j 
ganen  unterworfen  war  wie  die  Kirche.    Erkannte  also  der  Sts 
wieder  die  Kirche  innerhalb   gewisser,   eng  gezogener  Schraukei 
als   einen   selbständigen   Organismus,    der  nicht   lediglich  Staate*] 
institut   war,    an,    so    war    damit  nicht  gesagt,    dass  die  Sehnig 
als  Zweig  der  kirchlichcD  Tliätigkeit  dieser  Selbständigkeit  theJ 
haflig  wurde,  da  sie  bereits  aufgehört  hatte,  ein  blosser  Appenc 
der  Kirche  zu  sein.     War  die  Schule  durch  die  Reformation  ei 
Staatsinstitut  geworden,   weil  die  Kirche   ein  solches   wurde, 
blieb  die  Schule  jetzt  Staatsiastitut,  obgleich  die  Kirche  es  nie 
mehr  war. 

Hieran  kann  auch  die  Thatsache  nicht  irre  machen,  dass  dij 
Schulgcsptzgebuiig  der  Friedfririanischen  Zeit  wieder  eine  koi 
fessionelle  wird.  Die  Landschulen  wai'en  herkönmdich  koB 
fessionelle  Schulen.  Die  Zöglinge  der  Landschulen  gehörten 
ganz  verschwindenden  Ausnahmen  in  einzelnen  Landestheilen  n« 
einer  einzigen  Konfession  an,  konnten  also  den  Religionsunterricl 
der  den  Mittelpunkt  des  ganzen  Unterrichts  bildete,  nur  in  ein« 
Konfession  erhalten.  Es  war  daher  eine  Nothwendigkeit,  ds 
auch  der  Lehrer  der  betreffenden  Konfession  angehörte.  Da 
höheren  Schulbehörden  bisher  mit  den  Kirchenbehörden  identi 
gewesen  waren,  so  erhielt  sich  auch  hier  die  konfessionelle  Soi 
derung.  Nur  in  den  neuen  Erwerbungen,  Schlesien  und  West 
preussen,  mit  ihrer  vonviegend  katholischen  Bevölkerung  bli£ 
zwar  die  Lokal-  und  Krcisscbuhnspektion  den  Geistlichen  de 
verschiedenen  Konfessionen.  Dagegen  ging  die  Verwaltung 
höherer  Instanz  auf  die  Proviiizialgerichtsliöfe,  die  Regienmg^ 
über,  welche  in  ihrer  Eigenschaft  als  Kirchen-  und  Schulbehörde 
durch  Zuziehung  katholischer  und  evangelischer  geistlicher 
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loren  verstärkt  wurden.  Dieses  Beispiel  ahmte  man  später  nach 
per  Erwerbung  der  polnischen  Gebiete  und  der  Entschädigungs- 
lande von  1803  in  der  Weise  nach,  dass  man  die  evangelischen 
Kkchenangelegenheiten  und  die  Schulangelegenheiten  aller  Kon- 
^■Bonen  einfach  den  Verwaltungsbehörden,  den  Kriegs-  und 
poniänenkammera,  übertrug  **).  Die  katholischen  Bischöfe  haben 
^kr  in  Preussen  niemals,  auch  nicht  als  blosse  Organe  des 
pwteSf  eine  Schulaufsicht  ausgeübt.  Es  bildete  dies  jedoch  nur 
iilie  erste  Ausnahme  von  dem  sonst  allgemein  noch  herrschenden 
iGrandsatze  der  Verbindung  der  Schulverwaltung  mit  der  Idrch- 
bdieii  Verwaltungsorganisation  der  einzelnen  Konfessionen. 

Unter   diesen  Umständen   war  es  natürlich,    dass  die  Schul- 
den, die  den  ganzen  Unterrichtsplan  regelten,  für  die  Schulen 
;hiedenen  Konfessionen  besonders  erlassen  wurden,  wemi 
das  äussere  Schulwesen  in  allen  «Schulordnungen  nach  über- 
lenden   Grundsätzen    eine    Regelung    erfuhr.     Es    erging 
?r  für   sämmtliche   lutherische   Landschulen   das  Gcneralland- 
|lchub*eglenient   vom    12.    August    17H3'*),    für   die    katholischen 
[rhulen  in  Sclilesien  das  Schulreglcment  vom  3.  November  1765 
ind   das  Reglement  für  die  niederen  katholischen   Schiden  vom 
tfai  IBOl  *^'),  fiir  die  Landschulen  in  Minden  und  Ravensberg 
idscbulordnung  vom  H.  April  1754 -"),  für  die  rcformirteu 
rliulen   von  Kleve-Mark  das  Reglement  vom   10.   Mai  1782*'). 
die  reformirten  Schulen  der  übrigen  Provinzen  blieb  dagegen 
Ljnspektions-,  Presbyterial-,  CLissicaJ-,  Gymnasien-   und  Scbul- 
27.  Oktober  1713  in  Geltung, 
len  von  den  Bestimmungen  über  den  Unterrichtsplan, 
ie  natrirgcmäss  konfessionelle  Verschiedenheiten  aufweisen,  haben 

ps^  Vgl.  über  diese  Organisationen   im  einzelnen  Bobnhak,    Geschichte 

lüdiezi  Verwaltungsrccht«,  Berlin  18H4  ff.,  Bd.  ü,  S.  272,  362  ff. 
**)  N.  C.  C.  UI,  3,  S.  263. 

•)  V.  RöKHE,  Preuss,  Utilerrirhtsweßen  Bd.  1,  S.  134  fl. 
•^  N.  C.  C.  I,  SuppI,  Nr.  20. 

ßcom,  Klcve-märkischc  GeaetaBaminluö^  IV,  S.  2189,  Nr.  2239. 
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alle  diese  SchiilreglemeBts  im  wesentlichen  denselben  Inhalt,  der 
sich  auf  den  Gnindtypus  des  Generallandschulreglements  zurück- 
fuhren lässt.  Sie  wiederholen  allgemein  den  Grundsatz  der  all- 
gemeinen Schulpflicht,  die  sich  vom  fünften  bis  zum  dreizehnten 
oder  vierzehnten  Lebensjahre  erstreckt.  Eüne  frühere  Eutl&ssmig 
ist  jedoch  mit  Genehmigung  des  Inspektors  und  Schuhneisters 
zulässig  bei  ausserordentlichen  Fortschritten  des  Kindes.  Der 
Unterricht  dauert  im  Winter  täglich  von  8  bis  11  Uhr  Vormittags 
und  mit  Ausnahme  von  Mittwoch  und  Sonnabend  von  1  bis  4  ITir 
Nachmittags,  im  Sommer  täglicli  3  Stunden  und  zwar  in  der 
Regel  am  Vormittage.  Für  die  aus  der  Schule  entlassenen,  noch 
unverheirateten  Personen  hält  am  Sonntage  der  Prediger  eine 
Katechisation  in  der  Kirche  und  der  Schulmeister  eine  Wieder- 
holungsstunde in  der  Schule.  Die  Eltern  hatten  ein  geringes 
Schulgeld  zu  entrichten,  welches  für  die  Armen  die  Kirchen-  und 
Armenkasse  des  Orts  zahlte.  Stellte  sich  bei  der  Schulvisitatio: 
heraus,  dass  Eltern  oder  Vormünder  ihi*e  Kinder  nicht  fleisi 
zur  Schule  augehalten,  so  hatten  sie  16  Gr.  Strafe  zur  Schulkasse 
zu  zahlen. 

Der  Schulmeister  wurde  vor  seiner  Anstellung  einer  Priifu«| 
von  dem  Inspektor  unterzogen  und  musste  von  diesem  für  tüch 
befunden  werden.     Weitere  Vorschriften  für  die  Vorbildung   d 
Lehi*er    wurden    nicht    gegeben.     Nur  in   den   Landschulen   d 
kurmärkischen    Aemter    sollte    niemand    zum    Schulmeister    od 
Küster    angenommen    werden,   der    nicht   in  dem    kurmärlrificb 
Küster-  und  Scbullehrerseininar   in  Berlin  eine  Zeitlang  gewes' 
und    darin    den  Seidenbau    sowohl    als  die   vortlieilhafte  imd  beij 
den   deutschen  Schulen   der  Dreifaltigkeitskirche  eingefiUirte  M 
thode    des    Schulhaltens  gefasst  habe.     Für   die  Vorbildung   d 
Lehrer  sorgte  jedoch  der  Staat  ausser  durch  die  schon  bestehend 
SchuUehrerseniinare   zu  Stettin,   Königsberg  und  Kloster  Berg( 
diu-ch  neue,  welche  errichtet  wurden  1750   zu  BerUn,    1767 
Kleiu-Doxen  in  Preussen,  1768  zu  Breslau,  1778  zu  Halberstad 
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kmftbolische  176i  za  Schlegel  in   der  Grafscliaft  Glatz  und 
17115  zn  Breal&u. 

Hinsichtlich  der  Anstellang  der  Lehrer  und  der  äusseren 
Iriudtung  der  Schulen,  also  des  Verhält  tiisses  der  Schule  zur 
findet  bHeh  es  hei  deu  unter  Friedrich  Williehn  1.  für  die 
aller  Konfessionen  erlassenen  Bestiramungen,  von  denen 
■beiODdere  die  Principia  regulativ»  von  1736  nach  der  Erwer- 
^Big  "Westprenssens  auch  auf  diese  Provinz  ausgedehnt  wurden. 
Pör  die  Gymnasien  und  Lateinschulen  in  den  Städten  erging 
Hoss  in  Kleve-Mark  1782  eine  allgemeine  Scliulordnung,  welche 
ia  Fnterrichtsplan  feststellte.  In  den  anderen  Provinzen  erhielten 
dagegen  die  bisherigen  statutarischen  Bestimmungen.  Doch 
wo  die  Magistrate  das  Schulpatronjit  hatten,  ilurch  eine 
ung  vom  20.  Dezember  1764  jede  Vokation  und  jede 
ion  eines  Lehrers  von  der  Genehmigung  des  Konsistoriums 
ittiiigig  gemacht'^. 

Tnheschadet  der  fortdauernden  Geltung  der  provinziellen  Schul- 
ongen  und  Reglements  steUt  nun  das  A.  L.-R.  II,  12  „Von 
ro  und  hohem  Schulen"  die  obersten  Grundsätze  des  preussi- 
n  Schulrechts  auf,  wie  sie  sich  aus  den  bisherigen  Rechts- 
lomen  und  der  Verwaltimgspraxis  seit  Anfang  des  18.  Jahr- 
loiderta  ergeben.  Es  ist  jedoch  dabei  nicht  zu  vergessen,  dass 
4i  A-  L.-B.  nur  subsidiäre  Rechtsnormen  enthalt.  Der  Schwer- 
fuAi  des  Schulrechtes  liegt  nach  wie  vor  in  den  provinziellen 
Schtüordnungen,  in  denen  sich  allerdings  gewisse,  stetig  vn-ieder- 
bbrende  gemeinsame  Grundzüge  über  den  staathchen  Charakter 
4ff  Schulen  finden.  Nur  diese  sind  es,  welche  in  das  gemeinsame 
Qcaetzbuch  aufgenommen  werden  konnten.  Daneben  gehen  jedoch 
in  den  Schulordnungen  andere  Bestimmongen  einher  über  den 
bnfesfiionellen  Charakter  der  Staatsschule,  der  sich  ausprägt  in 
<lflr  Dothwendigen  Zugehörigkeit  des  Lehrere  zu  einer  bestimmten 
Kuufession  und  in  dem  konfessionellen  Charakter  des  ganzen 
)  y.  C,  C.  m,  4,  Nr.  88. 
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Unterrichts.  Diese  Bestimmungen  waren  nach  den  einzebien 
Provinzen  und  Konfessionen  verschieden  und  konnten  desshalb  in 
einem  allgemeinen  Gesetzbuche  keine  Aufnahme  finden.  Auf- 
gehoben Avurden  sie  jedoch  durch  das  Allgemeine  Landrecbt 
keineswegs.  Auch  erscheint  der  staatliche  Charakter  und  die 
Konfcssionalität  der  Schule  sehr  wohl  mit  einander  vereinbar. 

An  der  Spitze  der  laiidrechtlichen  Bestimmungen  st«ht  der 
Fundamentalsatz  dos  preussischen  Schulrechts,  welcher,  ohne  der 
Kirche  Erwähnung  zu  thmi,  ausspricht:  „Schulen  und  Universi- 
täten sind  Veranstaltungen  des  Staates,  welche  den  Unterricht  der 
Jugend  in  luitzlichen  Kenntnissen  und  Wissenschaften  zur  Absicht 
haben"  (§  1).  Die  Errichtung  von  Privat erziehungsanstalten  ist 
von  <ler  Genehmigung  des  Staates  abhängig,  der  sich  die  Aufsicht 
über  dieselben  vorbehält  (§§  2  flf.).  Ebenso  stehen  tüle  öffent- 
lichen  Schulen  unter  der  Aufsicht  des  Staates  (§  9).  Damit  ist 
ausgesprochen,  dass  diejenigen  Poi-sonen,  welche  jene  Aufsicht 
ausüben^  dies  nicht  aus  eigenem  Rechte  oder  als  Vertreter  irgend 
einer  Korporation  oder  physischen  Person,  sondern  ledighch  alt 
Organe  des  Staates  thun.  Insbesondere  stehen  die  gemeinen 
Schulen  unter  der  Direktion  der  Gerichtsobrigkeit  eines  jeden 
Orts  unter  Zuziehung  der  Gcisthrhkeit  und  der  Gemeinde  (§  12). 
Namentlich  müssen  die  Kirclienvorsteher  als  Vertreter  einer  jeden 
Gemeinde  auf  dem  Lande  und  in  kleinen  Städten,  in  Ennan- 
gelnng  derselben  Schulzen  und  Gerichte,  sowie  die  Polizeimagi- 
strate unter  der  Direktion  der  Obrigkeit  und  der  Geistlichen  die 
Aufsicht  über  die  äussere  Verfassung  der  Schulanstalt  über-^ 
nehmen  (§  13).  Die  Ausübung  der  Aufsicht  durch  Obrigkeit 
und  Geistliche  hat  sich  ledighch  nach  den  vom  Staate  erlassenen 
oder  genehmigten  Schulordnungen  zu  richten  (§  15).  Die  Be 
Stellung  der  Schullehrer  steht  der  Gerichtsobrigkeit  zu,  ist  jedocbi 
wenn  der  anzustellende  Lehrer  noch  keine  Zeugnisse  seiner] 
Tüchtigkeit  besitzt,  bedingt  durch  eine  vorherige  Prüfung  seitens 
des  Kreisinspektora  oder  Erzpriesters  (§§  22,  24,  25). 
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Die   Schiilunterhaltungspflicht   wird   unter  Äufrechterbaltting 

bestehenden  Rechtes,  namentlich  der  Principia  regulativa 
Ton  1736  fiir  Ost-  xind  "Westpreusseu,  einer  subsidiären  Regehing 
iint<?r/-ogen.  Danach  liof^  in  Eniiangelimg  von  Stiftungen  fiir 
die  gemeinen  Schulen  die  Unterhaltung  der  Lehrer  den  Haus- 
vätern jedes  Orts,  auch  wenn  sie  keine  Blinder  haben,  oline 
Unt<*rschied  des  Bekenntnisses,  jedoch  mit  der  Mnssgabe  ob,  daas 
heim  Bestehen  mehrerer  Schulen  an  einem  Orte  fiir  die  Ein- 
wohner verschiedenen  Glaubensbekenntnisses  jeder  Einwohner  nur 
zur  Tuterhaltung  des  Schullehrers  seiner  Religionspartei  rer- 
pflichtet  ist  (§§  29  ff.).  Eventuell  ist  die  Gutsheirschaft  zur 
l^nteretützung  verbunden  (§  33).  Die  Unterhaltung  der  Schul- 
gebäode  ist  gleichfalls  eine  gemeine  Last  der  der  Schule  zuge- 
wiesenen Einwohner.  Doch  hat  die  Gutsherrschaft  oder  der 
ilag;istrat  die  auf  dem  (4ut(!  oder  Kiimmereieigenthujne  gewnn- 
baren  Materialien  unentgeltlich  zu  verabfolgen  (§§  34  ff.).  Die 
Vertlieihmg  der  Beiträge  in  Geld  und  Naturalien  unter  die  Haus- 
väter und  die  Ausschreibung  erfolgt  nai-h  dem  Massstabe  der 
Besitzungen  und  Nalirungen  durch  die  Gutsherrschaft,  (i;  :31). 

Das  Princip  der  allgemeinen  Schulpflicht  wird  noch  pininal 
wiederholt,  und  dieselbe  auf  die  Zeit  vom  voUemloten  fünften 
Lebengahre  bis  zu  dem  Zeitpunkte  festgesetzt,  wo  das  Kind  nach 
dem  Ermessen  des  Seelsorgers  die  nothwendigen  Kenntnisse  er- 
worben hat  (§§  43  ff.). 

HinsichtUch  der  Gymnasien  und  sonstigen  gelehrten  Schulen 
beschränkt  sich  das  A.  L.-R.  dnr.nif,  die  koq>orativen  Rechte 
der  Schulen  und  die  Hechtsstellung  der  Lehrer  zu  regeln  und 
die  Aufsicht  über  die  Schulen  unbeschadet  der  entgegenstehenden 
Privilegien  von  Korporationen  und  physischen  Personen  dem  Staate 
beizulegen  (§§  54  ff.). 

Man  kann  hiernach  das  Scliukecht  des  Fridericianischen 
Staates  als  die  VoUenduog  desjenigeu  bezeichnen,  was  Fiiechich 
Wilhelm  I.  nur  angebahnt  hatte,    die  Loslösung   der  Schule  von 
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der  Kirche  und  die  Ausbildung  der  Schule  zu  einem  von  der 
Kirche  unabhängigen  StAatsinstitute,  jedoch  unbeschadet  des  kon- 
fessionellen Charakters  der  Schule,  durch  den  idlein  ihr  religiüser 
Chai'ükter  überhaupt  aufrecht  erlialten  werden  kann.  Wenn  die 
Schulen  für  Veranstaltungen  des  Staates  erklärt  werden,  ohne  das» 
man  dabei  irgendwie  auf  das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche 
Bezug  nimmt,  so  hegt  darin  ausgesprochen,  dass  die  Schxde  eine 
selbständige  Staatsanstalt  ist,  welches  auch  künftig  das  Verhält- 
niss von  Staat  und  Kirche  sein  möge.  Auf  letzteres  Verhältniss 
konunt  es  nunmehr  ftir  die  Beurtheilung  des  staatlichen  Charaktere 
der  Schule  nicht  mehr  an. 

Die  Organe  dieser  Staatsanstalten  können  naturgemäss  nur 
vom  Staate  bestellt  werden.  Wenu  der  Staat  die  Anstellung  der 
Lehrer  Gutshen*en  und  Korporationen  übcrlässt,  so  ist  deren 
Recht  kein  eigenes,  sondern  ein  vom  Staate  abgeleitetes,  ein  Privi- 
legiiun,  wie  das  A,  Tj.-R.  es  ausdrückt,  welches  sie  ähnlich  Avie 
die  eigene  Gerichtsbarkeit  nur  auf  Grund  einer  ihnen  von  dem 
Staate  eingeräumten  Befugniss  und  nach  Massgabe  der  vom  Staate 
erlassenen  Anordnungen  ausüben.  Insbesondere  ist  dieses  Schutz- 
patronat,  wie  man  es  bezeichnen  kann,  obgleich  der  Gesetzes 
spräche  der  Ausdruck  noch  fremd  ist,  wesentlich  verscliieden  vo 
Kirchenpatronate.  Die  Gesetzgebung  betrachtet  die  Rechte  der 
Gutsherren  und  Städte  nicht  mehr  als  Ausfluss  des  Kirchen- 
patronates,  was  sie  urspriinglich  waren,  sondern  als  selbständige^ 
vom  Staate  verhehene  Befugniss.  Es  hegt  dies  darin  ausgesprochen, 
dass  die  Gesetzgebung  die  Rechte  in  Beziehung  auf  die  Schule 
der  Gericlitsobrigkeit  jedes  Ortes  beüegt.  Denn  die  Gerichts- 
obrigkeit ist  nach  dem  Spmchgebrauche  des  A.  L.-R.  die  unterste 
Lokalverwaltungsbebörde  überhaupt,  welche  zwar  in  der  Regel  ai 
kirchhcheni  Gebiete  das  Patronat  besitzt,  ohne  dass  jedoch  dii 
Verbindung  heider  Rechte  in  demselben  Subjekte  eine  noth 
wendige  wäre. 

Ebenso  ist  die  Schulaufsicht  nach  ausdrückhcher  gesetzlichi 
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kuiig  eine  staatliche.  Wenn  der  Süiat  hierliei  die  Geist- 
besonders  heranzieht,  so  gescliieht  dies  nicht,  weil  die 
Schule  mit  der  Kiixhe  in  irgend  welcher  nothwendigen  Verbindung 
de.  Der  Staat  bedient  sich  der  Hilfe  der  Geistlichkeit  wie  der- 
n  der  Barchenvorsteher,  Dorfgerichte  und  Polizeimagistrate, 
weil  er  diese  Organe  fiir  die  geeignetsten  hält  und  einen  be- 
sonderen Behördenorganismus  für  das  Schulwesen  ersparen  will. 
Allerdings  sind  die  Geistlichen  auch  in  ihrer  kirchlichen  Stel- 
lang  nach  dem  A.  L.-R.  Staatsbeamte ,  aber  diese  kirchliche 
lang  hat  mit  derjenigen  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens 
nichts  zu  schaffen.  Es  liegt  nur  die  Vereinigung  verschiedener 
ter  in  derselben  Person  vor,  wie  z.  B.  der  Staat  sich  der 
istlichen  als  der  geeignetsten  Organe  auch  für  die  Führung 
der  Standesregister  in  Verbindung  mit  den  Kirchenbüchern,  für 
statistische  Aufnahmen ,  zur  Beförderung  der  Baum- ,  Obst-  und 
Seidenkultur  bediente'*),  ohne  dass  man  in  diesen  Funktionen 
eigene  Rechte  der  Kirche  gesehen  hätte. 
Die  Schule  ist  weiterhin  finanziell  von  der  Kirche  unabhfiiigig. 
Ausnahme  von  Preussen ,  wo  nach  den  Piincipia  regulativa 
6  die  pohtische  Gemeinde  Hauptträgerin  der  Schullast 
d  die  Unterhaltung  der  Schulen  und  Lehrer  durch  das 
A.  L.-R.  sämmthchen  Hausvätern,  die  zu  einer  Schulsocictät  ver- 
einigt sind,  unter  subsidiärer  Heranziehung  der  Gutahcrren  auf- 
erl^.  Soweit  der  Lehrer  noch  eine  Einnalune  aus  der  Kirchen- 
Icttne  bezieht,  ist  dies  eine  Entschädigung  fiir  sein  kirdilichcs 
Ndieiiamt  als  Küster  und  Organist.  Diese  Verbindung  des  Scliul- 
amtes  mit  dem  kirchlichen  ist  aber,  wenn  auch  ziemlich  allgemein, 
doch  keine  innere  Nothwendigkeit.  Beide  Aemter  sind  völlig 
•elbetäadig  und  nur  zufällig  der  Kostenerspamiss  wegen  in  der- 
sdben  Person  vereinigt. 

Die  Gemeinde  als  solche,  mag  man  darunter  nun  die  pohtische 


^  YgL  IfiAACSOBN,    Geschichte  dos  preaesüchen  BeamtemthumB  Bd.  3, 
&  353. 
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oder  eine  uach  besonderen  Grundsätzen  gebildete  Scbulgeint 
verstehen,  kommt  in  der  ÖcUulorgamsatiou  nur  als  Trägerin  ge- 
wisser Scbullasten  in  Betracht.  Irgend  welche  aktive  Thatigkeit 
in  der  Schulverwaitung  hat  sie  weiter  nicht  211  entwickeln.  Nur 
den)  Sehulpati'on ,  der  in  den  Städten  allerdings  zafalÜg  meist  M 
identisch  ist  mit  der  Gemeinde,  stehen  ge^visse  Aiistellungs-  und  ^ 
Aufeichtsbefuguisse  zu.  Ausserdem  bedient  sich  der  Staat  der 
Kirchenvorsteher,  Dorfgerichte  und  Polizeimagistrate  zur  Eührung 
der  staathclien  Aufsicht.  Die  betreffenden  Oi^gane  handehi  aber 
dann  lediglich  als  Organe  des  Staates,  nicht  als  solche  der  kommu- 
nalen Korporation.  Die  Schule  ist  also  in  keiner  Hinsicht  ein  g 
Staatsinstitut ,  dessen  Verwaltung  etwa  kommunalen  Verbäudenfl 
übertragen  ist,  sie  steht  einzig  und  tdlein  unter  unmittelbarer 
Staatsverwaltung. 

Das  Schulwesen  ist  aber  trotz  seines  rein  staatlichen  Charak- 
ters ein  im   wesentlichen   konfessionelles.     Zwar  soll  niemandem 
wegen  Verschiedenheit  des  Glaubensbekenntnisses  der  Zutritt  in 
öifentliche  Schulen  versagt  werden.    Doch   wird,  abgesehen  von 
ganz  vereinzelten  Ausnahmen,  der  Rehgionsunterricht  nui"  in  einer 
Konfession  ertheilt,  welche  cli(^enige  der  betreffenden  Schule  ist, 
und  welcher  der  Lehrer  uoihweudig  augehören  muss.     Bei  einer 
konfessionell  gemischten   Bevölkerung   wird    daher   in    der  Rc^el 
auch  die  Erriclituiig  mehrerer  Schulen  vorausgesetzt.     Diese  kon- ! 
fi'ssionelle  Sonderung   ist  jedoch  kein  Zufall   oder  lediglich  eine 
Hinterlassenschaft   aus   der  Zeit,    wo    es    noch   kein    staatliches, 
sondern    nur   ei«    kirchliches  Unterrichtswesen  gab.     Die  konfes- 
sionelle   Staatsschulo    ist   vielmehr    die    nothwendige    Folge   de^ 
Llnterrichtssystcms    einerseits    und    des    Schulverwaltungssystenis 
andererseits,    sie    beruht    also    auf   untereinander    verschiedenen 
Gründen  der  Pädagogik  und  der  Verwaltungsorganisation,  welche 
beide  unausbleiblich  dasseHie  Krgebniss  hcrbeifüliren. 

Der  HuuptIchrgegenstaiKl  der  Elementai'schule  ist  die  Rehgion„ 
alle  anderen  Fächer  ordneu  sich  dem  unter  und  bilden  nur  Mittel 
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uänilicU  zur  Erziclung  der  religiösen  Bildung.  Nach 
Gesetzgebung  Friedrich  Willielms  I.,  die  zuerst  die  Schule  der 
Krche  entzieht,  ist  der  Unterricht  iiii  Christentliume  eigentlich 
ds  einzige  Lehrfach;  das  Lesen  geschieht  nur,  damit  die  Kinder 
&e  Bibel  ao&chlageu  und  lesen  lernen,  Sclireiben  und  Kechnen 
duf  deor  Schulmeister  dot  mit  den  begabteren  Kindern  treiben. 
Soch  das  Generallandschulreglemcnt  von  1763  g§  19fl'.  will  von 
d€D  sechs  täglichen  Unterrichtsstunden  im  Winter  zwei  und  eine  halbe 
anf  die  Religion,  anderthalb  auf  das  Lesen,  anderthalb  auf  d^is 
Sdiretben  und  eine  halbe  auf  das  Rechnen  verwandt  wissen.  Sobald 
dif  Kinder  über  das  Buchstabiren  hinaus  sind,  wird  nur  aus  der  Bibel 
...1 .....  yyj  Bibelsprüche  geschrieben.  Van  den  aufgerührten  Schul- 
II  sind  sechs  reügiÖsen  Inhalts,  ausserdem  weiden  noch  diis 
BoefaBtabir-  und  Lesebuch  und  ein  Lehrbuch  zum  üntenicht  in  aUer- 
buui  nützlichen  Dingen  erwähnt.  Die  Anweisung  für  die  Schul- 
hkatr  in  den  Land-  und  niederen  Stadtschulen,  welche  unter 
l^vdhch  Wilhelm  n.  am  16.  Deceraber  1794  erlassen  wurde  ^"), 
bebt  ausdrücklich  hervor,  dass  der  Religionsunterricht  die  Haupt- 
ocbe  bilde,  dem  alles  andere  als  nebensächlich  nachzustehen 
labe.  Die  Schulen  werden  desshalb  gei-adezu  nach  dem  Charakter 
4tt  Unterrichts  als  lutherische,  reformirte  und  katholische  be- 
admet'^).  Da  alle  Unterrichtsfächer  von  dem  religiösen  Mo- 
nente  durclulrungen  sind,  kann  die  Religion,  der  Angelpunkt  des 
PHten  Unterrichts,  nur  in  einer  Konfession  ertheUt  werden. 

Eb  ist  daher  eine  nothwendige  Folge  des  durchaus  rehgiösen 
ChiteiTichtssystems,  dass  der  Lehrer  derjenigen  Konfession  ange- 
hört, welche  die  der  Schule  ist.  Diese  Folge  eracheini  so  selbst- 
?«ntäüdlich,  dass  sie  die  Schulreglements  vielfiich  gar  nicht  aus- 
5pr*?cljcu.     Aber   man   kann    daraus    nicht    schliessen,    dass    die 

*)  MDllsh,  Schulgeaetzgebang  S.  203. 

*')  Vgl.  z.  B.  das  Reglement  fiir  dii;  refiirinirU'ii  Schulen  in  Klevo^-Mark 
fBBJ  10.  Mai  1789  imd  das  HuglemeDt  fiir  die  niedcreu  kathüliscbcu  Schuleo 
h  SAUneu  rom  18.  Mai  18Ü1. 


Konfession  des  Lehrers,  soweit  er  nicht  ReHgionslehrer  war,  keine 
Bedeutung  hatt«.  Das  zu  Recht  hostehcnde  Uiiterrichtssystem 
wäre  ohne  (he  Nothwcndigkeit  einer  bestimmten  Konfession  dca: 
Lehrer  gar  nicht  dui-chfiihrbar  gewesen.  Die  konfessionelle  Son- 
derung des  Lehrpersonals  als  Rechtsinstitution  des  damaligen 
pi-eu.ssischen  Schulrechts  ergibt  sich  aber  aucli  indirekt  aus  der 
vereinzelten  Erscheinung  der  Simultansdiule  in  Schlesien,  die 
später  zu  erörtern  sein  wh'd.  Die  Konfessionahtät  des  Unter- 
richts rausste  hier,  abgesehen  von  der  ReHgion,  preisgegeben 
werden.  Gleichwohl  liielt  man  auch  hier  daran  fest,  dass  der 
Lehrer  derjenigen  Konfession  angehören  müsse,  welche  für  die 
betrelVende  Schule  gesetzhch  bestimmt  war. 

Die  Konfessionalität  der  Schule  ist  aber  weiterhin  auch  die 
iiothwendigo  Folge  des  Ver^'altungssystems.     Da  kein  besondere 
Beliördenurganismus   für   die   Schulverwaltung    besteht,    derselbel 
vielmehr    im   wesentlichen  identisch   ist  mit  dem  kii'chlichen,  sc 
muss  the  Schule  eine  konfessionelle  sein.     Denn  der  Staat 
sich  allerdings  der  kirchliclien  Organe  fiir  seine  Zwecke  hedienej 
und  sie  zwingen,    sich   bei   den  ihnen    vom  Staate   übertragene! 
Funktionen  nach  den  staathchen  Anordnungen  zu  richten.  Lotztei 
dürfen  jedoch  nicht  im  Widerspruche  stehen  mit  den  kirchlicheJ 
PHichten  der  Geistlichen.     Bei  der  Exklusivität  jeder  Konfessioi 
würde   das  jedoch  der  Fall  sein,   wenn  der  Staat   sich    für 
Verwaltung  der  nicht  konfessionellen  Schule  der  GeistUchen  eine 
bestinimten  Konfession   bediente.     Ein   denirtiger  Versuch  ist  il 
dem  preussischen  Schulwesen  des    18.  Jalirhunderts  nie  gecuicl 
worden.     Vielmehr   gingen    die  konfessionell  gesonderte  Verwal-^ 
tung    imd   die  konfessionelle  Staatsschule  immer  Hand  in  Harn: 

Nur  in  einigen  confessionelt  gemischten  Ortschaften  Schlesi( 
griff  man,  um  leistungsfiihige   Schulsocietäten  herzustellen,  m 
dem  Schulreglement  vom   18.  Mai  1801  §§  4 — 7  zu  dem  Mit 
der  Vereinigung  idler  Kinder  ohne  Rücksicht  auf  die  Konfessic 
in  einer  Schule.    In  den  Dörfern,  in  denen  wenigstens  fünf  See! 


—    129    — 


fler  Stellenbesitzer  zur  Zeit  der  Publikation  des  Reglements  einer 
einzigen  Konfession  waren,  musste  auch  der  Schullelii-er  derselben 
angehören.  Dagegen  sollte  in  den  Döifem  von  noch  gemischteren 
lonfessionelleu  Verhältnissen  der  Schnllelirer  derjenigen  Konfession 
Bein,  welcher  er  bisher  gewesen.  Der  öchullehier  ertheilte  dann 
kllen  Kindern  den  Unterricht  im  Schreiben,  Lesen  und  anderen 
zur  Religion  gehörigen  Kenntnissen,  hielt  auch  ein  gemein- 
iohes  Gebet  und  Gesang  mit  allen  Kindeni  ab,  ohne  dabei 
itige  Ansichten  einer  Religionspartei  zu  envähnen.  Des- 
en  durften  die  Lesebücher  nichts  von  den  Unterscheidungs- 
n  enthalten.  Den  Religionsunterricht  ertheilte  der  Schullehrer 
dagegen  nur  den  Kindern  seiner  Rehgionspartei.  Die  anderen 
Kinder  blieben  in  den  betreffenden  Stunden  fort,  und  fiir  ihren 
igionsunterricht  hatte  ihr  Pfarrer,  bei  dem  sie  eingepi'arrt  waren, 
rgen.  Von  den  beiden  Konsequenzen  der  konfessionellen 
e,  der  Konfessionalitäl  des  gesanimten  ünteirichts  und  der 
'essionalität  des  gesaiumten  Lehrpersonals,  värd  also  nur  die 
e  in  Folge  des  unabweisbaren  praktischen  Bedürfnisses, 
icht  aber  die  letztere  au^egeben.  Das  Lehrpersonal  muss  einer 
teu  Konfession  angehören,  obgleich  der  Unterricht  hier 
msweise  nicht  konfessionell  ist.  Die  in  diftseni  Sinne,  also 
ch  hinsichthch  des  Unterrichts  konfessionslose  Schule  war 
nur  ein  Nothbehelf  und  eine  nicht  zu  umgehende  Durch- 
ung   des    sonst    allgemein    herrschenden    Systems    der    rein 

ioneilen  Statitsschule. 
Wenn  trotz  des  veränderten  Charakters  des  Schulwesens  in 
88eu  und  einer  Reihe  anderer  deutscher  Staaten  der  Reichs- 
tionshauptschluss  von  1803  noch  einmal  jeder  Religion  den 
gestörten  Besitz  und  Genuss  ihres  eigenthümlichen  Kirchen- 
tes  und  Schulfonds  zusicherte,  80  konnte  sich  tlies  nur  auf 
üejenigen  Temtorien  beziehen,  in  dunen  die  kirchliche  Schule 
noch  bestand.  In  dem  preussischen  Staatsgebiete  wai"  dieselbe 
edenfalls  gesetzlich  beseitigt. 


Arctiiv  för  öffenUiches  Recht.  IV.  I. 
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Diese  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  geschaf- 
fenen Grundlagen  dos  prcussischon  Schulrechts  sind  durch  die 
spätere  Gesetzgebung  niemals  aufgehoben  worden.  Gesetzgebuug 
und  Verwaltung  beschränken  sich  vorzugsweise  auf  die  technisch- 
pädagogische Seite  des  Schulwesens  und  auf  die  Fortbildung  der 
Verwaltungsorganisation,  die  allmälilich  von  der  kirchlichen  Ver- 
waltung vollständig  abgesondert  wird.  Kaum  hierher  zu  rechnen 
ist  die  Begründung  eines  besonderen  OberschulkoUegiimis  unter 
Friedrich  Wilhelm  II,,  welche  keinen  Fortschritt  in  dem  preussischen 
Unterrichtswesen  bedeutet,  sondern  sich  nur  aus  persönlichen 
Gründen  erklärt.  Chef  des  geistlich  -  lutherischen  Departements, 
unter  dem  als  geistüche  und  Schulbehörden  die  Oberkonsistoriea, 
Konsistorien,  Inspektoren  und  Erzpriester  standen,  war  damals 
noch  Zedhtz,  ein  entscliiedeuer  Auliänger  der  Aufklärungsphilo- 
sophie.  Um  diesem,  den  man  von  der  Leitung  des  geisthche« 
Departements  noch  nicht  verdrängen  wollte,  wenigstens  deji  Ein- 
fluss  auf  das  Schulwesen  zu  entziehen,  wurde  durch  eine  kötii^' 
hche  Verordnung  vom  22.  Februai'  1787^*)  die  Bildui 
besonderen  Oberschulkollegiums  angeordnet,  welches  unter  dem 
blossen  Vorsitze  des  Ministers  von  ZedUtz  aus  dem  Geh.  Ober 
Finauzrath  von  Wöliner,  dem  Kanzler  der  Universität  Hall« 
von  Hofmann,  dem  Kirchenrath  Meierotto,  dem  Konaistorialrath 
und  Professor  Steinbart  zu  Frankfurt  und  dem  Oberkonsistoi 
rath  Gedicke  bestand.  Das  Oberschulkollegium  sollte  unmittelha 
unter  dem  Könige  stehen  und  in  Scbulangelegenheiten  an 
Stelle  des  Ministeriums  treten.  Nachdem  Zedhtz  das  geisthcht 
Departement  aufgegeben  hatte,  wurde  jedoch  die  Zuständigkeit] 
des  OberschulkoUt'giums  am  21,  November  1787  daliin  bestimmÜ 
dass  die  reformirton  Schulen  dem  Oberschulkollegium  nicht  unter« 
stellt  sein,  sondern  unter  dem  reforniirten  Kii-chen<lirektoriamj 
verbleiben  sollten  ^*). 

**)  N.  C.  C.  Vin,  2,  Nr.  25. 

•')  N.  C.  C.  VIU,  5,  Suppl.  Nr.  6. 


Ksfch  dem  Untergänge  des  alten  Staatswesens  stellte  schon 
i»  IttBtmktioD  für  die  Konsistorien  vom  23.  Oktober  1817  §  17 

die  Regierungsinstruktion  von  demselben  Tage  §  18  den 
firiuB  einer  allgemeinen  Schulordnung  in  Aussicht.  Die  Versuche 
B  ctner  solchen  scheiterten  jedoch  an  der  Schwierigkeit,  das 
Tsrbiltniss  der  Schule  zu  Kirche  und  Gemeinde  zu  regeln.  Die 
BAoIb  wai;  eine  Veranstaltung  des  Staates.  Aber  der  Staat 
bannte  ftir  die  Schule  die  Kirche  nicht  entbehren  aus  Giünden 
ia  Pädagogik^  da  jede  Erziehung  eine  religiöse  sein  muss.  Er 
baute  weiter  für  die  Schule  die  Gemeinde  nicht  entbehren  aus 
(»rnmltTi  der  Pinanzwirthscliaft,  da  der  Staat  damals  unfähig  war, 
(be  Schulunterhaltuiigshtst  auf  Staatsfonds  zu  übernehmen,  ausser 

Staate;  aber  nur  die  Gemeinde  Trä^'erin  der  Schullasten  zu 

rennochte.  Das  bestehende  Scliulrecht  blieb  also  im  weaent- 
onberührt.     Eine  Kabinetsordre  vom  14.  Mai  1825  dehnte 

aUgemeiiie  Schulpflicht  auch  auf  die  Landestheile  aus,  in  deueji 
iii8  A.  T...IL  nicht  galt. 

Den    Schwierigkeiten    eines    allgemeinen    Unterrichtsgesetzes 

Im  man  aus  dem  Wege  zu  gehen ,  indem  man  sich  auf  ik-n 
pro%inzieller  Schulordnungen   beschrankte.      Nur   für   die 

ienütfBchulen  der  Provinz  Preussen  kam  jedoch  am  11.  T)c- 
ttnbrr  1845  eine  solche  zu  Stande**),  welche  unter  Aufi-echt- 
oiahung  der  im  A.  L.-R.  gegebenen  Grundsätze  imd  im  An- 
liihmnc  an  das  in  der  Provinz  Preussen  bestehende  Recht  die 
Sdudpiflicht,  die  Berufung  der  Lehrer,  deren  Rechte  und  Pilicliten, 
nbeModere  Diensteinkommen  und  Pension,  die  ünterlialtung  der 
Schalen  und  die  Schulaufsicht  regelte.  Letztere  verbheb  dem 
Schuljiatron ,  ein  Wort,  welches  hier  in  die  Sprache  der  Gesetz- 
^ebujig  Aufnahme  gefunden  hat,  dem  Ortspfarrer  und  dem  Schul- 
VQBala&de  auf  dem  Wachen  Lande,  während  für  die  SUidte  auf  die 
Besttmmongen  der  Städteordnung  von  1808  verwiesen  wurde.   Die 

•*J  Abgedruckt  bei  Müllbk,  Schulgeaetzgebung  S.  111. 


—    132    — 

Schwierigkeit  der  Neuregelung  der  Schullasten  vermied  man  dabe 
durch  luüglichstei:  Aiiscliluss  iin  die  bestehenden  Rechts?. ustäude,' 
besonders  die  Principia  regulativa  von  1736.  Für  die  übrigeo 
Provinzen  wurden  ebenfalls  entsprechende  Schulordnungen  aus- 
gearbeitet, ihre  Pulilikation  unterblieb  lediglich  in  Folge  der  Er- 
eignisse des  Jahi-es  1848. 

Ein  wichtiger  Einzclpunkt  des  Schulraths,  diq,  Frage  der 
ZulKssigkeit  von  SiniiiltiiiisduiJen  fand  ferner  eine  Regeloug  im 
Siime  der  Gesetzgebung  tind  Verwaltungspraxis  des  18.  Jidir- 
hunderts  durch  die  kgl.  Kabinetsordres  vom  4.  Oktober  1821  und 
23.  März  1829  ^^).  Dieselben  erklärten  die  Einrichtung  von  Simul- 
tanschulcn  für  unzweckinhssig  und  bestimmten,  dass  solclie  nur 
als  Ausnalune  stattHnden  düi-ften,  wenn  die  Noth  dazu  dräng« 
oder  die  Vereinigung  das  Werk  freier  Entschliessung  der  tod 
ihi-en  Seelsorgern  berathencn  Gremeindcn  sei  und  von  der  hölif  i.  ■ 
welthchen  und  geistlichen  Behörde  genehmigt  werde.  Die  \  u- 
einiguug  solle  dfdier  keiner  Konfession  aufgedrungen,  aber  da  be- 
fördert werden,  wo  der  Mangel  an  liiureichenden  Fonds  die  Kon- 
fessionsschulen  hindere  und  die  (Temeindcglieder  beider  Konfessionen 
mit  Erriclitung  einer  SimulUnsciiule  einvcrstandeji  seien. 

Das  Schulrecht,  wie  es  in  den  Scliuli'eglements  des  18.  Jj 

*")  V.  Kamptz,  Ann.  IM.  fi,  8.  381  und  v.  Rönnk,  Preuss.  Dnlemc 
Wesen  Bd.  1,  S.  659.     Die  Kechtsverbimllichkeit   ilioser  Verorclnuujrcn  wir 
in  Zweifel  gezogen  von  Gnkist  a.  a.  O.  S.  2H  u.  58,  da  durch  eine  Akt 
korrc8])ondenz  zwiBdieti  einem  Departciuientschef  und  ilfm  Könige  dw  pulili'^ 
cirtoii  Landcsgcsctzc  tiiehl   abgeändert  werden  kcinnteti,  als«»  weycn 
der  Piiliükatiini  der  Kabinetsordres.   Das«  diesclhen  sieh  mit  dem  Im 
Rechte  in  voller  Uobercinstininiung  befanden,   erjfiebt  sich  aus  den  Au»ft 
ruiigfea  über  da»  Schuirecht  des  18.  »lahrhunderts.    Die  Publikation  war  alK 
nach  dem  damaligen  Staatsrecht  nur  erforderlieh  fiij'  Gesetze  im  Sinne 
!^  7,  10  A.  L.-R-,   d.  h.    lür   Verordnungen,    dureh    welche   die  b' 
R.«ehtti   und  Ptlichteu    der  Bürger  bcHtininit  oder  die  ipremeinen  li 
geändert,  ergüuKt  oder  erklärt  werden  sollten.     Da  die  Kabinetsortlres  hu 
unter  nicht  rullru,  hukI  sie  au<!h  idmc^  förmliche  PuhlLkalion  rocht^verbiudlic 
Im  Uebrigen  kann  ich  bezüglich  des  damaligen  (TesetzesbegriffB  auf  die  Ab 
führungen    in   meinem    preuseischen  Staaterecht  fid.  1,  i;^  77,  7^    vomrrieef 
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tmd   in  dem  A.  L.-R,  geine  rechtbche   Grcstaltang  er- 
logt hatte,  blieb  also  in  seinen  Grundlagen  unberührt.  In  bedenk- 
IdKr  Weise  tritt  jedoch  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahr- 
koderts  die  Neigung  herror,  im  Widerspruche  mit  der  hundert- 
|ttsigen  Entwicklung  des  preussischen  Schulwesens  den  kirchlichen 
Or^en  als  solchen  wieder  einen  EinBoss  anf  die  Gestaltung  der 
Sebsleii  einzuräumen.   Die  eben  erwähnten  beiden  Kabinetsordres 
Mcbeo    geradezu    die   Errichtung   von  Simultanschulen   von    der 
'  flawihnriggng  der  kirchhchen  Behörden  abhängig.     Die  Tendenz 
IQ^  och  aber  auch  in  anderen  Rechtsnormen  jener  Zeit ,   z.  B. 
ie  Instruktion  der  Generalsuperintenden  ▼om  14.  Mai  1829  und 

Köders  stark  in  der  rheinisch-westfähschen  evangelischen  Kirchen- 
nng   vom  5.  März  1835,  wo  den  kirchhchen   Behörden   als 
_       Kn,   nicht  etwa  bloss  als  Organen  des  Staates  die  Aufsicht 
fter  die  religiöse  und  Idrchhche  Tendenz  der  Schulen  wie  über 
6t  Reinheit  der  Lehre  übertragen  wird,  allerdings  mit  der  Mass- 
flkt,  diiss   allein   die  Staatsbehörden   über   etwaige  Missbränche 
Entscheiden  haben. 

Da  die  Neigung  zur  üebertragung  eigener  Rechte  an  der 
Sdnle  auf  die  Kirche  sich  auch  in  der  Yerwaltungspnms  ent- 
91^  dein  geschriebenen  Rechte  und  neben  demselben  her  geltend 
■MJit,  so  muss  diese  erst  nach  den  Freiheitskriegen  auftretende 
bdMifittng  auf  einem  bestimmten  Grunde  beruhen.  Persönhche 
Vtrhältnisse  können  nicht  die  Veranlassung  gewesen  sein,  da  man 
Wi  in  der  so  kirclihchen  WöUnerschen  Periode  nie  daran  ge- 
bellt hatte,  der  Kirche  ein  eigenes  Recht  auf  die  Schule  in  irgend 
^AAer  Hinsicht  zuzugestehen.  Offenbar  drängte  die  immer  weiter 
frfUiite  Treonong  der  VerM/altungsorganisation  der  Schule  von 
«W  «Icr  Kirche  unter  gleichzeitiger  Aufrechterhaltung  der  Kon- 
fcnoaaHtät  der  Schule  dahin,  da  man  die  Barche  für  die  Schule 
gcbnudite^  aber  die  kirchhchen  Organe  nicht  mehr  wie  früher 
tls  Staatsorgane  für  die  Schule  benutzen  konnte,  der  Kirche  als 
•oldjer  wieder  in  einzelnen  Punkten  ein  eigenes  Recht  auf  Mit- 
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Wirkung  in  dem  Schulwesen  einzuräunien.  Die  Grundlagen  des 
preussischeii  Scluilrechts  sind  jedoch  durch  diese  Neigung  in  keiner 
Hinsicht  erschüttert  wordfii.  Das  eigene  Recht  der  Kirche  ho- 
schrankt  sich  nur  auf  vereinzelte  Befugnisse  der  Zustimmung  und 
Aufsicht,  ohne  dass  ihr  jedoch  jemals  eine  Entscheidung  in  Schiü- 
jingelonheiten  oder  eine  Disciplinargewalt  über  das  Lehrpereoniil 
eingeräumt  würde.  Diese  Rechte  behält  sich  der  Staat  voll  und 
ganz  selbst  vor. 

Im  Uebrigen  beschränkte  mau  sich  auf  die  Neugestaltung  d« 
Behördenorganismus,  der  allmählich  ein  von  dem  kirchlichen  durch- 
aus verschiedener  wurde.  War  die  Gemeinde  als  solche  bisher 
ledighch  Trägerin  der  Schullasten  gewesen ,  wahi-ejid  der  St  i' 
als  Lokalheliönlen  fiir  das  Schulwesen  kircldiche  und  wckh 
Gemeindeorgane  je  nach  Bedürfniss  heranzog,  so  wird  jetzt  eioe 
organische  Verbindung  geschaften  zwischen  der  Gemeinde  als 
Trägerin  der  SchuUasten  und  den  Gemeindeorgauen  als  Behörden 
der  Schulverwaltung.  Die  Gcnieindeorgane  als  solche  werden 
zu  Scliulliehördeu ,  weil  und  soweit  der  korporative  Verband, 
an  dessen  Spitze  sie  stehen,  Träger  der  Schullasten  ist.  In  den 
Städten  reiht  sich  daher  das  Schulwesen,  abgesehen  von  einigen 
höheren,  unter  unmittelbarer  Staatsvei-waltung  stehenden  Schulen 
ein  in  das  System  der  stiidtischim  Konimunalverwaltimg.  Die  Schule 
wird  Kommunalangelegenheit  der  Stadt  wie  Annenpflege,  Spritzeu- 
wesen  und  städtische  Erleuchtung  unter  Wahnmg  des  staatlichen 
Bestätigungsrechtes  für  das  Lehrpersnnal  und  unter  Wahrung  des 
staatlichen  Regulativ-  und  Aufsiclitsrerhtes  über  die  Handhabang 
des  Unterrichts.  Durch  die  Städteorduungen  und  das  Reskript 
vom  26.  November  1811")  wurde  flir  die  Städte  die  kirchHchc 
Gemeindevertretung  als  Staatsorgan  der  Schulaiifsicbt  beseitigt, 
und  an  ihre  Stelle  traten  städtisclie  Schuldeputationen,  die  aus 
Magistratsmitgliedera,   Stadtverordneten  und  Bürgern  zusammei^ 


")  Müller,  Schulgesetzgebung  S.  13. 
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gesetzt  waren.  Mit  grösseren  Schwierigkeiten  verknüpft  war  die 
organische  Verbindung  politischer  Pflichten  und  Rechte  in  der 
Schulverwaltung  fiir  das  flache  Land,  da  hier  die  Sclmllasten  auf 
der  Gemeinde  und  dem  Gutsherrn  als  Schulpatron  gemeinsam 
ruhten,  Landgemeinden  und  Gutsherrschaften  aber  in  keiner  kom- 
Dionalen  Organisation  zusammen gefasst  waren.  Es  wurden  daher 
fiir  das  flache  Land  durch  Verfügung  vom  28.  Oktober  1812, 
entsprechend  der  Vertheilung  der  Schullasten,  besondere  Schul- 
Torstände,  bestehend  aus  dem  Patron  und  gewählten  Gemeinde- 
aiitgliedem,  bestellt"). 

Die  Lokal-  und  Kreisschulinspektion  blieb  dage^gen  überall 
imd  unter  allen  Umständen  den  Ortsgeistlichen,  Superintendenten 

Id  Erzpriestem  bezw.  den  für  sie  bestellten  Vertretern,  die  jedoch 
Ib  Geistliche   sein   raussten.     Hier    erhielt   sich   also    die  Ver- 
imdung  des  geistlichen  und  Schulamtes  in  denselben  Pei-sonen. 

Dagegen  viiirde  diese  Verbindung  in  den  höheren  Instanzen 
vollständig  gelöst.  Durch  die  Vorordnung  wegen  verbesserter 
Einrichtung  der  Provinzial-,  Polizei-  und  Finaiizbehörden  vom 
tf»').  Dezember  1808  ^*)  war  wie  schon  vorher  in  einzelnen  Pro- 
vinzen unter  Aufhebung  aller  sonstigen  Provinzialbehördeu,  z.  ß. 
d«r  Steuerdij-ektionen  und  Konsistorien,  die  gesammte  innere 
Verwaltung  einschliesshch  der  Verwaltung  der  evangelischen  Kirche 
lud  der  staatlichen  Aufsicht  über  die  katholische  Kirche  ver- 
dnigt  in  den  Regierungen.  Da  nun  die  Schulvei'waltung  der 
InliienuBchen  und  katholischen  Schulen  bisher  den  Konsistorien 
n^estaiiden  hatte,  so  gijig  diese  jetzt  auf  die  Regierungen  über. 
Aber  auch  die  bisher  von  dem  reforrairten  Kirchendirektorium 
geübte  Schulaufsicht  wurde  der  Regierung  übertragen,  so  dass 
idüese  als  reine  Staatsbehörde  die  gesammte  Scludaufsicht  in  sich 
vereinigte.  Heber  den  Regierungen  stand  nach  dem  Pubhkandum 
pom    16.   Dezember    1808^^)   unter   Aufhebung    des  Oberschul- 

•»)».».  0.  8.  18.  ")  N.  C.  C.  Xn,  2,  Nr.  Ö3. 

")  a.  «.  0.  Nr.  69. 
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kollegiunis  und  des  geistlichen  Departements  des  Ministerium  des] 
Innern,  speciell  dessen  dritte  Sektion  ftir  Kultus  und  öfientÜchen 
Unterricht,  welche  in  zwei  Unterabtheiliingen  zerfiel. 

Die  Verbindung  der  Kirchen-  und  Schulverwaltung  in  den 
Regierungen  hörte  jedoch  auf  mit  der  Begründung  besonderer 
neuer  Konsistorien  unter  dem  Vorsitze  des  Oberpräsidenten  durch 
die  Verordnung  vom  30.  April  1815*°).  Dieselben  sollten  die 
staatliche  Aufsicht  über  die  k.itholische  Kirche,  die  unmittelbare 
Ven^^altung  der  evangelischen  Kirche  und  die  Schulverwaltung 
handhaben,  letztere  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  das  Elementar- 
Schulwesen  den  Regierungen  verblieb  und  nur  unter  der  oberen 
Aufsicht  der  Konsistorien  stimd.  Da  den  Regierungen  auf  kirch- 
lichem Gebiete  nur  einzelne  Externa  geblieben  waren,  sie  aber 
Organe  der  Kirche  nicht  mehr  bildeten,  so  war  jetzt  in  die« 
InstAnz  die  Verwaltung  der  Elementarschulen  von  der  kircUichet 
Venvaltung  vollstiindig  getrennt  und  unter  Aufhebung  der  kon- 
fessionellen Sondenmg  mit  der  allgemeinen  Landesverwalt 
verbunden. 

Dagegen   bestand   fiir  die  GjTnnasien  und  sonstigen  höheren 
Schulen  die  Verbindung   der  Schule  und  Kirchenverwaltung  fort 
Die  Dienstinstruktion  fiii'  die  Oberpräsidenten  vom  31.  Dezeml 
1825*')   übertnig  nun   den  Oberpräsidenten  allein  das  Jus 
Sacra  catholicorum,  die  Konsistorien  iivurden  damit  von  der  Ai 
Übung   der  Staatshoheitsrechte   über  die   katholische  Kirche  ent-l 
buuden,  so  dass  sie  nur  noch  Kirchenbehörde  für  die  evangelische 
Kirche  und  Provinzialschulbehörde  für  die  höheren  Schulen  aller 
Konfessionen   waren.     Eine    Kabinetsordre    vom    31,    Dezember  i 
1825  wegen   anderweiter  Org.Tinisation   der  Pro vinzial Verwaltungs- 
behörden *^)   zerlegte   demnächst  jedes  Konsistorium  in  zwei  Ab- 
theüungen,    deren   erste   unter   dem   Namen    „Konsistorium"  die. 
evangelisch-geistlichen  Sachen,  und  deren  zweite  unter  dem  Nameaj 

«•)  G.  S.  1815,  S,  8S,  *')  G.  S.  1826,  S.  1. 

«j  a.  a.  0.  8.  5. 
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„Pro?iimal-Schiil-KoIlegium"  die  dem  Konsistornun  durch  <üe 
Dienstinstniktion  für  die  Konsistorien  vom  23.  Oktober  1817 
üherwiesenen  Unterrichtsangelegenheiten  bearbeiten  sollte.  Die 
hierdurch  schon  angebahnte  Scheidung  der  kirchlichen  und  staat- 
lichen Sphäre  wurde  vollendet  durch  die  Verordnung  vom 
27,  Juni  1845  betreffend  die  Ressortverhältnisso  der  Provinzial- 
behörden  für  das  evangelische  Ivirchenweseu*').  Dieselbe  be- 
stimmte, der  Vorsitz  in  den  Provinzialkonsistorien  solle  mit  dem 
Amte  des  Oberpräsidenten  nicht  mehr  von  selbst  und  unmittelbar 
verbimden  sein,  sondern  dem  Könige  vorbehalten  bleiben,  in  jedem 
einzelnen  Falle  viregen  Ernennung  des  Vorsitzenden  besonders  zu 
b<»stinimen.  Dagegen  bheb  der  Vorsitz  in  dem  Provinzial-Schul- 
KoUegium  mit  dem  Amte  des  Oberpräsidcuten  verbunden.  Damit 
waren  die  beiden  Abtheilungen  des  Konsistoriums,  Konsistorium 
und  Provinzial-Schul-Kollegium,  zu  zwei  selbständigen  Behörden 
geworden,  und  auf  dieselbe  die  bisher  in  einer  Behörde  vereinigte 
Kirchen-  und  Schulverwaltuug  vertheilt 

In  der  Ministerialinstanz  waren  die  geistlichen  Unterrichts- 
Tiad  Medizinalangelegenheiten  bereits  1817  von  dem  Ministerium 
dtt  Innern  getrennt  und  einem  besonderen  Ministerium  übertragen 
worden  **). 

Nunmehr  war  der  bis  in  die  neueste  Zeit  bestehende,  fast 
in  allen  Theilen  von  der  kirchlichen  Verwaltung  unabliängige  Be- 
börtlcnorganismus  für  das  Schulwesen  vollendet.  Für  die  Ele- 
nitntan?chulen  sind  allerdings  noch  Schultnspektoren  die  Orts- 
pfarrcr,  die  evangelischen  Superiatendenten  und  die  katholischen 
Errpriester  je  nach  der  Konfession  der  Schule.  Dieselben  sind 
Kommissare  der  Regierung,  also  lediglich  Organe  des  Staates, 
r^ie  Kirchen-  imd  Schulvisitationsordnung  vom  16.  März  1830**) 
rlüUt  dieses  Verhältniss  in  jeder  Beziehung  aufrecht,  sie  bezeichnet 


"]  G.  S.  1845,  S.  440. 

**)  Kabin«t«ordre  vom  3.  November  1817, 

**)  MfTLLKE,  Schdgesetzgebung  S.  24  ff. 
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daher  den  Superintendenten  ausdrücklich  als  land(^eiTlichen 
Kommissarius.  Die  liöheren  Verwaltungsbehörden  für  die  Ele- 
montarschulen  sind  ohne  Rücksicht  auf  die  Konfession  der  einzel- 
nen Schulen  die  Regieningen.  Den  koufesBionellen  Verschieden- 
hciten  wird  nui'  innerhalb  der  Regierungen  durch  Bestellung  b©-{ 
sonderer  Dezernenten  jeder  Konfession  Rechnung  getragen.  Für 
die  Gymnasien  und  sonstigen  höheren  Schulen  fimgirt  als  Ver 
waltungsbehörde  das  Provinzial-Schulkollegium  ebenfalls  ohne  Rück- 
sieht  auf  die  verschiedene  Konfession  der  einzelnen  Schulen.  Dii 
Ministerialinstanz  endlich  bildet  das  Ministerium  für  gcistlichei 
lInteiTichts-  und  Medizinalangelegcnheiten. 

Die  preussische  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1860; 
unternahm  es,  die  leitenden  Normen  für  das  preussische  um 
richtswesen  aufzustellen ,  suspendirte  jedoch  deren  Iiikrafttre 
durch  Art.  112  bis  zum  Erlass  eines  allgemeinen  Unterrichts 
gesetzes.  Jene  in  Art  21 — 26  enthaltenen  Nonnen  haben  daher 
gegenwärtig  nur  Bedeutung  als  Richtschnur  für  das  künftig  zu 
erlassende  allgemeine  Unterrichtsgesetz,  welches  schwerUch  jemals 
zu  Stande  kommen  wird.  So  lange  aber  das  umfassende  Unter 
ricbtsgcsetz  nocli  nicht  ergangen  ist,  haben  die  Art,  21—26  der 
Vcrfassungsurkimdc  ebensowenig  praktische  Geltung,  als  wenn  sie 
gju*  nicht  geschrieben  wären.  Die  Einzelgesetzgebung  über  Gegen- 
stände des  Unterrichtswesens  ist  also  durch  die  Art.  21—26  der 
Verfassungslirkunde  in  keiner  Weise  behindert  *^). 


I 


**)  Die  Fnige,  wie  weit  die  Art.  21-— 26  der  Vcrfassungaurkmidc  suspeo- 
dirt  sind,  ist  bekßiintlich  bcstrittcü.  v.  Rönne,  Freus«.  StA;tt«r.,  3.  Aiifl..  Bd.  Ib, 
S.  H89,  und  H.  Schulzb,  Proussisches  Staatsreubt  Bd.  2,  S.  ö66,  h»lten  ».  B. 
die  Art.  21—26  nur  für  soweit  suspendirt,  als  sie  zu  ihrer  Verwirklicl»uJj 
noch  des  Unterrichtsgesetzos  bedürfen.  Vgl.  jedoch  deu  Aufsatx  von  Arndt, 
Ueher  die  verfassunjTRroi.ljlli('h<'u  (iruudlagen  des  preussischen  UnttrricliU- 
wescDS  im  Archiv  für  iilTcüllicIies  Recht  Bd.  1,  S.  512  ff.,  der  zu  dem  ia 
jeder  Hiasicht  zutreffenden  Erpfebnisse  gclaujjt:  «Die  (Quelle  des  iireussischeaJ 
Uuterricht8we«eu8  liegt  nicht  in  der  Verfassung,  sondern  im  Staatsrechte  »In 
absoluten  Preussen."  Die  Annahme  einer  vollständigen  Suspension  da* 
Art.  21—26  rechtfertigt  sich  aus  dem  Wortlaute  des  Art,  112  und  aus  der* 
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Die  Verfassungsurkunde  giebt  nun   zum  Theil  nur  die  ober- 
sten Gnmdsätze  des  schon  bestehenden  Schulrechts  wieder;  zum 
Theil  enthält  sie  allerdings  auch  neue  Gnmdsätze,  die  noch  nicht 
ms  Leben  getreten    sind.     Sie   spricht   zunächst   den    Grundsatz 
der  allgemeinen  Schulpflicht  wieder   aus,    indem   die  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter   mindestens    für    den   Unterricht    der    öffent- 
lichen Volksschule  sorgen  müsseo.   Dieser  Verpflichtung  entspricht 
die  des  Staates,  für  öffentliche  Schulen  in  genügender  Anzahl  zu 
sorgen  (Art.  21).     Die  Ertheilung    von  Unterricht    imd    die  Er- 
richtung von  Unterrichtsanstalten    ist    nur   von    dem  den  zustän- 
digen   Staatsbehörden    zu    rührenden    Nachweise    der    sittlichen, 
wissenschaftlichen   und    technischen    Bildung    bedingt   (Art.    22). 
Die  Beseitigung  aller  sonstigen,  noch  bestehenden  Rpschränkungen 
durch    das    künftige   Untemchtsgesetz    ist    damit    geboten.     Der 
Staat  ninunt  femer  die  Aufsicht  über  alle  öffenthchen  und  Privat- 
Untenichts-  und  Erziehungsanstalten   für   die  von  ihm  ernannten 
Behörden    in  Anspnich    und    legt    den   Öffentlichen   Lehrern    die 
lUchte   und  Pflichten   der  Staatsdiener  bei  (Ail.  23).     Bei  Ein- 
richtung   der    öffentlichen  Volksschulen   wird   die  möglichste  Be- 
rücksichtigung der  konfessionellen  Verhältnisse  verlangt  und  damit 
die  allgemeine  Einrdhrung  der  Siniultanschule  durch  das  künftige 
l'üterrichtsgesetz  für  unzulässig  erklärt.    Die  Leitung  des  religiösen 
Tuterrichts   in   der  Volksschule   soll   den  betreffenden  Religions- 
geBellschaften    zustehen,    die    der    äusseren  Angelegenheiten   der 
Volksschule  der  Gemeinde.    Doch  nimmt  der  Staat  unter  gesetz- 
Wch  geordneter  Betiieiligung  der  (Gemeinde    dfia  Recht   tler  Er- 
nennung der  Volksschullehrer  aus  der  Zalil  der  dazu  Befiihigten 
to  sich  in  Anspruch  (Art.  24).   Unbeschadet  der  auf  besonderen 
R^chtKtiteln  beruhenden  Veri)flichtungen  Dritter  werden  alle  Schul- 
Iwten  den  Gemeinden   auferlegt.     Der  Staat   haftet  jedoch   sub- 

Eatit^hungBgeschicht«  desBclbea.  Im  einzehien  i»L  hiusichtlich  der  Beweis- 
fiihrung  für  die  vollständige  Suspension  auf  die  Ausfiihmogen  in  dem  er- 
'fifflteii  Anfsatze  von  Akkpt  zu  verweisen. 


—    140    — 


sidiär  bei  nachgewiesenem  UnvennÖgen  der  Gemeinde.    Er  gewa! 

leistet  insbesondere  den  Volksschullehrem  ein  festes  angen^essei 
Einkommen.     Dagegen    soll    der   Untemcht    in   der    öfientlichen' 
Volksschule  unentgeltlicli  erthoilt  werden  (Art.  25).    Endlich  wird 
ein  besonderes  Gesetz  zur  Regelung  des  ganzen  Unterrichtsweseos 
in  Aussicht  gestellt  (Art.  26). 

Vollständig  in  Uebereinstimmung  mit   dem  bisherigen  prew 
sischen  Scbulrechte   steht  der  Art.  21,    welcher    die    allgemeine] 
Schulpflicht  ausspricht  und  andererseits  bestimmt,    d&ss    für   di« 
Bildimg  der  Jugend  durch  öffentliche  Schulen  genügend  gesoi 
werden  soll.     Durch  Art.  22  soll  zwar  die  Unterrichtsfreiheit  voi 
gewssen,  bisher  bestehenden  Schranken  befreit  werden,  es  wider^ 
spricht  dies  jedoch  wenigstens  nicht  den  Gnnidprincipien  des  bis-^ 
herigen  Rechts,  sondern  bringt  nm*  eine  unbedeutende  Aenderung 
desselben  mit  sich.    Art.  23,  welcher  die  Staatsaufsicht  über  alle 
Untcrrichtsanstalten ,    öffentliche    und   private,    feststellt  und  den 
üffeutlichen  Lehrern   che   Rechte   und  Pflichten  der   Staatsdieuer 
beilegt,  enthält  nur  geltendes  Recht.     Dasselbe  gilt  von  Art.  24 
Abs.  1 ,    welcher  die  möglichste  Berücksichtigung  der  konfessio- 
nellen Verhältnisse  bei  Einriclitung  der  öffentlichhn  Volksschulen 
verlangt.     Wenn  Art.  25    Abs.  3   ausserdem  den  Grundsatz  der 
Unentgeitlichkcit   des  Unterrichts  in  der  öffentlichen  Volksschule 
ausspricht,    so   liegt  hierin  zwar  etwas  Neues,    dem    bislierigen 
preussischen  Schulrechte  Fremdes.  Der  Grundcharakter  des  Schul- 
wesens bleibt  jedoch   von  der  Entgeltlichkeit  oder  Unentgeltlidi- 
keit  des  Unterrichts  unberührt. 

Von  höchst  zweifelhafleni  Werthe  erscheinen  dagegen  die- 
jenigen Bestimmungen  der  Verfassungsurkundo,  welche  das  Ver 
hältniss  der  Schule  zu  Kirche  imd  Gemeinde  zu  regeln  be« 
stimmt  sind. 

Bezüglich  des  kirchlichen  Einflusses  auf  die  Schule,  der  sich 
schon  seit  Anfang   dieses  Jahrhundorts   mehr  mid  mehr  Geltung, 
zu  verschaffen  suchte,   fanden  die  entgegengesetzten  Parteibestn»-] 
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bei  Erlass  der  Verfassungsurkuude  eine  Einigung  in  dem 
iz  allgemein  gehaltenen  Satze  des  Art.  24  Abs.  2:  „Den 
religiösen  Unterricht  in  der  Volksschule  leiten  die  betreflfenden 
Religionsgosellsch.'iften."  Es  wurde  oben  dargethan,  wie  das 
preussische  Schulrecht  schon  seit  der  ersten  Hälfte  des  18-  Jahr- 
hunderts jedes  eigene  Recht  der  Kirche  auf  Leitung  der  Schule 
absolut  verneint,  dass,  soweit  die  kirclüichen  Organe  in  dem 
Scliulwcsen  thätig  sind,  sie  ihre  Befugiüss  dazu  lediglich  vom 
Willen  des  Staates  ableiten  und  dessen  Organe  bildea.  Obgleich 
daa  Schulwesen  ein  durchaus  konfessionelles  ist,  erscheint  es  doch 
in  jeder  Beziehung,  in  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Dotirung 
id»  ein  von  der  Kirche  unabhängiges,  stmitliches.  Der  Religions- 
onterricht  machte  hiervon  keine  Ausnahme.  Es  war  zwar  natür- 
lich ,  dass  die  staatlichen  Aufsichtsorgane ,  welche  gleicihzeitig 
kirchliche  Organe  waren,  nicht  nur  beim  Reügionsunterrichte, 
sondern  auch  in  anderen  Fächern  ihren  kirchlichen  Standpunkt 
zur  Geltung  brachten  und  darauf  salien ,  <lass  die  Schule  nichts 
mit  dem  kirchhchen  Dogma  im  Widersjiruche  stehendes  lehre. 
Sie  thaten  dies  aber  immer  nur  als  Organe  des  Staates  und,  weil 
dieser  den  konfessionellen  Charakter  der  Volksschule  gewahrt 
HÜMU  wollte.  Die  VerHissungsurkunde  kehil  jedoch  dai>  Vcr- 
Ultinss  geradezu  um.  Sie  gibt  der  Kirche  zwar  nicht  die  Leitung 
der  Schule  überhaupt  als  eigenes  Recht  zurück,  wie  dies  bei  den 
kirchlichen  Schulen  bis  zum  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  dt^r 
Fall  gewesen  war,  wohl  aber  die  Leitung  den  Religionsunterrichtes 
und  das  niclit  als  einem  staatMchen  Organ,  sondern  zu  eigent^m 
Rechte.  Der  Sinn  dieser  „Leitung  des  ReligionHunterrichtcs" 
ergibt  sich  aus  der  Entstehung  des  betreffenden  Verfassungs- 
utikelB.  Die  oktroyirte  Verfassungsurkunde  vom  5.  Dezembei" 
1848  Art.  21  entliielt  statt  „leiten"  die  Worte:  „besorgen  und 
flberwachen".  Bei  der  Revision  wurde  jedocli  geltend  gemacht, 
daM  letztere  AusdiTicke  zweideutig  seien,  dagegen  das  Wort 
„Leitung"  alles  in  sich  schliesse,  was   in    dieser  Beziehung    von 
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deo  Religionsgesellschaften  gewünscht  werden  könne,  indem  sie 
sowolil  befugt  seien,  die  Oberleitung  zu  erwählen  als  auch  unter 
Umständen  diese  Leitung  bis  auf  eigenes  Besorgen  auszudehnen  *^). 
Die  Verfassungsurkunde  setzt  also  mit  einem  Worte  in  Bezug 
auf  den  Keligionsunterricbt  das  Recht  der  Kirche  an  Stelle  des^ 
jenigen  des  Staates. 

Die  Folgen    dieser  Acnderung,    wenn    sie   geltendes   llecht 
würde,  sind  sehr  schwerwiegender  Natur.     Die   erste  liegt  mehr 
auf  pädagogischem  als  auf  juristischem  Gebiete.     Es  würde  näm- 
lich der  emheitUche,  christHch-konfessionellc  Charakter  des  ganze 
Unterrichts   zerstört   und  damit  das   walire  Interesse  der  Kirche 
selbst  geschädigt  werden.     Der  Staat   behielte  bloss  <lie  Leitung 
des    nicht   rehgiösen   Unterrichts   und   müsste  bei  diesem   natur- 
geraäss  von  jeglichem  religiösen  Gesichtspunkte  abstraliiren.    Da-' 
durch    käme  eine  Duplicität  in  das  ganze  Unterrichtswesen,   und 
es  wäi'e   nicht  undenkbar,    dass    in    dem  staatlichen  Unterrichte 
genau  das  Gegenthoil  von  dem  gelehit  würde,  was  die  Kirche  in 
dem  rehgiösen  lehrt.    Die  Kirche  hat  femer  nur  ein  Recht,  aber 
keine  erzwingbare  Pflicht,  den  Religionsunterricht  zu  leiten.    Bei 
einem  Konflikte  zwischen  Staat  und  Kirche  wäre  es   daher  nicht 
unmöglich,    dass   die  Kirche   den  Keligiotisunterncht  der  Volks- 
schule  vollständig   einstellte ,    wie  z.  B.   bis  in    die  letzten  Jahre 
jede  seelsorgeiisclie  Thätigkcit  in  zalilreichen  kathoHschen  P&rochien 
aufhören  musste.   Da  der  Staat  verfassungsmässig  durch  das  eigene 
Recht  der  Kirche  von  der  Jjeitung  des  Religionsunterrichtes  aus- 
gescldüssen  wäre,    so   würde   die   vollständig    religionslose  Volk.'i- 
schule  in  einem  solchen  Falle,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
thatsächlich  vorhanden  sein. 

Die  Bestellung  der  Lehrer  würde  weiter  zu  beständigen 
Reibungen  zwischen  Staat  und  Kirch«  Veraidassung  geben.  Sollte 
der  Rdigionsuuterricht ,    wie    es  jetzt  allgemein  herkömmlich  ist, 


")  Steil.  Ber.  der  zweiten  Kammer  1849-60  Bd.  8,  S.  1283. 


—    143    — 

durch  die  Lehrer  der  öflFentlicheu  Schulen  ertheilt  werden,  so 
müsste  man  der  Kirche  ein  Recht  der  Mitwirkung  nicht  nur  bei 
der  Bestellung,  sondern  auch  bei  der  Ausbildung  der  Leluer  ge- 
währen. Da  die  religiöse  Ausbildung  aber  immer  den  Schwer- 
punkt bildet,  80  wüi-de  sich  der  Staat  bald  bei  Seite  geschoben 
sehen.  Sollten  dagegen  besondere  Rehgionslehrer  bestellt  werden, 
so  Inge  die  Gefahr  nahe,  dass  der  Gegensatz  zwischen  staatlichem 
und  kirchlichem  Lehrpersonal  in  jede  Schule  getragen  wird. 

Die  Schulaufsicht  würde  endhch  ebenfalls  zwischen  Staat  und 
Kirche  zersphttert  werden.  Auch  hier  würden  beide  ihre  ent- 
gegengesetzten Gesichtspunkte  zur  Geltung  zu  bringen  suchen. 
Dtete  Schwierigkeiten  steigern  sich  noch  durch  das  Nebeneinander- 
besieheu  mehrerer  Konfessionen.  Es  müsste  nothwendig  nicht 
mir  ein  beständiger  Kampf  zwisshen  Staat  und  Kirche  um  die 
Schule,  sondern  auch  ein  Kampf  zwischen  den  einzelnen  Kon- 
)nen  entstehen. 

Zunächst    ist  jedoch   der  Art.  24  Abs.  2   der  Verfassungs- 
mnde  noch  nicht  geltendes  Recht  und  lässt  daher  den  Charakter 
AM  preussischen  Schulwesens   als  eines  rein  staatlichen  Instituts 
Brfihrt.     Derselbe   ist  sogar  noch  schärfer  ausgeprägt  worden 
das  Schulaufsichtsgesetz    vom    11.  März  1 8 7"i  "'*'),     Dieses 
»iederholt  unter  Aufhebung  aller  in  den  einzelnen  Landestheilen 
Bgenstehendcn  Bestimmungen  den  alten  Grundsatz  des  preus- 
Schulrechts,   dass  (he  Aufsicht  über  alle  öffentlichen  und 
it-ünterrichts-  und  EiTnehungsaiistalten    dem  Staate   zusteht 
ond  (lemgemäss  alle  mit  dieser  Aufsicht  betrauten  Behörden  und 
ßeftinten  im  Auftrage   des  Staates  handeln.     Die  Neuening  liegt 
allein  darin,    dass    die  Ernennung    der  Lokal-    und   Kreisschul- 
ini9|ielctoren  und  die  Abgi'enzuug  ihrer  Aufsichtsbezii'ke  dem  Staate 
'»Wfin  zugesprochen,   und    der    vom   Staate  den  Inspektoren   der 
Volksschiden  ertheüte  Auftrag,    sofern    sie   dies  Amt  als  Ehren- 
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oder  Nebenamt  verwalten,  für  jederzeit  widerruflidi  erklärt  wird, 
Damit  ist  die  bisher  nothwendige  Verbindung  der  Btaatlicheii 
«SchuliDspcktion  mit  dem  geistlichen  Amte  aufgehoben  und  denij 
Staate  die  unbeschränkt  freie  Wahl  seiner  Aufsichtsorgane  ge^ 
sichert  worden,  ohne  dass  er  auf  die  kirchlichem  Organe  oder 
überhaupt  nur  auf  GeistHche  beschränkt  wäre.  Dagegen  bleibt 
es  dem  Süiate  uiibenonnuen,  Geistliche  mit  der  ächulaufsicht  xo 
beauftragen.  In  diesem  Falle  ist  jedoch  der  Auftrag  ein  jeder- 
zeit frei  widerruflicher. 

Das  Schulaufsichtsgesetz  bestimmt  endlich  noch  ausdrücklich, 
dass  die  den  GenieLiiden    und   deren   Organen   zustehende    Theil- 
nahme  an  der  Schulaufsicht,  sowie  der  Art.  24  der  Verfassunga« 
Urkunde,  welcher  von  der  Leitung  des  Religionsunterrichtes  durc| 
die  Rehgionsgesellschaften  handelt,  unberührt  bleibe.     Da  jedocl 
der  Art.  24   bis  zum  Erlasse    des  Unterrichtsgesetzes  suspenc 
ist,  so  hat  diese  Bestimmung    nur   die  Bedeutung  einer  authenttj 
seilen  Interpretiition  dahin,  dass  das  Schulaufsichtsgesetz  die  Ver<j 
fassungsurkunde  nicht  geändert  habe.    Es  steht  aber  ledigbch 
Ermessen    der    Unterrichtsbehörden ,    ob    und    ijiwieweit    er   de 
kirclilichen    Behörden    eine    Kontrolle    des    Religionsunterrichtes] 
gestatten  will.     Wird  tlieselbe  genehmigt,    so    handeln    auch   diej 
kirchlichen  Behörden  nicht,  wie  Art.  24  der  Verfassungsurkunde] 
bestimmt,    aus  eigenem  Rechte,    sondern    als    staatliche  Organe, 
Das  SchulaufaichtfigesetÄ  voUeudet  daher  die  mit  der  Stejn-H.u-] 
DENUKKo'schen  Gesetzgebung  begonnene  Loslösuug  des  staathcheL 
Behördenorgunismus    von    dem  kircliliclien.     Die  Schule  ist  dess- 
luUb  nicht  nur  in  Gesetzgebung  und  Dotation,    sondern   auch  in 
dem  Lehr-    und  Aufsichtspersonale   ein   rein    staatliches  Instit« 
auf  welches  der  Kirche  als  solcher  und  ihren  Organen  kein  Ein-] 
Huss  zusteht. 

Eine  weitere  Reilie   von  Vei-fessungsbestimmungen ,    nämlich 
Art.  24  Abs.  3  und  Art.  25  Abs.  1  und  2  hat  das  Verhältnis*] 
der  Gemeinde  zur  Schule  zum  Gegenstande.   Es  vrurde  oben  aus- 
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fpftiifl,  wie  im  Anfange  dieses  Jahrhunclerts  eine  organische 
{Verbindung  hergestellt  war  zwischen  der  Gemeinde  als  Trägerin 
^loDaaten  und  den  Genieindforganen  als  Beliörden  der  Sr.hul- 
iKaiLusg,  80  dass  Pthchtcn  und  Rechte  der  Gemeinden  zu  Kor- 
wnrden.  AugenHcheinlich  wollte  man  bei  der  E,ed*iktion  der 
irkiuide,  wie  aus  der  Entstehiing  der  betreffenden 
Hingen  herrorgeht,  nichts  anderes  als  <las  längst  bestehende 
»iw*  zwischen  Gemeinde  und  Schule  verfassungsmässig 
Die  Schullasten  wirden  daher  der  Gempind«*  auferlegt, 
der  Staat  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermtigenß 
igsweise  einzutreten  verspricht.  Andererseits  wird  der 
Hnde  die  Leitung  der  äusseren  Angelegenheiten  der  Schule 
die  BetheiHgung  bei  der  Anstellui»g  der  Lehrer  eingeräumt. 
hat  man  bei  Erlass  der  Verfassungsiu-kuude  gar  nicht 
geflacht,  eine  noch  weitergehende  üebernahme  der  Schul- 
seitenR  des  Staates  auszuschliessen.  Die  in  dieser  Rezielmng 
leti  Bedenken  können  jetzt,  nachdem  dui'ch  idle  Faktoren 
Gesetssgehung  das  Gegentheil  als  richtig  unerkannt  ist,  für 
Ügt  angesehen  werden. 

Der  Staat  gewährt  jetzt  in  umfassendem  Masse  den  Gemein- 
|.£eüülfen  zur  Tragung  dur  Schnhiiitprh;iltuTigshi.sten.  Dieser 
le  entspricht  es  jedoch  nicht  me!ir,  dass  die  Schuhj  als 
G^pnstand  der  kommunalen  Verwaltung  behandelt  wird.  Denn 
m  Weaen  der  Kommunalverwaltung  gehört  es,  dass  sie  gefiihrt 
fird  aus  den  Mitteln  der  Korporation  ausschliesslifh.  Anderer- 
•ÖU  ist  aber  bei  den  augenblicklichen  Finanzverhältnissen  der 
Betrag  für  die  Schule  aus  kommumilen  Mitteln  nielit  zu  ent- 
behren, am  80  weniger,  als  bei  den  Volksschulen  ftlr  die  Regel 
das  Schulgeld  fortgefallen  ist.  Tragen  aber  Staat  und  Kommunal 
gemeinsam  die  Lasten  t^'ner  staatlichen  Institution ,  so 
diesem  Verhältnisse  der  Veijdliclitungen  auch  djts  der  Rechte 
COt^rechen.  Die  Schulverwaltung  kann  daher  nicht  ausscbliesa- 
heh  unter  unmittelbaren  Staatsbehörden,    sie    kann  aber  ebenso- 
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wenig  unter  Kommunalbehörden  stehen.   Aus  der  Vertheilung  di 
Schullasten  zwischen  Staat  und  Gemeinde  ergiebt  sich  als  notl 
wendige  juristische  Konsequenz   auch    für  das  Verwaltungssystc 
die  Vereinigung  der  ontgof^ongcsetzten  Gesichtspunkte,  die  Hand 
habuug   der   Schulvexwaltnng   nach    dem  Systeme   der  obrigkeit 
liehen  Selbstverwaltung.     Auf  die  politischen  Vortheile   der  A; 
Wendung  dieses  Systems  auf  die  Schulverwaltung  kann  hier  natür 
lieh  nicht  eingegangen  werden. 

Die   preussische  Schulgesetzgebung    der   nächsten  Zeit  wird 
sich,  da  das  Zustandekommen  eines  allgcnieinen  UnterrichtsgesctKcs 
vollständig  ausgesdilossen  erscheint,    auf  dem  Wege  der  Detail 
gesetzo   über    Eirjzelpunkte    weiter    entwickehi    müssen.      Da.  dii 
Wirksamkeit  der  Art.  20 — 26  der   Verfassungsurkunde    bis  zum 
Erlaase    eines  umfassenden  Unterrichtsgesetzes   immer    noch 
stritten  ist,  sich  auch  weiterhin  an  jedes  (besetz  Zweifel  über  sein 
Verfassungsmässigkeit  knüpfen  werden,  so  dürfte  es  wolil  endhc 
an   der  Zeit   sein,    auch    bei    dr-m  Unterrichtswesen    den  Sc' 
nicht    7.U    scheuen ,    den    man    bei    der  kirchlichen  Gesetzgebuni 
unternommen  hat,    die  Aufhebung  der   betreftenden  Verfassungs- 
ai-tikel.     Dia  Hoflnung,  welche  man  an  derartige  „Direktiven  der! 
Gesetzgebung'^  geknüpft  hat,  d:iss  sie  der  VerwaltungsgesetzgebuDg | 
eine    gewisse    Stetigkeit    in    ihren    leitenden   Grundsätzen    geben 
werden,  hat  sich  unzweifelhaft  nicht  verwirklicht.     Denn ,  sobald , 
der  ernstliche  Wille  dazu  vorhanden  ist,  lässt  sich  ein  Verfaasmiga- 
gesetz  ebenso  gut  abändern  wie  jedes  andere  Gesetz.     In  diesem 
Falle  würde  .iber  das  formelle  Fortbestehen  rechtsunverbindhcher 
Verfassungsartikel    für  die  Gesetzgel  luiig    nur  eine  fortdauernde 
Erschwerung  ihres  neuerdings   wieder  mit  Glück  eingeschlagenen 
Weges  büden,    welche  der  beinahe  zwenumdertjährigen  Entwick- 
lung des  preussischen  Schulwesens  entspricht,  nämlich  desjonigen 
der  konfessionellen  Staatsschule. 


it- 

1 


öuellen  und  Entscheidungen. 


Beichsmilit&r-Verwaltimg  oder  Militärverwaltung  der 

betreffenden  Einzelstaaten  des  Deutschen  Reiches? 

Beichsmilitärfiskus  oder  Landesmilitärfiskus? 

Vertretung  des  Reichsmilitärfiskus. 

Entscheidung  des  Reichsgerichts  lU.  Civil-Senats  ?om  9.  März 

1888   in   Sachen    des   Reichsmilitärfiskus,    vertreten   durch   die 

Königlich  Preussische  Intendantur  des  XI.  Armeecorps  zu  Cassel, 

Klagers  und  Revisionsklägers  gegen  den  Baumeister  Ph.  B.  zu 

Cassel,  Beklagten  und  Revisionsheklagten, 

mitgetheilt  von 

Landgerichts-Director  Th.  HEBOENHAEßf  zu  Cassel. 

Im  m.  Band,  2.  und  3.  Heft  des  Archivs  ist  zur  Lehre 
Tom  Militärfiskus  und  der  Vertretung  desselben  eine  Entscheidung 
^Kaiserl.  Oberlandesgerichte  zu  Colmar  vom  9.  Januar  1888 
veröffentUdit,  welche  die  angeregte  Frage  nach  Lage  der  Sache 
mit  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  des  Reichs- 
ludes  Elsass-Lothringen  behandelt. 

In  dem  nachstehend  naher  zu  erörternden  Rechtsfalle  sind 
die  oben  gestellten  Rechtsfragen  zu  eingehender  Erörterung  ge- 
i&ngt;  insbesondere  spricht  sich  das  Erkenntniss  des  Reichs- 
gerichts über  die  reichs-  und  landesrechtUch  interessirenden  Fragen 
k  umfangreicher  und  völlig  erschöpfender  Weise  aus.    Es  erscheint 
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desshalb    angemessen ,    den    Reclitsfall ,    insoweit    er    aUgemeines 
Interesse  bietet,  znr  Kenntniss  zu  bringen. 

Im  Jahre  1876  wurde  in  der  HolienzoUernstrasse  zu  Cassel,! 
deren  Längsrichtung  folgend,  zur  Entwässening  der  neuen  Tnfan- 
teriekaserne  vom  Rcirlis-Militniiiskn;^  auf  eigene  Kosten  mit  Zu- 
stimmung der  Stadt  ein  Kanal  angelegt.  An  diesem  Kanal  nimmt 
der  als  Kläger  aufgetretene  Reicbs-Militärfiskus,  vertreten  durcl 
die  Königlich  Preussische  Intendantur  des  XI.  Armeecor|)R  eil 
aussehliessliclies,  dingliches  Recht  in  Anspruch,  Nach  der 
hauptung  der  Klage  hat  der  Beklagte  seine  beiden  in  der  g« 
nannten  Strasse  belegeneu  Häuser  durch  Seiteukanäle  mit  de 
klitgerischon  Kanal  ohne  Genehmigung  des  IVIihtärfiskus  verbunden.' 

Hierin  findet  der  Kläger  einen  Eingriff  in  sein  dingliches 
Recht ;  er  beantragt  in  der  crhobene]i  Klage  in  erster  Linie  den 
Beklagten  zur  Beseitigung  der  Ansclilusskanäle   zu   venirtheiU 

Der  Beklagte  hat  dagegen  eingewendet: 

1.  Die  Verhandlungen  mit  der  Sta<lt  Cassel,  auf  welche  de 
Kläger   sein   Recht   stütze,   seien   durch   die  Königlicl 
Preussische    Intendantur   des   XL   Armeecorps  geführt;] 
dadurch  habe  nur  Preussen,   nicht  aber  das  Reich  wndj 
Forderung  erwerben  können; 

2.  eventuell  sei  die  Intendantur  nicht  zur  Vertretung  cl«| 
Reichs-Militärfiskus  befugt,  da  zur  Vertretung  von  SachenJ 
welche  im  Eigenthum  des  Reiches  ständen ,  nur  der] 
Reichskanzler  oder  ein  durch  das  Reiclisgesetz  von 
17.  März  1878  benifener  Vertreter  desselben  befugt  sei. 

In  der  Sache  selbst  bestreitet  Beklagtor  den  Ansprucli. 

Das  Landgericht  zu  Cassel  hnt   die   beiden  vorbezeichnet« 
Einreden  für  unbegründet  erachtet  aus  folgenden  Gründen: 

Die   im  Eigenthum   des  Reiches   stehende   Infanteriekascmc 
befinde   sich  nebst   den    zu  derselben  gehörigen  Anlagen  im 
sitz   und  in   der  Verwaltung   der   preussischen  Heeresvenvaltung.j 
Diese   Verwaltung    umfasse    in   Ermangelung  einer    daneben   be-j 
stehenden  besonderen  Reichs-Mihtäncrwaltung  die  Ausüliung  ollef] 
derjenigen  Rechte   und  Pflichten,    welche    dem   Reiclie   in  ßeioif 
auf  die  den  Zwecken  der  Heeresverwaltung  dienenden  Gegenstände] 
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znstehen^  insbesondere  auch  die  Berechtigung  und  Verpflichtung 
bezüglich  solcher  Gegenstände  Rechtsstreite  zu  führen.  Da  nun 
die  Kaserne  im  Bezirk  des  XI.  Anneecüriis  hege  und  von  Theilen 
de^elben  benutzt  werde,  so  sei  die  Corpsintendantur  desselben, 
beziehungsweise  die  ilir  unterstellte  Garnisonsvei-waltung  das  zur 
Verwaltung  des  Kasernengniudstücks  und  der  dafür  hergestellten 
Kaaalanlage  berufene  Organ  der  preussischen  Militärverwaltung. 
Der  ersteren  hege  auch  gemäss  Oircular-Rescript  des  Justiz- 
mioisters  vom  4.  Juli  1828  und  Erlass  des  Kriegsministers  vom 
6.  August  1828  Anstellung  und  Führung  von  Prozessen  in  An- 
gelegenheiten ihres  Ressorts  ob.  Die  Einrede  der  mangelnden 
gesetzlichen  Vertretung  des  klagenden  Reichs -Jlüiitärfiskus  sei 
desshalb  zu  verwerfen. 

Jener  Verwaltungsbefugniss  des  Landescontingents  entspringe 

femeT  zweifellos  auch  diis  Recht,  Namens  des  Reiclis -MilitÜi'tiskus 

Vertrüge  abzuschliesseji,  welche  jene   den  Zwecken  der  Heeres- 

venvaltung  dienenden  Gegenständo  betreffen.    O!»  nun  aber  durch 

die   in   Bezug  auf  solche    von    der    Landesconthigentsvenvaltung 

iunerhalb  des  Kreises  ihrer  Verwaltungsbefugnisse  abgeschlossenen 

Verträge,  wie  klagenderseits  behauptet  werde,  stets  der  Reichs- 

^llilitärfiskus  allein  und  direct  berechtigt  und  verpHichtct  werde, 

fer  ob    der    Regel    nach    die    von    Labanü,    Reichsstaatsrecht 

HI,    Abth-  II   S.  194,  195,  224   ausgeführte   Ansicht   zu- 

vffend  sei,  könne  hier  dahingestellt  bleiben.    Denn  der  Umstand, 

die  hier  in  Frage  stehende  Grundgerechtigkeit  den  Interessen 

ini  Eigenthura   des  Reiches   stehenden  Infanteriekaserne    zu 

ffleu  bestimmt  sei,  beseitige  jeden  Zweifel  daran,  dass  als  der- 

iiige  Militärfiskus,  welchem  sie  durch  den  geschlossenen  Vertrag 

we  bestellt  sem  sollen,  von  den  Contralienten  der  Reichs-Militär- 

fch«  gemeint  gewesen  sei.    Die  Eintragung  des  dem  Äülitärliskus 

wn  der    Staat    Cassel    eingeräumten    dinghcheu   Rechts    in   das 

Onmdbuch   sei    denn   auch   zu   Gunsten  des  Reichs-Militär- 

tiiküs  erfolgt. 

Daa  Landgericht  hat  darauf  im  Uebrigen  die  Klage  aus  hier 
idcbt  interessirenden  Gründen  zurückgewiesen. 

Des  £[Iäger  erhob  Berui'ung.     Nach  stattgehabter  Verband- 
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luBg  beschloss  das  Oberlandesgericht  zunächst,  dass  der  Proze 
Vertreter  dos  Klägers  in  urkundlicher  Form  die  Erklärung  des 
Reichskanzlers  beizubringen  habt',  dass  derselbe  den  gegenwärtigen 
Prozess  Namens  des  Reichs-Militärfiskus  genehmige. 

Der  Prozessvertreter  hat  darauf,  in  erster  Linie  an  sein 
Auffassung  festhaltend,  dass  es  einer  solchen  Ynllmächt  nicht 
bedürfe,  eventuell  eine  in  Vertretimg  des  Reichskanzlers  vo: 
Staatssekretär  des  Reitsbsschatzamts  unterzeichnete  Prozessrol 
macht  überreicht.  Das  Benifun^^sgoridit  erachtete  diese  Vollmac 
für  unzureichend  und  ertlieilte  eine  weitere  Frist  zur  Beibringui 
einer  vom  Reichskanzler  selbst  uuterzeichneten  Vollmacht 

Der  Herr  Reichskanzler   hat    die  Ertheilung  der  Vollma 
abgelehnt,  au(;h  die  in  seiner  Vertretung  vom  Staatsseki'etär  d 
Reichsschatzamts  ausgestellte  Vollmacht  zurückgezogen,  indem 
davon  ausgeht,   dass   weder   er  selbst  noch  ein  anderes  unmit 
bares  Organ    des  Reiches,    \ielmehr   die   Landes-Militärbohördei 
und  zwar  die  Königlich  Preussische  Intendantur  des  XI.  Aruic 
Corps   ausschliesshch  befugt  sei,   den  Roichs-Müitärtiskus   in  dein 
vorliegenden  Rechtsstreite  zu  vertreten. 

Die   Erwägungen    des   Herrn  Reichskanzlers  ftir   diese  Eni 
Schliessung  sind  im  Wesentlichen  folgende : 

Der  Reichskanzler  geht  davon  aus,  dass  die  Reichsverfassai 
in   ihren   auf  das  Ki'iegswesen    sich  beziehenden  Vorschi-iften  die! 
Militärhoheit  der  Einzelstaaten  nicht  beseitigt  und  denselben  ins 
besondere  die  Verwaltung  der  Heeresangelegeuheiten  belassen  h, 
Demgemäss   führt   vor   Allem   der  König  von   Preussen,   di 
Armee  als  in   sich  geschlossener  Bestandtheil  mit  zunächst 
veränderter   Organisation    in    das    Bundesheer    übergegangen 
(Art.  61,  63  Abs.  5  der  Reichsverfassung),  die  Verwaltung  seim 
Contingents  durch  eigene  Organe,  zugleich  mit  der  ihm  convei 
tionaweiso  übertragenen  Venvaltung  der  meisten   übrigen  Con 
gente.   Ebenso  verwalten  die  Könige  von  Sachsen  mid  Württei 
berg  mit  der  ans  dem  Art.  63  Abs,  5  a.  a.  O.  sich  ergebendi 
Beschränkung    ihre    Contingente    selbständig.     Eine    Bestätigiin 
iindet  diese  Auffassung  insbesondere  auch  durch  Art.  4  (im  E 
gange  und  unter  Nr.  14)  der  Reichsverfassung,  wonach  das  Mihtär- 


^ 
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nur  der  Beaafsichtigung  seitens  des  Reiches  unterliegt, 
IbtT  d«9«ii  AusübuDg  Art.  63  nähere  Bestimmung  trifPt,  —  nicht 
ijber  in  die  Verwaltung  dos  Reiches  übergegangen  ist. 

AUerdiiigs  übt  das  Reich  auf  die  Uandliabung  der  Militär- 

fvwsttoog  tiefgehenden  Einfiuss   aus.    Die  Verwaltung  ist  nach 

V'orschriflen  der   Reichsgesetze  und  Verordnungen  (Art.   7 

T?- •  » sverfassung)    zu    tüliren.     Die   Verausgabung    der   zur 

j;  der  Kosten  des  Älilitäi-wesens  eif orderlichen  und  vom 

znr  Verfügung  gsetellten  Mittel  ist  an  den  im  AVege  der 

j:e9etzgebung    festgestellten    Reichshaushaltsctat    gebundeT» 

♦;2  Abs.  3).     um  zu  erreichen,  dass  der  Reichskanzler  die 

'Wen  Ergebnisse  der  IVIilitiirvenNaltung  in  die  von  ihm  dem 

'  e    und    dem    Reichstage    zur   Entlastung    zu    legende 

ibemimnit,  sind  die  Contingentsstaaten  in  ihrem  eigenen 

i.trauf  hingewiesen,  mit  dem  Reichskanzler  stete  Fühlung 

:dten  (Art.  72).    Die  Reclmung  der  MUitiirverwaltung  unter- 

(lie  Rechnungen  der  unmittelbaren  Reichsverwaltuiigeu, 

ing   durch    den  Rechnungshof  des    Deutschen    Heiches, 

Durch  diese  Sehrauken  wird  aber  nichts  darin  geändert,  dass  in 

eit  der  Reichsverfassung  die  Einzelstaaten  die  Verwaltung 

JClitärwesens   kraft   eigenen   Rechts   selbständig  füliren   und 

ansäen    hin    zur  Führung    der  Verwaltungsgeschälte   allein 

sind. 

Hier  entsteht  nun  allerdings  durch    den  Umstand,    dass   die 

erwoltnngen  von    Preussen,    Sachsen    und    Württemberg 

Hch   mit   Reichsgeldem   wirthschaften    und   dass    nach    dem 

;e8etz   vom    25.  Mai   1873   ( Reich sgeseizblatt  S.  113)   alle 

dienstlichen  Gebrauche  gewidmeten  Gegenstände  im  Eigen- 

des  Reiches  stehen,   die  Eigenthümhchkeit,  dass  das  Reich 

■ach  aussen   hin  durch   die  Rechtshandlungen  der  Eiuzelstaaten 

lonnittelb&r  berechtigt   und  verpflichtet   wird,    und  dass  über  die 

dflB   dienstlichen    Gebrauche    der   Mihtärverwaltuug    gewidmeten 

[  Gegenstände   der  Nichteigenthümer   —   der  Einzelstaat   —   end- 

gjkig  verfügt,    und   zwar  der  Regel  nach  mit  Ausschluss  der  un- 

VDttelharen  Organe  des  Eigenthümers,  des  Reiches. 

Man  hat  versucht,   den   Umfang  dieser  Anomahe  durch   die 
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Behauptung  einzuBchränken,  dass  die  ReGhtahandluDgenderMilitSr- 
Verwaltung  nicht  <leü  Reichsfiskus,  souderu  den  Landesfiskus 
berechtigen  und  verpflichten,  dass  unter  dem  MiUtärhskus  in  der 
Regel  der  Landesfiskus  und  nur  ausnahmsweise  der  Beichstiskus 
zu  verstehen  sei.  Lahanb,  dor  einzige  Vertreter  dieser  AuflGassung, 
lässt  nur  hinsichtUch  der  Vergütungen  der  Mihtärlasten  und  der 
Rayoabeschi'änkungen  eine  Ausnalime  zu  (Laband,  Staatsrecht 
des  deutschen  Reiches  III,  2.  S.  194), 

Allein  diese  Disparität  lässt  sich  nicht  halten.     Zunächst  ist 
der  Kreis  der  „Ausnahmen"  von  Laband  zu  eng  gezogen.    Nach 
§§  149,  151  des  Reichsbeamtengesetzes   richten   sich    sämmtliche 
vemKigensrechthche  Anapriiche  der  Beamten  der  Militärverwaltung 
unmittelbar  gegen  den  Reiehsliskus.     Es  würde  an  jedem  innereu 
Grunde    für   die  Annahme    feblen,    dass    ftir    die  Ansprüche    der 
Offiziere  un<l  Maimschaften  das  (legentheil    der  Fall  sei.     Jeder 
Zweifel  wird  aber  beseitigt  durch  §  1  des  Wohnungsgeldzuschuss- 
gesetzcs  vnm  30.  ,Iuni  187:-$  (Reiclis-Gesetzblatt  S  166),   welcher^ 
ausspricht,  dass  die  Offiziere  ilw  Gehalt  aus  der  Reichskassi 
beziehen.     Darnacli   bhebe   für   den   Landesfiskus  nui*   noch  daal 
Gebiet  des  Rechtsverkehrs  mit  Privatpersonen  übrig.  EutscheideodJ 
gegen  Lahand  ist  aber  vor  Allem,  dass  die  Gelder  der  Mihtär- 
Verwaltung  Eigcntbum  des  Reiches  sind,  während  sie  nach  Laband] 
mit  der  Abftiiining   an   di<^  Militärverwaltungen  Tiandeseigenthum j 
werden  niüssten.     Trägt  man  Bedenken,  das  Eigenthuninrecht  desj 
Reiches  an  den  Geldern  aus  §  1  des  Rciclisgesetzes  vom  25. 
1873  zu  folgeni,  so  ergibt  sich  dasselbe  zweifellos  aus  §§  134  in] 
Vorbindung  mit  §  157  des  Reichsheamtengesetzes,  woselbst  sämmt-j 
Miütärkassen  eiuschhesshch  der  von  Poi"sonen  des  Soldatenstand«: 
verwalteten  für  Reichskassen  erklärt  sind.  Darnach  trcflfen  Verlust 
welche  die  Militärkassen  durch  Defiecte  erleiden,  soweit  sie  dnrcli 
die  Regresspfiichtigen  nicht    gedeckt    werden   können,    nicht   den 
Landesfikus,  sondern  den  Reichsfiskus,   worüber  übrigens   in  d€ 
Praxis    niemals    ein   Zweifel  bestanden   bat.     Gehören   aber   alle 
Sachen,   ihe    die   Milltärvenvaltung   besitzt,    einschliessüch   des^ 
Geldes,  dem  Reiche,  so  wäre  es  doch  wunderbar,   fiir  die   obli- 
gatorischen Berechtigungen    des  Militärfiskus  das  GregentheilJ 
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anzanehmen.  Und  was  die  obligatorischen  Verpflichtungen 
des  Militärüskus  anbelangt,  so  genügt  ein  Blick  in  den  preus- 
BJscheM  Staatshaushaltsotat,  um  erkennen  zu  lassen,  dass  dersell)e 
der  preussischen  Militärverwaltung  nicht  einen  Pfennig  zur  Ver- 
fügung Btellt,  um  Ausgaben  fiir  die  Verwaltung  des  preussischen 
Kontingents  des  Reichsheeres  /u  bestreiten,  während  nach  Laband's 
Ansicht  offenbar  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  wie  die  der 
preussischen  Zoll-  und  Reichssteuerverwaltung  durch  den  preus- 
sichen  Etat  laufen  müssten. 

Es   sei   schliesslich  noch  auf  die  inneren  Widersprüche  hin- 

gevriesen  ,    zu   denen    Laband's    Ansicht   Hilirt.      Nach   §   3    des 

Naturalleistungsgesetzes    vom    13.    Februar    1875    soll    Vorspann 

nur    requirirt    werden,    wenn     der    Vcfsuch,    die    Gespanne    zu 

ermiethen,  misslingt.     Gelingt  die  Ermie.thung,   so   entsteht   nach 

Labakd  eine  Forderung  gegen  den  Landestiskus;  gelingt  sie  nicht, 

»  begründet  dieselbe   thatsächliche    Leistung   eine   For- 

Acning   gegen   den  Reichstiskus.     Derselbe   Unterschied  tritt    bei 

der  Inanftpruchnahnie  von  Uuterkunftsräumen  hervor,  je  nachdem 

dieselben  enniethct  oder  auf  Grund  des  Quartierleistungsgosetzes 

lordert    werden.     Wie    stellt   sich    tlio   Sache,    wenn   mit   dem 

lartierwirth    noch    ein  Nobonabkonimen    getrofl'en   wird,    wie  es 

Wi  den  sogenannten  Privatkascrnements,   die  gegen  Zahlung  des 

pw'lzlichen  Serviaes   hergegeben,    der  Fall    ist?    Der  Militäretat 

«t^Dl  der  Militärvenvaltung  Gelder  znr  En-ichtung  von  Kaserne- 

niratg  etc.  für  das  Reichsheer  zur  Verfügung.     I>uroli   den  Ver- 

frigs-schlnss  wird  nach  Laband  gleichwohl  nicht  der  Reiclisfiskus, 

«wderu    der    Landesfiskus    berechtigt    und    verpflichtet.      Durch 

^fibergabe  der  ermietheten  Häuser  erlangt  aber   im  Gebiete  dos 

preusgischeu    Rechtes,   welches  dem  Mietlirecht   dingliche  Natur 

lieilfigt,  der  Reichsfiskus  das  dingliche  Recht  (§  1  des  Gesetzes 

Tom  26.  Mai  1873),  wälu'end  in  den  Rechtsgebieten,  welche  dem 

Mielher    nur    einen    obligatorischen    Ansiiruch    zuschreiben,    der 

utndesfiskus  der  allein  Berechtigte  bliebe. 

Man  wende  nicht  ein,  dass  derartige  üntei'scheidungen  theo- 
r«ti»ch  nothwendig,  und  praktisch  unschädlich  seien.  Für  das 
rechtsucJiende  Publikum  bildet  die  üngewissheit,  ob  aus  Verträgen 
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mit  der  Militärven^altung  der  Rcichsfislcus  oder  der  Landesfiski 
verkhigt  werden  niuss,  eine  d«'r  Rechtsverweigerung  nahe  komniendt] 
Quelle  der  Rechtsunsicherheit.     Lässt   sich  die  von  Laband  ge» 
suchte  Grenzlinie  zwischen  Reichstiskus  und  Landesfiskus  in  der 
Praxis    nicht   ziehen;    ergibt    sich    femer,    dass    der    Ausdruck 
„Militärfiskus"    überall,    wo    er   in   der  Reichsgcsetxgebuiig   vor- 
ktnuiiit,  den  Reichstiskus  und   an  keiner  Stelle  den  Laudestiskus 
bedeutet,  und  wird   scUiesslich  in  Betracht   gezogen,    dass   tliat- 
sächlich  alle  Vorträge,   wck^he  die  preussische   Militärverwaltung 
abschlicsst,  ausdrücklich  „Nauicns  des  Reichs-Militärtiskus'^  abge- 
schlossen werden,  mitliin   die    Gegeucontrahenten   vollständig  iui 
Klaren  darüber  sind,  dass  ihnen  Rechte  und  Pfhchten  dem  Landes- 
Hskus  gegenüber  nicht  erwachsen,  so  ergibt  sich   mit  zwingender 
Nothwendigkeit,  dass  das  Rechtssubject  aller  Berechtigungen  und 
Verpflichtungen  der  Militärverwaltung  ein  einheitliches  sein  niuss,] 
und  dass  als  solches  nur  der  Reiclisiiskus  angesehen  werden  kann.] 
Ergibt  sich  aber,  dass  alle  das  fiskalische  Interesse  berührenden 
Handlungen   der  Mihtäi-verwaltung  den  Reiclisfiskus   unmittt'lhar 
berechtigen  und  verplhcliten,  so  tritt  einerseits  die  Unausführbar- 1 
keit  «ler  Anforderung  klar  zu  Tage,  dass  jede  dieser  Handlungen, 
um   nach    ausseu    rechtswirksani    zu    sein,    die   Zustinunung   des 
Reichskanzlers  crluüten  müsse,  andererseits  wird  ersichtlich,  ds» 
die  Frage  der  Vertretung    des    Reichs-Militiirfitjkus    in  Prozesse 
nur  einen  vergleichsweise  nebensächlichen  Bestandtheil  der  Haupte 
frage  bildet,  wer  den  Reicbs-Militärfiskus  überhaupt  vertritt. 

Soweit  der  Rechtsverkehr  sich  ohne  Mitwirkung  der  Gerichtt?' 
vollzieht,  ist  die  Befugmss  der  Kontingcntsverwaltungen  zu  diose»* 
Vertretung  niemals  bezweifelt  worden.  Auf  dem  eminent  wichtigerm 
Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  haben  in  Folge  des  Reich»' 
gesetzes  vom  25.  Mai  1873  in  Preussen  vereinzelte  Schwankungei 
stattgefimden,  welche  aber  dmch  Besclüuss  des  Kammergerichl 
vom  1 7.  März  1884  vollständig  zu  Gunsten  der  Mihtärverwaltun? 
beseitigt  sind.  Auch  auf  dem  Gebiete  dos  Oivüprozesses  bild< 
die  Fälle,  in  welchen  die  Gerichte  die  Bctlieiligung  des  Reichs- 
kanzlei's  in  Anspnich  genommen  haben,  verschwindende  Ausnalmien^ 
obgleich  das    in  Bd.  8  8.  1   der   Entscheidungen   in  Civilsache» 


A 
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luitgetheilte  Urtheil  des  Reicbsgerichts  die  Ansicht  verbreitet  hat, 
dass  der  höchste  Gerichtshof  die  Streitfrage  ex  professo  behandelt 
und  principieU  zu  Ungunsten  der  Militäi'verwaltung  entschieden 
habe.  AJlein  die  Begründung  jenes  Urtheüs  und  noch  unzwei- 
deutiger das  ürtheil  vom  16.  Dezember  1885  (Band  15  S.  37, 
T^.  namenthch  S.  38  unten  und  8.  39  oben)  lässt  ersehen,  dass 
der  höchste  Gerichtshof  die  Frage  als  eine  für  ihn  nocl»  offene 
bebandelt  hat. 

Lmerhalb  der  Ceuti*alt>eh5rden  endhch  besteht  volle  Ein- 
lütliigkeit,   indem    auch    der    Herr   ReicbskuJizler   in    Ueberein- 

nuiig  mit  dem  Gutachten  des  Reichs- Justizamts  zu  iblgendeu 
Ergebuissen  gelangt: 

1.  Dass  das  Reich  zwar  als  der  rechtliche  Träger  des 
Mihtär Vermögens  angesehen  werden  müsse,  auf  miU- 
tärischem  Gebiete  Landeshskus  und  [{eichsliskus  nicht 
nebeneinander  bestehen ; 

2.  dass  den  Kontingentsvei'waltungen  indessen  die  aus- 
schliessliche und  unbeschränkte  Fütirung  aller 
Mihtärverwaltungsgescbäftc  nicht  nur  auf  Rechnung,  son- 
dern auch  in  Vertretung  des  Reiches  zusteht; 

3.  dass  die  hei  der  Rechnungslegung  verfassungsmässig  ein- 
tretende Verüntwurtliclikeit  des  Reichskanzlers  einen  ent- 
sprechenden EinÜuss  desselben  auf  die  Acte  der  Militär- 
verwaltung und  das  Bedürfniss  der  Fülilung  der  letzeren 
mit  dem  Reichskanzler  bedingt,  dass  jedoch  die  Frage, 
wie  sich  in  Folge  dessen  die  Stellung  der  MiLtarver- 
waltuug  zu  dem  Reichskanzler  gestaltet,  von  der  Reichs- 
verfassung  als  eine  lediglich  interne,  näherer  Regelung 
nicht  bedürftige,  erachtet  worden  ist. 

Die  gleiche  Auffassung  hat  der  Bundesrath  stets  vertreten, 
tn  einem  Berichte  der  verehiigten  Ausschüsse  fiir  Zoll-  und 
Steuerwesen  und  füi*  Justizwesen  vom  28.  November  1874  (Druck- 
suGben  des  Biiudesratbs  Nr.  160)  wird  aus  den  Artikeln  61 — 68 
»r  Rcichsverfassung  gefolgert,  dass  der  Aufwanrl  für  das  Heer 
)t>  Seiten  Württembergs  ebenso,  %vie  von  den  übrigen  Bundes- 
staaten mit  Ausnahme  Bayerns,   „nicht   in  eigenem  Namen,  son- 
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dem  nur  procuratorio  nomine  des  Reichs"  bestritten  wenle. 
Andererseits  ist  in  dem  Rendite  der  vereinigten  Ausschüsse  für 
Justizwesen  und  für  Rechnungswesen  über  den  Entwarf  des 
Reichseigenthuinsgesetzes  vom  20.  Dezember  1872  zu  §  8  de^ 
Gesetzes  vom  25.  Mai  1873  konstatirt,  „dass  miter  der  zur  Ent- 
scheidung (über  die  Rückgabe  eines  Militürgrundstücks  itn  deu 
betreffenden  Uundosstaat)  berufenen  obersten  Behörde  im  mili- 
tärischen Verwaltuugszweige  die  Spitze  der  Kontiugentsverwaltung 
verstanden  ist." 

Es  handelt  sich  somit  füi*  die  Gerichte   nicht  um    eine  Eut- 
acheidmig  von  nicht  zu  übersehender  Tragweite,  sondern  lediglich 
um    die   letzte   Sanctionining   eines    Recbtsgi'undsatzes,    der  von 
jeher  gehaiulhabt,  für  die  Verwaltung  völlig  unentbehrlich  ist  und 
über  welchen  hei  den    höchsten  Stellen    im    Reiche    und    in   den 
Einzelstaaten  volles  Einverständnis»   besteht.     Auch  die   neueren 
Staatsrechtislehrer  stehen,    ausser  Lauand,  auf  dem  Standpimkt^, 
eine   unmittelbare    Berechtigung    und  Verpflichtung    des    Reichs* 
fiskus  durch  die  Kontingentsverwaltungsbchorden  hei  Fiüirung  cUtI 
Militärverwaltungsgeschäfte   anzunehmen   (vgl.   Zorn,    Staatsrecht 
des  deutschen  Reiches  Bd.  l  S.  326  ß'.,  Scnui.ZE,  Lehrbuch  des 
tloutschLMi   Staatsrechts   Bd.  11.   S.  254,  264,    G.  Mkyer,  Lehr-j 
buch  des  deutschon  Verwaltungsrechts  Bd.  II.  8.  40,  insbesondera] 
Note    18,    BüiiLAU,    Mecklenburg.    Landrecht    Bd.    IIl.    S.   16).j 
Was  aber  Lahand  betrifft,  so  führen  gerade  dessen  scharfsinnig«»] 
Erörtcningen   in  Hirth's  Ännalen  1873,    S.  425  ff.    zu   der  hier] 
vertretenen  Auffassung.   Noch  in  seinem  Staatsrecht  des  deutscbeaj 
Reiches,  Bd.  IL,  2  S.  219,  sagt  er  von  dem  Rechtszustande  v  o  H 
Erlass  des  Rciclisgesetzes:  „Theoretisch  wav  das  Verhältniss  nicht] 
anders  zu  construiren,  als  dass  das  Reich  an  den  TOn  den  Einzel- j 
Staaten  eingebrachten  Gegenständen  das  Eigenthum  des  Landes- 
fiskus  behufs  Erfüllung  der   Veinvaltungsaiifgaben    auszuübemj 
befugt  sei.   Genau  dasselbe  Verhältniss  liegt  jetzt  für  die  Landes- 
niilitärbehörden  bezüglich  des  Reichseigenthums  an  Militärgnmd- 
-stii<:ken  vor.    Es  ist  daher  schwer  ver>5tändlich,  wie  gerade  LabaxiiJ 
dazu   gelangt  ist,   dem  Grundsatz,   dass    der   Reichs-Müitärfiski 
allgemein  durch  die  Kontingentsverwaltmigen  vertreten  wird,  sein« 
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Anerkennung  zu  versagen.  Gerade  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873 
aber  bestätigt,  aufgofasst  im  Zusammenliange  mit  clem  vorauf- 
;euen    Zustande    und   unter    Berücksichtigung    seiner   Ent- 

Intngsgeschichte,  die  Befugniss  der  Militärverwaltung  zu  der 
formeil  reclitlichen  freien  Verfügung  über  ilas  ilir  gewidmet«* 
Reichs-'  '^  iin.  Dio  Motive  zu  dorn  Gesetz  bezeichnen  ilie 
DienstL;  uke    als  Ausstattungsstücke    des   Verwaltungs- 

xweiges,  dem  sie  gewidmet  sind.  Der  praktische  Gesichtspunkt, 
dan  die  Verwaltung  eines  Zweiges  der  Staatsgewalt  sich  niebt 
fiibren  lässt,  ohne  die  civilrecbtliche  Verfiigungsbefugniss  des 
Verwalters   über   die  seiner    Verwaltung   gewidmeten   Gegen- 

sde,  hat  den  alleinigen  Ajüass  dazu  geboten,  dem  Reiche  an 
von  den  Eiuzelstaaten  eingebracliten  Gegenständen  auch 
Cbnnell  das  Eigenthunisrecht  beizulegen.  Das  Gesetz  würde  mit 
diesem  klar  erkennbaren  Zwecke  in  Widerspruch  stehen,  wenn 
anznnebmcn  wäre,  dass  es  die  Missstände,  <lic  es  für  die  unmittel- 
baren Reiclisverwaltungen  beseitigt,  für  die  Militärverwaltung 
geschaffen  hätte.  Indem  es  aber  im  §  8  nicht  nur  unter  den 
Begriff  der  Reichsverwaltung  die  Militärven*'altung  vorbehaltlos 
urt,  sondern  ilir  auch  die  weitaus  wichtigste  VerfUgiings 
js,  nämlich  die  Entscheidung  über  die  unentgeltliche  Rück 
gdbo   eines   von    einem    Einzelstaat    eingebrachten   MiUtärgrund- 

Eka  an  diesen  Staat  ausdrückbch  beUegt,  hat  es  jeden  Zweifel 

iber  beseitigt,  dass  die  Militärverwaltung  überhaupt  Namens 
dn  Reiches  über  ihre  Ausstattirngsgruntlstücke  zu  verfügen  und 
iblglich  auch  die  darauf  bezügUchen  Prozesse  zu  führen  hat. 
Zum  Theil  sind  die  hie  und  da  über  die  Verfiigungsbefugniss  ^\<•v 
Militärverwaltung  hervorgetretenen  Bedenken  viüIUicht  auf  oine 
nahe  liegende  Verwechselung  zurückzuführen,  indem  man  an  die 
Grundsätze  von  der  Verwaltung  einer  fremden  unbeweglichen 
Sache  gedacht  hat.  Der  König  von  Preussen  verwaltet  aber 
durch  seine  Mihtärbchörden  nicht  die  einzelne  Kaserne,  den  ein- 
zehienUebungsi)latz,  ihm  untersteht  die  Verwaltung  des  gesammten 
Militttrwesens. 

Die   einzelnen   Mihtärgrundstücke    stellen    sich   lediglich    als 
Zobehör   dieses    Zweiges    der    Staatsverwaltung    dar. 
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Seine  VerwaJtimgsbeftignisse  sind  daher  weit  umfiissender,  als  die 
eines   pi-ivatrechtEchon  Ven^'altei-s,    sie   begreifen   alle    dii 
Befugnisse  in  sieb,    ohne  welche  die  Führung   eines  Zwt  i  r 

Staatsverwaltung  gar  nicht  gedacht  werden  kann,  also  namentlich 
auch  die  Befugniss,  die  durch  die  Verwaltung  bedingten  R-echts- 
geschäfte  abzus(;hliea8en  und  die  zu  deren  Durchführung  und  ziuu 
Schutze  des  Verwaltungseigenthums  erforderlichen  Prozesse  zu 
führen. 

Tu  der  darauf  stattgefunden en  mündUchen  Verhandlung  hat 
das  Berufungsgericht  beschlossen,  die  Verhaudlung  zunäx:-h8t  auf 
die  Frage  der  Äktivlegitiination  des  Reichsniilitäi-fiskus  und  der 
gesebiichen  Vertretung  desselben  durcli  dit«  Intendantur  des 
XI.  Armeecorps  zu  beschränken. 

Demnächst  ist  das  erste  Urtheil  dahin  ahgeäudert,  dass  diti 
klagende  Intendantur  mit  ilirer  Klage  abgewiesen  ist,  unt 
Verurtheilung  derselben  in  die  Prozesskosteu.  In  den  Entachei- 
duiigsgriinden  wird  nusgeführt: 

„Auch  wenn  das  Reich  der  richtige  Kläger  sei,  so  fei 
es  doch  an  einer  Bestimmung,  aus  welcher  die  Legitim atioa] 
df*r    Iutend?intur    herzuleiten    sei.      Die    Intendantur   wol 
dieselbe   auf  einem  Umwege  geltend  machen,   indem  sie  die 
Behauptnng  nufsteUe,   dass  sie  die  Vertreterin   des  preussi-^ 
sehen  Krifgsniinisteriums,  dieses  aber  Vertreter  des  Reich« 
sei.     Das   letztere    sei    unriclitig.      Wenn   man    auch  davoi 
auszugehen    hätte,    dass   nach    der  Reithsgesetzgebung  di« 
Kontiugents-Verwtdtnugen  innerhalb  ihres  VtTwaltungskreis« 
verfassungsmässig  befugt  seioii,  das  Eigenthum  des  Reiche 
zu  verwalten,   so  sei  doch  in   dieser  Befugniss   das  Recht, 
vor  Gericht  in  Prozessen  aufzutreten,  nicht  enthalten.   Den 
blossen  Verwalter  einer  fi-emdeu  Sache  stehe  nicht  das  Rechl 
'ZU,  den  Eigenthiimer  in  Prozessen  über  dieselbe  zu  vertreten* 
Im    preussischen    Allg.    Landrechte    sei    die«    ausdrückücl 
ausgesprochen  (§  12:^  des  ÄUg.  Landrechts,  Theil  I,  Tit.  14)| 
und  nach  gemeinem  Recht  sei  selbst  die  libera  admiuistrati 
auf  die  laufende  Verwaltung  beschränkt.    Eine  Abweiehui 
des  deutschen  Staatsrechts  von  diesen  civili"echtlichen  örut 
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sn  sei  um  so  weniger  zu  vennuthen,  als  iu  Spezial- 
gesetzen die  Landcs-Kowtingents -Verwaltungen  ausdrück- 
lich als  die  gesetzlichen  Vertreter  des  Reichea  vor  (ie- 
ricLt  bezeichnet  und  denselben  dadurch  Speziallvolhnacht 
ertheilt  sei". 

Gegen  dieses  TVtheil  ist  von  Seiten  des  Klägers  die  Revision 
erhoben,  mit  dem  Antrüge: 

Das  angefochtene  ürtheil  aulzulteben,  die  Könighche  In- 
tendantur des  XI.  Armeccorijs  als  gesetzhche  Verti-oterin 
des  ReichsmilitärHskus  in  diesem  Prozesse  anzuerkennen  und 
als  solche  zuzulassen,  die  »Sache  selbst  aber  zur  anderweiten 
Verhandlung  und  Entscheidung  über  die  für  den  Reichs- 
fiskuä  eingelegte  Berufung  an  das  Berufungsgericht  i5urtick- 
zuverweisen  und  die  Kostt-n  dem  Revisionsbeklagten  zur  Last 
zu  legen. 

In    der    mündlichen     Verhandlung    bat    der    Vertreter    des 
Klägers  nach  Verlesung  des  vorstellenden  Antrags  im  Anscbluss 
sä  <Ke  vorstehenden  näher  bezeicboeten  Ausführungen  verhandelt 
insbesondere  geltend  gemacht^  es  sei  reclitsiiTthüinlich,  wenn 
Berufungsgericht    die   civÜrechtlichen    Grundsätze    nhov    die 
altung  einer  fremden  Sadie  auf  eleu  vorliegenden  Fall  über- 
fcnp.  Das  Reichsgericht  hat  darauf  durch  Urthcil  vom  20.  Dezem- 
Wr  1887  erkannt: 

Das  ürtheil  des  Kgl.  Prouss.  Oberlandesgerichts  zu 
Cassel  vom  22.  April  1887  wird  anfgehobon,  und  die  Sache 
wr  anderweiten  Verhandlung  und  Entscheidung  an  das 
Berufungsgericht  zuriickvenviesen.  Die  Entscheidung  über 
die  Kosten  dieser  Instanz  wird  dem  Endurtlieile  vorbelialten. 


Entscheidungs  gründe. 

Ke  Entscheidung  der  Frage ,  ü1>  die  Intendantur  eines 
praattischcn  Armeecorps  befugt  ist,  den  Reichsmilitärfiskus  bezüg- 
Kci  der  ihrer  Verwaltung  •untei'stellten  Gegenstände  im  Prozesse 
m  vertreten,  hängt  zunächst  von  dem  rechtlichen  Verhältnisse 
ai«.  in  welchem  veriassungsmässig  die  Mihtärverwaltung  der  Einzel- 
staaten zum  deutschen  Reiche  steht.    Da  das  Königreich  Bayern 
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in  dieser  Beziehung  eine  bier  nicht  in  Betracht  konunende  Sonder-j 
Stellung  einnimmt,  imd  da  andererseits  die  Alilitärverwaltuug  der^ 
übrigen  deutschen  Staaten,  mit  Ausnahme  von  Sachsen  UDd' 
Württemberg,  durch  die  abgeschlossenen  Militärconventionen  ani 
Preusscn  iiliertragon  ist,  so  wird  hier  nur  die  Stellung  der  Miht.nr- 
Verwaltung  in  den  drei  Königreicb<'n  Preussen,  Sachsen  und  Würt- 
temberg einer  Erörtennig  zu  unter/.ielien  sein. 

Dem  Revisionakläger  ist  zunächst  darin  beizutreten,  dass  es 
keine  Rfit-liHniilitfirvcrwidtung,  sondern  nur  Kontingentsvervral- 
tungeii  der  Einzelstaaten  gibt.  Es  kaim  dahin  gestellt  bleiben, 
ob  dieser  Satz  schon  (laraus  abgeleitet  werden  darf,  dass  in  der 
Reichsverfassuug  die  Mihtiirvrrwaltung  den  Einzeistaatcn  nicht 
ausdrücklicli  entzogen  ist-,  denn  wenn  man  dies  auch  verneinen 
wollte,  80  führen  doch  die  in  der  Reichsverliissung  über  dsi» 
Militärwesen  entlialteiien  Bestimmungen  und  insbesondere  der 
Art.  03  der  Reichsverfussiing  mit  Nothwendigkeit  zu  der  Aimalime, 
dass  nach  der  Absiclit  der  vertragschliessendeu  Staaten  die  Selb- 
ständigkeit der  Militärverwaltung  in  den  Einzeistaatcn  im  Prinjap 
aufrecht  erhalten  w(>rden  RoUte.  Schon  der  Absatz  3  des  Art. 
wäre  srliwer  mit  der  gegentheiligen  Annahme  vereinbar,  da 
einer  Hervorhebung  der  darin  dem  Kaiser  vorbehaltenen  oiler  ein 
gerämut(Mt  Rechte  nicht  bedurft  hlitte,  wenn  das  Landheer  d« 
unniittelliareii  Verwaltung  des  Reiches  hätte  unterstellt  werde 
sollen. 

Entscheidend  ist  aber,   wie  der  Revisionskläger   mit   Recl 
hervorlu'bt,  der  Absatz  5  des  genannten  Artikel». 
Weuii  dort  bestimmt  w^ird: 

„Behufs  Erhaltung  der  unentbehrhchen  Eirdieit  der  Ad' 
ministration,    Verpflegung,   Bewaffiiung  und  Ausinistui 
aller  Truppentbeile   des    deutschen    Heeres  sind    di<*  b« 
lieben  künftig  ergehenden  Anordnungen  für  die  ]n-eusai8cli 
Armee  den  Coramandeuren   der  übrigen  Contingente  dui 
den  Art.  8  Nr.   1    bezeichneten    Ausschuss   für  das 
beer  und  die  Festungen  zur  Nachuchtung  in  geeigneter 
niitzuttieUen", 
so   lässt  diese  Bestimmung  nur  die  Deutung  zu,    dass   die 
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tfirrenraltung  der  Einzelstaaten  an  sich  eine  selbständige  ist 
and  nur  im  Interesse  der  Einheit  durch  die  hier  gegebene  Vor- 
schrift eine  Beschränkung  erleiden  sollte.  Auch  steht  damit  die 
thatsachliche  Uebung  im  Einklänge ;  es  besteht  keine  oberste  Reichs- 
behorde  für  Militärverwaltung,  es  gibt  nur  ein  preussisches,  ein 
isisches  und  württemhergisches  Kriegsininisteriiim,  welchem 
Verwaltung  der  einzelneu  Landeskontingente  obliegt.  Bedenken 
gegen  diese  Auflassung  lassen  sich  auch  nicht  daraus  enttielmien, 
<lass  in  der  Verordnung  vom  23.  November  1874  betreirend  die 
Zuständigkeit  der  Reichsbehörden  zur  Austühruiig  des  Gesetzes 
fom  31.  Mäiz  1873  etc.  (Reichsgesetzblatt  8.  135),  bezieliungs- 
in  dem  dieser  Verordnung  angehängten  Verzeichnisse  der 
ibehÖrden  die  Königüch  preussischen,  sächsischen  und  wiirt- 
rgischen  Kriegsministerien  zu  den  obersten  Reichs- 
bebörden  und  die  Corpsintendanturen  zu  den  höheren  der 
obersten  Reicbsbehörde  unmittelbar  untergeordneten  R eich 8- 
behörden  gerechnet  werden.  Diese  Bezeichnung  findet  ihre 
Erklärung  durch  den  §  159  des  Reichsbeamten- Gesetzes  vom 
31.  März  1873  (Reichsgesetzblatt  S.  61),  nach  welchem  die  Aus 
Minog  dieses  Gesetzes  mittelst  einer  vom  Kaiser  zu  erlassenden 
Verordnung  zu  regeln  war;  durch  die  letztere  sollten  namentlich 
diejenigen  Behörden  näher  bezeichnet  werden,  welche  unter  den 
in  diesem  Gesetze  erwähnten  Reichsbehörden  verstanden 
sein  sollen.  Aus  der  in  der  genannten  Ausführungs- Verordnung 
gewählten  Bezeichnung  lassen  sich  daher  keine  Scldiissc  ziehen 
auf  die  staatsrechtliche  Stellung  der  Behörden  in  ihren  sonstigen 
Beziehungen  zu  den  Einzelstaaten ,    beziehungsweise  zum  Reich. 

Ebenso  wenig  kann  daraus  etwas  gefolgert  werden,  das«  da« 
Gesetz  vom  25.  Mai  1873  über  die  Rechtsverhältnisse  der  zum 
dienstlichen  Gebrauch  einer  Reichs  Verwaltung  gebrauchten  Gegen- 
ide  (Reichsgesetzblatt  S.  113)  sich,  wie  nicht  zu  bezweifeln  iaI 
§  7  des  Gesetzes),  auch  auf  die  Militärverwaltung  bezieht. 
Denn  durch  den  §  1  des  Gesetzes  wird  ausser  Zweifd  gesielli, 
unter  ReicLsverwaltung  im  Sinne  diesea  Genetze«  nicht 
die  Amtszweige  zu  verstehen  iriud,  weldie  sich  in  der  eigenen 
und   tmmittelbaren  Verwaltung  des   Reich«»    befbden,   sondern, 
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dass  durch   diesen  Ausdruck  jede   „aus  Hcichsmitteln  zu 
baltcnde  Verwaltung"  Imt  umfasst  werden  sollen. 

Wenn  ^leicli  hiernach  angenommen  werden  muss,    dass 
Militärvei-waJtung,   von  den  aus  der  Vorfassung  sich  ergebene 
Beschränkungen  abgoschon,   den   Einzelstaaten  als    selbständig 
Verwaltiingszweig  verblieben  ist,  so  wird  diese  Verwaltung  iinm^ 
liin  geführt  auf  Rechnung  und  in  Vertretung  des  Reiche-s. 

Das  Reich    ist  Eigonthüraer    aller    derjenigen   Gegenstänc 
welche  die  Militärverwaltung  der  Einzelstaaten  zur  Erfüllung  ili 
Aufgaben  bedarf.    Vor  dem  oben  erwähnten  Gesetz  vom  25.  M 
1873  war  dies  aucli  trotz  der  Schwierigkeit  der  juristischen  Cc 
struktion  bezüglich  der  beweglichen  Sachen  unbestritten.    Es  fa 
dies   praktische   Anerkennung   von  Seiten  des    Bundesraths   üb 
des  Reichstags  insofern,   als  in   den  Haux>tetats  der  Mihtär- 
Marine-Verwaltung   die  Erlöse  für  Gegenstände,   welche  sich  b( 
Gründung  des  norddeutschen  Bundes,   beziehungsweise  des  deut 
sehen  Reiches   im  Eigenthum  der  Eiiizelstaaten ,   beziehungsweia 
des  Bundes,  befanden,   demnächst  aber  als  unbrauchbar  verks 
wurden,    iiii'    die  Bundes-,   beziehungsweise   Reichskasse    in 
nähme  gestellt   wurden ,  während   diese  Erlöse  ohne  die  Voran 
Setzung  eines  dem  Bunde,  beziehungsweise  dem  Reiche,  an  jene 
Gegenständen   zustehenden  Eigentbums  der  Bundes-    beziehunf 
weise   der  Reichskasse   nicht  hätten   zu  (iute  gerechnet  werde 
können  (vgl.  die  Motive  zum  Gesetz  vom   25.  Mai  1873,  DrucI 
Sachen  des  Reichstags  1873,  Nr.  6,  S.  8.). 

Bezüglich    der   unbewegUchen   Sacheji   war   die  Frage  abe 
streitig  und  zur  Losung  der  daraus  entstehenden  Schwierigkeit 
wurde  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873  erlassen,   nach  dessen  § 
an  allen  dem  dienstlichen  Gebrauche  einer  verfassungsmässig  ai 
Reichsmitteln   zu  unterhaltenden  Verwaltung  gewidmeten  Gegei 
ständen    das   Eigenthum    und    die    sonstigen    dinglichen    Recht^*ü 
welche   den   einzelnen    Bundesstaiiten    zugestanden    haben,    dem 
deutschen  Reiche  zustehen. 

Dass  nun  bezüglich  der  im  Eigenthum  des  Reichs  stehenden 
•Sachen  in  Proze-nsen  über  dieselben  das  Reich  als  EigentbUmer 
auch  der  richtige  Kläger  und  Beklagter  ist,  ergibt  sich  ohne  Wei- 


und  wird  auch  mittelbar  durch  den  §  1  Abs.  3  des  citirien 
leetzes  anerkannt.  Was  aber  von  den  Sachen  gilt,  muss  auch 
a  den  Forderungen  und  Verpflichtungen  gelten,  welche  die 
ijUtarrerwaltung  erwirbt,  beziehungsweise  übernimmt,  da  es  an 
^B  liandeS'Mihtärfiskus  überhaupt  fehlt.  Die  Kosten  zur  Be- 
VHuig  des  Aufwands  für  das  Heer  werden  vom  Reiche  ge- 
igen, die  Höhe  der  dafür  erforderhchen  iSummen  und  die  Art 
■er  Verwendiuig  wird  durch  den  Reichshaushalts-Etat  festgestellt 

Rber  die  Verwendung  der  Gelder  ist  durch  den  Reichskanzler 
^tmdesrathe  und  dem  Reichstage  zur  Entlastung  jährliche 
jchnimg  zu  legen  (Art.  62  und  72  der  Reichsverfassung);  Er- 
amidse  fallen  der  Reichskasse  zu.  Angesichts  dieser  Bestim- 
mgen  scheint  die  Annahme  geboten,  dass  durch  die  von  der 
Oitarverwaltung  geschlossenen  Verträge  nur  der  Reichsfiskus 
ireofatigt  und  vei'pfiicbtet  wird.  Es  wäre  auch  staatsrechthch 
cht  zu  rechtfertigen,  dass  eine  Staatsverwaltung,  deren  Ein- 
^Mfr  and  Ausgaben  nur  im  Reichsetat  festgestellt,  im  Landes- 
^^^pr  gar  nicht  erwähnt  werden,  den  Landestiskus  zu  ver- 
lebten befugt  sein  sollte.  Es  kami  daher  der  gegentheiligen 
t,    nach  welcher  formell  der  Landesfiskns  verpflichtet,  ma- 
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aber  das  pecuniäre  Resultat  auf  das  Reich  übertragen 
sden  soll,  nicht  heigepflirhtet  werden  (vgl.  Labaütd,  Staiitsrecht 
Abth.  2,  S.  190  fi'.  und  dagegen  G.  Meyer,  Deutsches 
Itungsrecht  S.  39  und  40,  Note  18), 
'^enn  nun  anerkannt  werden  muss,  dass  die  MiUtärverwal- 
Yon  den  Einzelataat^n  selbständig  gefuhrt  wird,  dass  es  aber 
idsffenoite  keinen  Landes-Mlitärfiskns  gibt,  und  dass  die  Militär- 
Ifnltaiig  bezügüch  ihrer  Einnahmen  und  Ausgaben  dem  Reiche 
igenüber  Rechnung  abzulegen  hat,  so  lasst  sich  der  Schluss  nicht 
pvdsezi)  dass  die  Einzelstaaten  die  MilitäiTerwaltung  zwar  selb- 
iodig,  aber  in  Rechnung  und  in  Vertretimg  des  Reiches  füliren. 
ie  selbständige  Verwaltung  eines  bestimmten  Zweiges  der  Staats- 
iheitsrechte  schliesst  aber  uothwendig  auch  das  Recht  zum  Ab- 
UMMDn  Rechtsgeschäften,  welche  für  die  Zwecke  der  Verwd- 
iPIkdcrUch  sind,  und  niclit  minder  das  Recht  zur  Prozess- 
brung   in    sich,    da   ohne    diese    Rechte,    das  heissi  ohne  die 
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Möglichkeit,  den  Staatsiiskus  in  privatrechtlicher  Beziehung  nach' 
aussen  zu  vertreten,  die  ErfÜillung  der  der  Verwaltung  obliegenden 
Aufgaben  nahezu  nnmöghch  wäre.  i 

Bei   dem  Mangel    einer   eigenen   obersten  Militärverwaltung^ 
können   diese    Rechte   aber   auch   nur   von  der  Militärverwaltung  ~ 
der  Einzelstaaten    iu  Vertretung    des   lleiches   ausgeübt  werden. 
Wenn   das   Berufungsgericht    dies   unter  Hinweis  auf  die  privat-  _. 
rechtliehen  Grundsätze  über  die  Verwaltung  eines  fremden  Vefjl 
mögens  verneint,  so  ist  schon  früher  eine  derartige  Uebertrogung^ 
dieser  privatrech  (hohen   Rechtssätzo    auf  staatsrechthche  Verhält- 
nisse   vom    Reichsgericht    für    unzutreffend    erklärt   (vgl.  Entsch.     i 
Bd.  XV  S.  39).     Es  niuss  vielmehr  davon  ausgegangen  werden, 
dass,  wenn  den  Einzelstaaten  die  Militäiverwaltung  auf  Rechnung 
und   in  Vertretung    des  Reichs    verblieben   oder   übertragen  ist, 
damit   ihnen   auch   das  Recht  beigelegt  ist,   den  Reichsfiskus  i 
Kreise  dieser  ihrer  Verwaltung  nach  aussen  hin  und  insbeaondei 
in  Prozessen  zu  vertreten.     Dies  ist  auch  mittelbar  in  der  Reichs- 
gesetzgebung  anerkaimt,    indem    überall,   wo   in   Spezialgesetzen 
Anlass  gegeben  war,  auf  diese  Frage  einzugehen,  eine  Entschoidungi 
im  vorstehenden  Sinne  getroffen  worden  ist  (vgl.  Mihtarpension«'^ 
gesetz  vom  27.  Juni  1871  §  116,  Rayongesetz  vom  21.  Dezember 
1871  §§  34  und  42,  Gesetz  über  Ivriegsleistungen  vom  13,  Juni 
1873  §  34).     Diese  Gesetze  als  Ausnahme  von  der  Regel  hinzn 
stellen  (s.  Laband,  a.  a.  O.  S.  194)  oder  als  SpezialvoUraacbten 
zu  betrachten,  wie  dies  von  Seiten  des  Berufungsgerichts  geschiebt,^ 
erschehit  unrichtig;  sie  müssen  vielmehr  als  Ausflüsse  der  aus  d 
Verfassung  zu  entnehmenden  Rechtsnorm  aufgestellt  werden,  dass 
der  Reichsrailitäiüskus  durch    die   Landeskontingents-Verwaltung 
vertreten  wird.     Die  in  den  oben  genannten  Gesetzen  enthaltene 
Rezeiclinung   der    speziellen  Behörde   der  Kontingeutsverwaltnng, 
welche    den    Reichstiskus  zu  vertreten  hat,   ist   offenbar  zur  Ver- 
meidung von  Zweifeln  für  zweckmässig  erachtet  worden,  wie  denn 
auch    in  §  116    des    Militärpensionsgesotzes    vom  27.  Juni    187 
die  dort  getroffene  Anordnung   nur   in   Ermangelung  eine 
anderen  landesgesotzlichen  Bestimmung  Geltung 
haben  soll. 
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3ein  Vorstehenden  ergibt  sich,  daas 
die  Kontingontsverwaltungen  der  EinzelRtaaien,  vorbe- 
haltlich der  sich  aus  der  Verfassung  selbst  ergebenden  Beschrän- 
kimgen,  zur  selbständigen  Verwaltung  des  Militärwesens  und 
insbesondere  zur  selbständigen  wirthschaftlichen  Armeeverwaltnng 
anf  Rechnung  und  in  Vertretung  des  Reichs  berechtigt  sind,  dass 
sie  in  dieser  Beziehung  deu  Reichsiiskus  (Reichs-Militärliskus) 
sowohl  beim  Abschluss  von  Rechtsgeschäften  als  im  Prozess  zu 
vertreten  befugt  sind  und  dass  in  Folge  dessen  eine  Vollmacht 
des  Reichskanzlei  zur  Fühning  eines  Prozesses  bezüglich  der 
dem  Ressort  der  Mihtänerwaltung  unterücgenden  Gegenstände 
nicht  erforderhch  ist,  vielmehr  die  Frage,  welche  spezielle  Be- 
hörde die  Landeskontingents-Venvaitung  in  einem  einzelnen  Pro- 
zess zu  vertreten  habe,  in  Ermangelung  reichsgesetzhcher  Bestim- 
nrangen  nach  dem  Landesrecht  beurtheilt  werden  muss.  Für  den 
vorliegenden  Fall  erscheint  es  nun  nicht  zweifelhaft,  dass  zur  Füh- 
nmg  des  gegenwärtigen  Prozesses  die  Intendantur  des  XI.  Armee- 
Corps  befugt  ist.  Denn  abgesehen  davon,  dass  die  Corijsinten- 
danturen  als  Provinzialbphörden  nach  den  in  Prcussen  bestellenden 
Grundsätzen  bezüglich  der  zu  ihrem  Ressort  gehörenden  (TCgen- 
st&ode    zur  Vertretung    der  Militärverwaltung  im  Prozess  befiigt 

(vgl.  Erlass  des  prenssischeii  Kriegsministers  vom  6.  August 
und  des  Jostizministers  vom  4.  Juli  1828)  hen'scht  nach 
Ausweis  des  Thatbestandes  des  zweiten  Urtheils  unter  den  Par- 
iäea  kein  Streit,  dass  das  Königlich  preussische  Kriegsrainisterium 
die  Anstellung  der  vorliegenden  Klage  genehmigt  habe. 

Mit  der  vorstehenden  Entscheidung  tritt  der  Senat  auch  nicht 
mit  anderen  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Widerspruch. 
Zunächst  erscheinen  die  ITrtheile  des  Reichsgerichts,  durch  welche 
der  Landes fiskus  als  der  lichtige  Beklagte  bei  Klagen  aut 
Btdggvhlung  zu  viel  gezahlter  Zölle  und  Reichsstempelabgaben 
erklärt  worden  ist  (vgl.  Entscheidungen  Bd.  V  S.  34,  Bd.  XI 
8-  65,  93,  96)  für  den  hier  vorhegenden  Fall  von  keiner  Be- 
deutung. 

Allerdings  nimmt  Laband  (a.  a.  O.  S.  194)  an,  dass  die 
Jfilitirverwaltung  in  dieser  Beziehung  der  Zollverwaltung  gleich 


166    — 


stehe.  Allein  mit  Recht  ist  diese  Analogie  schon  von  anderer 
Seite  (vgl.  G.  Meyek,  Vonvaltungsrecht  Bd  II  S.  40,  Not«  18) 
als  unzutreffend  bezeichnet.  Der  Einzelstaat  erhebt  zwar  die  Zölle 
für  Rechnung  des  Reichs,  er  ist  aber  nur  verpflichtet,  die  Rein 
ertrage  an  das  Reich  abzuhefeni  und  insoweit  Schuldner  des 
Reichs.  Die  Verwaltung  ist  iin  Uebrigen,  vorbehälthch  des  Auf- 
sichtsrechts des  Reichs,  lediglich  Sache  der  Einzelstaaten  und 
werden  aucli  die  Ausgaben  der  Verwaltung  ausschliesshch  von  den 
Einzelstaaten  bestritten.  Im  Reichsetat  werden  daher  auch  nur 
die  an  das  Reich  abzuhefemden  Ueberschüsse  gebucht,  während 
abweichend  von  dem  Etat  der  Mihtärverwaltung  der  Etat  der 
Zollven^*altung  durch  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  festge- 
stellt uird.  Gerade  durch  den  Umstand,  dass  alle  militärischen 
Ausstattungsstücke  dem  Reichsfiskus  gehören  und  dass  der  Etat 
für  die  Militärverwaltung  durch  Reichsgesetz  festgestellt  wird,  wird 
»1.18  Aj"gument  beseitigt,  auf  Grund  dessen  das  Reiclisgericht  in 
Zoll-  und  Reichsstempelsachen  den  Landestiskus  für  das  berechtigte 
Prozesssubject  erklärt  hat. 

Was  aber  die  Entschciduageu  des  Reichsgerichts  über  die 
Vertretung    des   Reichsraiütärfiskus    anlangt,   so  ist  bisher    eine 
principielle  Entscheidung  der  Frage,  wer  denselben  in  Prozessen 
zu  vertreten  habe,  noch  nicht  ergangen.    In  den  beiden  Urtheilen, 
welche    in    der   von   den  Mitgliedora  des  Gerichtshofes  herausge- 
gebenen Sammlung   der   Entscheidungen    des   Reichsgerichts  ent- 
halten sind,   ist   die   hier   erörterte  Frage  offengehalten.     In  der 
ersten  dieser  Entscheidungen  (Entscheidungen  Bd.  VIII  S.  1)  ist; 
austlrücklich  die  Annalmie  als  eine  mögliche  hingestellt,  dass  die 
Landeskoutingcnts- Verwaltungen  innerhalb  ihres  Verwaltungskreises 
ermächtigt  seien,  die  Interessen  des  Reichs  lünsichtlich  derjenigen 
Gegenstände  zu  vertreten,  welche  im  Eigenthura  des  Reichs  stehen, 
aber  in  ihi'em  Besitze   sich  befinden.     Der  Senat  tritt  daher  mit     i 
dieser  Entscheidung  nicht  in  Widerspruch,  wenn  er  in  dem  gegen- fl 
wärtigen   Prozess    diese   Annahme    für   rechtlich  nothwendig  er-  ~ 
achtet.     In   dem  zweiten  Fall   (Entscheidungen    Bd.  XV  S.  37) 
findet  sich  gleichfalls    eine   principielle  Entscheidung    der  BVagc 
nicht.    Auch   abgesehen   von   diesen  Urtheilen   sind   dem  Senat 
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keine  Entscheidungen  bekannt  geworden,  welche  mit  der  hier  ge- 
troffenen in  Widersprach  stehen.  In  einzehien  Fällen  ist  die 
Befdgniss  der  Intendantur  zur  Vertretung  des  Beichs-Militärfiskus 
nicht  beanstandet  worden,  in  anderen  Fällen  ist  eine  Vollmacht 
des  Reichskanzlers  von  Seiten  der  Landeskontingents- Verwaltung 
beigebracht  und  Seitens  des  Gerichts  der  Legitimationspunkt 
durch  die  beigebrachte  Vollmacht  für  geordnet  erklärt.  Nirgends 
ist  aber  ausgesprochen,  dass  eine  Vollmacht  des  Reichskanzlers 
nothw endig  wäre.  Die  Frage  aber,  ob  neben  der  Landes- 
kontingents-Verwaltung  auch  der  Reichskanzler  zur  Vertretung  des 
Reichs-Militarfiskus  befugt  ist  und  mithin  eine  von  ihm  beigebrachte 
VoQmacht  als  die  Vollmacht  eines  gesetzlichen  Vertreters  des 
Reichs-Militärfiskus  angesehen  werden  kann,  wie  dies  von  einzelnen 
Senaten  des  Reichsgerichts  angenommen  worden  ist,  bedarf  im 
▼erliegenden  Falle  keiner  Entscheidung. 


Literatur.*) 


Dis  geltende   Verfassungsrecht  der  evangelischea   Landoa- 

kiroLen  in  Deutschland  und  Oc^sterreich  von  Emil  Frledber^* 

Leipzig  1888.     X\7  und  44ß  Soitcn,     Orosa-Uktav, 

Die  vorliegende  Arl>eit  von  Fbikdhkrg  Itedeutet  eine  erliebliche  Für- 
(livung  unserer  WiBsenschaft  des  evangeÜBchen  Kirehenret-hta.  "Wie  ausaer- 
onknllich  reich  ist  gerade  in  den  lelztea  Jahrzehnten  die  Fortentwiokeluug 

eungeliachen  Kirehenrechta  gewesen  I  Fast  alle  LandcRkirchou  haben 
die  Einführung  synodaler  und  presbyterialer  VerfaBsungHfomien  eine 
•kr  erhebliche  rechtliche  Umwandlung  erfahren.  Die  Wiasenschaft  war 
^»^  Fortschritt  nicht  gefolgt.  Ja,  es  war,  wie  der  Verfasser  in  seiner 
mit  Recht  hervorhebt,  seit  den  Tagen  Just  Henning  Böhmer's 

lupt  eine  durchgreifende  Bearbeitung  des  evangelischen  Kirchenrechts 
Weht  in  die  Hand  genommen  worden.  FaiEDSEKa  hat  es  uiuterufimnien, 
•o  <üe  angeheure  Arbeit  heranzugehen,  welche  hier  zu  thun  ist. 

Dabei  handelt  es  sich  uni  ein  Doppeltes:  um  die  HerbeischafTung  des 
'Wftnftl«  nnd  sodann  um  die  Bearbeitung  desselben.  In  beiderlei  Richtung 
^Fäiidbicro  thätig  geworden. 

Der  Herbeischaffung  des  Materials  ist  die  bekannte  Sammlung  gewidmet, 
•»l'te  Frikdhkrg  unter  dem  Titel  .,Die  geltenden  VerfaHsungsgesetzo  der 
''^^'ipjiischen  deutschen  Landeskirchen"  1885  verüffentlicht  hat.  Bereits 
'"' n  denielbon  ein  erster  Ergänzungsband  erschienen  (1888),  ein  zweiter 
•Wjt  bevor. 

In  der  uns  jetzt  beschäftigenden  Arbeit  hat  Friedbrro  sich  das  Ziel 
fMleckt,  den  von  ihm  zugänglich  gcnmchton  reichen  Stoff  nunmehr  auch 
*MlBMhafUicber  Darstellung  zu  unterziehen.  Und  ea  ist  zweifellos,  daaa  es 
iiun  gelangen  ist,  unserer  Wissenschaft  eine  bedeutende  und  werthvolle  Gabe 
■ittxnbieten. 


*)  Da  in  Folge  der  StofTTiille  im  ersten  Hefte  die  Abtheilung  „Literatur" 
v^bleiben  ransste,  bringen  wir  im  vorliegenden  Hefte  dir^se  Alitheiliuig  vor 
den  Aufsätzen.  Die  Hnclaction. 

Arduv  für  öffentliches  Recht.  IV.  a.  II" 
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Die  Bedeutung  «einer  Arbeit  liegt  darin,  dass  hier  auf  den  grossen  St«TJ 
Zum  ersten  Mal  in  zusammenhängender  Darstellung  die  juristische  Methode 
angewandt  worden  ist.  Der  Verfasser  hat  sich,  wie  Laband  aaf  dem  Ge- 
biet des  Staatsrecht«,  so  hier  auf  dem  Gebiet  des  Kirchenrecht«  die  Enlr - 
Wickelung  der  rechtlichen  öedanken  zur  Aufgabe  gesetzt,  welche  in  den' 
tbataächlich  geltenden  Kirchenverfassungauonnen  enthalten  sind,  unlrr 
Abweisung  aller  bloss  rechtspolitischen,  theologischen  und  ähnlichen  Be- 
trachtungen. Dabei  ist  eine  ganze  Menge  von  Rechtsfragen  von  ihm  gewisse^ 
masscn  entdeckt  und  zum  ersten  Mal  zur  Sprache  gebracht  worden.  Ple 
Darstellungen  de»  evangelischen  Kirchenrechts  erscliienen  bisher  arm  an  In- 
halt iin  Vergleich  mit  dem  stolzen  Gebäude  juristischer  Begriffe,  welches  die 
Wissenschaft  des  katholischen  Kirchenrechts  als  die  Fracht  jahrhunderte- 
langer Arbeit  aufzuweisen  vermochte.  Das  Buch  von  Friedbero  scigt  nun- 
mehr, oine  wie  reiche  Fülle  rechtlicher  Probleme  auch  auf  dem  Gebieti 
des  evangelischen  Kirchenrechts  gegeben  ist ,  und  er  hat  zugleich  in  ein- 
dringender Arbeit  äw  Lösung  derselben  unternommen. 

Im  ersten  Buch  sind  ilie  einleitenden  und  zugleich  grundlegenden  Lehren 
besprochen  worden  (Quellen,  Einüiiss  der  Confession  auf  die  Yerfaseung  dei 
Landeskirche,  VcrhältniBS  der  evangelischen  Landeskirchen  zum  Staat).  Dal 
zweite  Buch  stellt  den  VerfassungsorganiaTnus  des  landesherrlichen  Kirchen- 
rt'ginieuts  dar:  von  der  Entvvickclung,  der  heutigen  Gestaltung,  dem  Inhalt 
der  landesherrlichen  Kirchengewalt,  sodann  von  den  Organen  des  landes- 
herrlichen Kirohenreginiouts  (Centralbehördeu,  Mittelbehörden,  Superinten«' 
deuten,  den  Trägem  des  geistlichen  Amtes  und  den  niederen  Kirchendienern] 
winl  gebeindelt.  Das  dritte  Buch  ist  den  kirchlichen  Selbstvcrwaltung^skörper 
gewidmet  (Kirchengenieioide,  Kreisgemeinde,  Provinzialgenieiude).  Die  Landes- 
synode als  Organ  uicbt  blosser  Selbstverwaltung,  sondern  der  centralen  Kirchen- 
regierung, bildet  den  Gegenstand  eines  besonderen  vierten  Buches. 

Eine  nachdrücklichere  Hervorlifhung  fordern  die  wichtigen  Abschnitt 
des  Buches,  welche  von  dem  Verhältoiss  der  evangelischen  Kirche  zum  Staat 
nnd  von  der  Kirchengewalt  des  Landesherm  handeln. 

In  wie  vielfach  verschiedener  Weise  das  Vcrhältniss  der  kircliliahea 
der    staatlichen  Organisation    in    den    einzelnen    Landeskirohen   geregelt 
wird  jetzt  erst  durch  die  Darstellung  des  Verfassers  klar,  welche  eine  Roihtf 
von  partikularrechtlichen  Gestaltungen  zum  ersten  Mal  in  das  Liclit  wisaeif 
schaftticher  Betrachtung  nickt.    Es  ergiebt  sich,    diiss    die  kirchliche  V^r« 
waltujig    in    einigen    (allerdings    wenigen)  Landeskirfhen    gar    nicht   (so  IB- 
Sachse[i-Krjhui<g ,   SachacQ-Gotha) ,    in    anderen   vollständig    (so    in  Sachsen, 
Oldeuhurg,  Ütsterreicli)    von  dor  staatlichen  Verwaltung   getrennt   ist, 
aber  für  die  Mehrxalil  der  Lamlnskirehon  ein  die  Mittp  zwischen  diesen  beidet 
Gegensätzen  halteudeH  System  ^U:    eine   bes^uidere  kirchliche  Verwaltut 
orgHnisation    {ein    Bpecifi«ch-kirchlicher  BchördenorgBuisrnua)    ist    entwickelt 
alu'r  dt'u  kirchlichen  Behürdeu  ist  nicht  du*;  (»anzc  d^T  kirchliehen  Verwaltn 
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•DTertrmoi;  utaatliche  Behörden  nehmen  ia  bald  grÜBserem,  bald  gBriogerem 
Mane  an  der  H&ndhnbiing  der  Kirchengewali  (jus  in  eacra)  Antheil.  lu 
den  Landi^sidrcheD  Preussena  gilt  durchweg  dies  gctniBcbto  System ,  aber 
wieder  in  verechicdener  Ansgcstaltunie:.  Der  §  6  (S.  52 — 71),  welcher  alle 
Verhältnisae  entwickelt,  zälilt  zu  den  lehrreichsten  des  Biicha. 
ie  betreffs  der  kirchliehen  Vei-M'altung,  so  ist  auch  betrefts  der  kirch- 
Iteim  GesetEgebung  das  Verhältniss  zum  Staat  in  der  verschieden ßten 
Weite  geregelt.  Für  einige  Landeskirchen  giebt  es  überhaupt  keine  besondere 
kirchliche  Gesetzgebung,  sondern  nur  Staatsgesetzgebung :  auch  die  kirch- 
lichen Verhältnisse  werden  durch  Staatsgesetze  geregelt.  In  anderen  Landcs- 
kircben  ist  eine  von  der  Staatsgesetzgebung  untenjchiedene  kirchliche  Geset«- 
gebmifir  ansgebildct,  aber  ihre  Zustündigkeit  ist  au/  die  sogenannten  „inneren" 
Angelegenheiten  beschränkt,  d.  h.  nur  für  einen  Theil  der  zum  Kirchen- 
ivgiment  gehörigen  Gegenstände  ist  der  Kirche  Autonomie  r.uständig.  In 
anderen  Landeskireben  endlich  ist  der  bcsonderc-u  kirchlichen  Gesetzgebung  dos 
ganse  Gebiet  der  Kirchenregierung  untergeben.  Hier  wie  dort  aber  werden 
cÜMer  besonderen  kirchlichen  Gesetzgebung  gegenüber  die  Interessen  des 
Statttes  durch  gewisse  Anlheilnahmercchte  bezw,  Aufsichtsrochte  der  höchsLen 
Staatabchörde  wahrgenommen  (§  7). 

In  diesen  Ecchtsaätzen  über  kirchliche  Vorwaltung  einerseits ,  über 
kirchJiche  Gesetzgebung  andererseits  ist  das  Verhältniss  der  evangelischen 
Kircbe  zum  Staat  zu  rechtlichem  Ausdruck  gebracht  wordcu.  Auf  Grund 
dovelben  mnss  auch  die  ebenso  wichtige  wie  schwierige  Frage  nach  der 
illichen  Stellung  der  kirchlichen  Beamtcnßchafl  beantwortet  werden.  Stellt 
kirchliche  Bcamtcnschalt  nur  einen  Theil  der  Staatsbeamtenschaft  (sei 
m  der  unniittclharon,  sei  es  der  mittelbareu)  oder  das  Gegenatüok  derselben 
dir?  Dieser  Frage  ist  Frieobero  in  sehr  sorgfältiger  Unterauohnng  auf 
8. 145  S.  für  die  kirchhcheu  Hcgicmngsbehördcn,  auf  S.  2&<>  AT.  für  das  geiat- 
bebe  Amt  Docbgegangen. 

Ba  erhebt  sich  dabei  eine  Schwierigkeit.  Die  Entwickelung  besoudei'cr 
ürcUicber  Gesetzgebung  und  besonderer  kirchlicher  Verwaltung  hält  keines- 
wegs Dothw4^ndig  gleichen  Schritt  miteinauder.  En  kann  dto  kirchliche 
Verwaltung  durch  das  Mittel  besünJerer  kirchlicher  Behörden  vollständig 
VAU  der  staatlichen  getrennt  und  doch  der  Kirche  keine  eigene  kirch- 
liohv  Gesetzgebung  zugestanden  sein.  Ein  Eei^^piel  bieten  die  beiden  Mecklen- 
hnrg.  Hier  iat  die  kirchliche  Verwaltnag  von  der  staatlichen  vollständig 
getrennt,  ja  anch  fiir  die  kirchliche  DiBciplinargerichtebarkeit  eino  eigene 
büchate  Gerichtsbehörde ,  das  Oberkirchengericht  zu  Rostock ,  geschaffen 
wonien,  aber  jede  eigene  kirchliche  Geaetzgebung  fehlt:  Gesetze  über  kirch- 
liche Angelegenheiten  können  nur  unter  Zustimmung  der  Landstände,  d.  h. 
m  Form  von  Staatsgesetzen  gemacht  werden.  Existirt  nan  in  Mectdcn- 
borg  rechtlich  eine  vom  Staat  untersrhiedene,  selbständig  verfasste  ,  sich 
•clber  regierende  Landeskirche  oder  nicht?  I»t  die  Ausbildung  eines  eigeneu 
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kirchlicheD  VerwaltungBoif^anismaa  oder   die  Ausbildung  eigener   kirohlicber 
Gesetzgebung  für  die  „Loslösong'*  der  Kirche  Tora  Staat  eDtscheideud? 

Fribdbbko  geht  in  seiner  Dai'«tellung  davon  aus ,  dass  die  Ausbildonj 
einer  boBonderen,  durch  eigene  IdrchUche  Behörden  geführten  Verwaltuujt 
Piir  diese  Loslösung  entscheidend  ist  Er  zählt  daher  (S.  71)  die  beiden 
Mecklenburg  zu  deiyenigen  Ländern,  in  welchen  die  Loslöeiing  der  Kirche 
vom  Staat  am  weitesten  vorgeschritten  ist,  obgleich  er  selber  bemerkt, 
dass  es  in  Mecklenburg  keine  kirchliche  Selbstgcsetzgebung ,  sondern  nur 
Staatsgesetzgebung  giebt.  Entscheidend  ist  Hir  ihn,  dasa  in  Mecklenburg 
alle  kirchlichen  Angelegenheiten  durch  eine  von  der  Staatsbehörde  voll- 
kommen unabhängige  Kirchenbehörde  geregelt  werden.  Dementsprecheud 
ist  in  dem  schon  citirten  %  6 ,  welcher  von  der  IjOslÖBong  der  Kirche  vom 
Staate  handelt,  für  die  CJnippirung  der  verschiedenen  Landesldrchen  lediglich 
die  Verwaltung 8 Organisation  grundlegend  gemacht.  Dements]» rechend  ist 
ferner  (S.  148)  in  all  den  Ländern,  welche  eine  besondere  kirchliche  Bc- 
hördenorganisation  haben  (also  auch  z.  B.  in  Mecklenburg),  den  Mitglicdcm 
dieser  Behörden  als  solcher  der  Staatsbeamten-Charakter  abgesprochen  und 
ihnen  die  Eigenschaft  bloss  kirclilicher  Beamten  beigelegt  worden.  Also, 
indem  der  Urosshcrzog  von  Mecklenburg  das  Kirchenregiment  von  dem 
Staat-sministerium  auf  den  von  ihm  neugeschaffenen  Oberkirchenrath  über- 
trug, erzeugte  er  durch  diesen  Act  der  Verwaltung  (welchen  er  von  Rechts- 
wegen täglich  zurücknehmen  kann)  einen  besonderen  landeskirchlichen  Recht»- 
körjjer;  und  weil  er  die  neu  geschaffene  Beharde  lediglich  mit  kirchlicheo 
Aufgaben  betraute,  war  dieselbe  keine  Staatsbehörde  mehr  (wie  zuvor  dat 
tlie  Kirche  regierende  StaatsminiBteriuin),  soudem  Organ  der  sich  selbst  ver- 
waltenden Landeskirche,  vom  Landesherm  nicht  mehr  als  Landesherr,  sonderu 
als  Oberbiscbof  eingesetzt?  Ich  bekenne,  dass  ich  starke  Zweifel  gegen  dio 
Richtigkeit  dieser  Auffassung  hege,  obgleich  dieselbe  nicht  bloss  die  Auto- 
rität Fribdbero's,  sondern  ebenso,  wie  ich  glaube,  die  gemeine  Meinung 
für  sich  hat.  Es  würde  daraus  das  auifallcudc  Ergebnis»  liervurgelien ,  dass 
eine  sich  selbst  (durch  ihren  OberbiRchof  u.  b.  w.)  verwaltende  Landeskirche 
doch  ihre  Gesetze  ansschUesslich  vom  Staate  empfangen  könnte.  Vielleicht 
wird  es  richtiger  sein,  die  Zuständigkeit  eigener  Gesetzgebung  als  Kenn- 
zciehen  der  .Loslösung"  der  Kirche  vom  Staat  aufzustellen  und  von  einer 
korporativ  neben  dem  Staat  rechtlich  selbständig  organißirteu  Kirche  (mit 
eigenen  Beamten  u.  s.  w.)  nur  da  zu  s|)recheo,  wo  die  Möglichkeit  eigener 
kirchlicher  Gesetzgebung  vorliegt,  d.  h.  wo  die  Kirche  wirklich  als  Träger 
eines  eigenen  Willens  (durch  das  Mittel  der  Gesetzgebung)  und  damit  olc 
Träger  einer  eigenen  Macht  anerkannt  ist. 

Es  versteht    sich    von    selbst,    dass   danach   auch  das  Urtheil  über 
Stellung  des  Landesherm   als  Träger   des  Kircbenregiments  sich  bestimmen' 
müsste.      Von   einer   rechtlichen    Trennung   des   01>erbi8chofs   von   dem 
Landesherm  würde  nur  da  die  Rode  sein  können,  wo  der  fiir  die  Handhabung 


olc 

4 

lem^ 


—     173     - 


Kirdwinegimenta  massgebende  allgemeine  Wille  (das  (tcHeiE)  vom  Landes- 
f3r  Staat  und  Kirche    in    versch  iedoncr  Form    (mit    dem    Land- 
mit   der  Landeesynode)    und   mit   verschiedeoer  Wirkung 
iche,  rein  kirchliche  Wirkung)  hervorgebracht  wird-    Dann  ist  deutlich 
e  w  a  1 1  rechtlich  unterBchieden  ,    welche  dem  Laudeaherm  als  Landcs- 
ond    als    Oberbischof  zusteht.     Die  A^rt   der  Verwaltungsoi^anisation 
vermag    als   solche,    wie  ich  glaube,  keinen  GcwaltunterBchicd  und 
■ach    keinen   Wcsensunterschicd    von   Staat    und  Kirche    hervorzu- 


Dcr  Entwickelong  des  landesherrlichen  Kirchenregiments  ist  der  §  9 
—  111),  der  heutigen  Gestaltung  desBelben ,  sowie  dem  Inhalt  der 
errlichcn  Kirchengewalt  die  §§  10—13  (S.  112—144)  gewidmet, 
Za  einer  Polemik,  namentlich  gegen  DovE,  giebt  (S.  103)  die  Aosfülining 
dass  die  Kirchengewalt  des  Landeshcrm  «als  eine  souveräne  zu  be- 
idelmen  ist*.  Damit  will  der  Verfasser  ein  Zweifaches  sagen.  Einmal  dass 
ÜB  Kirohengewalt  in  dem  Landesherm  ihren  höchsten  Träger  findet : 
denn  in  der  Reichsgewalt  ist  keine  Kirchengewalt  enthalten.  Zum  andern, 
im»  die  Ku-chengewalt  in  dem  Landesherm  ihren  einzigen  Träger  tindet. 
lAlle  rechtliche  Gewalt  in  der  Kirche  ist  eine  von  dem  Landesherrn  ab- 
LeJeitete  (auch  das  geistliche  Amt,  sofeme  es  rechtliche  Amtsbefugniss  ge- 
nrihrt,  ist,  wie  der  Verfasser  auf  S.  lOÖ,  107  zutreffend  ausführt ,  ein  vom 
ELandesherm  abgeleitetes),  uud  —  es  giebt  keine  rechtliche  Gewalt  in 
d«r  Kirche,  welche  dem  Landesherm  sich  überordnen,  ihn  zur  Recheuschall 
liehen,  ihn  etwa  absetzen  und  .für  anderweitige  Führung  des  Regimentes 
Boi]gc  tragen**  könnte.  Das  Letztere  wird  von  Dove  behauptet,  um  den  Satx 
n  b^jnnden,  dass  der  Landesherr  ein  Diener  der  Kirche,  „nicht  Monarch 
m  der  Kirche"  »ei.  Ein  Absetzungsrecht  seitens  der  „Kirche"  behauptet 
IWirx  für  den  Fall ,  dass  der  Landesherr  „etwas  wider  djis  Evangelium 
Zweifellos  hat  Friedberg  Recht  gegen  diese  Ansicht  Dove's  zu  pole- 
Hätten  etwa  die  prcussischen  Altlutlieraner  unter  Berufung  darauf, 
die  Union  mit  ihrer  Abendniahlsgemeinschaft  und  ihrer  neuen  Agcodo 
l^vider  das  Evangelium'  sei,  die  preussischo  Landeskirche  7;ur  Oeltendniacbung 
Absetznngsrechts  uuflbrdcm  können  ?  ZwcifelloH  nicht.  Niemand  würde 
■ucli  nur  für  nöthig  erachtet  haben,  in  die  Discnssion  einer  solchen  Frage 
itreicn,  und  zwar  von  Rechtswegen. 

Ans  der  That^ache,  dass  der  Landesherr  der  höchste  Träger  des  Kirohen- 

ent«   ist,   folgert  Frikdbero   mit  Recht   die   rechtliche  Unverant- 

lichkeit  desselben.    Der  Landesherr  kann  von  Rechtswegen  von  Nic- 

kirchlich  gestraft,   folglich  auch  von  Niemand   abgesetzt   werden.    In 

ini  »Sinne  ist  er  innerhalb  der  Kirche  allerdings  souverän. 

Wurde    daraus    auch    gelolgcrt    werden    können,    dass    die   Macht    dos 
idesherm    in    der  Kirche  eine  unbeschränkte  ist?    Keineswegs.    Der 
MOä/eßkerr   kann   nicht    bloss   kraH  der  positiven  Kirchen  Verfassung  in  der 
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AuAÜbuug  seiner  Kirchongewalt  durch  dio  Mitwirkungsrecbtc  synodaler  Ot- 
gane  bescbränkt  soüi.  Er  ist,  ohne  Rückeieht  auf  die  Art  der  Kirchen- 
verfassung, durch  die  Grenzen  beschränkt,  welche  der  Kirchcaregit'ningn- 
gcwalt  als  solcher  innewohnen.  Es  versteht  sieh  von  selber,  dass  der 
Landcaberr,  obgleich  höchster  Träger  der  KircbengowaU,  doch  in  der  Kirche 
nur  Kirohongewalt  haben  kann,  nicht  mehr.  In  dieser  Hinsicht  weist  die 
Darstellung  bei  Fhikdbebo  eine  Lücke  auf.  Der  begriffliche  Inhalt  der 
Kirch enregici-uiigsgewalt  ist  nicht  untersucht  worden-  In  Folge  de«en 
Huden  sich  auf  S.  107  Behauptungen,  welche  missverstanden  werden  können. 
Frucdberg  sagt  hier  mit  Grund,  dass  die  Bezeichnung  der  landcsherrlicheji 
Kirahengewalt  als  Episkopat  „tmpsssend*'  ist,  um  hinzuzufügen,  dass  dennoch 
that^sSchlich  di<!  Laudesherren  aus  dieser  Bezeichnung  Befugnisse  abgolritct 
haben,  „für  deren  Wahrnehmung  iluien  alle  Voraussetzungen  fehlten",  nämlich 
bi.whöniche  Gewalt  „in  Bezug  auf  die  Glaubenslehren",  Als  Beispiel  ncntil 
Fhikdrero  die  prcnssische  Uniim,  und  be/eichnet  er  es  als  rechtliche  Mfig- 
lichkeit,  dass  im  Wege  landesherrlicher  Kirchcngcsetzgebong  .der  Glaube 
der  cvangolischen  Kirche  alterirt"'  werde.  Dieser  Formulirung  wird  mau 
nicht  ohne  Weiteres  zustimmen  können.  Das  Wesen  der  evangeÜMiheii 
Kirelic»  und  damit  der  Glaube  der  evangelisehon  Kirche  als  solcher  ist  der 
rechtlichen  Kirchengewalt  überhaupt  unerreichbar.  Uebcr  dies  Gebiet  giebt 
es  nach  evangelischen  Grundsätzen  überhaupt  keine  Verfügung  im  Woge 
rechtlicher  Gewalt.  In  dieser  Richtung  liegt  der  berechtigte  Kern  solcher 
Aeusserungeu,  wie  DovK  sie  aufgestellt  liat.  Nur  dass  niemals  von  cineiu 
Absetaungsrecht  der  Kirche,  sondern  nur  von  rechtlicher  Ungültigkeit  etwaige 
Vci'lugungen  des  LaudcBherm  über  den  Glauben  als  solchen  die  Rede  sei 
könnte.  80  hat  denn  auch  E.  Lökinq  in  der  Deutschen  Litteraturzeit 
1888  Sp.  1926  insoweit  mit  Gruud  gegen  jenen  allgemein  lautenden  Satz 
uerg's  Widerspruch  erhoben.  Andererseits  ist  aber  ebenso  zweifcUos,  d 
laudeshorrlicbii  Kirchcngcwalt  die  Macht  über  die  Lehrordnung  der  Kii-cl: 
(in  diesem  ^iune  über  ilie  rechtlichen  Wirkungen  ihres  Dekeuntoisses) 
sieh  schliesst,  nur  dass  natürlich  solcho  Lehrordnung  an  dem  wesentliche 
Inhalt  der  Bekenutuissschriftcn  ilire  rechtliche  Grenze  lindet.  Dieser  Punkt 
die  Unterscheidung  von  Lehrorduung  einerseits  und  Bekenntnis»  der  Kirch«* 
andererseits,  hätt«  eine  Untersuchung  gefordert,  auf  Gnmd  deren  die  bezüg* 
liehe  Ausführung  Frikdberos  eine  andere  Fassung  hätte  linden  müssen. 

An    dieser  Stelle    tritt  dtiHillicb    eine  Eigenschaft   der  Arbeit  zn 
welche  auch  sonst  wahmelimbar  wiril. 

So  berechtigt  die  juristische ,  lediglich  das  positiv  geltende  Recht 
sich  selber  entwickelnde  Methode  auch  auf  dem  Gebiet  des  Kirohenreohl 
ist,  so  zweifellos  ist  imderei-scita ,  dass  die  letzten  Grundgedanken  auch 
Rechtsordnung  auf  kirchlichem  Gebiet  nicht  lediglich  auf  rechtlichen  Tl 
Sachen  bei'iüion.  Die  Kirche  iKt  ihrer  inucrsteu  Natui"  nach  eine  geistlicb 
OrganisatioD ,  und  überall  wird  auch  ihre  Rechtsordnui^  im  Iet2t«n  Gr 


durch  VoT^tellnnjfeTi  geistlicher,   oder  wenn  man  will  theoloffiacher ,   Art. 
beherrschU     Aaf  diese  geistlichen  (irandgedaoken   ist  Friedbebq   nur  selten 

nur  in  unziireichendeiu  Masse  eing^angen.  Er  bevorzugt  statt  der- 
'ttlben  die  «taatwechtlichen  Kategorien,  Gedankengänge.  Sein  Bestreben, 
das  KirchenverfiissungB  r  c  c  h  t  als  solches  aus  sich  selber  darzustellen ,  führt 
darum  nicht  ül>erall  zu  einem  voll  abschlieasenden  Ergebniss. 

Trotzdem  bleibt  ihm  das  Verdienst,  durch  seine  Arbeit  eine  Orandlage 
geschaffen  zu  haben,  von  welcher  vpn  jetzt  an  die  kanouistische  Arbeit  auf 
diesem  Gebiet  ihren  Ausgang  wird  nehmen  müssen.  Zahlreiche  Abschnitte 
des  Bachs  (so  z.  B.  über  die  Stellung  des  nichtevangelischen  Landeshemi 
8,  115  ff. ,  über  die  .Stellung  des  Patrons  und  der  Kirchpngeineind<'  zur 
Pfründenbosetrung  S.  237  ff. ,  über  die  einzelnen  Glieder  der  Landcskirohe 
S.  270  ff.,  lu  a.)  müssen  als  vortrefflicii  bezeichnet  werden.  Ueberall  wird  dem 
IfMiT  reiche  Bclelu-ung  aui'  Grund  elugchcudster  Kcnntniss  und  sorgfiillig- 
tter  Behandlung  des  Einzelnen  dargeboten.  In  allen  Kreisen,  weh^he  sich 
für  evangelisches  Kirchenrecht  interessircn ,  wird  die  bedeutsame,  nnHen^ 
kirchcurechtliche  Wissenschaft  kräftig  zu  neuen  Zielen  führende  Arbeit  mit 
lebhaftem  Dank  b^rüsst  werden. 

Kudolph  8ohm. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Greifs  walder  Pfarrkirchen  im  Mittel- 
alter nach  den  Quellen  untersucht  von  Dr.  Th.  Woltersdorf,  Pasiur 
an  St  Nicolai  in  Greifswald.  Greifswald  1888.  L.  V.  v.  J.  Binde- 
wald's  Akad.  Buchh. 

Um  seit  den  Tagen  der  Reformation  nur  zeitweise  zur  Ruhe  gekommenor 
ntrva  sowohl  in  Betreff  des  luhabors  des  Palronatsrechtes  au  den  Grcifs- 
«alder  Kirchen,  als  auch  über  den  InbaSt  dieses  Rechtes  schlummert  — 
wniel  bekannt  —  augenblicklich. 

Wenn  er  dennoch  die  vorliegende  Schrift  ins  Leben  gerufen  hat ,  so 
atlimet  dieselbe  nicht  die  Kampflust  einer  Parteischrift,  sondern  bewegt  sieh 
auf  dem  Boden  der  ruhigen  historischen  Forschung  und  bat  nur  den  Zweck 
eine  cirJicre  Grundlage  für  eine  spätere  Abhandlung  über  din  Reehtsverhült- 
niaae  der  neueren  Zeit  zu  gewinuen. 

Mit  Recht  bemerkt  de.sshalh  auch  das  Schlusswort:  Das  Meiste  der  dar- 
ft^tollten  Verhaltnisse  habe  nur  noch  ein  geschichtliches  Interesse.  Aber 
gerade  dieser  Umstand  erhel>t  das  Werk  zu  einem  äut^serst  interessanten 
Bilde,  welches  nicht  nur  auf  dem  engen  Räume  der  Provinzialgeschichte  Be- 
adiünig  verdient,   sondern   die  weitesten  Kreise  zu  fesseln  im  Stande  «ein 
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Sehr  angenehm  berührt  zunächst  die  lichtvolle  Darstellung,  welche  der 
VeHiMser  dem  zum  Theil  recht  spröden  Stoffe  zu  geben  ventiocbt  liaf.  In 
«dteaer  Klarheit  erscheinen  die  verwickelten  Verhältnisse,  deren  Wurzeln 
bst    bia  SU  den  ersten  Tagen  den  Cbristenthuiiis   im  Herzoglhum  Pnniuiem 


lliapnfriiohen ;  —  und  die  bis  scur  Refonnation  fortgefiihrte  Entwickelas); 
danelben  entrollt  dem  Leaer  ein  Bild,  dessen  lebensfrische  Porhen  dm 
Meister  auf  dorn  Gebiete  wiasenscliaftlielier  Forschuog  erkennen  lassen. 

Zu  dieseT  Bngenelimea  Fassung  kommt  noch  ein  äaaserst  interesMUiter 
Gegenstand. 

In  den  Jahren  1907  und  1200  stattet  der  Pommemlierzog,  als  Landes- 
herr, das  kurz  zuvor  von  ihm  gegründete  Kloster  Eldcna  mit  einem  aiu- 
gedehnten  Grundbesitze  aus  und  verleiht  (120i»)  dem  Kloster  das  Rrdit, 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Besitzlhums  Pai'ochien  einzurichten  und  Pfunrr 
Anzustellen. 

Vierzig  Jahre  spater  empfangt'  der  Landesherr  von  seinem  Kloster  die 
inzwischen  im  Klostorgebiete  von  dem  Kloster  gegründete  Stadt  GreiCswald 
«u  Lehn,  jedoch  mir  in  der  Art,  dass  der  Abt  sich  und  dem  Kloster  dtf 
volle  Fatronatsrecht  über  die  Kirchen  der  Stadt  vorbehält. 

Die  von  dem  Kloster  Eldena  mit  sichtbarem  Erfolge  gepflegte  An- 
siedelung der  Deutschen  in  dem  slaviscben  Gebiete  hat  dem  Abte  von  Eldeu» 
ein  sulchcfi  Ansehen  verliehen,  dass  ihm  d&r  Biaclmf  von  Pommern  IS49 
Archidiakoualrechto  innerhalb  des  ganzen  Klostergebietes  verleiht  und  dem 
kräftigen  LandeBherru  einen  mächtigen  Abt  gegenüberstellt. 

Durch  Gründung  einer  Neustadt  w'iichst  Greifswald  schnell  empor,  und 
—  des  bei  der  ßelehnung  gemachten  Vorbehaltes  ungeachtet  —  schenkt  der 
Landesherr  die  Kirche  der  Neustadt  saramt  dem  Patronatsrechte  an  der»ellH*n 
dem  Hospitale  zum  Heiligen  Geiat  in  Greifswald  mit  der  Verpflichtung,  für 
die  im  Hospitale  uatergobrachteii  Armen  desto  besser  zu  sorgen  (127fi). 

Allein  der  Abt  und  das  Kloster  en-iitgcn  trotzdem  bis  zum  Jahre  1900 
die  Anerkennung  ihres  Patrouatsrechtes  über  alle  Kirchen  der  Stadt  uud 
lassen  sich  dasselbe  iiii-ht  nur  vom  Landesherm,  sondern  auch  vom  Bischöfe 
und  seibat  vom  Papste  licstätigcn. 

Neben  der  Macht  des  Abtes  erhebt  sich  aber  in  der  Stadt  Greif) 
ein  kräftiger  Bürgersinu  und  weiss  den  Kircheiipatron  erheblich 
schriinkon.  Während  nämlich  anderwärts  die  von  den  Kirchenoberen  xu 
nennenden  Provisoren  das  Kirchengiit  unter  der  Aufsiicht  des  Pfarrers,  sc 
unter  der  Kontrolle  der  Archidiakouen  und  bischöflichen  Offiziale  verwalten; 
und  während  meistens  auch  der  Patron  einen  Antheil  an  der  VermSgen?- 
verwaltung  zu  haben  pflegt,  —  ward  in  Greifswald  der  städtiscbe  RaUi  bei 
der  Besetzung  der  Provisorate  gehört,  und  eben  dieser  Rath  liihrt,  mit  Auj- 
flrhbisB  des  Patrons  und  aller  Kirchenoberen,  die  alleinige  Aufsieht  über  die 
Verwaltung  des  Kirchenvermögcas.  Nur  dem  Rathe  ihrer  Stadt  legen  die 
Provisoren  Rechnung  im  Öflentlichen  Ding;  von  dem  städitschen  Rathe  er- 
bitten sie  sich  Konsens  für  verschiedene  Angelegenheiten,  der  Rath  üIjct- 
nimmt  mehrfach  die  subsidiäre  Vpri>fliehtung  für  die  von  den  Provisonrtt 
Nanieu»  der  Kirciui  abgeschlossenen  Rechlsgcscliäfte  und  der  Hath  bvsei 
mit  Ausschluss  t1e<t  Fntrnits  die  Rectorat«  an  den  Kiit^henschulen. 


renbar  Hegt  der  Grand  für  diese  ganz  eigenthfimlicTie  ifirscheinung  in 

der  Freigebigkeit,  mit  welcher  der  Rath  und  die  Bürgerschaft  für  ihre  Kirchen 

sorgten.  Für  die  That  forderten  sie  den  Rath  in  kirchlichen  Angelegenheiten. 

Dä8  Patronaterecht  des  Klosters   ist  hiernach  im  Wesentlichen  auf  die 

Besetzung  der  PfarrsteUcn  eingeschränkt. 

Aber  auch  auf  diesem  Gebiete  wurde  der  Patron  mehr  und  mehr  ein- 
geengt. 

Der  um  1949  der  Machterweitcrung  der  Archidiakonen  geneigten  Zeit 
folgt«  eine  ReacUon,  welche  die  Archidiakonen  wieder  zu  Gunsten  des 
Bischofes  surnckdrängte.  Dieser  veränderten  Strömung  fielen  auch  die  Archi- 
diakonalrechte  dos  £ldenaer  Abtes  zum  Opfer,  und  seitdem  reduzirl  sich  die 
Einwirkung  des  Klosters  auf  die  Besetzung  der  Ffarrstellen  lediglich  auf  die 
Priaeiitation  geeigneter  Kandidaten,  wogegen  die  Institution  durch  den  Bischof 
erfolgte. 

Und  der  Letztere  gewann  auch  dadurch  noch  erhöhten  Einfluss  auf  die 
Besetzung  der  einen  Pfarrstelle  —  an  St.  Nicolai  — ,  das«  er  den  Pferrhemi 
dieser  Kirche  anfange  zum  Präpositus  der  Stadt  und  demnächst  zum  Laud- 
dekan  (3r  das  ganze  Klostergebiet  bestellte,  auch  sonst  das  Ansehen  dieses 
Pfiurherm  zu  heben  bestrebt  war.  So  wurde  z.  B.  die  Anfangs  nur  kom- 
minarische  Ernennung  dieses  Geistlichen  zum  Richter  für  verschiedene  geist- 
liche Angelegenheiten  bald  zu  einer  ständigen  Einrichtung,  und  eifersüchtig 
wahrte  der  Bischof  seine  Befugniss  in  Betreff  der  Ernennung  des  Präpositus, 
denen  Bedeutung  im  Laufe  des  14,  Jahrhunderts  immer  grosser  wurde. 

So  spiegeln  sich  liier  in  engem  Rahmen  die  grossen  Ideen  wieder, 
in  der  Zeit  von  1207 — 1456  die  gesammte  katholische  Kirche  be- 
;  das  Rillgen  der  Archidiakonen  mit  den  Bischöfen  um  die  beider- 
■eitigeii  Machtbefugnisse  schlug  auch  an  den  (iesladeu  der  Ostsee  seine 
Wdlen  und  zeigt  uns  dort  nicht  nur  das  Emporhiülien,  sondern  auch  das 
Staken  der  Axchidiakonalrechte ,  welches  in  dem  gleichzeitigen  Steigen  der 
Würde  de«  Präpositus  an  St.  Nikolai  seinen  Gradmesser  hat. 

Daneben  weiss  sich  aber  die  Bürgerschaft  einen  Einflnss  auf  die  Ver- 
«•llang  de»  Kirchenvermögens  zu  sichern,  wie  wohl  kaum  an  einem  anderen 
Orte;  und  diesen  Einfluss  hat  ilieselbe  im  Wesentüchen  bis  auf  den  heutigen 
T»g  ala  werthvolles  Erbe  der  Vorfahren  bewahrt. 

Xu  dem  Hinweis  auf  diese  Eigenthümlichkeit  Grcilswalds  mag  man 
eine  Rechtferttguug  für  die  etwa.?  ausführlichen  Mittheiltiugeu  über  den  ersten 
Tbeü  de»  vorliegenden  Werkes  finden. 

Der  zweite  Theil  der  Schrift  schildert  die  Gründung  der  Universität 
Orafinrald  und  deren  Einwirkung  auf  das  kirchliche  Wesen  der  Stadt. 

Sehr   interessant    ist  die  Schilderung   der  Opferwilligkeit   des  Landas^ 

berni,    der  Stadt  Greifewald,    der   Klöster    des  Landes,    der  verscliiedenen 

Stiftungen  and  der   einzelnen  Personen,    um    die  Universität    als    kin-hliehe 

InatitutioQ  in's  Leben  zu  rufen;  noch  fesselnder  aber  ist  die  Art  und  Weise, 

An:)uv  nir  birentliobe«  Reclit.  IV.  i,  l>j 
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in  welcher  jene  Zeit  die  Geldmittel   zur  Grundiiag   der  UniversitÄt  lu  be- 
schaffen gewaset  hat. 

Auf  doppelte  Weise  Btellten  insbesondere  die  Kirchen  der  Stjidt  um- 
Vermögen  in  den  Dienst  der  üuiveraitjit. 

Zanächst  trat  dfts  Kloster  Eldena  1456  bescheiden  zor  Seite,  indem  et 
den  wesentlichsten  Bestandthoil  seines  Kirchenpatronates  der  alma  tnater 
überliess.  Es  verzichtete  zu  Gunsten  der  Letzteren  auf  das  NoTninalioai 
recht  lind  machte  «ich  anheischig,  dem  pommerschen  Bischöfe  nteU  nur 
decgenigen  Kandidaten  zum  Pfarrer  au  einer  der  städtischen  Kirchen  n 
präscntiren,  welchen  ihm  die  Universität  für  die  betreffende  Stelle  nominirt 
haben  werde. 

Die  Professoren  wurden  also  Pfarrherren,  Hessen  aber  ihr  Amt  dtireh 
Vicare  verwalten. 

Noch  weiter  ging  die  im  Jahre  1457  in's  "Werk  gesetzte  Gründung 
eines  Kollegialcapitels  an  der  St.  Nikolai-Kirche  und  die  organische  Ver- 
bindung des  Letzteren  mit  der  Universität  durch  die  Bestimmung,  dass  nar 
graduirtß  Lehrer  an  der  Universität  zu  Stiftsherren  ernannt  werden  darft^n. 
Diese  Einrichtung  machte  dem  Patronatsrechte  des  Klosters  Eldena  an  d 
Kollegiatkirche  für  immer  ein  Ende ;  und  die  Klugheit  des  Landesherrn 
wuBste  sich  durch  VermittUuig  des  Papstes  die  Ernennung  des  Stiftsproimtc* 
dauernd  zu  sichern. 

Auf  eine  genauere  Darstellung  dieser  äusserst  interessanten  VnrgSngp 
muBS  hier  verzichtet  werden,  Sie  würde  dem  eigenen  Studium  ungebubrlici» 
in  den  Weg  treten. 

Voll  und  gnnz  erfüllt  indess    die  Arbeit  ihren  Zweck:    die   Gruudl 
der  neueren  Rechtsbjlduiig    wisHenschafllich    zu    erforschen    und   das  rech 
geschichtliche  Bild,  welches  Woltkrsdorf  gezeichnet  Imt,  wir<i  beim  eigen 
Studium  noch  anziehender  erscheinen,  als  diese  Besprechung  ca  xu  schfld 
vermocht  hat. 

Selbstverständlich  wird  solches  Studium  hier  und  da  auch  auf  Punkte 
stossen,  denen  wir  nicht  zuslimnion  können. 

Auf  Seite  13  lässt  z.  B.  ib-r  Verfasser  die  Kirchenvorsteher  am  Diens- 
tage nach  Heil.  Dreikönige  dem  Ratbe  der  Stadt  die  Rechnung  über  die 
Verwaltung  des  Kirchenvermögens  ablegen,  während  die  auf  Seite  58  noter 
Nr.  43  mitgethßilte  statutarische  Bestimmung  nicht  vom  Dienstage,  sondern 
von  dem  negheaten  Dynkdaghe,  d.  h.  dem  nächsten  Oericbtstage  oi 
dem  Tage  der  heil.  Dreikünige  redet. 

Bedenklicher  als  dieses  Versehen  mrji:hte  die  von  WoLTERSDOnP  anf  S. 
bis  5  vertheidigtc  Ansicht  in  Betreff  des  Umfanges  des  Pa tronatsrecbi 
sein,  welches  sich  das  Kloster  Eldena  1249  bei  Belehnung  des  Herzog* 
der  Stadt  Greifswald  vorbehielt.  Den  Vorbehalt  des  omne  jus  patronal 
glaubt  Woltkrsdorf  dahin  verstehen  zu  dürfen,  ilasa  das  Kloster  sieh  di 
Pfttronatsrecht  nirht  nur  in  Betretl"  der  znv  Zeit  der  Belehnung  schon  vor- 
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ndenen  Kirchen  reserrirt,   sondern  flieh  auch  das  Patronatsrecht  über  die 
iter  noch  in  Greifewald  entatchenden  Kirchen  vorbehalten  hahe. 

Im  Zosammenhange  hiermit  ei-scheint  ihm  dann  auf  Seite  6  bis  8  die 
ihenkung  der  Kirche  der  Neustadt  und  ihres  Patronates  an  das  Kloster  zum 

Inn  Geist  als  ein  arger  Verstoss  gegen  die  Reservatrechte  des  Klosters. 
Bwar  nimmt  WoLTKRsnORr  den  schenkenden  Landesherm  sammt  seinen 
en  und  zahlreichen  Zeugen  der  Schenkung  gegen  den  von  anderer 
lite  erhobenen  Vor\vurf  hi  Schutz :  dasw  alle  jene  Personen  bei  dem  Schen- 
tngract  an  das  Patronatsrecht  des  Klosters  einfHc;]!  nicht  gedacht  hätten; 
lein  vrenn  er  statt  dessen  annimmt,  der  Laudesherr  habe  sich  vielleicht  in 
item  Glauben  zu  der  Schenkung  liir  berechtigt  erachtet,  so  dürfte  dabei 
>ch  übersehen  sein,  dass  die  mitgetlieilte  .Schenkungsurknnde  deutlich  er- 
tönen lässt,  wie  der  Landesherr  die  Schenkung  mit  dem  vollen  Bewusstsein 
r«r  Trsffweite  vollzieht. 

Er  verschenkt  die  Kirche  und  das  Fatronat  deinirt,  dass  die  tSchenkung 
vt  nach  dem  Tode  des  zur  Zeit  der  Schenkung  vorhandenen  Pfarrherm  in 

•  treten  soll;  und  ohne  Präjudiz  für  denselben.    Nach  der  von  Woltkrs- 
unmittclbar  vorher  gegebenen  DarsU-llung  konnte   aber  dtr  Plarrherr 
IT  von    dem  Kloster   instituirt  sein;    und   da  der  Landesherr   si(!li   »omit 

Ktlich  mit  dem  Kloster  in  Widerspruch  versetzt,  so  muss  die  Erklüning 
Schenkung  auch  wohl  unter  diesem  Gesichtspunkte  gesucht  werden. 
Jnd  gerade  daliei  dürfte  »ich  ein  interessanter  Einblick  in  die  Ent- 
idüong  des  PatronatHrechtes  enJftni^n. 

In  dem  Vorbehalte  bei  der  Kelehuung  (1243)  dürfte  das  Hauptgewicht 
it  6a»  omne  zu  legen  sein,  und  da  Letzteres  nicht  zu  den  Kirchen,  son- 
irn  zu  dem  jus  gehört,  scheint  der  Vorl>ehBlt  gerade  darin  zu  gipfeln^ 
\m  da»  Kloster  sich  das  volle  PatronatBrecht  vorbehalten  wollte. 

Veranlassung  hierzu  mochte  vielleicht  in  dem  Satze  des  Kirchenrechtes 
«geben  sein:  dass  nur  derjenige  das  volle  Pivtronatsrecht  erwirbt,  welcher 
^^D  Grund  und  Boden  zur  Erbauung  der  Kirche  anweist-,  2.  die  Kirche 
^B  erbaut,  und  3.  die  Ausstattung  des  Amtes  besorgt. 
^^VoLTEBSDORF  selbst  nimmt  an,  dass  die  Bürgerschaft  Greifswalds  zur 
rbftnong  ihrer  Kirchen  imd  Dotierung  derselben  viel  gethan  habe,  und  so 
»nute  dieselbe  nach  den  Grundsätzen  des  Kirchenrechtes  wohl  das  Patronat 
»olidum  neben  dem  Kloster  beanspruchen. 

"Wenn  der  Landesherr  desshalb  die  Stadt  vom  Kloster  za  Lehen  nahm, 
ter  da«  volle  Patronatsrecht  des  Letzteren  anerkannte,  so  richtete  sich 
CKS  Reservat  gegen  die  Bürgerschaft  der  Stadt.  Violleicht  erhielt  dieselbe 
■  Aeqnivalent  hierfür  scho»  damals  das  weitgebende  Aufsiehtsrecht  des 
athes  über  die  kirchliche  Vermögens  Verwaltung,  über  dessen  Entslelmng 
I»  tonst  nichts  bekannt  ist,  als  dass  es  von  Äni'ang  an  vorhanden. 

'mfanste  der  Vorbehalt  %*on  1949  nur  das  volle  Patronat  an  den  schon 

idcnen  Kirchen,    so  konnte  unch  Gründung  <ler  neuntSdlischen  Kirche 
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in  Gemassheit  des  laBdoshcirlichcn  Privilegs  von  1909  die  Errichtung  einer 
neuen  Parocbie  und  die  Institution  eines  Pfarrers  innerhalb  der  CTrenzcn  des 
K.lo8tergebiete8  nur  durch  das  Kloster  erfolgen.  Allein  auf  der  anderen 
Seit«  war  zu  erwägen,  da»»  das  Kloster  als  Lehenahcrr  in  Betreff  des 
(•J rundes  und  Bodens  der  Stadt  Greifswald  nur  das  Obereigenthum  (doiui- 
nium  directum)  hatte,  wÜhreud  der  Landesherr  als  Vasall  das  notzbare 
Eigenthum  (dominium  utile)  besasa  und  also  auch  das  durch  die  Hergäbe 
des  Grundes  und  Bodens  sowie  durch  die  Erbauung  der  Kirche  erworbene 
Patronatsrecht  mit  gutem  Rechte  für  sich  in  Anspruch  nehmen  und  somit 
der  Kirche  verschenken  dürft«. 

Die  Gescliichte  hat  allerdings  demnächst  erwiesen,  dass  die  Macht  de« 
Klosters  stärker  war,'  als  das  Recht  des  Landesherni. 

Derartige  Abweichungen  von  einzelnen  Ausführungen  des  Verfasser» 
beeinträchtigen  selbstredend  den  Werth  des  Ganzen  nicht,  und  der  Leser 
wird  die  kleine  Schrift  gewiss  nur  mit  dem  Wunsche  bei  Seite  legen,  das« 
der  VerfHHser  dio  ausführlichere  Abhandlung  über  die  Rechtsverhältnisse  seit 
der  Reformation  möglichst  liakl  folgen  lasse. 

Marienwerder.  Oberlandesgcrichtdrath  A.  Pütter. 


Strafsystem  und  Gefängnissweson  in  England  von  Dr.  P*  F.  Aseb* 
rott,   Berlin  und  Leipzig,   Verlag  von  J,  Guttentag  (D.  Collin).  1887. 

Die  vergleiche  ade  Sprach-  und  Religtonawissenschaft  haben ,  je  länger 
sie  gej^flegt  werden,  desto  mehr  dio  Wahrheit  des  Spruches  erwiesen:  wer 
eine  kennt,  keimt  keine.  Auch  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  hat 
nicht  nur  zur  Vertiefung  der  Jurisprudenz  beigetragen,  sondern  auch  die 
Fortbildung  des  Rechtes  in  hohem  Masse  gefördert. 

Es  ist  desabalb  auffnllend,  dass  trotK  der  Deutschland  and  England  ver-j 
bindenden  Staramvenvandtscbaft  l)ei  der  Ausarbeitung  des  deutschen  Reichs- 
fltrafgt'setzbuchs  das  cngliscbo  Strafrecbt  so  wenig  beachtet  worden.     Erklii^ 
lieh  wird  diess  zunächst  vielleicht  durch   dio  Tliatsache,  dass  England  bis 
heute  noch  kein  einheitliches  Strafgesetzbuch  besitzt. 

Zur  Erklärung  dieser  geringen  Beachtung  des  englischen  Strafinecbt«f| 
weist  Dr.  äschrott  aber  mit  Recht  nuch  auf  den  Umstand  hin,  daaa  efl 
bisher  an  einer  deutschen  Bearbeitung  des  englischen  Strairechtes  ge*' 
mangelt  habe. 

Sein  Buch  füllt  diese  unverkennbare  Liicko  nur  zum  Theil  ans ,  da  es 
nicht  da«  gesammte  Strafrecht  Englands  umfasst,  sondern  sich  auf  die  Dar- 
stellung derjenigen  Mitte!  beschränkt,  mit  denen  jener  Staat  das  Verbrecher- 
thum  bekämpft. 

In  dieser  Beziehung   hat  England   im  Laufe   des   letzten  halben  Jabr^ 
bunderta    in   der   Tiiat  Grossartigea    geleistet.     Nicht    nur   einzelne    hervor-I 
ragende  Persönlichkeiten,   sondern   auch  zahlreit^he  Vereine,   und    eine   di« 
Grösse  ihrer  Aufgabe  voll  und  ganz,  erkennende  Gesetzgebung  haben  auf  die 
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«biete  fördenid  zasammen^ewirkt  und  England»  EinnchtuDgeu  im  Gebiete 
^BefangniRSwcsene  zu  einer  Höhe  emporgehobon ,  welche  nicht  nur  den 
JPKnalisten  vom  Fach  zu  eingehendem  Studium  einladet,  sondern  auch  das 
iteraMO  aUer  derjenigen  in  Anspruch  nimmt,  welche  als  Mitglieder  geeetz- 
ibeoder  Versammlungen  oder  als  Angehörige  von  Vereinen  Eur  Forderung 
W  Wohle«  entlassener  Sträflinge,  oder  sonst  irgendwie  berufen  *«ind,  oder 
eh  berufen  fühlen,  an  dem  Kampfe  der  CiviÜBation  gegen  das  Verbrechen 
leQzunehmeu.  Allen  diesen  Personen  sei  die  Lcciüre  oder  das  Studium 
Buches  empfohlen. 
Um  dem  dentachen  Leser  eine  Brücke  zu  den  ihm  fremden  Verhalt- 
Englands  zu  bauen,  giebt  der  Verfasser  in  den  22  Seiten  umfassenden 
orberaerkungen  vorweg  nicht  ntir  die  Erklärung  einer  Reihe  tcchniEcher 
uadrücke  und  Eintheilungen ,  welche  sich  im  Buche  selbst  häußg  wieder- 
>leQ,  sondern  fuhrt  dem  Leser  daneben  aus  dem  englischen  Stralrechte, 
!r  engliBchen  Oerichtsverfassung  und  dem  englischen  Strafprozesse  das- 
oige  vor,  was  zum  VerständnisBe  der  ganzen  Arbeit  erforderlich  erscheint. 
Die  einzelnen  Unterabtheilungen  de«  erHten  Hauptabsclmittcs  bringen 
e  Todesstrafe,  die  Transportationsstrafe,  StrafkncLihtsfhaft,  Ueiängnissstrafe, 
e  Friedensbürgschail ,  die  körpei-liche  Züchtigung,  die  Ueberweisung  an 
tiB  Beasernng»-  oder  Erziebungs- Anstalt   und  die  Polizeiaufsicht  zur  Dar- 


Dcn  zweiten  Hauptabschnitt  bezeichnet  man  am  fugliohstCQ  &l8  eine 
''andemng  durch  die  Strafanstalten  Englands. 

Es  würde  zu  weit  führen^  die  hier  sorgfältig  dargestellte  Behaudluüg, 
sko«tigung  u.  s.  w.  der  Gefangenen  auch  nur  anzudeuten,  und  es  sei  dess- 
ilb  nur  einer  spezifisch  englischen  Einrichtung,  des  Eogenannteu  Markeu- 
■teme«,  gedacht,  durch  welchen  man  nicht  nur  den  Flciss  des  Einzelnen 
iDtroUirt,  sondern  zugleich  dem  Gefaugeaon  einen  Einfiuss  auf  seine  Bc- 
adlung  gewahrt. 

Die  Schndenmg  dieses  Systems  und  seiner  Resultate  gehört  zu  den 
tcreasantesten  Partien  des  Baches, 

£a  ist  dem  Verfasser  gelungen ,  die  anscheinend  zum  Theil  recht 
ickcnen  Materien  betreffend  die  BehaTidlung  der  Gefangenen  in  einer  so 
ibaren,  anziehenden  Weise  zu  schildern ,  dass  man  selbst  bei  den  Speise- 
dnuDgen  und  Disziplinarstrafen  mit  grossem  Litercsse  verweilt. 

Am  konsequentesten  sind  die  Grundsätze  über  den  Strafvolkug  natür- 
h  bei  der  Strafkuech tschaft  durchgeführt.  Don  Kernpunkt  derselben  bildet 
i  gemeinschaftliche  Zwangsarbeit;  derselben  geht  aber  das  Vorbereitungs- 
idhnn  einer  neunmonatlichen  iHolirhiift  vorauf;  imd  es  folgt  derselben  dos 
idiom  der  Torläufigen  Entlassung.  Der  Verfasser  verkennt  nicht ,  das« 
einen  Eingriff  in  den  Richtci*Bpruch  enthält ,    sucht  denselben  aber 

iitfertigen  und  zwar  —  wie  es  scheint  —  in  befriedigender  Weise. 
einem  Schlussabschmttc  wird  noch  das  sogenannte  irische  Gefangnis^T 
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System  behandelt  uad  gezeigft,  dass  dasselbe  grundsätzlioh  von  dem  eoglia 
nicht  verschieden ,  sondern  nur  quantitativ  etwas  mehr  ist ,  indem  einem* 
Theile  der  irischen  Sträflinge  mehr  Vertrauen  geschenkt  wird,  als  ihreo 
englischen  Sühicksalsgenosseri,  und  ilinen  gegenüber  der  Strafirwang  noch  mehr 
gemildert  erscheint  als  in  England. 

Sb  ist  nicht  gestattet,  dem  Verfasser  Dr.  Aschkott  vorzugreifen  mid  die 
Frage  zu  beantworten,  inwieweit  die  englischen  Einrichtungen  einer  Ueber 
tragung  auf  den  deutschen  Strafvollzug  fähig  erscheinen  oder  nicht?  Dens 
der  Verfassscr  hat  die  Erörterung  dieser  Frage  einem  späteren  Werke  vor- 
beiialten. 

Bei  den  Fortschritten  der  neuesten  Zeit  erscheint  es  mehr  und  mehr 
geboten  ,  dass  alle  Glieder  der  grossen  Familie  der  Staaten  unseres  Erd- 
balles im  wesentlichen  mit  denselben  Mitteln  gegen  das  Verbrechorthum  au- 
kämpfen. 

Daneben  bricht  sich  aber  auch  die  Ueberzcugung  meltr  und  mehr  Bahn, 
dass  die  Anwendung  derselben  Strafniittel  erst  dann  in  Wahrheit  eine  gleich- 
massige  Bestrafung  der  Verbrecher  gewälirleistet,  wenn  auch  der  StrafvolbcQft 
cinlieitlicb  geregelt  ist. 

England  ist  uns  hierin  vorangegangen ,  aber  Deutschland  kann  in  der 
That  nicht  lange  mehr  eine  Verschiedenheit  des  Sti-afvollzuges  dulden,  welche 
die  Strafe  desselben  Gesetzbuches  nicht  nur  nach  den  verschiedenen  Bundes- 
staaten, sondern  sogar  innerhalb  der  einzekien  Bundesstaaten  nach  den  ver- 
schiedenen Anstalten  grundverschieden  gestaltet. 

Wenn  unsere  Gesetzgebung  in  hoffentlich  nicht  allzulanger  Zeit  der 
einheitlichen  Gestaltung  des  Strafvollzuges  nälier  tritt ,  darf  es  Englands 
reiche  Erfahrungen  nicht  unbeachtet  lassen,  und  Dr.  Aschrott's  Werk  ist  für 
alle  diejenigen,  welche  an  der  Lösung  dieser  Arbeit  als  Mitarbeiter  uder  Zd- 
schaucr  intoressirt  sind,  ein  unenlbehrlieher  Weg^veiser^  zumal  die  reichen 
Quellcnuacbweise  ein  schätzbares  Material  aas  der  Hand  eines  praktisches 
Volkes  bieten. 

Oberlandesgerichtsrath  A,  Pfitter. 


Das  jireussische  Jagd  recht.  Auf  Grund  der  in  dem  Umfange  der 
Monarchie  und  in  den  einzelnen  Provinzen  j>;oltendea  Gesetze  und  Ver* 
Ordnungen,  sowie  der  die  letzteren  erläuternden  Rechtsprechung  der 
höchsten  Gerichtshöfe  nebst  einem  Anhange,  enthaltend  das  Reicbs- 
gesetz,  betreuend  den  Schulz  von  Vögeln  vom  22.  März  1888  und  den 
Text  der  wichtigsten  preiissiBchen  Jagdgesetze,  systematisch  dar- 
gestellt  von  A.  Ualcke,  Oberstaatsanwalt.  Zweite,  voUstÄndip  um- 
gearbeitete Auflaufe.  Breslau  1688.  J.  U.  Kern 's  Verlag  (Max  Miii).  ■ 
Vm  u.  271  S.  geb.  5  M. 
Die  erste  Ausgabe   des  Werkes   ist   bereits  im  Jidire  1864  li_.,i.. i 

und    grossentheils   veraltet,     Fs    sind    seitdem    das   Wildschongesctz    vom 


98.  Februar  1870  und  die  nenen  Verwaltungspfesetee  erschienen .  da«  mate- 
rielle und  formelle  Slrafi-ßcht  iet  umgestaltet,  es  sind  dem  preussisulicu  Staate 
ncae  Provinzen  mit  anderen  Jagdrechten  hinzugetreten ,  es  liegt  eine  lang- 
jiluige  Praxis  dazwischen.  Wie  in  der  ersten  Ausgabe  des  Werkes  der  Ver- 
fiuaer  die  proviiusialrechtlicheu  Vorschriften,  iuabcsondere  die  fiir  die  Be- 
stimmung der  Jagdbarkeit  der  Thiero  massgebenden,  aufgeführt  hat,  so  hat 
er  69  jetzt  unternommen,  das  gcsammte,  in  allen  Theilcn  der  Monarchie 
gelteude  Recht  bezüglich  der  Jagd  zum  Gegenstände  der  Daratellung  zn 
machezi,  insbesondere  also  auch  die  in  den  neaen  Provinzen  geltenden  jagd- 
Techtlichcn  Beetimmungen  vollständig  darzustellen.  Das  Werk  enthält  darin 
einen  Portschrilt  gegen  die  bisherigen  Bearbeitungen  des  preussischen  Jagd- 
recfata,  welche  entweder  mir  das  altländische  Jagdrecht  behandeln  oder  doch 
die  Bestimmungen  der  neuen  Provinzen  nur  streifen  oder  unvollständig 
Mriedergebeo.  Ob  das  Werk  die  angestrebte  Vollständigkeit  erreicht  hat, 
Istst  der  Verfasser  in  der  Vorrede  dahingestellt;  soweit  wir  nach  dem  uns 
sogiagliobezi  ^-  allerdings  auch  nicht  vollständigen  —  Material  beurtheilen 
künnen,  ivt  das  Ziel  im  Wesentlichen  erreicht.  Das  Werk  stellt  das  prcus- 
siiohe  Jagdrccht  systematisch  und  zwar  im  Ganzen  unter  Beibehaltung  der 
to  der  ersten  AuSage  angenommenen  Keiheufolgo  dar. 

Im  Ganzen  kann  man  sich  sowohl  bezüglich  der  Menge,  als  der  Au- 
ordnong  des  gegebenen  Stoffes  mit  dem  Verfasser  einverstanden  erklären. 

Im  Einzelnen  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken : 

Zu  §  5.  III.  Seite  45  vermissen  wir  eine  Erörterung  über  die  Natnr 
des  Jagdpachtvertrages.  Aus  der  Art  der  Darstellung  ist  zu  entnehmen, 
du«  der  Verfasser  den  Vertrag  den  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Pacht 
anterordnet  Diese  Meinung  ist  in  neuerer  Zeit  von  Eccros  ')  mit  guten 
üründea  bekämpft.  Derselbe  definirt  den  Jagdpachtvertrag  als  den  .Vertrag, 
dorch  welchen  der  Eigonthümcr  tnnes  Grundstücks  oder  die  zu  einem  Jagd- 
bezirk vereinigten  Eigenthümer  in  dieser  Vereiuiguug  sich  persönlich  ver- 
{•fliebten,  die  Ausübung  der  Jagd  durch  den  Jagdpächter  gegen  einen  be- 
stimmten Entgelt  der  Nutzung  zu  dnlden  und  als  ein  ausschliessliches  durch 
den  Pächter  zu  übendes  Recht  zu  gewähren.'  Bei  den  sonst  so  ausführ- 
lichen Erörterungen  streitiger  Rechtsfragen  war  auch  hier  eine  solche  zu 
erwarten. 

Seite  78  zu  ^  7  des  WildschongesetzeB  ist  nachzutragen,  dasa  nach 
eiitem  Urtheil  de«  Königl.  Kammergerichts  vom  21.  April  1884  (mitgetheilt 
im  Jahrbach  der  preussiscben  Forst-  un<]  Jagdgesetzgebung  Bd.  XVI  S.  119) 
nur  der  öffentliche  gewerbsmässige,  nicht  der  private  Verkauf  des 
Wilde«  während  der  Schonzeit  iu  dem  citirten  §  7  untersagt  sein  sull. 

Za  §  12.  X.  Seite  134.  135.  In  Hannover  ist  es  nach  den  mitgetheilten 


')  FoR*TEft-Ec:cius,  Theorie  und  Praxis  des  gemeinen  preussischen  Privat- 
redit«.  ö-  Anfl.  Bd.  H.  §  136.  Vm. 
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VorBchriflen  wundorbarer  Weüo  nur  gOBtattet,   Windhunde  und  Jagdhunde, 
nicht  aber  andere  Hunde,  welche  jafcnd  betroffen  werden,  za  tödten.    Min 
leitet  indessen  die  Befagniss,  auch  andere  jagende  Hunde  zu  tödten,  aus  da  < 
allgemeinen  Vorschriften  über  die  erlaubte  Sclbsthülfe  ab. 

Zu  §  14.  II.  Anni.  18.  Seite  147.  Das  Urtheil  des  Reichsgerichts  Tom 
21. — 28.  Dezember  1885,  wonach  Forfitrefercndare  zur  Ausübung  des  Forst- j 
Schutzes  nicht  berechtigt  noch  verpäicbtet  sind,  ist  inzwischen  erledigt  durch 
die  Verfügung  des  LandwirthachaftrS-Ministers  vom  28.  September  188«! 
(Jahrb.  der  preuss.  Forst-  und  Jagdgesetzgebnng  Bd.  XIX  S.  27)»  worin  be- 
stimmt ist,  dasB  alle  dem  Minister  onterstellten  Forstbeamten,  iiubeaonder« 
auch  ForstaBBegaoren  und  Forstreferendare,  sobald  sie  sich  nach  irgend  einer  ^ 
Richtung  hin  in  der  Ausübung  ihres  Diensies  befinden,  KUgleich  zur  Wahr- 
nehmung des  Forstschutzes  insoweit  für  verpflichtet  2u  erachten  sind,  ali 
lutstero  geschehen  kann,  ohne  den  Hauptzweck  ihrer  Thatigkeit  ku  bedo- 
trächtigen. 

Seite  148  ff.  Der  Ansicht  des  Verfassers,  dass  jeder  preussische  Forrt- 
beamt«  überall  im  Intande  ohne  Rücksicht  auf  die  Lage  seines  Schutfbezirb 
den  Jagdschatz  ausüben  dürfe,  kann  in  dieser  Allgemeinheit  niclit  beigetreten 
werden.  Es  ist  vielmehr  mit  Waonkr  (Die  preussische  Jagdgesetzgebong 
S.  132,  133)  anzunehmen,  dass  eine  gewisse  Beziehung  zwischen  dem  Dienst- 
betriebe  im  engem  Schutxbezirke  uud  der  jagdpoliKeilichen  Thatigkeit  ausser- 
halb desselben  nicht  fehlen  dürfe.  Es  wird  auf  die  überzeugende  Ausführung 
von  Waoner  verwiesen,  aoch  ist  das  Retchsgericht  in  den»  letzten  über  die« 
Frage  ergangenen  Urtheil  vom  27.  Juni  1884  der  Ansicht  des  yer&msn 
entgegen  getreten. 

Zu  Seite  176.  Der  Strafmitrag  ist  seit  der  Strafrechtsnovelle  vom 
2B.  Februar  1876  nur  noch  beim  einfachen  Jagdvergehen,  wenn  der  Thüter 
ein  Angehöriger  des  Jagdbercchtigten  ist,  erforderlich.  Damit  fallt  der 
letzte  Absatz  des  §  17  und  ebenso  §  14  I  1  e.  S.  143  als  gegenstands- 
los weg. 

Zu  §  21.  3.  Seite  185.  Bei  dem  Widerstand  gegen  Jagdaufseher  und 
Jagdborechtigte  unter  Drohung  mit  Schiessgewehr  ist  zwar  nicht  erforderlich, 
dass  das  Gewehr  geladen  war,  doch  aber,  dass  der  Bedrohte  e«  fiir  geladen 
halten  konnte  Dahin  dürfto  der  Text  zu  ergänzen  sein  (vgl.  das  dtirte  Ur- 
theil des  R«ichsgcricht.a  vom  26.  Oktober  1883). 

Auf  weitere  Einzelheiten  einzugehen,  verbietet  der  uns  zogemesscoA 
knappe  Raum.  Es  erscheint  dies  auch  nicht  nothwendig,  weil  der  Yer&Mer 
bei  streitignn  Fragen  ausführlich  auch  die  gegentheiligen  Gründe  vortragt,  so 
dass  dem  einsichtigen  Leser  volle  Gelegenheit  geboten  wird,  sich  solbat  cdo 
Urtheil  zu  bilden. 

Das  Ergebniss  fassen  wir  dahin  zusammen :  Das  Buch  euthält  in  syste- 
matischer Form  eine  Darstcnimg  des  Jagdrecht«  der  ganzen  preussischen 
Monarchie,  wie  sie  in  dieser  Vollständigkeit  bisher  lücht  vorhanden  iit,  int- 


Bre  entbält  dafi»elbe  auch  das  Jagdrecht  der  neuen  ProviiiBen,  sowie 
die  provinzialrcchtlichen  noch  gültigen  Beslimmungen ,  uamentlich  bej^üglich 
der  Jagdbarkeit  der  wilden  Thicre  und  der  polizeilichen  Strafvorsehriflcn. 
Die  gesetzlichen  Vorschriften  sind  nicht  nur  nach  ihrem  Wortlaut  aufgeführt, 
•ondem  juristisoh  verarbeitet;  die  ergangenen  Miniaterialrescripte  und  die 
Rechtsprechung  der  höchsten  Gerichtshöfe  sind  in  grosser  Vollständigkeit 
wiedergegeben.  Bei  zweifelhaften  Fragen  sind  die  vorgetragenen  Ansichten 
dca  Verfiusers  ausführlich  begründet.  Somit  kann  das  Buch  als  eine  werth- 
roUe  Bereicherung  der  jagdrechtlichen  Literatur  angesehen  und  als  Hülfsbuch 
sur  grÜDdlicbeii  Eenntniss  des  preussisohen  Jagdrechts  allen  Betbciligten 
empfohlen  werden. 

Eberswalde,  im  Oktober  1888,  Rätiell. 


Der  Bechisschutz  der  Geisteskranken  auf  Grundlage  derlrrea- 

gesetzgebung   in  Europa   und  Nordamerika  von  H.  ReiiBS, 

Kgl.  bayeriRchem  Bezirksamts- Assessor.  Leipzig,  Rossberg,  1888.  3Ö2  S. 

Es  würde  "Wunder  nehmen,  daas  die  Irrenfürsorge  bisher  in  Deutschland 

noch  nicht  durch  ein  einheitliches  Gesetz  geregelt  ist,  wenn  auf  diesem  Ge- 

-      biete  sich  nicht  zwei  Gegensätze   geltend  machten ,    die  nur  schwer  auszu- 

I     gleiidien  sind,  der  zwischen  Staatsgewalt  und  Medizin,   der  zwischen  Staats- 

I     gtiwalt  und  Familie.   Der  Arzt  erklärt  die  L^'cntürsorge  ßir  eine  medizinische 

■  Angelegenheit,  die  gesetzlicher  Regelung  und  damit  staatlicher  Einmischung 
I     iricttt  bedarf;    die   Staatsgewalt   hält   letztere  mit   Rücksicht  ai»f  die  stetig 

■  wmchsende  Menge  der  Krauken  für  geboten. 

■  Diesen  letztem  Standpunkt  theilt  auch  der  Verfesser  der  vorliegenden 
fc#djrift:  er  berichtet  über  die  bestehenden  Trrengesetze  des  In-  und  Ausiaudes 

i^ttter  Hinzufügung  ihrer  Texte  und  giebt  selbst  einen  Gesetzentwurf  nebst  Er- 
Batennigen.  Dass  ein  Irrengesetz  Bedür&iiRs  int,  ist  schon  im  Hinblicke  auf 
die  gesetzliche  Regelung  in  fast  aUen  Eultiirstaaten  amiuerkenuen.  TVie  der 
Vcrfittser  dieses  BediirfiiiBs  zu  erfüllen  Bucht,  dürfte  einigen  Widerspruch  er- 
fahrexk.  Durchweg  ültei'giebt  er  die  Handhabung  de»  Gesetzes  der  Staats- 
gewalt, der  Behörde:  Begründung  und  Uehemahnie  einer  Irrenanstalt,  sei  es 
durch  eine  öffentlich-rechtliche  GcHellschaft,  sei  es  durch  eine  Privatperson, 
bedarf  staatlicher  Ermächtigung;  Aufnahme  und  Entlassung  der  Oeistes- 
krankeo  erfolgt  auf  Beschluss  der  Verwaltungsbehörde,  wenn  auch  nach  ärzt- 
licher Begutachtung;  die  Pflege  selbst  wird  seitens  der  Behörde  durch  Be- 
nchlignng  und  Einholung  von  Berichten  kontrollirt.  Ist  dem  Verfasser  auch 
darin  beizustimmen,  dass  ühi  Irrenfürsorge  das  öffentliche  Interesse  stark  bc- 
röhrt,  so  geht  er  doch  m.  E.  im  Einzelnen  zu  weit:  Aufnahme  und  Ent- 
latsong'  insbesondere  sollten  als  medizinische  Angelegenheiten  dem  Urtheil  des 
Ante*  onterliegen,  nach  dessen  Gutachten  sich  die  Behörde  regclmäasig 
doch  richten  würde;  letztere  sollte  sich  hier  auf  die  Kontrolle  beschränken 
nod  nnr  im  Beschwerdefall  die  Entscheidung   nbemehmen,  dann  aber,  wie 
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nach  den  meistoo  besUihcnden  Gesetzen,  das  Gericht,  nicht  die  Verwaltmf»^^ 
hehorde ,  da  doch  saDächüt  eine  FreiheitsheschrÜDkung  in  Frage  «teilt.  — 
Auch  wo  die  Staatsgewalt  mit  der  Familie  in  Kollision  geräth,  bevonngt 
der  Entwurf  erstero  alhmsehr.  —  Lüsst  sich  daher  dem  Entwurf  auf  zwei 
wesentlicbüu  Gebieten  der  Vorwurf  einer  gewissen  Einseitigkeit  niaohen,  so 
ist  er  doch  im  Ganzen  wohl  durchdaclit  und  enthält  im  Einzelnen  zahlreidte 
xutrcifende  Bestimmungen. 

Breslau.  Dr.  Hancke. 

Advocatur  und  Anwaltschaft  von  F.  Prlsclil)  Advocat    Berlin.    PdU- 
kammer  und  Miihlbrecht.     1888.    496  S.  j 

Der  Verfasser  beklagt  den  Verfall,  den   die  Auwaltschafl  in  Deutsch'^ 
land  und  Oesterreich  genommen  hat.     Als  einziges  Mittel  zur  Hebung  des 
Standes  erscheint  ihm  TrennuDg  der  Fürsprecherthätigkeit  von  der  Prokuratur,j 
wie  sie  in  Frankrcivh  und  England  durchgeführt    ist  und  früher  in  Deutsch-I 
land  bestanden  hat.    Die  Fürsprecherthätigkeit  soll  sich   auf  Flaidiren  nndj 
Kousultiren  beschränken,  jede  andere  Parteivertretung  der  Prokuratur  übe 
lassen;  sie  soll  sich  fernhalten  von  Gcsclmflsvermittlung,  VermögeuKverwaltui 
Notariat  und  sich  mit  freiwilligem  Ebrensolde  begnügen.     Dann  sei  ihr  eine] 
höhere  Stellung  gesichert,    die  Prokuratur  aber  verdieuter  Massen  zu  ebienj 
blossen  Gewerbe   herabgedriickt.  —  Jlii-htig   ist,    dass  gewisse   Rechtshand- 
lungen theils  wegen  ihres  gehässigen,    theils  wegen  ihres  mytiristisebcn  Cha-^ 
rakters  von  der  Anwaltschaft  loBgelöst  werden  könuten,  so  Geschäilsvenmt 
lung  und  Vermögensverwaltung,  vielleicht  auch  einzelne  Prozesshandlungenfl 
dies  jedoch  nur,  soweit  nicht  dadurch  eine  doppelte  Parteivertretung  nöthig 
würde.     Was  der  Verfasser  gegen    das  Notariat    einzuwenden    hat ,   welches 
doch  gerade  ein  Vertrauensposten  sein  soll,   ist  nicht  einzusehen,     undurch- 
führbar  erscheint   die   Beschränkung   des   Fürsprechers   auf  freiwillige   Be- 
lohnung: sie  würde  den  Stand  zu  einem  Moncijiol  der  Reichen  machen,   i*ij 
auch    bei    unserer   LebenBauschauung    unnöthig,    nach    welcher    sich    vöUif 
Ehreuhaftigkeit  sehr  wohl  mit  gesetzmässiger  Entlolmuug  verträgt.  —  Du 
daher    die  Idee    des  Verfassers    aucii  nicht  auf  nngetheilten  Beifall  rechne 
Bü    bietet    doch    seine    Schrift    ein    reiches,    rechteliistorischeB  und   recht 
vergleichendes,  Material,   freilir.h  ohne  jede  Systematik  und  meist  nur   los 
zusammengefügt , 

Breslau.  Dr.  Hancke. 


Questions  de  droit  relatives  ä  riucident  franco-allemaud  d4 
Pagny  (Affaire  Schnäbele)  par  Edouard  Ginnet.  Paris  1887. 
Die  im  April  v.  J.  erfolgte  Verhiiftimg  des  franzöflischen  Grenz-Pol 
koramissara  Schnäbele  hatte  nach  zwei  Kichtiiugen  Atilass  zu  Beschwerden 
Seitens  der  französischen  Regierung  gegeben.  Die  Verhaftung  wurde  für 
ungesetzlich  erklärt    1.   weil   sie   auf  französischem   Boden   erfolgt   sei,    and 


eTentuell  S.  weil  Schnäbele  von  deutscher  Seite  veranlintit  worden  tei„ 
deotsches  Gebiet  m  betreten. 

Die  Entacheidiing  über  den  eraten  Punkt  liegt  auaschlieeslich  iu  der 
Beurthfiilnng  von  Tliatsachen  und  kaou  nur  Auf  Grund  genauer  Kenntnies 
der  OeTtlichkeiten  sowie  der  Zeugenaussagen  abgegeben  werden.  Zu  reeht- 
lichen  AitBeinandcnetzungea  gibt  derselbe  keinen  Anlass;  die  Organe  der 
deutschen  Staatsgewalt  konnten,  dies  ist  zweifellos,  nur  im  Bereiche  des 
deutschen  Gebiets  eine  Verhaftung  mit  rechtlicher  Wirksamkeit  vornehmen. 

Der  zweite  Beschwerdepunkt  bietet  dagegen  auch  eine  nicht  uninter- 
ite  rechtliche  Seite.  Schnäbele  war,  das  ging  aus  verschiedenen  Briefen 
lervor,  durch  den  deutscheTi  PolizeikomTnisnar  Gautnch  zu  einer  Zusammen- 
kunft an  der  Gk*enze  eingeladen,  und,  als  er  bei  dieser  Gelegenheit  die  Grenze 
überschritt,  verhaftet  worden.  Betrachtet  man  diese  Thatsachc  zunächst  nur  im 
Lichte  des  im  deutschen  Reiche  geltenden  Verfassung«-  und  Prozessrechtes, 
so  erscheint  sie  unerheblich.  Sowohl  der  Richter,  welcher  den  Haftbefehl 
erlassen,  als  die  Polizei organe,  welche  ihn  auf  deutschem  Gebiet  in  Volt- 
jrtreckong  gesetzt,  hatten  innerhalb  ilirer  rechtHchcu  Machtsphäre  tmd  unter 
»baehtung  der  gesetzlich  voi^eschriebenen  Fonnen  gehandelt;  aus  welchem 
ide  sollte  diesen  Handlungen  die  Rechtswirksumkeit  versagt  werden  ? 
Hier  kam  nun  aber  in  Betracht,  dass  durch  jene  Einladung  des  deutschen 
an  den  französischen  Beamten  eine  völkerrechtliche  Beziehung  entstanden 
war  und  frug  es  sich  daher,  ob  nicht  vom  Boden  des  Völkerrechts  die  Voll- 
Urecktmg  des  Haftbefehls  iti  ihrer  (lültigkeit  bestritten  werden  könne.  Zur 
Beantwortung  dieser  Frage  war  innerhalb  des  deutschen  Reichs  gemäss 
Alt.  11  der  Reichsverfassung  der  Kaiser  zuständig-,  und  der  Kaiser  entschied, 
Aun  die  Einladung  des  Gautsch  die  (»ewahning  freien  Geleits  eingeschlossen 
habe.  Auf  Gnmd  dieser  Entscheidung  niusate  sodann  der  Unters uchunga- 
ricfatcr  die  Freilassung  des  Schnäbele  anordnen. 

Hätte  Herr  Clünkt  sich  darauf  beschränkt.,  die  obigen  Punkte  zu 
liehandeln,  so  wären  wir  in  der  Lage  unsere  volle  Uebereinstimmung  mit 
•einer  AaÜassung  zu  bekunden.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall.  Der  Abschnitt  U 
Nr.  3,  welcher  die  Aufschrift  trägt:  „le  caractere  exceptionnel  de  l'extra- 
territorialit^  du  droit  penal  ä  Tegard  d'actes  comrais  ä  retrangcr  par  des 
etnngers  doit-il  etre  etendu  ä  la  matiere  de  l'espionnage  notamment  envers 
le»  public«  etrangers?"  und  die  Hälfte  der  Abhandlung  einnimmt,  beruht  auf 
gänzlich  irrigen  Voraussetzungen. 

a)  Der  Verfasser  unterstellt,  dass  das  deutsche  Strafrecbt  der  Straf- 
androhung gegen  Spionage  eine  cxterritoriitle  Wirkung  beimesBe.  indem  auch 
die  im  Ausland  von  einem  Ausländer  verübte  Spionnge  im  deutschen  Reiche 
verfolgt  werde,  und  wirft  die  Frage  auf:  „La  ropression  de  Tespiomuige 
comporte-t-elle  une  teile  extension,  ou  mieux  mi  tel  empietement  de  la 
«uuTerainet^  voisine?"  Nun  ist  es  aber  nach  §  4  Abs.  1,  2  u.  Nr.  2  des  Straf- 
gcaeiibadis  für  das  deutsche  Reich  ganz  ausgeschlossen,  dass  ein  Ausländer, 
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welcher  ausBchliesslioh  im  Anslonde  eine  landenveiTÜthcrisohe  Handlang  gegeu 
dfts  deutsche  Reich  odei*  einen  Bimdcsstaat  begangen  hat,  im  Intande  ver- 
folgt werde.  Jede  dcBsfalligc  Verfolgung  cinea  Anslandera  ist  vielmehr 
dadurch  bedingt,  dase  die  Handlung,  welche  den  Gegenstand  der  Anklage 
bildet,  im  Intande  verübt  ist,  und  was  fiir  den  Landesverratii  ftechtena  ist» 
gilt  ebenmäBBig  für  die  Spionage,  da  ein  besonderes  Vergehen  oder  Ver- 
brechen der  Spionage  dem  deutschen  Strafrecht  unbekannt  and  letztere  nur 
strafbar  ist,  soweit  sie  den  Tliatbcstand  des  Landesvon*ath8  enthält.  Zweifd- 
haft  könnte  es  vielleicht  erscheinen,  ob  der  Rechtssatz  des  §  4  stetts  richtig 
zur  Anwendung  gelangt ,  ob  namentlich  der  Rech t«p rechung  des  Reicht- 
gerichts  beigepflichtet  werden  kann,  gemäss  welcher  auch  derjenige  Aut- 
länder als  im  Inlande  handelnd  angesehen  wird ,  welcher  sich  daraaf  be- 
schränkt bat,  Agenten  oder  Briefe  ins  Inland  zu  senden.  Unter  diesem 
(xesichtspunkte  hat  aber  der  Verfasser  die  Frage  einer  Betrachtung  nicht 
unterworfen. 

b)  Jrrthümlich  ist  femer  die  wiederholt  zum  Ausdruck  gebrachte  At»- 
legung  der  §§  8  und  9  der  Strafprozessordnung  für  das  deutsche  Reich  and 
utili^jüudet  folgeweise  auch  die  hieran  geknüpHen  Ausführungen  über  eäi 
angeblich  anomales,  einzig  dastehendes  ProzeBs\'erfahren  im  deutschen 
Reiche.  Aus  der  Vorschrift  des  §  9,  dass,  wenn  eine  Ergreifung  nicht  statt 
gefunden,  da«  zuständige  Gericht  vom  Reichsgrericht  zu  bestimmen, 
nämlich  abgeleitet,  dass  der  wegen  Landcsverratha  verfolgte  Ausländer  im* 
deutschen  Reiche  in  contumaciam  verfolgt  imd  verurtheilt  werden  könne. 
Nicht  die  g§  8  und  9,  sondern  der  §  319  der  Strafprozessordnung  bestimmt 
aber  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  eine  Hauptverhandlung  gegen  einen 
Abwesenden  stattfinden  kann,  und  gcstAttet  sie  nur  dann,  «wenn  die  den 
Gegenstand  der  Untersuchung  bildende  That  nur  mit  Geldstrafe  oder  Ein- 
ziehung ,  allein  oder  in  Verbindung  mit  einander  bedroht  ist."  Die  Be- 
stimmung des  zuständigen  Gerichts  nach  §  9  bezieht  sich  somit  in  all 
Fällen,  in  welchen  eine  Hauptverhandlung  ausgeschlossen,  nur  auf  die  tor' 
Sicherung  der  Beweise  erforderlicJien  Untersuchungshandlungen,  deren  Vor- 
nahme Abwesenden  gegenüber  auch  nach  dem  code  d'instruction  criminelle 
zulässig  ist. 

c)  Endlich,  ond  dies  ist  ein  Hauptverwurf,  welcher  gegen  den  Vci*- 
fassor  zu  richten  ist,  hat  derselbe  die  thatsächlichen  Grundlagen  des  Prozesses 
völlig  verkannt,  "Wollte  man  ihm  glauben,  so  hätte  die  Anklage  sich 
in  der  Thalsache  erscliöpft,  da.<is  Schnäbele  in  drei  an  den  Mitbeschuldigten 
Klein  adressirten  Briefen  Auskunft  über  gewisse  militärisch  wichtige  Dinge 
erbeten  hatte.  Dies  ist  aber  durchaus  unricliiig.  Herr  Schnäbele 
beschuldigt,  seit  Jahren  und  planmässig  den  Landesverrath  in  Elsas« 
ringen  organisirt  und  geleitet  zu  haben-,  er  war  beschuldigt,  dies  nicht 
durch  ans  Frankreich  gegebene  Vcrhaltungsniassregeln,  sondern  durch  selb- 
ständige auf  elsässischem   Boden  entwickelte  Thätigkcit  bewirkt  zu  haben. 
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el  bei  Klein  vorgefundenen  Briefe  bildeten  nur  eine'  lSewei«thftt«ache 
für  die«e  Beschuldigung,  eine  ßeweistbatsaclte  allerdings  von  besonderer 
Wichtigkeit,  weil  aus  Form  und  Inhalt  derselben  die  dauernde  fortlaufieude 
VerbiDdung  des  Schnäbele  mit  den  in  Deutschland  angesteUten  Spionen  klar 
and  deatlicb  hervorging.  Der  Herr  Verfasser  fragt  somit  ganz  richtig : 
»Mais  cominent  qualifier  d'espion,  celui  qui  n'emploie  auoun  stratageme,  qui 
ne  revet  aacan  dc^guisement,  qui  ne  penttre  pas  chez  l'adversaire  et  demeure 
4  »on  foyer,  14  oü  ces  act«s  aont  iimocentn?"  Er  übersieht  aber,  daas  es 
Xienumd  in  Deutschland  eingefallen  ist,  eine  so  unschuldige  Person  strafge- 
richtlich SU  verfolgen;  wie  hätte  er  auch  sonst  die  zahlreichen  an  die  Adresse 
d«s  deutschen  Reichs  gerichteten  Vorwürfe  wegen  angeblich  völkerrechtwid- 
rigen  Handelns  anbringen  können? 

Da  die  Voraussetzungen,  von  welchen  ausgegangen  wird,  irrthümlich 
und  unrichtig  sind,  so  verlieren  auch  die  Schlussfolgerungen,  welche  daran 
geknüpft  werden  und  die  damit  verbundenen  weiteren  Auduhrungeu  für  den 
konkreten  Fall  jeden  Werth.  Nur  ein  Argument  bedarf  noch  der  Erwähnung. 
Der  Verfasser  führt  ans,  dass  nach  den  Grundsätzen  des  Kriegsrechta  ein 
Spion,  dem  es  gelungen  ist,  aus  dem  feindlichen  Oebiete  zu  entkommeu, 
und  der  erst  später  in  die  Hände  des  Feindes  fällt,  wegen  seiner  früheren 
Handlangen  strafrechtlich  nicht  mehr  zur  Verantwortung  gezogen  werden 
knane;  was  ftir  Kricgszeiten  massgebend  sei,  müsse  aber  in  verstärktem 
XittBe  in  Friedensxeiteu  gelten.  Auch  diese  Folgerung  ist  unzutreffend.  Zu- 
inchBt  handelte  es  sich  im  vorliegenden  Fall  nicht  um  ein  dem  deut- 
•chetn  Rechte  onbekanntea  Special-Delikt  der  Spionage,  sondern  um  das  Ver- 
brechen des  Landesverraths.  Dieses  Verbrechen  unterliegt  den  allgemeinen 
Brnndaätzen  des  Strafrechta,  welchen  nach  dem  positiven  Rechte  Deutsch- 
knds  wie  Frankreichs  ein  derartiger  Strafaufhebungsgrund  fremd  ist.  Eben- 
sowenig kann  aber  auch  de  lege  ferenda  die  erwähnte  Ansicht  gebilligt  wer- 
den. Wfts  als  Kriegs-Spionage  Tiestraft  wird,  sind  ihrer  «trafrechtlichen 
^iloT  nach  häufig  nur  vorbereitende  Handlungen,  wio  das  Eiuechleicben 
ia  fremde  Festungen,  die  Aufnahme  von  Plänen,  das  Nachforschen  nach 
flwokden  üeheimnissen.  Ob  der  Spion  seinen  Zweck  erreicht,  ob  er  wirklich 
etwas  ermittelt  and  seine  Ermittlungen  dem  Auftraggeber  mitgetheilt  hat, 
iit  für  den  Thatl>estand  der  Spionage  unerheblich.  Nicht  nur  der  Verratli, 
tondeni  schon  die  Qefahr  des  Verraths  ist  hier  mit  schwerer  Strafe  bedroht 
md  entspricht  es  einer  humanen  Weltanschauung,  diese  Härte  dadurch  zu 
mildern,  dass  nur  der  auf  der  That  ertappte  Spion  wirklich  bestraft  wird.  Als 
Londearerrath  gelangt  dagegen  nur  der  versuchte  oder  schon  ausgelubrte 
Vemth  zur  Bestrafung.  Vei^ebens  IVogft  man  sich,  warum  derjenige,  der  ein 
Land,  dessen  Schutz  er  genoss,  im  Frieden  verratheu  hat,  um  desswillen  straf- 
frei ausgehen  «oll,  weil  er  sich  der  sofortigen  Beatrafimg  durch  die  Flucht 
M  entxiehen  wnsste? 
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Offenses  et  Actes  hostiles,  commifi  par  des  Particuliera   contrf 
Un  £2tat  Etranger  par  Edouard  Clnnet.    Paris  1887. 

Das  franaösische  Slratrccht  stellt  wie  »ks  deutsche  nur  die  Beleidigung 
fremder  Staatsoberhäupter,  nicht  auch  r]ie  Beleidigung  fremder  Staaten  unter 
Strafe;  dasselbe  kennt  sogar  nicht  eine  dem  §  103a  des  deutscbcn  Straf- 
gesetzbuchs (Beschädigung  etc.  etc.  von  Hoheitszeichen  eines  nicht 
deutschen  Reiche  gehörenden  Staats)  entsprechende  Bestimmung.  In  diei 
Thatsachc  erblickt  der  Verfasser  eine  Lücke  des  modcmeu  Strafrechls 
Staaten,  so  führt  er  aus,  sind  nothwendig  Glieder  einer  grossen  internatio- 
nalen Gemeiuscbafl,  von  welcher  kein  Staat  sich  völlig  lostrennen  kann.  Die 
Bedürfnisse  der  einzelnen  Staaten ,  die  zur  Verwirklichung  ihrer  Lebensauf- 
gaben dienenden  Bestrebungen  zwingen  sie,  mit  anderen  Völkern  in  Ver 
liindiing  m  treten.  Ist  aber  diese  Gemeinschaft,  eine  nothwondige  und  un- 
entbelirliche,  dann  ist  auch  die  Nothwendigkeit  eines  gegenseitigen  Schutze* 
erwiesen,  der  um  so  ausgedehnter  sich  gestalten  muss,  je  enger  die  Gemein- 
schaft wird.  Demgcmäss  stellt  der  Verfasser  im  Anschluss  an  Cjllvo  und 
Fhilivore  die  Forderung  auf,  duss  der  Staat  sich  nicht  darauf  beschränken 
dürfe,  den  Frieden  unter  seinen  Angehörigen  zu  wahren,  sondern  da«  er 
auch  darüber  wachen  solle,  dass  diejenigen,  welche  untei-  seine  Autoritiit  ge- 
stellt sind ,  nicht  fremde  Staaten  und  ihre  Regierungen  grundlos  angreifirn 
und  schmähen.  „L'oRense  contre  un  ^tal  etranger  doit  etre  interdite 
memo  titre  et  pour  les  memes  motifa  rationnels  que  l'offense  enven 
national  ou  un  ctrangcr  .  .  .  ." 

Der  Art.  84  c.  pen.,  von  welchem  der  Verfasser  eine  eindrehende  Ana- 
Ij'se  giebt  und  welcher  lautet:  „Quiconcjue  aura,  par  des  actions  hostiles  nou 
npprouveea  par  le  Gouvernement.,  cxpose  l'Etat  ä  une  doclanition  de  gue: 
sera  pnni  du  bannisaement,  et  si  la  guerre  s  eu  e.st  suivie,  de  1a  d^portatiou' 
ist  nicht  geeignet ,  jene  Lücke  auch  nur  theilweise  auszufüllen.  Vor  AI 
geht  die  strafrechtliche  Tendenz  des  Artikels  nicht  auf  den  Schutz  fremden 
sondern  de^  eigenen  Staatswesens,  Ausserdem  ist  aber  diese  Vorschrift, 
wcleiie  in  keinen  neueren  Sirnfcodex  übergegangen  ist,  ein  todter  Budiftab 
ohne  praktische  Bedeutung,  weil  die  Voraussetzung,  auf  der  sie  beruht,  dasil 
nämlich  die  Handlung  eines  Privaten  «um  Bestimmungsgrund  eines  Kriefre« 
werde,  mit  den  Gnindsätxen  des  Völkerrechts,  welche  es  nicht  gestatten,  den 
Staat  für  die  Handlungen  eines  Einzelnen  verantwortlich  xu  machein,  im 
Widerspruch  steht.  Es  ist  bekannt ,  dass  die  franEÖsische  Regierung  noch 
in  neuester  Zeit  den  Versuch  machte,  den  fraglichen  Art..  gegen  den  Haupt- 
Redakteur  der  in  Paris  erscheinenden  Zeitung  „La  Revanche**  Namem 
Rigondaud  (Peyramont),  welcher  am  92.  Februar  1887  eine  von 
zöaischen  und  russischen  Fahnen  umrahmte  Tafel  mit  der  Inschrift:  «BlMstii 
d'AlsBce-Lorraiiie.  —  Candidats  fran^jais  72  680  voix.  —  Candidftta  ali 
mauds  HS  022  vuix.  -  Tuus  les  protestatiiires  elus.  —  Vive  la  Franc«!* 
vor  dem  Redaktionsbureau  hatte  auRhängen  lassen,  zur  Anwendung  zu  bringei 
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Ripondand  wurde  dtireh  das  Urtheiil  iles  Schwurpferichts  vom  19.  Marr  1867 
freigeaprocheri ,  und  man  kann  dem  Verfasser  nur  darin  beiatimmen,  dass 
da«  ürtlu»il  nicht  undcrs  ausfallen  konnte.  Es  legt  aber  dieser  Fall  mit 
vielen  anderen  EreigDissen.  deren  Schauplatz  im  Laufe  der  letzten  Jahre  Paris 
geweten  ist,  ein  beredtes  Zeugniss  ab  für  die  Berechtigung  der  Fiirdorung 
de*  "VerfaweTB,  Leoni. 

Lehrbuch  des  Kirchenrechts  vnn  Dr.  Ad.  Frautx,  ansserord.  Professor 
der  Rechte  an  der  Universität  Marburg.  Gfittingen,  Vandenhoek  und 
Ruprecht's  Verlag  1887,  \U  und  322  S.  80.     (6  Mk.) 

Der  Verfasser  will  kein  Handbuch  des  Kirchenreohts  für  praktische 
Zwecke,  aach  kein  umfangreiches  auf  viele  Einzelnheitcu  eingehendes  Lehr- 
buch, sondern  ein  Einleitungswerk  für  Anfiinger  bieten,  welches  in  gedrängter 
Darstellung  eine  TJehersicht  über  das  gesamnite  Gebiet  des  Kirchenreohts 
g»«ihrt. 

Er  gibt  in  einer  Einleitung  die  Begriffe  von  Kirche,  Kirchenrecht  und 
Moomtehem  Rechte  auf  ausgewählte  allgemeinere  Literatur.  Sodann  be- 
handelt er  in  sechs  Büchern:  1.  die  geschichtliche  Entwickelung  der Xirchen- 
Terfiumxng^  und  das  Verhältniss  von  Kirche  und  Staat,  2.  die  Quellen  des 
KireiietiT«chts ,  3.  die  Verfassung,  4.  die  Verwaltung  der  Kirche,  5.  das 
kirchliche  Loben  (h.  Handlungen  und  Sakramente,  besonders  das  Eherecht, 
Erwerb  und  Verlust  der  kirchlichen  Rechtsfähigkeit,  welche  Materie  besser 
an  den  Anfang  dieses  Buches  gestellt  worden  wäre,  und  Ordenswesen,  6.  das 
Kirchen  vermögen.  Im  Ganzen  hat  der  Verfasser  es  gut  gctroiTen,  das  Wich- 
tigere herauszuheben  nnd  übersichtlich  darzustellen.  Eine  kurze  Schilderung 
des  Gange«  des  heutigen  kirchUchen  Strafverfahrens  und  Btreitigeu  Prozesses, 
mmentlich  in  Ehesachen,  hätte  unseres  Erachlens  h-eilich  auch  nicht  fehlen 
wDen»  Doch  fehlt  solche  auch  fast  in  allen  grÖHseren  Ijehrbüchern,  die  der 
Vtr&Mer  als  za  umfangreich  fiir  das  erste  Studium  hält.  Bei  Fkantz  hat 
xnao  aber  ancli  keine  neuen  Forschiuigen  und  Resultate  zu  suchen.  Er  stellt 
Dor  kurz  die  ihm  wichtiger  scheinenden  Lehren  des  katholischen  und  prote- 
ftantischen  Kirchcm-echts,  sowie  des  deutschen  Staatskirchcnrechts  nach- 
ejnandar  in  kurzer  gedrängter  Uobcrsicht  dar,  in  den  nur  massigen  Raum 
follraden  Anmerkungen  werden  hier  und  da  Einzelheiten  oder  Controversen 
angegeben  oder  auch  Quellen*  und  Literaturbelege  bcigefligt.  An  der  Spitze 
einea  jeden  Paragraphen  ist  aber  anch  die  betretende  Literatur  in  einer 
Antwahl  verzeichnet. 

Die  Sprache  ist  klar  und  prScise  und  überhaupt  die  Ausdnicksweisp 
fine  wiasenschaillicher  Darstelhing  entsprechende.  Einige  UngeDauigkciten, 
die  ila  und  dort  untergelaufen  sind,  erklären  aich  wohl  aus  dem  Streben 
nach  Küme  und  der  da<lurch  herbeigeführten  TTnvoliständigkeit,  in  Folge 
deren  bisweilen  sogar  wesentlich  zur  Sache  gehörende  Punkte  weggeblicbRn  sind. 

Der  Verfasser  hat  sein   Buch   vorzugsweise   auch  für  ilas  .Slndiinn  df*r 
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evangeliachen  Theologen  bestimmt,  und  gerade  desshalb,  wie  er  am  Scblune 
der  Vorrede  bemerkt,  die  neuere  deutsche  (evangelische)  Kirchengeeetx- 
gebang,  namentlich  die  moderne  Presbyterial-Sj'nodalverfassung  eingebender 
hehandelt.  Dort,  wo  hei  einer  Materie  confessionelle  Anschauungen  leicht 
mit  iu  die  "Wagschale  fallen,  tritt  bei  Frantz  überhaupt  eiae  streng  prote- 
stantiache  AufTasstung  hen'or  und  nüiuntcr  auch  eine  Behauptung  von  That- 
Bachen,  die  ktttholischerseits  auf  all)?emeinen  Widerspruch  atösat. 

Veri  ng. 


tAtion.  j 


Ernst  Hancke,  Dr.,  Regcutschaft  und  Stellvertretung  des  Landes 
herru  nach  deutschem  Staatsrechte.  Inaogural-DiasertAtion. 
Breslau  1887. 
Die  in  den  deutschen  Verfassungen  aufgerichteten  Institate,  welelu 
dazu  bestimmt  sind  die  Furtfuhrung  der  monarchischen  Staatsgewaltti 
Jtu  ermöglichen  bei  zeitlicher  oder  dauernder  Begieruugsbehinderung  d« 
Monarchen,  haben  innerhalb  einer  verhaltnissmässig  kurzen  Zeit  in  drei 
groMen  Bundesstaaten  so  umfassende  praktische  Anwendung  und  Erprobung 
gefunden,  dass  ihre  eingehende  dogmatische  Würdigung  ebenso  wie  eine 
gründliche  Revision  der  an  das  HauptiuBtitut  anknüpfenden  mannigfaohcU' 
Kontroversen  dem  lebhaften  Wunsche  weiterer  fachlicher  Kreise  cntg<egeB>i 
kam.  Auf  guten  rechtsgcschichtlichen  Unterlagen,  die  aber  dem  Zwecke 
Publikation  entsprechend  nicht  immer  ebenso  tief  als  breit  liegen,  hat 
Verfasser  sich  dieser  Aufgabe  unterzogen  und  in  rühmlicher  Schärfe  die 
beiden  in  Betracht  kommenden  verfaBsungsreclitlichen  Einrichtungen  der 
Kegcutschafl  und  der  Stellvertretung  juristisch  bezeichnet,  ihre  Grenzen  ge- 
nau markirt  und  die  besonderen  Eigenthümlichkeiten  beider  plastisch  heraus- 
gehoben. Im  Besondern  scheint  uns  die  von  H.  gegebene  Begriffsbe- 
stimmung der  Regentschaft  als  „selbständige  Ausübung  der  Staatsgewalt  an 
Stelle  des  regierungsuDfähigen  Fürsten'*  nach  allen  Seiten  hin  gedeckt;  n 
umfasst  jedenlflUs  einen  grÖHsem  Komplex  der  die  Einheit  des  Begriffes  ai 
machenden  Elemente,  als  z.  B.  Sktdel's  Erklärung,  wonach  ^Regea 
oder  Reichsvei'weBuug  Ausübung  der  Staatsgewalt  i.Ht  für  den  Herrscher  kraß 
Berufung  durch  das  Gesetz",  (Staatsrecht  Bayerns  in  Marquardsen'a  Handl 
S.  37,)  Die  Anführung  der  Beinifung  durch  das  Gesetz  hat  jedenfalls  n 
für  die  Form  der  Begründung,  nicht  für  den  Inhalt  der  RegenUtch&fl  recht 
liehe  Relevanz. 

Auch  die  Ausfühnrngen  des  Verfassers  über  die  Berechtigung  des  Re- 
genten in  Bayern  «ur  Vornahme  von  VerfasBungsändenrngen  sind  gut  fundirt 
und  scheuen  die  Mühe  nicht,  den  Fäden  der  Frage  bis  ins  Gebiet  dea  Prin- 
cipiellen  mit  Sorgfalt  und  VeratändnisB  nachzugehen. 

Sioerk. 
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Dr,  Adolf  StSlsel)   Präsident  der  Jastizprüfuncrükoinmission ,   vortragender 

Rath  im  Justizministorium,  ordentl.  Honorarprofessor  an  der  Univer- 

«rität   zu  Berlin,   BrandeDburg- Preussens  Rechtsverwaltung 

und  ReobtsverfasBung,  2  Bände,  Berlin  1888,  Verlag  von  Franz 

Vahlen,  448  bezw.  774  S. 

In  dem  vorliegenden  Werke  gibt  der  Verfasser  eine  Ergänzung  und 
Pnmllele  zu  seiner  1872  erschienenen  Schrift  über  <lie  Entwicklung  des  ge- 
lehrt^'n  Riohtcrthuma  in  Deutschland.  Damals  handelte  es  sich  darum,  unter 
Zugrundelegung  der  konkreten  Verhältnisse  eines  einzelnen  deotschon  Terri- 
tjttium»,  Kurhessens,   die  Entstehung  der  heutigen  deutschen  Geriehtsverfas- 

zu  entwickeln.  Hier  di^fegeu  soll  au  der  Hand  der  proHssischen 
itsentwickluug  die  Begründung  der  MinisterialinstÄnzen  der  .Tustizver- 
zur  PamtcUung  gelangen.  Dass  der  Verfasser  beide  AVerke  nicht 
StiUid])unkte  der  abstrakten  Theorie,  sondera,  wie  er  hervorhebt, 
d  langjähriger  praktischer  Eifahrung,  daraals  als  Richter  in  Eur- 
hcssen,  jetzt  als  Slitglied  des  preussisehen  Juslizministeriums,  schrieb,  ennög- 
Itchte  eine  wechselseitige  Durchdringung  von  Theorie  und  Praxis  und  ver- 
let}jt  insbe»oudore  auch   der  neuesten  Arbeit  des  Verfassers  einen  hervor- 

den  Werth- 

Nach  einer  sprachlichen  Vorstudie  über  die  für  die  ältere  Rechtsver- 
wmltung  massgebende  Terminologie  (Haus,  Hof,  Kammer,  Kabinet  u.  a.  w.) 
behandelt  der  erste  Band  die  Zeit  des  Kurfürstenthumf:,  der  zweite  die  des 
Kouigthums. 

Bis  KiöO  vereinigt  sich  die  oberste  Justizverwaltung  und,  da  die  Ziele 
des  tnittelaltcrliuhen  Staates  vorzugsweise  in  der  Rechtspflege  bestehen,  die 
Htaatsrerwaltung  überliaupt  in  dem  Kanzler.  Noch  bei  der  ersten  8äkular- 
feicr  der  Universitüt  Frankfurt  a.  O.  (IB06)  bezeichnet  Sartorjüs  das  Kanzler- 
amt als  »die  Sonnenhöhe  aller  Ehren,  deren  ein  akadfmisch  gebildeter 
Privatmann  theilhaftig  werden  könne**.  Der  Kanzler,  ui'sprünglich  nur  der 
•chreibonskundige  Kleriker  des  Landesherm,  wrd  sein  Vertreter  im  Gerichte, 
Mfai  erster  Diener  bei  Verhandlungen  mit  anderen  Mächten,  überhaupt  der 

ego  des  Fürsten. 

Es  werden  nun  in  einer  Reihe  kurzer  Biographien  din  einzelnen 
Kanzler  bis  zum  Erlöschen  des  Kanzleramtes  vorgeführt.  Während  der 
Repemng  Joachims  II.  und  Johann  Georgs  ragen  unter  ihnen  lieannders 
Lvmprecht  Distclmeier,  naoh  den  Untersuchungen  des  Verfassers  der  Sohn 
einea  ebrsameu  Leipziger  Schneider»,  und  desseu  «päter  wegen  des  Testa- 
ments Johann  Georgs  bei  desseti  Nachfolger  in  T  jignade  gefallener  Sohn 
Christian  Distelmeier  hervor.  Laniprecht  DistclmeierK  Verdienst  war  die 
Mitbeiehnung  des  Kurhauses  mit  Preussen,  die  schon  den  Zeitgenossen  als 
••ttraa  an  bedcntendes  erschien,  dass,  als  der  Plan  dazu  auftauchte,  die 
roeiaten  glanlitrn,  „der  Kanzler  belustige  sich  mit  süssen  Gedanken",  und 
dereo  endliches  Gelingen  schon  ganz  in  moderner  Weise  mit  Ehii-njungirauen 
Archiv  tbr  uffütitUt^hBS  Rr*clil    IV.  i,  y^ 
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„in   woisnen  Badekitteln   imrl   mit   zu  Felde  jreMlilagcnen  Haaren"  fcttek 
wurde. 

Die  Errichtung  des  Geheimen  Rat  ha  im  .Jahre  1604  Hesa  das  KanzW 
amt  unberührt.     Die  Bedeutung   der   Geheimen    Raths  -  Ordonng   von    U 
sieht  der  Verfasser  nur  in  der   rein   technischen    Neuregehing  der  Ceatr 
verM'^altung,    aber   doch   wohl   mit   l'nretiht.     Die  G.-R.-O.  enthält  allerdinsi 
nichts  weiter,  darin  hat  der  Verfasser  Recht,    aber  die  politischen  Konie-j 
quenzen    der  Neubildung  waren   unübersehbar.    Der  ständisch-  pati-tmonial 
Reclitflstaat   machte  dem  absoluten    Beanitenstaato  Platz.     Es  dauerte  nie! 
mehr  lange,  so   erlosch   auch   das  jener   früheren  Staatsbildung  anjrphör 
Kanzleramt  mit  dem  Tode  des  Kanzlers  Götze  im  Jahre  K550.     Die  oWrst 
Justizverwaltung  nicht  nur  für  Brandenburg,   sondern  für  den  ganzen,  ail-| 
mählich  erwachsondpn  Gesammtstaat  verblieb  nunmehr  über  ein  halbes  Jahr-] 
hundert  beim  Geh.  Rathe, 

Eine  neue  obei-ste  JustizverwaltungsbehSrde  bildete  sich  unter  Friedrieb 
Wilhelm  I,  gleichsam  von  selbst,  indem  die  innere  Verwaltung  sich  knncen- 
Irirte  im  Generaldirectoriiun,  die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegw)- 
heiten  und  der  des  kgl.  Hauses  im  Kabinetsministerium.  So  blieb  für  dif 
Mittjlieder  des  Geh.  Raths,  eile  V>ei  keiner  von  beiden  Centralbcbördt'n  bo- 
Iheiligt  waren,  im  wesentlichen  nur  die  Justiz  übrig.  Aus  diesem  Hergänge 
erklärt  sich  auch  die  dem  altpreiissischcn  Verwaltungssysteme  eigenthiindiclic 
Verbindung  der  geistlichen  und  Untcrrichtaangelegenheiton  mit  der  Justix  ip  ^ 
einem  Ministerium, 

D.1S  Justizministerium  besteht  aus  mehreren  (4—6)  Justinninist^m,! 
welche  die  Verwaltungsgeschüfte  ursprünglich  kollegial,  später  jeder  fiirsich 
erledigen  und  in  der  Regel  das  Präsidium  eines  oberston  Gerichtshofes,  dw 
Karamergcrichts,  des  TriliunolB,  des  französiRchen  Gbergerichts  u.  s.  w„  mit 
verwalten.  Die  Reform  versuche  Friedrich  Wilhelms  I.  führen  daxu,  dw 
Reformthätigkeit  einem  der  Jnstizminister,  Cocceji,  zu  übertragen,  der  »k 
Chef  de  justice  seil  1737  aus  der  Zahl  ilor  anderen  Justianinister  hen-or 
tritt.  Zehn  Jahre  spater  findet  sich  ein  neuer  Titel  für  dieses  Amt,  indem 
das  altehrwürdige  Kanzlorthum  wieder  auflebt,  nunmehr  aber  nicht  für  «n 
eiazelues  Territorium,  sondern  für  den  ganzen  Staat  in  Kraft  tritt  t«n<l 
Cocceji  zum  Grossknnzler  eiTiannt  wird.  Die  Organisation  der  obenle« 
Justizverwaltmigsbehörde  ist  damit  zu  einem  gewissen  Abschlüsse  gelangt. 
Die  folgenden  Grosnkauzlcr,  Jariges,  Fürst,  (^amier,  C^^oldbeck  imd  Beyroc 
deren  Thiitigkeit   im   einzelnen  geschildert  wird,   sind  uns  bekannte  Namen. 

Schon  seit  1808  erfährt  da«  Justizministerium  eine  vollständige  Uw- 
gestaltung,  indem  die  gesammte  Justizverwaltung  dem  Grosskanxler  86)106 
als  nunmehr  einzigem  Justizminister  übertragen  wird.  Tm  Jahre  1810  vi9^ 
schwindet  in  der  Justizvenvaltuug  der  Kanzlertitel ,  um  dem  leitenden  Mi- 
nist er  vorbehalten  zu  werden,  der  Gn^s-skanzler  macht  dem  Staat skansl er 
Platz.     Mit    dem  Jidire   1810  int    das  Justizministerium    in    seiner    lieutigen 
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Form  ]>egriindet.  Nur  vorübergehend  wird  noch  ein  liesonderes  Justiz- 
ministerium  für  die  Gcsctzesreviftion  goschaffeii,  dehsen  Thätigkeit  der  Ver- 
f&sser  eine  hcsondore  Aufmerksamkeit  gewidmet  hat.  Namentlich  ist  in 
dieser  Beziehung  hervorzuheben  das  als  Anlage  futni  zweiten  Bande  abge- 
druckte Ministerprogrramni  Savigny's  vom  8,  Januar  1842. 

Hand  in  Hand  mit  der  AnshUdung  der  obersten  Jastizverwaltnnsrs- 
bchorde  g«^ht  die  Trennung  der  Rechtsprechung  von  der  Justizverwaltung. 
IJrsjirünglich  ist  der  Landesherr  bczw.  sein  Vertreter,  der  Kanzler,  Vor- 
sitxpnder  des  Kamtnergerichts.  Selbst  nach  Begründung  des  Justizministe- 
rium» ist  die  Minisü'rstellung  regelmässig  mit  dem  Präsidium  eine»  obersten 
(JericLtshoffs  verbunden.  Der  König  seibat  nimmt  fortdauernd  auf  Orund 
•einer  obcrBtrichterlichon  Oewalt  die  Befugnifis  für  sich  in  Anspruch,  „Maclif- 
tprüche"  zu  tbun,  d.  h.  in  Civil-  und  Strafprozessen  selbst  eine  Entscheidung 
Ml  treffen.  Errt.  unt4?r  Friedrich  dem  Grossen  macht  sich  auf  dem  reclits- 
jihüosophischen  fJebiete  die  Anschauung  geltend,  dass  eine  eigene  Recht- 
»pn-chung  des  Königs  nn^^uläseig  sei,  staatsrfphtlich  wnirde  der  Anspruch  atif 
diwelbe  nie  aufgegoben.  Die  Konflikte,  die  sich  hieraus  bei  den  bekannten 
PmseMen  des  Müller  Arnold  und  des  Predigers  Sdiulze-Crielsdorf  ergaben, 
werden  in  anschaulichster  Weise  auf  Orond  der  Akten  geschildert.  Erst  die 
W'rfaBSungsurkundo  hat  die  nnparteiische  Handhabung  der  Rechtspflege  durch 
[mabbJingiife  Gerichte  in  jeder  Beziehung  gesichert  und  rlrimit  königliohe 
Macht  Sprüche  auch  rechtlich  für  unstatthaft  erklärt. 

Mit  dem  Jahre  1850  schliesst  <kher  die  Darstellung  ab.  Daran  kTiilpfl 
Kich  in  einer  Schlussbetrachtung  eine  Vcrgleiehung  der  brand('nli«rg-pre«is.Hi- 
Kchen  RcchtHverfaasnng  mit  der  eines  deutschen  Kleinstaates,  Kurhessens, 
sowie  mit  der  englischen  und  französischen  Entwickhuig. 

Bei  Darstellung  der  Geschichte  einer  einzelnen  Behörde,  in  diesem 
Falle  des  Justi7miiii«teriums  und  derjenigen  Behördenorgauisntione/i,  welche 
demselben  vorangingen,  liegt  mehr  wie  V)oi  anderen  rechtsgesehiclitlicben 
llatenuchungen  die  Gefahr  nahe,  sich  auf  eine  blosse  Aiifzüblung  von  Orga- 
nisationen und  Kompeteuxen  zu  beschränken  und  dadurch  einer  gewissen 
Trockenheit  zu  veifallen.  Diese  Klippe  hat  der  Verfasser  glücklich  ver- 
niiwlen  durch  seinen  Ausgangspunkt.  Indem  er  sagt:  „Männer  maclieu  die 
Gefcchichte,  auch  die  Reclitsgeschichte",  und  sich  damit  auf  den  Boden  der 
jiragTiiatiHchen  Geschichtschrcibung  stellt,  sieht  er  «ich  genüthigt,  das  per- 
•oniicbe  Moment  stark  hervorzuheben.  Die  Geschichte  der  obersten  Justiz- 
verwaltungsbehörde tritt  zurück  hinter  der  Geschichte  derjenigen  Personen, 
welche  in  derselben  thätig  waren.  Wir  erliRltcn  hier  zum  erstj:»n  IMale  ein- 
(rrherKle  Biographien  der  Männer,  denen  von  den  ältesten  Zeiten  an  in  der 
Mark  und  im  brandenburg-preussiBchen  .Staate  die  Leitung  dos  .lustizwpseinF' 
wbgi>legeu  hat.  Eng  venchlungen  hiernjit  winl  die  Geschichte  der  Behöriien 
liargrsti^iltv  innerhalb  deren  sie  ihre  Tliütigkejt  entwickelten.    Die  gesammt«^ 
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JastizverwaltuDg  eracheiat  sonach  als  das  Pmdulct  der  Arbeit  der  Fii 
und  obersten  Justizlieamten  den  bi^andenbnrg-preusBischen  Staates. 

Tritt  soiait  einerseits  die  Justizverwaltung  als  Ergebnis»  der  amtlichen] 
Tliätigkeit  hervor,  so  lie^rt  es  doch  dem  Verfasser  fem,  das  einzelne  Ressort  j 
aus  dem  CTesammtorganismus  des  Staates  hcrauBjureissen.  Er  betrachtet  auch  j 
das  Justizwescn  nur  als  Thcil  der  gesammten  Staatsthätigkeit  und  sacht  dar-j 
Kuthmi,  wie  dasselbe  nui-  ein  Glied  in  der  Kette  bildete,  wie  e«  dtr  widi-J 
tigstc  Faktor  zu  Preussens  Grösse  wurde. 

Durch  diese  Behandlungswcisc  verlässt  der  Verfasser  das  en^c  Gebiet] 
der  Rechtsgeschichte  und  liefert  einen  wichtigen  Beitrag  zur  inneren  (re*l 
Bcliichte  Preussens  überhaupt. 

Allerdings  kann  Referent  den  fiir  die  ganze  Behandlung  massgebenden 
Ausgangspunkt  des  Verfassers  in  keiner  "Weise  theilen.  Weder  in  d<?r  (ie- 
schichte  überhaupt  noch  in  der  Rechlsgeschichte  ist  m.  E.  ein  irgendnio 
erheblicher  Spielrainn  für  die  individuelle  Freiheit,  die  Gescluclitc  winJ 
bi^herrscht  von  einem  unabwendbaren  sozialen  Naturgesetze,  wie  dies  kein 
Geringerer  als  L.  v.  Stein  zuerst  in  glänzendster  Weise  dargethan  hat 
Doch  muss  sich  ja  jeder  Schriftsteller  seinen  Ausgangspimkt  nach  Oot- 
dünken  wülden  können.  Von  dem  seiiiigcn  hat  der  Verlasser  sein«  Aufgab»- 
wirklich  meisterhaft  gelöst  und  dadurch  gezeigt ,  wie  die  innere  Gcschiclitc 
eines  Staates,  die  sich  nicht  auf  die  blosse  Rechtsgeschiobte  bcsschriüikt, 
geschrieben  werden  muss. 

In  vielen  Einzelheiten  ist  Referent  allerdings  anderer  Ansicht  als  der 
Verfasser,  und  letzterer  hebt  dies  in  den  Noten  meist  selbst  hervor,  jedoch 
ein  paar  Mal  iiTthümlicher  Weisp,  so  «.  B.  Bd.  I  S.  7  und  130,  Doch  eiwi 
ja  solche  Meinungsverschiedenheiten  natürlich.  Es  dürfte  noch  xiemlicb 
lange  dauern,  bis  sich  wenigstens  über  die  wichtigsten  Fragen  der  preusn- 
sehen  VerwBltungRgeBchichtc  die  Ansichten  einigermasaen  geklärt  haben. 

Berlin,  Conrad  Bornhak. 


K«  Parey,  Königl.  Verwaltungsgenchtsdirektor  a.  D.,  Die  Rochtsgrund- 
aätxe  des  Königlich  preussischen  üborverwaltungsgericht*. 
I.  ErgHMKungsbnnd,  enthaltend  die  RcchtsgrundsätKc  aus  Bd.  13  a.  U 
Qcbat  einer  Nachlese  aus  Bd.  1  —  12  der  Entscheidungen.    Berlin  1887. 
.1.  .T.  Heine's  Verlag.     140  S.    S\ 
Vorliegendes  Ergiinzuiigshell   enthält,    wie   schon    der  Titel  besagt,   dio 
RcchtsgrundHätzo    aus  Bd.  13   und    14    der   amtlichen   Saminhiug    von   Ent* 
Scheidungen  des  Olierverwaltungsgeriehts    und   eine  kleine  Nachlese  aus  denl 
früheren  Banden.     In  Form  und  Inhalt  schliesst  sich  die  Bearbeitung  dicÄ») 
Ergiiuzungsheftes   an    diejenige    der   in  Bd.  1 — 13   der  amtlichen  Sammlung^ 
enthaltenen  Heclitsgrundsiitze    von   demselben  Verfasser   an.     Er  kann  d« 
halb  hier  auf  die  ausführliche  Besprechung  jenes  Werkes  in  Bd.  3,  S.  1891 
des    Archivs   für   üffentlichps    Recht    Bezug    genommen    werden.      Das    Er- 
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giti2iuig8beft  hat.  dastclbe  8y0teni  wie  das  •Slamxnwerk  and  verweist  bei  jeder 
dnzelnicn  Kategurie  von  Rechlegrunilsätzen  auf  die  8lello  des  StnmniwerkB 
wo  die  neoen  Reohtsgrundsätze  eiiizuBcha1t«u  sind.  Dur  UubL'i£ucin1tL'hkeit, 
xwei  Bücher  neben  eiaander  benut/eo  zu  müssen,  wird  hoß^ntlich  bald  durch 
eine  neue  Auflage  des  ganzen  Werkes  abgeholfen  werden. 

Berlin.  Conrad  Bornhak. 


für   d 


K.  Parej}  Eöuigl.  Verwaltungegerichtsdirektor  a.  D.,  Handbuch  des  prcus- 
sischen  Verwaltungsrechts,    für   den   praktischen  Gebrauch  be- 
arbeitet.    Erster   Band:    Der   Ycrwaltangspro/css ,    323  8.      Zweiter 
Band:  Das  materielle  Verwaltungsrecht,  229  S.  Berlin  1887.  J.  J.  Ueinc's 
Verlag.    8». 
Das  "Werk  behandelt  iu  möglichster  Kürze  das  formelle  und  materielle 
prenanscbe  Vcrwaltungsrecht,  wie  es  auf  Gruod  der  neuesten  Heformgcsetzc 
xn  «Bein  vorläufigen  Abschlüsse  gelangt   ist.    Da   das  Buch   auAschliesslich 
für  den  praktischen  Gebrauch   auch   der   in    der  Selbstverwaltung  thatigeu 
berechnet  ist,    sind    rein  theoretische  Erörterungen  nach  Möglichkeit 
eden.     Mit  dem   ausserordeiitlichon  Geschick ,   welchca   sich    der  Ver- 
in  einer  laugjährigen  praktischen  Erfahniug  erworben  hat  und  wolchcs 
•eine  Arbeiten  auszeichnet,    bemüht   er  sich,    den  positiven  Rechtsstofl', 
der  bei   der  grossen  Zahl   einander   widersprechender  Oesetzcsuovcllcn   aus 
dein  Gesetze   selbst  nur  scliwer  erkennbar   ist,   in   allgomeinvcrstündlicher 
Weise  tur  Darstellung  zu  bringen.    Der  preus&ische  Verwaltungsprozess   hat 
hier  znm   ersten  Male    eine    seiner  Bedeutung   für   das    heutige  Leben  eut- 
spn^chende   ausfuhrliche    Behandlung    erfahren.     Bei    dem    materielleu  Ver- 
waitnngwechte  wäre  freiUch  auch  von  dem  rein  praktischen  Standpunkte  aus 
cioo  grössere  Ausführlichkeit  zu  wünschen  gewesen. 

Berlin.  Conrad  Boruhak. 

Dr.  jxir.   üeOTg  EgeVi    Regiemngsrath    und   Justitiar    der  Köuigl.    Eisen- 

bahodirektion ,   Dozent    der  Rechte   an  der  Universität  Breslau,   Das 

Gesetz    über   die    Enteignung   von   Grundeigenthnm    vom 

11.  Juni  1874,  erläutert  mit  Benutzung  der  Akten  des  Königl.  preus- 

sischcn  Sliuisteriums  der  öffliutliclmn  Arlieiteu.   Erster  Band.   Breslau. 

J.  U.  Kem's  Verlag  (Max  Müller)  1887.    492  S. 

Der  bis  jetzt  allein  erschienene  erste  Band  eines  Kommentars  zum  Ent- 

cignnngsgfsotze  behandelt   von   den  58  Par%T^pheu  desselben  zunächst  nur 

die  ersten  14,  also  Tit.  1,  Zuläusigkcit  der  Eutcignimg,  und  Tit.  2,    von  der 

£nt«rhädignng. 

Ein  so  ain&Bsender  Gesetzcskonimeotar  ist  natürlich  vorzugsweise  auf 
die  Bedärfiiisse  der  Praxis  berechnet  mid  muss  diesen  gerecht  zu  werden 
mchen.  Seine  pi-aktische  Tliätigkoit  befähigt  den  Verfasser  augenscheinlich 
in  hohem  Ma$»e  zur  Lü&uug  der  gestt^Utcu  Aufgabe.    Die  Praxis  wird  sich 
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schwerliuh,  90  oft  auch  auf  die  Schäden  dieses  Verfatirens  schon  hiogewiemi 
ist,  enthalten,  zuerst  na«h  Präjudizien  r.\i  Buchen.  Denientsprfchend  siud  aacb 
in  dem  Kommentar,  soweit  sich  übersehen  läaat,  die  Enlschcidungen  der 
höchHtcn  Gurichtshüfc  und  der  zuständigen  Ministerien  vollständig  erach&pfen^ 
berücksichtigt. 

Der  Verfasser  beachninkt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Sammlung  and  Sieb- 
tung  dos  Erläutcrungsmaterialfi,  sondern  giebt  auch  selbstständige  wissen- 
schaftliche Erläuterungen.  Wenn  er  dabei  aucli  vielfach  die  Motive  und  dii' 
Entstehungsgeschichte  der  einzelnen  gesetzlichen  Bestimmungen  erwähnt,  w 
ist  doch  anzuerkennen,  dass  er  sich  von  der  landläufigen  Kommcntirmcthodr, 
alle  Fi-agcn  ans  den  Motiven  beantworten  z»  wollen  and  denselben  gleich- 
sam den  Charakter  einer  authentischen  Interpretation  beizulegen,  nach  Mög- 
lichkeit frei  gehalten  hat.  Die  Erläuterungen  haben  durchaus  einen  geilii'- 
gcncn  wissenschaftlichen  Charakter.  Auch  ist  eine  ausgedehnte  Bcuutjtang  der 
theoretischen  Läteratur  über  das  Eutcignungarecht  nicht  verabsäurai  worden. 

'Wünschenswerth  wäre  eine  Eiuleituug  zu  dorn  Kommentare  f^\fesm, 
welche  die  Enlw'cklung  der  Theorie  dc8  Enteignungsrechtes  und  deasen  4ii»- 
bildung  aus  oiuem  Institute  des  IVivatreclits  (ZwangskauO  zu  einem  «olcben 
des  öffentlichen  Rechts  dargelegt ,  auch  das  juristische  Wesen  des  huutigta 
Enteignungsrechtes  und  de»  Inhalt  des  GesetBCs  erörtert  hätte.  Dio  in 
dieser  Beziehung  an  die  Eingangsworte  des  Gesetzes  in  Form  von  ikS* 
merkungen  nngekuüpft^sn  Ansfühi-ungen  lassen  wegen  dieser  ihrer  Form  diai 
inneren  Zusammenhang  und  die  Uebersichtüchkeit  einigermassen  vcrmiMCB. 
Auf  weitere  Detailfragen,  /u  denen  die  Anschauung  des  Verfa-^sers  mehriilu^ 
Aulass  giebt,  kann  hier  natürlich  nicht  weiter  eingejrangcn  werden. 

Jedenfalls  füllt  der  Kommentar,  bei  dem  sich  richtiges  Veratindnu* 
für  dio  Bedürfnisse  der  Praxis  mit  wissenschafllicher  Durchdringung  Act 
Stoll's  vereinigt,  wine  Lücke  unserer  verwaUungsrechtlichen  Literatur  aus. 

Berlin.  Conrad  Bornhak. 


Ttctor  Rtugf  (jrerichtsassosBor.  Deutsche  KolouialgescIlschaftoD. 
Betrachtungen  und  Vorschläge  nebst  einem  Anhang,  ent- 
haltend die  Statuten  der  deutschen  Knlouialgescllscbitft 
für  SUdwostafrika ,  der  Neugutueakijmpagnie  uud  der 
dcutsch-ostafrikanischen  Oes  eil  Schaft.  Berlin,  Heymaun  1088- 
XVI  und  lU  S.   8». 

Die  Schrift  des  Veifnssera  enthält  eine  Fülle  werthvoUcr  jurislisdier 
und  legislativer  Etnzclgedanken,  die  jedoch  im  wesentlichen  ohne  fest«  syslo- 
niHtischfi  Zusamnionfiigung,  wcuiger  in  nbjektivem  Zusanmienhang,  als 
der  Folge,  wie  sie  subjektiv  im  Geiste  des  Verfassers  entstanden,  aneinaodcr 
gereiht  sind.  Die  Arbeit  zerlällt  in  i-inen  positiv-rechtlichen,  juristiscli 
und  einen  legislativen  Theil. 

Der  erste  Thei)  enthält  unter  dem  Titel:  „Etulcitong"  eine  erschöpfeDi] 
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Uetienticht  ülicr  die  Beithorigen  positiv-rccbllichea  GcstaltiirigMi  suf  dem 
Oebict«  des  KolotiialgcsellschnftsrccliU :  er  bietet  mehr  eine  Beschreibung 
der  bi»  jetzt  ersclucuenen  Reclitsthiitsachen,  als  juristiBche  Konstniktionen 
derselben,  wiewohl  doch  gerade  die  lelztcrcii  der  eigenartige  Charakter  doa 
Stoff»  gebieleriflcli  verlauft.  Denn  hier  bei  den  neuen  KolonialrcchUer- 
BcheJoaugen  bedarf  e«  mehr  noch  wie  bei  alten,  langbestehonden  Reohtnin- 
itutcn  der  Erkenntaiss  ihrer  juristischen  Form  und  Natur,  es  sei  denn,  dass 
auf  die  Einordnung  derselben  anter  die  bestehenden  Kechtskategoricn 
von  vornherein  Verzicht  leistet,  nicht  bloBB  nach  geschohener  Prüfung  und 
Uoterauchuug  Verzicht  leisten  mnss.  Wir  verraissen  die  konsequente  Fest- 
hiütux)|f  der  Frage,  die  bei  einer  Behandlung  des  bereits  entwickelten  Kolonial- 
geMU^ckafWechta  gewissermuaaen  eine  pertnancnte  und  allgewärtigo  sein  und 
jedar  einzcluen  Erscheinung  desselben  gegenüber  erhoben  werden  muss: 
Welches  int  ihre  juristische  Natur,  wie  verhält  sie  sich  zum  System  des 
bestehenden  Rechts  und  im  Zusammenhang  desselben?  Nur  vereinzelt  wird 
diesem  Subsumtiousbedürfniss  genügt :  so  in  befriedigendster  Weise  durch  die 
KoDstruktioD  der  dentach-westafrikanischen  Gesellachaft  als  einer  „stillen 
Gctell&chttft  auf  Aktien"  (S.  17).  Und  duch  ist  es  nicht  bloss  von  tliourc- 
tischoni    Werth  für    den  juristischen   ErkeantniHstrieb,    sondern    gerade   hier 

v«D    hiTvorragcnd    praktischer   Bedeutung   und  reeller  Einwirkung    auf  das 

^^^kcbtsinstitut   selbst.     Denn    ergibt    sich    die    absolute    Uumöglichkcii,    die 
IRitekeudeo  GescUscbaflsfonneu  in  den  Zusarameuliaiig  dos  positiven  Rechts 
«imafugeD,  nicht  etwa  eine  bloss  relative  Schwierigkeit,  die  aus  dem  Zweifel, 
DBt«r  WC  lohe  Kategorie  sie  unterzuordnen  seien,  folgt,  so  erhebt  sich  damit 
die  Grund-  und  Kardinalfragc  nach  ihrer  Rechtsbeständigkeit  über- 
haupt.    Diese  Grundfrage  wird   vom  Verfasser  nirgends  gestellt.     Die    Kr- 
keantuiss  der  Möglichkeit  oder  vielmehr  Nothwendigkcil,  sie  zu  stellen,  seheint 
ihm  überhaupt  verschlossen  za  sein.     Er  folgt  hiermit  nur  dem  Gnindzuge, 
der  die  junge  Kolouialrecbtsliteratur  allenthalben  beherrscht,  iiuleni  sio  mit 
»chwerbegTeiHicher  Achtung    vor   entstandeneJi    Thatsjicheu   dieHelbvn    unter 
Ven-ächf    auf  das  Recht  —  und  die  Pflicht!  —  der  Kritik   niilnHletiklieh    als 
gültig  Rechtsthatsachen  an-  und  aufnimmt,  uut4?r  flagranter  Verläugnimg  des 
GrundaatKes,   dass  doch   nur  solche   Rechtsverhältniaso  und  Rechtsge- 
■|kifta  rechtlich  Bestand  beanspruchen  küuue»,   denen  ein  Rechts iustitut 
^^^^Pllefat.     l*nd  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Kolonialgesell^chaftsrcchts  ist 
^^^^ptTebntig   dieser   Kritik   doiipelt   geboten.     Denn    hier   ist   gcnulezii   ciuc 
Püborem  bisherigen  Rechtslebiii  völlig  fremde  Anarchie  ausgebrochen,  welche 
g««is*ennasseu    kraft    autoritativer    Legalisining   die   Entstehung    aller   nur 
ileoJcbakren    individuellen  Rechtstiguren ,    die    ohne  jede  objektive  Unterlage 
moaaikartig  aus  den  heterogenntA'n,  den  cinzebieu  Gesellethaftstypeu  entnom- 
Wicn^n  Elementen  zusammengesetzt  sind,   ermöglicht,  gleich  als  ob  nicht  ein 
gctebclich   noimirtcs  Gej<cllschaftsreclit  bestände,   das   /.war  nicht  iit   seinen 
eisxeltum  mannigfachen  Formen,  wohl  aber  in  seiner  Totalität  den  Charakter 
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aV^nlatcn  RcohU  bci«il/t,  neben  «k'in  andere  und  neue  nicht  m  ihm  cnV 
haltonr  gi!sc'11sehafb<r«?rhtlicho  CJeRtiiUnngon  und  Bildungen  anch  nur  auf  (irutMl  j 
einer  nonen,  erst  uoch  zu  BcbaCTcadca  gesetzlichen  Basis  entstehen  können  ^).  ■ 
Auch  die  Sehen,  wichtigen  und  bodcutangsvullcn  thatüächlichen  Zustünden 
und  Verhältnissen  die  beanspruchte  und  vielfach  auch  beigelegte  Eigenschafl 
der  Rechtagültigkcit  abzuerkennen,  würde,  falls  der  Verfasser  das  Bewnnt- 
sein  der  Zweifel,  die  nich  in  dieser  Richtung  erheben,  gehabt  hätte,  wa» 
übrigens  nach  dem  Mangel  klarer  Andeutungen,  —  dam  es  an  einem 
»gesunden**  Rechtsboden  für  eine  ge<k'ihlicho  Entwicklung  fehle  (S.  37)  und 
ähnliche  unbestimmt  gehaltene  Urtheile  geben  hierfür  keinen  sicheren  An- 
halt —  kaum  onziiuehmen  ist,  —  sie  würde  nicht  als  genügender  Eut- 
schuldiguugsgruud  für  die  gerügte  litorarisch-kritischo  Unterlassung  gelitu 
können. 

In  dera  If^slaÜven  Theile  —  „Eine  Rechtaform  fiir  Ko1onia]ge«eil- 
Schäften"  —  sind  eine  Reihe  schätzbarer  Gedanken  und  zweckmässiger  Vo^ 
schlage,  die  bei  einer  zukünftigen  Gesetzgebung  die  gründlichste  Berikk* 
sichtigung  verdienen,  enthalten.  Keineswegs  aber  werden  sie  uns  in  dun  Fonaes 
eines  mehr  oder  weniger  scharf  gegliederten  Systems  dargeboten.  Sie  büdeo 
vielmehr  nur  Bcst^wdthcilo  in  dem  vielumfaRscndcn  Gcdaukoukreise  des  Vcr 
fasflcrs,  in  dem  eine  Fülle  allgemeiner  gesellschaftsrechtLicher  Oedankeu  — 
/.uniiil  akü'enrechtlicher  —  von  an  eich  zweifellosem  Wcrth,  wenn  auch 
minderer  Bedcntuu«;  in  diesem   Zusammenhang,   da   sie  nur  zum  iferinj^ien 


')  Dieses  ist  uuch  der  Sinn  der  nach  Niederschrift  dieser  Zeilen  in  der 
Rcichstagfifitzung  vom  4.  Februar  1888  bei  der  Berathuiig  der  SchuiÄgebieto- 
gcsetznovelle  im  Hinblick  auf  die  Kolonialgesellschaften  von  Sta&tsokretir 
V.  ScuKLUNü  ausgreprucheneu  Sätze;  Während  das  englische  Recht  im  all- 
jfcmciucu  den  Personen,  die  sich  zu  einer  Gesellschafl  vereinigen  wollen, 
die  Wahl  der  ihnen  passenden  Associationsiormen  überlässt,  stellt  unser 
Handelsgesetzbuch  in  beschränkender  Weise  gewisse  Gesell- 
schaftsformen auf,  denen  sich  jede  Gesellscha  ft,  die  sich  bilden 
will,  anzupassen  hat.  Nun  ist  ea  gewiss  nicht  rathsani,  von  dieson 
System  der  Gesetzgebung  abzuweichen,  und  der  Vorredner  selbst  hat  ew» 
Solche  Abweichung  nicht  lieantrogt.  Ich  muss  ihm  aber  darin  beitreten« 
dass  das  System,  zu  welchem  wir  uns  einmal  entschlossen  haben,  such  rlic 
Aufmerksamkeit  des  Gesetzgebers  dahin  richten  muss,  mit  dem  wechselnden 
Bedüi-fnJBS  eine  Erweiterung  der  bestehenden  Gesellschaftsformen  herbeizu- 
führen. Die  Reichsverwaltung  hat  sich  schon  seit  längerer  Zeit  der  Erwä- 
gung nicht  ganz  verschlossen,  ob  nicht  unser  Gesellschaftsrecht  durch  Er 
Weiterung  der  Associationsfünuen  zu  entwickeln  sei.  Der  Vorredner  bezeichnet 
das  Vorbild  derbei-gi'echtlichen  Gewerkschaften  als  sehr  empfehlenswerth.  Ich 
glaube  nun  die  Vermuthung  aussprechen  zu  können,  dass  die  Reichsverwaltuug 
ans  den  Andeutungen,  die  der  Von'cdner  soeben  kundgegeben  hat,  Voranlasssung 
uehmeu  wird,  der  Frage  näher  zu  treten»  ob  die  neue  wirthsohaftliche  Ent- 
wicklung eine  Erweiterung  der  bestehenden  Gesetfechafbsfomien  erfurdert. 


i 


—    SOI     — 


'heil  sur  grandlefsetnätn  FoDdamentinu^  der  speaÜBohMi  Gedanken  dienen. 

ot  sind,   neben   denen  die  letsteren  in  loeer  Verbindax^   gelagert 

Der  Verbsaer  hat  ea  offenbar  aoch  nidit  Tennocbi,  dem  verinhre* 

Beis,  nntfr  dem  loDendeD  und  lockenden  Titel  dea  JKolomalre^ta* 

nur  in  entfernter  Beziebung  mm   wpenSM^nen  Stoff  ttfehender 

Gedanken  —  wenn  anch  dorehweg  werthToUer  Gedanken  —  an  dieser  be< 

i|aeni«o  lüerariscben  Stätte  niederzulegen,  völlig  eu  widerstehen.    AüerdingB 

*icb  die  kolonJaUegialativen  Gedanken  stets  klar  und  leicht  aossondem, 

ihre  Verbindung  mit  den  andern  nicht  au  Verwirrungen  und  V«r- 

wa»  wohl  schon  der  eng  b^prenzte,  vor  allzu  weiten  Altscbweifongen 

Vcwakrende  Um&ng  des   Gegenstandes  verhütet  bat.    Ihren  Inhalt  wieder- 

ngthen,  mma  fietensent    sich  hier ,   wo  nicht  referirt ,    sondern    in  kurzer 

Waa  ehanktenairt  werden  boU,    versagen.    Za  bedauern  ist  es,   dass  der 

Vo^sser  es  Tenäumt  hat,  »eine  „Vorschlage"   in  Gestalt  eines  ronnulirtcn 

GetetxesTorschlags  znaammenzoGusen  and  «o  den  Ertrag  seiner  Unter- 

ndniqg  normativ  zu  fixiren.  de  Jongc. 


Dr.  JtMf  Ludwig  Bmnsteifl )  Hof-  and   Geriefataadvokat  in  Wien,    Der 

i  Schutz  des  Fabriks-  und  GeBchäftsgeheimnisses.  Wien 
1887.  XVI  und  44  «.  jrr.  8*. 
Xich  Zweck  und  Entatehnngageachichte  beanspracht  die  Schrift,  die 
mtt  Fachleuten  gehaltenen  Vortrag  ihren  Ursprung  verdankt,  jeden- 
Vnadi  einer  Richtung  hin  Bedeatung.  Sie  will  offenbar  eine  mög- 
Urt  am&asende  Materialieuvammlung  rucksichtlich  der  den  erörterten 
vCgtBitand  regelnden  Gesetzgebung  bieten  uud  diese  Aufgabe  erfiUlt  sie. 
^  nainhriicher,  oft  etwas  breiter  Dai*Btellung  gibt  sie  uns  ein  anschauliches 
ÖiW  der  bezüglichen  Geaetzgebungen  uud  der  deren  Weiterentwicklung  bc 
"iaisieodea  Judikaturen  Oesterreichs  und  der  anderen  Kulturstaalon,  iu 
dtnca  der  Gegenstand  legislativ  geregelt  ist.  Wird  auch  der  Begriff  des 
•ralniks-  und  Geschäfts^cbeinmisses"  oft  etwas  zu  weit  gedehnt,  so  werden 
«uti»  im  allgemeinen  Uybeigänge  aul'  benachbarte  Gebiete  in  weiser  Bc- 
H'iiritikang  auf  das  gesteckte  Ziel  vermieden.  £s  schliesst  sich  hieran  au 
voe  geschichtliche  Skizze  der  bisherigen  auf  die  räumliche  uud  sachUcho 
AJwlehnttng  der  aDiakretionsgesetzgebuug"  —  wie  man  wo  vielleicht  be- 
•Ochnen  kann  —  biustrebenden  Bewegung. 

Die  Schrill  gehört   in   die  Kategorie  jener  wcrth-  und  mühevollen  Ar- 

litit«!u,  die  sich  auf  die  möglichst  sorgfältige  tmd  uinfasseudu  Sammlung  des 

(hattachlichen    Materials    beschränken,    das    Im*    die     spätere    selbständige 

jttmtiaebe   und    legislative   Produktiou   den   E.oh8toff  bietet   und   demnach 

Grundlage  und  Voraussetzung  bUdet«  de  Jongc. 
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Der  Verbrecher   in    authropoIogiBcher,    ärztlicher   und   .loHsti- 

schcr  Bcxiühuug    vuu  LonilMroso*     In    deutscher  Bearbeitung  von 

M.  0.  Fkankkl.  Mit  Vorwort  von  v.  Kikchjsnheim.   Hanibuiff,  Richter, 

1887.    M.  15. 

Man  mag  über  die  Bestrebungen  der  inodemeD  antliropologisch-krinu- 

iialistischeu  Schule  Italiens,  die  bisherige  Lehre  vom  Verbrechen  durch  c-ine 

Wissenschaft  vom  Verbrecher  als  einer  eigeßtliümüch  gearteten  Menschen 

klasse  und  dos  bisherige  Strafrechl  durch    ein   hierauf  gegründetes  System 

von  Heil-  und  Sicbcrungsinittclu  zu  ergänzen  reep.  zu  ersetzen,   denken,  wie 

man  will;  die  Fülle  der  Beobachtungen,  die  von  dem  Begründer  jener  Schale 

theils  neu  gemacht,  theils  wenigstens  zuerst  in  umfassender  Weise  zusunmeit- 

gostellt  worden  sind,    soune  der  Einäuss«    den  dieselben,    gleichviel    ob  nüi 

Recht  oder  Unrecht,   bereits  in  weiteren  Kreisen   zu  üben   beginnen,  tnxi 

auch  von   demjenigen   nicht   verkannt   werden   dürfen,   der   gc^niiber  dco 

daraus  gezogenen  Schlussfolgerungeu,  wie  gegenüber  den  zu  Grunde  gelcfftca 

Vomussctzungcu,  grüsstcnthcils  ablehucnd  sich  verhalten  muss.    Es  ist  daher 

nur  mit  Dank  zu  begrüsseu,    das»    das  schon  in  mehreren  Original-AufUgCB 

vorliogoude  Werk  Lombroso's  dui-ch  eine  gute  deutsche  Bearbeitung  deutsche 

Lesern  leichter  zugänglich  gemacht  wurde.  G. 


jur^ 


T.  0.  Welgel's  Systematisches  Verzeichnis»  der  Hauptwerke  de 

deutscheu    Literatur    aus    dem  (iebieto    der   Rechte-  nn 

StaalswisseuBohaften    von    1890 — 1882.     Bearbeitet  von  Dr, 

C.  MoLLAT.  Leipzig  T.  0.  Weigel.   1886.  Gr.  8.  lOti  S.  Preis:  Mk.  4,i 

Die   wichtigen  Werke   zweier  Generationen   recht«-   und    staatsu-issci 

schafllifhcr  Arbeit    liegen    hier    in   gut*r  und  leiclit  erlangbarer  T  " 

vor,  ciucm  Verzeiclmisse  eingetragen,   welches  sich  mit  gutem  Gi  ; 

Aufgabe  gestellt  bat,  alles   dasjenige  aus  den  Encheinnngon  einer  H2  J 

umfassenden  Epoche   zu   bringen,    was   in    einer  wissenscliaftlicheu  Zwi>< 

dienenden,  wohlversorgten  Bibliothek  nicht  fehlen  dürfe.   Wiederholte  Stii 

proben  haben  uns  von  der  Einlialtuiig  des  Programms  überzeugt.    Die  Ai 

stattung  ist  allou  Äufurderungcn  vollauf  cutsprecheud. 


Ott«  MühlbrcGllt,  Ucborsicht  der  gesummten  »taatd-  und  rechlM 

wisseuachaftlichen    Literatur.      XIX.  Jahrgang   für   1886  «od 

XX.  Jahrgang  fiir  1887.    Berliu,  Puttkammer  und  Miihll »recht.    1887/ 

XXXJV  und  258,  XXIX  und  L>3ti  S. 

Das  umfassendste  und  wolilerprobte  bibliographisjche  Hill'sbuch  hat  rw« 

Dczcuiiien  hindurch  seine  alte  Frische  bewahrt.     Wir  einsehen  aus  den  l»eidc 

vorliegenden  Bänden,   welche  ausserordentliche  Arbeitskraft  sich  im  Gobio 

der  jm-istiscbeu  Disciplinen   bethätigt.    So   erschienen  in  den  beiden  let 

Jahren   in   deutscher  Sprache  3332  junstische  Werke  und  Zeitschrillen, 

französische  Literatur    ITirderte    in   derselben  Zeit  1399  Werke  xu  Tage^  d» 
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1179  und  die  italienische  842.  Der  Zahlenabstacd  eridärt  sich  wenn 
tu  einem  kIcincD  Bruchtheil  aus  dem  Umstände,  das»  bei  den  Au- 
|Bb«ii  auB  Frankreich,  England,  Nordamerika  nnd  Italien  dio  Zcit«chril'teu 
licht  miu-ingereclinet  Mud.  CJleichwohl  blcilit  die  quantitative  Differenz 
lieser  Literaturen  ge^'eniiber  der  deutschen  allexithalbeu  eine  ganz  erhebliche. 


^^Friedrlch  Endemaim,  Gerichts- Assessor  und  Doouni  in  Borliu.    Ucber 

^H  die  civilrechtliche  Wirkung  dos  Verbotsgesetzes.  Leipzig 

^^  1887.    Fues  (Reiölaud).     128  8.    8. 

Der  Schwerpunkt  der  wisse uscliaRlichen  Foi'schuiig  der  vorliegenden  trefi- 

1  Arbeit  liegt  im  (iebiete  dcK  genieineu  Rechts,  gleichwohl  muas  auf  dieselbe 

dicÄcr  Stelle  aufnierksaui   gemacht  werden,  weU  sie  sieh  eine  Klar- 

dcs  vielnmstrittenen  Begriffes  des  Gesetzes  and  zwar  vor  allem  des 

liehen  Verbotes  zur  Aufjj;abc  gestellt  hat.    Mit  Recht  legt  Verfasser 

r  seiner  enger  abgcgrcnzteii  Untersuchung  die  Erwägung  zu  Grunde,  dass 

Civilrecht  unter  allen  Gesetzen  gerade  diejenigen,  welche  ein  Verbot 

lt£0,    eine   ganz    besondere   Stellung   einnehmen   und  eigenartige,   fast 

rufte  Schwierigkeiten  verursachen.    Dio  vom  Verfasser  vorgenommene 

Itige    quelleJiroüasigc    Revision    der    cinzieleBden    Gniodbegiüäe  dürfte 

|bch  für  manche  Punkte  in  der  noch  anhaltenden  piibliciatischen  Kontroverse 
die  Lehre  vom  Gesetz  von  klärendem  Einflüsse  sein.  St 


r.  H*  Stoll,    Der  Verlust   des   SchweizcrbürgcrrGcbts.     Zürich 
1888.    (148  S.    6.) 

Verwaltungsrecht  des  BevÖlkerungswesens  hat  in  allen  Staaten  des 
i&euls  und  nach  langem  Zögern  auch  in  England  in  den  letzten  Jalir- 
ehnicQ  grundsätzliche  Umgestaltung  erfahren;  an  keiner  Stelle  i»t  aber  das 
•Q  zu  principieller  KJaiheJt  und  ße^tiniuitbcit  ein  so  sichtbares  und 
ils   iu   der  Gesetzgebung   der  Schweiz,    tiir   welche    mehr  als  sonst 
;eudw'0  das  Bestreben  sich   geltend   machen  muse,  die  gesetzlichen  (inind- 
fOr  die  Handhabung  der  Fremdeupolizei  in  Kiuklaug  zu  bringen  mit 
[gebietcriflcluMi  Forderungen    des  inteniationaleii  Verkehrs.    Wenn  man 
doss  die  letzten  ,,kapitulii"tcu''  Schweizertruppen  nueh  im  Jahre  1859 
;>9tlicben  und  königlich  ueapohtauischeu  Diensten  standen,  so  wird  mau 
wie    in    einem  Brennpunkte    der  grossen  Waudlungeu  bewusst,  welche 
j,in  unserem  staatlichen  und  völkerrechtlichen  Denken  seit  wenigen  Jahr- 
;a   vollzogen    haben.     Die  Stadien   dieser  Entwicklung    führt    uns  der 
im  Bilde   der   sehweizerischen  Gesetzgebung  mit  Klarheit  und  an 
taad  zahlreicher  HechtsrHllu  vor  Augen.  St. 

)r.  Falcfce,  AsseBsor  ia  Leipzig.      Ueber    gleichzeitige    Staatsan- 
gehörigkeit in  mehreren  deu  t sehen  Bundesstaaten.  Leipzig 
1888.    Rossberg.    (XVI  und  bO  S  ) 
Ausgehend  von  der  theoretisch  gewiss  nicht  zu  leugnenden  Möghchkeit 
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deti  ZusamTneDtreffens  melirorcr  StaatBangehnrigkeitea  in  der   Peii»on   einei 
diHilsohcn  üriUjrthans  weist  Vorfasser  mit  besonderer  Bcrücksichtiguug  eineii 
partikulären  Rechisstofies    die  Folgen  jenes  Zusammeutrcffcns   nach  {lir  deaj 
iSlattis  und  die  Fanillieilvcrhältnisse  des  mehreren  fiundosataateii  angehör 
Individuums. 

Max  Sterufto,   Dio    Rcichstagsverhandlungcn.      Erlangen,   Dcichcr 
1888.     1.  Bd  1.  Heft. 
"Wir   glauben    nnaere    Leser   auf  das    neue  Unternehmen    aufmerkwiBJ 
niauhen  zu  sollen,  welches  nach  der  Absicht  seines  Begründers  dazu  beslinii 
ist,  die  Rcichstagsverhandlungen  in  möglichst  übersichtlicher  "Weiac  zm  briuj 
mit  Wcglassuug  des  Unwoscntlicben,  mit  blosser  Aufzählung  und  Verzeic 
Dung   des    minder  Wichtigen.     Durch    dio  Zusammenriehung   der   deneelben 
gesetzgeberischen  Akt  treffendou  verstreuten  Berathangen,  Antrage,  Berichte, 
iJcactzeutwürfe  und  endgüHigeu  Texte  trägt  da«  Unternehmen  in  seiner  An- 
lage allerdings  die  Eignung  in  »\ch  als  umfassende  und  handliche  Materialien- 
sainmlung  zu  dienen     Es  kummt  dabei  natürlich  alles  auf  die  Art  der  Aut- 
nihrung  des  rrognunmes  an;  die  Frage  des  Bedarfes  selbst  scheint  uns  nicbt 
rweifelhafl. 


Dr.  Wulf^ang  Miehaelf  Die  Formen  des  unmittelbaren  Verkehr« 
zwischen  dünDeutschen  Kaisern  und  souvoränenFvir«ti^ii- 
VosB,  Hamburg  1888.     15ö  8. 

Die  Untersuchungen    sind     dem    scheinbar    nebensächlichen  Detail  ge- 
widmet, welches  die  Formen  des  persönlichen  und  brieflieJjen  Verkehrs  der 
Fürsten  des  Srittelalters  zu   umrahmen  pflegte.     Wenn  auch  in  erster  Linie 
dem    rein    quelletigeschichtlicheu  Stmliuni    als  Hülfe-    und  Ergünxungsarbcit 
dienend,  leistet  M/s  Studie  anch  manchen  Gebieten  des  öficntliolien  ReditiJ 
gute  Dienste  durch  die  urkundliche  Zurückfuhrung  zahlreicher  noch  im  mo 
demen  Staatslebeu  in  imiktischer  Uebung  stehender  (-»ebräuche.  Ceremoi 
haiidlungen   zu    den   Epochen    ihrer  frühesten  Ausgestaltung    und  allseit 
Befestigung  im  intemRlionalcu  Verkehr.    Namentlich  der  zur  Zeit  so  unendUcI 
tlache  Theil,  welcher  früher  zum  grossen  Schaden  für  die  Lehro  den  wichtig- 
sten Theil  der  VOlkerrechtedisciplia   ausmachte,    das  früher  sogenaimto  «Cc- 
romomah-echt"  kann  lediglich  auf  den  vom  Verfasser  nach  wei'thvollen  Vo^ 
bildem  eiugeaehlageuen  Wegen  wieder  zu  rcchtsgesehiehtUcheni  Inhalte  und  xu 
vcchtswissenschaftlichcr  Methode   bei  Behandlung   des   ihm   eigenthümlichcii 
Stoffes  gelanifen.  Die  Arbeit  führt  uns  mit  grosser  Lebendigkeit  vor  Augeu  dis 
charakteristischen  Zuge  im  jicrsönlichcn  Verkehr  des  Kaisers  mit  den  Kor 
von    Frankreich,    Burgiind,    Ungarn    und    Dänemark,   mit   dem  Hereog   vo 
Polen,    dem  l'apst    und    dem    grieehificJien  Kaiser;   diese  wie  dio  genuu 
gezirkelten  Fonnen  des  brieflichen  Verkehrs  lassen  uns  den  Eutwicklnuj 
gang   der   europäischen  Staatengesellschaft  viclüach  klarer  ericennen  and 
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ledeatan^  der  Rangordnung,  welche  als  wichtiges  regulatorisches  Princip 
Hier  den  abendländischon  Fürsten  im  Mittelalter  in  allgemeiner  Anerkennung 
bud.  AU  ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Völkerrechts  im  Mittelalter  Ist 
^Bpbeit  mit  Dank  zu  begrüssen.  St. 

i  Bonütak)  Die  Kreis-  nnd  Provinzial-Ordnungen  des  Preuss. 
i         .Staates.     Synoptische    Ausgabe    mit    erläuternden    Anmerkungen, 

1 Berlin,  Heine.     1887. 

^Bpie  mit  kurzen  Hinweisen  und  Anmerkungen  versehene  Textausgal>e 
PHgt  den  praktischen  Zweck,  die  Zusammenhänge  und  die  Verscliieden- 
^ten  der  Kreisordnungen  und  Provinzialorduungen  in  den  östlichen  („alt- 
■MÜMlieD')  Provinzen,  und  in  den  Provinzen  Hannover,  Hessen-Nassau  und 
rcatphalen  textlich  und  zwar  an  der  Hand  der  Paragraplieu folge  der  alt- 
ptdiachen  Ordnungen  aufzuweisen.  Die  Schwierigkeiten,  gegeben  durch  die 
h  einzielenden  Aendernngsvorschriften  der  KreJHordntingsnovclIe 
9.  Mär/.  1881,  des  Gesetzes  über  die  allg.  Landesverwaltung  vom 
1683  und  des  Gesetzes  über  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
erwaltungsgcrichtjsbehörden  vom  1.  August  1883,  sind  mit  geringstem 
and  gut  ül}erwunden  worden.  Vorgezogen  liätten  wir,  wenn  die 
die  §§  4,  7  und  28  f.  des  genannten  Zustäudigkeitsgesetzes  bewirkten 
gen,  also  vor  allem  die  Einrichtung  des  Bezirksauasehusses,  welcher 
bisberigen  amtlichen  Obliegenheiten  des  Bezirksraths  als  BeschluBsbehörde 
des  Bezirksverwaltuugsgcrichts  unter  dem  Vorsitze  des  Rcgierungsprä- 
■nt*n  in  sich  vereinigt,  im  Text  der  Paragraphen  selbst  diirtli  Kleindruck 
auf  sonstige  Weise  erkennbar  gemacht  waren.  Stddt  und  Braunbkhkens 
die  betreffenden  Absätze  praktischerweise  sofort  zwischen  Klammem, 
!en  Leser  auf  die,  allerdings  auch  bei  Borkhak  in  den  Noten  berück- 
tttgte^  Veränderung  aufmerksam  zu  machen.  —  Im  Wege  eines  kleinen 
•chtragcfl  könnten  die  Abnehmer  der  vorliegenden  Ausgabe  leicht  in  den 
Kwisa  erwünschten  Besitz  des  ergänzenden  Textes  der  seither  publizirleu 
Lrosordnung  für  die  Rheinprovinz  vom  30.  Mai  1887,  der  Pro^inzial Ordnung 
ir  dieaelbe  Provinz  vom  1.  Juni  dessellien  Jahres,  der  Kreisordnung  für 
le  Provinz  Schleswig-Holstein  vom  26.  Mai  1888  und  der  Provinzialordnnng 
Ir  ächleawig-Holslein  vom  27.  Mai  1888  gelangen.  Die  Ergänzung  der 
fBPptiicben  Tabelle  würde  die  Einheit  der  Darstellung  leicht  vermitteln. 
■^^k Stoerk. 

)r.  Karl  Hetmbnrger,  Der  Erwerb  der  Gebietshoheit.    Eine  staats- 
qnd  völkerrechtliche  Studie.    I.  Theil.    Karlsruhe  1888.    155  S. 
[V^T  Verfasser  heabaichtigt  eine  Darstellung  der  völkerrechtlichen  Lehre 
ler  Occupation   mit  strenger  Ausscheidung  aller  privatrechtlichen  Ail- 
ingen tu  geben.     Dieser  Einzeluntei'suchung  hat   er  rine  Besprechung 
irigna  bisher  aufgestellten  Arten  des  völkeri'echtlichen  Gehietserwerbs 
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und  der  für  diese  glcichmässig  .geltenden  Rechtsnormen  vorausgeschickt, 
welche  den  vorlregeiiden  erstpii  Tlieil  seiner  Studie  füllt,  lasofenj  tragt 
dieBor  einen  melir  vorbereitenden  Charakter  und  bietet  im  Grossen  and 
Ganzen  weniger  Xeues;  die  eingehenderen  Forschungen  sind  dem  iw^eiten 
Theilo  Torlielialten.  Der  bis  Jef^t  geljotcine  Stoff  zerfallt  in  zwei  Abschnitte 
Dor  erste  lieliandelt  die  Ciebietslmheit  in  ihrer  geschichtlichen  Entwiokl-.in«; 
und  ihrer  stasts-  und  völkerrechtlichen  Bedeutung.  Der  Begriff  der  Gelmti- 
hiiheit  wird  dahin  pi"äzisirt,  dass  dieselbe  mir  eine  besondere  Richtung  d« 
einheitlichen,  unthcilharen  Staatsgewalt,  „die  Staatsgewalt  in  ihrer  Beziehnnjr 
auf  das  Staatsgebiet"  ist.  Hieraus  folgt  der  für  die  ganze  weitere  Darsleliunj» 
wichtige  Satz,  duss  der  Erwerb  der  Gebietshoheit  den  gleiehzeitigea  Erwf.-I' 
der  Hoheit  über  alle  auf  dem  ei^worbcnem  Gebiete  befindlichen  Personen, 
bedingt. 

Der  /.weite  Abschnitt  handelt  nun  niüier  vom  Erwerbe  der  OeWf 
hoheit;  zunächst  vom  Subjekte  des  Gehietserwerl)?.  Da  als  solches  völi 
recht  lieh  nur  der  Staat  erscheint  und  der  Satz,  djiss  ein  Unterthan  di 
seine  Erwerbsbiindlung  frenule  Gebiete  dem  Heiniathstaate  TufiUirt,  nich 
mehr  gilt,  so  ist  die  iti-aktiseh  wichtige  und  bestrittene  Frage,  ob  Priva 
oder  Privatgesellfichanen  Gebietshoheit  in  eigenem  Xanicn  erwerben  ode 
ausüben  kimnen,  zn  verneinen.  Wenn  also  die  Geschichte  Bcisjtiele  vn 
(iebietsenverb  durch  Private  bietet,  so  liegen  diese  Ereignisse  ausserhalV»  da 
ViilkeiTechts ,  in  dessen  Sphäre  das  betreffende  Gebiet  nur  dann  eintrit 
wenn  auf  ihm  nllmählich  ein  wirklicher  Staat  «ich  bildet  oder  wenn  es  eii 
schon  i>ostehenden  Staate  eingefügt  wird. 

Bei  Besprechung  des  0l>jekt8  der  Gebietshoheit  geht  der  Verfiisaer  na 
einigen  Ausführungen   über   da-s  Verhiilfniss  der  Bewohner  rum  StÄfttsgebiet" 
auf  die   Frage    nach  der  Ausübung  der  Gebietshoheit  über  das  Meer  und 
dessen  Theile  ein.     Nach  ihm   sind  die  faktische  Ansiibung  der  Staatsfjewi 
und  die  völkerrechtliche  Anerkennung  derselben   die  Bedingungen  rar  difi 
Auanboug;    hiernach  sei  das  offene  Meer  mare  liberum,  Küstenuieere 
stets,  Territorialmeere,  wenn  sie  vülkerrechtlicb  als  solche  anerkannt  sind' 
iW  Gebietshoheit  des  Uferstaat«   unteru'orfen.    Bezüglich  der  Ausführungen 
übor  die   K  ilstenmeere   dürfte  Folgeudefl   tu   erinnern    sein.    Der  \'erfftfiser 
stellt  die  Hoheit  des  Staats  über  die  Küstenmeere  der  über  das  Landgebict 
gleich,  also  als   begrifflich  allseitig  hin.    Das  heutige  Völkerrecht  erkennt 
aber  nicht  an,   dass   der  I'ferstaat  innerhalb  irgend  einer  Zone  des  Meeres 
alle  Herrschaftsrechte  ausübe;  vielmehr  hat  nur  eine  Reyelnng  in  Bezug  nuf 
riuxelne  Interessen  stattgefunden,   nach   deren  Wesen  verschiedene  (irenxei 
rr»t(i<(«setxt   wnd.     Hiemus    kann   eine   allseitige    Konipetcnz   des    Uferstsit 
nicht    gpfnl^rt    werden,     ist    auch    tJiatfärhlich    nie    beanspnicht    wordi 
(vgl.  Hkittkh.  V«»lkerr.  8.  Aufl.  S.  169  Amn.  7;   Storsk  in  Holtzendoj' 
Haudb.  II.  §  91  bes.  S.  ^iM).    Man  wird,  wenn  man  sieii  mit  dem  gelt^^ndeo 
Rechte  niclit  in  Widermpnioh  »et»'n  will,  die  Kfistengt-wSsser  prinzipiell  dem j 
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Meer«  gleichstellen,  als  unbeherrscht  onerkenneD  und  die  tbatsächlich 
von  den  Ufentaaten  in  ihoen  geübten  Rechte  auf  eine  von  jeder  Ranni- 
•diranke  ahsebeode  Verwaltung8lK>fugTiJs8  des  Staat?  gründen  müssen  (vgl. 
Stobwc  ».  a,  0.  §  89  1)68.  S.  45Ö). 

Im  Schlussabschnitte  des  "Werks,  der  von  den  Rechtsgriinden  und  Arten 
•1*9  Gcbietser* erbs  bandelt,  werden,  abgesehen  von  der  Accession,  alle 
lW»i«l«€rwerb8art€n  unter  die  Begriffe  der  Occupation  und  Cession  subaumirt. 
So  Üullen  unter  entere  die  neuerdings  häutigen  Erwerbnngen  von  Gebiet 
(IttTch  Vertrag  mit  Häuptlingen  von  Barbarenatammen.  Ein  walirer  völker- 
rechtlicher Vertrag  liegt  hier  nicht  vor,  weil  der  eine  Kontrahent  kein 
völkerreehtlichefl  Rechtssnbjekt  ist;  die  beireffende  Beredung  erscheint  viel- 
mehr nur  als  forraellea  Sicherungsmittel  einer  nachfolgenden  Ot-cupatinn. 
Unter  die  occupatio  Tällt  femer  die  debellatio;  durch  Vernichtung  des 
liMiegten  Staats  wird  das  von  ihm  innegehabte  (iebiet  res  nullius,  occupirbar. 
fiaktetsftbtretungen  ira  Friedensschlüsse  sind  dagegen  stets  vertragsmäseige, 
Buch  der  ahtret<?nde  Staat  in  einer  Zwangsli^re  «ich  befindt-n;  es  gilt 
i :  coactuR  voluit.  Ebenso  fallt  die  adjudicatio  unter  den  Begriff  der 
Ceicion,  da  nicht  der  Scliiedsspnich ,  sondern  der  ihn  mit  Rechtskraft 
beg;ftb«9Bde  Vertragswille  der  Parteien  Rechtsgrund  des  Erwerbs  ist.  Auch 
die  F^lle,  in  denen  ein  Staat  sein  Gesammtgebiet  der  Hoheit  eines  andern 
Staat«  unterwirft,  subsumirt  der  Verfasser  unter  die  Cession.  Aber  auch  in 
iksen  Fällen  bereitet  der  Vertrag  nur  eine  Occupation  vor,  und  diese  ist 
Reohtagrund  de«  Erwerbs.  Denn  im  Völkerrechte  erlischt  mit  dem 
itjigulijekte  auch  dessen  Wille.  Zum  Schlüsse  seiner  Ausfühnuipen 
ipricht  endlich  der  Verfasser  der  völkciTechtlioben  Voriälirang  jede  Existenz- 
i>cm:htigung  ab;  er  zeigt  in  interessanter  Begründung,  dass  die»  ganze  Rcchts- 
iaatitut  nicht.s  als  eine  privatrechtliche  Analogie  ist,  die  nur  Verwirrung  in 
di«  Volkerrecht.swn88en»chBfl  gebracht  hat.  Er  gi-ündet  mit  Recht  die  Recht - 
it  de»  thatsächürhen  Territorialbestands  der  Staaten  einzig  und 
die  völkerrechtliche  Anerkennung.  Seine  Ausführungen  über  das 
der  letzteren  siud  frcihch  nicht  klar;  sie  ist  kein  RechtsioKtilut,  viel- 
dne  uomittelbaro  Rechtsquelle. 
Jiehkeaditz.  Winckler. 

F*  Boterijig,    Polizoi-Uebertretungen    und  Polizei- Vernrdnungs- 
reobt.     Berlin   1888.     Siemenroth. 

Die  die  Schuld  im  Allgemeinen,  die  gefährlichp  Handlung,  die  Fahr- 
liwigkeit  und  die  Schnld  im  Besondern  erörternden  Ausführungen  streifen 
iatesinve  Probleme  staatsrechtlicher  Natur  in  dem  das  Polizeiverorduunga- 
ivekt  behandelnden  fünften  Abschnitt.  Für  die  Frage  der  Abgrenzung  der 
Polixelverorduungsgewall  gegenüber  dem  Reiphsstrafgesetze  geht  Verfasser 
von  der  Ansicht  aus,  dass  letzteres  fiir  this  Itechtsgfbi^'t  der  Llebertretungen 
eine  abschliessende  Materie  iu  der  Weise,  dass  chitili  seine  Norm  die  Materie 
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auch  endgiltig  legislatonsch  consumirt  sei  (BofDiKG),  regelmässig  nicht  h^ 
wirken  wollte.  Wie  schon  die  Motive  zum  Rciclisslraigesetzbuch  das  hrr 
vorheben,  kann  nur  durch  die  Autonomie  der  lokalen  Behörden  den  wechsclih 
den  Bedürfnissen  der  Gemeinde  oder  grösserer  Einxelbezirke  ßücVsiclit  ff- 
tragen  werden.  Es  hat  daher  dieser  sog.  ^kleinen"  Gesetzgebung  keinf 
unzulüsBige  Fefisel  ungelegt,  keine  durch  die  Suchlage  nicht  gerechtfertia''» 
dem  Bedürfnisse  widersprechende  Schranke  gezogen  werden  sollen.  Hic 
oracheint  das  PoliiciverordnungBrecht  in  lege  fundirt.  "Wo  aber  das  8tnf 
gesetü  den  gesammton  begrifflich  zusammengehörigen  Stoff  cinea  Strafrecht»- 
instituts  mit  einer  Norm  und  zwar  derart  consumirte,  dass  jede  neue  Nora 
gegen  das  „ne  bis  in  idcm'*  Verstössen  müsste,  wo  also  das  Stra^^eaets  eiar 
Materie  erschöpft  hat,  da  ist  zugleich  für  eine  weitere  Einengung  der  fnwt 
Bewegungssphäre  des  Einzelnen  keine  rechtliche  Grundlage  mehr  vorliandeo; 
ilas  ludividuunj  iet  vor  einer  weiteren  Einwirkung  des  polizeilichen  Veror 
nungsrechts  gesichert.  Eine  übergreifende  KechtsvorKchrifl  ist  als  im  Widt 
Spruche  mit  dem  Reichsstrafgesetzbuche  stehend  nichtig.  —  Die  iTÜlügk 
der  Polizeiverorduiing  ist  sonach  an  erster  Stelle  aVihiingig  von  ihrem  Vi 
hülinisse  zur  Rcichsgesetzgebung,  speziell  zum  Reichastrafgeactzbuch,  zu  »ein 
nllgemcinen  VorseJiriflcn  und  derjenigen  Bestimmxmg,  welche  denselben 
deu  verwandten  Thatbestand  trifil.  Sie  ist  weiter  in  ihrer  Gültigkeit  dav 
abhängig,  ob  und  inwn'pweit  sie  sich  in  den  Grenzen  der  reichst, 
oder  landßsgesetzlichcn  Delegation  bewegt,  welche  der  Polizeibelä 
der  sie  ausgegeben  wurde,  zu  Theil  geworden  ist.  —  Der  besondere  The 
gibt  einen  eingehenden  Kommentar  zu  den  §§  3^0—370  des  PL-St.-G.-I 
Bei  den  die  Verwaltung  berührenden  Punkten:  Kontrolle  der  Bevölkerung»- ] 
bewegting  (ij  360  Ziß".  8),  beim  (Tebietsverhot,  bei  der  Ausweisung  etc.  vürr 
i'ine  stellenweise  eingehendere  Darstellung  für  den  praktischen  Gebram^ii  'Icr 
Verwaltungsbehörden  erwünscht  gewesen.  Stoerk. 


Benno    Ililsej    Dr.,    Formulare    für   Rechtshandlungen    der  frei* 
willigen    Gerichtsbarkeit,     ß.    umgearbeitete    Auflage,    berauy;-^ 
von  H.  Kr  ecke,  AmtariL-hter.   —  Berlin  1887.  C.  Heymann. 
Dass  eine  auf  wissenschaftlichen  Grundlagen  beruhende,  aus  einer  «nr 
fiiltigon    Keuotnisfl    der    Praxis    und    ihrer   BedürfiiisPe    heraus    entstanden*! 
Formetsammlung    ihren    siuhern  Platz    in    der  Reihe    begehrter  HiilWun' 
unserer  Literatur  erlangen  kann,  beweist  der  grosse  und  voll  verdiente  Kil  i. 
der  lIn,SK'schen  Arbeit,  welche  zur  Zeit  in  ihrem,  der  freiwilligen  Gericht»- 
barkeil  gewidmeten  Tlieilc  bei  der  sechsten  Auflage  angelangt  ist.    In  sc« 
jüngsten  Ausgabe    hat    das  Buch    an  Uebersichtliclikeit    hei  (iruppining 
Materiaben  wieder  zugenommen  und  der  Rechtsprechung  weitere  »orgfiilli 
Beachtung  Eugeweiidet.  G. 
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ItoffBükilf«!!)  Handbuch  der  städtischen  VerfftSBiing  uud  Ver- 
waltnng  in  Pronssen.  2  Bände.  Berlin,  Heine.  1887.  8. 
Eine  auBfuhrliohe,  von  faclilaindiper  Hand  gegebene  Einführung  in  die 
hMtmgs-  und  OesetzeKkundc  für  die  in  der  (iemtiindeverwaltimg  thätigeu 
Der  , Allgemeine  Tlicil"  sucht  die  ins  Auge  gefassteu  Laieneleinenle 
nothwendigen  Vorhegrififen  Staats-  und  stadtrechtlicher  Natur  viM-tn«ut 
len-  Dem  Zwecke  entsprechend  könnte  hier  manche  in  den  Rahmen 
itsbürgerlichen  Pflichtenlehrc  geliörige  zu  theoretisoh  fonnuliHe 
tinunung  vermisst  werden,  ebenso  dürfte  es  sich  empfehlen ,  hei 
.  Aaflagen  weniger  Werth  darauf  zu  legen,  in  einer  und  derselben  laugen 
iode  einen  müglichHt  reichen  Oesetzes-  und  Vcrordnungsinhalt  zu  geben; 
beabnditigte  praktische  Zweck  des  Werkes  scheint  uns  vielmehr  he.saer 
>ichbar,  wenn  Verfasser  sich  der  dankenswerthen  Mühe  uoter/ielion  wollte, 
h  an  zahlreicheren  Stellen,  als  es  bisher  geschehen,  im  Laufe  der  Dar- 
ilong  durch  möglichst  knappe  Formulirungcu  die  wichtigeren  8ätze 
I  materiellen  und  formellen  Rechts  aus  dem  minder  wichtigen  Beiwerk 
iiüfer  herausrubeben.  Im  Uebrigen  ist  die  Fülle  des  gebotenen  und  gut 
(Üjeilt*m  St'ifles    geeignet,    dem  Handbuch    Eingang   in    den    pniktiKchen 

IiCb  dtr  an  der  Kommunalverwaltung  l>ethoiligten  Kreise  zu  sieliern. 
_ 
thürd  FrcrntÄ,  Die  Rekurs-Entscheidungen,  Bescheide  und 
Beschlüsse,  sow^ie  sonstigen  Veröffentlichungen  des 
Reichs-Versicherungpamts  n  1  ft  Erläuterungen  zu  dem 
l'nfall-Vers.-Ges.  v.  ti.  .luli  IH84  u.  d.  Ges.  über  die  Aus- 
[debnang  der  Unfall-  und  KrankenversicheruDg  v.  28.  Mai 
1885.     Liefg.  1—3.     BerUn,  J.  J.  Heine. 

lie  Unfallversicherung  der  in  land-  und  forstwirthschaft- 
llichen  ßetriebeu  beschäft igten  Personen  nach  dem  R.-d. 
br.  6.  Mai  188Ö.     Berlin,  8iemenrüth  &  Worms. 

Sammlung  d  er  Bescheide ,   Beschlüsse   uud  Rekurs- 
itflcbeidungen   des  Reichs-Versicberungsamta   nebst  den 
'ichtigsten  Rundschreiben    desselben.     Berlin  1888,  »Siomen- 
ftoth  fc  Wurms. 

ipcity    Unfall-  und  Krankenversicherung  für  Land-  und 
'orstwirthschaft    im    Kgr.    Sachsen.      In    amtl.    Aiiftr.    bearb. 
Di-esden  1888,  Höckner. 
An«  der  grossen  Zahl  der  den  vorstehend  bezeiclineten  sozialpolitischen 
|chl|^6tet2en    gewidmeten    Kommentare,     Handausgaben     und    Judikaten- 

Eng^  lieben  wir  einitjie  durch  die  HandUobkeit  üirer  DarsteBung^ 
die  BiMnicksichtigung  der  praktischen  Forderungen  und  durch  eine 
itischo  Verwerthung  der  seitens  der  eingesetzten  fachlichen  obersten 
richLibehürde  angestellten  Grundsätze  sich  empfehlenden  Publikat innen 
Wv  liir  oircntliclies  H»«c)>t.  FV.  9.  j^ 
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hervor.    —    Freünd's  Sammelwork  hat  e«   sich   lur  Anfgabc   gemacht, 
in    den    „AmlHohen    Xachriclitcn"    dt««    Rcichs-Versichcrnngsanits    «eit    d 
6.  Dezember  1884  aiifgestapelto  Material  wichtiger  Entachliossungen  für  di 
nnmittclbarcn    praktischen    Cicbraiich    verwcrlhbar    zu    nmc-hcn.      Die    dun 
gewählte  Form  ist  die  des  Kummentars  ziuu  Texte   des  Ünfallversicbenm 
grsetzes.     Derselben  übersichtlichen  M«»thode  folgt  in  Beschränkung  anf  di 
materiellen  Theil  des  Ges.  v.  5.  Mai  188ß  Jüst's  Buch,    welches    ' 
in  voller  ei'wünschter  Ausfülirlichkeit   die    einschlägigen  Ausfiibni    .  i- 

mungen  und  Organisalionsnormeu    »ämmtlichcr  Bundesstaaten    in  <lcn  Kr«« 
Beiner  Darstellung  mit  einber.ieht.    ScHvrrz's  StinimluDg  greift  gleichfalls  auf 
die  Aussprüche  und  Bescheide  der  genannten  Reichsbehörde  zurück  und  fofft 
deuRelben  auch  die  wichtigsten  Rundschreiben  als  ergiebiges  Interpretatio«'- 
niaterinl  bei.    —    Das  Bild  der  Gestaltung  dieses   neuen  Verwaltungwwoi;:!-! 
innerhalb    eines  der  grossen  Bundesstaaten  giebt  uns    auf  Grund    einer  gut 
orientirenden    Eiideituug    Dr.  Rumpelt.     Die    eigenartigen  Verhaltni««e  Aer 
Land-  und  ForstwirthschaH  Hessen  es  von  vornherein  nicht  thunlioh  ervcheioMU 
die  Unfalb  und  Kmnkenversieheruug    auf  diesem  (tebiete    ftir  da«  gesaiiiTut«* 
deutsche  Rcicli  vollkommen  einheitlich    zu  gestallen.     Vi>n  dem  Vorbrluli' 
gewisse  Punkte  landesgesetzlich  zu  regeln,   wurde  seitens  der  Bunde««tiin  ';> 
umfassend  (rel^roucli    gemacht,    und    so    sind    allerorten    dem   Reichsge«'!"' 
Laudesgesetze  zur  Seite  gestellt  worden,    welche  die  reichsgesetiliclien  Vor 
Schriften  in  versduodeucu  Beziehungen  durchkreuzen,  erledigen  und  erc»'"'^'^ 
Dem  Ib'dürfnisB  nach  einem  verlusslichcQ  ^Veg^veiser  in  einem  so  diclit  hc-'.if 
dcn<n)  »JiOtiete  tragt   K.'s  Ai'beit  im  besten  Sinne  Rechnung. 

Stoerk. 


Philipp  Sehnff,  Churcb  and  State  in  the  United  States.    New-Ynrk 
fiiul  Li.ndon  18X8.     Ifil   u.  10  Seiten  8'. 

Ihc  Gcstiiltung,  welclie  das  VerhSltniss  von  Staat  und  Kirche  in  'In 
Vereinigtfii  Staaten  von  Nordamerika  gefunden  hat,  besitzt  fiir  uns  il.n 
grösste  Interesse.  Ideen,  welche  auch  bei  uns  in  Europa  ausgesprochen  wer 
den  sind,  haben  dort  bereits  ihre  Verwirklichung  gefunden.  Welche  Fol^ 
hat  die  dort  geltetid«*,  der  unsrigen  ganz  entgegengesetzte  GesetÄgcbuntr  j'- 
üuasert?  Bc*^ity.t  Anioriku  die  Verwirklichiuig  eines  Ideal»,  den»  wir  lui-ni 
xustreben  haben?  Das  sind  die  Frngen,  welche  sich  gau«  von  selber  ,.  il- 
drangen. 

Die  in  der  Ueberschrill  genannte  Arbeit    eines    hervorragenden  nnien- 
kanisohen  Theologen,  welche  den  Anlass  dieser  Zeilen  bildet,  setoit  Jeden  i» 
den  Stand,    sich    ein  klares  Bild    des  nordamenknnisehen  kircbenpolitiscl 
System«  zn  verschaffen.     Der  Vf-rfasser    charuklerisirt    dies  System    als 
der  „freien  Kireho  im  freien  Staat:  eine  fich  selbst  erhaltende  und  sich  «eil 
verwaltende  Kirche,  in  unabhängiger  aber  doch   freundlicher  ßcRiehung  D 
Staat"  (S.  9)     Er  schildert  (.S.  12  fi'.)  den  Gegensale,  in  welchem  die«  am« 


le  8y«t«Tn  Rieb  sn  den  geschichtlich  in  Europa  nnf^ebilcleten  Hytteni«!! 
idet,  wie  es  »ich  imterschfiJet  von  »lern  Sj^stem  hierarchischer  Ol>or- 
gewalt  der  Kirche  üher  den  Staat,  cäsaropapistischer  Oberpewull  des  Staates 
über  die  Kirche,  und  ebenso  von  dem  System  ^der  Duldung",  welcheB  heute 
io  Europa  die  Regel  bildet.  Nach  dem  „Dutdungssystem",  welches  in  Deutsch- 
land mit  dem  "Westfälischen  Frieden  1648,  in  England  mit  der  Duldun^Bacte 
1689  seinen  Anfang  nahm,  ist  eine  Kirche  oder  eine  Mehrz-ahl  von  Kin-lien 
ran  Staat»  wegen  pri\"ilegirt  und  unterstützt;  die  übrigen  Religionsgenicin- 
tchafien  werd<?n  unter  bcstinunten  Voraussetzungen  zugelaseen,  „geduldet". 
Das  amerikanische  System  kennt  keine  privilegierte  und  keine  vom  Staat 
onlerbultene  Kirclie.  E«  gilt  der  Gnmdsatz  der  Gleichheit  der  ReligionB- 
gcmein*chal\en  vor  dem  Gesetz.  Es  giebt  in  Amerika  keine  Kirche  im 
Rechtssiou.  Die  Religionsgemeinachafleu  Bind  gnmdsätzlich  als  Privatcorpo- 
ntiooen  gestellt. 

Die  grundlegenden  Recht«Bät/e  des  nordanierikaniechen  Rechts  sind  die 
folgenden  zwei:  1)  in  deinem  Staat  darf  ein  Religionseid  als  Yorausaetzung 
ßr  Erlangting  eines  öffentlichen  Amts  gefordert  werden  (Constitut.  Art.  ti  §  3) : 
it  ist  die  öffentliche  Gleichberechtigung  aller  Itlaubensbekenntnisse  in 
Vereinigten  Staaten  ausgesprochen;  2)  dei-  Congress  kann  kein  Gesetz 
OMcIien;  durch  welches  eine  Religion  fiir  Staatareligion  erklärt  oder  um* 
gekehrt  die  freie  Uebung  einer  Religion  untersagt  wird  (1.  Amendement  der 
V^rfiwsang):  damit  ist  das  Bundesstautswesen  der  Vereinigten  Staaten  für 
grandgesetzlich  religionslos  erklärt  worden.  Den  einzelnen  Staaten  war 
itaiuit  keineswegs  die  Möglichkeit  entzogen,  eine  Religion  zur  Staatsreligion 
ZQ  ericiaren,  und  damit  z.  B.  die  Erhaltung  aus  .Staatsmitteln  und  andere 
Privilegien  ihr  zu  gewähren.  Nur  das»  die  Erlaugung  uines  öffentlichen  Amt» 
fticht  von  der  Zugehörigkeit  zu  dieser  Religion  abhängig  gemacht  werden 
darhe.  In  Folge  dessen  gab  es  noch,  nachdem  die  amerikanische  Ver- 
iusang  in  Rechtskraft  getreten  war,  eine  Reihe  von  Staaten,  welche  die 
PrirUegirung  der  einen  oder  der  anderen  Kirche,  wenngleich  nur  in  gewissen 
GreozeD,  aufrecht  erhielten  (S.  46.  47).  Aber  die  Bewegung  der  Entwick- 
lung geht  durchaus  dahin,  Jede  Ver1>indung  des  Staates  rait  einer  bestimmten 
Religion  auch  für  den  Einzolstaat  zu  beseitigen.  In  weitaus  den  meiHten 
Staaten  ist  dieser  Grundsatz  bereits  darchgcfiihrt  (S.  47),  und  gilt  es  heute 
amerikanischer  Rechtsunschauung  auch  für  den  Eiiizelätaat  als  unzu- 
fistig:  1)  eine  Staatskirche  aufzurichten,  2}  zum  Besuch  eines  Gottesdienstes 
oder  SU  Leistungen  für  eine  Rcligionsgemeiitschaft  zwangsweise  anzuhalten, 
3)  die  freie  Aeusserung  oder  Tebong  einer  Religion  su  beBchrünken  (S.  48). 
Die  einzige  Schranke  der  Ke!ii<ionftfi"eilieit  liegt  in  dem  Grundsatz,  dass 
keine  uiwittliehe  oder  verbrecherische  Handlung  unter  dem  Vorwande  der 
Reliffinn  zulässig  ist  (S.  35),  In  Folge  dosi^eii  ist  der  Mormonismus  mit 
•riiicr  \'ielweibe-rei  vom  Boden  der  nordamerikanischen  Union  ausgefchlossen, 
IO  die  luiahaniroedanischc  Polygamie  un<l  die  Menschejinpfer  der  Chinesen 
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fS.  37).  Hier  ist  sofort,  klar,  tlass  die  üordaraerikaniflclie  Union  trot*  Uiw 
„Trennung"  von  Staat  und  Kirche,  dennoch  das  Cbristenthura  and  die  chriil* 
liehe  Moral  als  die  unentbehrliche  Grundlag«  auch  dea  Rechts  und  Ats 
öffentlichen  Einrichtungen  voraussetzt. 

Wir  kommen  damit  zu  der  interessantesten  Partif»  de«  Buchs.  Dnr 
Verfasser  entwickelt  auf  S.  63  fi'.,  dass  mit  der  Tretinung  von  Staat  und 
Kirche  doch  keine  Trennung  der  „Nation  vom  Christenthum"  gegeben  ijt. 
Das  Christenthuni  bildet  „einen  Tlieil  des  comnton  law",  wie  in  England  so 
«lieh  in  den  Vereiijig1x?n  Staaten,  und  Gotteslästerung  ist  daher  ein  Ver- 
brechen (S.  60);  dor  Eid  bildet  eine  Grundlage  der  öffentlichen  EinrichtunKcn 
(S.  62),  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  ordnet  Bettjige ,  Fasttagr*, 
Danksagungstage  au  (8.  63) ;  Kircheneigcnthum  ist  in  fast  allen  StaAt«D 
steuerfrei  (S.  66)^  die  Vereinigten  Staaten  bestellen  ala  solche  Geistliche 
(„Kapläno")  für  den  Kongress,  für  die  Armee,  für  die  Marine,  für  KnVj;»- 
und  Marineachuli'n  (S.  67),  Der  Congress  unterstützt  namentlich  die  Ver 
brt'itung  der  j^rotest-fuitischen  Bibclüborsetzuiig  (S.  (i8);  Polygamie  ist  ver- 
boten (8.  6^0;  es  giebt  Sountagsgesetze  (S.  69  IV,)  und  Religionsunterricht  io 
öffentlichen  Schulen  (S.  73  ff.).  Dies  sind  die  Punkte,  welche  von  d<T  .lib^ 
ralen  Liga"  bereits  angegriffen  worden  sind  (S.  43),  um  eine  völlige  Sücula- 
risirung  und  zugleich,  wie  man  sagon  darf,  Atheisirung  des  öffentlichen  Lfbem 
diiri'hzuführeu. 

Man  sieht,  auch  die  nordaraerikanische  Trennung  von  Staat  un<l  Kirche 
Jiat  doch  vor  einem  gewissen  Punkt  Halt  machen  müssen.  Die  Religion  t»t 
die  Grundlage  der  Sittbehkeit,  und  eine  völlige  Trennung  de»  Staates  too 
Staat  und  Kirche  darum,  wie  der  Verfasser  selber  {8.  44)  sagt^  ein  Ding  der 
ITuniügbcbkeit, 

Da»  Leben  ist  mSchtiger  als  alle  Theorio,  und  wie  in  Amerika,  troti 
der  „Trennung'*  von  Staat  und  Kirche,  doch  noch  ein  sehr  bedeutende»  Ms» 
von  Verbindung  (im  Widerspruch  mit  dem  Gnmdsatjt  von  der  »freifu 
Kirche  im  freien  Staat")  existirt,  so  wird  das  in  Europa  noch  geltende  „Pul- 
dungssystem**  mit  dem  Gegensatz  von  privilegirten  Kirchen  und  jnuück- 
gesetzten  Secten  trotz  aller  theoretisclren  Einwiindo  doch  bei  uns,  und  mit 
Recht,  lebeu.skrüftig  fortbestebeu.  so  lauge  das  religiöse  Leben  der  Nation 
thatsäeblich  noch  uicht,  wie  in  Amerika,  in  zablloso  „Denominationen*  auf- 
gelöst ist,  sondern  in  grossen,  mächtigen,  vielhundertjährigen  compaclen 
KirehpnkÖr]iem  seinen  Ausdruck  findet. 

Der  Verfasser  tritt  seinerseits  mit  grosser  Wärme  für  das  amerikanische 
System  ei»,  welches  ihm  (theoretisch  nicht  ohne  Grund)  als  das  System  Aex 
„religiösen  Freiheit"  erscheint,    und    mit    gerechtem  Stolz    weist    er  auf  il 
Kraft    des    in    den  Vereinigten  Staaten    blühenden    kirchlichen  Lclteus   hit 
durch  dessen  Energie  Europa  vielfach  beschämt  wird  (S.  78  ff.).    Ein  Sei 
abschnitt    (S.   83  IT.}    bandelt    von    der    „religiüseu    Freiheit    iru    modeme 
Eurnpa",  il.  b.  von  der  neuesten  Entwickelung,  sofern  sie  auch  in  europäisehi 
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ndem  Aimäherungen  an  amcrikauische  Ideale  darBtellL   Dann  ist  (S,  119ff.) 
o  Reihe  von  „Dokumenten"  beigefagt. 

Die   inhaltsreiche,    mit  Geist   und    wohlUiueudcr  Wärme   goschricbene 
rbeit    des   gelehrten  Vcrfassci's    wird   iu  Beutfichlaud    einer  sympathiscbcn 
^u&iabine  sicher  sein.  R.  Sohm, 

Sverigcs  Rikes  Lag  utgiven  af  W.  Ü])p8tr5m.  Andra  Upplagen. 
Oroarbetad  och  med  prejudikat  tillökad.  ötockholni.  F.  &  t-S.  Bcgor's 
Förlag  1887.  8.  927  pag. 
D»»  vorb'egende  Werk  enthält  eine  AuBgabe  der  noch  geltenden  Theile 
iea  in  «einer  Heimat  hochgeschützteu  uou-schwedischen  Rechtscodex  (Sveri- 
mes  Rikce  Lag),  d.  h.  des  GeHet^hucbes  des  Schwediaohen  Reichs  von 
lj734  (173fi)  *)  nebst  ergänzenden  und  verändemden  Gesetzen,  Verordnungen, 
Verfügungen  und  Erlässen. 

Dieses  Gesetzbuch,  die  reife  Frucht  einer  beinahe  fSnfeigjährigen  Arbeit 
nron  GesotxeHCOmmissionen ,  zahlreicher  gewichtiger  Gutachten  der  Gerichte 
«od  umfangreicher  Reichatagsverhandlungen,  wxirxelt  durch  und  durch  in 
ifaeiiniscbem  Boden  und  erscheint  bei  der  gescbichtlicbeu  Analyse  al*j  eine 
Icodificirte  ZuBatnmenschniclzung  der  seit  dem  Mittelalter  geltenden  all- 
gemeinen  Land-  und  Stadtrechte  —  die  meistens  die  noch  iiltereu  Provinzitd- 
^rechte  und  Particularstadtrechte  verdrängt  hatten  —  mit  den  seit  der  Mitte 
15-  Jahrhunderts  zu  Stande  gekommenen  Gesetzen  and  geaetzHchen  Hc- 
iTingeii.  Es  enthält  in  bt'ROndereu  Abschnitten  (sog.  Balken,  schwedisch 
baÜDBr}  in  klarer,  kern-  and  ausdrucksvoller  Sprache  das  allgemeine  Privat-, 
9tiiif-  and  Proxesarecht,  sowie  die  Hauptpunkte  des  älteren  Staats-  und 
Wirlbachaftsrechts ,  das  VoUstreckungs-  und  das  dem  Mahnverfahreu  ana- 
Ejcociitivvcrfahren.  Obwohl  die  seitdem  in  Folge  neuer  Bedürfnisso 
erte  Gesetzgebung  manchen  Bruch  im  Bau  des  Gesetzbuches  bewirkt 
at,  steht  es  noch  als  ein  bewimderangswürdigcs  Monument  der  Weisheit, 
lkra(t  und  Geisteskraft  vergangener  Zeiten  und  als  ein  noch  unerreichtea 
Inster  geBetzgeberiBcher  Technik  da.  Diese  Erkenntnis«  hat  in  Schweden 
iche  Vorkehrungen  hervf)rgcrufen,  um  nicht  nur  die  Juristenwelt  in  der 
reitenden  Gesetzgebung  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten,  Bondeni  auch 
flau  nationale  Gesetzeswerk  zum  Gemeingut  des  ganzen  Volkes  m  machen. 
I'i«  beweist  ein  im  Folgeoden  zu  gebender  kurzer  rechtsgeschichtUcher 
l'ebeHilick  auf  die  grosse  Reihe  der  von  oflkieller  wie  privater  Seite  vor- 
penomroenen  Ausgaben  des  schwedischen  GesetzcEcechts. 

Die  neuen  Gesetze    und   königlichen  Verorduiiugen  u.  s.  w.  werden  in 
Üaer   be»onderen,    auf  Staatskoirten  herausgegebenen,   an  Gerichte  and  Be- 


*)  Das  Gesetzbuch  wurde  auf  dem  Reichstage  im  Jahre  1734  von  den 
teichMtänden  angenommen  und  vom  König  am  23.  Januar  1736  ausgefertigt. 
hher  die  doi)peUc  Bezeichnung  der  Jahreszahl. 
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hörden  nncDtgeltlich  vortheilten  Sammlunp^  (Svenalc  FörfattDiDguaiiiliti^)  mit 
furllaufendeu  Numiuern  jejos  Jahr  offtzicll  publbsirt. 

(trosse  Gesetzeammlungea  sind  voq  Flixtbero,  BackIiUK,  EnblOV,  CiK- 
Lfoj,  IjILIEkbero  veraustaltet ;  Handausj^beu  von  verseil iedenen  Heraus;. 

(LüNDKQCiST  -  ThUROBEN,     ArWIDSON  — SkaRIN,    ScHLYTKR — LeOHUSIQtM,    'i  --- 

•ich  die  uns  vorliegende,  von  Uppström  besorgte,  nicht  nur  als  die  jüngste, 
sondern   auch  als  die  von  den  andci'en  am  meisten  abweichende  anachlie 

Ein  gemeinsames  Vorbild  für  alle  diose  Werke  bietet   da»  grosse, 
Kiide  des  vorigen  und  am  Anfanor  des  jetzigen  Jahrhiraderts  emohienfiit«  \t 
dienstvolle  Werk  von  Funtbero,  die  sog.  Lagfareuhets  —  d.  h.  Recht«bifc 
thck.     Sehi'  bemerkenswerth  in  dieser  Hinsicht  ist  aueh  die  von  einer  Ca 
miseion  veranstaltete  oftizielle  GeBetResausgabe  von  1807,  enthaltend  im  er 
Band  das  Gesetz  von  1734  („des  Schwedischen  Beichs  Gesetz")  und  in 
anderen  einen  omfangreicheu,  auf  8r.  Maj.  Befehl  im  Jahre  1807  piibÜ 
Anhang. 

Diese  Sammlung,  die  in  schwedischer  und  deutscher  Sprache  ersehieneni^ 
besteht  , in  Auszügen  des  wesentlichen  Inhalts  der  Original  Verordnungen, 
Angabe  de»  Tages  und  des  Jolires  ihrer  Publikation  nach  Ordnung  des  G«-J 
sctzbuches,  aufgenommen  an  denjeuigcu  Stellen  desfielbeu,  welche  eben  dv 
diese  Verordnungen  Abändenmgeu  erlitten  littbeu"  *). 

Sie  wurde  auf  Königl.  Befehl  von  einer  besonderen  Kommission  RecbV 
gelehrter  vcrfasst,    und  —    , obwohl  eigeutbch  für  Pommern,    vfo  die  seht 
dische  Staatsverfatisung   nach    der  AuflÜ.ouug   des    Deut«cheu   Heichs  (IG 
eingeführt  worden  war,  beptinmit  —  doeh  so  tiützlicb  befimden,  dasa  sie 
Handgebi-aueh  in  Schweden  selbst  in  demselben  Jahre  auch  in  schwi 
Sprache  besonders  abgedruekt  wurde"  '). 

Die  erwähnte  Sanindung    vuni  Julu*c   1807    wurde    später    durch 
aiü  dieselbe  Weise  eingerichtete  Supijlementbände    iu  den  Jahren  1819 
1831  vervollstäodigt. 

Schon  iu  dem  letxtangeRibrten  Jahre  erschien  das  erste  Hcfl  der 
lassenden  BACKMAU'schen  sog.  „Neuen  Gesetzsammlung"  (884  Seiten  Foli 
die  nacher  bis  1877  lortgesetzt  worden  ist.  In  dieser  Ansgabe  ist  der  St 
wie  bei  Flintbsro,  auf  die  Weise  geordnet,  dass  die  neuen  und  geänder 
Vorschriften,  Verordnungen,  Erlässe  u.  s.  w.  unter  den  rcsp.  Kapiteln 
Paragraphen  des  (iesetzbuches  von  1734  eingefügt  uurdcu.  Aunscrdvni 
dieses  ausge^eichoele  AVerk  {vau  dem  nuuh  ein  nach  Matei-ien  geordaei» 
Auszug  als  Handlrach  erschienen  i«t)  uut  einer  grossen  Zahl  commentirenill 
Erkläiningen,  Präjudikaten  und  anderen  Bemerkungen  versehen. 

Eine   verdienstvolle    grÖBsere  Gesetzsammbing   (obwohl  nicht  von  da 

')  Die  an  xweiter  Stelle  En^'ähnten  sind  die  jetzigen  Herausgeber, 
an  erster  die  urspriiuglk-tieu. 

»j  S.  Scbildknbr,  Guta  Lag.    Greifawald  1818.  p.  XXU. 
')  Schu-denkr,  1.  c. 
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wie  dio  BjknKMAN'sche)  ist  in  den  Jaliren  IB75 
reruutaltct. 

Eine  nacii  Backman'»  Muster  eingerichtete  Handauspubc  des  Gesctz- 
bac:hs  ticbüt  der  wescutlicbsten  dazu  gehörigen  neueren  Verordnungen  wurde 
im  Jabrc  1837  von  Ldvdequist  herauBgepebeu.  Diesem  Beispiel  sind  später 
AtiWW&os  und  ScHLYTEB  gefolgt,  von  welchen  der  Letztgenannte  den  Plan 
der  Handaiugaben  bedeutend  erweiterte.  Neue  Auflagen  von  diesen  Sainm- 
loogen  sind  von  Sk-arin  und  Leühusen  in  verdienstvoller  Weise  besorgt. 

Da»  neue,  jetzt  vorliegende  Werk  vuu  Uppptröm  ist  in  einigen  Hin- 
sichteu  ziemlicb  Übereinstimmend  mit  den  älteren  Ausgaben,  zeichnet  fiieh 
Aber  durch  mehrere  äussere  und  innere  Vorzüge  vor  denselben  vortheilhaft 
aus.  Zu  den  iiufi't'ren  Vorzügen  gehören  der  ausserordentlich  billige  Preis 
(drei  Kronen  da»  Exemplar,  geheftet),  dos  bequeme  handliche  Format  und  der 
T^rhallnissmässig  knappe  Umfang,  l'eu  letzteren  Vortheil  hat  der  Herausgeber, 
TOB  anderen  praktijjcheu  Anoninungeu  abgesehen,  theilweise  dadurch  er- 
rnoht,  dass  er  die  ganz  aufgehobenen  Abttchnitte,  Kapitel  und  Paragniphcu 
de«  (Tesetjsl'nrhs  atiKgel&^sen ,  und  durch  die  Angabe  des  (-resetzefi,  resp.  der 
Verordnung,  wodurch  die  Veränderung  herbeigeführt  wurde,  ersetzt  hat. 

Bei  Paragraphen,  die  nur  moditicirt  oder  theilweise  aufgehoben  sind, 
wurden  die  aufgehobenen  oder  ivbgeÜndertcn  Bestimmungen,  Ausdrücke  u.  s.  w. 
tu  Parenthesen  gestellt  und  die  neue  Anordnung  in  einer  Anmerkung  bei- 
grfiigt. 

Die  Arbeit  ist  an  wil'klieh  brauehbareui  Stoff  sehr  reieh,  in  vielen  Hin- 
ten bedeutend  reicher  als  die  anderen  Ausgaben. 

Der  Herau6igel)er  hat  überdies  eine  Fülle  von  älteren  und  jüngeren  Er- 
kenntnisgen  des  obersten  Gerichtshofes  iu  kumer,  schaifer  Fassmig  gegeben,  und 
aiuserdem  auf  eine  grössere  Zahl  solcher  Urtheile  hingewiesen.  Aeltcrc 
Bestimmoogen,  die  der  unbequemen,  8chlep]>enden  Ausdnicksweise  wegen 
mclit  in  extenso  wiedergegeben  werden  konnten,  sind  in  knapper  Formulirung 
beigefügt. 

Mit  streng  wissenschaftlicher  Kritik  hat  der  Herniiageber  solche  von 
anderen  beibehaltenen  Bestimmungen  ausgeschieden,  deren  Gültigkeit  beim 
Vergleich  mit  den  unzweifelhaft  geltenden  Vorschrifieu  nach  genauer  Pini- 
Amg  uicbt  anerkannt  werden  konnte.  In  der  Anordnung  des  Stoffes  ist  ein 
darehsichtiger,  systematischer  Plan  befolgt.  Grosso  Mühe  ist  auf  die  beiden 
Reguter,  das  chronologische  und  das  Sachregister  aufgewendet. 

Dea  nrspKingbcheu  Zweckes  ungeachtet  und  trotz  der  augegebeueu 
AlMicht,  etwas  Gemeinverständliches  und  Leichtanwendbares  herzu«telleu, 
bat  der  Herausgeber  die  strenge  jurislischc  Methode,  die  exactc  sachliche 
Ao«drackswei9e  niemals  ausser  Acht  gelassen,  sondern  eben  durch  gevnssen- 
hafle  Einhaltung  dieser  Bedingungen  eines  guten  juristischen  Werkes  ein  für 
die  Juristeuwclt  wie  für  die  Laien  gleich  nützliches  und  unentbehrliches 
Werk  g«;«cbaffeu.  J.  T^;tjer. 


^ 

1.«^, 
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F,  MH1I,  Prof,  in  Ziiricli.  Die  Anwendung  des  Exproprialumi 
rechts  auf  die  Telephonie.  B.  Schwal)e,  Basel  1888. 
Einer  der  vorzüglichsten  Kenner  dos  modernen  Verkehrsrechts  unlw^ 
ninuiit  es  in  der  vorliegenden  Schrift.,  bestimmte  Stellang  zu  den  Problemeo 
zu  nehmen,  welche  dos  neue  HilfHmittel  der  Yerkehrstechnik  „das  elegvtle 
Institut  des  Telephons"  in  der  PraxiB  und  in  der  Lehre  aufsteigen  lie«. 
Die  auf  dem  Gebiete  des  FemBprcchweBenfl  auilauchendeu  juristischen  Ge- 
sichtspunkte hat  er  hier  um  das  wichtigste  in  Frage  kommende  Problem  der 
„Expropriation"  der  Grund-  und  Hauseigenthümer  gruppirt  und  sich  bei  der 
Erörterung  desselben  aufs  Neue  als  Meister  der  vergleichenden  Rcchtsanetbode 
erwiesen,  Die  Darstellung  verfehlt  iu  der  That  nicht,  au  der  Hand  »chftHcr 
juristischer  BegTiffsabgreuzungcn,  Idarer  Anknüpfungen  an  befestigte  RecLU- 
Vorstellungen  —  wir  verweisen  beispielsweise  auf  die  geistreiche  Verwerthnng 
der  ganzen  SerN-i  tuten  lehre  speziell  im  UL  Abschnitte  — ,  und  mit  Hiilf« 
einer  durch  reiche  advokatorische  Erfahrung  erlangten  Kenntniss  des  wirk- 
lichen Verkehrs  und  seiner  praktischen  Bcdürfninac  diesem  neuesten  )Iitti>l 
des  Nachrichtenaustausches  „den  richtigen  Civilstand"  in  der  Rcchtslchw 
anzuweisen.  Die  kurze  lehrreiche  Schrift  enveist  sich  als  werthvolle  E^ 
gänzung  der  einschlägigen  Arbeiten  des  fachkundigen  Verfassers,  insbe-sonJcn? 
seines  „Rechte  der  modernen  Verkehrs-  und  Trunsportanstalten",  und  seiner 
das  Tclephonrccht  behandelnden  recbtsvergleichenden  Abhandlung. 

Stocrk. 

Wähle  Dr.  0.  H.,  Bergtvmtsrath  nnd  Professor  in  Freiberg  i.  S.    Dor  Be- 
griff   „Bergrecht"     im    objectivcn    Sinne.      Freibcrg    1887. 
Graz  &  Gerlach. 
Eine  kurze  begrifTsmässige  Untersuchung  der  dem  Bergbau  gewidmeten 
Rechtssälzo  gibt  dem  Verfasser  geeigneten  Anlass,  die  wichtigsten  Ornndsitie 
und  die  dieücn  Theil  der  Rechtsichre  von  verwandten  Gebieten  abgrenzeodca 
befestigten  Rechtsiiistitute  in  eine  gedriingte  Uebersiclit  zu  bringen.   Begründe 
nnd   praktisch    zweifellos   bedeutungsvoll    ist   das   Bestreben    des  Verfassen 
gewisse  fliesseudc  Begriffe  juristisch    scharfkantig   zu    umschreiben    und  a 
definiren :  so  den  Begriff  des  .iMinerals'*,  des  Bergbaus  u.  a.   Die  stellenwci« 
Heranziehung   der  Ergebnisse   fremder  Gesetzgebungen    verleihen   der  Dar" 
Stellung  leichten  Flnss  und  intensive  Lehrkraft.  SU 


Masclicr  Pr. II.  A.|  Bürgermeistor.    Das  Versaramlungs-  und  Vereint- 
recht  Deutschlands.     Berlin,  Heine,  1888. 
Nicht  der  Art.  16  der  Deutschen  RciehsveriasBung,  wie  die  vorliegendAj 
»j'stematische   Bearbeitung   im    Eingang   ihrer    Einleitung   behauptet, 
aber  Art,  4,  Z.  16  der  erwähnten  Verfassung  unterstellt  die  Bestimmtmg 
über   das    Vcrcinawesen   der    gesetzgeberischen   Eompetem:   des   Deut 
Reiches,    Es  hat  nun  auch  in  der  That  nicht  an  gelegentUchen  Ordni 
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Ufatorie  namentlich  im  ZusammenhaDg  mit  der  umfaesenden  wirth- 
jioUtiscbeQ  (yesetzgebting  unserer  Tage  gefehlt,  aber  eine  einheitliche 
'^lung  hat  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht,  also  nach  der  Begrifls- 
ung  des  Verfassers,  das  Recht  der  Staatshürger,  sich  zur  gemeiu- 
rlichen  Verfolgung  politischer  und  nirhtiiolitischer  Zwecke  zu  verbinden, 
.  SU  versammeki,  —  noch  nicht  gefunden.  Ein  Einblick  in  den  faktischen 
chtsznstaDd  ist  daher  nur  auf  dem  Wege  einer  genauen  Erkenntniss  der 
ernsi^lägigcn  an  Zahl  und  Umfang  geringen  reichsreehtlichen,  nnd  der  an 
{Sohl,  Umfang  und  Mannigfaltigkeit  überreichen  partikularrechtlichen  Recht«- 
irorBchriAen  zu  erlangen.  Eine  Vergleichung  dieser  gesetzlichen  Vorschriften 
der  einzelnen  Biindcpstaaten  ergibt  mm,  das»  dieselben  nicht  nur  fitnnell, 
^onderu  auch  materiell  wesentlich  von  einander  ahweichcn.  Einzelne  Staaten 
piachen  die  Abhaltung  von  Versammlungen  und  die  Bildung  von  Vereinen 
jeder  Art  von  der  polizeilichen  Genehmigung  abhängig,  andere  verlangen 
^ur  eine  Anzeige  bei  der  Polizeibehörde,  In  dem  einen  Bundesstaate  ist 
der  Polizeibehi'Jrde  uneingeschränkt  das  Recht  eingeräumt,  VerKamndungen 
■B|miÖ6CD,  in  dem  andern  ist  sie  hiezu  nur  in  gsmz  bestinnntcu  Fällen  und 
^^■r  Beobachtung  gewinser  Formen  berechtigt.  Die  endgültige  Schliessung 
PMn  Vereinen  endlich  liegt,  in  dem  einen  Lande  in  der  Hand  der  Ver- 
mütiingsgerichtsbehürden,  in  dem  andern  hegt  die  Bcfugniss  liirzu  in  den 
Bindon  der  Gerichte.  So  umfassend  aui-.h  das  vom  Verfasser  zum  Nachweis 
fax  diese  Sätze  aus  den  Gcset^.gebungou  der  einzekten  deutschen  Bundcs- 
Btaatcn  geholte  positive  Material  ist,  so  fallt  es  uns  doch  schwer,  mit  ihm 
ein  unbedingte«  Postulat  nach  Herstellung  der  Rechtseinheit  und  Rechta- 
irl^iobheit  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Vereins-  und  Versammlungsrecht-« 
anerkennen  zu  sollen.  Dii'  grossen  VerschiediMiIieit^n  in  der  Entwicklung 
fie»  poUtischen  Lebens  dor  Deutschen  Staateu,  ja  der  Bevölkerungstheilo 
eines  und  desselben  Deutschen  Gro»8staa,te«  und  mancher  Mittelstaatcn 
der  praktischen  ReAKsirung  dieser  Forderung  gewichtige  Hindernisse 
Weg,  deren  Hinwegränmung  xxxr  Zeit  mit  grimseron  Uebelständtm 
den  sein  dürfte,  als  diejenigen  sind,  welche  aus  der  bestellenden  In- 
der Einzelgesetzgebungen  fliesaen.  Stocrk. 


f8i4>€4aArt,  Le  privilege  d'exterritorialite  specialement  dans  ses 
rapports    avec  la    validit«  des  mariages  cßlebres  a  Tam- 
bassade  ou  au  couaulat,  Bruxclles,  librairic  Europcenne  1888. 
Die  zuerst  in  der  Revue  de  droit  inteniatinpfll  veröffentlichte  Abhiuid- 
berührt  einen  wunden,  im  praktischen  Leben  «ehr  fühlbaren  Punkt  des 
»ttonalcn   Recliies,    nämlich    die   Unterschiede   zwischen    den   Gesetz- 
bezüglich  der  Voraussetzungen,   unter  denen  Ehen  vor  einem  Gc- 
jn  oder  Konsul  abgeschlossen  werden  können.     Der  Verfasser  stellt  die 
der  Frage  uach  den  Rechten  Frankreidis,    Belgiens,  Italiens,  der 
nedcxlsnde,   Deutachlands,   Englands,  Schottlands,  der  Vereinigten  Staaten 
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von  Nnrd-Amprika,  TViienny?    und  Vorwn  dur  und  lurhl  die  NothiSTtJtItpfcr 
einer  inteniutioimleti  Ordnuug  «iei-«elben  darzulegen ;  letjtlere  wird  Bchwerlickl 
beslriltcu    werden   kötinen,    wenn   man    sich   auch  über  die  SchwierigkeiicB 
klar  ist,   welche   der  Erreichung   dieseR  Zieles  eutgcgonstehen.     Die  rechU- 
verglciclicudo  Darstelluug    de«  Verfassers   zeigt    am   besten,    wie    lM;dc«ti>iui 
diu    Äbwoichiingeii    der    verschiedoncn    Gesetzgebungen    von    einander 
und    «o    lan^e    sich    nicht    dir  Tendenz    einer  Ausgleichung   geltend  nn 
dürfte    die    Hoflhuug   auf  die   Hcrbcinihruug   einer   intemationaleii  Veroi&' 
baruug  über  die  Bedingungen  der  EheschlioRsung  vor  einem  Mitgliede  c'mer 
iHplomatischcQ  Mission  noch  eine  i*ocht  schwache  sein.  F. 


LOTisonlf   Die   ßesaudteareohte,   Wien«  Manz'sche  Hof-,  Verli^  uud 
UuiverBitätsbuchhandlung,  1877. 

Das  Schriftcheu  giebt  in  knapper,  aber  recht  Rcharfer  Dai-»t«"lluns!  dii< 
Lrt?hrcn  des  heutigen  internationalen  Rechtes  über  die  Rechte  der  Gosandttit; 
recht  lichtvoll  ist  die  Behandlung  der  Lehn?  v^n  der  Exterritorialilüt,  und 
die  kritischen  Bemerkungen,  welche  der  Verfasser  an  die  Hervorhebuuj;  dn 
Ansichten  der  hervormgendeten  Völken-echtsschi-iftsteller  anknüpf),  teojtra 
von  einem  klaren  und  selbständigen  Urtheile.  Da»  8chriflchen  kann  ««- 
türlioh  das  Stiulium  der  eingehenden  Werke  über  Gesandtenrecht  nicht  «T- 
veizen,  eignet  sich  aber  zm*  ersten  Einführung  uud  Erlangung  eines  Uebc^ 
blieks  über  die  Materie  sehr  gut.  F. 


i 


Soldau^  L 'Union  interDationBle  pnflrinprütectinu  desoeuvre» 
litt<5rairee  et  artistiques:  coininen  taire  de  la  ConventioD 
de  Berne  du  9  septembre  1886,  Paris,  Thorin,  1888, 
Der  bedeutendste  Fortschritt^  welcluT  auf  dem  Gebiete  des  intemationaleii 
Rcuhlos  in  dun  letzten  .Tahreu  gemacht  wurde,  ist  die  Schaffung  des  intcr 
nationalen  Verbandes  ztun  Schutze  der  littorarischeu  uud  küuBtlerischeii 
Urheberrechte,  welcher  schon  ein  Gebiet  mit  mehr  als  500  Millionen  Seelcc 
unifasst  und  mit  der  Zeit  sicberlit'h  einen  ähnlichen  Umfang  erlangen  wird 
wie  der  AVeltpostvercin.  Der  Vertrag,  welcher  diesen  Verband  ins  LeVun 
gerufen  hat,  ist  die  Berner  Konvention  vom  9.  September  1886,  dercu 
Kommentirung  den  Gegenstand  der  obigen  Arbeit  bildet.  Der  Verfw^scr 
derselben  war  zu  der  Ausarbeitung  einer  Erläuterung  um  so  mehr  geeignet, 
als  er  bei  den  diplomatischen  Konferenzen  als  Sekretär  fiingii-te.  Die  einaelnen  ^ 
Erörterungen  sind  sehr  knapp  und  kurz  und  ei-schöpfeu  die  streitigen  Fragen 
«lurchaus  nicht ;  trot/dem  wird  die  Arbeit  für  die  Handhabung  des  V« 
namentlich  für  die  erste  Zeit  nicht  ohne  Nutzen  sein,  lyiit  demsc 
Gegenstand  beschäftigt  sich  die  Arbeit  von 

Clnnet,  Etudo  sur  la  Convention  d'Uuion  intern  atii»u&le  p< 
la  protection  des  otiuvres  littdraires  et  artistiqnes,  Ft 
Marchal  et  Billard,  1887. 


iseU 


MtiirCuWBT,  di^r  V»ekaiiule  Herausgeber  de«  JoumRls  für  intcrnatiotialo» 
rtivatri'cht,  viitwickell  die  Creschichtc  der  Urheberrechtsgesetzpebung,  be- 
Bouder«  der  fi-anr.ösi'schcn  und  diu  einzoliieu  Stadien,  welche  die  Konvention 
bi»  zu  ihrem  üiistnndekommeu  zu  durchlaufen  hatte;  er  gibt  keinen  voll- 
stiiudigeu  Komnifntar,  sondern  begnügt  »ich  mit  Hervorhebung  der  wich- 
tigsten Gmndsätze,  übrigens  in  jener  geistreichen  und  auxieheuden  Fomi, 
■welche  dem  fraiizÖBigchon  Rechtsgelehrten  eigen  ist.  Dass  Herr  CluN'ET 
nicht  im  Stande  ist,  die  Verdienste,  welche  »ich  Deutschland  und  deutsche 
WisMiwchEil  um  die  Schaßung  der  Konvention  erworben  haben,  in  gerechter 
Wdae  ru  würdigen,  ist  höchst  bedauerlich.  F. 


Schweizerische  Buudesgeaetzc  mit  Erläuterungen.  I.  Baud. 
Die  Bandesvcrfastung  vom  Jahre  1874.  Mit  einer  Ein- 
leitung von  Advokat  Rascher  und  Erlauteruugou  vuu 
C.  H,  Mann,  Bern,  Kommissionnverlag^  von  R.  Jcunis  Bnthliaudluug, 
1888. 
Die  Herauttgeber  des  genannten,  weit  angelegteu  Werkes  wollen  iiir 
ibe  Schweiz,  eine  Darstellung  der  gesaniinteu  Bundeogesetzgebung,  erläutert 
durch  MitthciluDgeu  aus  der  Praxis  und  unter  Darlegung  der  historischeu 
Kutwickjuug  geben;  Werke  ähnlicher  Art  bestehen  bereits  in  andern  Ländern, 
Allem  in  Prankreich.  Der  vorliegende  erste  Band,  welcher  die  geltende 
ide» Verfassung  enthält,  wendet  eich  nicht  auBschlieBslich  au  die  Jimstcn, 
lern  an  einen  weiteren  Leserkreis,  ein  Umstand,  der  auf  die  Erläuterungen 
"Sicht  ohne  EiuflusB  geblieben  int;  denn  mehrfach  verdieutiu  dicBclbeu  keine 
fliidvr«  Charakteristik  als  „popiilärwiHScnschaftlich'*,  ludcnseu  Hudet  sich  in 
ihm  ein  recht  reichhalti<^e«  Material  gut  verarbeitet,  und  die^terhalb  dürfte 
Om»  Bach  auch  für  den  Aut^länder,  welcher  sich  über  die  Auslegung  einer 
VorscKrifl  der  Bundesverfassung  untcmchteu  will,  recht  brauchbar  sein.  In 
tiaem  liatide,  in  welchem  da«  Referendum  eingeführt  ist,  haben  Bücher 
dieser  Art  eine  wesentüch  grössere  Bedeutung  als  in  anderen  Staaten,  weil 
doK  die  Recht«kunde  in  den  Arussen  in  höhi^rem  Grade  verbreitet  sein  nuiss 
ab  hier.  Aus  diesem  Grunde  dürfte  auch  die  RAscHEK-ÄLlXN'scho  Ausgabe 
in  d^r  Schweiz  \iel  Verbreitung  finden  und  die  Keuntnias  des  Grundgesetses 
und  seiner  Anwendung  in  weite  Kreise  des  Schweizervolkcs  trageti. 

F. 


P.  Dand«*,  Lehrbuch  dei»  Deutschen  literai'ischen,  küustlcrischou 

und  gewerblichen  Urheberrechts.    Jurist.  Handbibl.  Stuttgart, 

Erik^,  1888  (SS.  X  und  330). 

\'<.i()is8er   war  bestrebt,  in   dt'iii  vorU^ejidcn  Werke  ein  kurzgefasstes 

und  doch    möglichst    volistäudiges  Tjplirbuch  ile«  gosnmmten  UrliebeiTcchtes 

2U  bieten,  und  hiermit  einerseits   einen  Behelf  für  das  akademische  Studium 

n  schaSeu,  andererseit«  den  Bedürftiissen  der  Praxis  entgegenzukommen. 
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lo  der  EinleituHjf  des  Werke»  (8.  1—»)  wird  die  Entwicklung  dw 
<leut«chen  Gesetzgebung  iilier  da»  Urheberrecht  übersichtlich  dargestcilL  Die 
Anordnung  des  Gegenstandes  selbet  schlieflst  sich  im  Ganzen  und  Grossen 
an  die  RechtstjucUen  an,  doch  wurde  von  der  Form  eines  Commentars  deT 
cio«c!dHgigen  Gesetze  im  Interesse  der  SvHtomatik  und  möglichsten  Kfirse  - 
und  «war  unseree  Eracbtcns  mit  Recht  —   Umgang  gecommen. 

Der  erste  Theil  des  Werke«  (S.  10—101)  behandelt  das  Urheberrecht 
an  Schriftwerken,  Abbildungen,  musikalischen  Kompositionen  und  dnuui- 
Uflchen  Werken  (Gesetz  vom  11.  Juni  1870)  und  zerrälU  in  drei  Abschtultf, 
von  welchen  der  erste  das  literarische,  der  zweite  das  musikalische  Urheb<T- 
recht  und  der  dintte  das  Recht  der  öffentlichen  Aufführung  dramatischer, 
musikalischer  und  dramatisch-musikalischer  Werke  zum  Gegenstände  hat 
Der  jsweite  Theil  des  Werkes  (S.  102—128)  bespricht  das  Urheberrecht 
an    Werken    der    bildenden    Künste     auf   Gnmd    des    Reicbsgesetzes   vom 

9.  Januar  1870,  wührend  der  dritte  Theil  (S.  129— 18ö)  der  Darstelhinji 
des  internationalen  .Schutzes  des  literarischen  und  künstlerischen  IVheher 
rechtes  gewidmet  ist  und  nebst  der  Bcmer  Ueboreinkuuft  vom  9.  SepteuiWr 
1886  noch  die  übrigen  neben  derscllien  in  Geltung  verbliebenen  Litov- 
couventJonen  zwischen  Deutschland  und  fremden  Sttuiten  zmncist  in  w5H* 
liebem  Abdrucke  mittheilt.  Der  vierte  Theil  (vS.  186—198)  handelt  voni 
dem    Urheberrechte   au  Photographien    auf  Gnmd    de4  Reichsgesülze«  vnm 

10.  Januar  1876;  der  fünfte  (S.  199-233)  von  dem  Urheberrecht  bbJ 
Mustern  und  Modellen  auf  Grund  des  Gcsetses  vom  11.  Januar  1676.  Verl 
hältnissmässig  knapper  ist  die  Darstellung  im  sechsten,  dem  Patentrechtoj 
gewidmeten  Thcilc  (8,  234 — 282)  auf  <inmd  des  Gesetzes  vom  2o.  Mai  1877, 
wie  auch  die  Behandlung  des  dnrcli  das  Gesetz  vom  30.  Novemlhor  1874 1 
geregelten  Rechtes  des  Markenschutzes,  dessen  Bearlieitung  den  siebeiilf" 
und  gleichzeitig  letzte«  Theil  des  Werkes  (S.  283—313)  ausfüllt. 

Als  Vorzug    der  Arbeit  Daitde's    verdient    hervorgehoben   zu    wri-dm, 
dasB    Huf  die  Identität   des    legislatorischen  Gnindes    des  Schutzes  de;^  lite- 
rarischen   und   artistischen  Urheberrechtes,    dann    des    Muster-   und  Patent- 
rechtes  hingewiesen    und    von    diesem   Gesichtspunkt   aus   die    gleichzeitige j 
dogmAtische  Bearbeitung    dieser  verwandten  Materien  unternommen   wunlc. 
Weniger  verstäruUich  erscheint  es  hingegen,  dass  auch  da«  Recht  des  M»rkoD*1 
sehntzes  vom  Verfasser  in   den   Kreis   seiner  Darstellung  einbezogen  wnrde,] 
nachdem    es    sieh    doch    hiebei  nicht    um  den  Schutz  irgend  eines  Urheber-j 
reeht-8  im  wahren  Simj«   des  Wrtrles  bandelt.     Beim  Markenschtitze  kömmt 
Icdighch  die  Provenienz  des  betreffenden  gewerblichen  Produktes  in  Fragc^ 
diese  Provenienz  soll  durch  die  geschützte  Marke  allgemein  erkenntlich  g« 
macht  und  auf  diese  Weise  das  sogenannte  geistige  Capital  einer  gewerb 
liehen  Untenichmung  geschützt  wenlen,  während  e»  sich  beim  Urheberrecht 
um  den  Schutz  der  geistigen  Arbeit  durch  Walirimg  des  Rechtes  auf 
Bcbliesslichen  Genuas  der  Früchte  dieser  Arbeit  handelt.    Das  Markeuscliut 
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nebt  ist  weit  pssaesder  nn  Ztuammenhange  mit  dem  Rechte  aaf  aoMchliess- 
bobea  Gebnadi  einer  Firma,  sowie  im  Auschlone  an  jene  Bestimmungen 
dar  OeverbegeaetM  xa  behandeln,  welche  znr  Venneidong  absichtlicher  oder 
rafDUgar  Irrefuhronjfen  den  Gewer)>etrc'ilH«iidcn  den  Gebrauch  gewisser  Be- 
«eJehnanyen  ihres  Etablissement«  und  ihrer  Produkte  im  geschaHlichen  Ver- 
kehr« verbieten. 

AU«rdiiiga  wäre  —  und  hieraof  legen  wir  vom  Standpunkt  de«  offent- 
licbra  R«chtea  das  meiste  Gewicht  —  noch  zwischen  den  einzelnen  Formen 
des  :i  Urheberrechtes  ein  gewichtiger  ünters<r!»ied  dahin  zu  macheu, 

ob  i!         I      -  chtigungen  dem  Kreise  des  off  entlichen  Recht  es  oder  dem 
Kreise   des   Privatrechtes   angehören.     In   dieser  Richtung  würden  wir 
OBS  dahin  entscheiden,  das«  nach  dem  dermaligen  Stande  der  Gesetzgebung  das 
Htcnuriache  and  künstlerische  Crheberrecht  der  privat  rechtlichen  Spitäre 
«agebört,   während   das  Patentrecht  und   wohl   auch   das  Mustorrecht  in  die 
Reih»*  der  Öffentlich-rechtlichen  Befugnisse,  insbesondere  der  Gewerbe- 
rechte  zu    verweisen    wäre.     Zur   Be^^nduug    dieser  Ansicht   wurden   wir 
iti«Ke«onderc    folgende  Momente  her>-orheben :    1)  Während  das  Autorrecht 
vH:h  ohne  InanspruehuAhnie  einer  speziellen  amtlichen  ThStigkeit  geschützt 
vinl  (die  eventuellen  Eintragungen   dienen  ja   nur  speziellen  Zwecken,   ius- 
^jgottdere  der  Wahrung  der  Frist  für  die  Veranstaltung  von  Uebersetzungeu, 
^^H^^  Erwirkung   eines  ausgedehnteren  Schutzes  anonymer  oder  pseudo- 
^^KWI^erke),  ist  von  einem  Schutze  des  Patent-  und  Musterrechtes  nur  dann 
■lic  Rede,    wenn    das    betreffende  Recht   durch  einen  Vcrwaltungsakt 
constilutiver  Natur  speziell  erworben  wurde.    2)  Während  das  Autorrecht 
mrdem  Urheber  des  Werkes  und  seinem  Rechtsnachfolger  zusteht,  erscheint 
*ui  dan  Patente  Jener  als  berechtigt,  welcher  zuerst  den  betreffenden  Ver- 
nllungsakt  erwirkt  hat^   und  ist  der  Umstand,   ob  er  auch  der  wirkliche 
EflTadrr  »ei,  an  «ich  belanglos.     Bezüglich  des  Musterrechtes  trifft  allerdinsrs 
•iii-1  Argument    nicht    vollständig   zu,   da    hier   wie    Dacdr  S.  215  und  239 
'i'ilifi:  hervorhobt,    §  13  des    Ges.    vom    11.  Januar  1876    zu    Gunsten   des 
Amadilpr»  lerliglich  die  Vermuthung  der  Urhebei"8chaft  aufstellt.    3)  Wäh- 
fml  du  Autorrecht  bereits  durch  jedwede  unerlaubte  Veröffentlichung  ver- 
letit  wird,  erfordert  die  Verletzung  der  gewerbüchen  Sonderrechte  in  der 
'm^I  eine  g«>:werb 9 massig  vorgenommene  Vervielfältigung  beziehungsweise 
"•H"  <l«'rlei  Veräusserung.    4)  Beim  Aiitorrechte  kann  von  einer  absoluten 
Dicht   gesprochen    werden,    sondern    nur  davon,    ob  das  Rcclit  des 
--iimconcrctenFalle  verletzt  wurde ;  d^egeu  wirkt  das  Erkenutnisa, 
■it  welchem    ein  Patent    für  nichtig  erklärt  wurde,    absolut    und  hat   ex 
die  Reetitution  der  Freiheit  der  gewerblichen  Produktion  in  Ansehung 
O^gOMAaixies  des  Patentes  zur  Folge  (§  10  des  Pat.-Ges.;   anders  aller- 
im  Falle  d«?8  §  5  des  (tcs.  ;   man    vgl.    auch    Füchsberokr    Entscheid. 
VL  S.  j{H4  B.  301,     Bfettkeb,   d.  dcutsclie  Patentr,  erl.  dui-ch  d.  Rechtsapr. 
•>  ^  ■.  12).     5)  Während  im  Prozesse   wegen  Verletzung  des  Auton-echtea 
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die   Vcrhaiullii  iig sTnaximo   massjrebend    ist.    muss    im    Streite   wegeal 
ÜTigiltigkeitserkläning   fines  Faieulf«  das  BeweisverfHhren  regelmü^sig  roi 
Amts  wegen  durchgefiilirt  werden  (Erk.  des  Patentamtes  vom  13.  Petr 
1879  und  dpa  Reichsjrcr.    vom  1.  Mai  1880.    BuBTTNE»  a.  a.  O.  8.  17  u.  29J 

Wir  gpsti-hen,  dass  wir  eine  näliere  Beleuchtung  oder  wenigstens  H*T-j 
vnrliehuug    dieser  (legensätze    in    eitieiii  Werke,    welches    die   verachiedear 
Formen  des  Urheberreclites  im  Znsammenhange  behandelt,  nur  ungern  ver-J 
miMen.     In  Betreff  des   Cliarakters   der  Urheberrechte   scheint   der 
Verfasser,  wie  aas  »einen  Ausfühnrngen  auf  S.  11  u.  a.  hervorgebt,  der  An- 
sicht derjenigen  (ü.  Wächter,  Rkuldco,  Jolly,  L.  Bachkr,  Mandrv  u.  A.)j 
iMnznpflichten,  welche  diese  Rechte  als  Vermögensrechte    erklären,  olmc 
jedoch  gleichzeitig  nebenher  die  Uellendmachung  von  rein    persünlichen ' 
Interessen  des  Berechtigten  auHztischHessen.     Ob   diese  Charaktensirnitg^  1 
ausreicht,  erscheint  uns  jedocli  mit  Rüeksicht  auf  unsere  obigen  Andeutungro  ' 
mehr  als  zweifelhaft. 

Der  Brauchbarkeit  des  vorliegenden  Werkes  thut  jedocli  die  reJatfvf 
Krtappheit  der  theorctittcheti  Ornndlage  keinen  Eintrag.  Die  Dnrstelluog 
des  geltenden  Rechtes  durch  den  Verfasser  ist  klar  und  bündig,  die  An- 
ordnung des  Stoffe»  übersichtlich,  und  die  Benutzung  der  Motive  bfwe;^ 
sich  i»  den  durch  den  Zweck  der  Arbeit  gezogenen  Grenzen.  Die  biilicn^ 
Re("ht8i»j-pcbuug  erscheint  bis  auf  die  neueste  Zeit  berücksichtigt ;  die  Lile- 
raturangnbeii  «ind  zwar  nicht  vollständig,  doch  ist  es  bei  Behandlung  einrt 
BO  oft  besprochenen  üegenstnndes  immerhin  erklärlicJi,  wenn  die  Darbtt»wiif 
einer  vollständigen  Uebersicht  der  bisherigen  Literatur  der  aiigesti-ebten  Küw 
des  Lehrbuches  geopfert  wurde. 

Ein  praktisch  angelegtes  alpbabetiKches  Register  erleichtert  die  B»* 
Dutzung  de»  Werkes,  dessen  äussere  AuHstattung  als  tadellos  zu  bezeiclmen  i«t- 

Prasak. 


W.  Srhnppe,  Der  Begriff  des  subjektiven  Rechts.   Breslau.  Koebr»rr. 
1887.    SS.  VL  u.  376. 
In    seinen    daiikonswerthen   Bemühungen,    die    logische    Stnietar  d(T 
juriatiscben  Grundbegrifle  aufzudecken,  ist  der  Verfasser,  dem  unsere  Lvlir* 
schon  für  zahlreiche  Anregungen   imd  Belehrungen  zu  Dank  verpflichtet  ist, 
hei  dem  ati  Kontroversen,   aber  auch  an  dogmatisch  wichtigen  Folgeningf« 
reichen  Problem  des  Hubjektivcn  Rechts  angelangt-,  dessen  Prüfung  da«  v«^ 
licgenile   auf   den  Orundliti^en    der   erkenntnisstheoretischen   Logik  funesd« 
Werk  gewidmet  ist.     Schuppe's  Lehrsätze  und  Begrifisentwicklungen  xeichne« 
»ich  vor  allem  durch  unerbittliebe  Folgcniäsuigkeit,  durch  feste  Verankerung, 
durch  strenge  Vermeidung  des  Schleierhaften  aus;  er  fordert  «ber  dafür  uiii' 
guten   Gründen   den   wcrtlivollen    Einsatz,    den   J.-J.   Roüsaraü  von   seineni 
Leser  mit    den  Worten  beanHpnicbt ;  .,le  ne  aais  paa  l'art  d'etre  clair  pour 
Qeux  qui  ne  veuleni  paa  ^tre  attentifs.     Es  ist  nicht  zu  leugnen,   daaa 


tu  die  descriptiveTi  Ansführungen  des  ^positiven*'  Rechts,  an  die  mehr  oder 
minder  bUdlichen  Schildenmgea  festabgezrirkeltcr  Rechtsinstitute  mehr  als  je. 
gewoliDtes  .InriFtenthum  diese  primärste  Bedingung  bei  Entgegennahme  gnind- 
«itxlicher  Ercirteningen  nicht  immer  zu  prüstiren  geneigt  ist.  Gleichwohl 
halten  wir  uns  auf  Grund  eines  tiofcreu  Eindringen«  in  die  (irimdideen  des 
vorliegendr-n  Werkes  für  verpflicliti-t,  weitere  Kreise,  welche  mit  uns  von 
üer  Xothwendigkeit  überzeugt  «nd,  das»  zur  vollen  Entfaltung  des  in  unserer 
Ksiplin  «teckendcn  nä9sensehaft.lichen  Gehaltes  der  Aufbau  einer  a  1 1  g  e  - 
meineD  Rechtalehre  nii-ht  länger  verzögert  werden  dürfe,  auf  die 
kritische  Prüfung  besaehimgsweise  dogmntische  Verwerthung  der  von  Schtppk 
g«>boteDen  Lösungen  zu  verweisen.  Dieselben  drängen  uns,  wenn  auch  viel- 
Eu'h  auf  Umwegen,  die  sich  niitnnter  allerdings  leicht  kürzen  lassen,  zn  syste- 
mfttischem  Denken,  zu  einer  Reihe  leitender  Begriffe,  welche  es  uns  möglich 
machen,  d&ss  wir  da»  Mnanigfaltige  der  juristischen  Erscheinungen  in  gewisse 
Verhältnisse  geordnet  annchauen  und  veranfchaulichen  könaen.  Eine  Anfüh- 
rung  der  von  Schuppe  gewonnenen  einzelnen  Resultate  verbietet  sich  nalür- 
lieh  an  dieser  Stelle  von  «elbst,  eine  Polemik  könnte  sicli  nur  an  wenige 
Ijemusgehobene,  de«  Zusammenbanges  entbehrende  Gesichtspunkte  knüpfen: 
der  eintigo  Weg,  nm  zu  einer  Bachlieben  Pe1<ämpfuDg  de«  in  denselben 
liAgenden  Schiefen,  zu  einer  Verwerthung  des  Fruchtbaren  zu  gelangen,  ist 
aar  g«>2ieben  in  einer  direkten  iStellungmihnie  bei  allen  einzelnen  vonSotnJPPR 
lifJxandelten  Materien  des  ganzeti  Rechtsgystems.  So  wird  ob  Aufgabe  einer 
Darstellung  des  Sachen-  und  Vermögensrechta  sein  müssen,  sich  mit  den 
AoJM^hanungen  des  Verfassers  auseinander  zu  setzen  über  die  Gestaltung  des 
(objektiven  Rechts  beim  Eigenthmn,  Pfand,  beinx  Pfandrecht  am  Pfände,  — 
R«cht  an  Rechten,  —  beim  Niessbrnucb,  bei  der  Jiereditas  jacens  u.  8.  w. 
Eine  Darstellung  des  Familie nrecbts  wird  ankniipfi'n .  aber  us.  Es.  auch 
yi^lfaeb  ankämpfen  müssen  gegen  die  der  jurisÜHchen  Umprägung  stellen- 
«eise  schwer  zugänglichen  Ausführungen  in  den  Abschnitten  16,  17  und  dem 
iLunit  im  innem  Zusammenhange  stehenden  28.  Abschnitt  über  Unmündige, 
Kranke  nnd  Abweaendf. 

Unserer  Betrachtung  näher  gerückt  sind  die  Studienergebnisse  über 
die  AmtsbefugnisHe  im  12.  Abschnitt,  ebeiidaselbst  die  an  Beziehungen  und 
Atisblicken  reiche  Prüfung  des  „Rechte  der  Pflichterfüllung",  der  staats- 
hOr^rlichen  Rechte  und  der  Frage,  ob  der  Staat  subjektive  Re«?hte  haben 
itad  ob  der  Einzelne  dem  Staate  gegenüber  sich  auf  solche  berufen  könne. 
Da»  Verfasser  bei  dem  Anlasse  nicht  den  ganzen  in  den  Lehrbüchern  des 
fitsat«-  und  Reichsreclit,«!  üblichen  Katalog  der  Grundrecbte  durchtrelit,  ist 
OUT  der  prinzipiellen  Natur  seiner  Untei  suchungen  angemessen,  dennoch  wäre 
xm»  nnd  mit  uns  gewiss  ancb  einer  grossen  Reihe  von  Fachgenossen  er* 
IROht  gewesen,  die  Anschauungen  des  Verfassers  gerade  über  diese  noch 
Flu««  der  Kontroversen  stehende  reiche  Materie  etwas  iiiristiindlicher 
keuoeo   zu   lernen.     Hier    insbesondere   hStle   sich   der  geeignete  Anlas»  ge- 
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boten,  im  Einzelnen  scharf  den  NRchwcie  va  liefern,  dasB  wir  utiter 
üTjHclien  cinhoitlichen  Beateiolmun};  des  ^.sulijektiven  Rechts"  eben  zwiil 
gnmdverscbiedene  ErBcheinungcii  verBtehen;  bald  ist  der  Wi]IeQ5bcthätigiinf| 
des  Individuums  damit  ein  terminus  a  quo  bald  ein  terminus  ad  qacraj 
innerhalb  des  geuosscnschaftlirheu  Lebens  pegeVwju,  So  verbindet  «ich  onij 
die  unveränderlich  imperativische  Natur  dca  Rechts  mit  dem  nAngeknüpft'j 
Bein"  einer  stantlich  geschützten  WilleüsViethHtigiinjif  an  ein  bestimmtet  Snl»-! 
jflcl,  —  zu  einer  logisch  vollziehbaren  Vorstelhing. 

Stoerk. 


KrIcSy  IHe  preussisfhe  K »rcheugCBetzgebnng  nebst  den  vricblig^J 
fiten  Verordnungen,  Instruktionen  und  Miuisterialerlafscn^ 
Danzig  1887.    X.  und  44Ö  S. 

Das   vorliegende  Buch   will    durch    eine  Wiedergabe    der   wichtigtt«! 
kirchlichen  Gesetze,  Verordnungen  etc.  einem  praktischen  BedüHhiss  R*cl 
iniuy;  tragen.    Zu  diesem  Belmfe  üiiul  in  demselben  zusammengestellt:  Th. 
Tit.  II  A.-L.-R.,  eine  Anzahl  iillerer  Bestiimnungen  von  1S16 — 1850,  nameat^ 
lieh  über  ResBOrtverhältnisae ,   die  neueren   grundlegenden  Verfassung»-  uii 
VerwaltuDgsgesotze    nebst   den   dazu  gehörigen    Verordnungen,    die   hanpl- 
sKchlichsteu ,  einige  verwandte  RoügionsgeBellschaflen   betreffenden  GesfltM,  1 
die   kirchenpolitischen  Gesetze   und  endlich   neuere  KircheugesctÄO  und  In- 
struktionen, betreffend  die  evangelische  LandcJikirchc  von  1880—1886,   Di«j 
unpraktisch   gcwoi-denen   bezw.   aufgehobenen   Bestimmungen   sind   de»  Zu- 
sammenhangs wegen  in  der  Kegpel  mit  abgedruckt,  aber  äuascrlich  keiuilUdi| 
gemacht.     Um  den  praktisrheu  Gebrauch  zu  erleichteni,  sin<l  dem  GcjsetM»-^ 
texte  Kwar  kurze ,   aber  durchaus  aaehgomässe  Aiimcrktmgcu  beigefügt.    D« 
Werk    macht,   was   auch  gar  nicht   in  seiner  Absieht  liegt,    die   bisherigeo  i 
QoelleusanuiiUuigeu   und  Kommentaro   nicht   cntbehrhch,    genügt  aber  ilnn 
allgemeinen  Orientirungsbedürfhiss  über  den  gogen\™rtigen  Stand  der  kirch- 
Hellen  Gesetzgebung.     Dasselbe   würde  seineu  Zweck   noch  besser  erfiill««,] 
wenn    es  vor  Allem   auch   das  wichtige  Gesetz,   betr.  die  Beurkundaug  dw 
Personenstandes    und   die  Ehoschliessung,  vom   fi.  Februar   1875   mit  aufge-j 
nommen  hütte,  dessen  Fehlen  in  den  Kreisen,  für  welche  daa  Buch  in  er«tr*| 
Linie  berechnet   ist,    sicherUch    als   ein    Mangel    empfunden   werden 
Uebrigens  beschrankt  sich  der  Herr  Verfasser  trotz  des  allgemein  gehaltene 
Titels  hinsichtlich   der  Verfassung  der   evangelischen  Kirche  in  der  Uaupl 
Sache  auf  die  östlichen  Provinzen  Preusaens  und  gibt  in  der  Anmerkung  zi 
S.  101  lediglich  eine  kurze,  nicht  ganz  vollatändige  Uebersicht  der  neuer 
Kirehenveriassungsgesetze  für  "Westfalen  und  die  Rheinprovinz,  Bowi<»  für  di(| 
neu  erworbenen  Provinzen. 

Marburg.  Frantz. 
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Ichard  Schnltse,  Dr.,  Stadt«]riidJkuB ,   Um  lageverfahren  und  Einzet- 
angriff  nach  dem  OcnoBsenschaftsgesetz  v.  4.  Juli  1868  und 
dem  Entwurf  eines  noiieu  Q  enosse  nschaftsgesetzes.  Onnfs- 
wald  1888.    Bindewald. 
Der  in  Irarxen  Umrissen  gehaltene  Beitrag  zur  Bourtheüung  des  von  der 
lUichtregierong  veröflFentlichten  Entwurfs  eines  neuen  deutschen  öenossen- 
lohaftageveizcs  erfiillt  alle  Ansprüche,    die  man   an  eine  ausreichende  lufor- 
•Mtion»'    und    lustruktiunsquelle    über   die  in  Aussicht  genommenen    legis- 
{UÜTeii  Veränderungen   im  Gebiete  des  Genossenschafisrechta  stellen  kann. 
Such  einer  Angabc  des   bestehenden  Rechts  gibt  Verfasser  eine  Uebersicht 
der  auf  eine  Reform  des  in  der  üeberschrift  citirten  Qesetzes  absdelenden 
Yerroche  und  Vorschlage,    um   dann   im   3.  AbHchnitt  zu  einer  Würdigung 
ila  TOD  der  Keichsregierung  ausgehenden  Reformentwurfs  überzugehen.    Der 
Ver&tter^  welcher  sich  um  die  Verbreitung  nnd  Ausgestaltung  des  Genossen- 
•cbfttwesens  in  Deutschland  in  Wort  und  Schrift  vielfach  verdient  gemacht 
bat  und  die  Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens  ans  unmittelbarer  Nähe  zu 
Wen  reichliche   Gelegenheit  hat ,    verhält   »ich    dem   Regierungsentwurfe 
g^aüber   in    den    Hauptfragen    durchaus   zustimmend.     Den    Schwerpunkt 
i«jt  derselbe  in  die  seiner  Schrift  zu  Grunde  liegende  Erwägung,    dass  die 
B  ge9ossen.schaflhchen  Kreisen  bestehende  Furcht  vor  der  Aufrechterhaltung 
in  Eiiuelangriffs  eine  unbegründete  sei  und  dass  daher  bei  der  rechtlichen 
lofflöglicbkeit,  das  Urolageverfahren  auf  die  bereits  ddünitiv  ausgeschiedenen 
^OMeo  aoaxadehnen,  die   Beibehaltung  des  Eiuzelangritfs  zu  einer  juristi- 
*^  N'othwcudigkeit  wird.  —  Die  Ausfijbningen  finden  ihre  Stützen  in  aus- 
peilten Angaben    über    die   einschlägige   Literatur    und    über  einzielende 
Jndiktte  deat«cber  Gerichtshöfe.  Stoerk. 

Iintblki  Flitx,  Dr-,  Zar  Codification  des  österreichiaohen  Staats- 
liürgerschaftsreohteB.  Eine  staatsrechtliche  Studie.  Wien 
1687.    Manz. 
Durch  das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1667  wurde  eine  allge- 
oeine  öslerrcichtBche  Staatsbürgerschaft  fiir  die  im  Reichsrathe  vertretenen 
.'KSnjgreiche   und  Länder  geschaifen   und   zugleich   bestimmt,    dass   die  Re- 
gen,   unter    welchen   da*   österreichische  Staatsbürgerrecht   erworben, 
ibt   und   verloren  wird,   durch   das  „Gesetz*  besliramt  werden  sollen. 
'ohl    nun    aber    seither    von    zuständigster   Seite    wiederholt    anerkannt 
pord*n  ist,  dass  die  Herstellung  dieses  Gesetzes  einem  dringend  gewordenen 
B««iürfnis8e  entspreche  und  dass  dessen  Mangel  in  manchen  Funkten  geradezu 
iaa  Bechtsverwiming  hervorgerufen  habe  in  Tagen,   da  taat  alle  modernen 
PMlensu  einer  pragmatischen  Fonnulirung  ihres  StaatabürgcrrechUs  schritten, 
It  doch  bishej-  jene  wichtige  Normeugruppe  nicht  aus  dem  Stadium  der  Vor- 
Iprottnng  herausgetreten.     Diesem  Unistande  Rechnung  tragend,    hat   Kar- 
'i  vorliegende  auf  guten  rechtshistorischen  und  rechtswissenschaftlichen 
ArdüV  Ar  ClÜBatliches  Recht,  rv*.  2.  ^5 
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Orundlag-en  ruhende  Arbeit  sicli  die  Aufgabe  gestellt,  die  wesentlififasUD 
Bestjmratingen  des  zu  erlassenden  Staatsbürgersehaftsgesetzes  unter  Berück' 
aichtigung  des  geltenden  Rechts  festzustellen.  Der  Entwurf  pricioirt 
sicheren  Bestaudtheilc  und  Eutwickluiigen  des  neueren  Rechts  und  ^i 
nur  dort,  wo  die  Nothwendigkeit  unabweisbar  vrurde,  zu  mehr  oder  minde 
dem  Geiste  der  einschlägigen  kontinentalen  Gesetzgebungen  eDtnomtneciPD 
erprobten  Neuerungen.  Der  aus  89  Artikeln  bestehende  Entwurf  und  di« 
den  einzelnen  Artikeln  beigefügten  Konniieutare  weisen  auf  eine  gründlich« 
Kenutniss  der  Rcchtsquellen  Deutschlands,  Ungarns,  Frankreichs  und  Eni;- 
lauds  hin,  deren  ausgebüdclii  Kechtsinstitute  in  gelungenster  Form  zur  & 
läuterung  und  richtunggebend  für  die  in  Vorschlag  gebrachten  österreichisch^ii 
Einrichtungen  verwendet  wurden.  Sl, 


Dautscher  (Dr.  Theodor,  Ritter  von  Kollesberg),  Professor  des  StaaUrechb 
und  der  Rechtsphilosophie  an  der  Universität  in  Wien  (jetzt  laai- 
brück),  Die  politischen  Rechte  der  Untorthancn.  Erste 
Lieferung.  Wien,  Mam,  1888,  S.  122. 
Fümahr  ein  schwieriges  Thema  ist  es,  welches  sich  der  durch  Mite 
früheren  Arbeiten  (insbesondere  durch  das  wohldurchdachte  Werk  .Der 
monarchische  Bundesstaat  Oesterreich-Ungam",  Wien  1880)  vortheilhaA  l>e- 
kannte  VeiTasser  zum  Gegenstande  seiner  Erörterungen  erwählt  hat.  Di* 
Schwierigkeit  liegt  nicht  so  sehr  in  dem  Mangel  an  vorbereitenden  Det&tl- 
arbeiten  über  einzelne  Partien  des  zu  behandelnden  Stoffes,  mag  auch  die 
geringe  Zahl  derartiger  Yorarbcitcu  im  Interesse  der  eingehenden  vod 
sicheren  juristischen  BehandluTig  des  Gegenstandes  noch  so  sehr  zu  bekbgw 
sein.  Wir  erblicken  vielmehr  die  Hauptschwierigkeit,  die  sich  dem  Bear 
heiter  des  oberwähnteu  Theiles  der  Disciplin  des  öffentlichen  Rechts  entgegeo- 
stellt,  in  dem  Abgänge  einer  allgemein  anerkannten  juristischen  TermiuO' 
logie,  welche  bei  der  Präcisinuig  der  „politischen  Rechte  der  Unterthanen* 
eine  Stütze  zu  bieten  vermöchte.  Das  Verdienst  desjenigen,  der  snr  Stabi- 
lisirung  einer  solchen  Termiiiologio  beiträgt,  ist  gewiss  sehr  gross  und  »t«Lt 
im  umgekehrten  Verhältnisse  zum  Verdienste  derjenigen,  welche  etwa  di« 
Förderung  der  eig^enen  wissenschaftlichen  Zwecke  durch  zweckloses  Riitteb 
au  einer  bereits  fest  ausgebildeten  Terminologie  erwarten  würden. 

Die  vom  Verfasser  angestrcbtu  Behebung  des  soeben  gerügten  Mangels 
erscheint  aber  im  vorliegenden  Falle  um  so  gebotener,  als  das  positive  Recht 
vielfach  den  Eintritt  wichtiger  Rechtsfolgen  davon  abhängig  erscheinen  läaU 
in  welcher  Weise  der  Begriff  der  „politischen  Rechte"  definirt  wird.  Boiit 
insbesondere  nach  österreichischem  Rechte,  dessen  Bestimmungen  der  V«' 
fasser  seineu  Ausflihningen  in  erster  Linie  zu  Gnmde  legt,  die  Gonqietau 
des  Reichsgerichts  unter  Anderem  auch  davon  abhängig,  ob  eine  Besohwndl 
eines  Staatsbürgers  „wegen  Verletzung  der  durch  die  Verfassong  g«wBr> 
leisteten  politischen  Rechte"  vorliegt,   ohne   dass  jedoch   der   GesetagelMr 


EetUfjT  eine  Defiiiition  der  erwälinien  Rechte  geboten  hatte.  Auol 
anderer  Richtongr  würden  sich  unseres  Erachteus  die  Resultate  der  vom  Ver- 
fiMser  ontemommenen  Forschung  verwerthen  lassen-,  wir  erinnern  nur  an 
die  politischen  Vereine,  bezüglich  deren  die  Gesetzgebung  besondere  Be- 
«tiiumungeD  getroffen  and  es  gleichfjalls  vollständig  der  Theorie  überlassen 
hat,  den  BegritT  der  politischen  Vereine  entsprechend  abzugrenzen. 

Am  bequemsten  würde  es  allerditjge  erscheiuen,  die  politischen  Rechte 
den  btirgerlichen  Rechten  entgegenzustellen  und  alle  üJlfntlichen  Berechti- 
gungen (im  Gegensatze  zu  den  Privatrechten  im  subjektiven  Sintie  des  Wortes) 
als  politische  Rechte  zu  bezeichnen.  Für  diese  Ansicht  Hessen  sich  auch 
einige  positive  GesetzesvorschriAen  anführen,  in  welchen  allerdings  das 
Wort  «pobtische  Rechte"  in  dem  eben  angedeuteten  Sinne  gebraucht  wird, 
90  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  der  Genuss  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  vom  Religionsbekenntnisse  unabhängig  sei.  Leider  ist  jedoch  diese 
einfache  Lösung  in  vielen  anderen  F'allen  nicht  zutreffend,  wo  wir  uns  mit 
Rücksicht  auf  die  unabweisliche  Tendenz  der  betreffenden  Bestimmungen 
nnmögUcli  der Erkenntnisa  verschlieasen  können,  dasa  der  Begriff  des  politi- 
schen Rechts  vom  Gesetzgeber  viel  enger  gefasst  wurde,  als  der  Begriff  des 
öffentlichen  Rechts  im  subjektiven  Sinne  des  Wortes.  Es  sind  somit,  wie  der 
Ver&aser  richtig  hervorhebt,  wohl  alte  politischen  Rechte  öffentliche  Berech- 
tigungien,  nicht  aber  umgekehrt. 

Wo  ist  aber  die  Crrenzliuie  zu  6nden ,  welche  die  politischen  Rechte 
TOB  dm  übrigen  öffentlichen  Rechten  »cheidct?  Mau  kannte  ullenfallH  vor- 
Mcht  tein,  für  die  Lösung  dieser  Frage  den  Gegensatz  von  individueller  und 
politiacher  Freiheit  zu  verwerthen  und  zu  sagen :  die  individuellen  Freiheits- 
ndUc,  welche  uns  lediglich  die  negativen  iSchrankea  weisen,  welche  der 
Thit%keit  der  Staatsgewalt  gegenüber  der  «Sphäre  der  einzelnen  Individuen 
g«zog«u  »ind,  erscheinen  nicht  als  pol jtische  Rechte ;  dies  gelte  nur  von  jenen 
öffeuchchen  Befugnissen,  welche  eine  positive  Ei-weiterung  der  individuellen 
Sphijv  durch  Gewährung  eines  entsprechenden  Einflusses  auf  die  Bildung  des 
Staatswillena  und  auf  die  Entfaltung  der  Staatsthätigkeit  rcpräaentiren 
(vgl.  Primker  Compct.  Conti,  in  Freuss.  S.  9).  Dieser  Annahme  steht 
jedoch  die  Erwägung  entgegen,  dass  gerade  die  Rechte  der  ersteren 
Kategorie  —  die  sogenannten  allgemeinen  Staatsbürgerrechte  oder  Grund- 
redite  —  gewöhnlich  als  politische  Rechte  xat'  iW/Ji^  bezeichnet  zu  werden 
pflegen.  Auch  die  Praxis  des  österreichischen  Reichsgerichts  hat  constant 
die  indiTidaellen  Freiheitarechte  (Vereins-  und  Versammlungsreclit,  Unter- 
nehtsfreiheit,  Recht  auf  Wahrung  der  Nationalität  etc.  etc.)  als  poli- 
tttche  Rechte  angesehen  und  kein  Redenken  getragen,  die  eigene  Competenz 
BiURierkemien ,  sobald  die  Verletzung  eines  solchen  Rechts  in  Frage  stand. 
Der  Herr  Verfasser  entwickelt  in  dieser  Richtung  folgende  Ansicht:  Um 
ZQ  dem  Begriffe  der  politischen  Rechte  zu  gelangen,  sind  aus  der  Reihe  der 
öffentlichen  Rechte  vorerst  jene  Befugnisse  auBzuscheiden,  welche  nicht  dem 

lü- 
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HtaAtlichen  Vcrl>ande,  sondern  anderen  üfl'entlichen  Verbandsva'hftlliuiMB 
ihren  Ursprung  verdanken.  Aber  auch  die  aus  dem  staatlichen  Verl«nde 
rosoltircndcn  ÖfiTentlichon  Befugnisse  geboren  nur  insoweit  in  die  Kategorie 
der  in  dem  vorUegenden  Werke  hehandelten  pohtischen  Rechte,  als  sie  den 
Unterthanen  als  solchen  zustehen,  und  es  Meihcn  sohin  alle  öflFentürit- 
reohtlichen  Befugnisse,  welche  den  Organen  des  Staates  g<^eD  einander 
und  gegenüber  den  Staatsangehörigen  nach  der  Verfassung  zustehen,  insbe- 
sondere also  die  Rechte  des  Monarchen,  der  Abgeordneten,  der  Staatt- 
bcainten  etc.  ausser  Betracht.  Dagegen  repräsentiren  die  „den  Unier- 
thanen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gliedern  oder  Bewohnern  ie^ 
Staates  diesem  gegenüberzukommenden  subjektiv-öffentlichpn 
Rechte"  sämmtlich  politische  Recht«  der  Unterthanen  und  werden  raa 
Yer&sser  ihrem  Inhalte  nach  in  vier  Kategorien  eiugetheilt.  Die  ente 
Kategorie  bilden  jene  poUtisehen  Rechte,  deren  Inhalt  positire  Hand- 
lungen der  Berechtigten  gegenüber  der  Staatsgewalt  bilden  und 
xwar  einerseits  solche  Handlungen,  welche  eine  Veränderung  des  physiscluo 
Substrates  des  Staatslebens  involviren,  z.  B.  die  Auswanderung,  andertrseüi 
solche  Handlungen,  welche,  wie  z.  B.  das  Wahlrecht,  das  Recht  zum  (it- 
flchworenen  berufen  zu  werden  etc.,  eine  Einwirkung  auf  die  Bethäiigimg  der 
gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt  des  Staates  zum  Gegenstand» 
haben.  Die  zweite  Kategorie  bilden  jene  Rechte,  deren  Inhalt  eine  negs- 
tive  Handlung  (Uuterlftssung)  des  Berechtigten  gegenüber  der  Staats- 
verwaltung bildet,  insbesondere  also  die  ausnahmsweise  Befreiung  von  aolcli«]) 
Pflichten,  welche,  wie  z.  B.  die  Steuerpflicht,  der  Militärdienst,  im  Allg»- 
meinen  alle  Staatsbürger  belasten,  bei  denen  gewisse  Voraussetzungen  m- 
treffen.  Die  dritte  Kategorie  der  politischen  Rechte  wird  dadurch  chartk- 
terisirt,  dass  den  Inhalt  der  Berechtigung  eine  positive  Handlung  der 
Staatsverwaltung  gegenüber  dem  Berechtigten  bildet,  und  hierher  gehört 
daher  insbesondere  das  Recht  auf  Inanspruchnahme  staatlicher  Anst.u1*" 
das  Recht  auf  Arbeit,  Kredit  etc,  Die  vierte  und  letzte  Kategorie  Im 
schliesslich  jene  Rechte,  deren  Wesen  in  einer  negativen  Hatillunt.' 
(Unterlassung)  der  Staatsgewalt  gegenüber  dem  Berechtigten  bostoht  im-i 
in  diese  Kategorie  gehören  insbesondere  die  zahlreichen  sogenanoten  Grund- 
rechte oder  negativen  Proiheitsrechte  (Pressfireiheit,  Gewissenafi-eiheit,  Berufs- 
wftld  etc.),  welehe  fast  in  allen  modernen  Verfassungen  einer  speziellen  feier^ 
liehen  Anerkennung  theilhaftig  geworden  sind. 

Die  Rechte  der  letzterwähnten  Kategorie  sind  es,  welche  der  joriiti* 
sehen  Construktion  die  grössten  Schwierigkeiten  bieten.  Nachdem  der  Ver- 
fasser  in  der  vorliegenden  ersten  Hälft«  des  angezeigten  Werkes  nicht  bwj 
rar  speziellen  Bearbeitung  der  sogenannten  Grundrechte  gelangte,  roii 
wir  uns  allerdings  die  nähere  Besprechung  seiner  Resultate  bi.s  zum  Kr-^ 
scheinen  der  Schlusslieferung  aufsparen.  Einige  Bemerkungen  mögen  uns  ab 
doch  schon  hier  gestattet  sein. 


'ekumtlich  liegt  die  Hauptachwicrigkeit  der  GonSSüktiou  der  hier  in 
Bede  stehenden  Befugnisse  als  Rechte  im  subjektiven  Sinne  des  Worte» 
einerseits  in  dem  negativen  Inhalte  dieser  Befugnisse,  andererseits  in  der 
Unmöglichkeit,  die  durch  die  betreffende  Rechtsnorm  g&rantirten  Verhält- 
lUMe  entsprechend  zu  individualisiren.  Der  erstere  Anstand  mag  dadurch 
als  behoben  gelten,  dass  man  mit  dem  Verfasser  den  Rechten  auf  positive 
H&odlungen  Rechte  auf  negative  Handlungen  (Unterlassangen)  der  Staats- 
gewalt gegenüberstellt;  über  die  zweite  Schwierigkeit  kommt  man  aber  damit 
noch  nicht  hinaus.  Bei  dem  Rechte  auf  Allmendnutzungen,  dem  Rechte 
aoa  einer  staatlichen  Concession  etc.  reprasentirt  sich  uns  das  berechtigte 
Subjekt  als  solches  schon  ans  dem  Inhalte  der  objektiven  Rechtsnorm-,  wo 
iat  aber  daa  berechtigte  Subjekt,  wenn  wir  es  mit  solchen  Rechtsnormeu  zu 
tiiun  haben ,  die  lediglich  der  Thätigkeit  des  Staates  gegenüber  der  Sphäre 
der  einzelnen  IndiN-iduen  gewisse  Schranken  setzen?  Sind  es  in  der  That  die 
ehuelnen  Individuen,  die  als  Subjekte  der  verfassungsmässig  gai'autirten 
iVe»-,  Vereins-,  Unterrichtsfreiheit  etc.  erscheinen?  Dies  wäre  nur  dann 
denkbar,  wenn  wir  die  dem  Staate  zugekehrt«  Richtung  der  individuellen 
^>lmre  als  ein  besonderes  üiTcntlich-Hubjektives  Recht  erfassen  küuutcu:  un- 
möglich ist  wülil  diese  Construktion  nicht,  doch  kann  man  dersolbeji  Eiu- 
fMlüieit  gewiss  nicht  nachrühmen.  So  müsst«  man,  um  cuncret  zu  sprechen. 
aebea  dem  dem  privatrechtlichen  Kreise  augehörigen  EigenthuTusrecht  noch 
«io  besonderes  publizistisches  Hecht  auf  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums 
gv^nüber  der  Staatsgewalt  anerkennen.  Der  Verfasser  sclu'eckt  nun  in  der 
Tbat,  wie  seine  Ausführungen  auf  S.  25  Note  30  (im  (rfgensatze  zur  .ludi- 
catur  des  östcrr.  Reichsgerichts)  dartliun,  vor  dieser  Consequenz  nicht  zurück, 
indem  er  (in  Cebereinstimmung  mit  den  Ausfuhrungen  Mkoczcenski's  in  der 
österr.  Zeitschr.  f.  Verw.  1885  S.  186)  das  Recht  auf  Unverletzlichkeit  de» 
Eigenthams  der  Staatsgewalt  gegenüber  als  ein  politisches  Recht  erklärt. 
Dum  muBs  man  aber  in  weiterer  Consetjuenz  so  viel  Rechte  im  subjektivcu 
Sinne  des  Wortes  construireu,  wie  viel  Verletzungen  der  garantii-teu  Iiidivi- 
dtulapbare  denkbar  sind.  Und  dann  stehen  wir  erst  vor  der  weiteren  Frage: 
H»beii  wir  mit  dieser  unserer  Construktion  thatsächlich  materiell-recht- 
Bohe  Befugnisse  erfasst,  oder  hüben  wir  ledigüch  einen  vom  Rechte  ge- 
schützten DispoMtionskreis  in  unzählige  prozessuale  Befugnisse  aufgelöst? 
Dass  bei  Behandlung  des  Ciogenstandes  der  vorliegenden  Schrift,  die 
Frage  nach  der  Abgrenzung  des  öUentlichcn  und  des  Privatrechts  unmöglich 
umgaugvn  werden  konnte,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  Besprechung  der  dies- 
berägiicbea,  nnseres  Erachtens  in  den  meisten  Punkten  zutreffendeu  AusfTih- 
fungen  des  Verfassers  (S.  57 — 75)  müssen  wir  uns  hier  versagen ,  nachdem 
wir  mit  unseren  eigenen  Anschauungen  über  diesen  Gegenstand  die  Leser 
dieser  Zeitschrift  an  einem  anderen  Orte  bekannt  zu  nnioheu  uns  erlauben. 
Dieselben  weichen  von  den  Anschauungen  des  Verfassers  unter  Anderent 
insbeicmdere  darin  ab,  dass  es  Letzterer  ablehnt,  den  Begriff  dei-  öfl'entHcheu 
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G'eiiOsaenBohaft  gegenüber  jenem  der  privaten  Gesellungen  (der  Vereioe)  iur 
die  in  Rede  stehende  Abgrenzung  zu  verwerthen,  in  Folge  dessen  ihm  die 
Reg:clung  des  inneren  Vereinslebens  als  Angelegenheit  des  öifentlichen  Rechts 
erscheint,  wodurch  er  sich  mit  den  herrschenden  Anschanungen  allerding« 
iu  einen  nicht  unwesentlichen  Gegensatz  stellt.  Auch  scheinen  oiu  <lie  Aoi- 
fÜhrangen  über  die  gemischten  Rechtsverhältnisse  auf  S.  7S  ff.  mit  dem  mJ 
S.  60  hervorgehobenen  Grundsätze,  demzufolge  ein  RechtsverhülUura  lur 
dessen  beide  Träger  nothwendig  rjualitativ  dasselbe  sein  mösse ,  nicht  voll- 
kommen in  £inklang  gebracht  werden  /.u  können,  nachdem  doch  bei  Geltung 
dieses  Grundsatzes  beispielsweise  unmöglich  der  Anspruch  auf  DarchfTüinuig 
der  Enteignung  einen  publizistischen,  dagegen  der  Anspruch  des  Exproprirt« 
auf  Gewährung  angemcsseuer  Entschädigung  einen  privatrechtlichen  CbaralEt«r 
an  sich  tragen  könnte.  Dies  wäi-e  nur  dann  möglich,  wenn  man  das  einlieit' 
liehe  Rechtsvorhältniss  im  Widerspruche  mit  seinem  inneren  Wesen  nsck^ 
seinen  einzelneu  Phasen  in  verschiedene  Beziehungen  auftlieüen  würde. 

Wenn  wir  nun  auch  nicht  in  allen  Einzelheiten  den  Ausführungen  do 
Verfassers  beistimmen  können,  so  hindert  uns  dies  doch  nicht,  der  Äthäi 
desselben  volle  Anerkennung  zu  zollen.  Sie  bietet  reiches  Material  und  tm 
Fülle  von  Anregungen  im  Gewände  lichtvoller  Darstellung.  Dem  hoflVnJjJcl» 
in  Bälde  zu  gewärtigenden  Erscheinen  der  Schlusslieferong  sehen  wir  daha 
mit  Spannung  entgegen.  Prazik. 

Dr.  J.  M.  BSrnreitherf  Die  englischen  Arbeiterverbände  und  ihr 
Recht.     Ein  Beitrng   zur  Goschiobto   der    sozialen  Bewegung  in  der 
Gegenwart.   I.  Band.  Tübingen,  188Ö,  Laupp.    XII  u.  450  8. 
Unter  den  zahlreichen  Darstellungen,  welche  der  Betrachtung  der  »oait 
politischen  Schöpfuugeu  Grossbritanniens  gewidmet  sind,    verdient  die  vo^ 
hegende  besondere  Beachtung  wegen  der  eingehenden  Sorgfalt,  welche  diese 
dem  einzielendeti   umfassenden  Gosctzesmatcrial   zuwendet.    Nach  einer  tob 
grossen  Gesichtep unkten  geleiteten  Einführung  in  den  Stoff  geht  der  VeifuKt 
xa  einer  gedrängten  Geschichte  und  zu  einer  streng  >»'i86on8cIiafllichen  SciiÜ' 
deruug  der  Friendly  Societies  über,  aus  welcher  uns  nicht  nur  der  okononuKii» 
Werth  dieser  in  ihren  wichtigsten  Erschebungpfonmen  chnrakterisirten  Hülfe-  i 
kasscn  und  Korporationen,  sondern  auch  der  Einfluss  klar  wird,  den  sie  sof] 
die  sonst  so  starren  Formen  des  englischen  Rechts  zn  gewinnen  vermoobv] 
haben.     In  diesem  Sinne   heben  wir  besonders  hervor  die  im.  IV.  Abschflit 
jregebene  eingehende  Verarbeitung  des  reichen  Quellenmatcrials  und  die  von 
Autor  klar  eutwickolteu   Grundzüge  der  staatlichen  Arbeiterveraicherung 
England.     Das  Buch,  selbst  ein  KcBuItat  tiefgreifender  Studien  und  gewiss 
bafter   objektiver  Beobachtung  an  Ort  und  Stelle,  besitzt   die  seltene 
ohne    Schaustellung   eines    breiten    gelehrten   Apparaten   den    au^erks 
Leser  zum  Herrn  eines  weitschichtigeu  Materials,  zum  Mitwisser  einer 
reiclieudeu  Rechtsreform  zu  machen.  Stoerk. 


Bf  HMtüAlikjt  Die  Parteiwillkür  im  öffentlichen  Recht. 
Wien,  Manz  1888.  92  S. 
Ein  hocliintereuantes  Thema  wird  in  der  vorliegenden  Schrift  unBeros 
Wiesen«  aum  erstenmale  einer  speziellen  Bearbeitung  unterzogen.  Der  Ver- 
futüT  entledigt  «ich  dieser  Aufgn])c  in  der  Weise,  daas  er  vorerst  in  einem 
einleitenden  Abschnitte  (S.  1— 19)  den  Bejriifl"  der  ParteiwiUkür  und  ihre 
Bedeatung  im  öffentlichen  Rechte  darzulegen  sucht  und  sodann  in  zwei 
weiteren  Abschnitten  die  einzelnen  Fälle  hervorhebt,  in  welchen  einerseits 
im  Gebiete  de«  Ver&ssungsrechts  (S.  19  —  41),  andererseits  im  Gebiete  des 
VerwaltnngBrechtea  (S.  42 — 92)  der  ParteiwiUkür  ausnahmsweise  recbtser- 
zeugende  Kraft  zuerkannt  wird. 

Vorerst  ist  zu  constatiren,  dass  sich  die  Untersuchungon  des  VeHassers 

auf  das  Gebiet  de»  materiellen  Rechtes  besehräuken,    dass  sohin  —  wie 

auch  am  Sclüusse  de«  Werkes  ausdrücklich  hervorgehoben  wird  —  aus  dem 

Klose  der  Darstellung   alle   jene   Fomiou    der   ParteiwiUkür   ausgeschieden 

worden,    welche    im  Vervk'altungsprozesse   zu  Tage   treten.    Nun   ist  aber 

InDig  xo  besweifeln ,   dass  sich   überhaupt   eine    gedeihliche  Lösung    der  an- 

l^iegten  Frage  vom  Standpunkte  des  mateinellen  Rechtes  allein  denken  lässt; 

im  «cheint  im  Gegenthcile  der  Schwerpunkt  der  Frage  im  fonucllen  Rechte 

ffamsiA  werden  zu  müssen   oder  zum  mindesten  ein  solcher  Zusammenhang 

itt  dieebesügliohen  materiell-rechtlichen  iind  der  prozessualen  Vorschriften 

nbntohen,    dass    die   ersteren   für  sich  allein  eine    verlässliche  (jrundiage 

dopaatitober  Forschung   zu   bieten  nicht  geeignet  sind.     Auch  glauben  wir, 

kt»  eine  Heranziehung  der  einschlägigen  Lehren  des  Strafrcchtcs,  insbesondere 

der  Lehre    vom   staatlichen   Klagnnonopol ,    zur    Fördening   der    in   Rede 

•IdlieBden  üutersnchungen  gewiss  erheblich  beigetragen  hätte. 

Im   Einzelnen    zeugt   vorliegende   Arbeit    immerhin   von   nicht   unbe- 
deBteadem  Fleisse  and  Begabung  ihres  Urhebers.     Man  darf  eben  bei  Be- 
■fhflihDg  derselben  nicht  ausser  Acht  lassen,   dass   es   sich  um  den  ersten 
Tcmch  der  Bearbeitung  eines  der  schwierigsten  Probleme   des  öiTenthchen 
Hwhtes  handelt,   für   welche    die  Krälte  eines  „literai-ischen  Neulings",  als 
■^eichen  eich  der  Verfasser  einitihi-t,  unmöglich  ausreichen  können.     Gilt  es 
ja  doch  hiebei  zu  einer  grossen  Anzahl  von  Fragen  Stellung  zu  nehmen,  deren 
i«le  fnr  sich  allein  eingehende  Detailstudien  und  einen  nicht  geringen  Auf- 
lud an  Scharfsinn  behufs  Durchdringung  des  sich  massenhaft  aufthürmendeu 
lliteriales  erfordert. 

Dies  gilt  insbesondere  schon   von   dem  Inhalte   des  ersten  Abschnittes, 

ia  welchem  der  Verfasser  das  Verhältniss   der  ParteiwiUkür   zur  Dispositiv- 

BWm  erörtert,  wobei  er  die  erstcre  ab  eine  „bleibende  und  wesentliche  Rechts- 

g"  erklärt ,   zu  welcher  die  Dispositivnonn   als  die  „schwankende, 

iche    Rocht-serscheinung"    nur   zufällig  hinzutrete.     Nicht  genügend 

durchdacht  erscheinen   hier    insbesondere  die  auf  S.  15  ff.  enthaltenen  Aus- 

fuhmugen  über  das  öffentliche  Vermögensrecht,  welches  nach  Ansicht   des 
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Verfassers  —  augeblich  zweifellos  —  principiell  dem  FriTatreofate 
und  nur  aus  dem  Graude  als  dem  öfTenilichea  Rechte  angehörig  i 
»ei,  weil  die  positive  Cbaetsegebong  die  in  dasselbe  einschlagenden  Streitig» 
keiten  den  ordentlichen  Gerichten  entzogen  hat.  Fürwahr  ein  wenig  plao- 
siblor  Gnind;  doch  erscheint  derselbe  noch  immer  verständlicher  als  die  ui 
der  obgedacbten  vermeintlichen  Einsicht  in  das  Wesen  des  öfTeuthoheD  Ytr- 
niögensrechtes  abgeleitete  Consequenz,  daas  die  Modiücirung  der  einschligigw 
Verhältnisse  durch  einen  Akt  der  Frivatwillkür  diese  Verhältniase  des  üffent- 
Uoh-rechtliohon  Charakters  (den  sie  ja  principiell  gar  nie  gehabt  haben  ioUeai 
nicht  entkleiden  könne.  Der  Satz  mag  im  Allgemeinen  richtig  sein,  wia 
derselbe  aber  aus  der  angesetzten  und  vollständig  unerwiesenen  PramisM 
folgen  soU,  ist  in  der  That  nicht  abzusehen. 

Im  zweiten  Abschnitte  halten  wir  die  Aasfühning^n  über  den  Thron- 
verzieht  für  vollständig  verfehlt.  Der  Verfasser  irrt  schon  darin,  da»  cf 
den  einseitigen  Thronverzicht  von  Seite  des  Monarchen  ohne  weitere  Unter- 
scheidung als  zweifellos  rechtuwirksam  erklärt;  unlogisch  ist  es  jedoch,  Ueno 
er  ausfuhrt,  dass  diese  vermeintliche  Befugtiiss  zur  Resignation  dem  Mo- 
narchen nicht  als  solchem,  sondern  als  Privatmann  zustehe,  als  ob  Jenuod 
auf  ein  Hecht,  dos  ihm  als  Organ  des  Staates  zusteht,  als  Privatmaos 
verzichten  könnte!  "Weit  ansprechender  sind  die  von  den  einschligigco 
Rechtsverhältnissen  der  Abgeordneten  (Aiuiahme ,  Ablehnung  der  W»hl, 
Option  hei  mehrfachen  Wahlen,  Mandatswechsel,  Verzicht  auf  das  Mamlst, 
Stellvertretnng  etc.)  und  der  stiimnbercchtigtcn  Staatsbürger  handelnde« 
Capitel,  doch  bleibt  auch  hier  noch  manches  unaufgeklärt,  so  z.  B.  i<t  nioht 
abzusehen ,  warum  S.  33  dem  Wähler  wohl  ein  subjeotives  Recht  auf  Aat- 
Schliessung  nioht  wahlbefugter  Personen  von  der  Stimmabgabe  zuerkannt, 
ihm  jedoch  8.  34  das  subjectivo  Recht,  die  Einhaltung  der  übrigen  die  Wahl* 
vomohroo  regelnden  Vurschriflen  zu  begehren,  bestritten  wird. 

Der  dritte  Abftchuift  zerfällt  in  drei  Unterabschnitte,  von  welchen  der 
erste  die  ParteiwilJkiir  innerhalb  der  Verwaltung,  der  zweite  in  der  Recht»- 
sphäre  der  Individuen,  der  dritte  in  der  Rechtssphäre  der  öffentlichen  G«- 
nossenschafleu  zum  Gegenstande  hat.  In  ersterer  Richtung  hat  sich  nadi 
Ansicht  des  Verfassers  nur  im  sog.  Präsentationsrechte  eine  Form  der  Partei- 
willkür erhalten,  während  in  der  Rechtssphäre  der  Individuen  beim  Recihts- 
exwerbe,  Verzicht,  bei  Debernahme,  Ablehnung  und  Modifikation  von  Ver- 
pflichtungen, insbesondere  aber  boi  gcwilUtürlen  Statusänderungen  noch  zahl- 
reiche Fälle  rechtserzeugender  resp.  -vernichtender  Parteiwillkiir  zu  oon- 
statiren  sind.  In  letzterer  Hinsicht  lehnt  Verfasser  bei  Behandlung  der  Er- 
Werbung  der  Staatsbürperschafl  und  der  Gemeindeangehörigkeit  durch  s] 
Verleihung  ebenso  wie  bei  Besprechung  des  Eintrittes  in  den  8t 
die  Vertrngstheorie  ab  ,  acceptirt  selbe  jedoch  für  die  mit  Zustimmnog 
Bethciligteu  erfolgte  Aufuahme  in  eine  andere  öflentliche  Genoi 
jedoch  auch  hier  wieder  mit  Auescbluss  der  Religionsgesellschaften, 
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deren  er  sonderbarer  Weise  die  gesetzlich  anerkannten  Kirchen  den^jemgen 
BeUgionsgesellschaflen ,  welche  in  die  Kategorie  der  öffentlichen  (ienossen- 
•cbaften  &llen,  gegensätzlich  gegenüberstellt  (S.  7B).  Es  ist  anzunehmen,  dass 
I  dies«  durchaus  nicht  consequente  Auffassung  des  Verfassers  —  der  nbrigens 
das  Vorbandensein  eines  wesentlichen  Unterschiedes  zwischen  den  öffent- 
lichen Genossenschaften  nnd  Privatvereinen  gar  nicht  anerkennt  (S.  82)  ^ 
schwerlich  Anklang  finden  wird.  Prazäk. 


AvgVBtlls  Pnlazkjy  Professor  of  Law  at  the  hungarian  üuiversity  of  Buda- 
peirt.  TbeTheory  ofLaw  and  civil  Society.  London,  T.  Fisher 
Unwin.  1888.  443  p. 
Das  vorliegende  Werk,  dessen  Umfang  seinem  reichen  Gehalte  ange- 
mumea  ist,  ist  dem  seither  versturbenen  grossen  Forscher  Henry  Sumner 
Ma*™  gewidmet  „as  a  tribute  of  respect  and  admiration".  In  der  Tbat 
tilgt  die  Darstellung  in  der  Methode  und  in  ihren  wissenscliafllicben  Er- 
frinusaen  den  Charakter  des  jenseits  des  Canals  unaDgefochteu  heimischen 
Boalytischen  Phänonienaliimui  also  der  Forschungsweise  an  sich,  welche  auf 
dem  Studiuni  der  Grunderscheinungen  fussend  vor  keiner  selbstgesteckten 
villköhrlicben  Schranke  Malt  macht,  Bonderu  allerwärts  bis  zu  den  letzten, 
menschlicher  Fähigkeit  orreichbHreti  Tiefen  unerschrocken  vorzudringen  sucht. 
Mit  Hülfe  dieser  empirischen  Methode  wissenschafllicher  Forschung  ist  es 
dem  gelehrten  Verfasser,  der  seit  Jahren  eine  crfulgreiche  akademische 
Thitigkeit  an  der  Budapester  Universität  mit  verdienstvoüem  Wirken  in 
der  Legislative  seiner  pohtisch  bewegten  Heiniatb  verbindet,  gelungen,  in 
der  hier  vorliegenden  allgemeinen  Rechts-  und  Staatslehre  Ergebnisse  zu 
Tage  xn  fördern,  welche  als  das  Resultat  eines  doppelten  Verificatiousver- 
bhfenfl  auf  sicheren  Bestand,  auf  tiefen  Wahrheitsgehalt  Anspruch  erheben 
kmiaen.  Denn  neben  der  Berücksichtigung  der  exakten  Methode  Englands 
otwmien  wir  in  Ptn.szKY'8  geistigem  Schaffen  auch  die  tiefe  Einwirkung 
der  deutschen  wisscnBchafllichen  Arbeit,  deren  Verdienste  Pdlszky  rückhalts- 
loa  anerkennt.  Pulszkt  macht  uns  gewissermassen  mit  seinem  geistigen 
WVrkzeug  vertraut,  wenn  er  an  die  Spitze  seines  Buches  die  Worte  setzt: 
,The  choice  of  English  as  tlie  vehicle  of  my  ideas  is,  moreover,  bat  the  due 
adoioirledgement  of  a  moral  debt  of  gratitude.  The  impiils  to  the  investi- 
grtJOBt  I  have  tried  to  porsue,  the  methods  applied,  the  conceptious  of 
MsieDee  and  its  fiinctions  from  which  I  have  started,  and  the  ideals  I  have 
•tciven  to  attain,  are  derived  chiefly  fi-um  the  study  of  modern  English  theo- 
raücal  writer«  upon  law,  and  of  an  English  sohool  of  philosophy.  Herbert 
flwm'iKBa  Synthetic  Philosophy  suggested  most,  though  uot  all  of  the  general 
VMTWS  set  forth  in  these  pages,  and,  on  the  other  band,  Sir  Henry  S.  Majne's 
imbüeationa  —  whicJi  have  given  rise  and  date  to  a  transformation  uf  the 
hislürical  and  scientific  study  of  law,  not  less  importaut,  nor  less  healthy  lo 
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ita  tcndeuoy  tliau  that  initiated  by  Savionv  —  have  indicatcd  Üie 
in  whicb  results  were  to  be  sought.'* 

Da  es  uns  an  dieser  Stelle  versagt  ist  und  venwgt  bleiben  mtia«, 
Ergebnisse  der  wissenschaftlichen  Arbeit  des  Verfassers  im  Einzelc«>n  sd 
erörtern,  so  müssen  mr  uns  darauf  beschränken,  die  Hiebt  iing  r\i  Inr- 
zeichnen,  in  welcher  der  Autur  nach  tiefen  and  umiasaenden  Studien  zu  den- 
selben  gelangt  ist;  wir  verweisen  in  Ansehung  der  ersteren  unsere  Fseh- 
genossen  auf  die  Arbeit  selbst.  Sie  werden  mit  uns  in  derselben  den 
sprechenden  Nachweis  finden,  dass  man  gründlich  sein  kann  ohne  Schau- 
stellung eines  pedantisch  gelehrten  Apparats,  objektiv,  ohne  sieb  seines  poli- 
tisch a1)geklärten  UrtheUs  zu  begeben,  wissensohafllich  ergiebig,  ohne  laag- 
athmig  zu  sein. 

Den  gesammten  reichen  Stoff  vertheilt  Pulszkt  in  folgender  Weiie. 
Das  erste  Buch  ist  „Introductory  Doctnnes'*  gewidmet;  die  Grexubestim- 
mungen,  die  Bchematischen  Klassifikationen  der  einzelueo  Wissenasweige,  die 
Zuhülfenahnie  tabellarischer  Darstellungen  mahnen  hier  besouders  an  englitcb« 
Einflüsse  ebenso  wie  der  breit  zugeniesseue  Raoni  für  methodologische  l'nter- 
suchungen,  die  der  deutschen  rechtswissenschaftliehcn  Arbeit  seit  langer  Zeit 
—  gewiss  nicht  /n  ihrem  Vortheil  —  fremd  geworden  sind.  Der  Verfiiia«' 
stellt  mit  gutem  Grunde  das  methodische  Denken  in  der  Sphäre  von  Recht 
und  Staat  ein  in  die  Lehre  von  der  methüdischen  Erkenntniss  überhaupt  oiid 
gibt  de«  eioBchlügigen  Fragen  dadm-ch  Abklärung  und  Bestimmtlieit,  tovnt 
liefen  Ernst  durch  die  Verbindung  mit  dem  zu  Grunde  liegenden  gencreUeo 
Problem.  Stellung  zu  den  Rechtstheorien  der  altem  Zeit  und  neuerer  Tig« 
sowie  zum  System  der  Rechtslehre,  zu  ihrer  traditionellen  Zweitheiloof 
nimmt  Verfasser  in  den  folgenden  Ausführungen  über;  tfae  soi«ace  of  (^ 
philosophy  of  law  and  civil  sooiety;  the  law  of  reason,  of  oatiire  etc.  Di* 
zweite  Buch  ist  den  „fundamental  notions"  gewidmet,  hier  finden  priucipi^ 
und  begrifTs-genetische  Prüfung  die  Einrichttmgen  der  Gemeinschail  ia  ikrot 
geschichtlich  zur  Entwicklung  gelangteu  Hauptfoitiien;  Staat  und  Gejellsohifi 
werden  auf  üire  coustitutiven  Elemente  untersucht  und  die  Staatatbeoneo  in 
vielfach  überraschende  neue  Combinationeu  gebracht. 

Tiefer  als  die  einschlägigen  Ausfuhrungen  bei  Bldntsuhu  oder  bei 
Hsu)  gehen  die  Unteirsuchungen  Pulszkt 's  über :  the  ftmdamental  pnndple 
t>f  law  and  rigbt,  and  the  psychological  developmeat  of  the  notion  of  right, 
über  the  sources  and  forms  of  law,  über  Kodifikationen.  Die  grossen  Fragcoi 
welche  wir  von  der  Tagesordnung  der  Geistesarbeit  unserer  Ztjit  uidbl 
abstellen  köuneu,  noch  auch  absetzen  wollen,  sie  finden  alle  bei  PuLfiBCl 
Prüfung  und  Einstellung  im  grossen  System  unserer  vicltaasendjährigen  Rechlt 
Wissenschaft.  Wir  würden  es  freudig  begrüssen,  wenn  uns  daa  an  wiaea- 
schaftlichen  Anregungen  und  gehaltvüUen  Lösungen  reiche  Werk,  vielleicht  is 
sohematisch  knapperer  Form  bald  auch  in  deut«cher  Ausgabe  vorläge;  der 
Platz  ist  ehrenvoll,  den  es  auszufüllen  berufen  wäre.  Stoerk. 


—     235     — 


Ajiton  Menfer»   o.  ö.  Prof.   der  Rechte   ao  der  Wiener  Universität,   Das 
Becbt  anf  den  vollen  Arbeitsertrag  in  gesckicbtlicher  Darstel- 
lung.    Stuttgart,  Cotta  SS.  X  und  171. 
Ein  Vertreter  der,  wenn  ich  bo  sagen  dari',  .exakten  RecbtswiBsenBobaft", 
der  hervorragende  Lehrer  dea  Processrechts  an  der  Wiener  HochBchule  weist 
una  in  seiner  kurzen  aber  gehaltvollen  Arbeit  einen  wissenscbaftliob  neuen 
We^,  vm  die  steile  Höhe,    auf  der   wir   die    heissersehnten    Lösuugen    des 
aonaJen  Problems  vermutben,  wenn  auch  nicht  gleich  zu  erreichen,  so  doch 
in  die  Sehweite  zu  bekommen,    von    welcher  aus  ergiebige,  sachliche  Beob- 
at^tang  möglich  wird;  mehr  zu  erhoffen  als  das,   was   sich   auf  dem  Boden 
der  realen  Verhältnisse  verwirklichen,    nach   gewissenhafter  Prüfung  als  mit 
der  innem  Natur  des  Eulturstaates  vereinbar  erkennen  lässt,  davor  bewahrt 
UM  in  dem  vorliegenden  Buche    der   sachlich-kr-itische   Geist    des    gelehrten 
YerlBMers,  der  uns  hier  auch  zum  überzeu];rten  Anhänger  seiner  andern  Lehre 
warden  Säst,   dass  erst  dann,    wenn  die  socialistiBchen  Ideen  unserer  Tage 
aas  den  endlosen  volkswirthschaftlichen  und  philanthropischen  Erörterungen, 
«eiche  in  der  That  bis  zur  Stunde  den  Hauptinhalt  der  einschlä^gen  litte- 
Rcischen  Erscheinungen  bilden,  insgescbält  und  in  nüchterne  Rechtsbegriffe 
vsrwandelt  sind,  erst  dann  werden  die  praktischea  Staatsmänner  zu  erkemien 
im  Stande  sein,   wie  weit   die  geltende  Kecbtsordnung  im  Interesse  der  lei- 
datden   Volksklassen    umzubilden    ist.     Zu   dem   Zwecke   gibt   Mbnoer   in 
entannHcher  FüUe   eine   „Nachlese",  richtiger  eine   an  vielen  Punkten  zum 
mtCB  Male  entwickelte  quellenmässigc  Darstellung  des  Rechts  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag,  auf  Existenz  und  auf  Arbeit  d.  i.  der   „drei  socialiati- 
•chen  Grundrechte"  unter  vorwiegender  HerausbebuBg  des  ersten,  in  welchem 
V  des  Kern  des  zur  Zeit  um  die  Verwirklichung  kämpfenden  socialistischen 
%«t«iii   erblickt.      Dabei    macht   sich    die   methodische    Sicherheit    des    an 
fjitfimatische  Gedankenarbeit  gewohnten  exakten  Juristen  Schritt  für  Schritt 
ffihlbsr  gegenüber  den  oft   krausen   Linien    der   zur  Darstellung  gebrachten 
»koaouiischen  Haupt-  und  Nebenlehren. 

Die  deutsche  Rechtsphilosophie,   die  Wortführer  der  socialen  Reform: 

Miuo,  RoDBERTUs,  Marx.  Ekoels,  Lassalle,  die  zeitlich  originellsten  nnd 

nr^mären  Führer  des  englischen  und    französischen  Socialismus  werden  im 

Einietnen    auf  den   juristischen    Werthgehalt    ihrer    dargestellten    Theorien 

ooternicht    unter   innerlicher    Verarbeitung    des    dargebotenen    Stoffes.    Es 

Irachtet  ein,    dass    die   vom  Verfasser  bald  in  voller,    bald    in    geminderter 

Ja^ohkeit   heraasgehobenen    Resultate    sich    vielfach    mit   der    Auffassung 

^^Hten,    welche   in  den  vom  modernen  Staate  in  den  vorschiedensten  For- 

1^1^  geboteneji  Surrogaten :  der  Armenpflege,  der  Kranken-  und  Unfallunter- 

;    «tütmng,  der  Alters-  und  Invaliditätsrente  nichts  anderes  erblickt  als  nach- 

'    Iräiglichen  Ersatz  für  zu  wenig  gezahlten  Arbeitslohn.   Das  Facit  insbesondere, 

welches  Menoer  in  seinen  mit  parteiloser  Ruhe  geschriebenen  Schlassbcmer- 

knngeo  zieht,  muss  nur  ermuthigen,  den  von  scharfsinniger  Seite  eingeschla- 
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gunoti  Wog  dojr  juriBÜscheu  positiven  Ocdaukenarbeit  in  venvandtem  GeiiU 
zu  beschreiten.  Ob  dabei  die  Ausbeute  selbst  ergiebig  oder  dürftig  «i, 
bleibt  zunächst  nicht  ausschlaggebend;  entscheidend  ist  der  methodincht 
Umschwung  an  sich.  So  sehr  der  seiner  Auigaben  nnd  seiner  Vcranf. 
tong  sich  bewusste  Jurist  die  Q-rösse  des  EinBusseB  m  emraisen  uiii  -^ 
würdigen  weiss,  den  die  rein  ökonomischen  Erwägungen  auf  die  Einrich- 
tungen des  modernen  Staates  nehmen,  so  kann  derselbe  doch  endlich  nicM 
darauf  verzichten,  dass  aus  dem  Kampfe  der  Meinungen,  ana  dem  Spiel  dtt 
Anschauungen  sich  zuletzt  ein  festes  Rechtsgebilde  heransschSn 
lassen  müsse  -,  dasselbe  muss  in  einer  gesetzlich  denkbaren  Form  der  wisa«»* 
schaftlichen  Prüfung  seiner  funktionellen  Bedeutung  innerhalb  des 
liechtssystems  oder  sagen  wir  korrekter  eines  gesammten  Reohtesysten» 
geführt  werden  können.  In  dieser  potenziellen  juristischen  Kealisirbarkeii 
eine«  ökonomischen  Gedankens  liegt  der  scharfe  Trennungfistricb ,  der  iha 
von  der  uiopischeji  poetischen  Willkür  trennt.  Der  die  Einheit  des  stAlt 
liehen  und  internationalen  Yerbandslebens  ins  Auge  fassende  Jurist  darf  i 
durch  ablenkende  Reize  nicht  von  der  Erfüllung  der  in  der  allgemeii 
Arbeitstheilung  ihm  zufallenden  Aufgabe  abhalten  lassen.  Er  darf  vor . 
bei  dem  regsten  Interesse  für  die  Lebren  der  Volkswirthscbaftclehnt, 
Wirthschaflspolilik  und  ihrer  teclmiftchen  Hülfsdisciplinen,  der  Fii 
Schaft  u.  B.  w.  doch  nie  die  entscheidende  Thatsache  übersehen,  dass  je 
auf  Schritt  und  Tritt  sich  bckanipfcoden  und  auseinanderlaufenden 
DIU*  durch  die  juristische  Constniktion  —  sie  mag  mehr  oder  minder  gegU 
erscheinen  —  zu  einem  ausreichend  sichern  Ruhe-  und  Prüfungspunkte 
langen  können.  In  jenen  ewig  gähi-enduu  Lehren  liegt  der  grosse  8pi<^| 
des  staatlichen  und  intemntionaleu  Verbandalebens  wie  in  unzählige  i)täcl[(l 
zertrümmert  vor  ans ,  die  immer  nur  facettenartig  einen  verschwitideudl 
kleinen  Bruehtheil  den  wirklidieu  Lebens  wiedergeben.  Jener  Flucht 
Meiniingcu  uud  Erscheinungen  gegenüber  wohnt  der  Frage  nach  dem 
stisch  Denkbaren  etwas  Heinmendes  und  Erschwerendes  inne.  Wer  Bici 
der  Wolkenregion  der  Wünsche  wohler  iühlt,  mag  die  scharfe  Ecke  mtideas 
»ofsuchen  muss  sie  aber  derjenige ,  der  in  wissonsuhafllicher  Methode  de 
lebendigen  Sein  die  dauernden  Bedingungen  des  künftig  Möglichen  tb 
fragen  gewillt  ist.  Wir  wünschen  dem  mit  glücklicher  Prägnanz  des  An 
druckes  geschriebenen  Buche  weiteste  Verbreitung.  Es  ist  gesunde  £oft  I 
Leser,  welche  sich  nicht  mit  lockenden  patriotischen  Formeln  und  al 
fenen  Parteilosungen  b^rnügen,  sondcm  ernsten  Dingen  ernsten  Sinnes 
den  Grund  sehen  möchten.  S  t  o  e  r  k. 


AtlUio  Brnnialtl^  La  Legge  e  la  liberti  nello  stato  modera^ 

Parte  prima :  La  Legge  nello  stato  modern  o.     Torino  If 

Dogmatische  Untersuchungen  und  streng  rechtswissenBchaftüche  Kout 

Versen  sind  regelmässig  zu  spröde  Stoffe  für  die  warme  Diktion,  die  wir 
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den  Hnnptverken  der  pablicisliacheii  Litteratur  Italiens  aozuü'efTeD  gewohnt 
«omI.  Auch  die  neueste  gewisR  in  hohem  Masse  aQzichE>ude  iStudie  Brunialti's 
bringt  nach  dieser  Richtung  vielfacli  den  Gebalt  der  Form  zum  Opfer, 
Immerhin  ist  es  doch  bereits  als  hoher  Fortschritt  mit  Dank  zu  begrüssen, 
duB  das  Such  nicht  mehr  gleichgültig  an  vielen  Frt^en  vorübergeht,  welche 
seit  Jahrzehnten  der  deutscheu  fachlichen  Arbeit  mehr  als  eine  schwere 
Stande  bereitet  haben.  So  forscht  Britnialti  auch  der  wichtigen  Unter- 
jdieiAiag  zwiachoo  Gesetz  nnd  Verordnung  8orgfältig  nach  und  erweist  aicii 
aoch  in  der  neueren,  vielfach  sogar  in  der  jüngsten  deutschen  Litte- 
recbt  gut  bewandert.  Das  Schwergewicht  der  Studie  liegt  in  einer 
rechtsrergleichenden  and  rechtsgeschichtlichen  Darstellung  der  GesetK- 
technik  mit  be»onderor  Berücksichtigung  dieses  Punktes  nach  den 
[▼rechtUchen  Vorschriften  des  italienischen  VerfiwsungsgesetzeB.  Das 
Vorrt'cht  der  romanischen  Autoren  zuweilen  auch  einmal  „abspringen" 
en,  trag  dem  vorliegenden  Buche  einige  überaus  anziehende  Kapitel 
eb,  to  die  beiden  über:  la  legislazione  ß  il  Potere  esecuLivo,  und  la  Legge 
e  U  popolo.  Das  letztere  namentlich  enthält  manchen  kernigen  Satz ,  der 
»ach  heim  Mangel  der  streng  wissenschaftlich  juristischen  Form  doch  auf 
«rritreichende  Gültigkeit  und  tiefe  innere  Begi-ündung  Anspruch  erheben 
dul  In  einem  Appendix:  Sulla  formazione  della  Legge  nel  Parlamento 
iuliuio  giebt  uns  BaimiALTi  Abdrücke  der  Geschäftsordnungen  der  beiden 
Etounern  Italiens.  S  t  o  e  r  k. 


Fflitr,  Landgerichtsrath  in  Ulm.     Recht  und  Willkür   int   deutschen 
Strafprocess.    —    Deutsche    Zeit-    und    Streitfragen,    neue    Folge, 
3.  Jahrg.,  Heft  41/42.     Hamburg,  vorm.  Richter.     i889. 
Die  Schrift  wirft  der  Reichs-Strafprocessordnung  vor,  dass  sie  zum  guten 
Tlieil  auf  Willkür  aufgebaut  sei;    besonders  seige   sich  das  an  zwei  „auslän- 
'Mjcn"  Instituten:    der    Staatsanwaltschaft    und    dem   Schwur- 
gericht.    Die  erstere   sei   insbesondere  um  desswilleti  gefahrhch,  weil  sie 
»i»  eine  vom  Gericht  unabhängige  Behörde  constituirt  sei.     Gerade  im  Vor- 
vtAhren,   bei   Einleitung   der  Untersuchung,   fiilire   das  zu  Willkür;   aber 
(8. 16)  ,die  Verwaltung  will  die  Entscheidung  über  die  Einleitung  der 
Stnfrerfblgung  sich  vorbehalten    und   solche    den   Händen   der  Justiz  ent- 
vndftD.    £•  ist  nicht  anders :  wir  haben  hier  ein  Stück  „Kampf  ums  Recht" 
nr  uns,  ein  Stück  des  Kampfes  zwischen  den  Vertretern  des  Absolatismu«, 
des  Folizeistaates  und  den  Vertretern  des  Rechtsstaates." 

Im  Vor\'e-rfahren  sei  die  Staatsanwaltschaft  überhaupt  überflüssfig;  auf- 
treten solle  sie  in  der  Hauptverhandlung ,  dort  aber  als  Partei  und  unter* 
iminlnet  dem  Gerichte.  Gegenwartig  «ei  die  Stellung  der  Staataanwalt^cbaft 
.über  den  Richter  erhöht" ;  letzterer  thatsächlicb  von  ertterer  fast  abhlagig, 
(wobei  der  Verfasser  sogar  die  MögUchkeit,  dau  der  StMtsanwalt  ron  MS- 
nister  zu  Conduitenberichten  über  Richter  aufgefordert  werden  kJHane,  9091- 
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tert).  Dm  Heilmittel  gegen  alle  diese  üebelstÄode  sieht  der  VerSuser  ia 
folgenden  Vorschlägen  :  1)  Strafprocess-Organ  ist  allein  der  Richter,  uoJ 
zwar  2)  im  Vorverfahren  allein  der  Untersuchungsrichter ;  3)  in  der  Hanpl- 
Verhandlung  tritt  ein  deputirtea  Gerichtsniitglied  als  Staatsanwalt  auf. 

Die  Schwurgerichte  beleuchtet  der  Verfasser  hauptBÜchlich  nnter 
dem  Gesichtspunkte   ihrer   Beurtheilung   durch    den    dentschen    Joristentae 
(dem  er  wohl  eine  zu  grosse  Bedeutung  beimisst).    Die  Schwurgericht«  bp- 
ruhten  auf  Unwahrheit  und  seien  mit  ihren  Gruudprincipien  aoch  nicht  ei>- 
mal  Terbesserungstähig.     Er  sieht  euuüchst  in  der  Art  und  Weise,    wie  ao* 
der  grossen  Zahl  der  zum  Geschworenen-Amte  Berufenen   die  kleine  ÄJutU 
der  in  Funktion  Tretenden  herausdeatillirt  werde  (durch  Wahl,  Loos,  Ableh- 
nung)  nichts  als  Willkür.     Ferner   werile    die    Beweiswürdigung   unter  dea 
Händen  der  Geschworenen  Gefühlssache,   also  wiederum  Willkür,     Xun  will 
aber  der  Verfasser   die  Schwurgerichte    nicht  ersetzen  durch  recbtsgelet 
Gerichte ;  denn  es  handele  sich  nicht  sowohl  um  die  Frage,  ob  erstens  Ve 
trauen  verdienen,    als  dainini ,    ob  sie  es  g  e  n  i  e  s  s  e  n  ,    und  da  nl 
er  an  (S.  73),   dass  die  „Laienrichter  dies  Verti-auen  in  höherem  Grade  ^\ 
niesseD,  ab  ausschliessliche  Beamteugerichte**  (!).    Er  will  auch  keinen  Erstttl 
durch  die  in  den  Gesetzentwürfen  vorgeschlagenen  „grossen  Schöflcngericlitf*; 
das  anscheinend  einheitliche  Coltegium  sei  doch  ein  rwiespältig«^,  die  Laien 
neben  den  Gelehrten  nieist  Nullen.     Er  schlägt  vor  ein  einheitliches  GchdM] 
von  12  Schöffen    und   einem  gelehrten  Vorsitzenden ;   gegen    des   Letxtena] 
Antrag  soll  keine  Verurtheilung  erfolgen  können;    ihm   soll  die  Stra&nme 
sung  obliegen ;  er  soll  die  Urlheile  absetzen,  die  nunmeltr  anfechtbar 
wie  jedes  andere;    innerhalb  jenes  Collegiums  entschiede  absolute  M^joriti 

Die  ganze  Schrift  ist    —    so  beherzigenswerth  eine  Reihe  ihrer 
und  Vorschläge  ist  ^-  etwas  pessimistisch  angehaucht :  schlimme,  w« 
noch  so  entfernte  Möglichkeiten  sind  zam  Anlass  zu  Vorkehrungen 
genommen.     Aber   wenn    das   Justiqjersonal    so    tief  gesunken  wfire, 
auch  die  schrjnsteu  gesetzlichen  Einrichtungen  nicht  mehr.    Daas  die  Stasti* 
anw^älte  eine  so  supcriore  Stellung  gegenüber  den  Richtern  hätten,  dsvoal 
haben  jedenfalls  sie  selbst  bisher  am  wenigsten  bemerkt.  Wir  furchten  atu^j 
dass  der  zum  Staatsanwalt  umgewandelte  Richter  bald  all  die  Eigenscht 
entwickeln  würde,  die  an  Ersterem  getadelt  werden-,  die  Aufsicht  des  Gehebt 
wird  dem  „Collegen"  nicht  viel  thun.   Die  Ausführungen  gegen  die  Schwai 
ge  rieh  te  stellen  deren  Schäden  und  ihren  in  innerlicher  Unwalirheit  lie 
Grund  sehr  treflVnd  dar.    Ob  aber  in  dem  zum  Ersätze  vorgeschlagenen 
richte  die  Schöffen  sich  neben  dem  Vorsitzenden  weniger  als  Nnllen  erwe 
wurden,  als  sie  nach  Meinung  des  Verfassers  es  aonat  thun,  moMte  erst 
Erfahrung  lehren. 

Dr.  V.  Marck. 
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l'hflnunel  Conrad^  Amtsrichter  in  Laeheu  (Schlesien).  Der  gerichtliche 
Zweikampf  und  das  heatige  DuelL  —  Deutsche  Zeit-  und  Streit- 
fragen, neue  Folge,  2.  Jahrg.,  Heft  4. 
Der  Verfasser  unteniimiut  e»,  vom  historischen  Standpunkte  aus  di«» 
^WidernDnigkeit"  des  Duells  nachzuweisen:  wie  der  gerichtliche  Zweikampf 
ib  Beweis-  and  Eutscheidungsmittel  von  einer  höheren  Caltimtufe  über- 
nmdea  worden  «ei,  so  werde  es  auch  das  angeblich  aus  jenem  hervor- 
[egangeoe  Duell  werden.  Als  Ersatx  des  letzteren  denkt  er  sich  den  —  Eid. 
Der  Verfasser  hat  die  altdeutschen  Rechtsquellen  ausgiebig  studirt  und 
gesogenen  Resultate  in  sehr  ansprechender  Form  dargestellt.  Er 
ieJIit  aber  das  ethisch -sociale  Moment  de»  heutigen  Duells,  welches  von 
gerichtlichen  Zweikampf  weniger  das  Wesen  und  den  Zweck,  als  viel- 
eine Reihe  äusserer  Formen  übernommen  hat ;  und  das  Ersatzmittel 
lides  durfte  schwerlich  praktisch  werden.  Dr.  v.  Marck. 


Cbarles  Borgeavd,  Histoire  du  Plebiscite.    Lc  Plebiscite  dans  l'Anti- 
qoit^.     Gen^ve,  Georg,  Paris,  E.  Thorin.  1887. 

llritiBches  Vermögen,  gute  Literaturkenntnisse  stehen  versöhnend  einem 
oft  durchaus  unangebrachtem  Pathos  hier  zur  Seite.  Letzteres  ist  um  «o 
ttörenJer,  als  es  sich  doch  nicht  eigentlich  um  die  Darstelluug  der  kulturellen 
Bedeutung  der  Plebiscite  im  antiken  Staate  handelt,  sondern  vielmehr  um 
fiejaristisch-funktionelle  Xatur  derselben  im  Verfassungsorganismus  der  Stadt- 
»tMten  Onechenlands  und  Roms.  Den  inneren  Zusammenhang  dieser  Rechta- 
fienr  tnit  den  modernen  Formen  der  Volksalistiraranngen  nachzuweisen  be- 
■'■  der  Verfasser  für  eine  spätere  Untorsuchunf>  vor  —  wir  thun  ein 
in  Ansehung  unseres  Urthoils  über  den  (fesammtwerth  der  aufge- 
wandten fleiasigen  Arbeit  für  die  definitive  Klarstellung  der  von  B.  ins  Auge 
geferten  überaus  scbw^ierigen  staatsrechtlichen  Probleme.  Erst  dann  wollen 
wir  Mch  unser  Urtheil  darüber  abgeben,  wie  weit  ea  dem  Verfasser  gelungen 
wt,  dpii  Nachweis  dafür  zu  erbringen,  duss  seiner  Behauptung  nach  ein  umbau 
<ler  repräsentativen  Staatsformen  in  der  Richtung  der  Formen  der  unmittelbaren 
Dwnoltnitien  der  unser  öffentliches  Leben  beherrschende  Reformgedanke  sei. 

Stoerk. 

U,  Amtsrichter  a.D.,  Magistralsassessor  in  Berlin,  Däniaches  Armen - 
_  recht  unter  theilweiser  Vergleichung  m  it  deutschem  Recht. 

Puttkammer  und  Mühlbrecht,  Berlin  1888.   2  M. 

Je  ausgedehnter  die  Kreise  werden,  in  welchen  sich  der  dem  deutschen 
Armtarechte  zu  Grunde  liegende  Gedanke  atur  Anerkennung  und  Geltung 
^inugt,  ura  so  lohnender  wird  das  Prubleni,  die  Lösung  dieser  urewigen  staat- 
lichftt  Frage  bei  anderen,  vornehmlich  bei  stammverwandten  Völkern  ur- 
«umBich  uacJizuweisen.     F'reillch  ist  dozu  nur  derjenige  berufen,   der  selbst 


—     240     - 

ao  gut  im   heimisclien  R«clit  Bescheid    weiss ,    wie   der  VerfiHMr  4tt 
liegenden  Schrilt,   die  mxn  in  gewandter  Kürze    mit   den  einacUSun?^  ^o 
hfUtnisscn  Dänemarks  völlig  vertr&ut  macht. 


Fr.  J.  Nemntnn,  Volk  und  Nation.    Leipzig,  Dunckcr  k  Humblot  1t 

Der  Sprachforscher,  der  Statistiker,  aber  auch  der  Jurist  wird  aus  de 
N.'ftdben  Schrift  vielfiach  Anregung,  Belehrung,  zum  Mindestan  aber  plastis 
Wiedergabe  der  das  Thema  treßenden  Fragen  und  Antworten  gewinnen, 
an  sich  schon  anziehende  StofT  der  Bevölkerungsstatistik  gewinnt  noch  darchl 
die  überaus  gewandte  Darstellung,    welche  die  Nüchternheit  der  Zahlünwell 
glücklich  zu  verdecken  versteht;   zudem    ist    die  Untersuchung    so   angelegt,] 
dasa  Deutschland  den  Mittelpunkt  bildet  und  die  unser  Interea«e  in  Ami: 
nehmenden  Ycrliältniäse  anderer  Staateu  in  vergleichender  Methode  um  üeteo  ] 
Drehungspunkt  gnippirt  werden. 


Easays  introdactnry  to  the  study  of  english  constitutional  historj 
hy  resident  iiieuibers    of  the  Uuiversity    of  Oxford.    Editfd 
by    Henrj    Offlej  Wakeinau    and    Arthur    Hassall.     Rivluf^t^»»- 
Waterloo  Place,     London  1887.    349  p. 
Sechs  der  Verfassungsgeschichte  Englands  entnommene  Skinen  l«g«i  I 
davon  Zeugni»«  ab,  dasa  die  von  jeher  sorglältig  betriebenen  geschifhtlirhöi 
Studien  an  der  Oxforder  Hochschule  seit  neuerer  Zeit   noch    intensiver  »d  j 
veriasBungsrcchtUchti  Materien   sich   erstrecken,    deren  wisaenschafllicLe  &- 
forschung  dureh  Stcbbs'  reiche  Ansätze  und  neue  Methoden  fand.   Im  Geilte  | 
dieses  vomelunen  Forschers   gehalten   sind  die  Aufeatxe  Hensley  HllNSOX*»  I 
über  die  ältesten  Ausgangspunkte  der  EngliHt'hen  Verfassung,  Dddlet  J.Mkduct'>  j 
über  das   Wachstbum    des  Porlanieats ,    und  Arthitr  HAS8Ai.L'a  über  ,CoD-j 
stitutional  Kingahip  (1399 — 1485)''.   W.  J.  Asrlet's  Ausfuhrungen  sind  einffl 
eingehenden  Charakteristik  der  feudalen  Elemente  im  englischen  Verfiassaim»'] 
bau  grewidmet-,  C.  W.  Oha^  bebandelt  „The  anglo-norman  and  angevin  id-| 
ministrativ  System"  mit  Sorgfalt  fiir's  Detail  und  gutem  Blick  für  die; 
Zuaaminenhänge;  der  gleiche  Vorzug  kaun  geltend  gemacht  werden  zu  In 
des  Beitrages  von  Urkry  Oi<ia.Ki'  Wakeman  über  das  heute  meiir  als  je  der 
Klarstellung  innerhalb   des   englischen  Verfasstuigsrechta  bedürftige  Tbeo»:, 
„The  influence   of  the  Church  upon   the  development  of  the  State*.    EiMi 
gewisse   vornehme  Zurückhaltung  bei  der  Ausführung  subjektiver  Urthnk" 
Klarhoit    in  der  Darstellung  machen   die  Abschnitte    zu    einheitlich   orkentf 
baren,  verwandten  Produkten  einer  guten  wissenschalllicheu  Schale. 

Stoerk. 


Aufsätze. 


principielle    Abgrenzung   der   Competenz 
Gerichte  und  Verwaltungsbehörden'). 


der 


Von 

Professor  Du.  Geoso  PrazAk  in  Prag. 

I. 

Ausgekämpft  ist  heut  zu  Tage  der  ehedem  so  lebhaft  ge- 
rte  Streit  um  die  Verwaltungsreclitspflege.  Derselbe  bietet, 
Hzdem  hiebei  der  Ura^fang  des  Wirkungskreises  der  ordentlichen 
ichte  in  erster  Linie  in  Frage  stand,  tür  unser  Thema  mit 
kksicht  auf  die  derzeitige  Gestaltung  der  Gesetzgebung  keinerlei 
tuelles  Interesse  dar.  Dennoch  müssen  vfir  auf  denselben  in 
Küne  zorückgreifeu,  um  den  Stand  der  Frage,  die  uns  beschäftigt, 
nater  Hinweis  auf  die  Umstände,  unter  welchen  der  heutige 
ßwhtamstand  zur  Entwicklung  gedieh,  vollkomraeu  klarzustellen. 

')  Ahkürzunjren:   Wo  nichts  Anderes  bemerkt   ist,   bezeichnen  die 
aen  der  folgenden  Schriftsteller  die  hier  bei  denselben  angeHlhrten  Werke, 
|).  Aufsätze  : 
Bkhr.  (Dr.  Wilh.  Jos.),  Neuer  Abrisa  der  Staatswisaenfichaflalehre.  Bara- 
^  1816. 

Bbrnatzik  (Dr.  Edmund),  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft. 
Wien  1886. 

BÖDOCBR  (T.),  Die  Znlässigkeit  des  Rechtsweges    nnd  die  Competenz- 
in  der  Pi-oviuz  Hiumover.     Berlin   1870. 
AnUt  Ka  öfrentlicbeB  ReclU.  lY.  a.  ^g 
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Es  ist  bekannt,  dass  die  im  vorigen  Jahj'hundert  in  Deutsch 
land  mannigfach  erörterte  Frage  nach  der  Abgrenzung  der  Justiz- 
gewalt einerseits  und  der  Polizeigewalt  andererseits  niit  der  daraa 


Bkater  (K.),  »Studien  zur  Lehre  von  den  Grenzen  der  richteriicb« 
und  admiuisü'ativen  Zuständigkeit  mit  bes.  Rucks,  auf  ba^T.  Recht,  NOr 
Hugt'n  18ö5. 

BunwiNSKi  (Dr.  Adam  Freih.  v.)  (Budw)^  Erkenntnisse  de«  k.  k.  Ver 
tung^gerichtshofes,  zusammengestellt  auf  dessen  Veranlassung,   Band  T—U' 
(1876-1887). 

BüFF  (Obergerichtsrath),  Das  Verhältnise  der  Gerichte  zu  Sta&t»- 
Regienzngssachcn,  Zeitschr.  f.  Civilrecht  und  -Process.     XI.  Bd.  S.  305— liWLl 

DAJIE.STE  (Rodnlphe),  La  justice  adminiatrative  cn  France  ou  traiic  dij 
contentieux  de  radininistration.     Paris  1862. 

DüCROcq  (M.),  Cour»  de  droit  administratif.     6.  ^dit.  1  (1881), 

EiOKNBKODT  (Carl),  Das  VerhältnisB  der  Gerichte  zur  Verwallang  ifll 
GmsshcrzogtUuni  HcBsen.     Nach  dea  Verf.  Tode  herausg.     Darmstndt  184ttj 

Fkcerdach  (Anselni  v.),  Betrachtungen  über  die  OeffentlichkiMt  m«i| 
Müudlichkoit  der  Gorechtigkcit8i)Üege.     Giessen  1821  und  1825. 

FüNKE  (Dr.  GottL),   Die  Vei'Mi-altimg   in    ihrem  Verhältniss   zur  Jo 
die  Grenzlinie  zwischen  beiden  und  die  Verwaltuugsjustiz.    Zwickau  1888. 

Gadtier  (Alfred),  Frccis  des  matteres  adniinistrativeB  ämt  leur  rapp 
avec  les  matieres  civiles  et  judiciaires.    Paria  1879. 

Gesslkb  (Prof.  Dr.),  Zur  Frage  der  sog.  Adroinistrativ-Juatiz,  (Tübingw) 
ZeiUchr.  f.  d.  gcs.  Staatswissensciiaa.     18.  Bd.   (1863),  S.  719—761. 

Glaser-Unger -Walther  (Gl.-ü.-W.),   Sammlung  von   civilrecbllidw 
Entscheidungen   dea   k.  k.   obersten   Gerichtshofes,   Bd.  1—22   (Wien  M 
bis  1887). 

Hartmann  (L.),  Das  Verfahren  bei  Competenz-Couflicten  zwischen 
Gerichts-  und  Vorwaltutigsbehorden.     Berlin  1860  und  (Nachtrag)  1868. 

Häuser  (Dr.  L.),  Die  deutsche  Gerichtsverfassung.  KÖrdlingen  1871 
(S,-A.  aus  d.  Zeitschr.  f.  Reichs-  und  Landesrechf). 

Hbvshlkk  (Prof,  Dr.  Muritz),  „Die  Civüproceassache"  in  Grünhul's  Zeit 
Schrift  f.  d.  Privat-  u.  öff.  Recht,  11.  Bd.  (1884)  8.  14-42. 

HvK  (Dr.  Ant.  Frhr.  v,  Glunok),  Sammlung  der  nach  gepöogener  «(fenttj 
Verhandlung  geschöpften  Erkenntnisse  deBk.k.oBterr.  Reichtsgerichts,  1.— 7.64' 
(1874  bis  188Ö}. 

Leuthold  (Dr.  C.  E.),  „Oefientliches  Interesse  und  öffentlicho  Klage  in 
Verwaltuugsrechte"  in  Hü-th's  Aunalen  1884  S.  321—443. 

Tjppmann  (Dr.  Carl|,  „Die  Vorfutscbmdung  liez.  iler  gericlitl.  Verfolg 
öfleutl.  Beamten  aus  Anitshaudlungt-n'*  in  Hirlh's  Aunalen  d.  deutsch.  R«icli 
1885  S.  421-470. 
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gen  deutschen  Reichsverfassung  im  Zusammenhange  stand,  indem 
legen  Missbrauches  der  landesherrlichen  Polizeigewalt  bei 
ken  Reichsgerichten  Klage  erhoben  werden  konnte.   Die  damals 


ÄIjkTTHAEüs  (Dr.  C.  L.  A.),  Die  Grenzen  der  ci\Tlgerichtlichea  und 
ulminiBlrativen  Zuständigkeit  nach  den  ErkenntniBsen  des  Competenzconflicts- 
äeoat^s  ani  obersten  Gerichtshöfe  in  Bayern.     Nördlingen  1878. 

UMatsb  (Dr.  Otto),  Theorie  des  franzÖaischen  Verwaltungsrechts.    Strass- 
1886. 

Mdjnigerode  (Ludwig),  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Frage:  Was  ist 
Jukliz-  und  was  ist  Adininistrativsache?    Darmstadt  1835. 

MrPTKBJiAiKR  (Dr.  C.  J.  K.)  im  Archiv  f.  civ.  Praxis  IV  8.  305-370, 
Xn  8.  133—158  und  362-408,  XDl  S.  95—117,  XXI  8.  264—288,  XXII 
U"— 99,  XXm  S.  125—166  und  2&3— 300. 

McLBRT  (Amtsrichter),  „Die  Eiuschi-äukung  de»  Civilrechtaweges  durch 
icielle  Verwaltuugsfragen    nach    dem    in    Elsass-Lothringen   geltenden 
in  der  Jurist.  Zcitschr.  f.  Elsass-Lothringen  X  (1885)  8.  379—384, 
I,  461—469,  511-621,  XI  (1886)  S.  33— ri7,  89-96,  134—140. 
KxuMA2!N  (F.  J.),  „Das  öfientliche  Interesse  mit  Bezug  auf  das  Gebühren- 
Steuerwesen,    die    Expropriation    und    die   Scheidimg  von  Privat-  und 
iohMn  Recht"   in  Hirth's  Annalen  d.  deutschen  Reiches    1886  8.    356 
(»■4S0. 

Oppenhoff  (Th.  F.),  Die  preussischen  Gesetze  über  die  Ressortverhalt- 
iwischen  den  Gericliten  und  den  Verwaltungsbehörden.  Berbn  1863. 
Ffkiffsr  (B,  W.),  Praktische  Ausführungen  aus  allen  Theilen  der 
itscnschafl,  Bd.  I  S.  281-303,  H  S.  361-377,  HI  S.  181—435, 
201-280  und  521-561,  VI  S.  1-194,  Vm  S.  521-568. 
Pkizer  (Carl  v.),  I'eber  die  Grenzen  zwischen  Vci-waltungB-  und  Civil- 
ctc.  .Stuttgart  1828. 
P1.ANITZ    (G.  A,  Edler,  v.),   Justiz    und    Verwaltung.     Ein  Beitrag  zur 

Uung  der  Grenzen  beider  Gewalten.     Jena  1860. 
POuLMANS  (Dr.  Carl),  Ueber  das  Wesen  der  sog.  adroinistrativ-conten- 
^wun  Sachen  mit  besond.  Rücksicht  auf  Bayern.     Wiirabui^  1853. 
j         Pu2L  (Prof.  Dr.  J.),  Zur  Literatur  uud  Gesetzgebung  über  Verwaltungs- 
«tcbljpflegc.     Kritische  VierteÜahresachrift  IG.  Bd.  (1868)  S.  124—145. 
!         Phatobkvkra  (Dr.  Carl),   Ueber   die  Grenzlinieu   zwischen  Justiz-   und 
politischen   Gegenstanden  etc.    in   dessen  Materialien    für   Geselzkuiide   und 
|^ht«pfl«ge  in  den  österr.  Erbstaaten.     I  (1815)  S.  1—65. 

Pdchta  (Dr.  Wolfgang  Heinr.),  Beiträge  z.  Gesetzgebung  und  Praxis  des 
Grgerl.  Rechtärverfahrens.     Erlangen  1822  I  S.  202—281. 

RRaftUtaRROER  (Dr.),  Justiz  und  Verwaltung.  Krit,  Vierteljahressobrift 
Bd,  (1862J  8.  52—75. 
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hen^schende  Lehrmemung,  der  zu  Folge  alle  PoIi2eisachen  in 
Falle   den  Charakter  von  Justizsachen  annahmen,    wenn   es  de 
Mebei   um   strittige   Rechte   handelte*),   war  lediglich  ein  Ai 


RsDTKR  (F.  E.),  Die  Grenzen  der  streitigen  Civilgeriobtsboriceit  d.  pnran 
Gorichte.     Königaberg  1864. 

Sakwet  (Dr.  O.  V.),  Dos  oflentliobe  Recbt  und  die  Verwaltongsreditt- 
pflege,     Tübingen  1880. 

ScHÄFFLE  {^Prof.  Dr.),  Die  Ooncturenz  der  Oif;ane  des  St«ftUl«>l 
(Tübinger)  Zeitachrift  f.  d.  gcs&nunte  Staatswissenschail,  18.  Bd.  (U 
S.  520-60i>. 

Schmitt  (K.  J.),  Die  Grundlagen  der  Vcrwaltungsreohtsprechnng 
oonstitutionell-ninnarchisclien  Staate.     Stuttgart  1878. 

Stahl  (Friedrich  Jul.),  Rechts- und  Staatslehre  auf  der  Grundlage) 
Weltanschauung  2.  Abth.  Heidelberg  1866. 

Stemann  (D.  C.  V.),  „Ueber  die  Einsetzung  einet  Oerichtiiliofe»  t  Bff« 
liehe«  Recht"*  in  der  Zeit^chr.  L  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  in 
I  (1867)  S.  334—264. 

Struben  (David  Georg),  GWindl.  Ünlerricht  von  R^erongs-  o.  Jo 
Sachen.    Hildeaheiin  173B. 

WiOHTKR  (Carl),   Uober  Weiler'a  ,  Verwaltung  nnd  Juatiz"  in  der  Kn 
ZeitBchr.  f.  Rechtswissensch.  I  (1836)  S.  aß-I28. 

Weiler  (Freüi.  v.),  Uebor  Verwaltung  und  .Justiz  und  über  die  i 
linie  zwischen  beiden.    Mannheim  1826'. 

Weiäkl  {Dr.  G.),  Das  liadische  GeBeta  vom  5.  October  1863  nh<T 
Organ,  der  inn.  Verwaltung.     Karlandie  1864. 

Zachariab  (Dr.  Heinrich  Albert),  Deutsches   Staati-  und  Bundesreclit 
3.  AüH.     Göttiugen  1866. 

ZOpfl  (Dr.  Heinrich),  Grundsätze  des  gem.  deutschen  Staatsr..  6.  J^t^ 
Leipzig  1863. 

»I  Vgl.  Cramer,  Wetzlar.  Nebenstunden  I.Abth.  4§  l  S.  88:  «Pnlii 
Sachen  sind  wol,  an  sich  betrachtet,  kein  objectum  justitiae,  »Dbald  sie  »li 
conto ntios  geworden  siuJ,  sind  sie  unter  den  Justizsachen  enthalt^'n  unJj 
dfivolviren  an  die  höchsten  Reichsgerichte."     „Sie  sind  aber  pro  contentio« 
sobald  zu  holten,    als    ausser    dorn    politico   jurn    et   laesioncs  pari  im 
mit   in    consideration    zu    nehmen    sind."      Bkro    (Handbuch    de««    i«>^lt<w•)l^ 
Polizeyrechts  [i799|  I  S.  144  tt'.)    führt  in   dieser  Hinsicht  des  Nii 
dass  nicht  allein  tlio  Verletzung  wohlerworbener  Rechte,  »om: 
die    willkürliche    EiosohräTikung    der    natürlichen    Freiheit 
Unterthanen  von  Seite  des  Landesherni  die  Anrufung  der  JustizpewaU  r**li 
fertige.     Vgl.   auch  Häberlin,    Handbuch    des    teutschen  Staat-Mrvchls  (11 
n  §  2ft9  S.  468,  Strdbkn,  §  26  S.  176  ff. 
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des  Gedankens,  dass  in  dem  erwähnten  FnJle  die  Macht 
einzebien  Landesherren  durch  die  Reichsgewalt  in  die  gcbiiLreu- 
Sclirankeu  gewieeen  werden  müsse.  Dass  hiebei  an  die  Aus- 
ig einer  Rechtscontrolle  von  Seite  der  Grerichte  gegenübet- 
Akten  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  idcht  gedacht  wurtk-, 
geht  unter  Anderem  auch  aus  dem  Ujustaude  hervor,  dass  dio 
durch  die  Reichsgewallt  selbst  zugefügten  Rechtsverletzungen 
das  Substrat  einer  gerichtlichen  Klage  zu  bilden  nicht  geeignet 
waren*). 

Mit  der  Auflösung  des  alten  deutschen  Reiches  und  der 
spSter  durch  die  deutsche  Bundesakte  vom  Jahi*e  1815  erfolgten 
Anerkennung  der  Selbständigkeit  der  einzelnen  Territorien  ent- 
fiel der  bis  daliin  massgebende  Grund  der  Ingerenz  der  Gerichte 
iü  Polizeisachen.  Allein  der  bisherige  Rechtszustaiid  hatte  sich 
in  Deutschland  bereits  in  dem  Masse  eingelebt,  dass  die  Vei- 
Hicbe  einflussreicher  Juristen,  cUe  Judicatur  der  Gerichte  in 
Angelegenheiten  des  öffenthchen  Rechtes  auch  unter  den  geän- 
derten Verhältnissen  aufrocht  zu  erhalten,  auf  keinen  unfruchtbaren 
Boden  fielen. 

Als  der  Hauptrepräsentant  dieser  litterarischen  Bestrebungen 
erscheüit  B.  W.  Pfeiffer,  dessen  hervorragende  Stellung  in 
seinem  Heimathlande  (Kurhessen)  auch  auf  die  Entwicklung  der 


^  Lost,  Lehrbach  des  teutschca  Staatsrechts  (1803)  S.  263,  Stabi., 
8.<ö6,  GÖNKKR,  Handb.  d.  gem.  dentachen  Procesaes  I  S.  36.  Anders  hingegen 
Hrirler,  S.  32  Note  20.  Der  Gegenstand  erheischt  überhaupt  noch  eingehende 
Wrtoriiche  Studien,  welche  holTcutlich  durch  die  jüngste  Prcisaiiaschrcihung 
li«  Caivcrsität  zu  Greilswald  eine  intt-usivc  Förderung  erfahren  werden.  Hier 
i*na  dieser  interessante  Gegenstand  nur  gestreift  werden;  was  dii>  Gerichte 
'•inzelnen  Territorien  anbelangt,  wäre  in  jedem  einzelnen  Falle  «t^its  noch 
I tuiturHuclieu ,  ob  das,  was  man  hier  und  da  als  „Gericht"  bezeichnete, 
thatMchlich  im  Sinne  unserer  heutigen  Terminologie  als  solches  zu 
chtpn  wäre,  und  ob  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den  betrcffen- 
«i«i  Aemlem  und  den  oft  mit  concürrenter  Jurisdiction  ausgestatteten  (vgl. 
SäTOb«,  8. 8,  127)  „Cantzleyen",  „Kammeru*',  „Deputatiooeü"  uod  sonstigen 
911^00  bestand. 
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Gesetzgebung  in   der  angedeuteten  Bichtimg  nicht  ohne  Einflus 
bheb.      Ihm    scheint,     diiss    der    chai-akteristische     Unterschie 
zwischen  Justiz-  und  Polizeisachen  ihirin   ei"blickt  werden  mü 
dass  die  Enteren  eine  Entscheidung  über  eine  Verletzung  de^ 
Privat-Rechtszustandes    vom    Standpunkte    der    Gesetz] 
mässigkeit  erheischen,   während  es  sich  bei  Letzteren  am  eii 
im  Interesse  des  Gemeinwohles  vom  Standpunkte  der  Zweck- 
mässigkeit zu  treffende  Vei-fugung   handle*).     Auch   MrrrEK- 
MAIER  stimmt  im  "Wesen  mit  diesen  Ausführungen  überein,  wena- 
gleich  wir  in  seinen  zahlreichen,   diesen  Gegenstand  betreffemlcn 
Schriften   mitiuiter   die  conse^iuente  Durchführung  eines  einheit- 
lichen Princips  vermisaen  *). 

Von  den  zalüreicheu  Schriftstellern  der  vorniärzüchen  Pe- 
riode, welche  dieselben  Bahnen  einschlugen,  nennen  wir  ins* 
besondere:   Minnigerode "),   Nibler'),   K,  Wächter'),  W.  H. 


*)  InsbcBOudere  HI  S.  190. 

*)  Dor  von  ihm  fonnulirto  Satz  (XII  S.  405) :  „Ueberall  ist  Jiutizt 
vorhandea,  wo  es  bei  eiuer  beliauptctcn  Rechtsverletzung  auf  die  Afl-j 
Wendung  eines  GeBctzcs  ankömmt,  unter  welches  der  streitige  Fall  sabi 
woj'dcn  kaim,  sobald  nur  diea  GeaetK  den  Charakter  hat,  eine  Norm  ewisJum 
Staat  und  Bürger  zu  begründen,  oder  die  Absiebt  hat,  auf  eine  bleibend« 
Weise  die  Rechte  der  Einzelucn  zu  regnlir*.«n'*  erscheint  schon  hu«  den 
Onmde  unhaltbar,  weil  hier  die  Entscheidung  der  Conipetenzfrage  von  Mo 
montcn  abhängig  gemacht  wird,  die  erst  bei  der  meritalen  Entscheidung  it 
Betracht  kommen  können. 

•)  a,  a.  O.  S.  82:    „So   oft  Streit  über  die  Frage  entsteht,  ob  Recht 
die  Jemand  in  Anspruch  nimmt,  ihm  wirklich  zustehen?  ob  diese  Recht«?  ve 
letft,  und  wie  sie  wieder  herzustellen  seien?  hat  der  Richter  zu  entscheiden,! 
und  alle  diese  Angelegenheiten   sind  daher  insoweit  Justizsacheu.* 

0  Arcb.  f.  civ.  Praxis  III  (1822)  S.  374-398:  „Reclitssachen  sind,  wu 
aas  bestimmten  positiven  Civügcsetzen  der  Unterthan  sich  ein  Recht  for 
seinen  Privatrechtskreis  dergestalt  anci^pien  kann,  dass  dieses  einen  blribeo- 
den  Theil  seines  Eigenthums  ira  allgemeinen  Sinne,  m.  a.  W. ein  erworbene» 
Recht  büdet"  (S.  375.  377.) 

■)  Justiz;  und  Polizei  haben  nach  Ansicht  K.  WicHTKa's  alierdirvL'« 
beide  ein  gemeiuBcballlichea  Ziel ,  nämlich  Rechtssicherheit  inn«:!  'lalh 
des  Staates,  doch  sei  die  Thätigkuit  der  Justiz  zutlicileudor,  die  der 
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TCHTA  »),    FeüERBACH  "»),   REYSCflKlt ' '),   Su.V.  JORDAN  '*),   K,  S. 

Iacoariae  "),  RüDiURT  '*),  ZöPFL  '^)  lind  H.  A.  Zachariak  •*). 


i  biug^eo  präventiver  Natur  (S.  108).  Unbegründet  aei  es  daher, 
fiechtaverlctztiDg,  welche  der  Staat  den  Ehizelaeu  zugefügt,  anders 
n  behandeln  als  Rechtsverletzungen,  welche  eich  im  Vei'kehre  der  E  i  n  - 
leinen  unter  einander  ereignet  haben  (S.  109), 

")  Allerdings  gibt  Püchta  ?ai,   dass   im  Falle  der  Collision  von  Privat- 
rtehten   mit  der  Staatf^gewolt  der  Richter  bei  Abgang  sok-lier  Vorscliriftcu 
d(«  bürgerlichen  Rechts,  nach  welchen  die  Gesetzmäasigkeit  der  Regierungs- 
hudlangen  beurtheilt  werden   könnte,    nicht  direkt   inter\'cnircn   könne; 
m  einem  solchen  Falle  sei  aber  ein  richterlicher  Ausspruch  über  die  E  n  t  - 
«ebidigang  allerdings  zulässig  (S.  228,  229,  278],    Niclit  ganz  verständ- 
lich erscheint  der  Ausspruch,    dass    der   Richter   dort,    wo   es   sich  um  das 
öffentliche  AVohl  handle,  ein  Gesetz  nicht  anwenden  könne,  welches  auf  diesen 
l'ill  nicht  pa«8t  (S.  227),     Kann  denn  der  Richter  überhaupt  ein  Geaetz  an- 
»«ndi'Ji,  welche»  auf  den  ihm  vorliegenden  Fall  nicht  paast? 

'*)  a.  a.  0.  n,  S.  3:  ,Alle  Streitsucheii,  welche  Rechte  im  Innern 
Staate«  mm  Gegenstände  haben,  auf  was  immer  für  einem  Titel  diese 
itc  beruhen,  zwischen  was  immer  fiir  Personen  diese  gcUun,  aiif  wns 
anmer  fiir  Verhältnisse  diese  sieh  beziehen  mögen,  sind  JustiÄsachcn 
und  gehören  ihrem  ganzen  Umfange  nach  vor  die  Gerichts- 
kdiÖitlen-"' 

")  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft  11 
&  159-164. 

»)  Versuche  über  allgem.  Staatsrecht  (1828)  VH  §  10  S.  263. 
")  Vierzig  Bücher  vom  Staate  JH,  S.  27:  „Eine  Rechtssacho  ist  aii 
•idi  ein  Streit  über  ein  Recht,  inwiefern  sie  eine  vollziehbare  Entscheidung 
Wwciikt.'*  Eine  Ausnahme  von  der  Regel,  derzufolge  alle  Rechtsstreit ig- 
kritco  vor  ilie  Gerichte  gehören,  will  K,  8.  ZIachaäiae  nur  fijr  Xotbfalle 
inln«tti.  Allerdings  erfährt  der  Begriff  des  Nothstaudes  eine  stark  cxtcusivo 
.Widmung,  indem  es  z.  B.  als  zulässig  erklärt  wird,  dass  Stcuorsnchen 
der  Competcn«  der  Gerichte  entzogen  werden,  weil  die  Langwierigkeit 
<1<»  jcrichtliehen  Verfahrens  in  derlei  Sachen  mit  dem  öfiFentücheu  Wohle 
k«ine>weg8  verträglich  wäre  (S.  30). 

'*)  L'eber  die  Verwaltung  der  Justiz  durch  die  administrativen  Behör- 
iIm  ^Wii^xbu^g  1817)  S.  22  ff. 
»)  a.  a.  O-  n,  §  4o0,  S.  575. 

'•)  o.  tt.  O.  U,  §  148,  S.  94:  „Eine  Rechts-  oder  Justizsache  ist  im 
AHjfemcinen  überall  anzunehmen,  wo  es  sich  um  das  beatriltcne  Dasein  oder 
ita  Umfang  eines  Rechts  im  subjectiven  Sinne,  um  die  uutbweudigen 
Vonuiwetzungen  seiner  Ausübung  oder  um  die  Bestimmung  der  rechtlichen 
Tolga  einer  GesetEesvcrletzung  handelt." 
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Es  iflt  selbstvei^ständlich,  dass  die  Insdtutdon  der  Ver 
tungsgerichto  an  den  eben  gedachten  Schriflstellern  energi 
Widersacher  fand.  Sollten  ja  doch  der  dargelegten  Ansicb 
Folge  alle  Angelegenheiten,  bei  denen  es  sich  um  stinttige  R( 
handelte,  als  reine  Justizsachen  anzusehen  sein,  während  in 
gelegenheiten  der  reinen  Verwaltung,  wo  die  Rechtsfrage  4 
Spiel  bHeb,  Niemand  daran  dachte,  das  freie  Ermessen  dei 
lizeibehörden  irgendwie  einzuschränken.  Alle  Rechte  im  si 
tiven  Sinne  des  Wortes  (Rechte  der  Privaten)  wurden  als  P 
rechte  angesehen  und  die  Competenz  fiir  alle  Streitigkeiten 
behauptete  Verletzungen  derselben  den  ordentlichen  Q^ 
vindicirt.  " 

Von  anderer  Seite  wurde  jedoch  gegen  die  Richtigkei 
hier  vorgetragenen  Sätze  heftiger  Widerspruch  erhoben.  J 
Gönner  ^^)  hat  darauf  hingewiesen,  dass  allerdings  eine  boj 
tete  Rechtsverletzung  unerlässliche  Bedingung  der  AnmÜBO 
Richters  sei,  dass  jedoch  hieraus  noch  keineswegs  die  Zl 
digkcit  des  Richters  zur  Verhandlung  aller  Streitigkeiten 
verletzte  Rechte  gefolgert  werden  könne  ").  Pfizer  ")  fiUu 
Näheren  aus,  dass  die  Rechte  und  Pflichten  der  Staatsbürge 
dem  Staatsvertrage  (d.  l  dem  contrat  social  im  Sinn< 
Rousseau'schen  Theorie),  insoweit  sie  aus  dem  Unterthanl 
hältnisse  entspringen,  dem  Urtheile  des  Richters  aus  dem  G 
nicht  unterworfen  werden  können,  weil  der  Herrscher, 


adaS 


*^  Hamlk  des  gem.  deutschen  Proc.  2.  Aufl.  II,  S.  39  und 
Staatürecht  §  803,  S.482. 

'")  Ällerdinga  atebt  Gönnbr  noch  auf  dem  iStandpunkte  det  I 
deutschen  ReichsvcrfaBsung  und  erWärt  es  von  diesem  Standpunkte  ( 
anentscheidend,  ob  die  Rechtsverletzung  vom  Staate  oder  von  einem  Pi 
zugefügt  wurde  (Staatsrecht  §  303  not.  m.);  er  erkennt  jedoch  gleic 
au,  dass  nach  allgemeinem  Staatßrcchtu  die  Juntizgewa^t  auf  Sl 
ketten  der  Bürger  über  ihre  PrivatrechtaverhältniBSe  beschränkt  sd  (1 
8.  22,  23)  und  erklärt  eich  gegen  die  Absorption  aller  übrigen  6«< 
durch  die  richterliche  Gewalt  (S.  76), 

")  a.  a.  0.  §  13,  S.  2a. 
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Dritten  (dem  Richter)   die   Macht  einräumen  würde,   über  diese 
Verhiütnisse  ein  Urtheil  zu  fallen,   aufhören  würde  Herrscher  zu 
KD,  und  weil  es  ein  Widerspruch  wäre,  wenn  der  vom  Herrscher 
teilte  Richter    die    ihm   eingeräumte  Macht   dazu  gebrauchen 
wollte  I  um  gegen  seinen  eigenen  Mandanten  Recht  zu  sprechen. 
Zitreffender   hatte  jedoch  bereits  früher  W.  J.  Behk"*')  darauf 
hingewiesen,   dass  eine  ControUe  der  Verwaltungsakte  durch  die 
Gerichte  aus  dem  Grande  unmöglich  sei,  weil  bei  solchen  Hand- 
iuogen,   die  eine  Verwaltungsbehörde  als  Organ   der  Staatsver- 
waltung Torgenommen  habe,  weder  ein  geeignetes  Objoct,  noch 
geeignete    Subjecte    des    gerichtlichen    Verfahrens    vorhanden 
seien,  denn    „keineswegs  so   oft  an  einem  vom  Staate  zu  behan- 
(lebden  Objecte  eine  rechtliche  Rücksicht  überhaupt,   sondern 
wtr  dann,  wenn  dabei   diejenige  besondere  Art  rechthcher 
Rucksicht  eintritt,   welche   die  eigenthümliche  Art  der  Rücksicht 
tiw  CivUjustiz  auf  den  Staatszweck   ausmacht,    ist   dasselbe  auch 
zum   Ressort   der   Civiljustiz   wirklich    geeignet."     In    ähnlichem 
Sinne  wie  Pfizer  sucht  auch  Weiler'*)  die  Einschränkung  des 
Wirlning^kreisL'S   der  Gerichte   auf  das  Gebiet   des  Privatrechtes 
zu  rechtfertigen,  zu  welchem  Behufe  er  bestrebt  ist,  die  Grenzen 
Jwischen  dem  Privatrechte  und  dem  üftenthcben  Rechte  möglichst 
genau  festzustellen.     Des  Weiteren    sind    als   Gegner    der  Judi- 
cahir  der  ordentHchen   Gerichte  in  Angelegenheiten   des   öffent- 
lichen Rechtes  hervorzuheben:  Füxke"),  Eif4EN«RODT*"),  PöUL- 
>UHir**),  O.  Kühn"),  Rotteck ^•')  und  Moiil^'). 


")  a.  a.  0.  §  419,  S.238  ff.  ")  a.  a.  O.  S.  12  ff. 

")  R.  ft.  O.  8,  39  ff.  ")  8.  a.  O.  8.  26  ff. 

•*)  Eigenthümlich  ist  allerding»  die  Art  nnd  Weise,  wie  PöHLMAim  seine 
Auflebt  zu  begründen  sticht.  Er  kann  sich  nicht  von  der  Anschauung  los- 
nuchen,  als  oh  die  Gerichte  hcrufen  wären,  alle  erworljteneo  Rechte  zu 
«chUtjccn,  allein  er  bestreitet  ühcrhaupt  den  Bestand  öffenthcher  Rechte  im 
»objcctiven  Sinne  des  Wortes,  insofern  diese  Rechte  jemand  Anderem  als 
dem  Staate  zustehen  sollen.    Der  Einzelne,   der  ixn  Gebiete  des  öffentlichen 

") — ")  siehe  folgende  Seite, 
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Die  Entwicklung  iler  Gesetzgebung  wurde  in  DeutschW 
von  diesem  Streite  der  Lelirmoinungen  niir  in  sehr  geringem 
Masse  beeinflusst.  Lediglich  in  Baden  und  Kurbessen  kam  e» 
zeitweilig  zur  Anerkennung  einer  Judicatur  der  ordentlichoi 
Gerichte  in  Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechtes,  doch  erhidl 
es  hie  von  bald  wieder  sein  Abkommen  **).  Dagegen  scheint  es, 
dass  der  moralische  Sieg  in  ilieseni  harten  Strausse  sich  ai% 
acbiodeu  an  Pfeiffer's  Fahnen  heftete,  denn  unter  den  feierliclä 
prodamirten  Grundsätzen  der  deutschen  Reichsverfassung  wn 
28.  März  1849  tinden  wir  (art.  181)  auch  den  lapidaren  Sstzi 
„Alle  Verwaltungsrechtspflege  hört  auf,  über  alle  Rechtsver 
letzungen  entscheiden  die  Gerichte," 

Trotzdem  blieb  es  aber  nach  wie  vor  beim  Alten.  Die  i| 
der  früheren  Reichsverfassung  begründete  Ingerenz  der  Grerichtt 
in  Pohzeisachen  wai*  mit  Auflösung  des  alten  deutschen  Reichl 
in  Wegfall  gekommen,  und  eine  neue  Anordnung,  welche  dci 
Gerichten  eine  über  das  Gebiet  der  Civil-  und  Stra^ustiz  hinauf 
reichende  Wirksiinikeit  eröffnet  hätte,  kam  nicht  zu  Stande. 

Andererseits  wui-de  es  jedoch  immer  mclir  klar,  dass  äsi 
Institut  der  Ministcrverantworthchkeit,  von  dem  man  sich  früliei 
so  Vieles  versprochen  hatte,  uranöglich  genügen  konnte,  dil 
Gl-esotzmässigkeit,  geschweige  denn  die  Billigkeit  aller  Verfiigungea 
der  Verwaltungsbehörden  zu  verbürgen,  dass  viebnelir  in  iliesei 
Hiusiciit  eine  andere  Abhilfe  geschaffen  werden  müsse.  Ueber  <ü« 
Art  und  Weise,  wie  dies  zu  geschehen  habe,   entbrannte  jedocli; 


Recht»  die  Aufrechterbaltung  der  Rechtsordnung  anstrebt,  sei  kein  BoreclP 
tigter  im  wahren  Sinne  des  Wortes,  «ondcni  lediglich  ein  Dcnuuciwti 
der  an  der  Bfohachtung  dea  Gesetzes  ein  Interesso  habe  (S.  24). 

'*)  In  der  (anonymen)  Schrift :  „Das  Wesen  der  deutschen  Adnuni«tr»tit' 
Justiz.  Qresdeu  und  Leipzig  1843.  ' 

^)  Art.  „Jusüz"*  ira  Staatslexicou  (3.  Aufl.)  VUI,  S.  716—738. 

")  Staatsr.,  Völkerr.  und  Politik  ü,  S.  503,  Aum.  1  und  m,  S.  40fl| 
£ncyclop.  d.  Staatswiss.  §  35,  Anm.  5. 

••)  Vgl.  PöttLMANN,  8.  7. 
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|der  alte  Streit  von  Neuem.     Von  Einigen  wurde  die  Pfeiffer'- 
[«che  Lehre  wieder  aufgegriffen   und  nur  insofern  in  eine  wissen- 
schaftlich correctere  Form    gekleidet,  als  die  gcsammte  Recht- 
sprechung,   sowohl    im    Gebiete    des    privaten,    als    auch    des 
öffentUchen   Rechts   den   ordentlichen  Gerichten   vindicirt   wiirde. 
Es  wurde  zugegeben,  dass  für  die  Verwaltung  keineswegs  —  wie 
früher  angenommen  wurde  —  ausschliesslich  Rücksichten  des 
Staätswohles  und   der  Zweckmässigkeit  massgebend   seien,    allein 
es  vnrde  daraul'  hingewiesen,  dass  keine  genügenden  Gründe  vor- 
liegen, eine  vom  Staate  anlässhch  der  Ausübung  seiner  Hoheits- 
rechte begangene  Rechtsverletzung  anders  zu  behandeln,  als  eine 
Eechtsverletzmig,    (he    sich    der   Einzelne    bei   Besorgung    seiner 
Priratangelegeidieiten    zu   Schulden    kommen    Hess.     Das   Wesen 
des  Rechtes  bleibe  dasselbe,  mag  es  die  Sphären  der  einzelnen 
IncÜTidaen   oder  jene   des   Staates   abgrenzen;    es   könne   daher 
kanem  Anstände  unterliegen,   die  Feststellung,  was  im  concreten 
Wie  Rechtens  sei,   einem  Organe  zuzuweisen,    ohne  Rücksicht 
darauf,  welcher  Art  das  Verhältniss  sei,  über  welches  der  richter- 
liclie  Spruch    begehrt    wurde.     Die    Vertreter    dieser    Richtung 
halten  sonach   eine   abgesonderte  Yerwaltungsrechtsp rechung  ent- 
weder für   ganz   überflüssig   oder  wollen  seihe  doch  niu*  in  sehr 
l>e«cliränktem    Masse    als    solche    besondere    charakterisiren.     So 
*iU  insbesondere  Seydel  *')  keinerlei  Unterschied  z^vischen  den 
Streitigkeiten  des  öffentUchen   und  jenen    des  Privatrechts  aner- 
kennen, währen  Stengel'^)  für  erstere  wenigstens  die  Einführung 
eines  liesonderen  Verfahrens   vor   den   ordentücheu   Gerichten 
vorschlügt.     Bähr^')  erhebt   zwai-   gegen   die  Errichtung  eigener 
V<;rwaltuDgsgerichte  keine  Einwendung,  wünscht  jedoch  nicht,  dass 
*^lbe  von  den  Civilgerichten  völlig  getrennt  werden,   wcsshalb  er 
I    'fäiigstens  für   die    höchste    Instimz  die  Concentration  «k^r  ge- 
W'^ 

")  Grundzüge  einer  allg.  Staatslehre  (1873),  S.  77  flf. 

")  Hirth's  Armalen  des  dcutscli..ii  Reichs  1875,  S.  13M— 1379. 

")  Der  Rtjchtsstaat  (1864),  S.  ti9  ff. 
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sammten  Rechtsprecliung  befürwortet.  Schmitt"')  will  besond 
Verwaltungsgerichte    nur    für   die    Dauer    eines    Uebergangs 
st.'idiuniB  zugestehen,    behauptet  jedoch,    dass   mit  der  Zeit  die 
Erkenutniss  von  der  Einheithchkeit  des  Rechtes  auch  zur  Einheit- 
lichkeit  der   Rechtsprechung   führen   müsse.     Mit   ihm    stimmen 
auch  Gareis  *^)  und  Heyssler  im  Wesentlichen  überein.    Schliess- 
lich ist  dieser  Gmppe  von  SchriftsteUern  noch  Stein  anzureihen^ 
der   wenigstens   in   seinen  früheren  Publikationen^*)   die  Verwal- 
tungsbeschwerde  auf  den  Fall  beschränken  will,    wenn  Jemandes    , 
Interessen  durch  eine  instructionswidrigc  Verfügung  eineiJ 
Adnünistrativorganes  verletzt  wurden,    während   wider  alle  wirk-    " 
liehen  Rechtsverletzungen,   die   durch   administrative  Akte   zu- 
gefügt wurden,  im  Wege  der  gerichtlichen  Klage  Abhilfe  gesadtt 
werden  könne. 

Dementgegen  wollten  Andere  das  gewünschte  Ziel  durT' 
Reorganisation  der  Verwaltung  selbst  erreichen.  Wcrdei 
ihrem  Antrage  zufolge  in  der  Verwaltung  selbst  genügend« 
Recbtscontrollen  aufgerichtet,  so  erscheine  es  überflüssig 
den  Gerichten  Angelegenheiten  zu  übertragen,  lUr  welche  selb« 
weder  den  Beruf  noch  auch  das  nöthige  Verständniss  besitz« 
Schon  Stahl  '*)  hatte  die  Nothwendigkeit  betont,  der  Venvaltmii 
ihre  Selbständigkeit  zu  wahren;  es  war  jedoch  von  demselbe 
gleiclizeitig  hervorgehoben  worden,  dass  auch  die  Verwaltung  sict» 
vom  Boden  des  Rechtes  und  Gesetzes  nicht  entfernen  dürfe  5 
von  St.vhl  rührt  bekanntlich  der  in  der  Folge  typisch  geworden  ^^ 
Ausspruch  her,  dass  im  Gebiete  der  Rechtsprechung  das  Reclm't 
der  ausschliessliche  Massstab,  im  Gebiete  der  Verwaltun^l 
dageg^i  die  unüberschreitbare  Grenze  sei").    Schäffle")  b^— 

"J  a.  a.  0.  S.  121. 

|[)  SiXTrsCB'   Zeitachr.   f.   Verwaltungsrechtspflege  II    (1878).   S.  41 
bis  476. 

»*)  Ii»l»e».  Verwaltungslebre  L  Thofl,  1.  Aufl.  (1868). 

*•)  a.  a.  O.  S.  669,  670. 

**)  Ebesd.  S.  609.  "0  a.  ».  O.  &  SM-fiM, 


gründet  durch  seine  grundlegende  Idee,  derzufolge  die  Organe 
Staatslebens   ihre  Functionen    keineswegs   auf  Grund    einer 
mechanischen  Arbeitstheilung,  sondom  im  Gmnde  einer  orga- 
nischen   Concun-enz    zu    erfüllGn    haben,    die    Forderung    der 
Trennung  der  Verwaltung  und  Justiz  nach  Massgabe  der  Gleich- 
werthigkeit  Beider  und  Errichtung  eigener  Verwaltungsgerichte  zur 
Erledigung  jener  Angelegenheiten,  für  welche  Garantieen  unpar- 
teiischer Beurtheüung  geschaffen   werden   müssen,   olrne   dass  es 
möglich   wäre,    selbe  aus  dem    Gebiete    der   Verwaltung   auszu- 
scheiden.    Die  Errichtung  eigener  Verwaltungsgerichte  wird  auch 
Ton  PÖZL  ■*)  lebhaft  befürwortet,  indem  er  daiauf  liinweist,   dass 
die  Uebertragung  der  Verwaltungsrechtsprechung  an  die  ordent- 
lichen Gerichte   in  unseren   Tagen,    wo  öffcnthche  Rechte   nicht 
Bek  in   den  Formen  des  Privatrechtes   erworben  werden,    rein 
ögUch    sei.      Die    Thätigkeit    der   Verwaltungsgerichte    habe 
sich  auf  strittige  Rechtsfragen  zu  beschränken,    auch  sei  die- 
»ibe  auf  privatrechtliche  Streitigkeiten   nicht   auszudehnen, 
tssgenommen,  Letztere  seien  durch  die  positive  Gesetzgebung  den 
Vcmaltungsbehörden   zugewiesen   und   eine    Rückverweisung  der- 
h&i  an   die  Gerichte  unthunlich.     Unter  den  Anhängern  der 
erwaltungsgerichtsbarkeit  sind   ferner  zu   nennen :    Gessler  '"), 
OtUEH*«»),  E.  Meier*')  und  Sakwey  *-). 

Ja  man  ging  noch  einen  Scliritt  weiter  und  stellte  die  For- 
denng  auf,  dass  nicht  nur  die  Gesetzmässigkeit,  sondeni 
web  die  Billigkeit  der  Entscheidungen  der  Verwaltnngsbehrtr- 
d«,  die  Einhaltung  eines  gerechten  Massstabos  bei  der  Ab- 


")  a.  a.  O.  S.  125—137,  140. 

•)  a.  a.  0-  S.  719-761. 

S  In  BuHREND^B  Zeitflcbr.  VI  Bd.  (1872)  S.  136-lW. 

•')  HOLTZENDOBFF,  Encyclop.  I  (3.  Aufl.),  S.  948— WiO. 

'*)  a.  a.  0.  §  8,  8.  81  ff.  Eiuc:  cigoinüiümlicbe  Kiusc-hriinkujig  der  Vcr- 
*>HoagigericLt8l)arkeit  —  nämlich  auf  strittige  Enleigniin;;iifru>»i'ti  —  In-fiir- 
»wt«l  PüRQOLü  ini  Arcb.  f.  prakt.  Recbtswiss  N.  F.,  7.  Ud.  (1870)  H.  108 
bu  183. 


—     254     — 

wägung  der  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Intei 
die  Institution  der  Venvaltungsgerichto  verbürgt  werdeJ 
Idee,  von  der  wir  Anklänge  schon  bei  BLUNTScniii  *')  fiiK 
insbesondere  in  Gkeist  einen  geistreichen  Vei'treter  geiui 
Die  best«  Garantie  einer  derartigen  gerechten  Zutheilung  ^ 
die  Yeraaltung  erblickt  Gneist  in  der  Stellung  der  mit  ^M 
waltnng  betrauten  Personen,  insbesondere  in  der  entspreSH 
A'rrtrctung  des  autonomen  Elementes  in  den  einzelnen 
waltungsinstanzen.  Auch  der  12.  deutsche  Juristentag  bat 
Jahre  1874  in  einer  Resolution  seine  Ueberzeugung  de 
gesprochen,  -dass  es  zur  Aufrcchterhaltung  des  öffei 
Rechtes  in  Deutschland  neben  den  ordenthchen  Gerichten  l 
©ines  ergänzenden  Systems  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Filllc  einer  rechtswidrigen  oder  ungerechten  Ausül 
»Staatshoheitsrechte  bedarf."  In  ähnlichem  Sinne  äuse 
auch  Gerber**),  und  von  österreichischen  Schriftstellern 
FELI>  *^)  und  Korb  "). 

Wälirend  die  Ausfiihiiingen  der  Schriftsteller  dc 
gedaditen  Richtung  auf  die  Gestaltung  der  Gesetzgt 
Deutschland  abennals  nahezu  ohne  Einfluss  bUeben,  indem" 
abgesehen  von  dem  preussischcn  Gesetze  vom  24.  Mai  1861  fl 
die  Erweiterung  des  Rechtsweges  —  nirgends  gelang,  d^ 
richten  eine  Judicatur  in  Verwaltungssachen  zu  vindicirei 
ihre  Gegner  bald  nicht  unbedeutende  Erfolge  zu  verze« 
Der  mit  Gesetz  vom  5.  October  1863  in  Baden  erfolgten  1 
Inliiung  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit*")  folgte  bald  auch 
anderen  deutschen  Staaten   die  Errichtung  eigener  Verwaltoi 


")  Kritische  Vierteljaliresachrifl,  6.  Bd.  (1864),   S.  263—971;  ADj 
Staatsrecht  11,  Ü.  242—247. 

**)  Gmndzüge  des  deutschen  Staatsrechts  (3.  Aufl.),  8.  188. 

**)  Verwaltunefsg'crifihtshQf  und  Vßrwaltungarefonn  (Wien  1875),  S, 

*«)  Ocatcrr.  ZoitHchr,  f.  Vcrwaltunp;  1873,  No.  15  ff. 

*'')  Vgl.  hitTÜber  in8l)es.  Wkizkl  a.  a.  0.,  dann  Wielaxdt  in 
Zeitschr.  I,  8.  369-378. 
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gerichte**),     Dass   die    Einfiihnmg   einer    blossen    Reclitscon- 
trolle  in  strittigen  Verwaltungssachen  leicliter  zu  bewerkstelligen 
war,   als   die  GNEiST'scIion  Reformen,    wird  iliircb  die  Thatsachc 
bestätigt,   dass   sich   das    badische  System   im  Wesen   bis   heute 
ttiiTcrändert    erhalten    und    gut    bewahrt    hat  *") ,     während    die 
preussische  Kreisordnung  vom  13.  December  1872  seither  die 
imitinigfaltigaten   Umgestaltungen   erfahren  musste.     In   Oester- 
reich  beschränkt   sich   die   mit  Gesetz    vom    22.  üctober  1675 
«lugefiihrte  Verwaltuiigsrechtsprechung  auf  die  lleberprüfung  der 
Rechtsfrage  in  den  im  administrativen  Wege  bereits  ausgetra- 
gen«! Verwaltungssachen  durch  einen  einzigen,  als  Cassations- 
iiistanz  fungii-endeu  Verwaltungsgerichtshof  *"). 

Als   chandcteristische  Merkmale   der  liier   berührten  Listitu- 
tioiieu  gegenüber  der  französiscben  \'ei'\\altungsgerichtsbarkeit  iat 

RBrseits  die  Unabhängigkeit  und  Unabsetzbarkeit  der  deutscheu 
d  österreichischen  Richter  in  Verwaltungssaclien "'),  andererseits 


*•)  Ueber  das  württemberg'sche  Gesetss  vom  16.  Dezpmher  1B7Ö, 
durch  welches  gleichzeitig  einige  bisher  Btrittig  gewcBene  Agenden  defioätiv 
Jeu  fterichteu  stiigewiescn  WTirrlen,  vgl.  insbcs.  ScHLAYKR  in  H artmann 'fl  Zeit- 
•clirifl  VI  (1880),  S.  97—126,  291—307;  über  das  bayerische  «csetz  vom 
**•  August  1878  in»be8.  PüZL  in  Hamitfich'  Zeitschr.  f.  VerwaltungsrcchUi- 
||%'  n  (1878),  S.  317— 337,  dann  Müller  m  Hartmann's  Zeitscbr.  V  (1879J, 

üioofl: 

**)  Die  Behauptung  Pözl's  (S.  138),  dass  die  hadischcn  Verwaltungs- 
auch  über  Fragen  der  Zweckmässigkeit  iiiul  des  üffcriHiclieii  Wnhk« 
liddon  haben,  beruht  aof  einem  Irrthum.  In  dea  im  §  6  de»  Ge- 
*I«M  vom  6.  Od.  1863  erwähnten  Füllen  entacheidel  der  Bezirksrath  nicht 
*l»6iTicht,  sondern  als  Ve  r  w  a  1 1  an  gsli  eh  örd  c  und  die  Berufung 
K»ht  nicht  an  den  obersten  Verwaltuug8gericht»hof,  sondern  an  das  Mini- 
•Urium.      Aehnlich  irrt  auch  a.  a.  O.  Orlzen  8.  142. 

**J  r>ie  zaldreiche  aus  diesem  Anlasse  erstandene  und  nicht  durchwegs 
^^xjrtbarc  Ltttcrator  kann  als  für  den  (Gegenstand  dieses  Aufsatzes  irrelevant 
_«tt  übergangen  werden. 

»')  Der  Vorschlag  Jolly's  (Zeitschr.  f.  d.  gea.  Staatswiss.  84.  Bd.,  8.  605), 
"ä  Erkenntnisse  der  Verwaltungagerichte  der  Bestütiguiig  des  LandesbRim 
*>  oulerwerfen,  f»der  wenigstens  dio  Absetzbarkeit  der  Verwaltungsrichter 
"iinuprechen ,  hat  mit  Becht  keinen  Anklang  gefunden. 
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der   Umstand   hervorzuheben,   dass  eine  Ausdehnung   der 
somkoit  der    Verwaltungsgerichtc   auf   rein    privatrecbtlicb^ 
Streitigkeiten    liier    nicht    stattgefunden    hat    und    auch    ?c 
Niemand  befürwortet  worden  ist"), 

U. 

Das  Ergebniss  unserer  bisherigen  Darstellung  war  insofern   I 
ein  negatives,  als  wir  constatirton,  dass  die  auf  Ausdehnung  der 
Oompetenz  der  ordentlichen   Gericht«  auf  die  gesammte  Eechl 
sprechung  gerichteten  Bestrebungen  keinen  Erfolg  hatten,  indenrl 
im  Gegentheile  die  crfürderlicheu  Rechtscontrollen  in  der  Ver 
waltung   selbst   hergestellt   wurden,    der   Wirkungskreis  di 
Gerichte   daher  von  der  Verwirkliclmng  der  erwähnten  "Befonn 
bestrc'bungen  im  Allgemeinen  uubeeiuflusst  blieb.    Dass  die  Di 
diesen  Verlauf  nehmen  werden,  konnte  mischwer  von  Jenen  Tor 
ausgoaehen   werden,   welche   bedachten,    dass  eine   mit  seil 
diger  Executive  ausgestattete  Verwaltung  einer  Ueberprüfiing  ihrer 
Massrogoln  durcli  die  ordentlichen  Gerichte  niemals  zustimme 
werde,   und    welche  sich  gleichzeitig  vor  Augen  liielten,  dass 
Vornahme   einer   solchen  Ucberprüfung   in  den  Rahmen   ur 
gericlitlichen  Verfahrens   gar  nicht  passen  würde,   weil  ganz 
gesehen   davon,   dass  hier  die  Verliandlungsmaxime  nicht  dt 
wcgs   anwendbar    ist,   der    Venvaltungsbehördo    als   solcher 
Processfähigkeit  im  bürgerlichen  Rechtsstreit  zur  Gänze  abgeht" 


")  Die  Frage,   inwiefern   die   bisherige   (»usnahnisweise)  IngereuK 
üer'ichte  in  VerwaltiingHBachon  in  ProuBsen  durcli  Einrührung  der  V« 
waltuujTHficviclitsbarkeit  eingescliränkt  wuixle,  war  früher  streitig,  ist  je 
jetzt  durch  §  160  dc&  Zustäudigkettsgcsotzes  vom  l.  August  1883  im  )H-i>i>ipi 
den  SiuDe  entscliieden  worden. 

")  Mau  vgl.  hierüber  iuahcs.  BüFP,  S.  306.     Die  Processfiihigkeit  a< 
Fiskus  kümmt  hier  natürlich  nicht  in  Betracht.  Ganz  unzulänglich  crschdfl 
hingegen  das  vielfach  geltend  gemachte  und  von  EiESSLma  (Beitr.  z.  Theot 
des  Verwaltuugsrechts  I,  S.  13)    sogar    als    einzig   entscheidend  hingi«tplH 
Argtiment,  dasa  angohUch  den  Civilgerichieu  die  Fähigkeit  zur  Dcurtliciltsog: 
»triitiger  verwaltuugsrechtlicher  Fragen  zur  CHnze  abgebe.    Ein  Richltr 
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So   reichhaltig   daher   auch    die   Litteratur   über   das    oben 
berührte  Thema  ist,  so  bietet  selbe  dennoch  für  den  Gegenstand 
uuserer  Untersuchung  nur  wenig  Anhaltspunkte,  weil  es  sich  uns 
nicht   lim   (he  Abgrenzung  der  Verwaltung  von  der  Recht- 
sprechung, sondern   um    die  Ermittlung   der   thatsächlichen 
Competenz  der  ordentlichen  Gerichte   handelt    und   diese 
beiden  Fragen   nach  heutigem  Rechte  durchaus  nicht  zusammen- 
fitlen.     Es  ist  vielmehr  denjenigen  beizustimmen,  welche  behauj)- 
ten,  unsere  Frage  könne  nur  auf  Grund  des  positiven  Staats- 
iBchtes   ihrer   Lösung   zugeführt   werden");    die   Schwierigkeit 
litsteht   nur    darin,    ein   einiieithches  Princip  für  diese  Lösung 
ausfindig  zu  machen,    mit  Hilfe  dessen  man  im  Stande  wäre,  die 
Competenzfrage  auch  in  jenen  zahlreichen  Fällen  befriedigend  zu 
beantworten,  ftir  welche  eine  ausdrückhche  gesetzliche  Anordnung 
h  dieser  Richtung  vermisst  wird  ***). 

Der  geschilderte  Entwicklungsgang,  wie  auch  die  Natur  der 
Suche  und  die  thatsächMch  bestehenden  Einrichtungen  weisen 
allerdings  einerseits  auf  das  Gebiet  der  Strafrechtspflege- 
Midererseits  auf  die  Rechtsprechung  im  Gebiete  des  Privat* 
rechtes  als  zum  Wirkungskreise  der  Gerichte  gehörig  hin. 
Wenn  wir  vorerst  von  der  Strall-ecbtspHege  absehen,  so  wird  ins- 
Iteondere   die   Schhchtung  privatrechtlicher   Streitigkeiten  durch 

A&iehttiig  dessen  dieses  Argument  zutreffen  würde,  wäre  auch  aU  Civilrichter 
ttw  in  «ehr  ungenügendem  Masse  verwendbar. 

**)  Pfizeh,  §  7,  S.  10  ff.;  Pabey  in  Samitgch'  Zeitschr.  TU,  8.  1(57; 
BmTia,  §  2,  S.  ]2-,  ScHDLZK,  preuss.  Staatsr.  II,  S.  27R. 

'*)  S<fflÄnn.K  bestreitet  (S.  597  und  598}  üljiTliaii]jt  die  Möglichkeit, 
one  Formel  ausfindig  zu  machen ,  durch  welche  der  Wirkungskreis  der  Ge- 
richte gegenüber  jenem  der  Verwaltungsbehörden  entsprechend  piüoisirt 
*«nle;  die  Abgrenzung  dcH  beiderseitigen  Wirkungskreises  sei  nach  dou 
"wndoätzen  der  organischen  Concurrcnz  lediglich  in  der  Weise  vorzunehmen, 
•«w  j«?dem  Organe  diejenigen  Functionen  zugewiesen  werden,  die  zu  besorgen 
M  betonders  geeignet  sei.  liichtig  bemerkt  dagegen  Reoelsberokr  (S.  55), 
w  wohl  die  Entstehung  von  Competeuzcouflicten  au  der  Grenzlinie  un- 
wiiicidlich  sei,  dass  dies  jedoch  den  Versuch  einer  principiellen  Lösung  der 
"*^  durchaus  nicht  müssig  erscheinen  lasse. 

AkIuv  für  offfiitiphps  Rci  ht.  IT.  2.  iij 
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die  Gerichte  von  der  Gesetzgebung  als  selbstverständlich  vorai 
gesetzt,  und  würde  von  diesem  Gesichtspunkte  die  Lösung  uusei 
Problems  nicht  schwer  erscheinen,  falls  es  gelingt,  überhaupt 
Gebiet  des  Privatrechtes  entsprechend  gegenüber  den  andc 
Gebieten  des  Rechtes  abzugrenzen. 

Versuchen    wir   voreret   dies   Letztere,    nachdem    doch 
Stellungnahme  zu  dieser  viel  umstrittenen  Frage  hier  unerlässb'c 
ist.     Wir  müssen  jedoch  schon  an  dieser  Stelle  vor  der  Illusio^ 
warnen,  als  ob  hiennit  schon  alle  Schwierigkeiten  aus  dem  W€ 
geschadl  sein  werden. 

Das  öffenthche  Recht  und  das  Privatrecht  erschöpfen  zc 
sammen  das  gesamrnte  Gebiet  des  Rechtes")  und  in  die 
Sinne  ist  es  allerdings  richtig,  dass  Privatrecht  olle  jene  Recht 
normen  seien ,  die  dem  öffentlichen  Rechte  nicht  angehören  *^ 
Doch  ist  mit  *lieser  Erkeiintiiiss  nicht  viel  gewonnen,  insolange 
eben  nicht  gelingt,  den  Umfang  des  Gebietes  des  öffenthcbei 
Rechtes  festzustellen**). 

In  dieser  Hinsicht  mag   vor  Allem  der   Irrthum  beric 
werden,   welcher   dai'in   besteht,   dass   vielfach  versucht  wird, 
die    Abgrenzung    des    öffentlichen    und    des    Privatrechte^   je 
Lebensverhältnisse  als  entscheidend  anzusehen,  welche  dur 

"•)  Es  erscheint  nicbt  gerechtfertigt,  mit  BmiCKHARD  (System  dra  fi»terT.| 
Privatr.  I,  S.  164)  neben  dem  öffentlichen  nntl  dem  Privatrechte  auch  nochj 
das  .Staatsrecht  als  drittes  Rechtagebiet  hinzustellen,  ziimal  die  hier  lielifb" 
Bfschräükun^  des  StaatsreclitB  atii'  die  Lehre  vom  inneren  Staat«or^gviit>n^'>' 
der  herknmmlichen  Bez*>ichuun|ür  nicht  entBpricht, 

*')  K.  G.  WiouTEH,  Haudbuiih  des  wiirttembergischen  Privatrecht»  L 
§  1,  S.  5. 

**)  Es  kann  hier  eelbstverständlich  nicht  unternommen  werden,  «n»] 
auch  nur  einigermassen  vollBtandä^e  Uebersicht  aller  in  Betreff  der  GrenJÄ 
des  öffentlichen  und  des  Privatrechts  vorfjfebrachteti  Ansichten  tn  birti'n.1 
Es  geschieht  daher  in  der  folgenden  Darstellung  abweichender  Anachnuuugc«] 
nur  insofern  Erwältnung,  als  dies  zum  Verfitüudnisse  der  eigenen  Ausf 
gen  des  Verfassers  unerläaslieh  erachten.  Eine  knappe  Uebersicht  d*r 
treffenden  deutschen  Litteratur  hat  bcreit^j  Nrumann  S,  408  und  4W  gf ' 
boten. 
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betreffenden  Normen  geregelt  werden.  Man  nimmt  an,  dasa 
jenigen  Nonnen,  welche  die  Verliältnisse  der  Einzelnen  unter 
ander  regeln,  das  Privatrecht,  jene  dagegen,  welche  das  Ver- 
Xmas  der  Einzelnen  zum  Staate  betreft'en,  das  öffenthche  Recht 
den^*).     Dies  kann  aber,  selbst  abgesehen  von  dem,  was  noch 

der  Folge  hervorziüieben  sein  wird,  schon  aus  dem  Grunde 
iht  richtig  sein,  weil  wii-  uns  bei  Bestand  dieser  Ansicht  die 
liatsache  nicht  zu  erklären  in»  Stande  wären,  dass  manche  Rechts- 
sÜtute,  die  ehedem  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  angehörten, 
eneit  ohne  wesenthche  Aendemng  der  betreffenden  Lebensver- 
Ältiiisse  unbestritten  als  dem  öffentlichen  Recht  angehörig  ange- 
elien  wei-den.  Wir  brauchen  nur  an  die  Legalservituten  des 
^Hmisdien  Privatrechtes  zu  eriiuiern,  die  heut  zu  Tage  Bestand- 
ihale  des  Öfi'enllichen  Rechtssystems  (Wasser-,  Bau-,  Wegerecht) 
lliMeii;  ingleichen  wird  im  heutigen  Reclite  wohl  kaum  Jemand  mehr 
Üe  Regelung  der  Gewerbe  Verhältnisse  als  Gegenstand  des  Privat 
rechtes  ansehen,  während  man  im  Mittelalter  sogai-  das  Wehr 
lyrtcm  durch  das  von  privatrechthchen  Gesichtspunkten  behen'schte 
Lehenre^ht  zu  regeln  keinen  Anstand  nahm.  Auch  der  urage- 
blirte  Fall,  dass  nämlich  ein  irüher  dem  öffenthchcn  Recht  an- 
Jpkoriges  Institut  im  Verlaufe  der  Zeit  der  privatrechtlichen 
I^liäre  anheimfalle,  ist  denkbar,  doch  sind  diese  Fälle  viel  ael- 
*B€r,  wie  denn  überhaupt  der  Zug  unserer  Zeit  in  einer  früher 
Mm  geahnten  Ausdehnung  der  öffentlich-rechtlichen  Agenden 
to  Ausdrucke  gelangt.  Ja  sollte  es  dereinst  zur  Verwirklichung 
!öp  sodalistiflchen  Projecte  kommen,  so  würde  vom  Privatrecht 
IT  Nichts  mehr  übrig  bleiben,  während  doch  nicht  behauptet 
erden  könnte,  es  seien  alle  „Lebensbeziehungen  der  Einzelnen 
iitereinander"  in  die  Brüche  gegangen. 

^J)ie  Sache  verhält  sich  vielmehr  gerade   umgekehrt.     Nicht 
^Bf^bensverhältniss  bestimmt  den  Charakter  der  Norm,  welche 


»•)  Vgl.  z.  B.  Wkilkr,  S.  4  ff.;   AuRKNs,  Jurist.  Encyklop.,  S.  117  ß" ; 
li^ichen  9  1  de«  üsterr.  ailg.  bürg.  Ciesetebuches. 

17* 
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dasselbe,  regelt,  sondern  die  Norm  bestimmt  den  Charakter 
des  betreffenden  Lebensverhältnisses,  insofeme  dasselbe 
tliirch  die  Norai  geregelt  wird,  und  daher  den  Charakter  eines 
Rechtsverliältnisses  annimmt"").  Der  Urheber  der  Norm*'] 
kann  nämlich  die  Regelung  der  Lebensverhältnisse  in  der  Weiie 
vornehmen,  dass  er  entweder  1)  die  einzelnen  Rechtssubjecte  als 
Glieder  solcher  Verbände  der  menschhchen  Gesellsck 
welche  von  seinem  (des  Gesetzgebers)  Standpunkte  aus  als  noth« 
wendig  erscheinen  "^),  ins  Auge  fasst  und  ihre  Beziehungen 
diesen  Verbänden  selbst  oder  auch  ihre  wechselseitigei 
Beziehungen,  jeduch  mit  Rücksicht  auf  ihre  Mitgliedschaft 
einem  dieser  öfl'euthcheu  Verbände,  regelt,  oder  2)  von  dem  ebtaj 
gedachten  Verbandsverhäitnisse  abstraliirend  die  selbstän-j 
dige  Existenz  der  einzelnen  Rechtssubjecte  zum  Ausgangsponi 
nimmt  und  ihi*e  wechselseitigen  Beziehungen  als  Verhältnisse  ßi 
sich  abgeschlossener,  keinem  öffentüchen  Verbände  angehörif 
resp.  keinen  solchen  Verband  repräsentirender  Individuen 
Regelung  unterzieht.  Im  ersteren  Falle  haben  wir  es  mit 
Norm  des  öffentlichen  Rechts,  im  zweiten  Falle  mit  eise 
privat  rechtlichen  Norm  zu  thun^'). 


•")  BiBRLDiG,  Kritik  der  Jurist.  Orundbcgr.  I,  S.  84.  Lecthold,  8.  3.il, 
welche  jedoch  tn.  E.  irrthümlicli  den  TJaterschied  dea  öfTeutlicheii  und  tk'^j 
Privatrechts  iu  den  Rechtssubjecten  erblicken,  die  bei  den  beiderseits 
Recht  BverhältniaeeQ  betlieÜigt  siiid- 

*')  Wir  werden  iu  der  Folge   hiefiir  in  Kürze  den  Ausdrack  „Ge 
{feber"  gebraucben,  doch  liej^  es  auf  der  Hand,  dass  da«  Gleiche  »iicb  voBJ 
Gewohnheitsrechte  gilt. 

**)  Man  könnte  auch  sagen:  organischer  Verbände  ia  dem  Sinne,  ii*j 
sellje  nai-h  der  jeweilig  massgebenden  Auffassung  als  nothweudige 
theili!  des  staatlichen  Orgauismus  erschciEeu.    Doch  wollen  wir  den  Ai 
„organischer  Verband"    mit    Rücksicht   auf  die   gegeu  die  Zwecl 
dieser  Bezeichnung  ueuerdinga  vorgebrachten  Bedenken  lieber  venneidea 

")  Schmitt,  S.  25,  26;   GieaKE  in  der  Zeitachr   f.  d.  goB.  Staat 
1874,  8.  315;    SfUKüRL,    Lehrbuch  der  Institutionen  (3.  Aufl.),  S.  2. 
nur  eine  nothweudige  Couseiiucuz  dieses  verschiedenen  Gesichtspunkte^ 
bei  den  Frivatrechtaerachctnungea  das  Individuelle  neben  dem  lypiacbeix  V4 
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Dass  in  der  That  lediglich  der  verschiedene  Staodpunkt 
des   Gesetzgebers   den   Charakter  der  Rechts  Verhältnisse  be- 
stimmt^ geht  daraus  hervor,  dass  es  sclilechterdings  unmöglich  ist, 
ein  objectives  Kriterium  ausfindig  zu  machen,    aus  welchem   mit 
logischer  Nothwendigkeit  tlie  Zugehöngkeit  dieses  oder  jenes  Ver- 
hältnisses  an  eines  oder  das  andere  der  gedachten  Gebiete  des 
Rechtes   erschlossen  werden  könnte.     Gewiss  kann  beispielsweise 
die  Regelung   der  Jagdbarkeit,    der  Wasserbenützung   einerseits, 
des   Familienlebens    andererseits,    ehensowoH    vom    privatrecht- 
khen  als  auch  vom  öffentlich-rechtlichen  Standpunkt  aus  erfolgt 
gedacht  werden,  und  tbatsächlich  finden  wir  hier  sehr  häufig  eine 
denirtige   Vermischung    dieser    beiden    Gesichtspunkte,    dass    es 
njimögüch   erscheint,    die   gedachten  Verhältnisse  zur  Grenze  als 

K'''*!  einen  oder  dem  anderen  Gebiete  angehörig  zu  bezeichnen. 
Prägt  man  aber  nach  den  Gründen,  welche  den  Gesetzgeber 
timmen,  bei  Regelung  der  einzelnen  Lebensverhältnisse  diesen 
oder  jenen  Weg  einzuschlagen,  so  wird  man  schwerhch  zu  einem 
allseitig  befriedigenden  Resultat  gelangen.  Wenn  die  moderne 
Theorie  die  Grenzen  des  civilen  und  des  der  Ahndung  des  Sti-af- 
richtera  unterhegenden  Unrechts  nicht  anders  als  dahin  zu  be- 
«timmen  sich  genöthigt  sieht,  dass  Opportunitätsgriinde  den 
Gesetzgeber  veraiüassen,  die  Beobachtung  gewisser  Nonnen  unter 
strafrechtlichen  Schutz  zu  stellen,  so  wollen  auch  wir  uns  mit  der 
Annahme  bescheiden,  dass  ohne  eine  zwingende  Nöthigung,  in 
der  einen  oder  in  der  anderen  Richtung  vorzugehen,  der  Gesetz- 
geber die  einzelnen  Lebensverhältnisse  entweder  vom  ötfenthch- 
rechthchen  oder  vom  privatrechthchen  Standpunkte  aus  regelt, 
I  je  oachdem  er  auf  die  eine  oder  die  andere  Weise  wirksamer 
kdto  Staatszweck  zu  verfolgen  vermeint '' •).   Dass  die  nach  Zeit  und 

tebwukäel,   während   die   Erscheinungen   des   öffentlichen  Reohtes  ohne  Er- 
£u«img  de»  individuellen  Thatljostandcs  nur  onvollkommen  dargestellt  werden 
gönnen.     Störe,  Zar  Methodik  des  öffentlichen  Rechts,  S.  76. 
•■•)  VgL  Lbothold,  S.  348,  357. 
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Ort  wechselnden  Lebensanscliauungen  des  Volkes  in  dieser  Rii 
tung   l>estimmend   einMirken^    dürfte    eine   nähere   Auseinand»-' 
tfeizung  kaum  erlieischen. 

Wir   liaben   im   Vorstehenden    den   Begriff  des   öffentlidiea 
Itechies  um  Vieles  weiter  geiksst  als  den  des  Staatsrechtes  and 
subsumirten   unter  ersteres  auch  jene  Normen,   welche   die  V«f- 
hältnisHe  der  innerhalb  des'Staates  bestehenden  öffent 
liehen  Verbände  der  mensclüichen  Gesellschaft  als  solcher  an 
der  Einzelnen   als  Gheder    dieser  Verbände    zu  regeln   bestimmt 
sind.     Wir   befinden   uns    diesfalls  in  Uebereinstimmung  mit  d 
neueren  Doctrin,    welche  fast   ausnalnnslos  •*)  diesen  Standp 
theilt.     Allein   es   erwächst  uns  hieraus  die  unabweisliche  No 
wendigkeit,    an   dieser   Stelle   noch   in   KüFiie   den   Begriff  d 
öffentlichen    Genossenschaft    gegenüber    dem    Begriffe   di 
privaten  Vereinigung  klarzustellen.   Denn  während  dem  Gesag 
zu  Folge  die  Regelung  der  inneren  Rechtsverhältnisse  der  öffei 
liehen    GenosscHHchaften   dem    öffentlichen  Rechte    anheimfällt"' 
gehört  in  Ansehung  der  privaten  Gesellungen  wohl  die  Regelui 
des  VereinHrechtes,    d.  i.  des  allgemeinen  staatsbürgerlich 
Rechtes,  Vereine  zu  bUden  und  durch  Vermittlung  derselben  cini 
gewisse  Thütigkeit  zu  entfalten,    keineswegs  jedoch  die  Regel 
der    inneren   Rechtsverhältnisse   derailiger  Verbände  d 
öfliTithchon  Rechte  an. 

Das  Reclit  der  öffontliehfn  Genossenschaften  hat  neuerdin 
dui'cb  RosiN*")   eine    so    gründliehe  Bearbeitung   gefunden,   d 


BSS^ 


••)  Doch  reiht  noch  J.  N.  Bkrokr  in  d.  östorr.  Zeitachr.  f.  Rechte-  nxt» 
HUükiMvtxncmchnSi  184U,  1,  S,  7  ausdrücklich  das  Gemeinderecht  in  das  Sy»t«aB 
il«'»  rrivutjvüljta  ein. 

")  IhJUUCK  in  Grüuhut'8  Zciuchr.  ^^,  S.  226:  ^Darauf  beruht  äe* 
vihamkltTi »tische  riitcrschied  de«  öfTi-utlichen  und  des  Privatrechta,  d»** 
wikhrand  di««ea  nur  dit>  Xussrrcn  Bexiohungou  der  ihm  in  ihrem  inneT^ 
WM«a  anorreiobbaroa  £ü)s«>lw«8t>u  n!(r«lt>  jen««  Normen  für  das  inno^ 
L»b«tt  d«r  OwBviawcMB  aidM^t.*    lugleichcu  Rxrm,  S.  la  ■ 

**)  Dm  R«dil  ikr  SflbnlUoh«!!  laeawwmnwUft.    Fireibatg  i.  B.  1886. 


wir  uns  hier,   insbesondere  was  die  üebersicEt  über  die  iti 
sektiug   des  Begriffes  der  öffentlichen  Genossenschaft  bisher  vor- 
gebrachten Ansichten  anbelangt,  dai'auf  beschränken  können,  auf 
diese  Arbeit  zu  venveisen.     Auch  das  positive  Resultat,   zu   wel- 
ckem  KosiN  gelangt,   und  welches  dahin  geht,   dass   als  öffent- 
liche Genossenschaft  diejenige  anzusehen  sei,  „welche  ki-aft  öffent- 
hchen  Rechtes  dem  Staate  zur  Erfüllung  ihres  Zweckes  verpthchtet 
ist",  halten   wir  für  zutreffend  und  möchten  nur  zur  Vermeidung 
eines    circulus    vitiosus    (nachdem    es   sich   uns  hier  Ja   eben  um 
Feststellung  des  ümfanges  des  öffentlichen  Rechtes  handelt),  die 
Worte  „kraft  öffentlichen  Rechtes^  daliiji  erklären,  dass  die  Ver- 
pflichtung   der    ÖffentUchen    Genossenschaft    zur    Erfüllung   ilires 
Zweckes  mit  dem  genossenschaftlichen  Verbandsverhält- 
nisse   in    innerem    Zusammenhange    stehen    müsse    und 
nicht   aus    dem    zufaUigen    Umstände    resultii-en    dürfe,    dass    die 
Genossenschaft    sich ,    sei    es    in    ^Wrklicher    oder    vermeinthcher 
Verfolgimg  ihres  Zweckes  mit  Unternehmungen  befasst,  in  Beti'eff 
welcher   dem  Unternehmer  bei  Androhung  gewisser  nachtheiliger 
Rechtsfolgen  die  Fortsetzung   resp.    FinaHsii'ung   gewisser   Akte 
wir  Pflicht    gemacht   ist ").     Bei    welchen  Genossenschaften    das 
frttälmte  Elriteriuni  zutrifft,    lässt   sich   abermals   nur  auf  Grund 
dös  positiven  Rechtes  beurtlieilen  ;  manche  derselben,  wie 
2.  B.  die   Gemeinden,    wird    man   sieh   allerdings   heut  zu  Tage 
anders  denn  als  öffentliche  Genossenschaften  nicht  denken  können, 
wogegen  wir  bei  anderen  den  niaiinigfjdtigtjten  Anschauungen  be- 
gegnen.    So   wird   man  insbesondere  die  Religionsgesell- 
ichaften  bei  couse<]uenter  Durchführung  des  Grundsatzes  der 
!h«Qnang  von  Kirche  und  Staat  als  private  Gesellungen  umsehen; 
dttBwegen    braucht   mau   aber   noch   nicht   au  das  Staatskirchen- 
tbuni  des  Polizeistaates  zu  denken,  wenn  im  heutigen  Rechte  die 

")  Z.  B.  ein  Bergwerk  im  Betriebe  za  erhalten,  eioeo  conBentirten  Bau, 
^t  gvDehntigte  Betriebsaulage  iniifrhulb  bestünniter  Frist  zur  A.U8ftkhnmg 
Ri  briogen.    Vgl.  Rosoi  a.  a.  0.,  S.  23. 


—     264     — 

ReligionegenosBenschaiten  zumeist  als  öffentliche  Corporationeii 
anerkannt  sind.  Allerdings  entscheidet  in  dieser  Hinsicht  nicht' 
die  allfallige  Definition  des  Gesetzes^  sondern  der  thatsächliche 
Inhalt  des  letzteren;  doch  dürfte  gerade  dieser  Inhalt  in  dea 
meisten  FäDen  den  Scliluss  rechtfertigen,  dass  die  Erfiillimg  daj 
kirchlichen  Zweckes  thatsächlich  von  Staatswegen  in  nicht  uu- 
weseutlichom  Belange  den  Rehgionsgesellschaften  zur  Pflicht  ge- 
macht wird*^). 

Ist  aber  schon   die  ErfiilluBg  des  Zweckes  der  öffentlicben 
Genossenschaft   für  den  Staat  von  solcher  Wichtigkeit,  dass  er 
diese  Erfüllung    der  Genossenschaft   zur  Pflicht   macht,   so  kann 
der    Staat   umsoweniger    die   Entstehung   und    den   Fortbestand 
solcher  Genossenschaften  von  solchen  Momenten  abhängig  machen,    1 
auf  die  er  der  Natur  der  Sache  zu  Folge  einen  Einfluss  zu  üben 
nicht  vermag.     Aus  diesem  Grunde  wird  die  Cnabhängigkoit  der 
Existenz  der  Genossenschaft  von  dem  Zustandekommen  der  Sta- 
tuten, das  Vorlumdensein  einer  genossenschaftlichen  Zwaogsgewalt,  _ 
eine  weit  ausgedehntere  Aulsicht  des  Staates,  vornehmlich  aber  Ae^M 
in    den    mannigfaltigsten    Formen    gegen    die   Mitglieder    geül'te  ■ 
Beitrittszwang  als  ein   verlässhchcs  Kriterium  öffentlich-recht- 
licher Verbände   angesehen   werden  müssen,    ohne    dass  jedoch 
umgekehrt  aus  dem  Abgange  eines  oder  des  anderen  dieser  Mo- 
mente unbedingt  die  private  Eigenschaft  der  betreffenden  G^sellung] 
erschlossen  werden  müsste  **). 

••)  Die    eiRcnnrtigfi   Stellung  der   ReligionsgenoBsenichaften   b^äümmlfll 
G.  Mbtkr  (Lehrb.  d.  rleutacheu  Staatsr.  S.  *26)»  das  Kirchenrecht  dem  Rechte  [ 
der  jjolitiscben  Gemeißwesen  (Staatsrecht)  und  beide  vereint  als  (öfFontlich«j| 
Geuoaseiiachaftsrccht    eiaerseits   dem  Privatrecht,   andererseits   dem  Voll 
rechte  entgegenzustellen. 

**)  LctztereH  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Gesetzgeher  aus  Opport 
gründen  vielfach  Anstoas  nimmt,    alle  Consequcnzen   des  ofifentlich-gci 
schaftlichen  Verhältnisses  zu  ziehen,  zumal  wenn  die  Erfülltmg  des  Zwec 
der  Genossenschaft   auch   olme  Statuirung  eines  Bcitrittszwanges  hinlangl 
gesichert   erscheint.     Die  Abfassung   von    Statuten    wird   vielfach    auch 
üifentlich-rechtlichcn    GenossenBchaft^n   verlangt,    doch   haben    die   Slütat 
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I  Die  rechtlichen  Beziehungen  der  öffentlichen  Verbände  können 
jT  mit  Gierke'*)  eintheilen:  a)  in  individiialrechtliche 
Bziehungen,  d.  i.  solche,  welche  der  Verband  mit  einzelnen 
^tiriduen  gemein  hat,  in  Ansehung  deren  daher  das  Verbands- 
^■Itniss  ausser  Betracht  bleibt;  b)  in  genieinheitliche  Be- 
^Btngen,  d.  i.  solche,  in  welchen  die  Verbandspexson  als  Ganzes 
^ihren  GHedern  steht;  c)  in  gliedmässige  Beziehungen,  d.i. 
Solche,  in  welchen  der  Verband  selbst  wieder  als  Ghed  eines 
l\iöheren  Organismus  erscheint.  Ledighch  die  sub  a)  erwähnten 
Beziehungen  fallen  der  Regelung  durch  das  Privatrecht  anheim. 
Wir  können  zwar  auch  in  dieser  Hinsicht  vielfach  von  einer 
Sonderstellung  der  öffentUchen  Genossenschaften  sprechen,  indem 


hier  regelmäBsig  keinerlei  constitutive  Bedeutung,  auch  kiJnnen  eventuell  bei 
Reoiteaz  der  Betheiligten  Statuten  oder  einzelne  unentbehrliche  Bestiramun- 
gn  denerben  von  der  Behörde  octroyirt  werden  (Rosin,  a.  a.  O.  S.  142). 
Die  genoBsensfhaftliche  Zwangsgewnlt  wird  vielfach  auch  durch  die  Ein- 
finmiiig  blosser  Vorrechte  (z.  B.  der  politischen  Execnünn)  behufa  leichterer 
AofKringung  der  zur  Erfüllung  der  genossenschaftlichen  Zwecke  erforderlichen 
Miil  ersetzt.  Die  intensivere  Staatsaufsicht  ist  wohl  aclion  der  Natur  der 
8»che  nach  kein  ganz  verläBsliches  Kriterium.  Neben  dem  Beitrittszwangc 
wdeo  wir  vielfach  Bestimmungen,  welche  andererseita  der  öffentlichen  Ge- 
VUieiuchart  die  Pflicht  anffrlegea,  jene,  bei  wek^hen  die  gesetzlichen  Be- 
"ingnngen  zutreffen,  in  die  öenOBBenschafl  auizimelunGu.  Die  gewöhnliche 
Ponn  ist  übrigens  die,  dass  die  Betheiligten  bereits  ipso  facto  durch  den 
Eintritt  gewisser  Voraussetzungen  Mitglieder  der  öffentlichen  GenoseeuBchaft 
»forden,  so  dass  von  einem  eigentlichen  „Beitritte"  gar  nicht  die  Rede  ist. 
ßd  Beiigionsgenossenschaiiten  gibt  es  gewöhnlich  keinen  Beitrittszwang ;  die 
Siehe  liegt  jedoch  auch  hier  anders  ala  bei  freien  Vereinen,  indem  jene,  die 
«B  gewisses  Alter  noch  nicht  erreicht  haben,  auch  ohne  eine  von  ihrer  Seite, 
fop.  ton  Seite  ihrer  gesetzlichen  Vertreter  erfolgte  Erklärung  als  Ange- 
itwjge  eiAer  bestimmten  Religrionsgenosgenschatl  angesehen  werden,  ja  viel- 
&d»  Mgar  einer  diroct  entgegengesetzten  Erklärung  des  gesetzlichen  Ver- 
iittcn  die  Recht«wirksamkeit  versagt  wird. 

")  Die  Genossenscliafletheorie  und  die  deutsche  Rechtsprechung  (1887), 

— 155.  Den  Charakter  der  öffentlichen  Gennssensphaft  präcisirt  GtEBKE 

167)  dahin,    dass  in  dieser  Hinsicht  „die  Unterstellung  des  körper- 

ichen    Socialrechtes    unter   gleichartige   Gesichtspunkte   and   Normen, 

daa  staatliche  OenieinlebeD  beherrschen",  entscheidet. 
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ihnen,  namentlicli  dem  Staate,  den  Kirchen  und  Gemeinden  m&nclb 
Privilegien  eingeräumt  werden,  welche  Einzelpersonen  nicht  i 
statten  kommen,  z.  B.  in  Ansehung  der  Verjälirungsfrist,  dl 
Restitution,  der  Erfordeniisse  eines  giltigen  Rechtsgeschäftes  elc^ 
Die  Normen,  welche  solche  Privilegien  statuireu,  gehören  uicW 
destoweniger  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  an'-),  indem  hi 
das  Verbandsvcrhtiltniss  zwar  als  legislativer  Grund  in  B 
tracht  kommt,  keineswegs  jedoch  den  Charakter  der  Rech 
norm  selbst  heeinflusst ;  diese  erscheint  auch  hier  als  eine 
dem  Yerbandsverhältnisse  (wenn  auch  nicht  von  der  V^ 
bandseigenschaft)  abstnihirende  Regel. 

Dagegen  ist  die  Regelung  der  soeben  sub  b)  und  c 
dachten  Beziehungen  der  öffentlichen  Verbände  unzwcifelhd 
Gegenstand  des  öffentlichen  Rechtes.  Hiebei  kommt  es,  was  < 
Beziehungen  des  Verbandes  zu  seinen  Gliedern  anbetrifft,  ad 
nicht  dai'auf  an,  ob  die  Regel  in  der  Weise  formulii-t  wird,  da 
unter  selbe  thatsiichlich  nur  jene  Fälle  subsumirbar  sind,  1 
derjenige,  den  die  Norm  angeht,  auch  wirklich  in  allen  Beziehung 
dem  betreffenden  Verbände  angehört.  Es  genügt  vielmehr,  wtf 
er  vom  Gesetzgeber  in  jener  Richtung  als  den  ges ellschaft licbl 
Ptlichten  untevwoi-feu  angesehen  wird,  welche  bei  dem  in  Fn» 
stehenden  Verhältnisse  in  Betracht  kommt.  So  wird  die  £■ 
eignung  stets  als  Institut  des  öfl'entlichen  Rechtes  auizufa£sdi 
sein,  mag  auch  derjenige,  gegen  den  sie  im  concreten  Falle  i 
Anwendung  gebracht  wird,  dem  Staatsverbande  als  Bürger  nid 
luigehören;  die  Anwendung  der  die  ExpropriutioTi  statuirernil 
Bestimmung  des  öffentlichen  Rechtes  erscheint  schon  dadnrt 
gerechtfertigt,  dass  bei  dem  Betreffenden  solche  Verbältnisse  v« 
liegen,  welche  die  Entziehung  «der  Beschränkung  des  PnTil 
eigeuthums  im  öffentlichen  Interesse  rechtlcrtigeti.  Es  ist  aud 
deukbiu',    dass   der   Gesetzgeber  den   Absclduss   von  Liefemagi 

")  GucRKK,  fl.  a.  O.  8.  143,  Note  3. 

")  Su  auch  Neumann,  S.  417;  Lkothold,  S.  362. 
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contrakten  der  Staatsverwaltung  in  der  "Weise  regelt,  dass  er  die 
Einluütiiiig   der   vom  Lieferanten   eingegangenen   Verpfliclitiingen 
'als    staatsbürgerliche   Pflicht    erklärt    iind    deren    Umfang    durch 
Nonnen    des    öifentlichen  Rechtes    bestimmt;    diese  Norm    wird, 
wenn  nichts   anderes  aasdrücklich  bestimmt  ist,   gewiss  auch  auf 
solche  Contrahenten  Anwendung   finden,   welche  Ausländer  sind, 
ohne    dass   liiediirch   der  Öffentlich-rechtliche  Charakter  der  Vor- 
achiift   alterii-t   würde.     Die    neueren   Geineindeorduungcn   haben 
der  Verschiedenheit  der  gesellschaftlichen  Beziehungen   der  Ein- 
wlnen    auch    bereits    theilweise    durch    gesetzhche    Anerkennung 
mehrerer,  verschiedene  Intensitätsgrade  dieser  Beziehungen  bezeich- 
nender Ausdrücke  (Gemeindemitgheder,  Gemeindegenossen,  Bürger, 
Auswärtige)  Rechnung  getragen. 

Mit  der  Ausdehnung  des  Kreises  der  öffentlichen  Genossen- 
schaften erweitert  sich  naturgeraäss  stetig  der  Umfang  des  öffent- 
lichen Rechtes;  eine  Reaction  hiegegen  ist  vorläufig  noch  gar 
nicht  abzusehen. 

m. 

Kulten  wir  daran  fest,  dass  nach  heutigem  Rechte  der 
^rirkimgskreis  der  ordenthchen  Gerichte  in  Streitsachen  auf  das 
von  uns  soeben  charakterisirte  Gebiet  des  Privatrechtes  beschränkt 
blieb,  so  müssen  wir  vorerst  constatiren,  dass  der  Begriff  „privat- 
rechtliche  Streitigkeiten"  beziehungsweise  der  ^bürgerlichen  Rechts- 
«treitigkeiten  ^'),  an  und  für  sich  ein  zienUicb  vager  ist.  Insbe- 
sondere fragt  es  sich  hiebei :  Ist  für  den  Charakter  einer  Streitsache 
<Us  Recht   im  subjectiveu  Sinne   des  Wortes,    d.  i.  der  Cha- 

Bter  des  vom  Kläger  in  Anspruch  genommenen  Rechtes,  oder 
Recht  im  objectiven  Sinne  des  Wortes,  d.  i.  die  Rechtsnorm, 
scheidend,  nach   welcher   das   im  Streite  liegende  Verhältniss 

^  §  13  des  dcatocben  GerichUverfiumngBgieaetzei;  vgl.  liicncu  UtTPPVeB: 
>Der  Begriff  der  büi^erlichen  Rechtsitreiti^^teiten  in  §  13  Q.-V.-ü "  im 
Archiv  f.  civil.  Praxis  69.  Bd.  (1886),  8.  434—446,  dann  Uebkl  ia  Biucb's 
Zeitucbr.  f.  deutschen  CivüproceM  I,  S.  368—383. 


268 

zu  beurtheilen  ist?    Im  Falle  wir  uns  der  letzteren  Ansicht  an- 
echliessen,  fragt  es  sich  weiter,   was  ist  Rechtens,   wenn  Rechts- j 
normen   verschiedener   Art   auf  das    betreffende  Verhältnissi 
anwendbar  sind?     Was   fUr   eine  Bewandtniss   hat   es   mit  dem 
Rechtsgrunde  oder   dem   sogenannten  Titel   des  erhobenen  An- 
spruchs?    Haben   die  Einwendungen  des  Beklagten,    hat   eine 
in   Betreff  der   Conipetenz   zur   Entscheidung    des   Streites   etwa 
zwischen  den  Parteien  getroffene  Vereinbarung  einen  Einfluss 
auf  die  Lösung  der  Competenzfrage  ?     Ist  nicht   etwa   der  Um- 
stand  entscheidend,    ob    durch   die  Erledigung  des   Streites   das 
Öffentliche  Interesse  berülirt  wird?     Ist  die  PersönHchkeit 
der  streitenden  Parteien,  ist  scliliesslich  die  Art  und  Weise 
der  Beweisführung  für  die  Charakterisirung  des  Wesens  de«  | 
Streites  von  irgend    einem  Belange  ?     Ist   in   Betreff  der  Com- 
petenz  zwischen  dem  possessorium  und  dem  petitorium  einj 
Unterschied  zu  machen?  ■ 

Die  Beantwortung  dieser  Fragen  wollen  '«vir  nunmehr  in 
Küi-ze  versuchen,  und  zwar  werden  wir  hierbei ,  um  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  in  der  Weise  vorgehen,  dass  wir  vorerst  die 
an  die  Spitze  gestellte  Hauptfrage,  welche  bisher  zumeist  zu  divergiren- 
den  Anschauungen  Veranlassung  bot,  der  Erörteioing  unterziehen - 

Die  Ansicht,  dass  für  den  privati-echtlichen  Charakter  einer* 
Streitsache  und  soliin  für  die  principielle  Lösung  der  Corapetenz- 
frage  der  Charakter  des  vom  Kläger  erhobenen  Anspruches 
entscheidend  sei  und  dass  die  Competenz  der  Gerichte  in  allen 
Fällen  eintrete,  wo  die  behauptete  Verletzung  eines  Privatrechte» 
im  subjectiven  Sinne  des  Wortes  den  Gegenstand  des  Streit 
bildet,  \vird  —  selbst  abgesehen  von  den  Anhängern  der  Pfeiffer' 
sehen  Lehre,  welche  bekanntlich  die  Begriffe  ^ Privatrecht"  und' 
;,Ilecht  im  subiectiven  Sinne"  verwechselten  —  auch  in  neuerer 
Zeit  viellach  vertreten'*),  und  erscheint  es  daher  geboten,  auf 
dieselbe  hier  einzugehen.  ^ 

")  Vgl  insbes,  Stengel   in  Hirth'a  Annalen  1876,  S.  909  ff.;   A&eto», 
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Hiebei  kann  die  vielumstrittene  Frage,  in  welchem  Umfange 
m  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  von  Rechten  im  subjeetivon 
äinne  des  Wortes  gesprochen  werden  könne,  fuglich  auf  sich  be- 
ruhen bleiben'*).  Es  genügt  hier  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
Eidstenz  öffentlicher  Rechte  im  subjectiven  Sinne  mit  Grund 
niclit  bestritten  werden  kann,  wenngleich  zugegeben  werden  mag, 
dass  hier  die  subjectiven  Berechtigungen  im  Vergleiche  mit  dem 
Gebiete  des  Privatrechtes  weniger  hervortreten.  Die  öffenthchen 
Rechte  sind  wohl  meistentheils  zugleich  auch  öffentliche  Pflichten^ 
doch  kann  hierin  ein  charakteristisches  Merkmal  den  Privatrechten 
gegenüber  nicht  erblickt  werden,  nachdem  diese  Regel  mannig- 
loche  Ausnahmen  erleidet,  anderereeits  es  auch  —  namentlich  im 
Gebiete  des  Famihemechts  —  Privatrechte  gibt,  auf  deren  Aus- 
älimg  der  Berechtigte  keineswegs  mit  Rechts  Wirksamkeit  ver- 
ächten darf. 


Staitsr.  d.  constit.  Monarchie  11 ,  S.  219;  Stemann,  S.  251;  Pratobkverä, 
8,  8  und  10;  Fckkb,  S.  (i4,  80;  Menqrr,  System  d,  fisterr.  Civili^roceHBrechts 
am),  I,  S.  12  and  13;  HaUbKB,  S.  62;  SaRWKV,  S.  lOOff.;  Redter,  §  1, 
8. 1;  BdoncER,  S.  15.  Das  österreichische  Reichsgericht  nimmt  in  den  Er- 
knntmssen  vom  27.  October  187<3,  Z.  235  und  23«  (Htk,  N.  121  und  122) 
a  ».ler  Frage  bündig  mit  den  Worten  Stellang:  „Die  Competenzfrage  ist  gar 
««ht  davon  abhängig,    welcher   Art   Gesetze    angerufen  werden  (!),  sondeiui 

tiTOQ,  welcher  Art  Rechte  in  Anspruch  genommen  werden, 
dies  privatrechtliche  Ansprüche,  so  gehören  sie,  wenn  sie  nicht  durch 
öne  singulare  Bestimmung  in  erster  Linie  vor  die  VerwaltungHbehörden  ge- 
l|taB  sind,  zur  Competenz  der  Gerichte." 

'^J**)  Der  Streit  dreht  sich  hauptsächlich  darum,  ob  durch  jene  Normen, 
*«lcbe  die  Grenzen  der  Staatsgewalt  gegenüber  der  individaeUen  Sphäre 
intiUlIeD,  subjective  Rechte  der  Einzelnen  (die  sogen.  Orundrechte,  z.  B. 
ntnifrgibeit,  ünverletzliclikeit  der  Person  etc.)  begründet  werden  können 
*eit«r  danun,  ob  aus  den  im  öffentlichen  Interesse  statuirten  Nonnen  die 
mitlKithfiUgten  Einzelpersonen  selbständige  Befugnisse  (zum  Schutze  des  sog. 
ifitörst  special  omanant  de  TintcTet  general,  der  rechtlichen  Refiexwirkung 
im  Äiuie  Iuerd;o''8)  ableiten  kiiuüen,  schliesslich  ob  die  sog.  Amtainstruc- 
lion«)  der  vollziehenden  Gewalt  (vgl  Mittebmaikb  IV,  8.  316—320,  XXII 
**•  ßV;  Sabwky,  S.  65)  im  Hinblicke  auf  ihre  Widerruflichkeit  und  die 
"uuiii^elnde  Putlication  derselben  zur  Begriindung  subjectiver  Beiugniasc  ver- 
t  werden  können. 
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Der  Clmrakter  des  Rechtes  im  subjectiven  Sinne  musa  sicK 
stets  nach  dem  Wesen  jener  Rechtsnorm  bestimmen,  durch 
welche  da»  jeweilig  in  Betracht  kommende  Interesse  geschütn 
wird  '*).  Ira  Sinne  imserer  ohigen  Ausführungen  wird  als  öffent- 
liches Recht  im  snhjectiven  Sinne  jede  Berechtigung  anxusehai 
sein,  welche  einer  öflentlichen  Gesdlung  als  solcher  oder  dem 
Einzelnen  als  Mitglied  eines  solchen  Verbandes  zusteht,  wo- 
gegen als  Privatrecht  im  subjectiven  Sinne  jede  Berechtigung  w 
verstehen  sein  wird,  welche  einem  Rechtssubject  als  einem  für 
sich  erfassten  Individuum,  sohin  ohne  Beziehung  auf  dit 
öffentlichen  Verbandsverhältnisse  zusteht. 

Wenn  Thon")  den  Privatanspruch  als  das  Kennzeichen  ät» 
Privatrechtes  erklärt,  so  ist  hiegegen  zu  erinnern,  dass  nattl^ 
gemäss  stets  vorerst  die  Norm  vorhanden  sein  muss^  ehe  voa 
einem  rechthchcn  Anspruch  die  Rede  sein  kann,  dass  sonicir 
allerdings  aus  dem  Wesen  der  Norm  der  Charakter  des  An« 
Spruches  erschlossen  werden  kann,  nicht  aber  umgekehrt '  **}.  Dtf 
Anspruch  als  Befugniss  zum  Einschreiten  bei  der  hiezu  bestimm- 
tcu  Bfhürde  ist  lediglich  ein  accessorium  des  Rechtes  im  sub^ 
jectiven  Sinne,  und  schon  allein  der  Umstand,  dass  Thon  sicll 
genöthigt  sah,  die  leges  inipei-fectae  sowie  diejenigen  Normen,  bei 
denen  sich  die  Rechtsfolge  unmittelbar  mit  der  LTebertretunj 
realisirt,  von  der  Eintheilung  des  Rechtsstoffes  in  Privat-  und 
öffentliches  Recht  überhaupt  auazuscldiessen,  lässt  die  Vehet- 
Zeugung  von  der  Richtigkeit  des  von  Thon  eingeschlagenen  Wegö 
nicht  aufkommen.  Allerdinga  entspricht  das  Vorgehen  von  Aroti 
wegen    oder   auf  Antrag  eines   öffentlichen   ürganes   weit  bess« 


'*)  Urnffekehrt   »ucht  jedoch   Brikz   (Pandecten  I,  §§  24,  64, 
Charakter  des  objectiveo  Rechts  D&ch  den  stibjectiven  Berechtigungen  nrl 
Atimmeii. 

")  Rechtsnorm  und  sulijectives  Recht  (1878),  S.  133;  vgl.  auch 
«eist  d.  r.  Rechts    III,   §  61,  S.  328:    „Die    Klniare    ist    das    Kriteriuiu 
Privatrecbte." 

")  ÜiKRr.rNfi.  Kritik,  {^  1W4,  S.  153. 
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ikter  der  öffentlich-rechtlichen  Amgelegenheiten,  als  die 
irbandlungsmaxime  '*).  Doch  ist  nicht  immer  das  öffent- 
iei'esse  mächtig  genug,  ein  amtswegiges  Vorgehen  hehiifa 
Ichung  der  durch  das  öffenthche  Recht  eingeräumten 
pe  wünschenswerth  erscheinen  zu  lassen  **"). 
f  Beurtheilung  des  "Wesens  einer  Streitsache  nach  Mass- 
k  vom  Kläger  in  Anspruch  genommenen  suhjectiven 
fkann  daher  schon  aus  dem  Grunde  nicht  gebilligt  werden, 
^i  ein  Zurückgehen  auf  das  ohjective  Recht,  auf  welchem 
ferische  Anspruch  basirt,  doch  stets  unvermeidlich  ist. 
fche  Beurtheilung  führt  aber  auch  —  weil  einseitig  —  zu 
Inrichtigen    Ergebnissen,    wie    aus    Nachstehendem    her- 

mßt-  Tom  Kläger  angerufene  suhjective  Recht  öffent- 
^tHcher  Natur,  so  wird  man  tdlerdings  nie  fehl  gehen, 
m  die  Streitsache  als  eine  offentUch  rechtliche  bezeichnen 
11  in  einem  solchen  Falle  das  Vorhandensein  eines  privat- 
iv Verhältnisses  von  vornherein  ausgeschlossen  erscheint, 
■prird  man  stets  darauf  verzichten  müssen,  öffentlich- 
P  und  privatrechtliche  Ansprüche  je  nach  dem  Gegen- 
der den  Inhalt  des  hetreffonden  Rechtes  bildenden 
»nsbefugniss    zu    sondern.     Insbesondere    können     ver- 


XfSh  in  (irünhut's  Zeitscbr.  VI,  8.  3fl4. 
k)  wird  Ijt'iepielsweise  oil  <üc  Berichlijfun^  oder  Ergänzunjr  der 
en  von  einer  vorgäng^igen  Keelamation  der  Betheiligten  ah}iängi|^ 
iDie  Oeltendmachung  der  ans  couHtitiitiven  Altten  der  Verwaltung 
ea  Ansi>rüche  wird  meist  den  Betheüigteu  überlattBen.  Daaselbe 
Bn  Rechten  anf  Allmendnutzungen  und  andere  aus  dem  Gemciade- 
fcaultirende  vermögensrechtliche  Zuwendungen.  Von  dem  Fatent- 
fl  den  übrigen  gewerblielien  Siinderrechlen,  welche  nach  unserer 
||   gleicLfails    als    öfl'entliche    Bereehticrungen    anzusehen  sind,   und 

tadmachaug  dennoch  ganz  dem  Beliehen  der  Betheiligten  anhcim- 
machen  wir  nur  aus  tleiii  tirunde  keine  speclelle  Erwähnung, 
BTentlich-rechtliche  Charakter  dieser  BeingniHSc  von  der  herrschenden 
ktg  liestrittea  wird. 


mögensrechtliche    Interessen    in    gleicher   Weise   den   Inhalt 

privatreclitlicher  oder  öffentlich-rechtlicher  Befugnisse  bilden,  wie 
denn  andererseits  auch  solche  Interessen,  die  an  und  für  sich 
keinerlei  Yermögenswerth  repräsentiren,  dennoch  des  Schutzes 
durch  privatrechtUche  Nonnen  theilhaflig  werden  können  "). 

Ist  jedoch   das  vom  Kläger  angerufene  Recht  ein  Privat - 
recht,  so  setzt  man  sich  sofort  mit  allgemein  anerkannten  Rechts- 
grundsätzen    in    Widerspruch,    wenn   man    von    dem  Wesen    des 
klägerischen  Anspmchs  auf  den  Charakter  der  Streitsache  einen 
Schliiss   ziehen    will.     In  den  Fällen,    wo    die  ÖfFenthche  Rechts- 
ordnung Einschränkungen  der  Art  der  Benützung  einzelner  Gegen«  « 
stände   des   privatrechtUchen  Verkehrs   erheischt  —  und  dies  ist  | 
bei  vielen  dieser  Gegenstände  der  Fall;  man  denke  an  Gebäude, 
Wälder  u.  dgl.  —  sodann  in  allen  Fällen,    wo  Privatrechte  im  ^ 
Interesse  des  öffenthchen  Wohles  durch  einen  constitutiven  Ver- 
waltungsakt —   die  Enteignung  —  aufgehoben    oder   beschränkt 
werden,  macht  derjenige,  welcher  einer  derartigen  Einschränkung, 
beziehungsweise  Entziehung  seines  Rechtes  mittelst  Klage  opponirt, 
nichts  als  sein  Privatrecht  geltend,  und  doch  wird  heut  zu  Tage 

*')  DasB  Rechte  vermögeasrechtUcheo  lolialtcs  ohne  Weiteres  unter  die 
Kategorie  der  öffentlichen  Rechte  eubsumirt  werden  können,  wird  heut  w 
Tage  kaum  mehr  (vgL  jedoch  Stknoel,  Lehrb.  des  deutschen  Verwaltungsr. 
S.  170)  bestritten;  hierher  gehören  nicht  nur  Rechte  auf  Theiinahme 
an  den  den  Angehörigen  einea  gewissen  Verbände«  zugesicherten  Vor- 
theilen,  z.  B.  Nutzungen  des  Gemeindegutes,  Gemeingebrauch  öffentlicher 
Gewässer,  Benutzung  öfientlicher  Anstalten  etc.,  flondem  auch  Rechte  der 
öffentlichen  Verbände,  von  ihren  Angehörigen  Beiträge  zur  Bestreitimg  de« 
mit  der  Besorgung  der  geselbchafllicben  Agenden  verbundenen  AuftraDdei, 
insbesondere  Steuern,  Umlagen  und  iieraöuUche  Dienste  zu  fordern.  Dagegen 
sind  andererneits  die  Familienrechte,  trotz  dea  Abganges  eine»  vermögen»- 
werthigen  Inhaltes,  nach  heutigem  Rechte  annoch  als  Privatrecht«  su  be- 
trachten. Die  von  Sarwev  (S.  102  ff.)  in  Anaohung  des  Gegenetandes  der 
einzelnen  Auspriiche  geniacbten  eingehenden  Unterscheidangen  waren  aller- 
dings vom  Standpunkte  dieses  SchrillHtcUcrs  notliwendig,  wollte  dersel 
unmöglichen  Consequenzeu  seiner  Gnindaiifchauung  aus  dem  Wege  gehen 
(tir  uns  iit  es  jedoch  entbehrlich,  auf  (lie^i'n  Gegenstand  hier  näher  eii 
zugehen. 
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laran  Jemand  mehr  in  Abrede  stellen  wollen,  dass  in  einem 
solchen  Falle  ein  privatrechtlicher  Streit  gar  nicht  vorliegt  ^*). 
Der  Versuch  Sakwey's  ^^),  das  aufgestellte  Princip  dadm-ch  zu 
1,  dass  der  soeben  beiührte  Fall  als  Ausnahme  von  der 
stellten  Regel,  derzufolge  das  Wesen  des  vom  Kläger  er- 
liobenen  Anspruchs  fiir  den  Charakter  der  Streitsache  und  hie- 
aiit  aüch  ftir  die  Competenzfi'age  massgebend  sein  soll,  hingestellt 
»ird,  kann  als  glücklich  nicht  bezeichnet  werden.  Wo  man  ge- 
nSthigt  ist,  eine  „Ausnalime"  von  solcher  Tragweite,  wie  die  vor- 
liegende, zuzugeben,  kann  man  den  Satz  „exceptio  firmat  regidam" 
Konsten  des  aufgestellten  Princips  nicht  anrufen,  sondern  es 
eint  gerade  durch  die  vermeintliche  Ausnahme  die  Irrigkeit 
ifees  Princips  dargethan  "*). 

|H.Alle  diese  Schwierigkeiten  und  AVidersprüche  erscheinen  be- 
^en,  wenn  man  sieh  für  die  Ansicht  entscheidet,  dass  fiir  die 
Bctirtheilung  des  Wesens  eines  im  Streite  befangenen  Verhnlt- 
niases  der  Umstand  entscheidend  ist,  von  welchem  Gebiet 
4es  Rechtes  das  den  Gegenstand  der  behördlichen 
Thätigkeit    bildende   Lebeusverhältniss     beherrscht 


^*)  Aach  Mersjel  macht  (a-  e  a.  0.,  S.  393)  der  bekannten  Leg-aldefinition 

iTat-   und   öffentlichen   Recht«   {].  4  .T.   de  just,   et  jure  [I.  1])    doa 

sie  Bci  insofern  uu/ureichend,  als  sie  das  Privatrecht  nicht  auf  den 

der    Einzelinteressea     den    Einzeliateressen    gegenüber    1>e- 

^■)  »,  a,  O.  8.  109,  289. 
*•)  Weit  bedenklicher  ist  die  Einschränkung,  mit  welcher  PrutobeverB 
^l^ier  bekämpfte  Princip  abzuschwächen  eich  genöthigt  sieht.    Er  deBnirt 
^Hj)  die  Jnstiuache  als  „die  Verfolgung  und  Entscheidung  eines  streitigen, 
f^mtreditlichen    (erzwingbaren)    Anspruchs    der  Mitbüi^cr  unter  sich,   in- 
«oweit    die    Erreichung    der   näfhsten  Zwecke  der  übrigen  Ver- 
«ftltacgfizweige  zugleich  bestehen  (cocxistiren)    kann."     Die  Be- 
Jttklichkeit  dieser  Anschauung  wird  am  besten  durch  die  weitere  Behauptunj^ 
^B^,  man  dürfe  in  dieser  Richtung  nicht  kleinlichen  Rücksichten  (z.  B. 
^w  vurgeHchützten  Beschleunigung   des  Verfahrens  oder  Kostenerepamise) 
•TiUrihcidende  Bedeutung  beilegen  (S.  24).     Wo    int  dann  aber  die  objectivo 
der  statuirten  Ausnahme? 
ittiv  fUr  üffenUiches  Rcrlit.  JV.  a.  jg 
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wird.  Dia  Competenzfrage  wäre  demnach  prinzipiell  folgender- 
massen  zu  entscheiden:  Alle  Lebensverhältnisse,  welche  nach  Gnmd-Ä 
Sätzen  des  Privatrechtes  (im  objcctiven  Sinne  des  Wortes) ™ 
zu  bourtbeilen  sind,  gehören,  im  Falle  dieselben  Gegenstand  eines 
Streites  werden "),  zur  Competenz  der  ordentÜchen  Gerichte, 
Dagegen  gehört  vor  die  Verwaltungsbehörden  und  vor  die  Ver- 
waltiingsgerichte  die  concrete  Regelung  aller  Lebensverhältnisse, 
welche  nach  Grundsätzen  des  öffentlichen  Rechtes  (abermals 
im  objoctiven  Siime  des  Wortes)  zu  beurtheilen  sind.  Diese 
unsere  Ansicht  wird  von  vielen  SchriftsteEern  getheilt,  jedoch  ge- 
meiniglich in  der  oft  missverstandenen  Formel  zum  Ausdrucke 
gt'brncht,  dass  die  .Tudicatui-  über  privatrechtliche  Ver- 
hältnisse   den    ordentlichen    Gerichten    zustehe^*).     Auch   in 


*)  Die  Aueübang  richterlicher  Functionen    im   eigentlichen   Sinne  de» 
WorU'B  «otzt  Btets  einen  Streit  voraus.     Die  der  Vcrwaltungsthätigkeit  de 
pnlitisolien  Behörden    im  Gehiote   de»  öffentlichen  Rechts  correspondirendci 
Funcüüuon  besorgen  im  Uebiete   des  Privatrechts  gewöhnlich  die  einzelneaj 
Individuen  selbst  ohne  Ingerenz  der  staatlichen  Organe.    Nur  au*nahm8wei«a»J 
erscheint  eine  solche  Etnäussnahme  vom  Standpunkte  des  öffentlichen  Intern 
08808  geboten,  und  diese  ThStigkcit  weist  das  positive  Recht  zum  Tlieil  den 
Gerichten  ( Verlas-seuschoftsabhandlung,  obervormundschaftliche  Agenden),  iura 
Theil   den    Verwaltungsbehörden    (Aufsicht    über   die    Vennögensgebahrtmg 
juristischer  Personen)  kü.     Doch  üudert  die  ans  Opportunitatsgründen  erfolgte 
thoilwcisc  Zuweisung    dieser  Agenden    an   die  Gerichte  nichts  an  der  That- 
sache,  dass  es  sich  hier  mn  eine  Ver\k'altungsthitigkeit,  keineswegs  um  rieh- 
trrlicJje  Functionen  handelt.    Vgl.  FüKSK,  S.  79  not.  83,  ferner  UcBBt  a.  »i,  0. 
S.  873  ff. 

*•)  PöjL,  S,  140  und  in  Samitsch'  Zeitschr.  f.  Verwaltmig«recht»pfleg»  j 
n,  8.  aai;  Hkatkii,  §  9,  S.  0  ff.;  Burp,  S.  331;  Rmrlsberokk,  S.  66  und 
«7;  aURTm,  Uhrb.  d.  gem.  Prooemec  $  Sl,  a  45;  Stakl,  S.  610,  616; 
RraKKMtOOT,  S.  13  und  14;  PlaMTR,  S.  16;  Blcxtschu,  Krit  Vierteljahre«- 
•ohrift,  4L  fUl  {\9(A),  S.  978;  Kaissk,  Schweizer.  Staat^r.  n,  8.  351 ;  LauTia 
in  4w  »Ug«in.  8«t«rr.  lU^r.-Ztg.  1879,  No.  69  und  in  Grünhut's  Zeitschr.  Vm, 
8w  1*68;  HnssUDi,  S.  96.  Ueher  den  Begriff  de«  RechtsverhiltiÜBses  vgl  in»- 
Im«.  NwntKR,  Wecen  and  Arten  der  PrivatreebteterhUtnisae  (1866),  S.  4  IC« 
Wti  BOMCKL't  oxag«h«ttde  Besprechung  dieves  Wirkern  ia  der  fcrit.  Viprlel^j 
jiJMNWokr  XI  (l«l»X  S.  I91-<n8. 
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der  Praxis    ist   dieser   Gesichtspunkt   mit   Recht  hervorgehoben 
worden  *^). 

Es  braucht  wohl  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
die  liier  aufgestellte  Regel  nicht  in  dem  Sinne  zu  verstehen  ist, 
als  sei  für  die  Competenz  der  ordentlichen  Gerichte  einerseits 
und  der  Verwaltungsbehörden  andererseits  die  R  e  ch  ts  q  u  e  1  le  maas- 
gebend, aus  welcher  die  das  betreifende  Lebcnsverhältniss  regelnde 
Norm  erschlossen  wird.  Es  ist  vielmehr  hier  auf  das  Wesen 
der  Norm  zurückzugehen,  ohne  Unterscliied,  oh  selbe  in  einem 
bürgerlichen  Gesetzbuche  oder  in  einem  Vcrwaltungsgesetze  ent- 
hulteii  ist.  Der  diesfalls  von  Mittermaier  erhobene  Vorwurf**) 
ist  daher  ganz  unzutreffend.  Wenn  sohin  in  einem  bürgerlichen 
ßmtzbuche  sich  Normen  über  die  Erwerbung  oder  Verlust  der 
Staatsbürgerschaft,  wenn  andererseits  in  einer  Gewerbeordnung 
«ich  Bestimmungen  über  den  Lohnvertrag  voriinden,  so  wird  wohl 
bain  Jemand  darüber  in  Zweifel  sein,  dass  diese  Einreihung  die 
|M|ereD  Vorschriften  nicht  zu  privatrechtlichen,  die  letzteren  nicht 

'')  Der  Bächsische  Competenzgerichtsliof  hat  mit  ErkenDtniss  vom 
äO,  November  1875  das  im  Texte  aufgestellte  Princip  ausdrücklich  ale  fiir  die 
Aailegung  der  §§  6 — 9  des  Gosetzes  vom  28.  Januar  1835  massgebend  or- 
Hürl.  Der  §  6  des  eben  cit.  Räclrn.  Gesetzes  bestimmt  nämlich:  „Der  Rechts- 
»fg  findet  statt  bei  alle«  IrmngcE  über  privatrecUtliche  VerhältnisBe." 
LnmiOLD,  Sachs.  Verwaltuagsr.  (1878),  S.  140.  Vgl.  auch  das  ErkeuntniBs 
de»  bayerischen  Competenzconflictseenats  vom  14.  Novomber  IS59  bei 
MiTtHiüs,  S.  31.  In  Oesterreich  vgl.  iiwbeB.  die  Erkenntnisse  des  obersten 
öerichtshofes  vom  2.  November  lÖfi9(GLASKR-UK0BR-WÄi.7HER,  No.  3551),  vom 
«.September  1877  (ebend.  No.  6555)  mid  vom  28.  November  1877,  Z.  87ÖO 
fS»ttrr.  Zeit«chr.  f.  Verw.  1879,  Nn.  50),  des  Ministenams  des  Inoem  vom 
8.  April  1872,  Z.  2401  (ebend.  1872,  No.  19t,  des  Verwaltungsgerichtshofes 
roBj  l,  September  1880  fBüwwiNsiu,  No.  843),  vom  6.  Märe  1881  (ebend. 
^0.  1040)  und  vom  2ö.  September  1886  (ebend.  No.  2687). 

")  a.  a.  O.  rV,  S.  326  sucht  nämlich  MiTTERMAraa  die  hier  vertretene 
uaicbt  dadurch  ad  absurdum  zu  fülircn,  dass  er  bemerkt,  es  würde  dann 
'i6  Lösung  der  Competenzfrage  davon  abhängen,  ob  io  dem  betrefTeadeu 
l«ate  ein  dickleibiger  Civilcodex  besteht  oder  nicht.  Aeholich  auch  RoD- 
JlT  (ober  die  Verwaltung  der  Justiz  durch  die  administrativen  Rehorden), 
81. 

18* 
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zu  öffentlich-rechtlichen  mache,   daher  auch  auf  die  Competenz- 
frage  keinerlei  Einftuss  übe  ***). 

IV. 

Das  von  uns  soeben  auigestellte  Princip,  wonach  für  die 
Lösung  der  (Jornpetenüfi-age  jenes  objective  Rechtsgebiet  mass- 
gebend ist,  nach  welchem  das  im  Streite  liegende  Verhältniss  zur 
Entscheidung  kömmt,  würde  im  Ganzen  wenig  Schwierigkeiten  be- 
gegnen, wenn  es  nicht  zalilreiche  Rechtsverhältnisse  gäbe,  welche 
in  dem  angedeuteten  Sinne  verschiedenen  Rechtssphären  ange 
hören,  indem  auf  selbe  sowohl  Vorschriften  des  öffentlichen 
Rechtes  als  auch  Vorachriften  des  Privatreclrtes  anzuwenden  sind. 
Wir  haben  uus  hier  insbesondere  noch  mit  dem  äusserst  schwie- 
rigen Thema  der  Behandlung  der  einer  fremden  Zuständig- 
keitssphäre angehörigen  Präjudicialfragen  zu  beschäf- 
tigen. 

Unter  einer  Prajudicialfrage  vei-stehen  wir  im  Allgemeinen 
eine  solche  Frage,  deren  Beantwortung  bei  Behandlung  einer 
anderen,  den  Gegenstand  des  Streites  bildenden  Frage  in  der 
Weise  bindet,  dass  die  Lösung  des  Streites  sich  mit  der  Be- 
antwortung der  Prajudicialfrage  nicht  in  Widerspruch  setzen  darf. 
Der  Begriff  der  Prajudicialfrage  entwickelte  sich  aus  dem, 
Begriffe  des  Präjudicialstreites,  dessen  Klarstellung  in  etjTno- 
logischer  Hinsicht  insbesondere  Planck  mit  Erfolg  unternommen 
hat»«). 

•)  Ygl  Sakwot,  S.  a44;  PüCHTA,  8.  265;  Biuter,  S.  86.  Letzterer 
behauptete  lediglich,  dass  die  formale  Einreihung  der  Norm  nicht  ent- 
scheide und  ihm  imnutirt  daher  Gessler,  S.  747  mit  Unrecht  die  Behaup- 
tung, das  Wesen  der  das  betreffende  Verliältniss  regelnden  Rechtsnorm  sei 
fiir  die  Compotpnr.fragc  nicht  entscheidend.  Auch  das  österr.  Reichsgericht 
hat  in  dem  Erkenntnisse  vom  26.  .lanoar  1875,  Z,  9  (HVB,  N.  23)  auf  die 
Unabhäügigkr'it  der  Entscheidung  der  Competenz&age  von  der  formalen  Ein- 
r«>ihuiig  ilor  lietn'flV.«udfn  Norm  hinjrewiesen. 

»")  r>ie  Mehrheit  der  Rechtestreitigkeilen  im  Proceasrecht  (1844)  §  26  IT. 
llmprUnglich  Wdouteto  nach  Planck  pmejudicium  eine  Entscheidung,  welcher 
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Es  wurde  nämlich  von  der  Praxis  die  Forderung  aufgestellt, 
die   Präjudiciallrage    als    vermeintliche   causa  major  früher 
beantwortet    werde,    ehe    man   zur    Erledigimg   des    eigentliclien 
Streitgegenstandes   schreitet;   doch  kann   liierwegen  hei   Geltung 
iler  Eventualmaxime    in    der   Regel    eine    selbständige  exceptio 
IBEgodicii   nicht  erhoben  werden,    indem   niclits  im  Wege  steht, 
Ol«  Verhandlung  über   tlie  Präjudieialfrage  mit   der  Verhandlung 
öljer  das  durch    diese  Frage   bedingte  Rechtsverhältniss  zu   ver- 
binden und  liiebei  die  der  Natur  des  letztgedachten  Verhältnisses 
entsprechenden  Beweismittel  zu  benutzen");  es  genügt,  wenn  der 
Siebter  die  Präjudieialfrage  in  den  Entscheidungsgrtinden 
JäA  und  sodann  auf  Grund   dieser  Lösung  sofort  das   hiedurch 
■ffingte  Rechtsverhältniss  sclüichtct.     Eine  Einstellung  des  Ver- 
iakens  über   die   für   begründet  befundene  exceptio    praejudicü 
l^bont  im  heutigen  Processe  nur  dann  in  Frage,  wenn  entweder 

IjWn  lieh  in  der  Folgpi  anschliesgen  konnte ;  praejudicare  bezeichnet  die  auf 

I^Hcig  eines  sulcben  ErkenntnifiBCfi  isrericbtete  Thatigkeit.  Später  entwickelte 

^■S^  hieraus  der  BegrifT  des  frehundenseins   dui'ch    die  frühere  Eutschei- 

ilnng,  und    praejudicium    bedeutete    niebt    mehr    die    frühere    Entscheidimg 

wllrt,  .«ondem    die    aus    diesem    Gebundensein    resnltirende    unnfünstige 

l«llQijg   im    Processe;    praejudicare    bedeut-ete    sodann    mobt    mehr    eine 

liehe  Thatigkeit,  sondern  die  Vornahme  solcher  Handtungen,  welche 

trwihule  Beschränkang  verursachten  (S.  190—192).     In  diesem  Sinne 

ittcJit  schon  Paulus  das  Wort    praejudidum    in    dem    bekannten  Satze: 

minorem  causam  majori  cognilioni  prat\ju(Jioium  fieri  nou  oportet,  ninjor 

qaaeatio  minorem  causam  ad  se  trahit"  (1,  54  D.  de  judiciis  [5,  Ij)  und 

in  dem  Ausspruche:  „Rei  majoris  pecuniae  praejudicium  tieri  videtur, 

ea  qoacatio   in  Judicium  dedueitur,   quae  vel  tota,   vel  ex  aliqua   parte 

mus  est  quaestioni  de  re  maijori"  (1.  21  D.  de  exceptioaibus  etc  [44,  4]). 

Ute  hiermit  ausgesprnchen  Werdern,  das«  *\k'  in  wechselseitiger  Abhängig- 

li«tindlichen    Rechtsstreite    in    einer   gewissen    Reihenfolge    erledigt 

u  mÜBsen,  um  der  Anomalie  vorzubeageu,  dasn   die  Entscheidung   der 

ertliigen  Angelegenheit  der  Entscheidung  der  Hauptsache  pr^judioire. 

weh    Brackekhöft:    Identität    und    mater.    Konnexität  d.  Rechtsverh 

'),  §  18,  S.  362  ff. 

*')  GÖNNTB,  Uandb.  I,  S.  533;  Martw,  Lelirb.  d.  gem.  deutschen  Pro- 
«w»  13.  Aufl.,  §  31,  S.  5». 
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der  Streit  über  das  präjudicielle  V^erbältniss  schon  anhängig 
ist  oder  wenn  dieser  Streit  dem  Competenzkreise  des  an- 
gerufenen  Gerichtes  nicht  angehört,  oder  wenn  schliesshch  der 
Verdacht  einer  strafbaren  Handlung  rege  wird  und  die 
Möglichkeit  vorliegt,  es  werde  der  Erfolg  der  strafgerichtlichen 
Untersuchung  auf  die  im  Streite  befangene  Civilsache  Einfluss 
nehmen  "). 

Der  erste  und  der  dritte  der  hier  gedachten  Fälle  kommen 
hei  der  vorhegenden  Untersuchung  nicht  weiter  in  Betracht;  w« 
jedoch  den  zweiten  dieser  Fälle  anbelangt,  so  müssen  wir,  bemr 
wir  die  Frage  des  Einflusses  der  einer  fremden  Sphäre  ange- 
hörigen  Präjudicialfragen  auf  die  Ressortverhältnisse  der  Erörte- 
rung unterziehen,  vorerst  das  Gebiet  der  eigenthchen,  hier  in 
Betracht  kommenden  Präjudicialfragen  durch  Ausscheidung  ein- 
zelner, nicht  hieher  gehöriger  Fälle  entsprechend  feststellen. 

Als  Präjudicialfragen  in  diesem  Sinne  sind  nicht  anzu- 
sehen: 

1.  Die  Competenzfrage  selbst.  Allerdings  muss  der 
Richter  vor  Entscheidung  der  Streitsache  über  seine  eigene  Coo- 
petenz  schlüssig  werden,  und  in  diesem  Sinne  könnte  allenfi»!!* 
auch  die  Conipetenzfi^age  unter  den  Gesiclitspunkt  der  Präjudiciaütitt 
subsumirt  werden.  Die  fonnale  Lösung  der  Competenzfrage  ge- 
hört jedoch  aus  dem  Gninde  nicht  hierher,  weil  selbe  —  wenig- 
stens principiell  —  mit  der  Entscheidung  der  materiellen  Streit- 
frage nicht  im  Zusammenhange  steht,  wenngleich  es  in  der  Praxis 
mitunter  Schwierigkeiten  bereiten  mag,  die  für  die  Competeni 
entscheidenden  Thatsachen  vollständig  von  dem  übrigen  Substrat« 
des  Streites  loszulösen.  ThatsäcKlich  ist  auch  durch  besondere 
Institutionen,  speciell  durch  die  Möghchkeit  der  Conilictserhebung 
vor  dem  hierzu  bestellten  Tribunale,  für  die  formale  Erledigung 
der  Competenzfrage  in   dem  Falle  Vorsorge  getroffen,  wenn  diß 

**)  Wdeding  in  HoltzendorfTs  Rechtslex.,  Art.:  FngudicialsacheD  m.W' 
8    116. 
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Compet«ii2  des  Richters  gegenüber  der  Competenz  der  Verwal- 
longsbehörden  in  Fra^e  steht,  mag  dem  Richter  eine  unbegrün- 
dete Ausdehnung  (aftinnativer  Couflict)  oder  eine  unbegründete 
Einschränkung  (negativer  Conflict)  der  eigenen  Competenz  zur 
Last  gelegt  werden'^), 

2.  Fragen,  welche  nicht  die  juristische  Construction 
des  im  Streite  Hegenden  Verhältnisses ,  sondern  die  Feetstellimg 
jener  thatsäch liehen  Umstünde  betreffen,  welche  für  diese 
CoQStruction  massgebend  sind.  Die  Thatbestandafrage  ist  wohl 
&egeD8taDd  der  richterUchen  Erwägung,  sie  kann  jedoch  direct 

bt  Gegenstand  eines  richterlichen  Urt heil s,  daher  auch  nicht 
Gegenstand  eines  praejudicium  sein.  Etwas  anderes  sind  Beur- 
kundungen über  thatsächliche  Umstände,  welche,  wenn  sie  von 
der  hierzu  competenten  Behörde  ausgestellt  werden,  allerdings  im 
Cirilprocesse  volle  Beweiskraft  besitzen ;  dies  Thema  hat  jedoch 
mit  unserer  Frage  nichts  zu  schaffen").  Wenn  daher  beispiek- 
w«nse  in  einem  Cinlprocesse  die  Frage  der  Scliiffbarkeit  eines 
fliessenden  Gewässers  aufgeworfen  wird,  so  kann  wohl  über  die 
Beweiskraft  einer  über  diesen  Umstand  von  der  Verwaltungs- 
behörde ausgestellten  Bestätigung,  über  die  Zuläasigkeit  eines 
Gegenbeweises,  sowie  darüber,  ob  dieser  Gegenbeweis  gelungen, 
gestritten  werden,  allein  die  üeberweisung  der  bezügUclien  Fest- 
stellung an  die  Verwaltungsbehörde  als  Präjudicialpunkt  kommt 
gar  nicht  in  Frage  •*). 

3.  Da  die  Präjudicialität  nur  einen  einzelnen  Punkt  des 
dem  Richter  zui'  Beurtheilung  vorliegenden  Rechtsverhältnisses 
er&86t,  bleiben  selbstverständhch  aus  dem  Kreise  der  Präjudicial- 
fagen  alle    Beziehungen    ausgesclUossen ,    welche    einerseits    die 

*)  Vgl.  MtTLKBT  X,  S.  419. 

♦*)  Vgl  BKRNATznt,  8.  133,  135. 

**)  Anders  allerding«,  wenn  die  Erklärung  der  Hchififbarkeit  nur  dic> 
Form  ist,  in  welcher  tbaträcblich  die  Abgrenzaug  des  öfTrntlichcn  dute« 
^(itgi.  So  nach  franzosüchem  Rechte;  dodt  ist  dieser  Punkt  nicht  uri1>c- 
•tritten.    Vgl.  MULBBT,  8.  36,  37. 
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völlige  Identität  des  Reditsverhältniases  mit  einem  bereits 
rechtskräftig  entscliiedeiien  Verhältnisse,  andererseits  die  völlige 
Disparität  dieser  beiden  Verhältnisse  bekunden  sollen.  Unter 
den  letzteren  Gesichtspunkt  fallt  auch  die  Berufung  auf  sogen. 
Präjudicate,  d.  i.  Entscheidungen,  welche  über  ähnliche 
Rechtsverhältnisse,  jedoch  ohne  alle  Beziehung  auf  die  Subjecte 
und  das  Object  des  im  Streite  befangenen  Rechtsverhältnisses 
ergangen  sind*"). 

4.  Die  eigentlichen  Präjudicialfragen  (questions  prejudicielles), 
mit  denen  wir  es  hier  ausscliliessüch  zu  thuu  haben,  dürfen  mit 
der  Frage  nach  dem  Vorhandensein  der  uothwendigen  Process- 
vorau  SS  et  Zungen  (question  prealable)  nicht  verwechselt  werden- 
Dieser  Ihiterschied  hat  allerdings,  wie  sich  in  der  Folge  ergeben 
wird,  nach  gemeinem  deutschen  Civilprocesse  nicht  jene  praktische 
Bedeutung,  die  ihm  nach  französischem  Rechte  in  Folge  der  dort 
beliebten  Behandlung  der  Präjudiciidfragen  zukommt ''),  er  musa 
jedoch  auch  liier  gemacht  werden,  wenn  man  zu  einer  richtigen 
Bcurtheilung  uuserer  Frnge  gelangen  will.  Das  Vorhandensein 
des  vorgeschriebenen  consensus  ad  agendum,  der  etwa  geforderten 
Einwilhgung  der  Verwaltungsbehörde  zur  Erhebung  einer  Civil- 
klage  gegen  den  Fiskus  oder  öffentUche  Körperschaften  bildet 
ebensowenig  den  Gegenstand  einer  Präjudicialfrage  als  andere 
piüparatorische  Akte,  z.  B.  die  Verfolgung  des  Anspruchs  ad 
exhibendum.  Die  ältere  Theorie  fasste  sowohl  die  präparatorischeu 
Akte  tüs  auch  die  eigentlichen  Präjudicialfragen  in  den  ziemhch 
unklaren  Begriff  der  sogenannten  Präjudicialsachen  zusammen, 
und  gerade  diesem  Umstände  ist  es  zuzuschreiben,  dass  die  Lehre  ^ 
von  der  Pr^udicialität  bisher   noch  nicht  jene  Beachtung  gefim- 


I 


I 


**)  Vgl.  BzkCKMxaOn  a.  a.  O.,  S.  a^  367. 

**)  Der  Aligwg  4»  Vmaemniammmitnngeix  bewiilt  stets  meritale 
AbwcHOBg,  wogegen  «Im  Voriumdenacin  der  Gnund«r  Oompeteiunphlre  ut- 
fiMrifca  Pri^odicMUhii^  dort  EmsUfJlmig  det  YntühreaB  zur  Folg«  hat 
MouAT  X,  iSw  438. 
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den  bat,    die   ihr   mit  Rücksicht  auf  ihre  Wichtigkeit  zu  Theil 

en  sollte  **). 

5,  Aus  dem  Kreise  der  eigentlichen  Präjudicialfragen  sind 
aber  femer  noch  zahlreiche  Verhältnisse  auszuscheiden,  welche 
sich  dadurch  kenozeichnen,  dass  das  influirende  Rechtsverhältniss 
Ton  der  Grundlage  des  abhängigen  Rechtsverhältnisses  derart 
trennbar  ist,  dass  über  jedes  derselben  eine  abgesonderte 
Entscheidung  gefällt  werden  kann*").  Dies  ist  voraehmlich  dann 
tliT  Fall,  wenn  in  ein  vollständig  für  sich  ausgebildetes  Rechts- 
verbiiltniss  in  der  Folge  ein  anderes  Subject  eintritt,  dessen  Be- 
Iheüigung  an  demselben  von  IVIomenten  abhängt,  deren  Würdigung 
«ler  fremden  Zuständigkeitssphäi'e  angehört.  Wenn  z.  B.  eine 
Bteuerforderung  an  den  Erblasser  gegen  dessen  Erben  geltend 
geaiacht  wird,  so  lässt  sich  selir  wohl  eine  abgesonderte  venval- 
tuiigsbehördliche  Entscheidung  über  die  Steuerpflicht  des  Erb- 
hmn  resp.  seiner  Verlassenschaft  und  eine  abgesonderte  ge- 
richtliche Entscheidung  über  die  aus  der  Erbserkläning  (nach 
Mjißsgabe,  ob  letztere  unbedingt  oder  mit  Vorbehalt  der  Rechts- 
fohilbat  des  Inventars  erfolgte)  resultirencle  Verpflichtung  des 
Erben  denken.  Aehnlich  Hegt  die  Sache,  wenn  es  sich  um  die 
Hjjftnug  der  Mitglieder  einer  Erwerbsgenossenschaft  für  eine 
Gebiihrenschuld  der  Genossenschaft  handelt,  oder  wenn  mehrere 
Personen,  die  auf  Grund  des  öflfenthchen  Rechtes  zu  einer  Leistiuig, 
i-  B,  zu  Concurrenzbeiträgeu,  verpflichtet  sind,  unter  sich  einen 
VMrag  geschlossen  haben,  in  welchem  sie  über  einen  anderen  Ver- 
Uieilu&gsmodus  der  öffentlichen  Last  scldüssig  geworden  sind  "''°). 

•^  Planck  a.  a.  0.,  §  57,  S.  472  ff.;  Wiküino  a.  a.  0.,  S.  llß;  Unobr, 
^«tt  de«  österreichischen  Privatrechts  11,  S.  372,  Anm.  lö ;  MülbäT, 
&  419  ff. 

'•^  BaACKBNHÖiT  a.  a   0.,  S.  358;  Weizkl,  S,  107;  WEaLSB,  S.  lö. 

'•*)  Die  Verwaltangsbehörde  kann  unter  I^orining  des  Vertrag»  über 
'lie  «iffcntliche  Leistangspfliijbt  erkeuncu  und  die  Geltendinat'hunp  der  aua 
'•an  Vertrage  resultirendea  Rechte  im  Civilrcehtswege  dea  betheiligten 
l'uleien  überlassen.    In   diesem  Sinne   entschied   der   öaterr.  Verwaltung»- 
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Hierher  gehören  auch  jene  Oomplicationen ,  die  sich  daraus 
geben,  dass  aus  Opportunitätsgriinden  das  vor  der  Venvaltungi 
behörde  durchzuführende  Verfaliren  iilier  Gesuche  um  Genehmigim 
gewisser  Anlagen,  welche  die  öffeuüichen  Interessen  der  Annuai 
in  empfindlichem  Masse  berühren  können,  insbesondere:  nra< 
Bauten,  gewerblicher  ßetriebsanlagen  und  Anlagen  an  fiiessende 
Gewässern,  äusserlich  mit  einem  prophylaktischen  Verfjihren  va 
bunden  wird,  welches  bezweckt,  sicherzustellen,  ob  nicht  etwa  auc 
Privatrechte  der  Anrainer  der  geplanten  Unternehmung  i 
Wege  stehen.  Hierbei  hat  diese  Verbindung  mitunter  auch  d 
Wirkung,  dass  durch  die  Unterlassung  der  Geltendmachiu 
privatrcchthcher  Einwendungen  im  Verwaltungsverfahren ,  U 
ziohungsweise  durch  die  ohne  Vorbehalt  dieser  Einwendung« 
erfolgte  verwaltungsbehördliche  Genehmigung  der  Anlage  (k 
Privatrechten  der  hetheiligten  Parteien  insofern  präjudicit 
wird,  als  sie  ihre  privatrechthchen  Einwendungen  in  der  Fo\ 
entweder  gar  nicht  oder  nur  mit  gewissen  Beschränkungen  gelten 
machen  können  '***).  (Jhne  in  die  Beantwortung  der  schwierig« 
civilistischen  Frage  einzugehen,  ob  in  diesem  Falle  derBestan 
des  betreffenden  Privatrechtes  oder  nur  dessen  gerichtlich 
Geltendmachung  eine  Modification  erleidet,   können  wir  lÄ 

gerichtahof  den  I.  Ootober  1880  (Büdwixski,  Z.  873),  den  18.  Juli  W 
(ehend.  No.  1144)  und  den  28.  November  1883  (ebend.  No.  1927).  Ad 
jedoch,  wenn  das  Concarrcnxgeseiz  selbst  in  erster  Linie  die  Yereinbui 
der  Partoien  für  nifissgcbeud  orltlärt:  in  diesem  Falle  gebort  da«  Ueben 
kommen  dem  öffentlichen  Rechte  an  und  der  Rechtsweg  i*t  aoBgescUo« 
inKofern  ihn  das  Ciesetz  niebt  ausdnicklich  für  zulässig  erklärt.  Vgl.  I 
MAYER  in  Grünhut's  Zeitschr.  VJII  (1881),  S.  763. 

"'\)  Nach  §  26  der  deutschen  Gewerbeordnung  kaim  von  den  An 
nem  einer  mit  obrigkeitüoher  Genehmigung  errichteten  gewerblicheir  Aal 
gegenüber  die  Civilklage  niemals  auf  Einstellung  des  UewerlHjbotneU 
sondern  nur  auf  Modification  des  Betriebes,  eventuell  Schadenersatz  gerichl 
werden.  Nach  österr.  Rechte  tritt  in  diesem  Falle,  dann  in  Bausacben  a 
unter  Umständen  auch  bei  Oenehmigung  neuer  Anlagen  in  Gewänsem  sof 
völlige  Präclueion  der  säumigen  Anrainer  mit  ihren  privatrecbllichcn 
Wendungen  ein. 
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nur  die  Thatsache  constatiren,    dass   durch  die  Ausdehnung  des 
▼erwaltimgsbebördlichen  Verfahrens  auf  die  Feststellung  der  privat- 
rechtlichen  Ansprüche  eine  Versclüebung  der  Competenz  in  Streit- 
sachen nicht  stattfindet,    weil  über  die  thatsächlich  vorge- 
brachten Einwendungen  von  der  Verwaltungsbehörde  keineswegs 
entschieden  wird,   die  Parteien   vielmehr  diesfalls  an  den  zustän- 
digen Richter  gewiesen  werden  '°^.    Selbst  der  Eintritt  der  präju- 
didrendeji   Wirkung    der    verwaltungsbehördlichen    Entscheidung 
bmnflusat    die  Corapetenzfrage  nicht,    weil  Klagen,   welchen  der- 
gestalt präjudicirt  wurde,   vom  Richter  nicht  wegen  Incompe- 
lens,  sondern  in  merito  abgewiesen  werden  müssen^"'). 

6,  Schliessüch  müssen  wir  aus  dem  Kreise  der  eigentlichen 
Präjudicialfragen  noch  solche  Verhältnisse  ausscheiden,  in  welchen 
ö  sich  nicht  um  eine  blosse,  fremder  Competenzsphäre  ange- 
hörige  Vorfrage  handelt,  sondern  wo  das  Wesen  des  zur  Ent- 
scheidung vorliegenden  Rechtsverhältnisses  einem  anderen  Rechts- 
Rftbiete  angehört,  als  die  äussere  Form,  in  welcher  es  von  der 
Partei  dem  Richter  vorgetragen  wird.  Hierbei  kami  es  sich  aller- 
<lings  ereignen,  dass  die  für  die  Charakterisirung  des  Rechtsver- 
bältniases  entscheidenden  Momente  im  Gewände  blosser  Präju- 
dicialfragen  erscheinen,  doch  darf  uns  dies  nicht  abhalten,  unter 
Absehung  von  der  äusseren  Form  rlas  Rechtsverhäitniss  seinem 
iuneren  Wesen  nach  zu  beurtheilen  und  demgemäss  die  Compe- 
tenzfrage  zu  entscheiden  '°*).     Setzen  wir    den  Fall,   ein  Steuer- 


"*)  So  nach  §  19  der  deutachen  GewerbenrdnuDg  und  nach  den  Be- 
*tnintmiigen  der  eiuzelnea  Bauordnungen.  Nebensächlich  ist  für  unsere 
Fiigfe,  ob  bJB  zur  Eotecheidung  des  Civilprocesses  die  Ertheilung  der  ver- 
ibehördlichcn  Genehmigting  auszueetzen  ist  (so  nach  ÖBtcrr.  Rechte 
len),  oder  ob  die  (ienehmigruig  der  Anlage  von  der  Austragung  des 
nownes  nnabhluigig  ist.     Letzteres  ist  bei  gewerblichen  An!a(;en  der  Fall, 

'••)  Die  Lehre  von  dem  Einflüsse  der  operis  novi  nuniiatio  auf  die 
[»«treffenden  Rechte  resp.  Actiouen  gehört  ausschliesslich  dem  Privat- 
rechte  an. 

*"**)  Vgl.  die  Erkenntnisse  des  baierischen  Conflictasenates  vom  3.  Juni 
1882  and  L  JnU  1867  (Matthäos,  S.  29  u,  90). 
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Pflichtiger,    welcher    gegen    die    Höhe   der  ihm  vorgeschiiel: 
Abgabe  gegründete  Einwendungen  zu  haben  glaubt,  würde  in  < 
Anbdffiiung,    der   ordentliche  Richter  werde  seine  Einwendung 
einer  gerechteren  Würdigung  unterziehen,    die  geforderte  St 
bezalden     und     sodann    mittelst    einer     condictio     indebiti 
Rückerstattung  des  angcbÜch  ungebülirÜch  Geleisteten  vom 
ansprechen.      Die    Rechtmässigkeit    der    Steuervorschreibung  il^ 
hier    nur    scheinbar    eine    Präjudicialfrage    öfFentlich  -  rechtücli 
Natur  im  Civilstreite ;   thatsächlich  liegt   ein  Privatrechtsver 
niss  gar  nicht  vor,  indem  hier  keinerlei  privatrechtliche  Norm 
Anwendung  zu  kommen  hat'*').     Wir  behalten  uns  vor,  bei 
sprechung  der  Lehre  vom  sogenannten  Privatrechtstitel  auf  die 
Gegenstand  zurückzukommen,  und  bemerken  hier  ledighch^ 
in  gleicher  Weise    auch    der   Fall  zu   beurtlieilen  ist,   wenn 
einer  von  der  competento n'^")  Administrativbehörde  gefillti 

'•")  Anders  hingegen  Mülkrt,  S.  465;  Gerbkk,  Gruudx.  d.  d   SU* 
3,  Aufl.,  §  63  Note  8.    Uns  erscheint  sohin  die  Anordnung  der  §§  11  o. 
des  preiiBS.  Ges.  vom  24.  Mai  1861,  welche  unter  gewissen  Voraussc 
die  gfirichtl.  Klage  auf  Rückerstattung  einer  entrichteten  Stempelg«' 
lÄiBt,  alB  eine  Ausnahmebestimmung,   welche    bei  vorbehaltsloser 
Erfüllung  dpr   Gchührenpflicht   nicht  anwendbar   ist.     In  diesem  S 
^■chicd  auch  der  1,  Senat  des  preusa.   Obertrib.   am  24.  Febr.  1868 
luDg,  60  Bd.  N.  39  S.  295). 

'"*)  Ganz  anders  liegt  die  Sache,  wenn  eine  Competensöbi 
schreitung  behauptet  wird.  Eiu  Beamter,  welcher  den  ihm  zugewi««a 
Competenzkreis  überschreitet,  handelt  nben  nicht  als  amtliches  Orgnn,  «od 
erschfiut  als  Piivatmanü,  uud  es  liegt  kein  Gnmd  v»)r,  den  Rechtrvreg 
zuschliesaen.  Hier  erscheint  die  Frage,  ob  eine  Ucbersch reitung  der 
befugnisae  stattgefimden  habe,  in  der  That  aU  Präjudicialfrage  im  nvh 
Sinne  des  Wortes.  Allerding«  erheischt  diese  Frage  hier  mit  RSckaicht 
die  Wichtigk(  it  des  Falles  eine  hegoudere  Behandlung,  wovon  in  der  P( 
im  Zusammeuhange  die  Rede  sein  wird.  Da«  preussische  Gesetz  v.  18. 
bniar  1854  hat  somit  aUerdiiiga  einen  verfehlten  Standpunkt  eingeno 
indem  es  iu  dem  hier  in  Rede  stehenden  Fall**  den  Competeuzconf 
zuliess,  während  es  eich  ledigüch  um  eine  öffentliche  Vorfrage  in  81 
fallen  handelt,  die  luiiweifolhaft  zur  Conipetenr,  der  Gerichte  geboren, 
Stikve  in  Behrend's  Zeitschr.,  XII  S.  46  ff. ;  P&iXKiat,  Competensoonffid 
Preuaseu  (1861),  S.  6-1. 
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Entscheidung   resp.  der  Vollatreckung  derselben  der  Thatbestand 

Cdnes  selbständigen  privatrechtlichen  Anspruches  constmirt  werden 

tollte,    mag    dieser  Anspruch   gegen   den  Staat,    gegen  das  bei 

Pällung  der  Entscheidung  intervenircnde  Bemfsorgan  oder  gegen 

jene  dritten  Personen  gerichtet  sein,    zu   deren  Gunsten  die  ver- 

waitungsbehördliche  Entscheidung  erflossen  ist  *"'). 

V. 

Nachdem  wir  im  Vorstehenden  den  Begriff  der  Präjudicial- 
fragen  klargestellt,  wollen  wir  nunmehr  versuchen,  über  die  Art 
und  Weise  der  Behandlung  der  einer  fremden  Zuständig- 
keitssphäre angehörigen  Prüjudicialfragen  in's  Reine  zu  kommen. 

In  dieser  Hinsicht  müssen  wir  vor  Allem  unterscheiden,  ob 
ilie  Prajudicialfrage,  um  die  es  sich  handelt,   bereits  früher  von 


••')  Vgl.  Funke,  S.  75;  Hausbh,  S.  86  und  lOß.  F.  F.  Mayer,  Granda. 
i  Verwaltangsr.  S.  43.  Irrigerweise  nimmt  Xordmann  (Betr.  über  Ctimpe- 
tosxmfiicte,  Gott.  1862  S.  18)  an,  die  Frage  der  Rcchtmäaatgkeit  des  in 
Red«  Rtehendea  Verwaltungsaktea  betrefte  nicht  die  Competenz,  sondem 
Miglich  die  Merit&leutacheidung.  BesitzstürungsklageD,  Schadenersatz- 
Uagen  u.  dgl.,  welche  wogen  des  Inhalte»  eine«  von  der  competenten 
Verwaltungebehörde  gefällten  Erkenntnisses  oder  dessen  Durchführung  er- 
iiöben  werden,  eignen  sich  vielmehr  von  vornherein  zur  DurL'hführuüg 
"0  Rechtswege  nicht  und  kann  daher  die  RechtmasRigkeit  der  Entscheidung 
»I«  firemdartiger  Präjiidicialpunkt  gar  nicht  in  Betracht  kommea.  Wir  ver- 
»own  in  dieser  Richtung  im  Uebrigen  auf  unsere  Auafiihnmgen  in  Samitsch^a 
Zotschr.  t  Verwaltungsgerichtspfl.,  HI  S.  34  ff,  Uebereinstimmend  hiermit 
in  Beaultate  auch  BkrnatzIk,  a.  a.  0.  S.  ]  42,  224  ff-,  der  jedoch  ohne  hin- 
Kiebeoden  Onind  die  gegen  dritte  Personen  und  gegen  den  Staat  gerichtete 
Olgc  anders  behanrleln  will,  als  die  gegen  den  intervenirenden  Beamten 
prit'ht«te  Klage.  Natürlich  dürfen  Klagen  auf  Zahlung  der  Entschädi- 
(tiing  im  Falle  einer  Enteignung  nicht  hierher  gerechnet  werden;  die- 
nlhw  haben  einen  selbständigen  Thatbestaaid,  können  auch  niemals  gegen 
(1^ Staat  als  solchen,  sondern  nur  gegen  den  Unternehraer  erhoben  wer- 
"Im,  Dagt'gen  nennt  Heyssler  (S.  37  u.  38)  Anfiprüche  gegen  öffentliche 
'onctionäre  als  solche  ^gemischte  Ansprüche",  indem  er  selbe  lediglich  von 
«•iaer  öffentlich-rechtlichen  Vorfrage  abhängig  erachtet.  Ingieifhen  auch 
Löxwo,  Lehrb.  d.  deutsch.  Verwaltungsr.,  S-  786. 
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jenem  Organe,  in  dessen  Zuständigkeitssphäre  sie  an  und  für 
betrachtet  gehören  würde,  entschieden  wurde,  oder  ob  dies  nicht 
der  Fall  ist. 

1.  Liegt  noch  keine  Entscheidung  über  die  Präja- 
dicialfrage  vor,   so  lässt  sich  eine  mehrfache  Behandlung  de 
Letzteren  von  Seite  des  über  das  bedingte  RechtsverhäJtniss  iud»| 
cirenden  Organs  denken: 

a)  Die  praktisch  einfachste  Losung  wäre  allerdings  die,  wen 
die  erkennende  Instanz  beim  Auftauchen  solcher  Präjudiciallragcii 
die  einer   fremden  Zuständigkeitssphäre   angehören,    die   bei  il 
angebrachte   Klage   wegen   Incompetenz  abweisen  würdei' 
Thatsächlich    begegnen    wir    auch    mitunter    in  der  Praxis  dieser] 
Behandlungsweise  '**•).     Es  ist  jedoch  unschwer  zu  ermessen,  daaj 
dieser  Vorgang  ein  durchaus  verfehlter  ist  und  zu  den  absurd« 
Consequenzen   fuhrt.     Denn    die  Abweisung    einer    Klage   vegäi] 
Incompetenz  setzt  doch  stets  voraus,  dass  die  abweisende  Inst 
eine    andere    Behörde    füi-    competent   hält,    den    vorliegendeij 
Streitgegenstand   zu   entscheiden.     Dies  ist   aber   hier  nicht 
der  Fall,   nachdem  sich  die  angenommene  fremde  Zuständigkeit | 
nicht  auf  den  Streitgegenstand  selbst,  sondern  nur  auf  denPräjo- 
die i alpunkt  bezieht.     Der   hier  bemängelte  Vorgang   leidet  an 


'"**)  Man   vergleich©  ia   dieser  Richtung   die  Erkenntnisfie   des  obiIä'J 
reichischen    obersten   Gerichtshofes   vom   21.   Mai    1862,   Z.  1855   (OlasW* 
Unokb-Waltheh  No.  1522),  vom  5.  August  1873,  Z.  7848  (ebend.  N.  60W)i, 
vom  29    Deeeniher  1864,  Z.  10055  (ebend.  Nr.  2041)  und  vom  8.  Mai  1878 
Z.  4141  (Jur.  Bl.  1679  No.  33),  mit  welchen  Klagen  über  unstreitig  privat» 
rechtliche  VerhättnisBe  aus  dem  Grunde  wegen   Incompetenz  der  Gericht! 
abgewiesen  wurden,    weil  in  den  betreffenden  Processen  ößentlich-rechtlic 
Pr^judicialfrapeu    (über    die   Berechtigung    de«   Abverkaufes    von    Rustic 
g^ndstücken,   über    den  Umfang  des  mit  der  verkauften  Gnindwirihgchaft 
verbundenen  Alhnendnutzene,  über  die  Berechtigimg  eines  Beamten,  Zahlungen 
für  den  Staat   in  Empfang  ku  nehmen,    über  die  Rechtmässigkeit  der  Ent- 
lassung eines   Gemeindebeamten   aus   dem   Dienste)   angeregt  ^\-ttrden.     Ein 
Anklang  dieser  Anschauung  findft  sich  auch  bei  Ulbriüh  Lehrb.  des  österr- 
Staatsr.    S.  232  bot.  2. 
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dem  Widerspruche,    dass  wegen   vermeintlicher  Incompetenz  zur 

Erledigung  einer  Frage,  deren  Lösung  von  der  Partei  direct  gar 

Qicht  begehrt  wurde,    die   Entscheidung   eines    thatsächlich 

gestellten  Begehrens,    dessen  Erledigung  der  Competeuzsphäre 

des  angerufenen  Oi^ans  unzweifelhaft   angehört,   abgelehnt 

wird.    Die  Abweisung  der  Khige  wegen  Incompetenz    macht  die 

B«tretung  des  Rechtsweges  fiir  die  Z!ikunft  überhaupt  unmöglich, 

und  nachdena    die  Venvaltuiigsbeiiörde  nur  über  den  Präjudicial- 

ponkt,   nicht   über   das    bedingte  Hechtsvcrhältniss   abzusprechen 

berufen  ist,    ist   die   Durchfühi-iing   des  Anspruches  dem  Kläger 

iikrhaupt  verwehrt.     Und  wenn  nun  gar  die  Verwaltungsbehörde 

die  Entscheidung  über  den  Piüjudicialpunkt  gleichfalls  wegen  ver- 

weiutlicher  Incompetenz  ablehnen  sollte,   so    kann    die  Justizver- 

•agenmg  selbst  im  Wege  des  negativen  Competenzconflicts  nicht 

bfboben  w^erden,  nachdem   die  beiderseitige  Competenzablehnung 

Terschiedene  Angelegenlieiten  betriflFt"").    Die  Abweisung  des 

auf  das    bedingte    Rechtsverhiiltniss    gestützten    Klagebegelu*ens 

wegeo  Tncompotenz    kommt   daher  schon  wegen  der  unmöghchen 

Sdilnasfolgeruogen,  zu  welchen  selbe  unfehlbar  fuhren  müsste,  hier 

»eiter  nicht  in  Frage. 

b)  Bei  Weitem  ansprechender  erscheint  ein  anderer  Vorgang, 

welcher  darin  besteht,  dass  die  angerufene  Behörde  sich  zwar  der 

Entscheidung  der  einer  fremden  Competenzsphäre  angehörigen  Präju- 

•üdalfragen  enthält,  jedoch  deshalb  die  Klage  noch  keineswegs 

»egeu  Incompetenz  abweist,    sondern   ledighcli  die  Einstellung 

des  Verfallrens    bis    zur    Entscheidung    der    in    Mitte    liegenden 

Prajodicialfrage  durch  jene  Behörde,  welcher  dieselbe  dem  Wesen 

der  sie  beherrschenden  Norm  nach  angehört,  verfügt,  und  sodann 

die  Entscheidung  dieser  Behörde   dem  eigenen  Spruche  über  das 

bedingte  Rechtsverhiiltniss   zu   Grunde  legt.     Es   lässt  sich  nicht 

Jeugnen,  dass  dieser  Vorgang  das  von  uns  im  Abschnitt  ITT  ent- 


'•^  Bratxii,  8  11  S.  63. 
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wickelte  Princip  ganz  consequent  durclifülirt  und  keinerlei  unlo^ke 
Consequcnzen  im  Gefolge  hat.  In  der  That  ist  auch  iu  der  fr»tt 
zösischen  Gesetzgebung  die  Verweisung  der  Priijudicialfrago 
an  die  zu  deren  Entscheidung  piincipiell  berufene  Behörde  wem| 
stens  für  den  Fall  kategoriBch  angeordnet,  wenn  im  gerichtHclM 
Verfahren  eine  Vorfrage  öffentlich-rechtlicher  Natur  zu  lösen  ist' 
Die  allgemeine  Durcbfühning  dieses  Grundsatzes  stösst  jedoch 
grosse  Schwierigkeiten.  Keineswegs  gering  ist  insbesondere  dl 
Umstand  anzuschlagen,  dass  fhe  für  das  gerichthche  Verfaliri 
bislang  massgebende  Verhandlungsniaxime  es  schwer  ausftihibfl 
erscheinen  lässt,  von  dem  Ausgange  eines  Civilprocesses  die  En 
Scheidung  in  einer  Verwaltungssache  abhängig  zu  machen,  Lad 
dem  diese  Entscheidung  sowohl  ihrem  Inhalte  nach  als  auch  *H 
den  Zeitpunkt  ihrer  FäUung  anbelangt,  von  der  Privatdispoaiti 
der  Parteien  keineswegs  abliängig  gemacht  werden  darf').  Unt 

*'•)  Art.  1  des  Beachluases  der  Consuln  vom  13.  bnunaire  X  (4.  5< 
1801)  lautet  fulgeTulermassen :  „Ausaitöt  qae  lea  comimssaires  du  gouvefll 
mcnt  seront  infomii's,  qii'une  question  attribaee  par  la  loi  k  Tiat 
rite  administrative,  a  cte  portee  devant  le  tribunal,  oü  ils  txce: 
leurs  fonctions,  tla  seroui  tenus  d'eu  requorir  le  renvoi  devant  lautori 
competciite  et  de  faire  ins^rer  Uiurs  retjuisittons  dans  le  jugement,  qui  t 
viendra."  Dio  französischen  Rechtalchrer  erklären  diesen  Grundsatz  aU  Ca 
Bcquenz  dea  Principa  der  Theilniig  der  GeAvaltcn  (vgl.  Dabxstk,  S.  9W  oi 
208,  Bazille,  etude  Bur  la  Jurisdiction  administr.  [1867]  S.  25  und  27),  a 
derselbe  wird  auch  in  dorn  analogon  Falle  in  Anwendimg  gebracht,  wena 
einer  vor  der  Verwaltungsbehörde  anhängigen  Angelegenheit  civilrci-Ltlic 
Präjudlcialfragen,  z.  B,  bei  Wahlen  oder  bei  der  Entsdieiduug  iilw  ( 
\\V;lii"pflicht  Fragen  der  Staatsbürgerschaft,  des  Wohnsitzes  (welche  dort  ' 
Statusfragen  der  Competcnz  der  Civilgerichte  zugewiesen  sind)  auiVuichi 
FeüKrbach,  S.  11;  Stenoel  in  Hirth's  Annalen,  1875,  S.  1837  u.  193 
ÜPPKNHOFF,  S.  19  Anm.  36;  O.Mayer,  S.  93.  Ueber  die  Art  des  Vorg«^ 
im  letzteren  Falle,  insbesondere  über  die  Bereclmung  der  Frist  zur  BotretU 
des  Rechtsweges  vgl.  Docrocq,  S,  368—370. 

*")  Darum   befiii^ortet  auch   von   deutschen   Schriflfitellem   ledi^ 
EiöKNBRODT  f§  5  S.  17,  §  11  S.  34.  35)  und  von  den  Neueren  P.  F.  Mai 
(Grundsätze  dea  Vcrwaltungsreehts.  1862,  S.  438  ff.)  —   Letzterer  indeM 
einigen  Eiusehränkungeti  —   die  Verweisung  aller  Präjudicialfrageu   an 
hietür   sachlich    seuHländigc  Instanz.    Sehr   schwierig  würde  sich  dia  Sa 


umstanden  wäre    eine   bedeutende  Verzogentng   der   Ent- 

idnng  in  allen  derlei  Fällen  imvcnueidlicb  "  ^). 

c)  Ein  dritter  Modus  wäre  in  dem  Sinne  denkbar,    dass  die 

behuis  Entscheidung  des  bedingten  Rechtsverbältmssea  angemfene 

Behörde  zwar  die  einem  fremden  Gebiete  angehörige  Prajudicial- 

£ragie  mit  entscheidet,  jedoch  verpflichtet  ist,    vor  dieser 

Entscheidung   ein  Gutachten   jener  Behüide,    vor    welche    die 

PiüJTidicialfrage   ihrer  Natur  nach  gehört,   mit  der  "Wirkung  ein- 

mholeu,    dass    die   entscheidende  Behörde  verpflichtet  ist,  dieses 

Gntachten  materiell  der  eigenen  Entscheidung  zu  Grunde  zu  legen. 

In  diesem  Falle  geht  also  keineswegs  die  Fällung  des  Ausspruches 

8hcr  die  Präjudicialfrage    auf  eine   andere  Behörde   über,    allein 

K  tritt  ein  Gebundensein   in   Betreff  der  Entscheidung  der 

Hauptsache    bei    sonstiger   Nichtigkeit    dieser   Entscheidung   ein. 

Ilie  Lösung   der  Präjudicialfrage    livürde   sodann   als  Beschaffung 

desdeui  Richter  vorzulegenden  thatsächüclien  Materials  ersclieiuen. 

Die  Cnzuhmghchkeit  des  hier  in  Rede  stehenden  Vorganges  gelit 

«her  schon  daraus  hervor,  dass  hier  ein  Thatbestaiidsmoment  gar 

«cht  in  Frage  steht*"*),   die  Erstattung   eines  juristischen  Gut- 


imbwoTjdere  im  Gebiete  des  Finanzrechte»  gestalten,  wenn  Frageu  di^r  fril- 
%keit  eines  Recht«ge6chäfte8 ,  die  aiilä«slich  der  Gebühren)»cinesHnag  in 
Ansehung  dieses  Geschäftes  aufja^eworfen  werden,  der  vorherigen  gerichtliuhpn 
Etit*cheiduiig^,  auf  deren  Herbpifühning  der  Finanzhehörde  kein  Einduss  zu- 
>t*ht,  ülrjerwJesen  werden  inüsHten.     Vgl.  auch  Obstler,  S.  744. 

'")  Denn  jedenfalls  iniisste  dann  auch  die  Rechtskraft  der  Ent* 
icbeidnng  der  Präjudicialfrage  abgewartet  werden,  ehe  zur  Enlacbeidung 
4tf  Biche  gesdiritten  wird. 

''•)  Allerding«  kann  auch  die  thatsächliche  Grundlage  des  präjudiciellen 
Verhältnissen  strittig  sein.  Allein  die  Feststellung  des  Thathestandes  kann 
il<tr  Richter  ebenso  wie  die  Verwaltungsbehörde  vomehtncn,  die  Ingerenz 
'Jner  fremden  Behörde  erflcheint  dalier  überflüssig.  Irrthümlich  verlegt 
ffiiaua  (Uandb.  der  dilatorischen  Einwendungen,  §  Ö4,  8.  131)  den  Schwer- 
[mnkt  der  exce])tio  praejudicii  dahin,  dasa  angeblich  das  den  Gegenstand  der 
Eu<«heidung  bUdende  Recht  vou  ebier  Thatsache  abhänge,  deren  Er- 
ii^ibutig  und  Beurtheilung  ausschliesslich  einer  anderen  Behörde  zustehe,  so 
<!*«  dem  Richter  nichts  erübrige,  als  das  Resultat  der  hierüber  vou  der 
Archiv  für  üffcnilichc«*  Rpcht.  IV.  •!.  jg 
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achtens   aber    aus   dem  Grunde  zwecklos  ist,    nachdem  ja    beu 

Richter  selbst  juristische   Schulung   vorausgesetzt  wird.     Es  hat 

denn  auch  dieser  Vorschlag  weder  in  der  Litteratur  noch  in  der 

Gesetzgebung  Anerkennung  geiunden  "*), 

d)    Es    erübrigt   nur   noch    einen  Vorgang  in  Betracht  zu 

ziehen,  welcher  darin  besteht,  das»  die  zurEntscheidun, 

des  bedingten  Rechtsverhältnisses  angerufene] 

Behörde    auch    die  fremder  Zuständigkeitssphäre  an  gehör  igen,  I 

Inslier  nocli  nicht  entscliiedeiTen  Präjudicialfragen  selbständig] 

mit  entscheidet.     Allerdings  kann  diese  Entscheidung  keineswegs 

ex  profosso,    sondern   nur  iroplicite  in  den  Entscheidungsgründea  | 

in  gleicherweise  erfolgen,  wie  auch  andere,  für  die  Entscheidung' 

der  Saclie  wichtige  Momente,    namentlicb  die  Tliathestandsfrage, 

der  Erwägung  unterzogen  werden.     Für   diesen  Vorgang  spricht    „ 

das  Princip   der   gegenseitigen   Unabhängigkeit  der  Gerichte  un^l 

Verwaltungsbehörden,  und  auch  ein  Widerspinch  mit  dem  von  uns 

im  Abschnitt  ITT  aufgestellten  Principe  kann  darin  nicht  erblickt 

wertlen,  wenn  man  erwägt,  d;iss  die  Lösung  der  Präjudicialfragen 

in  dem  Sinne,   wie  wir  selbe  im  IV.  Abschnitte  präcisirt  haben > 

lediglich  ein  vorbereitender  Akt  ist,    ohne  welchen  zwa-i* 

die  Entscheidung  des  bedingten  Rechtsverhiütnissos  nicht  erfolge 

kann,    der  jedoch  —  wie   wir   voraussetzen  —  daa  Wesen  d' 

cumpetenten  Behörde  gepflo^i^cnen  Untersuchung  seiner  Entscheidung  jeu 
Wrunde  zu  Ipgien. 

"*)  Mit  Ausiialime  PöELMAjnj's  (§  5  S.  16  u.  17 J  findet  der  im  TexU 
erwähnte   Gnindsiity.    keinen    Verfechter.      Aus    der   Gesetzgebung,    ist 
Itvhglirh  Art.  207  der  württcmbergischon  Strafprocessordnung  (vgl.  Gl 
S.  744)    bekannt   geworden,    demznjfulge  der  Richter  Aussprüche    der  Vei 
waltuiigHbehürden   über   diu  ihren   Wirkungskreis   hetreHendeu   und    llir 
KntBcliüidung  der  Stroitsmche  wichtigen   Umstünde  als    ruchraäunlsche«  Gut 
achten   in   Betmcht  tm  liehen  hat.    Dagegen   verpflichtet  §  44  der  preu»«- 
N'ftrordnung  v.  26.  December  1808  den  Richter,  „wenn  in  Processen  zwisebei 
Privatpersonen  Gegenstände  und  Rechtsfragen  zur  Sprache  komineu,    weicht* 
Kuf   Principien    der    liiindesverfusung,    Staatsverwaltung,    Staatäwirthsohi 
Policei-   und  Gewerbekunde   Eünfluss  habeu",   lediglich   xur  Eiuholuu^   eii 
consultativen  Votum»  der  Regierung.    Oppünhopt,.  8.  148. 
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Letzteren  nicht  alterirt.  Die  Beurtheilung  eines  präjudiciellen, 
dem  Öffentlichen  Rechte  angehörigen  Verhältnisses,  z.  B.  der  Be- 
schhisslahigkeit  des  Ausschusses,  welcher  die  Eingehung  eines 
ßechtsgeschäftes  für  <iie  Gemeinde  l>escliloss,  bildet  zwar  ein 
Gbed  der  logischen  Gedankenreihe,  durch  welche  der  Richter  zu 
mtitm  ürtheile  gelangte,  in  welcher  Weise  auf  ein  concretes  Lebens- 
?erliältniss  eine  privatrechthche  Nanu  anzuwenden  ist;  stets  jedoch 
iflt  es  die  letztgedachte  Norm,  welche  den  Chai-akter  des  in  Rede 
»tehfinden  Verhältnisseti  bestimmt.  Würde  man  der  entgegen- 
j^setzten  Ansicht  beipflichten,  so  wäre  man  nicht  im  Stande, 
aodi  nui*  ein  ganz  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  augehöriges 
Rechtsverhältniss  zu  construiren,  nachdem  doch  jedenfalls  die 
Lehre  von   den  R  e  c  h  t  s  q  u  e  1 1  e  n ,    die  der  Richter  stets  vor 

8^»^cn  haben  muss,  dem  öffentlichen  Rechte  angehört***). 
Wir  nehmen  daher  keinen  Anstand,  den  ad  d)  erwähnten 
■gang  für  den  richtigen  zu  erklären.  Wir  stehen  in  dem  be- 
lannten  Streite,  ob  ledighch  der  in  der  Sache  seihst  erfolgte 
bpnic'h  oder  ob  auch  die  in  den  Enisclieidungsgrihiden  erfolgte 
Loaung  der  Präjudicialfrage  res  judicata  begründe,  entschieden 
auf  Seite  Derjenigen,  welche  der  letztgedarhten  Entscheidung  die 
tiiÄt^riclle  Rechtskraft  abspredien  und  brauchen  sohin  auch  den 
Einwand  nicht  zu  fürchten,  als  würde  der  zufällige  Umstand,  dass 
sich  irgendwo  eine  Präjudicialfrage  der  in  Rede  stehenden  Art 
ergab,  eine  Verschiebung  der  Ressortverbältnisse  zur  Folge  haben, 
nachdem  ja  der  Behörde,  vor  welche  die  Präjudicialfrage  ihrem 
Wesen  nach  gehört,  unbenommen  ist,  selbe  allenfalls  später  im 
entgegengesetzten  Sinne  zu  entscheiden,  sobald  sie  in  die  Lage 
kömmt,  über  selbe  ex  professo  ein  Erkenntniss  zu  fallen  ''").  Auch 

t'")  Vgl.  Gessleb,  S.  754;  Sarwey,  S.  652.    Anders  jedotsh  Hbykslrr 
bretid'8  Zeit«chr.  VII  S.  3. 
"•)  Die«  wird   übrigens   aucli   von  Bernatzik   zugegeben,    der   in    der 
der  Hechtskraft  der  EntscLeitlutigttgründc  den  entgegengesetzleii  StAxid- 
theilt.     Er  erklärt   die   uichlü-be   Ziisländigkeit    der   erkenireiiden   lie- 
örde  als  Voraussetzung  der  materiellen  Rechtskraft  (a.  a.  O.  S.  Ulfi,  219). 

19* 
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die  Mehrzahl  der  Schriftsteller,  die  un8ere  Frage  behandelten, 
sich  fiir  die  selbstäudige  Prüfung  der  Präjudicialpunkte  frem 
Ressorts  durch  die  zur  Entsclieidung  des  bedingten  Rechts 
hältnisses  berufene  Behörde  ausgesprochen'^^),  und  nicht  mii 
ist  in  der  Praxis  der  richtige  Gesichtspunkt  zuni  Ausdrucke 
langt  )<").  ^ 


Pör  den  Civilprooess  ist  die  Frage  in  Deutschland  jetzt  dureli  §  2fi3 
R.-C.-P.-O.  <lahiu  rntschioden,  dass  die  Festatellung  von  Präjudicialpun 
nur  dann  uiHteriellc  Rechtskraft  besitze,  wenn  i*in  diesbezüglicher  Ini'ii 
resUtellungsantrag  einer  Partei  vorliegt.  Fiir  da«  ältere  Recht  liatte  I 
G.  Pfizer  (in  Behrend's  Zeitschr.  VII  S.  4ö7)  die  formelle  Reclitskraft 
für  die  EntsclK^idungsgründe  in  Anspruch  genommen. 

'")  Schulze,  preuss.  Staatjir.,  II  S.  361;  Wkizel,  S.  100,  109;  Ilit 
8.  78,  82;  Pratobevkra,  S.  26;  K,  Wächter,  S.  91;  Mittrrvaii 
S.  283—287;  Lippmann,  S,  465;  Sarwky,  S.  650;  D,  Ullmaxn»  ö»t 
processrecht,  (2.  Aufl.)  S.  47;  Oneist,  Vei-waltung,  Justiz,  Rechtswe 
Rechtsstaat,  S.  148;  Bratkr,  §  11  S.  49  und  §  12  S.  64.  Doch  ist  der 
Letzterem  beigefügten  BcHchräukung,  „wenn  nicht  das  gerichtliche  ü/ 
praktische  Wirkungen  auf  Htaatsrechtlichein  Gebiete  äussert",  nicht  1> 
treten.  Bezieht  f<ich  diese  £in»chränlctiDg  auf  die  materielle  Reohtsknil 
ist  sie  nach  Obigem  gegotifitatidslos;  süllten  aber  solche  praktische  Wirko 
gemeint  sein,  welche  überhaupt  einen  Einflnss  auf  staatliche  oder  gt 
sclmftlicbe  Functionen  üben  könnten  (z.  B.  die  Anerkenining  der  (Klti( 
eiues  von  einer  Gemeinde  gcsehlosseneu  Vertrages  würde  die  Gemeinde  »d 
materiell  Kchüdigeu;  vgl.  Brater,  ebend.  S.  52),  so  wäre  die  Bratkr 
Ansicht  »ehr  bedenklich. 

*")  Vgl.  die  Erkenntnisse  des  preuss.  Gerichtahofes  fiir 
eonflictc  vom  20.  Otitober  1855  (Häuser,  S.  80  Aum.  5)  und  vom' 
ceniber  1867  (Hu.sK,  die  ReLhtsprcehung  des  Gerichtshofs  zur  Entscli 
C<«npotony.confl.  S.  30) ;  die  Erk.  des  baier.  Competenzconfiictsseuat» 
ß.  {>cUiber  1869  und  23.  JiiuJ  1863  (Matthäus,  S  80;  letzteres  scheinV 
an  Bratkr's  Ansicht  auziüeiinen  i ;  das  Erk.  des  württemb.  Obcrtribunal» 
4.  Auguj.t  1840  (Sküffert,  Archiv,  IV  S.  413;  Haüskh,  S.  80  not  6). 
Oesterreicli  hat  die  Praxis  der  Verwaltungsbehörden  und  der  8l 
ge richte  an  der  Richtigkeit  der  im  Texte  vertretenen  Anrieht  nie  gezwi 
und  nur  in  vereinzelten  Fällen  hat  der  Verwaltungsgerichtahuf 
kennung  des  Anspruchs  auf  Abschreibung  von  Gebühren  von  de 
eines  fiezüglieheu  gerichtlichen  Erkenntnisses  abhängig  gemacht 
kenutuisa  vom  27.  Mai  lülM,  Buow.  No.  500,  vom  8.  Mai  1882,  d 
No,   1398,    vom   23.    ,7iiiiu«r    1885,    ebend.    No.  2378),    während    die  1 


diflj 


Es  erscneim  niermit  keineswegs  mivereinbar,  wenn  das  posi- 
|re  Recht  für  besonders  wichtige  Fälle  Ausnahmen  von  dem 
achten  Gnindsatze  aufstellt  und  entsprechend  dem  sub  Ut.  b) 
em&hnten  Vorgange  die  vorläufige  Aussetzung  des  Verfahrens 
bis  zur  Entscheidung  der  einem  fi-emden  Ressort  angehangen 
I'liiutlicialfrage  durch  die  hiezu  competente  Behörde  anordnet. 
Dies  ist  insbesondere  dann  der  Fall,  wenn  gegen  einen  öffenthcheu 
Beamten  eine  Civilklage  auf  Grund  der  Behauptung  erhoben  wird, 
das8  demselben  eine  Ueberschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder 
eine  Vernachlässigung  seiner  amtlichen  Obhegcnheiten  zur  Last 
falle,  in  welchem  Falle  die  Beantwortung  dieser  beiden  Vorfragen 
durcl]  die  zuständige  Verwaltungsbehörde  befürwortet  zu  werden 
pttegt"*).     Für  Deutschland   hat   in    dieser   Kichtung  §  11  des 


threibang  der  Gebühren  auch  von  diesem  Gerichtshöfe  als  von  der 
Ifprifhtlichen  Anerkennung  der  Giltigkcit  des  Aktes  unabhängig  erachtet 
»urde  (z.  B.  Erk,  vom  6.  Octoher  1877.  ebend.  No.  131,  vom  28.  Deceraber 
I66ä,  chend.  Nr.  1605).  Die  Praxis  der  Civilgeriohte  schwankt  (s. 
a),  (loch  hat  neuerlich  der  oberste  Gerichtshof  mit  Erk.  vom  6.  Mai 
welches  unter  Z.  115  in  das  Judicatenbuch  eingetragen  wurde,  «ns- 
len,  dus8  die  „Verweisung  der  Untersuchung  und  Befichlussfassuiig 
die  2U  lösende  Vorfrage  an  die  Verwaltungsbehörde  jedenfalls  einen 
•  iBoptionellen  Charakter  an  sich  tragen"  würde. 

"*)  Vgl.  Rktschsr  in  der  Zeitschr.  Tür  deutsches  R.,  TT  S.  168—173; 
BunrrsoHLi,  Allg.  Staatsr.,  11  S.  257  und  258-,  Gerber,  («nindziige,  S.  213; 
PnzER,  §  80  S.  172  ff.;  WraiEit,  S.  19.  Schon  Sküffkrt  (Vorh.  d.  Staates 
jutilea  Dienern  des  Staates  [1793],  §  52  S.  99)  hatte  die  Statuirung  beson- 
Normen  in  dieser  Richtung  vorgeschlagen.  Die  Frage,  ob  die  Er- 
ffflg  der  Verwaltungsbehörtle  den  Charakter  eines  blossen  Gutachtens 
<ife  einer  Entscheidung  habe,  löst  Gessleb  (S.  730,  75ö)  im  letzt- 
Hlchten  Sinne,  ähnlich  auch  K.  WüCHTEB,  S.  110,  116.  Gönner  (Staats- 
«Üeiat,  §  90  S.  225)  will  Civilktagen  gegen  den  Beamten  zidasaen,  demselben 
Jedoch  das  Recht  einräumen,  vom  Staate  Vertretung  zu  begehren;  ingleicheu 
^fDOnanU}DB,  B.  153.  Nach  englischem  Rechte  kann  der  Beamte  civil- 
n^ttlich  dann  lielaugt  werden,  wenn  er  die  Grenzen  seiner  Amtsbefuguiss 
'''  n   hat  oder  wenn  er   innerhalb   dieser  Grenzen  die  Grundregeln 

'■■  US  derart  verletzt  hat,  das»  der  betreffende  Akt  nichtig  ist,  weil 

i» die>i»n  Fäliea  eine  Amtshandlung  nicht  vorliegt;  besondere  Bestimmungen 
8  Auehmig  der    Lösung   der  Vorfrage    sind  jedoch   nicht   getroffen    (vgl. 


Eiiif.-G.  zum  G.-V.-G.  die  Landesgesetzgebnng  dahin  beßdiifinlrt, 
dass  einerseits  diese  Vorentscheidung  dem  ohersten  Verwaltuiigv 
gericht  des  betreflenden  Landes,  eventuell  dem  Iteichsgericlite 
vorhelialten  bleiben  müsse  und  dass  selbe  andererseits  auf  die  wa 
eben  gedachten  Vorfragen,  deren  Beantwortung  lediglich  vou 
objectiven  Momenten  abhängt,  bescliränkt  ist**').    Der  Vor- 


Gnbist,  Verw.,  Justiz,  Rechtsweg,  8.  157,  Gesetz  asd  Budget,  8.  98).  Kiel 
franzÖBisobem  Rechte  (Art.  75  der  Verf.  v.  J.  VIU)  war  tat  gerkit- 
Hchen  Verfolgung  eines  Beamten  wegen  Beiner  Amtshandlnngeu  tlie  Ein- 
willigung des  Staatsrathes  erforderlich,  doch  erhielt  es  hievon  in  Folge  ii* 
Gesetzes  vom  19.  September  1870  das  Abkommen.  Allerdings  passt  diei«* 
Gesetz  wenig  in  den  Bahmcu  der  bisherigen  französischen  Gesetze  über  db 
Rcssortverhältnisse  und  hat  in  Folge  dessen  zu  grossen  Controveroen  ^ 
Anlas»  gegeben,  welche  Gaütier  .S.  Ifi  ff,  übersichtlich  zusammenstellt  D« 
österreichische  Recht  «[■hliesst  pri-ncipiell  jede  gerichtliche  Elago 
gegen  Beamte  wegen  ihrer  Amtshandlungen  aus  (Uofd.  vom  14.  Man  1806) 
doch  ist  hiedurch  die  gerichtliche  Klage  bei  CompetejizüberBchreitang  uiclit 
ausgcBohlossen,  und  nachdem  das  Gesetz  diesfaUs  nichts  Besondere«  bestimmt, 
bcurtheilt  hier  das  Gericht  die  Vorfrage,  ob  eine  Compet^uznberschreitmif  j 
stattfand,  selbständig.  Nur  bei  Ansprüchen  gegen  Gemeinden  wrg« 
Ausserachtlassimg  der  Ortspolizei  ist  eine  Vorentscheidung  der  politisdieB 
Behörde  erforderlich,  durch  welche  die  Pflichtverletzung  constatirt  vai 
(§  37  der  böhm.  Geraeindeordnung  vom  16.  April  1664). 

'••)  Nach  dem  preussischeu  Rechte  (Gesetz  vom  13.  Felimsr 
1854)  hatte  tlie  gerichtliche  Verfolgung  der  Beamten  wegen  einer  i  n  Aor 
übuug  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  ihres  Amtes  vot^noiii- 
menc'Ti  Handlung,  odor  wegen  Uutcrlassung  einer  Amtshandlung  nur 
insoweit  statt,  als  dem  Beamten  nach  Massgabe  des  Erkenntnisses  des  cveir . 
tuell  angerufenen  Competeuzcüuflictsseaates  eine  zur  gertcfatliohea 
Verfolgung  geeignete  Ueberschreitung  seiner  Amtsbefngnisse  rwi*- 
Unterlassung  einer  Amtshandlung  zur  Last  fiel.  Diese  Vorschrift,  welrfw 
CS  dem  Eniicssoii  des  Coufliet^senateH  anheirastellte,  ob  die  allenlalU  cOB- 
statirte  Ueberschreitung  resp.  Unterlassung  trotzdem  zur  gerichtlichen  Vtr 
folgung  sich  „eigne",  ist  nun  durch  dna  G.-V.-G.  in  den  beiden  im  Texte 
angedeuteten  Richtungen  modificirfc  worden.  Vgl.  Hauser,  Ö.  14<)  ff.,  düf 
jedoch  (S.  159)  unter  Berufung  auf  die  Entstehucgsgoschidtte  des  G.-V.-G. 
der  bezüglichen  Vorentscheidung  des  Verwaltungsgerichtos  resp.  Reiel 
gerichtes  sogar  die  pr^udicielle  Wirkung  abspricht,  wonach  selbe 
unter  den  Geflicht«punkt  der  pi-ocossvorbereitendeu  Akte  fallen 
üebrigens   darf  wobl   aus   dem   citirten   §11   E.-G.  z.  G.-V.-G.  nicht 
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beliaJt  einer  Präjudicialentscheidung  der  Verwaltungsbehörcle  pHegt 

ftucii  gemacht  zu  werden,    insofern    es    sieh    um   die   gericlitUche 

Gfllendmachung    verniö gen srechth eher    Ansprüche    der    Beamten 

aus  dem  Dienstverhältnisse  handeit '-').     Andere  Ausnahmen  von 

unserer  Regel  betreffen  Privilegienstreitigkeiten  ^^^)^  Heimaths-"*) 

und  Stiftungssachen '  **) ;    übrigens    hat   es  §  139  der    deutschen 

ScHUTZB  (in  Hariniatin's  Zeitschr.  VI  8.  306)  a  contrario  gefolgert  werden, 
il*»  eine  gerichtliche  Verfolgung  des  BeamUrn,  der  in  den  Grenzen  seiner 
AmUhefuguiss  handelte,  in  Deutschland  überhaupt  unstatthttft  ist.  Diesfalla 
iit  du  Landesrecht  massgebend.  In  Ausehuug  der  Reicbabeamten  ist  nach 
§  IM  des  Ges.  vom  31,  März  1873  der  Rechtsweg  im  Falle  der  Competoaz- 
ülienchreituug  oder  UnterlaaRung  einer  Amtshandlung  statthaft,  ohne  dAsa 
dinfiüli  eine  Vorentscheidung  der  Vcrwaltungshehörde  erfordert  würde 
0,  Staatsr.  I  S.  443;  Hauskr,  S.  158;  Sarwey,  S.  31S);  in  den  übrigeu 
(die  aber  hier  nicht  in  Betracht  kommen)  wäre  subsidiär  das  Landes- 
dea  dieoetlichen  Wohuaitzea  anzuw<!udeD  (Thvdichdm  in  Hirth'»  Aimaleu 
|642).   In  BetreflF  des  baierischeu  LandesrechtcB  vgl.  inebcsondcrc 

S.  427  ff. 

'  \acli  deutschem  Reichsrechte  insbesondert"  in  Betreft'  gewisser,  bei 

ag  der  Pension  der  Mi ütärperaonen  aufsuchender  Fragen  nach  §  115 

«.  vom  27.  Juni  1871,    dann  in  Betrefl"  der  Beurthcilutig  disciplinar- 

k%cr  Handlungen,    welche   auf  die  vermögensrechtlich eo  Ansiirüche   der 

Kuichsbt'&iMten  reagiren,  nach  §  155  des  Ges.  vom  31.  Mars;  1873.    Haüskr, 

8.  74.    Nach    österreichischem  Rechte    sind    liingegen    überhaupt    aUe    An- 

tftrirhv   der    Beamten    aus    ihrem  DienstverhäUuiase    gegen   den  Staat  vom 

ure  nupgeechloasen   (Hofd.  vom  18.  August  1841),    daher  hier  jeder 

i'  der  gedachten  Art  gegenstaudHloB  wäre. 

"*)  Dem  Patentamte  bezw.  im  Berufimgswege  dem  Reicha-Überhandels- 

STMShtc  steht  ausschUeaslich  flie  Erklärung  der  Nichtigkeit  uud  der  Ziiriick- 

Mlunp   eines    Patentes    nach    §  32  des  deutschen   Patentges.   vom   25.   Mai 

1877  ta.    Einen   ähnlichen  Vurbehalt  machen  die  §§  42  und  48  des  üsterr. 

niteD^i[e«etze8  vom  15.  August  1852  zu  Oimaten  <ler  Competeuz  des  Uandets- 

oimtterianw,    mögen    die    erwähnten  Fragen   auch    nur  Priljudicialpimkte  in 

wer  unstreitig  vor  die  Gerichte  gehörigeu  Rechtssache  bilden» 

'**)  So  niuBs  nach  §  39  des  östeir.  Hcimatsges.  vom  3.  Dccember  1863 
I  dem  Falle,  wenn  <He  Gemeinde  von  dem  Ehegatten  oder  den  hiezu  nnch 
tTTiferl.  Rechte  verpflichteten  Verwandten  des  von  ihr  alimeutirteu  Ililfs- 
liurfligeu  den  Ersatz  der  Verpflegskosten  im  Rechtswege  anspricht,  die 
ftft^c,  wie  hoch  sich  die  Verjjflegskosten  belaufen,  im  Verwaltungswege 
Lioliioden  werden. 

^*)  In  Oeaterreich  entscheidet  nach  dem  Hufd,  vom  yi.  Mai  1841  dio 
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R.-C.-P,-0.  dem  Ermessen  des  Gerichtes  überlassen,  aucb  in 
anderen  Fällen,  als  wo  flies  ausdrücklich  angeordnet  ist,  die  ge- 
richtliche Verhandlung  bis  zur  Entscheidung  der  Verwaltungs- 
behörde über  Präjiidicialfragen  ihres  Ressorts  auszusetzen  "*). 
Weit  seltener  sind  Ausnahmen  in  entgegengesetzter  Richtung, 
dass  nämlich  die  Entscheidimg  civilrechtlicher  Präjudicialfragw 
im  Verwaltungsverfahren  durch  die  Gerichte  vorgeschrieben 
wäre  ^'*)" 

2.  Anders  hegt  dagegen  die  Sache,  wenn  die  in  Mitte  liegende 
Präjudicialfrage  bereits  früher  von  der  hierzu  sachlicli  compe- 
tenten  Behörde  rechtskräftig  entschieden  wurde.  Indiesenj 
Falle  hegt  kein  Grund  vor,  die  selbständige  Lösung  der  einem 
fremden  Ressort  angehörigen  Präjudicialfrage  durch  die  entschei- 
dende Behörde  /u  befürworten ;  im  Gegentlieile  erscheint  hier  die 
ei*fiossene  rechtskräftige  Entscheidung  der  competenten  Behörd« 
über  den  Präjudicialpunkt  als  ein  Bestandtheil  des  der  entschei- 
denden Behörde  vorhegenden  Thatbestaudes.  Diese  Behörde 
sieht  sich  weder  veranlasst,  noch  ist  sie  berechtigt,  die  materielle 
Gesetzmässigkeit  der  über  den  Präjudicialpunkt  gefälltou  Ent- 
scheidung einer  Prüfung  zu  unterziehen,  um  so  weniger  wii'd  sie 


Vcrwalttingsbehörrle  ilic  Vorfi-age,  ob  der  f^Jtiflling  Jeu  slIftuiigsniKssiguii 
Verbiadlichlteitcn  nachgekommen  sei,  wenn  ea  hierauf  in  einem  bezüglich  ili*^ 
AnsfolguDg  des  gestifteten  Vermögens  geführten  CivilproceBse  ankomnujll 
sollte. 

**»)  Vgl.  hierüber  Sarwey,  S.  666. 

^'•l  Der  Gnnid  hiefnr  lii»gt  in  der  bereiLn  finiher  hervoi-gehobeaen  Ve^ 
schiedenheit  des  Gnuidpriucips  des  gerichtlichen  und  administrativen  Vcr 
fahrens,  welche  eine  AlfhänKigkeit  der  administrativen  Entscheidung  von  Je« 
Ausgange  und  der  Dauer  eines  Civilproceseos  als  mit  UuzukömmlichkeiU'B 
verbundeii  erscheinen  lässt.  Doch  haben  wir  in  der  österr.  GesctÄgebunj 
einige  Ausnalimebestimraungen  der  im  Texte  gedachten  Art.  So  mvi^^ 
nach  5  43  des  Pri\il. -Gesetzes  im  administrativen  Privilegienstreite  civil* 
rechtliche  Priyudicialfragen  zur  vorläufigen  gerichtlichen  Austragung  gewiew» 
werden.  Nach  §  37  des  HeimatsgesetzeB  haben  die  politischen  Behörden  •«* 
FäUuQij  der  Entscheidungen  iu  Hcimatssachea  die  Lösung  civilrechtlichef 
Pr^udicialfrageo  den  Gerichten  zu  überlaBaen. 
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selbstverständlich  in  iler  Lage  sein,  die  etwa  von  einer  Seite  her- 
Tiorgehobene  Unzweckmässigkoit  dieser  Entscheidung  in  Be- 
tracht zu  ziehen.  Zweifel  könnten  hier  nur  in  einer  doppelten 
Richtung  erhoben  werden,  nämlich 

a)  wenn  die  Auslegung  der  in  Mitte  liegenden  Entscheidung 
strittig  ist; 

b)  wenn  die  formelle  Nichtigkeit  dieser  Entscheidung  in 
Frage  steht. 

Ad  a):  Sowie  der  Richter  in  der  Auslegung  des  Gesetzes 
TOllig  freie  Hand  hat,  obgleich  ihm  an  der  Gesetzgebung  kein 
Äntheil  zusteht,  liegt  auch  kein  Griirul  vor,  ihn  in  Betreff  der 
B«urtheilung  des  Sinnes  und  der  Tragweite  jener  Eutachei- 
«liingen,  welche  von  den  Parteien  zur  Erhärtung  ihrer  Ansprüche 
aogemfen  werden,  irgendwie  xu  beschränken.  Das  Gleiche  ist 
aber  auch  uuigekelul  von  den  im  Verwaltungsverfahren  vorge- 
htachten  gerichtUchen  Erkenntnissen  zu  sagen,  wobei  noch  speciell 
in  Betracht  zu  ziehen  sein  wh'd,  daas  den  ofFentlichen  Interessen 
durch  das  Resultat  eines  auf  Grund  der  Vcrhandlnngsmaxirae 
(Itirchgefuhi-ten  Civilprocesses  nicht  präjudicirt  werden  kann,  wie 
denn  überhau])t  das  gerichtliche  Erkenntniss  nur  inter  partes 
^^t  schatFt  '*').  Es  erscheint  uns  somit  die  Bestimmung  des 
^plzösischen  Recht(!8,  welche  den  Gerichten  die  Auslegung  der 
Vemaltiingsakte  verbietet '^^),  als  eine  Singularität,  deren  prak- 
tischer Werth   überdies    billig    bezweifelt   werden   muss  '^*).     Es 

*^)  Richtig  Bkbnatzik,  S.  244  jrcffen  Sarwey,  S.  6Ö1  und  Lüstkajjdl 
jut'a  Zeit«chr.  1887,  iS.  766.  Wir  bitten  jedoch  hieraiiB  nicht  a. 
unsere  Zustinunting  zur  weitereu  Thesü  Bernatzik's  (a.  a.  0. 
V)  zu  folgern,  der  zu  Folge  von  der  verwaltuDgsbehnrdlichen  Eulschei- 
•lung  der  Satz  gelten  soll;  ,rcB  judicata  jus  facit  inter  omncfi."  Diese  Frage 
^liel  zu  »-ichtig,  lun  hier  auch  nur  Hüchtijij  berührt  werden  zu  können  und 
at  auch  für  den  Gegenstand  unacrer  Untersuchungen  nicht  weiter  in 
Flucht. 

'**)  Vf?'-    hierüber   insbesondere;    Gaütier,   S.   14;    Darbst«,    S-  206; 
*J.  Ma«r,  8.  94;  DucBOCQ,  I  S.  6ia  IT. 

"^  Denn  auch  von  den  französischen  Juristen  wird  zugegeben,    dass, 
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wird  dalier  insbesondere  auch  der  Würdigung  durch  den  Richter, 
aoheimgestellt  bleiben,  ob  eine  ini  Processe  angerufene  Emanatioaj 
einer  Verwaltungsbehörde   in  der  Th.it  als    polizeiliche    Ver- 
fügung oder  als  eine  blosse  Bescheinigung  von  Thatsachen     ii 
anzusehen  sei*'*^).  fl 

Ad  b):    Die  Behauptung  der  formellen  Nichtigkeit  des  über 
den  Präjudicialpunkt  früher  gefHlIten  ErkenntniBses  kann  auf  diej 
verschiedensten    Umstände    gestützt    werden.     Der  am  häufigstei 
geltend  gemachte  Nichtigkeitsgnind    wird  allerdings  die  Incom< 
petenz  jenes  Organs  sein,  von  welchem  das  betreffende  Erkennt 
niss  gefallt  wurde.     In    dieser  Hinsicht   dürfte   die  BerechtigungT 
der  Erkenntnissinstanz ,   die  Existenz   dieses  Nicbtigkeitsgrunde 
selbständig   zu   beurtheilen ,    wohl   kaum  ernstlich  in  Zwcife 
gezogen  wei*den,    da   die    Einhaltung    der   Competenzgrenzen 
unerlassUclie  Bedingung  der  Rechtsbeständigkeit  eines  jeden 
ist***).    Jedoch  auch  andere   formelle  Nichtigkeitagründe  k 


weun  der  Sinn  eiues  Verwaltttogsaktes  onrweifelhafl  ist,  die  Gerichte 
die  Anwendimg  desselben  tniplicite  entscheiden  können,  dass  daher  i 
jede  beliebige  Be«treitnng  des  Sinnes  genügt,  um  eine  specielle  Entschek 
der  Venraltougvbebörde  ober  die  Auslegung  des  Aktes  ni  provociren. 
wird  alto  doch  auf  das  subjective  Moment  ankommen,  ob  der  Sinn 
Aktes  dem  Geriehte  unzweifelhaft  erscheint  oder  nicht. 

'"'■)  Man  vgl.  das  Erk-  des  k.  preoss.  Obertiib.   3.  S**:!.   viim  14.  Oct.1 
1861  (Samml.  4«  Bd.  No.  4&  &  998  ft>. 

***)  Oiea  wird  seihet  tob  der  llieone  de«  fimnsdeiseben  Nenvultuu^rs-j 
nrcbte»  («r  deo  Fall  tagvgebeit,  wenn  durch  das  prigodKireDde  ErkeuuLuissJ 
«m  Kqgriff  m  ^Ke  ^ihine  einer  enderen  Gewalt  veribt  wordeii  sein 
Vena  abo  a.  B.  m  etaem  ChrQprooeese  ein  aber  Stattafri^en  abapi 
Deeret  der  Verwalt«ng«behörde  pn>d«cirt  würde  (Gadtikr,  S.  15;  Di;c&oc4»| 
1  &  MO).  Niehladeatoweniger  hat  daa  österr.  Reichagericht  in  einem  Erkennt' 
■!•■•  Y.  17.  Juli  1818  (Hn;  No.  164)  es  abgelehnt,  <a  antersiioheii.  ob  das  in 
mmm  vor  ikn  dhgeffihrtMi  Streite  angenftne  Diaoq>lmarericeiiDtiiiB9  von 
ciiif  «laau«  laslBBB  feflBH  worden  «nr.  Vgt  kiegefea  Bmauumt  in 
Jorist.  BL  1879  No.  7;  BnccATXiE,  &  SS»  not  26;  Samwkt,  a  323;  Rsbm 
Biitka  Anwatm  18«&.  SL  194  nsd  »ataamu  in  Hitik's  Annalen  1676,  S.  900.^ 
OwwM»  Gfndkt  hat  anek  in  eme«  andeRB  JhMa  (Erk.  vom  22.  Januar 
um«    Hn,  Nn.    179),   wo   timn  twmhhA    manmpdtmU    Behörde 
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die  Ignorirung '^')  des  über  den  Präjudkiiil|jutikt  bereits  früher 
Klgten  Ausspruches  von  8eite  der  Erkonntiiissinstanz  recht- 
wtigeu;  es  wird  dies  insbesonderö  dfinii  der  Fall  sein,  wenn  der- 
artige Mängel  des  Verfallrens  unterlaufen  sind,  dass  eine  präja- 
dicielle  Wirkung  des  Ausspruches  gegenüber  jener  Partei,  welche 
durch  denselben  in  eine  rechtlich  ungünstigere  Stellung  gebracht 
werden  soll,  ausgeschlossen  erscheint  '**). 


* 


VI. 


Nachdem  wir  in  den  vorangehenden  Abschnitten  unsere  An- 
siclit  in  Betrefi'  der  principiellen  Abgix'uzutig  des  Wirkungskreises 
der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  dargelegt ,  erübrigt  uns 
ijjoch  einiger  Momente  zu  gedenken,  welche  mitunter  für  die 
^■Utg  unserer  Frage  als  entscheidend  angesehen  werden,  es 
^och  regelmässig  —  nämlich  abgesehen  von  einer  ausdrücklichen 
di»bezüglichen  gesetzhchen  Anordnung  —  nicht  sind.  In  der 
Rtibenfolge  der  eingangs  des  Abschnittes  III  gebotenen  Ueber- 
|i^t  wollen  wir  diese  Momente  einzeln  in  Kürze  besprechen. 
^^1.  Wir  begegnen  noch  immer  vielfach  der  Anschauung,  die 
^ipetenzfrage  sei  von  dem  sogenannten  Titel  des  erhobenen 
Anspruches  abhängig.  Um  iliese  ßehauptmig  zu  würdigen,  muss 
man  sich  vor  Allem  dai-über  Klarheit  verschaffen,  was  unter  diesem 
»Titel''  zu  verstehen  sei.  Inaoferne  darunter  das  betreflendc 
Äechtsverhältniss   verstanden   wird,  welches   dem  Ansprüche 

Re«mt«n    eiue   Gehaltszulage    bewilligt   hatte,    die   Prüfung    der   augoregteu 
Btenzfrage  fiir  unzuläBHJi^  erachtet. 

'*)  Denn  nur  um  die  Ignoriranpf,  uioht  um  die  AuDulIirung  des 
\itn  Aktes  kann  es  sieh  hier  handeln.  Letzteres  wäre  allerdings  ein 
riff  iu  eine  fremde  Cnmj»eteuzsi>häre. 
I"*)  Dies  wäre  z.  B.  der  Fall,  wenn  das  Erkenntnisis  der  betreffenden 
gar  nicht  zugcBtellt,  oder  wenn  derselben  in  dem  vorhergehenden 
rtrüihren  keine  Gelegenheit  zur  "Wahrung  ihrer  Rechte  geboten  worden 
»ire.  Vgl.  auch  Bernatzüc,  jig  U  und  IH,  dann  meinen  Aufsatz  iu  Sa- 
init»ch's  Zcitechr.,  HI  S.  38  fif.  Anderer  Meinung  D.  Ulluann,  österr.  Civil- 
FoccsBf.,  S.  47. 
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zu  Grunde  liegt,  ist  gegen  die  Theorie  des  sogenannten  Priv»! 
rechtstitels  kein  Einspruch  zu  crhehen,  wenngleich  der  g 
Ausdruck  als  zutreflfend  nicht  erachtet  werden  kann.  Gew 
Uch  wird  aber  unter  „Titel'*  die  Art  und  Weise  verstanden, 
das  im  Streite  befangene  subjective  Recht  entstanden 
und  insofern  nun  in  dieser  Riclitung  gewisse  Entstehun 
uusschliessHch  dem  Privatrechte  angehörig  bezeichnet  uii( 
zum  Anlasse  genommen  wurde,  alle  Streitsachen,  in  welchen 
solche  Entstehun gsart  in  Frage  kam,  den  Gerichten  zu  vindicirei 
bat  die  hier  in  Rede  stehende  Theorie  viel  zur  Verwimmg  d 
Ansichten  beigetragen,  so  dass  Lemayer  nicht  ganz  Unrecht  hl 
wenn  er  selbe  als  die  partie  honteuse  des  Vervvaltungsrecbtes  b 
zeichnet"^).  Man  bewegte  sich  hierbei  in  einem  doppelten  II 
thume :  einmal,  indem  man  ohne  Rücksicht  auf  das  Wesen 
in  Frage  stehenden  Rechtsverhältnisses  lediglich  die  Form  in! 
A  tige  fasste,  in  welche  der  Anspnich  äusserlich  eingekleidet  vrar^ 
das  andere  Mal,  indem  man  gewisse  „Titel"  ohne  Weiteres  alsPrir*! 
rcchtstitel  aus  dem  Grunde  in  Anspruch  nahm,  weil  in  den  System« 
des  Pandectem-echtes  von  denselben  Erwähnung  geschali,  woh 
übersehen  wurde,  dass  es  sich  in  den  meisten  der  hier  in  Betrao 
kommenden  Fälle  gar  nicht  um  solche  Institute  handelt,  weld 
auf  das  Gebiet  des  Privatrechtes  beschränkt  sind.  Der  Vertri 
Verjährung'^*),  Schadenersatz,  Zahlung,  indebitum,  negotion 
gestio  (insbesondere  Prästirung  des  jemand  Anderem  nach  d< 
Gesetze  obliegenden  Aufwandes),  res  judicata  ''^),  Novation  t 
manches  Ändere,    das  man   als  solche  vermeintliche  privatred 


"•)  In  Grimhut's  Zeitsdir.  VIII  (1881),  S.  763.    Einen  Versuch  vnt 
schaftlicher  BefrriiiiJung  dvr  Tlieoric   vom   sog.  Privatrechtutitcl  finden 
ln?i  F'üNKB,  S.  Ö7,  65,  163,  171;  über  deu  Unterschied  zwischen  Thatbe* 
lind  Rechtatilel  vergleiche  Lüstkandl  in  Griinüiufs  Zeitechr.,  14.  Ild.  (188 
S.  740  uad  741. 

'**)  ^Vl-  die  Erkenntnisse  des  baierischeu  Cunflictasenatea  v.  34.  Ji 
1859,  23.  Jidi  1860,  28.  März  1867,  10.  April  1874,  bei  MaTTHÄüs,  8.  »I 

"*)  Hierüber  vgl.  insbesoodere  Besnatzik,  S.  102  ff. 
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liehe  Titel  geltend  machte,  sind  ebensowenig  speciell  privatrecht- 
licbe  Institute,  als  etwa  eine  aus  einem  öffenüich-rechtlichen  Ver- 
häkoisse  entstandene  Forderung  durch  längeres  Zuwarten  den 
Chanücter  einer  privatrechtlichen  Darlehens-  oder  Depositen-For- 
(l«Tu»g  '**)  annimmt.  Was  insbesondere  —  um  nur  den  wich- 
tigsten der  vermein  thchen  Privatrechtstitel  hervorzuheben  —  den 
Vertrag  anbelangt,  so  ist  allerdings  der  Vertrag  Entstehungs- 
pund  zahlreicher  privatrechtUcher  Ansprüche,  ohne  dass  jedoch 
die  Lehre  von  den  Verträgen  ausschliesslich  für  das  Privatrecht 
in  Anspruch  genommen  werden  könnte;  gehört  ja  d«)ch  eine  Art 
der  Verträge  (die  internationalen  Verträge)  ausschliesslich  dem  Ge- 
biete des  öffentlichen  Rechtes  an  "').  Es  sei  hier  überdies  an  den 
Staatsdienstvertrag  •'*''),  sowie  an  jene  Uebereinkommen  erinnert, 
welche  constitutiven  Verwaltungsakten  voranzugehen  pflegen  und 
deren  Zustandekommen  eine  unerlässliche  Voraussetzung  der 
Mtigkeit   des  Aktes  ist  *•').     Insofern  aber  Verträge  über  den 


•••)  Wir  würden  diesen  Umstand  gar  nicht  besonders  hervorheben,  wenn 
ttdit  IhaisäcbUch  die  hier  bekämpfte  Aufiassimg  auch  in  gerichtliche  Er- 
Irnnthissp  Eingang  gefunden  hält*.  So  wurtle  mit  Erk.  des  öäterr.  oberst<»n 
hof»  vom  21.  Mai  (878  (Gl.-U.-W.  No.  6984)  die  gerichtlicho 
V  lenz  für  Klagen  auf  Zalünng  creditirtei-  Mauthgebiiliren  anerkannt,  und 
mit  Erk.  Tom  19.  Juli  1877  (Htb,  No.  138)  hat  hinwiederum  daa  österr. 
Reiclttgericht  die  Klage  auf  Rückstellung  einer  bei  der  politischen  Behörde 
«Tl«yft<o  Jagdpachtscaution  als  auf  einem  Privatrechtstitel  fundirl  anerkannt. 
Öoch  ist  in  zahlreichen  anderen  Fällen  (z.  B.  Erk.  dee  oberst.  (Terichtshofs 
♦om  10.  Januar  1860,  Gl.-Usü.-W.,  No.  1054  und  5,  September  1882,  Ger. 
Halji?  1882,  No.  100,  dann  Erk.  des  Verwaltnugügerichtshofs  vom  15.  Mai 
itM,  Bcnw.,  No.  2030)  die  richtige  entgegengesetzte  Ansicht  zur  Geltung 
gekngt. 

"*)  Vgl  Weizel,  S.  110;  Sbydel,  (irundzüge  einer  allg.  Staatsl.,  S.  51; 
{htnUR,  S.  728,  dann  daa  Erk.  des  baicr.  Couflictflsenates  vom  12.  Deceraber 
1875  bei  3lATTnÄD8,  S.  33.  Ueber  die  öffentiich-vechtlifhen  Verträge  des 
fr*n«ü«dBchen  Rechte»  vgl.  jetzt  insbefiondere  0.  Mayer,  S.  290  ff.;  doch  hat 
gpgeo  «lie.<ie  Ausführungen  Labavd  im  Archiv  fiir  öfTentl  Recht,  II  S.  157  ff. 
gewichtige  Bedenken  voi^ebracht. 

'••)  Vgl.  hierüber  jet«t  0.  Mayer  im  Archiv  f.  Sffentl.  Recht,  III  S.  3  fi'. 
*■•)  So    insbesondere    Uelwreinkommen    über   die   Bedingungen,    unter 
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Inhalt  öffentlicher  Pflichten  abgoachlosaen  werden,  muss  man  ni] 

vor  Augen  halten,  dass  die  blosse  Anerkennung  einer  öffenüici- 

rochthchen  Verbindlichkeit  deren  Wesen  nicht  verändert,   daher J 

auch  eine  Verschiebung   der   Ressortverhältnisse  nicht  zur  Foljt 

hat**").     Soll  aber  durch  Vertrag  eine  bereits  bestehende  öifent' 

lich-rechtUche  Verbindlichkeit  näher  präcisirt  oder   gar  modifi^ 

cirt  werden,   so   iallt   —   inwiefern  Letzteres   überhaupt  zulässig] 

ist,  und    ein  abgesondertes  Erkenntniss  über  beide  Punkte  niciit 

gefällt  werden  kann  '*')  —  auch  das  Vertrags verhältniss  der  admini«] 

strativen  üompetenz  anheim  "^).    Anders  Hegt  die  Sache  liingegeiirj 

wenn  der  Vertrag  eine  andere  Seite  des  Verhältnisses  betrifl 

als  welche  der  Regelung  durch  d.is  öffenthche  Recht  unterliegt  '**)i 

welchen  eine  Eisfobahn-  oder  .Schiffahrlügesellschafl  den  Betrieb»  inti 
CoacessioD  sie  sich  bewirbt,   zo  übcmehnieD  bereit  ist    Die,  Frage » 
Rechtsvrirkungeü  imlche  Uebereinkommen  in  der  ZMdschenzeit,  vor  Zcwt« 
koniitien  des  Verwaltuugsaktes,  äussci-n,  ist  liier  nicht  zu  beantwort<>n.  Hir^| 
her  gehört  auch  der  Fall  der  vorheripfon  Zusichcruni^  des  HeimathEr> 
<ler  Burgertiutzuogen    von  Seite    einer  Gemeinde,   worin   das  üsd 
dem    Erk.   26.    October    I87ti   (Htk,  So.  U9)   gleichfiilU  irrthiimlich 
„privatrechtJicheQ  Titel"  erblickt  hat. 

**'J  lo  diesem  Sinne  eutschiod  der  baierischo  Conilictssenat  am  9.  D^l 
cember  1859  (Matthäus,  S.  33),  anders  hingegen  die  Gründe  de»  Erk.  d»J 
österr.  obej-st.  Gerichtshofs  vom  11.  November  1870  (Gi.-ÜNa.-W.,  No.  8MW| 
und  das  Erk.  des  üsterr.  RG.  vom  2ft.  Jaauar  1870  (Hyb,  No.  98), 

««)  VgL  oben  S.  281,  Note  100. 

'^*)  In  diesem  Sinne  cribigten  die  Erkenntnisse  des  ÜBt«rr.  Verwilb 
gerichtshofs  vom  26.  November  1885  (BirDWiNSia,  No.  2794)  und  vom  28.1 
«einher  1885  (ebend.  No.  2841).  Hierher  gehört  auch  der  Fall,  wenn  (öj 
Concurrenzbeitrag  zu  öffentlichen  Zwecken  von  «Jemand  zugesagt  wimle, 
nach  der  betreffenden  Bestimmung  des  öfiputlicheD  Rechtes  gar  nicht  aH'l 
curreuzpllicbtig  ist;  hier  Hegt  gleichfalls  eine  pHvatirechtliohe  VerbindüchWI 
nicht  vor  (Erk.  des  österr.  Vei-waltungsgeriihtshofs  vom  13.  October  l^l'j 
BODW,,  Nn.  1177  lind  vom  1.  Februar  1883,  ebend.  No.  1649;  anders  liinfjM 
Erk.  des  sachs.  Miu.  des  Innern,  mitgetheilt  in  der  österr.  Zeitschrift 
Verw.,  1871  No.  31). 

'*")  Z,  B.  ein  Vertrag,   in  dem  sich  Jemand  verpflichtet,  »uf  wa 
Grundstücke  das  Gastgewerbe  nicht  auszuüben.    Mit  Re<*ht  wnrde  tn 
Falle  laut  Erk.  des  ÖHterr.  oherst,  Gerichtshofs  v.  2«.  Juni  1873  (Gl.-Unv^I 
No.  5090)  die  Competenz  des  Gerichtes  anerkannt. 
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oder  wenn  ein  Yerhältniss  des  öflfentlichen  Rechtes  wohl  die 
äussere  Yerftniassung  des  Vertrages  ist^  ohne  jedoch  diesen 
seinem  Wesen  nach  zu  erfassen  '**).  Aus  alledem  geht  hervor, 
daas  es  nicht  angeht,  den  Vertrag  schlechtweg  für  das  Gehiet 
des  Privatrechtes  zu  vindiciren  und  dasselhe  ist  auch  von  den 
flbrigen  sog.  7,PriTatrechtstiteln'^  zu  sagen. 

Nun  haben  wir  allerdings  mit  der  Thatsache  zu  rechnen^ 
dass  das  positive  Recht  noch  vielfach  unter  dem  Einflüsse 
d«r  Slterai  Theorie  von  dem  Vorhandensein  eines  privatrecht- 
lichen Titels  die  Competenz  der  ordentlichen  Gerichte  abhängig 
macht »").  Wo  dies  der  Fall  ist,  hat  die  Praxis  die  betreffenden 
Bestimmungen  mit  Recht  meist  in  dem  Sinne  ausgelegt,  dass  unter 
dem  Privatrechtstitel  privatrechtliche  Verhältnisse  in  dem 
Ton  ans  im  Abschnitte  HI  erörterten  Sinne  zu  verstehen  seien  •*"). 


"*)  Die«  ist  insVesondere  bei  AenuTal-Lieferungs\'ertr5gen  der  Fall; 
it|L  OtanJKR,  S.  745.  Anden  nach  firanzösischem  Rechte-,  Gadtocr,  8.  44  ff. 
**)  Dm  sächsische  Gesetz  vom  28.  Janaar  1835  führt  als  ^beson- 
itn  Rechtstitel ",  welche  auch  in  öffeutlich-rechtlichen  Angelegenheiten  die 
Conipeteox  der  ordentlichen  Gerichte  rechtfertigen,  insbesondere  an:  Privi- 
Inifieo,  rechtskräftige  Entscheidungen,  private  Willcnserklärmigen,  Ve^t^ügt^, 
l'lrtwilüge  Anordnungen,  Stiflungen,  Anerkennung,  Verjährung  und  unvor- 
tltioldidtea  Herkommen.  Vgl.  PLAUrnt,  S.  19 ;  Lbüthotd,  sächi.  VerwR., 
8.136.  Das  preussische  L.-R.  «pricht  (§  79  II  14)  allgemein  von  „beson- 
deren Gründen'',  welche  die  Anfechtung  der  Steuerpflicht  vor  Gericht  recht- 
foti^n,  and  einen  ähnlichen  Ausdruck  („specieller  Rechtstitel")  finden  wb*  in 
dem  (teither  durch  §  63  des  Organ.'Ge8.  v.  26.  Juli  1880  aufgehobenen)  §  2 
des  Ge«,  vom  11.  Mai  1842  betreflend  den  Rechtsweg  gegen  polizeiliche 
Yerfagoogen.  In  Oesterreich  hat  §  34  des  Ges.  v.  7.  Mai  1874  die  Com- 
peten  der  Gerichte  in  gewissen  Patronatssachen  von  der  Geltendmachung 
tnm  Privatrechtstitels  abhängig  gemacht. 

"*)  So  der  sächsische  Competenzgerichtshof  in  dem  oben  (S.  275,  Not.  87) 
Mgeeogenen  Erkenntnisse.  In  Prenssen  liat  das  Erk.  des  Gerichtshofs  für 
Onnpetensoonflicte  vom  16.  December  1854  (Kosmank,  Erk.  dieses  Gerich ts- 
kofc,  S.  218)  nur  die  drei  in  den  §§  4-8  L.-R.  II  14  erwähntel  Titel  (Ver- 
trag, Privilegium,  Verjälirung)  zugelassen,  in  Folge  doseen  die  Tragweite  der 
citirten  Bestimmung  keine  sehr  grosse  ist.  Es  wird  dalior  auch  allgemein 
abgenommen,  dass  iMo  Behauptung  eines  Eingriffes  in  das  Eigenthum  oder 
den  Beaits  noch  keinen  Privatrecht^tite)   darstelle  (Erk.  des  Geriohtahofii  f. 
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2.  Ob  für  die  Competenzfrage  die  Einwendungen  dei 
Beklagten  von  Einfluss  seien,  hängt  von  der  Natur  clit'serEin-j 
weudimgcD  ab.  Der  blosse  Widerspruch  des  Klagsfaktoins  ä 
an  der  Competenz  ebensowenig,  als  ganz  selbständige^  einail 
fremden  Ressort  angeliörige  Einwendungen,  die  keine  eigenÜichea] 
Präjudicialfragen  sind,  sondern  welche,  da  eine  abgesonderte  R?-] 
haudlung  derselben  möglich  ist,  in  dem  vorUegenden  Streite  m 
fach  nicht  beiücksichtigt  werden  '*^).  Andererseits  kann  auch  niej 
eine  Einwendung  des  Beklagten  die  Competenz  des  Gerichtes  ul 
Verhandlung  über  eine  Klage  begründen,  die  ihrem  Inhidte  ri&cb] 
sich  zum  gerichtlichen  Verfahren  nicht  eignet  '*').  Dageg 
können  Richtigstellungen  der  Klagsanfulirungen  von  Seiti 
des  Geklagten  allerdings  zur  Folge  haben,  dass  sich  die  riin- 
8tHndigkeit  der  angerufenen  Instanz  herausstellt"*). 

3.  Nachdem  ilie  Competenzvorschriften ,  mit  denen  wir  e«  i 
hier  zu  thuu  haben,  dem  ößcntlichen  Rechte  angehören,  so  kxiuJ 
dnoni  zwischen  den  Parteien  über  die  Competenz  etwa  ge-| 
schlossenen  Vertrage  des  Inhalts,  dass  eine  gesetzUcb  <)ff] 

CompeteuRconflicte  vom  2.  November  1860,  L.  Hartmajw,  S.  50,  Rin» 
§  3«  S.  35  Note  66),  «ondcni  t\mt>  hiezu  die  Änrufuog  eines  direct  zwiv^ 
dem  Kläger  und  der  Verwaltung  besteliendea  Verhültnisaes  uothwendig  «i 
OppKKaoFF",  S.  350  Note  68;  Schulze,  II  S.  375. 

"')  So  die«  Einwcuduiig  der  CoinpeuBation   einer  GremdArtigen  ftrtif 
mng.    FisciüER,   Lehre  vuii  der  Nichtigkeit   der  Civüurtheile,   §  86  & 
Erk.  de«  österr.  obersten  GerichtshofB  vom  10.  October  1865  (Ol.-üii8.-W. 
No.  2890),  des  ÖHterr.  Verwaltungsgerichtshofs  vom  1.  Juni  1872  (B 
No.  HSSJ, 

'**)  Nicht  verständlich  ist  daher  ein  Beiaat«  im  Erk-  des  5«terr.  ol 
Gerichtshofs  vom  23.  October  1877  (Gl.-Ung.-W,,   No.  6688),    mit  welol«« 
flie  Abweisung  einer  Klage  in   einer  WaRserrechtssache  wegen  IncompeU««« 
u.  A.  auch  damit  motivirt  wurde,    dass   „ein  auf  einen  PrivatreclitatiteJ  v 
griindt'ter  Einspruch  gegen  daa  Begehren  bisher  nicht  erhoben  wurde* 

"")  Wenn    z,    B.    dargethau    wird,    das«    die    vom    Kläger   bi 
BesitzstöruDg  in  einer  vom  Geklagten  als  einem  öffentlichen  Oi^Boe  inncf 
halb  der  Grenzen  seiner  Amtsbefugnisse  vorgenommenen  Handlung;  be»»"^" 
Abweichend  Lippmann,  S.  448  Note  3:    „Für  die  Competenzfrage  ist  ^' 
verütändbtib  i\a»  vmdi  Kläger  entworfene  Thatbild  ituusgeb^nd/  ^ 
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^^^WMÜtangsbekörde  zugewiesene  Streitsache  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  zum  Austrage  gelangen  solle  oder  umgekehrt,  keine 
rechtliche  Wirkung  beigemessen  werden.  Die  Zulässigkeit  der 
Prorogation  ist  eine  Ausnahmsbestimmung,  die  stricte  zu  inter- 
pretiren  igt  und  auf  unsei-en  Fall  keine  Anwendung  finden  kann. 
Ein  Verto'ag  des  gedachten  Inhaltes  ist  demnach  fiir  die  Competenz- 
feage  ganz  belanglos '*°), 

4.  Nicht  ohne  Anklang  blieb  die  Beliauptung,  für  die 
Competenzfrage  sei  der  Umstand  entscheidend^  ob  durch  den 
Gegenstand  des  Streites  das  öffentliche  Interesse  berülirt 
werde  oder  nicht  '*').  Es  hängt  dies  damit  zusammen,  dass  seit 
Savioxy  '*')  die  Grenzen  des  öffentlichen  und  Privatrechts  dahin 
bestimmt  zu  werden  pflegen,  dass  die  Fördening  der  Interessen 
lies  Gemeinwesens  dui*ch  das  öffentliche  Recht  in  erster  Linie 
(nnmittelbar),  durch  das  Privatrecht  hingegen  nur  mittel- 
bar,  nümlich   als  Ergehniss  der  Anerkennung  und  des  Schutzes 

•»•)  BöoiKER,  §  116  S.  145  ff;  Ch-PKNHOFir,  S.  18  Anm.  24;  Pbato- 
wvEiu,  S.  18  u.  19;  GöNXEK,  Haßdb.,  S.  65;  Eioenbkodt,  S,  19;  Mulert, 
S.  &4;  vgL  auch  I.  3  C  de  jurisd.  onin.  jud.  (3,  13):  „Privatorum  cönsensaa 
jadiccni  not)  facit  eum,  qui  nuUi  praeest  judicio:  neu,  quud  h  statait,  rei 
jodickUe  coutinct  anctoritÄtem."  Mit  Rück>!icht  auf  die  Wirkungslosigkeit 
wilcher  Abmachungen  wurde  in  Oesterreich  mit  Hol'd.  vom  10.  Deceraber 
1819  ttosdröcklich  verboten,  in  Aerariiil vertrage  die  Klausel  des  Vcr/iehtes 
uf  den  Rorhtsweg  aufzunühmeo.  Vgl.  auch  das  Erk.  des  baieriscben 
Confliotasennta  vom  16.  Jaiuiar  IHßö  (Matthäus,  S.  33)  und  des  österr.  Ver- 
wahaogsger.  vom  19.  November  188ß  (Bdüw.,  No.  3783).  Etwas  Anderes 
™t  jedoch  die  Unterwerfting  einer  Partei  unter  Provisorialverfügangen 
ro  Ounstcn  des  mitc<intraliireuden  Fiskus.    V^l.  hierüber  Planitz,  S.  49. 

"')  So  Erk.  des  österr.  oberst.  Gerichtshof  vom  8.  Üctober  1873  (Gu- 
Üw.-W.,  No.  5100),  vom  23.  Dexember  1873  (ebend.,  No.  5181)  und  vom 
16.  Juli  1879  (ebend.,  No.  7873).     Vgl.  auch  Pratobbvera,  S.  20, 

**•)  System.,  §  9  S.  23 :  „Dennoch  bleibt  jm-iachen  beiden  Gebieten  ein 
lest  bestimmter  GegenBatz  darin,  dass  in  dem  öttentlichen  Recht  das  Ganze 
ils  Zweck,  der  Einzelne  als  untergeordnet  erscheint,  anstatt  dasa  in  dem 
PrivBtrecht  der  einzelüe  Mensch  liir  sich  Zweck  ist,  und  jedes  Rechtaver- 
kiltoias  sich  nur  als  Mittel  auf  sein  DnsHn  oder  seine  besonderen  Zustände 

Ardüv  fl)r  oflüintlichefi  Recht.  FV.  s.  20 
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«Kt  Interessen  der  einzelnen  Individuen  angestrebt  wird '").  Der 
letzteren  Behauptung   lässt   sich  nicht  widersprechen;   man  darf] 
jedoch  nicht  ausser  Acht  hissen,    dass    nicht  immer  der  legi« 
latoriache  Grund  (auf  den  hier  eben  Gewicht  gelegt  wird)] 
im  positiven  Rechte  auch  thatsächlich   als  massgebend  znal 
üurclibruclie  gelangt,    daas   daher  das   erwähnte  Kriterium  zwi 
die  Tendenz  der  betreffenden  Rechtsnormen  richtig  zum  Au»- 
druck  bringt,  jedoch  nicht  ausreicht,  die  Grenzen  zwischen  Privat- 1 
und  öffentlichem  Rechte  objectiv  zu  iixiren»    Es  ist  sohin  aodi 
nicht  zulassig,  die  Competenz  der  Gerichte  und  der  Verwalt 
behörden    nach    diesem   Momente    abzugrenzen,    und    dies  mn  soj 
weniger,  als  die  Constatirung  des  Umstandes,    ob    im    concretenj 
Falle   der   Gegenstand    des  Streites    das  öffentliche  Interesse 
rülirt,  meist  eine  mentale  Prüfung  der  Sachlage  erfordert,  dahi 
es  nicht  angeht,  hiervon  bereite   die  Competenzfrs^e  abhängig  zal 
machen.     Es    hat  denn   auch  die  liier  bekämpfte  Anschauung  in] 
der  liitteratur  zahh-eichen  Widerspruch  erfahren"**). 

5.  Dass  die  Persönlichkeit  der  am  Streite  betheilig*' 
ten  Parteien  für  die  Comp etenzfi-age  ohne  Belang  ist,  crkenBt 
die  neuere  Gesetzgebung  und  Litteratur  fast  ausnahmslos  an  '**)■  I 

'*')  So  neuertlings  Uahris,  allg.  StaatBr.  (bei  Marquardsen  I),  S.  fi  n.  7:1 
Rbhm  in  Hirth's  Ana,  1885,  8.  91-,  H£n.ixaER,  Kritisciie  Studien  aut  dcnl 
Privatrechte  {1887),  S.  4;  Neuuann,  S.  414.  Auf  die  anregendeu  kvt-l 
fiihniDgen  des  Letzteren  iti  Betreff  der  Scheidung  des  Begriffea  de«  öRwit- 
lieben  InteresBcs  im  subjpctiven  und  im  objectiven  (eigentlichen)  Siime  \tlti 
IntcresBe  „an  Zit>l«n  und  Zwecken  von  »o  grosser  Bedeutung,  das«  c»  gertfi^ 
fertigt  ersclieint,  um  ihretwillen  den  Eigeninleresaen  Opfer  au&uerlegen*) 
hier  lediglich  verwiesen. 

'"J  Parkt  in  Saniitsch's  Zojtachr.,  IH  S.  167;  Stbmaiw,  8.  340; 
S.  22  u.  33;  ScaiKFLE,  S.  593;  PucHTA,  a,  a,  0.  S.  281;  K.  WjUthtto,  •. «. ' 
S.  103;   MiTTKRMAiER,  a.  a.  0.  IV  S.  328;   Stahl,  a.  a.  O.  S.  ÖSl;  IU.vti4,| 
Beiträge   xum   ÜBturr.  Wasfierr.    (2.  Aufl.),  S.  49  Anm.  1 ;  Hsyssler,  8. 
Vgl.  übrigens  auch  Lküthold,  S.  347  u.  387. 

'")  Pfizer,  S.  10,  32;  W.  J.  Bkhr,  §  424  S.  241;   Pfkiffkr,  8. 
EtOKNBBODT,  §  4  S.  13;  WRn.BR,  8.  8;   KAtsKR,  Schweiz.  Stoat^r.,  II  S.  351 
u.  352;  Sarwst,  S.  298;  H.  A.  Zacuaruk,  IT  S.  2dl  ff.;  Stahl,  8.  BIO  d 
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Staat  und  andere  öffentliche  Genossenschaften  können  in 
gleicher  Weise  wie  andere  Rechtssubjecte  im  Rechtswege  belangt 
werden,  vorausgesetzt  natürlich,  dass  der  Gegenstand  des 
Streites  sich  zum  gerichtlichen  Verfahren  eignet,  specieU  also  im 
Gebiete  der  Finanzverwaltung  die  privatwirthschaft liehe 
Thfitigkeit  der  betreffenden  Corporationen,  nicht  aber  Ansprüche 
iietrifil,  die  aus  dem  Titel  der  Mitgliedschaft  an  die  Ange- 
hörigen des  Verbandes  gestellt  werden  (z.  B.  Steuern,  Gebühren, 
Coronnmalabgaben).  Auch  die  materiell -rechtlichen  Privilegien 
der  öffentlichen  Corporationen  haben  im  neueren  Rechte  eine  be- 
deutende Abschwächung  erfahren.  Mitunter  wird  jedoch  die  Be- 
tretung des  Rechtsweges  gegen  den  Staat  oder  öffentUche  Ge- 
nossenschaften von  einer  Vorentscheidung  der  Verwaltungs- 
bthörde,  sei  es  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  oder  über 
die  eventuelle  freiwillige  Anerkennung  des  strittigen  Anspruches 
»bbingig  gemacht '^^).     Selbstverständlich    können   auch  fremde 


BuOTscHLT,  all^.  Staatsr.,  I  S.  6;  Sohxitthenker  ,  zwölf  Bücher  v.  Staate. 
ni§  »2  S.  330-,    Stkmann,  S.  239;   Nkumann,  S.  408;    Bernatzdc,  S.  254; 
Vau.  a.    a.    O.    S.  375;    vgl.    übrigens    »choa   Strübks,    S.   71  ff.      Auch 
Lkthold  sieht  sicli  trota  seiner  prinzipiell  entgt^gengeaetzteD  Cirundanschauuiig 
l«el.  oben    oot.    60)    gvnöthigt,    den   privatreclitlichen  Charakter  jener    Be- 
aehimgen  der   Gemeinwesen^   in    welcheu  Letztere  eben  nicht  ata  Oemein- 
wtwn  in  Betracht  kommtn,  anzuerkennen  (S.  861,  411).     Andererseits  wird 
Mn  Weeeu   einer  Verwaltungsaache  dadurch  Nichts   geändert,  dass  an  der- 
•elban  lediglich  Privatparteien  betheiligt  sind.   Vgl.  Brater,  §  ö  S.  18  u.  19; 
HsniL,  Staatsl.  S.  52.  Dagegen  bestreitet  Mohl  (Encycl.  der  Staat*wissensch, 
<j.  19:)  und  U17j  die  principielle  GloichstelluDg  dos  Fiskus  mit  Frivatparteien. 
BiH»  (RechtMtaat,  S.  65)  weist  zwar  richtig  darauf  bin,  dass  der  Fiskus  und 
die  Staatsgewalt  nicht  zwei  verschiedene  KccbtsperBÖnlicbkciten  sind,  über- 
rieht jedoch,  dasfl   der  Staatsgewalt  als  solcher  die  Processföhigkeit  abgeht. 
"•)  In  England  war  es  in  früherer  Zeit  überhaupt  uninögHeh,   einen 
rennogensrechtlicheD   Anspruch    gegen    den   königl.  Fiskua   zur  Geltang   zn 
lirmgen;  nur  durch  Petitionen  xum  Lord-Kanzler  konnte  nim  Gnadenwege" 
(iu  Recht  durchgesetzt  werden.     Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  kann  der 
Baektawcg  gegen   den  Fiskus   nur  auf  Grund   einer  besonderen  Bewilligung 
betraten  werden,   welche  der  König  unter  Mitwirkung  des  attomey  general 
ertlient.    Die  Bewilligung  kann  versagt  werden^  wenn  der  Anspruch  offenbar 
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Staaten  vor  Gericht  geklagt  worden,  wenn  der  Gegenstand 
Streites   sich   zum  gerichtlichen  Verfahren    eignet "').    Bageg 
können  Behörden  wohl  im  VerwaltungBstreitverfahren,  nicht 
im  Kechtswege  belangt  werden,  weil  ilmen  die  juristische  Pe 
lichkeit  und  sohin  auch  die  Parteifiihigkeit  abgeht'**). 


unbegriindet  ist,    und  diese  Verfogfung  kann   nie  &egfeu8laDd   einer 
liehen  Klage  sein.    Gkeist,  Verw.,  Justiz,  Rechtsw.,  S.  145,  146;  E, 
HoltzendorfTa  Encycl.  d.  ReohtswiBseoschaft  (3.  Aufl.)i  I  S.  958.    Da*  fri 
zösische    Recht   hält    den  Grundsatz:,    dass    der  Staat    ab    Schuldaer 
im  administrativen  Wege  belangt  werden  könne,  als  Regel  noch 
läsgt  jedoch  derzeit  schon  zahlreiche  Aiisnahmen  tu,    und  zwar  insbeaoi 
dann,  wenn  augenotniuen  wcrdtD  kann,  dasa  sich  der  Staat  den  Nonnen 
Civilrechta  und  der  Civilreclitspflege  dadurch  unterworfen  hat,    dass  er 
Thätigkeit  übt-e,    welche,    so  wie  sie  ist,    auch    für  einen  Privatmann 
werden  könnte;  O.  Mayer,  S.  154;  Dareste,  S.  277;  Gactieb,  S.  6,  13. 
Deutschland  verbietet  jetzt  §  4  E.-G.  z.  G.-V,-G.  die  Ausschlieim 
des    Rechtsweges    wegen  Betheiligung    des  Staates   oder   einer   öffenthi 
Corporation,   doch   scheinen  hiedurch  Bestimmungen  uicht  aitsgeachl 
sein,    welche  den  Rechtsweg  dadurch  beschranken,    daas  eine  vorh 
rufung   der  Verwaltungsbehörde   erfordert  wird  (Havskb,  S.  68). 
Hinsicht    empfahl    jedoch    schon    Mitteruaisr    {Archiv,   IV    S 
sprechende   Bestimmungen    zur  Verhütung    von  Missbräuchen,    in»l 
die  Festsetzung   einer  Frist,  innerhalb   welcher  die  Erledigung  der 
tungsbehürde    bei    sonstiger    Statthaftigkeit    des    Rechtsweges    zu 
hätte.     Dem   österreichischen  Rechte    sind  Bescbränkimgen  des  RecU 
weges  wegen   der   Persönlichkeit  der  streitenden    Parteien  ganz    unbel 
{§8  20,  290  des  allg.  bürg.  Gesetxbudi«). 

'")  Anders  entschied  jedoch  der  österr.  oberste  Gerichtehof  am  3.  < 
nuar  1878  (Gl.-Ung.-AV.,  No.  ti771),  indem  er  eine  Besitzstörungsklage,  wel 
eine  beim  Umbaue  eine»  ßotwhafterpalais  in  Wien  zu  Tage  gjetretcne  | 
vatrechtliclie  Differenz  zum  Gegenstande  hatte,  als  zum  gerichtlichen  V( 
fahren  nicht  geeignet  abwies.    Vgl.  dagegen  Randa,  Besitz,  S.  263  Anm.  56 

'")  GK9.SLKR,  S.  747,  748;  Oppknhoff,  S.  10  Anm.  16;  Randa,  B' 
S.  241  Anm.  2U;  Gkkwt,  Selfgovem.,  §  88  S.  510;  Stahi.,  S.  640-64 
ßüFF,  H.  300,  307.  Auch  in  Ansehung  der  Finanzbehörden  (vgl.  Rli;n 
§  ti  S.  3  u.  4)  k&un  eine  Ausnahme  nicht  zugestanden  werden,  da  aach 
als  Kechtssubjecte  nicht  anzusehen  sind  und  es  eich  daher  stets  nur  diit 
bandelt,  auf  Grund  eines  privatwirthscbaflHchen  Aktes  der  FtnanxbKbörd 
deu  Rechtsweg  gegen  den  Fiskus  zu  ergreifen.  Wenn  Klagen  gc| 
ürtusehulrätlie,    Bezirksvertretungen  eU*.    überreicht   werden,    li^lft    übflR^ 


erfolg 


6.  Es  braucht  wohl  hier  nicht  des  Weiteren  auseinander- 
tt  zu  werden,  dass  wir  den  im  Streite  benützten  Beweis - 
In  keinen  Einfluss  auf  die  Competenzfrage  zuerkennen.  Dies 
ist  schon  aus  dem  Grunde  nicht  wohl  durchführbar,  weil  sieb 
daim  in  vielen  Fällen  die  Incompetenz  ex  post  ergeben  würde, 
während  doch  gerade  die  Durchflihrung  des  Beweisverfahrens  die 
Compctenz  zur  Voraussetzung  hat.  Einzelne  singulare  Be- 
stinimungen  im  entgegengesetzten  Sinne  finden  ihren  Erklärungs- 
gnmd  in  der  bisherigen  mangelhaften  Ausbildung  des  administra- 
öTen  Verfahrens,  welche  es  angezeigt  erscheinen  liess,  solche 
Streitsachen,  bei  welchen  es  auf  die  Führung  eines  gerichtsord- 
mrogsmässigen  Beweises  ankam,  der  Competenz  der  Verwaltungs- 
behörden zu  entziehen,  um  den  Parteien  das  Recht  zu  sichern, 
di€  rar  Erhärtung  ihres  thatsächlichen  Vorbringens  erforderlichen 
Beweise  durchführen  zu  können  i^").  Von  diesen  Ausnahmsbe- 
ttimmongen  abgesehen,  ist  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  einer- 
•ät»  mid  der  Verwaltungsbehörden  andererseits  von  der  Art  der 
•ngenifenen  Beweismittel  ganz  unabhängig  '®°).    Insofeme  einzelne 

iodit  aar  ein  lapsus  calami  vor,  indem  in  der  That  der  betrefTcnde  Fond 
int  iflt,  weesbalb  denn  auch  das  Mst^rr.  Jusiizminieterium  am  29.  De- 
18Ö7  verordnete,  alle  derartigen  Klagen  der  Finanzprocuratur  als  der 
Vertreterin  der  öffeutlic-hen  Foudo  zuzustellen.  Die  Frage,  ob 
len  Stationen  des  Fiskus  selbstä-^digfe  Rechtasubjectc  sind  (Oppen- 
.  10  Aiim.  17),  komnvt  hier  nicht  weiter  in  Betracht,  nachdem  doch 
nur  der  betreffende  Fond,  nicht  die  ihn  verwaltende  Behörde 
wertlen  kann. 
•)  So  gehören  nach  österr.  Rechte  (Hofd,  vom  21.  Mai  1841)  Streitig- 
iiber  das  Recht,  eine  Stiftung  zu  benutzen,  dieselbe  ru  besetzen,  femer 
itigkeiten  ii1>er  Entziehung  einer  Stiftung,  dann  zur  Competenz  der 
^fwicbte,  wenn  es  hiebei  auf  gerichtÄordnungsmäRsige  Beweise  ankömmt.  In 
^i&den  war  in  Dienstbotenstreitigkeiten  von  der  im  Allgemeinen  statuirten 
«mpetenz  der  politigchen  Behörtlen  in  dem  Falle  eine  AuBnahme  zu  Gunsten 
fcr  gerichtlichen  Competenz  gemaciit,  wenn  die  Echtheit  einer  Urkunde  in 
kgi  kam  (§  2  de>i  Fat  vom  26.  August  1806). 

'**)  Vgl.  dan  Erk.  des  baier.  Conflictsseuate»  vom  2M.  December  1856 
LlTTHJlDS,  8.  80),  dann  die  Eutsoh.  des  österr.  MinistcriumB  des  Innern  vom 
Januar  1870,  Z.  1123  (^,  f.  V,  1870  No.  14)  und  des  Ackerbauminiat^- 
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lewetsinittel,  namentlich  der  Parteieneid,  im  politischen 
nicht  zulässig  sind,    ist  allerdings  die  Stellung  jener  P«uwBy 
kein  anderes  Beweismittel  zu  Gebote  steht,  einigermassen  ersch 
dies  ist  jedoch  kein  Grund,  eine  Ausdehnung  der  richterhchen  Con- 
petenz  in  dieser  Richtung  auch  nur  de  lege  ferenda  zu  befürworten"'), 
7.  Dieselben  Grundsätze,  welche  in  Ansehung  der  Competenx 
für  das  petitorium  aufgestellt  A^-urden,  müssen  principiell  auch  fär 
das  possessorium  gelten,  denn  es  ist  nur  naturgemäss,   dass  jene 
Behörde,  welche  berufen  ist,   über  den  Bestand  und  Umfang 
eines  Rechtes  zu  entscheiden,    auch  die  strittigen  Besitz  Verhält- 
nisse ordne.    Der  Besitz  ist  gar  kein  Titel,  geschweige  denn  ein 
Privatrechtstitel    und    es    hat  keinen  Sinn ,    in    einer  Streitsadie« 
die  ihrem  Wesen   nach  vor   die  Verwaltungsbehörde  gehört,  äa 
Austragung  eines  allfaUigen  Provisorialstreites  den  Gerichten  xii 
vindiciren.     Hingegen  lässt  es  sich  allerdings  hören,  wenn  in  dem 
umgekehrten  Falle ,    wo  eine   Streitsache  ihrem  Wesen  nach  zar 
Competenz  der  Gerichte  gehört,  zwar  in  der  Regel  die  Gerichte 
auch   zur   Schlichtung  der  Besitzfrage  für  zuständig  erklärt  w 
den  '*'),  jedoch  ausnahmsweise  die  Schafifung  eines  mit  der  Wahmni 
der  öftenthchen  Interessen  vereinbailichen  Provisoriums  den  Ver- 
waltungsbehörden überlassen  wird  '*').  In  diesem  Sinne  haben  denn 
auch  die  positiven  Gesetzgebungen  vielfache  Vorbehalte  gemacht'**^- 


bte 


riums  vom  81.  Mai  1677,  Z.  6103  (ebead.  1878  No.  34);  dagegen  jedo&b 
Erk.  dea  orterr.  olwraten  Gerichtshofs  v.  8.  November  1870,  Z.  18262  (Z.  C  V- 
1871  No.  11),  mit  welchem  über  eine  Kluge  auf  Zahlung  von  M«iithrödK>' 
Btänden  die  Competenz  der  (.rerichte  einzig  aus  dem  Grunde  anerkuBS^ 
wortie,  weil  es  auf  den  ßowois  doa  UraBtandeB  aulcam,  wie  oft  der  VafB* 
des  (ieklafften  den  Mauthschramken  passirte.  Vgl.  aacb  Craxkx,  Wcl»tor._ 
Ncbenstuuden,  IV  Absch.  4,  §  10  S.  104;  Pratobkvsba,  S.  23;  Lciuns 
Grüiihufa  ZeiUchr.,  Vm  S.  763. 

"*)  Es  bietet  ja  anderereeits  das  inquisitorische  Yeifahre-n  eine  bvM*] 
Garantie  dor  Erforschung  der  materiellen  Wahrheit. 

'")  Strübkn,  S.  9S  ff. 

"•)  Vgl.  FuNKK,  S.  m  Note  77,  163,  164:  Stemahn,  S.  261. 

'"*)  So   nach    österr.  Rechte  insbesondere    in   gewissen  Was8ersirei%| 
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VTI. 

Wir  haben  bei  unseren  bisherigen  Untersuchungen  absichthch 
«B  Gebiet  bei  Seite  gelassen,  in  welchem,  obgleich  es  dem  öffent- 
licheD  Rechte  angehört,  dennoch  die  Competenz  der  ordentlichen 
Gerichte  seit  Alters  her  anerkannt  ist.  Wir  meinen  die  Recht- 
sprechiing  im  Gebiete  des  Strafrechtes,  auf  welche  der  Voll- 
rtändigkcit  halber  hier  noch  in  Kürze  zurückzukommen  ist. 

Die  Jurisdiction  in  Strafsachen  —  die  übrigens  mit  der  An- 
wendung indirecter  Zwangsmittel  im  Gvilprocesse  und  Ver- 
waltuDgSYerfahren  ••')  nicht  verwechselt  werden  dai-f  —  bildet  einen 
fiir  sich  abgeschlossenen  Zweig  der  Rechtspflege,  welcher  mit  den 
dnlrechthchen  Functionen  nur  in  einem  äusseren  Zusammenhange 
steht,  und  daher  sehr  wohl  einer  abgesonderten  Betrachtung 
nnlerzogen  werden  kann.  Wenn  sohin  ^e  Ingerenz  der  ordent- 
lichen Gerichte  in  Strafsachen  den  Ergebnissen,  zu  denen  wir  bisher 
gelangt  sind,  zu  widersprechen  scheint,  so  möge  hier  nochmals 
daran  erinnert  werden,  dass  unsere  Frage  eben  eine  Frage  des 
positiven  Rechtes  ist,  bei  deren  Lösung  der  Satz :  „non  ex  regula 
p»  swnatur,  sed  ex  jure  quod  est,  regula  fiat"  nicht  ausser  Acht 
gelaflsen  werden  darf '*"'). 
I  Betrachten  wir  aber  die  Strafrechtspflege  für  sich,  so  finden 
'  irir  durchaus  kein  principielles  Hinderniss ,  welches  einer  Vindi- 
cinmg  dieses  ganzen  Gebietes  fdr  die  ordentlichen  Gerichte  im 

käten,  Streitigkeiten  iib«r  Leistungen  ru  Cultuflzweckcn,  der  Praxis  znfolgc 
■Bcb  lM»i  Streitigkeiten  iiber  die  Oeffentlichkeit  eines  Weges. 

'*)  Mit  Unrecht  will  FtrNKE  S.  71  die  Competenz  der  VerwaJtungB- 
wlionle  zur  Anwendung  solcher  Zwangsmittel  in  Bezug  auf  die  Vollstreckung 
WB  Geld  strafen  aus  dem  Grunde  einschränken,  „weil  hiebei  die  Eigenthums- 
hg»  m  Betracht  kommt  und  oft  zugleich  die  Bechte  Dritter  an  den  in 
Beiohlag  zu   nehmenden  Gegenständen  betheiligt  sind."     Die  ExcindirungB- 

tilge  kann  ja  immerhin  bei  Gericht  anhängfig  gemacht  werden, 

'*•)  Eigenthiiinlicli   ist  die  Begründung  Pfeiffer'b  (III  S.  395),   es  sei 

fbd  der  Criminaljuatizsachc  eine  noch  bevorstehende  Rechtsverletzung, 

velche  zur  geaetzmäsaigen  Entacbeidung  im  Interesse  de«  ÄDgeklagieq 

uflbrdert". 
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"Wege  stehen  würde.  In  Deutschland  ist  dies  auch  meistens  der 
Falli  an  der  Sache  wird  natürlich  dadurch  nichts  geändert,  wenn 
in  gewissen  Fällen  von  minderer  Bedeutung  der  Polizeibehörde 
das  Recht  eingeräumt  wird,  ein  vorläufiges  Strafmandat  zu  er- 
lassen, wenn  nur  im  Falle  des  gegen  das  Mandat  erhobenen 
Einspruches  die  Competenz  der  Gerichte  keine  Einschränkung 
erleidet  '*').  Anderwärts  wird  den  Gerichten  wenigstens  die 
Judicatur  in  den  schwereren  Strafiallen  (Verbrechen  und  Ver- 
gehen) ausschliesslich  vorbehalten,  während  die  TJebertretungeii , 
zum  Theil  den  Gerichten  (Uebertretungen  im  engeren  Sinne),  zum 
Theil  den  Polizeibehörden  (Polizei-Uebertretungen),  zum  Theil  den 
Finanzbehörden  (Gefällsübertretungen)  zugewiesen  werden  '•*).  Die 
Ahstrahining  eines  einheitlichen  Princips  für  die  letztgedachte 
Zuweisung  ist  unmöglich;  lediglich  Opportunitätsgründe,  nament- 
lich die  etwa  nothwendig  erscheinende  Entlastung  der  Gerichte, 
sind  hier  massgebend ;  dieser  Gegenstand  bietet  daher  weiter  kein 
allgemeines  wissenschaftliches  Interesse  dar"').  ^^^| 

Inwiefern    aber   die    Handhabung   der  Strafrechtspflege  o«^^ 
Gerichten  entzogen  ist,"  ergibt   sich    im   Zusammenhange  hiemit 
noch    in    doppelter    Hinsicht    eine  Modification    der    allgemeinen 
Grundsätze  über  die  Zuständigkeit  der  Civilgerichte : 


^  Stknosl,  Lehrb.  des  deatscben  Verw&ltuDgsrechU,  §  36  S.  170; 
Leuthold,  S.  121. 

'*")  Wo  Verwaltongggerichte  Ijestehen,  ist  die  Zuweisung  gewisser 
Strafsachen  an  dieselben  unbedenklich ;  in  Oesterreich  sind  jedoch  nach  §  48 
de«  Ges.  vom  22.  October  1875  gerade  FolizeistrafBacben  von  der  Zostän* 
digkeit  des  VerwaltangsgericbtshofeB  aosgenommen.    Vgl.  Fdxkk,  S.  72;  134. 

"*)  Es  erscheint  daher  aach  nicht  notliwendig,  hier  auf  die  dies- 
bezügliche strafrechtliche  Litteratur,  deren  "Werth  übrigens  durchaus  nicht 
bestritten  werden  soll ,  einzugehen.  Dass  die  Theiliing  der  Competenz  in 
Betreff  der  Uebertretungen  andererseits  auch  viele  Uebelstande  im  Gefolgt 
hat,  lägst  sich  fliglich  nicht  in  Abrede  stellen;  es  ergibt  sich  insbesondere 
ein  bedeutender  Anstand  bei  Concurrenz  mehrerer  verschiedenen  Compe* 
t«nzen  angehöriger  Uebertretnugen.  Vgl.  über  einen  solchen  Fall  Kaü- 
iOXBKi  in  der  österr.  ^eitschr.  f.  Verw.  1685,  No.  18. 


1 
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1.  Wenn  in  einem  CivQprocesse  die  Frage,  ob  sich  Jemand 
«iner  Polizei-  oder  einer  Geföllsübertretiing  schuldig  gemacht  hat, 
als  Präjudicialfrage  auftaucht,  hat  das  Gericht  das  Verfahren  bis 
«BP  Entscheidung  der  compet^nten  Strafinstanz  über  diese  Vor- 
fr»ge  auszusetzen,  ohne  jedoch  andererseits  an  den  Ausspruch 
dieser  Instanz  in  dem  Falle  gebunden  zu  sein,  wenn  ein  Straf- 
erkenntmss  nicht  gefallt  wurde"*). 

2.  Wo  es  statthaft  ist,  dass  der  Strafrichter  gleichzeitig  auch 
dm  durch  die  strafbare  Handlung  Beschädigten  eine  vom  Ver- 
urtheilten  zu  leistende  Entschädigung  zuerkenne  (Adhäsionsprocess), 
pflegt  diese  Befugniss  auch  der  das  Polizeistrafrichteramt  ver- 
sehenden V^erwaltungsbehörde  eingeräumt  zu  werden.  Dieselbe 
erkennt  in  diesem  Falle  allerdings  über  ein  privatrechtliches  Ver- 
hältniss,  doch  empfiehlt  es  sich,  den  betreffenden  Ausspruch  der 
Polizeibehörde  entweder  nur  als  einen  provisorischen  gelten  zu 
U88en"')  oder  denselben  doch  wenigstens  in  quantitativer  Hin- 
sicht einzuschränken  '*^). 

Die  Zuweisung  der  gesaminten  Strafrechtspflege  an  die  Ge- 
richte ist  nur  eine  Frage  der  Zeit;  bis  selbe  vollständig  durch- 
geführt sein  wird,  werden  auch  die  beiden  letzterwähnten  Anomalien 
'fou  selbst  wegfallen. 

•^  So  in  Oeetcrreich  nach  dem  Hofd.  vom  6.  März  1821  und  9.  Jtmi 
1836.  VgL  Canstkdi,  Lehrb.  d.  osterr.  Civilpr.,  II  S.  24  u.  25,  der  jedoch 
nrüiämlich  annimmt,  daes  dies  der  einzige  Fall  ist,  in  welchem  nach  ösicrr. 
Rechte  die  exceptio  praejudicii  zugelassen  werde. 

"«')  Dies  nehmen  nach  Ssterr.  Rechte  Jene  an,  welche  dem  Art.  15 
Ab«,  l  des  St.-G.-G.  über  die  richterliche  Gewalt  vom  21.  December  I8f>7 
uch  ohne  besonderes  Ansnihrangsgesetz  praktische  Wirksamkeit  zoschreiben. 
&)  £öiQG  in  der  österr.  Zeitsolir.  f.  Verw.  1884,  No.  21. 

"*)  Nach  dem  böhm.  Feldschntsgesetse  vom  12.  October  1875  darf  der 
PoKzeirichter  bei  Feldfrevel  nnr  mit  Zustimmung  des  Angeklagten  eine 
15  fl.  österr.  W.  übersteigende  £nt8chädigung  zuerkennen.  Bei  Waldfreveln 
■larf  die  Zaerkennong  der  EntschSdigung  durch  die  politische  Behörde  nur 
innerhalb  der  Grenzen  de»  im  §  7H  des  Forstges.  vom  3.  December  1P59 
cmfihnten  Tarife«  stattfinden. 


Die  staatsrechtliche  Stellung  der  Territori 
halb  der  Nordamerikanischen  Union. 


Von 


Dr.  Schlief  auf  Nippern  bei  Nimkau. 

iiw  den,  ihrem  staatsreclitlichen  Cliaralcter  nach  am  i 
rigsten  bestimmbaren  Gebilden,  welche  sich  in  zusammenge 
Staaten  thatsächlich  vorfinden,  oder  doch  der  Natur 
nach  vorfinden  können,  gehören  die  sog.  ^ Reichsländer,' 
sich  nicht  ohne  Weiteres  in  den  Rahmen  des  Granzen 
sondern  eine  Ausnahmesiellting  insofern  einnehmen,  als 
einer  autonomen  Particulargewalt  unterstehn;  nnd  gerad 
weist  eine  grosse  Anzahl  von  Beispielen  dafür  auf 
dem  sogen.  „District  von  Columbia"  die  Territorien,  der* 
wickelungsgang  in  der  kurzen  Geschichte  des  Landes  v 
einschneidendsten  Bedeutung  geworden  ist.  Nicht  so 
innere  Organisation,  welche  man  im  Wesentlichen  ke 
man  die  „Verfassung  der  Vereinigten  Staaten"  studirt 
sie  lediglich  eine,  natürhch  mit  den  entsprechenden  A« 
versehene  Copie  derselben  ist,  als  das  rechtUehe  VerhSli 
welchem  sie  sich  innerhalb  der  Union  befinden,  bietet  dc 
stischen  Betrachtung  einen  sehr  anziehenden  Gegenstand  d 
erscheint  ganz  insbesondere  für  Deutschland  von  Wi< 
um  desswillen,  weil  sich  daraus  sehr  beherzigenswerthe  j 
nicht  nur  für  die  Stellung  solcher  Länder,  wie  Elsass- 
es ist  und  vielleicht  gelegentlich  noch  manche  andere 
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all)  de»  Deutschen  Reiches  werden  können,  sondern  auch  vor- 
ehmlich  für  die  Beantwortung  der  Frage  nach  dem  „Staatsrecht 
ler  Kolonien"  ergehen  müssen,  niit  deren  Erwerbung  und  Ein- 
richtung Deutschland  sich  jetzt  befasst  und  in  Zukunft  vcrmuthlich 
b  noch  höherem  Grade  zu  befassen  haben  wird.  Auch  die  Terri- 
torien sind  Länder,  welche  mit  den  Kolonien  zunächst  und  unbe- 
stritten das  gemein  haben,  dass  sie  erst  der  Cultur  bezw.  Civili- 
sation  ersclilossen  werden  müssen,  wenn  sie  freilich  andererseits 
»uch  durch  ihren  unmittelbareu  geographischen  Zusammenhang 
mit  dem  Mutterlande  sich  von  den  Kolonien  sämmtlicher  Kultur- 
volker in  der  Alten  Welt  und  namentlich  auch  Beutsclilands 
unterscheiden;  aber  man  sollte  doch  nicht  verkennen,  dass  durch 
diese  rein  äusseren  Umstände  allenfalls  die  politische  Seit«  der 
Sache  hier  und  dort  eine  versclüedene  Beurtheilung  erfordert, 
da»  aber  das  rechtliche  Moment  dadurch  kaum  wesentliche  Be- 
eiöfluBsung  erfahi'en  dürfte. 

Die  p Territorien'^  der  Verein.  Staaten  leiten  ihren  Ureprung 
her  von  „dem  Territorium".  Ein  solches  Territorium  bestand 
«chon  zu  der  Zeit,  da  die  Konfederationsartikel  in  Geltung  waren: 
die  Grenzen  der  damals  in  der  Konfederation  vereinigten,  ehe- 
nialigen  englischen  Kolonien  waren  auf  Gnind  der  ihnen  seiner  Zeit 
ötheüten  Freibriefe  und  der  bisherigen  Entwicklung  genau  um- 
wlmeben-,  doch  gab  es  darüber  hinaus  ein  Gebiet,  welches  als 
nHiüterland"  zweifellos  der  Maclitsphäre  der  Konföderation,  als 
«olcber,  für  unterworfen  galt  und  im  Juni  1787  —  also  noch 
^or  Annahme  der  Konstitution  bezw,  Gründung  der  Union  — 
ölie«  der  Konfederationskongress  eine  sog.  „Ordinanz"  über  die 
üHegierung"  (goveniment)  dieses  nordwestlich  vom  Ohioflusse 
"clegenen  Tenitoriums.  Uebrigens  aber  besasseu  auch  noch  ein- 
gebe der  konfederirten  Staaten,  nämlich  Georgia  und  Northcaro- 
läa,  damals  Hinterland,  „Territorium,"  dessen  rechtliches  Ver- 
hältuiss  ilmen  gegenüber  ebenso  beurtheilt  wurde,  wie  dasjenige 
des  erstgedachten  Gebietes  gegenüber  der  Konfederation.  —  Ganz 
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unbestritten  war,  dass  diesen  letzteren  über  ihr  Territorium/ 
ebenso  wie  den  Staaten  Georgia  und  Northcarolina  über  das 
ihrige,  dasjenige  Recht  zustand,  waa  man  heutzutage  technisch 
als  „dominium"  bezeichnet,  in  der  Art»  dass  also  der  Grund 
und  Boden  je  des  betreffenden  Tenitoriums  ein  fiskalisches  Ver- 
mögensobjekt der  Konfederation  bezw.  eines  von  den  beiden  Staaten 
war ;  und  aus  der  Ordinanz  ergab  sich  zum  Mindesten  mit  Sicher- 
heit, dass  die  Konfederation  neben  diesem  dorainium  über  das 
betreffende  Gebiet  auch  das  von  jenen  qualitativ  durchaus  tct- 
schiedene  Recht  ausübte,  welches  die  neuere  Wissenschaft  unter  m 
^potestas"  begreift,  d.  h.  die  staatliche  Souveränität").  Es  wäre 
selbstverständlicb  zu  viel  verlangt,  wenn  man  unter  den  Verhält- 
nissen, wie  sie  damals  in  der  Konfederation  lagen^  schon  eine 
völlig  geklärte  Einsicht  in  das  begriffliche  Wesen  der  Sache  hEtte 
erwarten  wollen;  so  sehr  vrichtig  erschien  das  Ganze  schon  um  dess- 
willen  mcht,  weil  damals  Niemand  che  gewaltige  Ausdehnung  ahnen 
konnte,  welche  dann  in  so  überraschend  kurzer  Zeit  nicht  nur 
dem  Territorium,  sondern  auf  diesem  auch  dem  Gefuge  der 
Vereinigten  Staaten  selbst  beschieden  war.  Diese  Abnungslosig- 
keit  kommt  am  besten  zimi  Ausdrucke  in  der  Art  und  Weise, 
in  welcher  die  Konstitution,  das  Grundgesetz  der  neuen,  damals 
ins  Lebeu  tretenden  „Union",  die  Rechtsverhältnisse  des  Terri- 
toriums abthut.  In  dem  gesammten  Instrumente  findet  sich  der 
Punkt  an  einer  einzigen  Stelle,  Ai-t.  IV.  Sect.  EQ.  (2)*)  erwähnt^ 


')  In  der  SouverSnität  über  ein  Land  ist  diejeoigre  über  die  Bewohner^ 
diMselbon  mitctithaltcu.  Zu  der  Lehre  von  den  Rechtsverhältnissen  des 
Territoriums  würde  daher,  »treng  genommen,  auch  die  Darstelhmg  der  auf 
die  Indianer  bezüghcheu  CteBctze  gehören,  welche  allerdings  für  die  Colonial- 
politik  anderer  Länder  weniger  Nachahmenswertbes  pnthalten;  da  es  aber  in 
der  vorliegenden  Abhandlung  daraof  ankommt,  die  Stellung  des  Territorittms 
.innerhalb  der  Union'  näher  zu  erörtern,  so  darf  fugüch  die  nlix^ianerfrage* 
au«  dem  Spiele  gt:Ia«scn  werden. 

1  Th«  congroM  thall  have   }K)wer  to  dispose  uf  and  roakc  all  needfu]  1 
nilM  «ad  refpUatioM  r«ip«etiQg  the  territory  or  other  property  belonging  to^ 
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QDd  hier  heisst  es  ganz  lakonisch:  „Der  Kongresa  soll  befugt 
«ein  tiber  das  Territorium  oder  sonstiges  Eigenthum  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  verfiigen  und  alle  nöttiigen  Miissnalimen  und 
Bestimmungen  hinsichtlich  derselben  zu  treflen;  und  nichts  in 
dieser  Verfassung  —  wird  dann  noch  weiter  gesagt  —  soll  so 
ausgelegt  werden,  dass  es  einem  Rechtsansprüche  der  Verein. 
Staaten  oder  eines  unter  ihnen  vorgreift."  —  Dieser  letztere  Satz 
beäeht  sich  insbesondere  auf  jenes  Territorium  Georgias  und 
Northcarohnas,  welche  —  bei  ihrem  Eintritte  in  die  Union  — 
ihre  Rechte  über  dasselbe  ausdriicklich  vorbehielten,  schliess- 
Kdi  aber  doch  sehr  bald  an  die  „Vereinigten  Staaten"  abtraten. 

Kl  da  ab  hat,  um  das  hier  nebenbei  zu  bemerken,  ein  Einzel- 
t  der  Union  nie  mehr  ein  Territorium  besessen;  im  Besitze 
lies  Temtoriums  ist  von  da  ab  ledighch  die  Union  als  solche 
gewesen,  mid  konnte  es  nur  sein,   weil   das   Recht  der   Gebiets- 

C erbung   austlrücklich  durch  die  Konstitution   den  Vereinigten 
»ten  vorbehalten  ist.     Die  staatsrechtlicho  Theorie  der  Äme- 
I  tikaner  über  den    liier   in  Rede   stehenden  Gegenstand   hat   sich 
Hb  auf  jene   wenigen    Worte    des   Grundgesetzes   beschränken 
ftilssen,  aber  sie  hat  sich  daraus  schliesslich  doch  —  wenigstens 
in  <ler  Praxis  —  zu  ziemhclier  Klarlieit  und  namentlich  zu  rich- 
Hgeni  Verständnisse  für  den  Uuterscliied   der  hier    hauptsäclilich 
iBttBgebenden  Begriffe  von  dominium  und  [»oteatas  heraus  gearbeitet. 
J^r  heftigste  Streit  der  Meinungen  über  das  Recht  des   Teni- 
loriums  bezw.  der  Territorien  entbrannte   zu  jener  Zeit,    da  die 
Vereinigten  Staaten  überhaupt  in  eine  Aufregung  versetzt  waren, 
welche  man  bisher   nicht   kannte,    d.  i.  zu  der  Zeit,   welche   der 
Aufliebung   der   Sclaverei    unmittelbar   vorausging.     Der    Kampf 
lun  dieses  „Gut"  förderte  die  mannigfachsten   und  sonderbarsten 
Üoctrinen  über  die   einschlägigen  Verhältnisse   zu    Tage,    welche 
reichhchfl  Gelegenheit  bieten,  die   ungemeine   Spitzhndigkeit   und 

tfce  United  States,  and  nothing  in  this  Constitution  slrall  Im  bo  constnifid  a» 
a  firejudtce  any  claiinß  of  tKo  TTnifiMl  Ktatps  or  aiiy  nf  thoMji. 
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dialektische  Schärfe  der  amerikanischen  Juristen  kennen  zn  lernen; 
aber,  nachdem  diese  Frage  lediglich  noch  ein  historisches  InteT- 
esse  hat,  ist  sie  selbstvei^ständlich  für  die  Behandlung  der  gellen- 
ten  ßechtszusttinde  schlechterdings  ausser  Acht  zu  lassen.  — 

Die  Konstitution  im  Art.  IV.  an  sich  gibt,  genauer  zug^ 
sehen,  keinen  ganz  sichern  Anhalt  über  die  Art  des  Rechtox, 
welches  den  Vereinigten  Staaten  am  „Territorium"  zustehen  solle: 
denn,  wenn  darin  dieses  Recht  der  Unionsregierung  einfach  mit 
demjenigen  zusammen  erwähnt  wird,  welches  ihr  über  „ihr  son- 
stiges Eigentlium"  zusteht,  so  ist  dadurch  eigentlich  implicitl 
angedeutet,  dasa  es  sich  hierbei  ledighch  um  ein  fiscahsclie« 
Eigenthunisrecht,  nicht  aber  auch  die  Souveränität  handle. 
Manche  amerikanische  Publicisten  haben  dalier,  um  Klarheit  iß 
die  Sache  zu  bringen,  geglaubt,  auf  andere  Bestimmungen  der 
Konstitution,  nemlich  diejenigen  verweisen  zu  müssen,  wonadi 
der  Unionsregierung  das  Recht  zusteht,  Krieg  zu  erklären,,  Ver- 
träge mit  auswärtigen  Nationen  abzuschliessen  und  überhaupt, 
wie  schon  oben  angedeutet,  Gebiet  zu  erwerben.  Daraus  könnte 
allerdinga  mittelbar  sehr  wohl  die  „potestas"  den  Vereinigt« 
Staaten  über  ihr  Territorium,  aber  doch  folgerichtigerweise  nur 
über  dasjenige  zugesprochen  werden,  welches  sie  nachmals  auf 
derivativem  Wege  von  anderen  Staaten  erworben,  nicht  aber  iibef 
das,  was  sie  schon  bei  Emanation  der  Verfassung  besessen  haben; 
dennoch  wird  man  auch  bezüglich  de.s  letzteren  die  „potesta«* 
der  Unionsregierung  darüber  unbedenklich  anerkennen  dürfen,  xn- 
nächst  nämlich,  weil  diese  ja  der  „Konl^deration"  bereits  gebührt«, 
wie  sich  aus  der  in  ihrer  Giltigkeit  kaum  je  ernstlich  bestrittenen 
Ordinanz  von  1787  ergibt,  und  weil  ganz  im  Allgemeinen  die 
„Union"  bestimmt  war,  an  Stelle  der  Konfederation  in  der  Weise 
zu  treten,  dass  ihr  keines  der  der  letzteren  zustehenden  Rechte 
vorbehalten,  im  Gegentheil  dariiber  hinaus  noch  eine  grosse  An* 
zalil  anderer  zugesprochen  werden  sollte;  sodann  weil  insbesondere 
der  Art.  IV,   wenn    er  von  dem  Territorium    der   „Vereinigteo 


tteu"  spricht,  offenbar  die  Ordinanz  von  1787  im  Auge  hatte, 
die  ihrem  Wortlaut  nach  über  die  „Regierung"  des  Territoriums 
Bestimmungeu  traf,  also  gleichsam  das  „Territorium  der  Vereinigteu 
Staaten"  als  einen  feststehenden  Begriff  hinstellte,  —  und  damit 
zweifellos  die  derselben  zu  Grunde  liegende  Rechtsanschauung  aus- 
drückhch  bestätigen  wollte  oder  doch  als  Bestätigung  derselben  an- 
gesehen werden  durfte;  endlich  aber  weil  —  selbst  wenn  in  jener 
Bestinunung  des  Art.  lY  zunächst  wirklich  nur  an  ein  fiskalisches 
Recht  gedacht  worden  wäre,  doch  damit  ipso  jure  die  staatsrecht- 
liche Seite  der  Sache  für  erledigt  zu  gelten  hat ;  denn  einer  Staats- 
regiertuig,  wenn  ihr  ein  dominium,  ein  fiskalisches  Eigenthums- 
reclit,  über  ein  bestimmtes  Gebiet  zugesprochen  wird,  welches 
die  Souveränität  keiner  anderen  Regierung  ffillt,  wird  damit 
sicherlich,  nach  dem  ganzen  We^en  des  modernen  Staates, 
die  Souveränität,  die  potestas,  darüber  zugesprochen,  geradeso 
wie  umgekehrt  ein  Staat,  welcher  seine  Souveränität  über  ein 
dahin,  im  technischen  Sinne  des  Wortes,  regierungsloses  Land 
lehnt,  das  dominium  über  den  Grund  und  Boden  ipso  jure 
irbt,  aelbstverständüch  unbeschadet  solcher  Rechte,  welche  als 
orbene  gewisser  Privatpersonen  anzusehen  sind-  Dieser 
;,  welcher  für  alle  Colondalpolitik  von  wesentlichster  Bedeutung 
H  kann  hier  des  Nähern  nicht  begründet  werden ;  es  folgt  aus 
Jim  aber  —  fiir  die  Verhältnisse  der  Vereinigten  Staaten  als 
«aes  zusammengesetzten  Staatswesens  —  noch  ein  Weiteres. 
Auf  eben  Einheitsstaat  angewendet,  ergibt  dieser  Satz,  dass  in 
^  gedachten  Fall  die  Regici-ung  desselben  die  Souveränität 
ein  bisher  herrenloses  Gebiet  in  der  Art  erwirbt,  vde  sie 
über  das  bis  dahin  bereits  ihr  unterstellte  Staatsgebiet 
sn  hat,  dass  sie  also  alle  in  dieser  Souveränität  begriffenen 
Hobeitsrechte  auch  über  dieses  Gebiet  auszuüben  berechtigt  wird. 
Aon  hat  aber,  wie  in  zusammengesetzten  Staaten  überhaupt,  so 
auch  in  den  Vereinigten  Staaten,  die  Unionsregierung  nicht  alle, 
ans   dem    Begriffe    der  Souveränität    folgenden  Hoheitsrechte   zu 
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üben,  denn  ein  bestimmter  Theil  dieser  Bechte  steht,  und 
je  für  ein  räumlich  begrenztes  Gebiet,  der  Regierung  der  ver- 
schiedenen Einzelstaaten  zu ;  man  konnte  also  an  sich  anzunehmen 
geneigt  sein,  dass  der  Unionsregiening  —  soweit  ihr  auf  Grun^ 
des  Art.  n'  durch  den  ausdrücklichen  Wortlaut  desselben  bez«| 
eiu  allgemein  giltiges  Princip  die  potestas  über  das  Territorium 
zuzuerkennen  ist  —  diese  doch  nur  insoweit  gebührt,  als  sie 
überhaupt  —  auch  anderweitig  —  Hoheitsrechte  auszuübeu  befugt 
ist,  und  dass  bezüglich  derjenigen  Hoheitsrechte,  die  im  Uebrigcn 
den  Einzelstaaten  gebühren,  die  potestas  über  das  Territorium 
gleichsam  in  der  Luft  schwebe;  allein  der  Art.  IV  besagt  doch 
eben,  daas  dio  llnionsregierung  alle  niitliigeu  Massnalimen  ni 
Bestimmungen  hinsichtlich  des  TeiTitoriums  zu  treffen  habe 
eine  Fassung,  aus  der  —  wenn  man  dadurch  überhaupt  die  Sou! 
ränität  der  Unionsregierung  für  begründet  ansieht  —  schon  an  si< 
folgen  wüi-de,  dass  diese  Souveränität  der  Unionsregierung  —  welcl 
sonst  lediglich  ein  nothwendiges  Correlat  der  den  Einzelstaat 
zustehenden  Competenzen  in  sich  schliesst  —  in  Betreff  des  Terri- 
toriums eine  unbegrenzte  ist;  und  sodann  ergibt  sich  eben  aus 
jenem,  oben  des  Näheren  entwickelten  Satze,  dass  eine  Regierur 
welche  als  souverän  zu  gelten  hat ,  mit  dem  unbeschränkte! 
dominium  an  Grund  und  Boden  auch  in  ganz  demselben  Masse,  also 
vtillig  unbeschränkt,  die  potestas  über  das  bezügliche  Gebiet  erwirbt. 
Hätte  die  Competenz  der  Unionsregierung  hinsichthch  des  Terri- 
toriums nicht  weitergehen  sollen,  als  hinsichtlich  der  Einzel-Staats- 
Gebiete,  so  hätte  das  in  der  Constitution  der  Vereinigten  Staaten 
—  zu  denen  das  Territorium  gehört  —  besonders  vorgesehen 
werden  müssen.  Da  dies  nicht  geschehen  ist,  so  ist  die  Unioofl- 
regicrung  der  volle  Souverän  über  dasselbe. 

Aus  allem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  „dajs  Territorium"  nie 
ein  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten,   sondern  geradezu   ein   in 
grirender  Bcstandtheil  des  „Vereinigten-Staaten-Gebietes"  ist.  Der 
hier   angedeutete  Unterschied  ist  leicht  einzusehen.     Im  erstei 
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Falle  würde  das  Territorium  als  ein  in  sich  geschlossenes  Ganze 
dem  „Vereinigten-Staaten-Gebiete"  gegenüberstehn,  und  das  Ver- 
tältniss  zwischen  beiden  ein  in  gewissem  Sinne  völkerrechtliches 
werden;  im  andern  Falle,  welcher,  vna  gesagt,  den  geltenden 
Zustand  ]}czeiclmet,  ist  es  unzweifelhaft,  dass  es  sich  bei  der 
Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  für  das  Territorium  lediglich  um 
flStaatsrechtliche"  Begriffe  handeln  kann;  das  Territorium  unter- 
|||bt  danach  ganz  unbedingt  und  unmittelbar  der  Unionsregierung; 
Brt  gerade  so  gut  und  in  ganz  derselben  begrifflichen  Weise 
dftB  nämliche  Substrat  für  deren  potestas  —  vielleicht  nur  noch 
in  höherem  Grade  —  als  iigendeiner  der  alten  Neu-England- 
staatcn  im  Osten.  Die  Acte  dieser  Regierung  sind  hier  wie 
dort  aus  demselben  Rechtstitel,  der  Souveränität,  gütig;  und 
den  Amerikanern  kann  das  Verdienst  nicht  abgesprochen  werden, 
[diss  sie  wenigstens,  wie  schon  angedeutet,  in  praxi  das  Alles 
richtig  erkannt  und  daraus  die  richtigen  Schlusefolgerungen  ge- 
|Mni  haben. 

^^  £ine  Regierung,  welcher  an  einem  bisher  uncivilisirten  Gebiete 
weht  nur  potestas,  sondern  auch   dominium  zusteht,   hat   nun  in 

»eff  desselben  zunächst  drei  Aufgaben :   die  Colonisation,    die 
ibution  und  die  Organisation. 
Dor  Begriff  der  Colonisation,  unter  welchem  man  freilich  auch 
die  übrigen  beiden  verstehen  könnte,    wird  hier  im  engem  Sinne 
gefiust  und  könnte  vielleicht  treffend  tlurcli  „offizielle  Colonisation" 
bewnchnet    werden,    indem   thminter  alle   diejenigen   Acte    fallen, 
»eiche  nothwendig  sind,  um  ein  uncultivirtes  Gebiet  für  die  Ein- 
wandenmg   civilisirter  Menschen  tauglich  zu  machen*,  dahin  ge- 
hären: die  Anlage  von  öffentlichen  Strassen,  selbst  EisenbaJnien, 
Kie  ja  in  Amerika   thatsächhch    oft    genug    den  Anfang  der 
nisation  bezeichnet  haben,  die  Giündnng  von  Ortschaften  und 
lamentUch    befestigten    Plätzen    zum   Schutze    nach  Aussen    und 
[egen   die  Ureinwohner,  die  8chißT>anniichuug  von  Häfen  —  wo 
rüstenstriche  in  Betracht  kommen  —  u.  dgl.  m. 

Jt  fUr  uffentUcbeB  Becht.  IV.  y.  g]^ 
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Die  Distribution  bezeichnet  einen  Gegenstand,  welcher  eben- 
falls für  die  Colonisationspoiitik  im  engern  Sinne,  im  Gegensal» 
zu  Colonialpolitik  im  Allgemeinen,  allenthalben  von  der  gröfisten 
Bedeutung  wird,  d.  i.  die  Vertheilung  des  Grund  und  Bodens  «d 
die  heranziehenden,  civilisirten  Ansiedler.  Die  Unionsregierung 
handelt  hier  kraft  ihres  dominiunis,  und  in  dieser  Hinsicht  ist  dwl 
amerikanische  System  so  vorzüglich,  dass  es  für  alle  ähnlichen 
Verhältnisse  als  nachahmenswerthea  Muster  erscheinen  muss.  Die] 
Bedingungen,  unter  denen  Grund  und  Boden  Ton  Privatpersonen 
erworben  werden  kann,  namentlich  das  sogen.  bome-stead-Iaw,  (Üt 
Vorbehaltung  gewisser  Flächen  für  bestimmte  öfifentUche  Zwecke 
u.  s,  f.  —  diiS  alles  ist  in  einer  Weise  geordnet,  welche  dia 
ungetheilten  Beifall   der   Sachkenner  mit  Recht   gefunden  hat').^ 

Während  Colonisation  —  in  dem  hier  gebrauchten  enge 
Sinne  des   Wortes  —  und  Distribution   im   Wensenthchen  poli*. 
tisclier  bezw,  wirthschaftlicher  Natur  sind,   bezeichnet  das  dritte] 
Moment,  die  Organisation,  die  staatsrechtliche  Seite  des  Gaozai^J 
indem  darunter   der  Inbegriff  derjenigen  Grundsätze    verstand 
wird,  nach  denen  die   öffentlichen  Zustände   geregelt   werden. 
Wie  immer  aber  diese  Organisation  auch  ausfallen  mag,  so  nd 
ist  sicher,  dass  auf  Grund  derselben  die  Vereinigten  Staaten,  ro 
Standpunkte  der  Territorien   aus   gesehen,   wie  ein   vöUiger  Eiü'j 
heitsstaat  erscheinen  müssen,  dessen  Souveränität  schlechthin 
der  llnionsregierang   niiit.     Der   Modus  allerdings,    welcher  iIp 
Bildung  dieser  aus  mehreren,  nändich  drei  Factoren:  Senat,  Repr 
aentantenbaus   und  Präsident  bestehenden   Regierung  zu  Cttuii 
liegt,  ist  nun  bekanntlich  die  Wahl  durch  das  Volk;  und,  wfl 
demgegenüber   che   Bewohner  des   Territoriums  von   der  Tl 
nalime  an  dieser  Wahl  ausgeschlossen  sind,  so  kßnnte  raftn 
^'eranla8sung   finden,   sie   nicht   ohne  Weiteres   dem  Volke  de 


*)  Vgl.  u.  A.  HüEBBE-ScHLEroEN,  UeberteeiBcbe  Politik  11.  TheU;  C*i 
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Vereinigten  Staaten  zuzurechnen;  aber  daa  wäre  unbedingt  ver 
fehlt:  die  Einwolmer  des  Territoriiiras  —  selbstverständlich  soweit 
äie  nicht  ein  Bürgerrecht  anderer  Staaten  besitzen,  sondern  soweit 
sie  die  Souveränität  der  Unionsregicning  über  sich  in  der  ge- 
bflrigen  Weise  anerkennen  —  sind  trotzdem  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten;  sie  besitzen  das  amerikanische  Indigenat,  wonn 
ihnen  auch  die  active  und  passive  Wahlfaliigheit  hinsichtlich  der 
drei  gedachten  Factoren  fehlt,  denn  „Bürgerrecht"  im  weiteren 
Sinne,  oder  Indigenat  einerseits  und  actives  oder  passives  Wahl- 
recht andererseits  sind  durchaus  nicht  gleichbedeutend.  Das 
letztere  ist  nur  eine,  vielleicht  die  praktisch  wichtigste  Folge  aus 
dem  ersten,  welche  aber  nicht  not h wendigerweise  gezogen  zu 
werden  braucht;  und,  wie  man  liestimmten  Kliissen  von  Bürgern, 
etwa  denen,  welche  noch  niclit  21  Jährt'  alt  sind,  politische 
Rechte  absprechen  kann,  welche  andern  gewähii;  werden,  so  kann 
mtn  auch  den  Einwohnern  gewisser  geographischer  Bezirke  active 
politische  Rechte  vorenthalten,  und  zwar  in  beiden  Fällen  aus 
ilfm  gleichen  Grunde :  nämüch  mit  Rücksicht  auf  die  zu  präsu- 
nireade  Unfiihigkeit  der  betreöenden  Pei^sonen.  Im  ei-sten  Falle 
int  das  ja  ganz  unzweifelhaft,  im  anderen  bei  einigem  Nachdeiikr^n 
auch  leicht  ersichtüch:  unverkennbar  nämUrh  vermögen  die  den 
Menschen  umgebenden  realen  Verhältnisse  seines  ständigen  Auf- 
nithaltes  auf  ihn,  beziehungsweise  seine  Anschauungen,  einen  Ein- 
Ihws  zu  üben,  welcher  ihm  die  Fälligkeit  entzieht,  am  politischen 
Üben  seines  Volkes  unmittelbaren  Antheil  zu  nehmen,  und  ausser- 
<l«ttJ  kann  es  wohl  geschehen,  dass  gerade  bestimmte  Bezirke  — 
wie  da»  z.  B.  thatsächhch  fiii'  das  Territorium  zutrifft  —  zum 
grÖBten  Theile  von  Elementen  bevölkert  werden,  welche  unter 
seordneten  staatlichen  Verhältnissen  ihre  Lebenszwecke  nicht 
zu  erreichen  vermochten,  und  bei  denen  dann  mit  Rücksicht 
«nf  diesen  umstand  sowie  die  —  namentlich  im  ei-steu  StJidium 
der  Colonisation  schwer  ins  Gewicht  t'nUende,  raumliclie  Ent- 
fenmng    ihres    erw^ählten   Wohnsitzes    von    den    übrigen    Theilen 
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des  Staates  wenigstens  anfanglich  ein  Verstäntlniss  fiir  die  Bf 
dürfnis8e  der  Gesammtheit  nicht  vorausgesetzt  werden  kann*). - 
Das  sind  die  wesentlichen  Gesiclitspunkte,  wie  sie  für  dk 
Organisation  der  Territorien  in  Betracht  kommen,  deren  Eiiael- 
heiten  jetzt  näher  zu  besprechen  sind. 


Die  Organisation  „des  Tenitoriums"  fdlu-te  zur  Bildiiug  pderl 
Territorien'*.     Wenn   es  auch,    wie  gezeigt  wurde,    an  sich  mit 
dem    Wesen   eines   modernen   und   constitutioneLlen   Staates  rer-j 
einbar   ist,    dass    der   Bevölkerung    gewisser   räumlicher   Gtbieii 
innerhalb  desselben   die   activen   politischen   Rechte   vorbelialtaj 
werden,   so  muss   doch   SL>lbstvei*ständlich  ein   derartiger  ZustÄiiil 
auf  (Ue  Dauer   überhaupt   und   namentlich  in   einem  Lande  im-j 
haltbar  werden,  welches  so   sehr  wie  Amerika  geneigt  ist, 
gerrecht  und  activea  politisches  Recht  für  gleichbedeutend  loA»] 
sehen;  es  steht  mit  dem  Cliarakter  der  Demokratie,  der  uubetUngtoj 
„Selbstregierung"  —  ganz  abgesehen  davon,   wie    viel  Richtig 
oder  Unriclitiges  in  diesem  Begriffe  auch  entlialten  sein  aug 
in  einem  gewissen  politischen  Widerspruche.  Schon  dieser  üi 
allein    hätte    gewiss    eine   Veranlassung   geboten,    nicht   nur 
Möghclikeit,  sondern  geradezu  Nothwendigkeit  fiir  die  Aende 
der   im   Obigen   geschilderten   Verliältnisse   ins   Auge    zu  fa 
Dazu    kommt  aber   noch    ein   Anderes:   die  Vereinigten  8t 
sollen  —   ihrem   poHtischen  Grundgedanken  entsprechend  —  m 
„zusammengesetztes  Staatswesen"  sein;  nach  dem    ganzen  G(^^ 
welcher    das    Verfassuiigsrecht    derselben    durchzieht,    hegt   M 
Schwerpunkt  gerade  darin,  dass  bei  Einer  Instanz  nicht  die  voB 
Souveränität  rulien  dürfe ;  eben  darum  sind  die  Befugnisse,  we 
an    sich    aus    der  Souveränität   fliessen,    getheilt    zwischen 
Centralgewalt  einei-aeits  und  mehreren  ParticulargewaJteu  andervH 
seits ;  es  kann  auch  hier  ganz  dahingestellt  bleiben,  ob  ein  sul 


*)  ScHLrET,  VerfABsung  der  NordmnerikaaJBcben  UdIod  S.  355. 


rprhäliniss  thÄtsacMich  der  Verwirklicliung  der  Hairiit  Vpmiindenen 
Absicht  entspricht,  auf  solche  Weise  für  die  „Freiheit  des  Volkes" 
eine  festere    tmd    dauerhaftere  Grundlage    zu    gewinnen,    als    in 
fineni  Einheitsstaat;  genug,  die  Anschauung  besteht,  sie  beherrscht 
in  unzweideutigster   Weise    das  gesammte   politische   Leben    der 
Amerikaner   und    musste    dazu    führen,    die    Concentration    aller 
Souveränitätsrechte   an  Einer  Stelle,    sei  es  auch  nur  für  einen 
mten  Landestheil,  zu  beseitigen,  sobald  sich  die  Möglichkeit 
dazu  bietet;   endhch  aber  und  hauptsächlich  musste  das  Eecbts- 
Terhältniss  des  Territoriums,  wie  es  im  Obigen  dargestellt  worden 
ist,  in  der  That  viel  zu  gekünstelt  erscheinen,   ganz  insbesondere 
in  den  Augen  eines  Volkes  vom  Schlage  der  Amerikaner,  welche 
ach  wie  in  allen  Dingen,   so  auch  im  Staatsrechte  die  möglichst 
folgerichtige  Durchfiihning  eines  beRtiinraten  Grundgedankens  an- 
gelegen sein   lassen    und  in  Folge  dessen  der  Vorliebe  für  einen 
(tevissen  strengen  Schematismus  zuneigen.     Der  Organismus  zn- 
5iimmengesetzter  Stitaten  ist  ohnehin  schon  ein  sehr  verwickelter; 
lU  muss   noch   mehr  verwickelt  werden,   wenn  neben  den  Einzel- 
itaaten  ein  Territorium  bestehen  bleibt,  welches  mit  ganz  anderm 
liiase  zu  messen   ist,  als  jene,     Dalier  hat  man    denn  auch  in 
Amerika  von  jeher  mit  grösster  Sorgfalt  darüber  gewacht,    dass 
nicht  etwa  einem  Einzelstaate  mehr  Rechte  zuständen,  als  einem 
»ndeni;  wo   das   in   derartigen  politischen  Gebilden   der  Fall  ist, 
vü  —  vielleicht  allerdings  in  Konnivenz  gegen   einen  niif  Grund 
d*r  bisherigen    geschicbtUchcn   Entwicklung  unabweisbar  zu   be- 
achtenden Anspruch  —  gewissen  Einzelstaaten   „Resenatrechte" 
bsiwsen  werden,   welche  den  andern  fehlen,  da  muss  das  Ganze 
räen  noch   mehr  kaleidoskopartigen  Cliarakter   erhalten,   als  er 
ohnehin  den  „Staatenstaaten '^  innewohnt.    In  vollem  Verstund nisse 
iliftr  haben,  wie  gesagt,  die  Amerikaner  durch  üire  Konstitution 
«olche  Missverhältnisse  ausgeschlossen,   und  es  darf  daher  gewiss 
nicht  Wunder  nehmen,   dass  sie  nicht  gewillt  waren,  das  grösstfl 
dieser  Missverhältnisse  als  welches,   vom  staatsrechtlichen  Stand- 


326 


punkte  aus  betrachtet,  die  AusnalimeBtellung  eines  Territoriul 
erRcheinen  mu88,  zu  einer  dauernden  Institution  zu  erbebl 
sondern  seit  jeher  zielbewusst  darauf  liinarbeiteteu ,  aus  d 
Territorium  ebenfalls  Einzelstaaten  zu  bilden.  „Einzelstaatei 
nicht  einen  Einzeletaat ;  denn  ganz  abgesehen  davon,  dan  < 
Culturverhältnisse  in  den  einzelnen  Theilen  des  Territoriq 
viel  zu  verschieden  waren  oder  geworden  wären,  am  ae  { 
gleichzeitig  und  gleichmässig  mit  höheren  politischen  Eedi 
Huszustatten,  hätte  ein  solches  Verfahren  auch  wiederom  ja 
Schematismus  widersprochen,  von  welchem  schon  die  Rede  i 
und  der  unter  Andenn  —  worauf  es  hier  ankommt  —  auch  d 
getuhrl  hat,  möglichst  darauf  zu  achten,  dass  unter  den  Ein 
Staaten  keiner  besonders  an  Grösse  und  Einwohnerzahl  hen 
rage  und  dadurch  etwa  in  die  Lage  gebracht  werde,  ein  i 
Selbständigkeit  der  andern  gefährliches  Uebergewicht  über  { 
»selben  zu  gewinnen.  Zwar  konnte  dieser  Gesichtspunkt  < 
ursprünglichen  dreizehn  Staaten  gegenüber,  welche  als  soll 
bereits  bei  Gründung  der  Union  bestanden  und  aUerdings  in  GrÜ 
und  Einwohnerzahl  recht  verschieden  von  einander  waren,  seil 
verständlich  nicht  zur  Geltung  gebracht  werden ;  aber  es  a 
sich  doch  auch  gerade  dai'um,  dass  man  beispielsweise  dem  Stt 
Newyork,  der  sich  mit  Vorliebe  als  der  „empire  state"  der  ün 
zu  bezeichnen  liebt,  von  Seiten  der  andern  oft  mit  sehr  vie! 
Misstrauen  entgegentritt  j  und  jedenfalls  dürfte  und  darf  di( 
hier  angedeutete  Rücksicht  nicht  ausser  Acht  gelassen  werd 
wo  die  Möglichkeit  besteht,  ihr  Rechnung  zu  tragen.  In  Ffl 
dessen  hat  man  denn  eben  schon  sehr  früh  angefangen,  das  Te 
torium  in  eine  Anzahl  kleinerer  „TeiTitorien''  einzutheilen,  de 
jedes  einen  bestimmten  Namen  erhielt  und  seiner  Ausdehni 
nach  als  ein  geeignetes  räumliches  Substrat  für  einen  daraus  ( 
zu  bildenden  und  den  bezüglichen  Anforderungen  entsprechen 
Staat  anzusehen  war. 

Jedes  dieser  Territorien  hat  denn  auch  bei  seiner  Orgi 
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sine  Yerfiaesuog  erhalten,  welche  in  allen  so  ziemlich  über 
iTusHinnit  nnd  die,  wie  schon  im  Gingange  dieser  Abhandlung 
aiqtedeatet  wurde,  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  selbst 
Btdigebildet  worden  ist;  es  wurde  des  Weiteren  ebenfalls  schon 
bemerkt,  dass  hier,  wo  die  rechtliche  Stellung  der  Territorien 
iflneiludb  der  Union,  also  ihre  staatsrechtliche  Stellung  innerhalb 
iIhs  Ganzen,  nicht  ihre  inneren  Zustände  hauptsächlich  in  Frage 
stehen,  nicht  der  Ort  ist,  auf  die  Einzelheiten  einzugehen  Jedes 
Tmitorium  hat  einen  Govemor  als  Träger  der  Executive  und 
«nen  Staatssekretär,  welche  beide  vom  Präsidenten  der  Ver- 
«nigten  Staaten  auf  vier  Jahre  ernannt  werden  und  denen  eine 
Ans  zwei  Häusern  zusammengesetzte  „Legislative'^  gegenübersteht. 
Die  Richter  und  gewisse  Gassen  von  höheren  Beamten  sind 
«lurch  das  Volk  zu  wählen,  andere,  Subaltembeamte,  vom  Gover- 
«or  zu  ernennen.  Im  Uebrigen  aber  hat  jedes  Territorium  das 
Recht,  einen  Delegirten  in  das  Respraesentantenhaus  zu  entsenden, 
der  zwar  an  den  Verhandlungen  derselben,  aber  nicht  an  den 
Abstimmungen  theilzunehmen  befugt  ist.  Wer  sich  genauer  über 
ilje  inneren  Rechtszustände  der  Territorien  im  Allgemeinen  und 
öb«r  die  für  die  einzelnen  Temtorien  ergangenen  besonderen 
Bestimmungen  unterrichten  will,  der  sei  auf  den  Tit.  XXIII 
(8ectt.  1839 — 1976)  der  „Revised  Statutes*-  verwiesen,  wo  sich 
Alles  übersichthch  zusanmiengetragen  findet. 

Die  Territorien  haben  also  eine  „Regiei'ung'^ ;  ihr  oberster 
flExecutivbeamter'^  fuhrt  den  nämlichen  Titel,  wie  der  gleiche 
Beamte  in  den  Pailicularstaaten,  und  auch  eine  ,,  Legislative"  — 
d.  h.  streng  genommen  eine  Instanz,  welche  nathwendigerweise 
Souveränitätsrechte  auszuüben  hat  —  fehlt  ihnen  nicht.  Man 
hätte  besser  gethan,  für  die  Dinge,  um  welche  es  sich  hierbei 
landelt,  andere  Namen  zu  wählen,  deim  jene  Bezeichnungen  sind 
nur  zu  sehr  geeignet,  ganz  irrige  VorsteUungen  zu  erwecken, 
um  die  rechtliche  Stellung  der  Territorien  innerhalb  der  Union 
zn  kennzeichnen,   haben  sie   die  Amerikaner:   „iiichoate  statcs", 
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„uDgeborene  Staaten",  „Staatsembi-yos"  genannt.  Man  mu 
selbstverständlich  dorn  Geschraacke  jedes  Einzelnen  überlassei 
einem  derartigen  Ausdrucke  Gefallen  zu  linden;  es  mag  ja 
in  mancher  Hinsicht  ganz  bezeichnend  sein,  eine  juristisch  bn 
bare,  scharf  umgrenzte  Begriffsbestimmung  enthält  er  sichi 
nicht;  man  kann  sich  darunter  schlechterdings  nichts  Poe 
vorstellen,  und  man  braucht  in  der  That  gar  nicht  zu  iri 
welchen  bildlichen  Vergleichen  seine  Zuflucht  zu  nehmen, 
die  ganze  Sache  liegt  ihrer  Natur  nach  so  einfach,  dass  ma 
auch  ohne  derartige  Hilfsmittel  mit  einem  einzigen  Schlief 
erledigen  kann,  Avenn  man  den  aus  allem  Vorgetragenen 
Weiteres  folgenden  Satz  aufstellt,  dass  die  Territorien  i 
anderes  sind  als  Selbstverwaltungsbezirke  in  möglichsl 
geprägter  Form.  Die  Organisation  jedes  Territoriums  beruh 
einem  Vereinigten- Staaten-Gesetze;  der  Cougress  in  Washi 
ist  also  jederzeit  befugt,  durch  ein  neues  Gesetz  die  Oi^anii 
aller  Territorien  oder  auch  einzelner  unter  ihnen  ganz  aufzul 
so  dass  sie  wieder  in  den  Zustand  des  unorganisirten  Tc 
riums  zurückfallen,  oder  auch  in  ganz  beliebiger  Weise  zu  Si 
Die  „Territoritilregierungen"  sind  nicht  „Regieiningen"  im  e 
beben  Sinne  des  Wortes,  sondem  lediglich  Delegatare  der  üi 
regienmg.  Daher  hat  man  denn  auch  für  die  Territorie 
Bestimmung  getroffen,  dass  alle  von  den  Eegierungen  den 


erlassenen  „Acte** 


—  die   eben   auch   zu  Unrecht  als  „Gel 


bezeichnet  werden  —  der  Unionsregierung  zur  Genehmignaf 
zulegen  sind ;  ausgenommen  davon  sind  nur  Dakota,  ] 
Muctana  und  Wyoming.  Ausnahmslos  aber  derogirt  ein 
gressgesetz  ohne  Weiters  jedes  in  einem  Territorium  erga 
Gesetz,  welches  mit  jenem  nicht  im  Einklänge  steht.  AI 
Allem  ergibt  sich,  dass  den  Territorien  im  Wesentlichen 
Selbstvenvaltung  innerhalb  derjenigen  Sphäre  zusteht,  inn 
deren  die  Einzelstaaten  autonom  erscheinen,  sie  befindet 
politisch  gedacht  in  einem  Uebergangsstadium,  welche«  sii 
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qiialificiren  soll,  als  Staaten  in  die  Union  aufgenommen  zu  werden, 
und  man  muss  zugeben,  dass  ihre  innere  Organisation  dieBem 
6««ichtfipunkte  dm'chaos  entsprechend  durchgeführt  ist;  man  wird 
alwr  andererseits  auch  kaum  bestreiten  können,  dass  der  Einfluss, 
der  ihnen  innerhalb  der  Vereinigten-Staaten-Regierung  gewährt  ist, 
nicht  ganz  dem  Wesen  der  Sache  entspricht.  Es  kann  natürlich 
an  sich  nicht  getadelt  werden,  dass  man  den  Vertretern  der 
Territorien  nur  Sitz,   nicht  Stimme   im  Respräsentantenhause  ge- 

f-"'--*;   das  Recht   der  Abstimmung   ist    zwar    formell  der  w^ich- 
Theil  eines   parlamentarischen  Mandats,   aber   thatsächlich 
von  so  einschneidender  Bedeutung,    wie   dasjenige,   sich  an 
den  Verhandlungen  der  betreffenden  Köiperschaft  zu  betheitigen; 
immerhin  wäre  es  begrifflich  nicht  unbedingt  geboten,  den  Terri- 
tohaldelegirten  jenes    erstere  vorzuenthalten,   denn   es   gibt  kon- 
ttitotionelle  Staaten   genug,   in  welchen  bestimmten  Selbstverwal- 
ttmgskörpem  als  solchen  eine  Vertretung  mit  Sitz  und  Stimme  in 
(ieti  Parlamenten  eingeräumt  ist  und  der  Natur  der  Sache  nach 
andi  sehr   wohl   eingeräumt   werden   kann.     Man   dürfte  es  des 
Weiteren  vielleicht  auch  für  genügend  erachten,  dass  jedes  Terri- 
torium nur  einen  Delegirten  zu  entsenden  hat,  da  die  Zahl  par- 
hunentarischer  Vertreter  —  wenn  denselben  das  Recht  des  Votums 
feWt  —  thatsächlich  ziemlich  unerheblich  ist,  insofern  unter  diesen 
[  l'mstÜTjden    ihre  Aufgabe   doch   hauptsächlich  nur  darin  gesucht 
Bnden  kann,    die   betreffende  parlamentarische  Körperschaft  bei 
^&chlagigen    Berathungen    über   die  Zustände    des   betreffenden 
Territoriums  zu  unterrichten,   obgleich  auch  schon  —  die  Sache 
I  "BT  unter  diesem  Gesichtspunkte  aufgestellt  —  es  sich  empfehlen 
'  'iitrfte,  mehrere  Delegirte  mit  dieser  Aufgabe  zu  betrauen,  da  der 
Einzelne    häufig    genug    aus    rein    persönlichen    Gründen    an   der 
ll^abmehmung  seiner  Pflichten  gerade  im  entscheidenden  Augen- 
^cJce  verhindert  sein  kann ;  jedenfalls  ist  es  aber  nicht  zu  billigen, 
^B  den  Territorien  jedwede  Vertretung  im  Senate  genommen 
ff;  denn   diese  Körperschaft  hat  glücklicherweise  auf  den  Gang 


ler  l^eseWgeBung  im  Allgemeinen  in  den  yemnigten  BtMta 
keinen  geringeren  Eiiifluss,  als  das  Repräsentantenlmns,  uiid  es 
ist  andererseits  an  sich  gar  kein  Grund  zu  der  Annahme  Tor- 
lianden,  dass  die  Senatoren,  ohne  ein  sachverständiges  Urtheil  m 
kompetenter  Seite  zu  hören,  die  Zustände  der  Territorien  b«ser 
7.11  beurtheilen  verständen,  als  die  Mitgheder  des  andern  Haiaw. 
Man  muss  sich  hiehei  nur  immer  die  realen  VerhältnisBC  der 
Vereinigten  Staaten  vergegenwärtigen:  die  Territorien  entwickln 
sich  naturgemäss  unter  Bedingungen,  von  welchen  die  Bewohner 
der  ünionstaaten  doch  nur  zum  geringsten  Theile  Kenntniss 
haben  können,  denn  die  räumlichen  Entfernungen  sind  viel  w 
gross,  als  dass  hier  etwa  wie  in  Deutschland  oder  Frankreicb, 
die  Bewohner  beispielsweise  des  Südens  sich  mit  geringer  Mühe 
eine  richtige  Einsicht  in  die  Zustände  des  Nordens  u.  dgl  td. 
machen  könnten.  Wenn  thatsächhch  die  Territorien  nicht  di?j 
Bestimmung  Imtten ,  mögUchst  rasch  zu  Staaten  qualiticirt  tu 
werden,  so  würde  sich  der  hier  angedeutete  Missstand  auf  Äe 
Dauer  kaum  aufrecht  erhalten  lassen. 

Man  ersieht  aus  Allem,  dass  es  sich  bei  der  Organisation 
der  Territorien  um  einen  Vorgang  handelt,  welcher  die  den  Ver- 
einigten Staaten  an  sich  zustehende  potestas  betrifft;  die  Ai»-j 
Übung  dieser  wird  den  Ten-itorien  delegirt;  das  dominium  bleiH| 
völlig  unberulirt,  d.  h.  der  Grund  und  Boden  ist  nach  wie  vof 
eine  Domäne  des  Vereinigten-Staaten-Fiskus,  wenn  und  soweit  er 
nicht  ausdrücklich  etwa  in  das  fiskalische  Eigenthum  der  Terri- 
torien übertragen  wird,  welche,  als  Selbstverwaltungskörper,  selbst' 
verständhch  wie  alle  juristischen  Personen  Vermögensrechte  car- 
werben  können.  Diese  üebertragung  geschieht  regelmässig  mit 
Bezug  auf  den  von  vornherein  für  solche  Zwecke  vorbehaltenen 
Theil  des  öffentlichen  Landes,  deren  Versorgung  —  auf  Grund 
der  Organisation  —  von  der  Regienmg  der  Vereinigten  Staaten 
auf  diejenige  der  Territorien  übergeht,  wie  das  beispielsweise  so 
trifft  bezüglich    der   für   „Schulzwecke''    bestimmten  Ländereieik 


Gerade  in  diesem  Vorbehalte  des  Domiiiialrechtes  für  die  Union 
als  solche  beruht  natnrgemäss  die  praktische  Seite  des  Einflusses, 
welcher  den  Vereinigten  Staaten  auf  tlie  Entwicklung  der  Terri- 
torien gesichert  bleiben  muss,  und  gorade  dieses  ganze  Verhältniss 
welches  sich  —  um  das  gleich  hier  vorweg  zu  bemerken  —  auch 
nicht  ändert,  wenn  ein  Territorium  zum  Staate  erhoben  wird, 
zeugt  Ton  dem  richtigen  Verständnisse,  welches  die  Politik  der 
Vereinigten  Staaten  hinsichthch  des  Territoriums  überhaupt  aus- 
reichnet;  juristisch  wird  derselbe  insofern  wichtig,  als  es  dazu 
fuhrt,  nunmehr  —  wenn  man  von  dem  in  Privatbesitz  über- 
gegaagenen  Ijande  absieht  —  drei  Arten  von  „Teiritorium"  im 
engeren  Sinne  zu  unterscheiden:  erstens  dasjenige,  welches  (noch 
Uüorganisirt)  in  unbeschränktem  dominium  und  unbeschränkter 
potestas  der  Vereinigten  Staaten  steht;  rft^eitens  dasjenige,  welches 
(innerhalb  eines  organisirten  Territoriums)  als  ager  publious  dem 
doininium  der  Vereinigten  StaatL'n  untersteilit,  über  welches  die 
potestaa  aber  von  der  Regierung  eines  Territoriums  geübt  wird ; 
und  drittens  dasjenige,  welches  als  ager  publicus  sicli  in  dominium 
und  potestas  der  Tcrritorialregicrung  befindet. 

SchUesshch   darf  hier  Ein  Punkt  nicht   ganz  unerwähnt  ge- 

tn  werden:    AVährend    sich   aus   allem  Vorgetragenen    ergibt, 
der  Einfluss  der  Uuionsregierung  in  den  Territorien  ein  sehr 
iloichgreifender    sein    kann,    so  hat   sich  derselbe  doch  in  einem 

Rmmten  Falle  bisher  nicht  als  solcher  bewährt:  nämlich  mit 
g  auf  das  Temtorium  Utah,  welches  bekanntlich  den  Haupt - 
sU  für  das  Mormonenthum  bildet.  Die  Sekte  der  Mormonen, 
weiche  das  Institut  der  Vielweiberei  nicht  nur  für  zulässig  erklärt, 
«mdem  auch  practisch  durcliliilirt,  hat  die  Regierimg  des  Terri- 
toriums völlig  in  der  Hand,  und  es  ist  dem  Congresse  —  trotz 
lUen  Bemühens  —  bisher  niclit  gelungen,  diesem  unerhörten 
IVeilien  ein  Ende  zu  machen.  Für  denjenigen ,  welcher  nach 
sropäischen  und  namcTitHch  deutschen  Zuständen  urtheilt,  ist 
IV  geradezu  unverständlich,  und  es  zeugt  dieses  ganze  Verhält- 
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niBB    auch    thatsäclilich    von    einem    Mangel    in    den    öfTentlichen 
Verhältnissen  Amerikas,  der  nicht  gerade  zu  den  Vorzügen  rlie&es 
„ersten    Staatswesens    der   Welt"    gehört.     Eine    walirbaft    that- 
kräftige  Regiening  hätte  mit  den  Mitteln  —  wie  sie  in  Amerika    , 
zur  Verfügung  stehen  —  schon  längst  jede  Spur  des  widerlicheafl 
Unfugs  vertilgen  müssen;  man  hätte  im  äussersten  Falle  zu  dem" 
schon  oben  angedeuteten  Auswege  greifen  können,  das  Territorium 
einfach  wieder  zu  desorganisiren  und  dann,  unter  Anwendung  der 
geeigneten  Gewaltmassregeln,    die  „Heiligen   der  jüngsten  Tage" 
mit  Gewehren  und  Kanonen  zu  Paaren  treiben  sollen;   oder  will 
man  wirklich  durch  Zaudern  und  ühelangehrachte  Nachsicht  sich  ^ 
dieses  Krebsübel  immer   fester    einnisten    lassen   und    damit    der! 
ganzen  civilisirten  Welt  den  Beweis  liefern,   das»  doch  Manches^ 
auch  jenseits   des  Oceans  recht    faul  ist?     Das  Territorium  vom 
Salzsee  bezeichnet  —   nachdem  die  Sklaverei  unter   den    furcht- 
barKten  Opfern  beseitigt  werden    musste,    da    man    auch    diesem 
^Institute"  nicht   von    vornherein   mit  der  nöthigen  Entschieden- 
heit  entgegentrat  —  den   dunkelsten  Punkt    in    den    öfTentlicbenl 
Zuständen  der  von  ihren  Bürgern   so   hoch  —  und  zum  groaseoj 
Theil  mit  Recht  so  hoch  —  gepriesenen  überseeischen  Republik. 


Die  Erhebung  eines  Temtoriums  zu  einem  Staate  ist  prak- 
tisch der  wichtigste  Punkt  aus  der  gesammten  Lehre  hinsichtücb  | 
des  hier  behandelten  Gegenstniids ;  denn  der  eigentliche  Zweck 
der  Territorien  besteht  ja  gerade  darin,  ihrer  Ausnahmestellung 
entrückt  und  in  das  System  der  Vereinigten  Staaten  eingefügt 
zu  werden. 

Die  einschlägige  Bestimmung  dex*  Constitution  ist  in  eben 
dem  Art.  TV  S.  ITI*)  enthalten,  in  welchem  sich  auch  der  oben 
tnitgetheilte  Satz  hinsichtlich  der  Territorien  findet,  und  lautet 
einfach:    ^Neue   Staaten    können    durch   den  Congress    in    diese 


'^)  New  States  may  \ni  adinitted  by  the  Congress  into  this  Union. 
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Union  zugelassen  werden.-  —  Wenn  auch  die  Fassung  dieses 
Satzes  eine  ganz  allgemeino  ist  und  darum  Belbstverständlich  auf 
ftfle,  also  auch  solche  Fälle  anwendbar  wii-d,  in  denen  ein  bisher 
der  Unionsregiening  überhaupt  nicht  unterstehender  Staat  in  die 
Union  anfgenonamen  werden  soll,  wie  das  beispielsweise  bei  der 
Aünexion  von  Texas  zutraf  —  so  bezieht  er  sich  doch  ganz  ins- 
besondere zweifellos  auf  die  Zulassung  eines  bisherigen  Terri- 
toriums als  Staat,  wie  gerade  aus  der  engen  Verbindung  hervor- 
geht, in  welche  er  mit  der  Bestimmung  hiusichthch  der  Territorien 
gebracht  worden  ist.  Schon  die  Verfasser  der  Constitution  haben 
sich  der  Ueberzeugung  nicht  verscldossen ,  dass  das  Territorium 
die  Grundlage  neuer  vStaaten  zu  bilden  berufen  sei ,  wenn  sie 
anch,  wie  schon  fiüher  bemerkt  wurde,  keineswegs  die  Grossartig- 
keit  vermuthen  konnten,  welche  den  liistorischen  Entwicklungsgang 
denäelben  dann  ausgezeichnet  hat. 

An  den  Grundsatz  des  Art.  IV  lassen  sich  allerdings  manche 
Büken,  namentlich  insofern  knüpfen ,  als  die  Schöpfung  eines 
Staates  innerhalb  der  Union  streng  genommen  eine  Ver- 
[igsänderung  enthält,  bezüglich  deren  nicht  das  einfache  Be- 
ben des  Congresses  genügen ,  sondern  der  für  die  Amendii'ung 
d«r  Constitution  im  Allgemeinen  bestehende  Modus  vorgeschrieben 
win  sollte.  Allein  diese  Seite  der  Sache  nälier  zu  erörtern,  ge- 
höht nicht  hierher :  es  könnte  darüber  fuglich  auch  nichts  anderes 
gesagt  werden,  als  was  in  meiner  Schrift  über  „Die  Verfassung 
der  Nordamerikanischen  Union"  ausführlicher  dargethan  worden 
ist*).  Hier  kommt  es  nur  darauf  an,  die  juristische  Qualität  des 
Voi^anges  festzustellen,  welcher  in  einer  derai'tigen  Erhebung 
eioes  Territoriums  enthalten  ist. 

Wenn  man  festhält,  dass  die  Territorien  SelbstverwaltungB- 
!>ezirke  sind,  über  welche  den  Vereinigten  Staaten  volle  ])ote3tas 
febüJirt,    trotzdem    deren  Ausübung   den  Territorialverwaltungen 
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7M  gewissem  Tlieil  delegirt  worden  ist,  so  mnss  man  die  ünions- 
regierung,  als  Trägerin  dieses  Rechtes,  auch  fiir  befugt  erachten, 
sich  derselben  ganz  oder  theilweise  zu  entäussem.  Eiue  solche 
„Entäussening*^  ist  offenbar  in  jedem  Falle  anzunehmen,  der  ein 
Territorium  in  einen  Staat  verwandelt,  d.  h.  eben  die  pote-stas 
darüber  —  soweit  sie  schon  bisher  an  der  „TerritorialverwaHung" 
|>er  delegationem  geübt  wurde  —  nunmehr  definitiv  an  die  Re- 
gierung des  neu  zu  bildenden  Staates  übergehen  soll.  Weiter  als 
bis  zu  dieser  Entänsserung  geht  offenbar  die  Befugniss  der  Unions- 
regierung nicht;  es  ist  eine  irrige  Vorstellung,  wenn  man  etwa 
annimmt,  dass  nun  auch  die  Unionsregierung  mit  der  Ausgestal- 
tung der  für  den  neuen  Staat  bestimmten  Regierung  unmittelbar 
sich  zu  befassen  habe;  der  neu  entstehende  Staat  ist  vielmehr 
innerhalb  seiner  Compentenz  autonom,  souverän,  und  die  Souverä- 
nität muss  begriffüch  immer  als  ein  originäres,  aus  sich  selbst 
entstehendes  Recht  gedacht  werden ,  gleichviel  welche  äusseren 
Verhältnisse  und  Tliatsachen  zu  ihrer  Constituirung  geführt  haben, 
eJbst  wenn  auch  diese  Thatsachen  auf  den  ersten  Bück  den  Ein- 
druck machen  mögen,  dass  dabei  eine  ausdrückliche  Uebertragung 
jenes  Rechtes  von  Seiten  seines  früheren  Trägers  an  den  nun- 
mehr für  ihn  eintretenden  stattgefunden,  dieser  letztere  also  gleich- 
sam seine  Souveränität  auf  derivativem  Wege  erworben  habe.  — 
In  dem  AugenbÜcke,  da  ein  Territorium  die  QuaUtät  eines  Staates 
erlangt,  Iritt  für  diesen  eine  Verfassung  in  Kraft,  deren  Ent- 
stehung begrifflich  nicht  Sache  des  Congresscs  in  Washington 
ist ;  aber  allerdings  ist  derselbe  durchaus  in  der  Lage,  die  Grenzen 
der  der  neuen  Staatsregienmg  zufallenden  Competenz  zu  ziehen^ 
insofern  als  es  offenbar  von  ihm  abhängt,  in  wie  weit  sich  die 
Unionsregiening  der  ihr  über  das  betreffende  Gebiet  gebüh- 
renden Souveränitätsbefugnisse  zu  entäussern  habe;  allein  dieser 
fletzte,  theoretisch  in  dieser  Allgemeinheit  durchaus  richtige  Satz 
erleidet  doch  sichcrhch  eine  Einschränkung:  die  gedachte  Ent- 
änsserung darf  selbstverstäüdhch  nicht  weiter  gehen,  als  es  durch 
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die  Constitution  von  1787  anderweitig  gestattet  ist,  also  nicht  so 
weit,  das8  darauftiin  der  neu  entstehende  Staat  eine  umfassendere 
Competenz  erhalte,  als  sie  den  Staaten  überhaupt  auf  Grund 
jenes  Gesetzes  zuerkennt  werden  darf.  Es  kann  sich  allerding.^ 
auch  fragen,  ob  sie  weniger  weit  gehen  dürfe,  in  der  Art,  dass 
die  Competenz  der  neuen  Staatsregierung  eine  engere  werde, 
uls  diejenige  der  übrigen  Staatsregierungen '?  Verboten  ist  dieses 
letztere  in  der  Constitution  nirgends  ausdrücklich;  wenn  man  sich 
ali^r  desjenigen  erinnert,  was  oben  über  den  „Schematismus"  des 
ünionsstaatsrechtes  angedeutet  wurde,  so  wird  man  daraus  sehr 
wohl  eine  ratio  legis  herleiten  können,  dahin  gehend,  dass  es 
Hiebt  gestattet  sein  darf,  eine  Ungleichraässigkeit  in  die  ver- 
fiesongsrcchtUchcn  Zustände  zu  bringen ,  wie  sie  eben  in  jenem 
Falle  unvermeidhch  werden  würde. 

Es  ist  auch  wohl  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  der 
Congress  befugt  sei,  die  Erhebung  eines  Territoriums  zum  Staate 
an  Bedingungen  zu  knüpfen.  Damit  kann  vernünftiger  Weise  nui- 
gemeint  sein,  ob  die  geplante  Erhebung  abhängig  zu  machen  ist 
Ton  der  Aidnahme  gewisser  formeller  Bestimmungen  in  die  Ver- 
üasuittg  des  neu  entstehenden  Staates?  Und  diese  Frage  ist  an 
isich  uDbedingt  zu  bejahen;  denn  die  Uiiionsregiening  kann  doch 
sicberlich  die  Entäusserung  ilirer  Befugnisse  von  allen  moghchen 
Voraussetzungen  abhängig  machen,  wenn  dieselben  nur  nicht  gegen 
'It'ii  klaren  Wortlaut  des  Verfassungsrechts  Verstössen.  Aber  aller- 
«liiigs  wird  sie  in  Wahrheit  doch  nur  im  Stande  sein,  die  Auf- 
nahme von  irgend  welchen  Bedingungen  abhängig  zu  macluMi, 
flicht  aber  das  Verbleiben  des  betreffenden  Staates  innerhalb 
der  Union ;  denn,  sobald  der  Staat  einmal  als  solcher  anerkannt 
and  ein  vollberechtigtes  Glied  des  grossen  Staatenstaates  geworden 
ist,  80  bleibt  ihm  daim  allerdings  die  Freiheit,  seine  Verfassung 
nach  Beheben  zu  ändern;  es  kann  also  höchstens,  bei  der  Auf- 
nahme, dafür  gesorgt  werden,  dass  jene  Bedingungen  bzw.  die 
auf  Grund   derselben   für  den   betreffenden  Einzelstaal  in  Giltig- 
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keit  tretenden  Bestimmungeu  nicht  beliebig  im  einfachen  We( 
der  Gesetzgebung,  sondern  nur  in  der  für  die  Aniendinmg  seiufl 
Verfassung  vorgeschriebenen  Weise  wieder  zu  beseitigen  sind. 

Rein  äusserlich  betrachtet,  geht  die  Zulassung  eines  neoel 
aus  einem  Territorium  zu  bildenden  Staates  meistens  so  vor  sie 
daas  der  Congress  die  Ausarbeitung  und  Annahme  einer  ^Coi 
sitution"  fiii'  den  neu  zu  bildenden  Staat  durch  eine  von  dl 
Territorialbevölkerung  gewählte  Convention  „gestattet".  —  ßm 
derartigen  Congi-essbeschluss  bezeichnet  man  als  enabliug  act;  id 
es  ist  mit  Bezug  darauf  streitig  geworden,  wann  denn  nun  eigen 
lieh  die  Erhebung  des  Territoriums  zum  Staate  als  perfect  aim 
sehen  sei?  Allein,  genauer  betrachtet,  kann  darüber  gar  ke 
Zweifel  obwalten :  man  \\'ird  die  liier  angedeutete  Frage  zutreffet 
beantworten,  wenn  man  die  richtigen  Schlüsse  aus  dem  ziei 
was  bisher  vorgetragen  worden  ist,  und  sich  nicht  durch  den  ri 
mehreren  amerikanischen  Publicisten  aufgestellten,  auf  den  ersM 
Blick  allerdings  ungemein  bestechenden  Satz  täuschen  lässt,  dal 
ehe  ein  Staat  in  die  Union  aufgenommen  werden  könne,  do( 
eben  ein  Staat  vorbanden  sein  müsse ;  allein  es  ist  durchaus  ke 
begrifflicher  Widerspruch,  die  Zulassung  eines  Staates  in  i 
Union  einerseits  und  die  Entstehung  derselben  andererseits  — 
den  nämlichen  Augenblick  zu  verlegen;  der  enabllng  act  entk 
«ne  Äeusserung  der  Unionsregierung,  zu  welcher  dieselbe  i 
Trägerin  der  Souveränität  über  das  betreffende  Territorium  uubl 
dingt  competejit  ist;  der  Inhalt  dieses  Actos  bezieht  sieb  81 
näclist  nur  darauf,  gewisse  Vorn^dmien  zu  gestatten,  welche  d 
Natur  der  Sache  nach  als  eine  sehr  geeignete,  thatsächlick 
Vorbereitung  für  die  Herausbildung  eines  autonomen  ParticuU 
Staates  angesehen  werden  können;  sicherlich  lässt  sich  eine  dl 
artige  thatsächliche  Vorbereitung  auch  in  anderer  Weise  ileckt 
es  steht  gar  nichts  im  Wege,  dasa  beispielsweise  —  wie  das 
schon  in  einzelnen  Fällen  geschehen  ist  —  aus  dem  selbstandif 
Entschlüsse  einer  Territorialbevölkerung  heraus  eine  „Conventifl 
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züsanmienberufen  wd  behufs  Ausarbeitung  bexw.  Aniialirae  einer 
^Constitution*^ ;  es  lassen  sich  selbstveratändlich  tlie  hier  denkbaren 
Möglichkeiten  nicht  erörtern ;  sie  sind  juristisch  aber  auch  un- 
crhebhch :  der  letzte  eigentliche  juristische  Grund  für  die  Existenz 
eiaes  neuen  Staates  ist,  wie  schon  vorher  bemerkt  wurde,  immer 
ein  originärer;  und  jedenfalls  kann  ein  Staat  so  lange  nicht  ins 
Ld)eQ  treten  —  welche  Vorbereitungen  sonst  auch  immer  dafür 
getroflfen  sein  mögen  — ,  als  die  seiner  Regierung  zu  gewährende 
Competenz  noch  bei  einer  andern  Instanz,  d.  h.  der  Unions- 
icgienmg,  ruht.  Ei'st  muss  diese  sich  ihrer  bezüghchen  Befiig- 
iiiaee  entäussem :  das  aber  ist  in  einem  enabling  act  weder  aus- 
drückhch  ausgesprochen,  noch  auch  nur  stillschweigend  enthalten. 
Attf  Grund  des  enabling  act  liegt  —  wenn  anders  es  gestattet  ist, 
derartige  staatsrechtliche  Verhältnisse  in  ein  privatrechtliches  Bild 
zu  kleiden  —  noch  gai'  kein  erzwingbarer  Anspruch  des  betreffen- 
ilen  Territoriums  auf  seine  Erhebung  zum  Staate  vor;  diese  Er- 
hebang  geht  erst  danrt  und  nur  dann  vor  sich,  wenn,  wie  das 
liiaher  regelmässig  geschehen  ist,  auf  Grund  eines  diesbezüglichen 
Congressgesetzes  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  amtlich 
Ijroclamirt,  dass  da«  und  das  Territorium  als  Staat  in  die  Union 
ragelassen  werde.  —  Dai'in  ist  zum  Mindesten  eine  stillschweigende 
EnlSusseruDg  derjenigen  Rechte  enthalten,  welche  der  Unions- 
regierong  bezüglich  des  ehemaligen  Territoriums  zustanden:  und 
sclbstveratändlich  kann  dieses  Land  nun  —  soweit  diese  Souve- 
rünitätsrechte  in  Frage  stehen  —  nicht  regierungslos  bleiben;  au 
<lie  Stelle  der  Unionsregierung  tritt  die  Autonomie,  gekleidet  in 
eine  Verfassung,  deren  Giltigkcit  hier,  wie  überall,  sich  aus  ihrem 
liesten  Grunde  auf  die  Macht  der  Thataachen,  oder,  wenn  man 
will,  auf  fdlgemein  anerkanutc  ethische  Momente,  niemals  aber 
auf  einen  bestimmt  dcfinirbareu  Rechtstitel  stützt. 

Die  pohtischeu  Rücksichten,   welche  für  die  Zulassung  eines 
Territoriums  als  Staat  in  die  Union  massgebend  waren  und  sind, 
ich  leicht  und    einfach   aus    der  Natur   der  Sache:   die 

r  oiTeiillich«'«  Hoclit.  IV,  a.  22 


Cultur  des  betreffenden  Landes  muss  so  weit  vorgeschritten  s^ 
dass  überliaupt  die  technisclie  Möglichkeit  für  die  Durchfühmi 
eines  geordneten  Rcchtswesens  besteht,  und  die  Bevulkerimg  d 
jenige  Dichtigkeit  erreicht  haben,  welche  nach  dem  schon  m«J 
fach  erwähnten  Schematismus  nothwendig  scheint,   um    aus 
botreffenden  Territorium  ein  den  übrigen  Staaten  nicht  allzu 
na(;hstehen(les  Ganze  zu  bilden.  Eine  Verpflichtung  des  ConaagM 
bestimmte  Territorien,  bei  denen  diese  Voraussetzungen  zai^H 
in  die  Union  zuzulassen,  besteht  selbstverständhch  durchaus  nicht 
es  sind  im  Laufe   der  Zeiten  schon  solche  Gebiete  zu  StMta 
erhoben  worden,  in  denen  die  Bevölkerung  ziemlich  schwach  wi 
und    andern   hat   man    diese   Erhebung  verweigert,    trotzdeiu 
bereits  verhältnissmässig  sehr  dicht  bevölkert  sind.     Das  Letzti 
trifft    namentlich   zu   hinsiclitlich   Utahs    —    man    legt   eben 
vollem  Rechte  ein  Gcwiclit  nicht  nur  auf  die  Quantität,  öoixlel 
auch   auf  die  Quahtät  der  Bevölkerung.     Die   Politik  der  Vi 
einigten  Staaten  in  der  hier  angedeuteten  üinsicht  ist  durch  cirt 
sehr  richtigen  Blick  ausgezeichnet  und   hat  sich  bisher  in  j«ä8 
einzelnen  Falle  auf  das  Beste  bewährt 


Es  möchte  überflüssig  erscheinen,  sich  überhaupt  eine  iS 
sieht  in  die  rechtliche'n  Zustände  des  gewaltigen  überseeisch! 
Staatcngehildcs  zu  vei-achaffen,  oder  doch  zum  Mindesten 
Aufmerksamkeit  deutscher  Leser  für  eine  so  eingehende  Behau 
lung  eines  einzelnen  Punktes  aus  dem  amerikanischen  Staatsrcch 
—  wie  sie  in  dem  Vorstehenden  enthalten  ist  —  in  Anspi 
zu  nehmen,  wenn  eine  Nutzanwendung  daraus  für  deutsche  1 
stände  nicht  möglich,  und  zweifelsohne  auch  sehr  enipfehlensutl 
wäre.  Das  ist  bereits  im  Eingänge  angedeutet  worden  und  du: 
vielleicht,  nach  dem  oben  Vorgetragenen,  Duuraehr  wohl  begriii 
«•scheinen  :  die  Temtorieu  sind  Oolonien  der  Vereinigten  Staab 
alle  wesentlichen  Einzelheiten  dieses  Bogritfes  treffen  bei  ilH 
zu;  diese  Behnuptnnitij  niilier  zu  erweisen,    geht  »clbstverständ 
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weit  über  den  Rahmen  dieser  Abhandlung  hinaus ;  aber  Niemand 
wird  sie  bestreiten  können,  welcher  sich  etwas  eingehender  mit 
den  einschlägigen  Fragen  befasst;  denn  es  ist  offenbar  unerheb- 
lich, ob  Colonien  und  Hauptland  so  eng  zusammenhängen,  wie 
die  Teiritorien  mit  der  Union,  oder  eine  vielleicht  zehnfach 
grossere  Entfernung  vorhanden  ist  \  ob,  wie  dort,  eine  Verbindung 
auf  dem  Landwege  besteht  oder  ob  das  Weltmeer  zwischen  beiden 
legt  u.  dgl.  m.  Das  sind  Momente,  welche  einst ,  um  das  hier 
nochmals  zu  wiederholen,  politisch  ungemein  wichtig  werden 
können ;  es  mag  auch  sein,  dass  in  gewissen  Fällen  politische 
Momente  es  gerathen  erscheinen  lassen,  eine  engere  Zusammen- 
geLörigkeit  der  Colonien  mit  dem  Hauptlande  überhaupt  nicht 
juizuerkennen ;  oder  dass  man  schlechthin  vennciden  will ,  sich 
ein  bestimmtes  rechthches  Verhiütiass  zwischen  beiden  Theilen 
herausbilden  zn  lassen,  weil  man  die  Möghchkeit  ins  Auge  fasst, 
(lie  Beziehungen  zu  gewissen  Colonien  unter  Umst.änden  wieder 
v\  lösen,  und  was  dergleichen  poHtische  Rücksichten  melir  sein 
mögen:  aber  die  juristische  "Wissenschaft  darf  sich  dui'ch 
solcherlei  Erwägungen  gfmz  und  gar  nicht  beeinflussen  lassen; 
und  fiir  diese  gibt  es  offenbar  nur  zwei  Möglichkeiten :  entweder 
«wischen  Oolonie  und  Hauptland  ein  Verhältniss  völkerrechtlicher 
Art  aiizunelmien,  welches  im  besten  Falle  so  coustruirt  werden 
kaDü,  dass  man  darauf  die  Begriffe  der  Realunion  und  Suzeränitiit 
iß  Anwendung  bringt ;  oder  aber  —  wie  das  nothweiidig  ist, 
*niD  die  Regierung  des  Hauptlandes  sich  unmittelbar  selbst  oder 
<liirch  Beauftragte  mit  der  Regelung  der  iimeren  Rechtsverhält- 
oisse  in  der  Colonie  befasst,  also  innerhalb  der  bezüghchen  üe- 
liiete  ohne  Weiteres  Souveränitätsrechte  ausübt  —  ein  rein  staats- 
ffthtliches  Verhältniss  für  gegeben  zu  erachten,  welches  dann,  der 
Natur  der  Sache  nach,  gar  nicht  andei's  als  das  zwischen  der 
Ciiion  und  deren  Territorien  aufgefasst  werden  kann.  Der  Jurist 
hat  nicht  nur  das  Recht,  sondt-rn  offenI>ar  die  Pflidit,  das 
Wesentliche,  Begriffliche  von  allem  Beiwerk,  das  lediglich  durch 

22» 
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Nützliclikeitsgründe  gerechtfertigt  sein  kann,  zu  sondern  und  d» 
Erstere  alsdann  streng  nach  den  Gesetzen  der  Logik  zu  aoalj 
siren.  Was  sich  auf  diese  Weise  aus  dem  richtigen  Grund 
gedanken  in  einfachen,  aher  unabweisbaren  Schlussfolgeninge 
ergeben  kann  und  ergeben  muss  —  zeigt  das  Territoriahrecht  d( 
Vereinigten  Staaten,  und  es  wäre  eben  darum  sehr  zu  wünsch« 
dass  dasselbe  etwas  mehr,  als  bisher,  zum  Vorbild  für  das  „deutscl 
Colonialrecht''  genommen  werde,  bezüglich  dessen  die  deutscl 
Wissenschaft  augenblickhch  noch  etwas  tief  in  den  Kinderschuhe 
steckt. 


üuellcu  und  Entscheidungen. 


Die  Iminunität  der  Mitglieder  gesetzgebender 
Versammlungen. 

Auf  Grund  dos  Quellcnmaterials  dargestellt 

VOD 

Dr.  Ll'üwig  Fuld  in  Mainz. 

1. 

INitch  dem  Vorgang  desjenigen  Staates,  welcher  zuerst  unter 
(Iwi  Völkern  der  europäischen  Knlturwelt  dem  Volke  durch  eine 
Ulksvertretuug  eine  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  gewiüirte, 
Jiabeü  tlie  meisten  Staaten,  welche  eine  konstitutionelle  Verfassung 
Ijeatzen,    es  für   notliwendig  erachtet,  die  Mitgliedei-  der  gesetz- 
gebenden Vei"sanimluDgen    mit   gewissen  Privilegien    auszustatten, 
oiö  ihnen  gegenüber  einer  straf-  oder  civilrechthchen  Verfolgung 
eine  Ausnahmestellung  im  Vergleiche  zu  den  übrigen  Untertbaneu 
gt-ben.    Bald    hat   man    es   für   gut    befunden   diese    privilegirte 
SteUang  mögliclist  weit  auszudehnen,  bald  schien  es  vortheilhafter 
ind  sachgemässer  zu  sein,   die  ihr  gesteckten  Grenzen  raüghchst 
®g  zu  ziehen   und    nicht   über   das    absolut    nothwendige  Mass 
liinauszugehen.    Die  Vei^scbiedenheiten,  welche  zwischen  den  hier- 
auf bezüghchcn   Bestimmungen    der    vcrscliiedencn   Verfassungen 
und  Gesetzgebungen  bestehen,  sind  recht  erheblicher  Ai-t  und  es 
ist  interessant  aus  ihnen  feststellen   zu  können,    wie    verschieden 
die  Völker  in  Betreff  der  Frage  denken,  in  welchem  umfange  eüae 
Einschriinkinig  der  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes  zum  Schutze 
der  Thätigkeit  der  Volksvertretung  für  erforderlich  zu  erachten  ist. 
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Im  Nachstehenden  gehen  wir  eine  übersichtliche  Darstellung 
des  Rechtszustandes,  welcher  in  Ansehung  dieser  Frage  id 
deutschen  Reiche  und  den  deutschen  Bundesstaaten  sowie  in  d^ 
wichtigsten  konstitutionellen  Staaten  Europas  zur  Zeit  besteht. 

L  Deutaches  Reich. 
R.-V.  Art,  30.    Koin  Mitglied  des  Reichstags  darf  xa  irgend  einer 
wegen  Bciner  Aljatimmnng  oder  wegen  drr  in  Ausübung  seines  Benife  gethi 
Aeusserungcn  gerichtlich  oder  disciplinarisch   verfolgt  oder  sonst  aunserbi 
der  Versammlung  zur  Verantwortung  gezogen  werden.     Art.  31.  Ohne 
uehmigung  des  Reichstags  kann  kein  Mitglied  deaaelben  während  der  Sitzt 
pcnodo    wegen    einer    mit    Strafe    bedrohten    Handlung   zur    UnterjrachunjT 
gezogen  oder  verhaftet  werden,  ausser  wenn  es  hei  Ausübung  der  Tliat  oder 
im  Laufe  dee  näcbatfolgenden  Tages  ergriffen  wird.     Gleiche  Geoehmigasg 
ist  bei  einer  Verhaflung  wegen   Schulden  erforderlich.     Auf  Verlangen 
Reichstages  wird  jedes  Strafverfahren  gegen  ein  Mitglied  desselben  und  je 
UntcfBuchunga-  oder  Civilhaft  für  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  aufgehoben^ 

Die    Vorrechte,    welche   inhaltlich    dieser    beiden    Gesetz« 
hestimraungen  den  Mitgüedem  des  deutschen  Reichstages  zustehe 
sind  zweierlei  Art;  im  Art.  30  ist  die  persönliche  Unverantwort- 
lichkeit    des  Reichstagsabgeordneten   für   alle    von    ihm    in  Ai 
Übung  seines  Berufes  gethanen  Aeusserungcn   und  seine  Abst 
Ölungen  sanktionirt,  während  Art.  31  ihm   durch   die  Sicher 
seiner  persönlichen  Freiheit  während  der  Dauer  der  SitzungsperiodiT 
die  ungehinderte  Theilnahme  an  der  Thätigkeit  der  Vei-sammlung 
verbürgen  soll.     Die  ünveraiitwortlichkeit  des  Abgeordneten  für 
seine    schriftlichen    oder   mündlichen   Abstimmungen   ist   die 
bedingte  Voraussetzung  dafür,  dass  die  Volksvertretung  frei 
ohne  jegliche  Furcht   in   der  Lage   ist,    derjenigen  Ansicht 
Meinung,  die  sie  für  die  beste  und  dem  Staatswohle  am  meist 


*)  FüLD,  Die  strafrechtliche  Immunität    der  Mitglieder  de«   dentset 
Rcichatagcs.     Gerichtssaal  Bd.  35.  S.  529 — 653  und  die  daselbst  S.  531  an- 
gegebene ßtaatsreehtliche  Litteratur.    Ausserdem  ist  anzuführen  Bin'DINO, 
Privilegien   der    StrafloBigkcit,    Programm    der    Leipziger    Juristeufakult 
Leiprig   1885;    derselbe,    Handbuch  des  Strafrechts,    Bd.   I,   Leipzig  U 
S.  671—680;  John,  Artikel  Rcdofreilieit  in  von  Holtzkndorfp's  Rochtslexiko 
Hedjze,  Die  Straflosigkeit  parlamcrtariflclier  Rechtsverletzungen,  Stuttg.  181 
KisssLtNO,  Die  UnVerantwortlichkeit  der  Abgeordneten  und  der  Schutz  _ 
Miftflbranch  derselben,  Wien   1882;   Altsmann,   Zur  Auslegimg  de«  Art. 
der  R.-V.,  Archiv  Ed.  I,  S.  559—594. 


—     343     — 

lutsprecheiide  hält,  rücklialtslos  Ausdruck  zu  verleihen.  Wo  und 
wie  die  Abstimmung  erfolgt,  ob  in  der  Plenarversammlung  des 
Hauses  oder  in  einer  Kommission,  ist  für  die  Anwendbarkeit  des 
Art.  30  g<änzlich  gleichgültig,  das  einzige  Erfordeniiss  ist  nur, 
wie  BiNDiNG  mit  Recht  hervorhebt,  dass  der  BescMuss  des 
ReicLstags,  zu  dessen  Gunsten  die  Abstimmung  erfolgte,  sich 
innerhalb  der  durch  die  Verfassung  gezogenen  Kompetenzen  des 
Reichstags  bewegte.  Eine  Abstimmung  zu  Gunsten  eines  Be- 
schlusses, welcher  die  monarchische  Staatsform  des  deutschen 
Reiches  abschaffte  und  die  Einführung  der  Republik  dekretirte, 
würde  durch  das  Privilegium  der  Unvorantwortlichkeit  nicht  ge- 
deckt werden,  vielmehr  würden  alle  Theilnehmer  an  demselben 
den  Strafen  des  gemeinen  Rechtes  unterliegen.  Die  Unverant- 
wortlichkeit  des  Abgeordneten  für  seine  Abstimmungen  bat  so 
gut  wie  keine  Gegner  gegen  sich,  während  das  zweite  durch  den 
Art.  30  konstituirte  Vorrecht,  die  Unverantworthcbkeit  für  alle 
in  Ausübung  des  Berufes  gethanen  Aeusserungen  ausserhalb 
des  Hauses  in  neuester  Zeit  von  beachteuswertber  Seite  ange- 
griffen wird'), 

*)  Da  die  gegenwärtig'e  Darstellung  den  Zwetk  hat,  eine  Vergleiclmng 
dei  VerfassungsrechtB  der  vereuliiedenea  Staaten  zu  geben,  eo  wird  von 
eioer  BcrücksichtigUDg  und  Kritisirung  der  Gründe,  mit  welchen  man  die 
Unverantworlichkeit  der  Abgeordneten  aagreift,  liier  abgesehen,  und  es  kann 
die»  nm  so  eher  geschehen,  als  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Unvcrant- 
wortlichkeit  so  bald  noch  nicht  beseitigt  oder  auch  nur  eingeBchränkt  w-ird. 
Von  Interesse  ist  aber  die  abfälUge  Aeusserung,  mit  welcher  eich  Binding 
oW  dieselbe  ausspricht,  „Der  Reflex"  sagt  er,  „dicsca  Privilegs  der  Mitglieder 
<oa  KMnraem  ohne  alle  Stralgewatt  und  fast  ohne  alle  Disciphnargewalt  ist 
dw  privilium  odiosuni  der  Ruchtloßigkeit  aller  deijenigen,  die  ditrch  solche 
WurtdeUkte  angegritTen  werden;  dem  von  der  Tribüne  des  Reichstags  Ver- 
leumdeten Bteht  kaum  ein  anderer  Weg  offen,  als  den  Redner  Öfifentlich 
•kr  Verleumdung  zu  zeihen,  oder  ihn  vor  die  Klinge  zu  fordern;  weü  er  an 
•Kmer  Ehre  gekränkt  ist,  hat  er  eine  von  zwei  Straiklagen  zu  riskiren.  Das 
mindeste,  was  dem  AngegriiTenen  zustehen  müsste,  wäre  eine  Klage,  gerichtet 
«af  Feststellung  des  Wortdelil<tefi ,  insbesondere  der  geschehenen  Verlenin- 
dmif,  oder  leichtfertig  Übeln  Nachrede,  oder  einfacher  Beleidigung  durch 
lien  Strafinchter,  der  sich  aber  mit  dieser  Feststellung  des  Deliktes  und 
seiner  Subsumtion  unter  das  Strafgesetz  zu  begnügen  und  keine  Strafe  au»- 
«itprechen  hatte".  A.  a.  O,  680;  zu  vgl,  sind  auch  die  Verhandlungen  des 
Reichstags  über  den  GeselzentiÄTirf,  welcher  der  Unverantwortlichkeit  ont- 
g^cDtreten  wollte.    Stenogr.  Bcr.  Session  1877/78  S.  248—318. 
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Die  Unverantwoillicbkeit  bezieht  sich  auf  alle  Aeusseroi 
welche  der  Abgeordnete  als  Abgeordneter  im  Reichstage  g< 
hat,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  im  Plenum  oder  in  Kommi 
abgegeben  wurden,  und  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt.  Hi 
ist  jedoch  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  nur  das  ein 
"Wortdelikt  mit  dem  Privileg  der  Straflosigkeit  bekleid« 
nicht  aber  auch  ein  anderes  Delikt.  Die  Aufforderung  m 
mordung  der  deutschen  Fürsten,  welche  im  Reichstage  von  < 
Abgeordneten  in  Ausübung  seines  Benifes  ausgesprochen 
bleibt  straflos;  würde  aber  der  Redner  sich  nicht  damii 
guügen,  in  allgemeiner  Weise  zu  diesem  Verbrechen  aufzufor 
sondern  würde  er  es  wagen,  dem  Thäter  bedeutende  Gescl 
zu  versprechen,  um  ihn  hierdurch  zu  der  Ausfuhrung  zu  bestin 
80  wäre  er  nach  Verübung  des  Verl»rechens  als  Ajistifler  z 
strafen ;  denn  in  diesem  Falle  läge  kein  einfaches  Woiidelikt 
welches  seinem  ganzen  Inhalte  nach  durch  die  parlamenta] 
Immunität  gedeckt  wird,  sondern  ein  Delikt,  bei  dem  durch  T 
eme  Theilnahme  im  Sinne  des  Strafgesetzes  möglich  ist, 
eine  Handlung,  auf  die  sich  der  Artikel  nicht  bezieht. 

Die  UnVerantwortlichkeit  des  Reichstagsabgeordneten  fl 
in  Ausübung  seines  Berufes  gethane  Aeusserung  beseitig 
Mögliclikeit ,  ihn  wegen  derselben  gerichtlich  oder  disciplinj 
zu  verfolgen  oder  ihn  sonst  auf  irgend  eine  Weise  ansserhal 
Hauses  zur  Verantwortung  zu  ziehen;  sie  kann  weder  die  G 
läge  für  eine  gegen  seine  Person  sich  richtende  Strafklage, 
für  eine  Civilklage  bilden;  auch  der  Abgeordnete,  welchei 
seinem  Geschfiftstheilhaber  gegenüber  zur  Bewahrung  ein« 
Schafts-  und  Fabrikationsgeheimnisses  veipflichtet  hat  und 
selbe  während  seiner  berufsmäsBigen  Aeusserung  kundgiebt, 
durch  die  Immunität  sowohl  gegen  eine  Schadcnsersatzklag 
gegen  die  Einklagung  einer  etwa  vereinbarten  Konventiona! 
geschützt. 

Aus  dem  ausdrücklichen  Verbot  der  Verfassung,  dec 
geordneten  wegen  seiner  berufsmässig  gethaneu  Aeussei 
ausserhalb  des  Reichstages  in  irgend  einer  Weise,  also  abgt 
von  der  gerichtlichen  und  disciplinarischen  Verfolgung,    jjuj 
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fortung  zu  ziehen,  muss  aber  weiter  gefolgert  werden,  dass  es 

nnstatthait   ist,   einen  Abgeordneten    wegen    einer  in  Aus- 

ng  seines   Bex-ufes    gethanenen   Aeusserung   zeugeneidlich   zu 

j[enieliiuen ").     Die    Vorladung    eines    Abgeordneten    unter    An- 

\amg  der  Strafen  des  Zeugnisszwanges  zur  eidlichen  Auskunfts- 

leilung  (iber  Thatsachen,  welche  er  im  Reichstage  in  Ausübung 

aes  Berufs  vorgebracht    hat,    seine    demiiächstige  Vemehumng 

Ändi'ohuug    der  Strafen  des  Meineides   stellt   sich  als  eine 

irerantwortungziehung  im  Sinne  des  Gesetzes  dar,  «ud  es  bedarf 

nicht  des  Hinweises  auf  ausländische  Verfassungen,  deren 
timmungen   für   die  Formuliining  des  Artikels  30  massgebend 

1,  es  bedai-f  insbesondere  nicht  des  Hinweises  auf  die  weiter 
en  zu  betrachtenden  Verfassungen  Belgiens  und  Englands,  nm 
dem  Resultate  zu  gelangen,    dass  es,  mag  auch  der  AVortlaut 

Art.  30  vielleicht  zu  Zweifeln  Anlass  geben,  dem  Sinne  der 
eriitssung  jedenfalls  nicht  entspricht,  den  Abgeordneten  wegen 
aer  in  Ausübung  seines  Berufes  gethaiien  Aeusserungen  der 
iignisspflicht  zu  unterwerfen.  Nininit  mau  an,  dass  unter  dem 
verantwortungziehen,  von  welchem  die  Verfassung  ganz  generell 
icht,  nachdem  sie  zwei  spezielle  Arten  der  Zurverantwortung- 
bung,  die  gerichtliche  und  discipHnarische  Verfolgung  bereits 
^orgehoben  hat,  die  Vernehmung  des  Abgeordneten  als  Zeugen 

Jiden  wird,  so  ist  die  Auslegung  des  Gesetzes  einfach,  und 
^i«t  nicht  nothwendig,  wie  hei  Festludtung  der  entgegengesetzten 
icht,  der  Gesetzesredaktion  einen  Pleonasmus  und  eine  Tauto- 
^e  zur  Last  zu  legen-,  dass  die  Thätigkeit  des  Reichstags- 
?eordneten,  insbesondere  seine  Kritik  an  den  Handlungen  der 
Verwaltung  ungemein  erschwert  würde,  wenn  die  Möglichkeit  be- 
ide, jeden  Theil  seiner  benifliclieu  Aeusserungen  zum  Gegen- 
id  einer  zeugeueidlichen  Vernehmung  zu  machen,  liegt  auf  der 


*)  FüLD,  Die  ZeugnissverweigeruDg  der  Reichstagsmitglieder,   Amialea 
deutschen  Reichs,  1888,  S.  6.   Änderer  Aiiüii-ht  Bindwg,  a.  a.  O.  S,  Ö76, 
Aiini,  73;  ebenso  Ijaband;   Lewalo,  St^ht   deu  MitfrUodeni  des  Reichstoga 
der  tn  Ausübung  ihres  Berufeß  geÜmncn  Aeusserung  dn  Recht  nur 
aisavenfc-eigeruug  zu?   (lorichtsBaiil   Bd.  39,  S.  54 — 70 5  Mittelstadt  in 
Preuss.  Jalirbücheru   Bd.  57,  S.  nö7 — 573 ;   ferner  die  Boonyme  Darstel- 
in  den  .Üreozlwteu"  Bd.  45,  S.  618—621. 


—     346     — 

Hand,  und  wenn  auch  dieses  Argument  mehr  de  lege  ferciuk  al^ 
de  lege  lata  anzuführen  ist,  so  darf  es  doch  immerhin  im  \m 
eine  mit  andern  zur  Unterstützung  der  hn  Vorstehenden  »uf- 
gestellten  Behauptung  angefiilut  wenlen.  Weiter  auf  diese  Frage, 
welche  aus  Anlass  des  Falles  von  Schalscha  vor  einiger  Zeit  ein 
akutes  Interesse  hesass,  seitdem  aber  rasch  von  der  Tagesordnong 
verschwunden  ist,  einzugehen,  dürfte  bei  einer  rechtsvergleichenden 
Darstellung  nicht  der  geeignete  Ort  sein;  nur  soviel  wollen  wir  noch 
bemerken,  dass  mit  Ausnahme  der  konservativen  Parteien  im  Beichs- 
tage  sämmtliche  Parteien  darüber  einig  waren,  dass  die  Yemeli' 
mimg  eines  Abgeordneten  über  Gegenstände  seiner  berufücbeu 
Aeusserimgen  eine  Verletzung  des  Art.  30  der  R.-V.  enthielte*). 
Die  UnVerantwortlichkeit  des  Abgeordneten  hat  zur  Folge, 
dass  der  Richter,  sowohl  der  Straf-,  wie  der  Civilrichter  nicht  in 
der  Lage  ist ,  die  berufliche  Aeusserung  desselben  rechtUch  zn 
•[ualiliziren;  es  ist  eine  Verletzung  der  Privilegien  des  Reichs- 
tags, wenn  in  einem  ürthcile  die  Aeussenuig  eiues  Abgeordnet» 
als  Beleidigung  oder  Verläumdimg  charakterisirt  wii'd;  es  ist  «äM 
Verletzung  der  Privilegien,  wenn  der  Strafrichter  die  an  sieb 
beleidigende  Aeusserung  eines  Abgeordneten  mit  einer  gegen  ihn 
verübten  Beleidigung  kompensirt,  denn  hierdurch  würde  die  beruf- 
liche Aeusserung  des  Reichstagsabgeordneten  dem  Strafgesetzfi 
imtcrworfen,  also  gerade  das  herbeigeführt,  was  die  Vei'fassDOg 
voraiieden  wissen  will ;  mit  vollem  Rechte  hat  desshalb  das  Reichs- 
gericht das  Urtheil  eines  Gerichtes,  welches  von  der  entgegen- 
gesetzten Ansicht  ausgegangen  war,  wegen  irrthiimlicher  Aus- 
legimg  des  Gesetzes  verniclitet,  und  wenn  auch  zugegeben  werdei 
mag,  dass  diese  Konsequenz,  von  dem  Gesichtspunkte  des  Schutze 
der  Ehre  betrachtet,  eine  recht  bedenkliche  ist,  so  kann  doc 
nicht  bestritten  werden,  dass  sie  aus  dem  durch  Art.  30 
gestellten  Grundsatze  sich  mit  logischer  Nothwendigkeit 
giebt "). 


*)  Die  ausfülirljehc  Begrüuduug  dieser  Ausicht  enthält  die  Abluuidli 
•les  Verfassers,  die  Zcii^issverweigerungsbefugniss  der  Diitgliedcr  des  de 
Kcheii  Reichstages,  Auniden  1888  Heft  1,  S.  6 — 21. 

*}  Entscheidung  des  ReichBgcrichts  vom  5.  März  1881,  Rechisprecbi 


irend  Art.  aö  die  Sanktioiiirung  der  1 1  nverahtwövtTrrTikeit 
(ler  Abgeordneten  für  ilire  AhstinimuniiTen  und  Acussoruugoii  zum 
Gegenstand  hat,  ist  diu'cli  den  Art.  31  während  der  Tagung  des 
Parlamentes  ihre  Befreiung  von  der  Herrschaft  des  Gerichts-  und 
[■Polizeizwangs  festgesetzt  worden.  Die  durch  den  Art.  30  nor- 
Unverantworthchkeit  bewirkt  ein  für  allenial  eine  abso- 
lute Straflosigkeit,  sie  hat,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  zur 
Folge,  dass  das  an  und  für  sich  vorliandene  DeUkt  rechtlich  als  gar 
nicht  vorhanden  betrachtet  werden  muss;  im  Gegensatz  hierzu  ist 
die  durch  Art.  31  aufgestellte  Privilegirung  ihrer  Wirkung  nach 
Qur  eine  zeitliche,  sie  erstreckt  sich  nur  auf  die  Zeit  der 
Tagnüg  und  hört  mit  Schluss  derselben  \rieder  auf.  Die  Herr- 
ficliiift  des  Pohzei-  und  Gerichtszwanges  wird  zu  Gunsten  der 
Rt'ichstagsahgeordneteu  ia  gewisser  Richtung  ledighch  für  che  Zeit 
l'eKeitigt,  während  welcher  die  Volksvertretung  verstimnielt  ist; 
sobald  sie  aber  ihre  Sitzungen  geschlossen  hat,  ist  für  die  Privi- 
legieustellung  kein  Raum  mehr,  der  Abgeordnete  unterliegt  als- 
dann dem  gemeinen  Recht. 

Das  Privileg  des  Art.  31  sichert  den  Abgeordneten  während 
der  Dauer  der  Tagung  zunächst  gegen  die  Einleitung  einer  straf- 
rechtlichen Untersuchung,  sowie  gegen  die  Verhaftung  zu  IJnter- 
sut'huugszwecken  ohne  Genehmigung  des  Reichstags,  es  sei  denn, 
dass  CS  sich  um  seine  Ergreifung  bei  Ausübung  einer  strafbaren 
Handlung    oder   innerhalb    des   nächsten  Tages    nach    derselben 
liandelt.   Die  Privilegirung  bezieht  sich  nur  auf  die  Zeit,  wfüireiid 
welcher  der  Reichstag  versammelt  ist,  sie  erstreckt  sich  nicht 
auf  die  Zeit    der   Vertagung;    eine  Identitizirnng   des  Wortes 
-Sitzungsperiode"  mit  Session  ist  unstatthaft ;  die  Session 
oder  Tagung  hegreift  den  Zeitraum  der  Geschäftsthtitigkeit  des 
Parlamentes  von  dem  Augenblick  an,    in  welchem  es   eröffnet 
wird,  bis  zu  dem  Augenlilick  seiner  verfassungsmässigen  Schlies- 
sung, enthält  also  ohne  jeden  Zweifel  auch  die  Periode  der  Ver- 
tagung; unter  der  Sitzungsperiode  kann  aber  nacli  Sinn  und 
Wortlaut  nur  derjenige  Zeitraum    verstanden    werden,    wahrend 


Bd.  m.  8.   187. 
Bd.  IV,  a  183. 


Entscheidung   vom   22.  Februar    1882,   Recbttprechung 
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welcher  der  Reichstag  in  Berlin  sitzt,  also  nicht  die  Periodft 
der  Vertagung*).  Das  Privileg  erstreckt  sich  femer  nur  tot 
die  Untersuchungshaft,  nicht  auf  die  Strafhaft,  and  dano 
auch  nicht  auf  die  Verhaftung  zum  Zwecke  des  Strafvoll- 
zugs, es  schützt  den  Abgeordneten  auch  nicht  davor,  mit  der 
Haft  als  Ordnungsstrafe  belegt  zu  werden,  selhstverstÜDdlicli 
wird  auch  die  Hail  als  administratives  Zwangsmittel  durch 
es  nicht  bcrühi-t;  dagegen  werden  alle  einzelnen  Akte  einer 
strafrechtlichen  Verfolgung,  wie  verantworthche  Vernehmung,  po»- 
söpliche  Durchsudumg,  Haussuchinig  u.  s.  w.  von  dem  Verbote, 
welches  es  zum  Inhalte  hat,  mit  ergriflen. 

Ist  ein  Mitglied  des  Reichstags  bereits  vor  Beginn  der 
Tagung  7Air  Untersuchung  gezogen  oder  verhaftet  wonleu,  so 
\\-ürdu  der  Fortgang  der  Untersuchung  beziehungsweise  die  Fort 
dauer  der  Entziehung  der  Preüieit  durch  die  im  ersten  Satze  d«« 
Artikels  31  enthaltene  Privilegirung  nicht  tangirt  werden,  di« 
Verfassung  hat  desshalb  dem  Reichstage  das  Recht  gegeben,  di» 
zeitwt'ihge  Einstellung  der  Untersuchung  sowie  die  Auf 
hebung  der  Hail  für  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  verlangen 
zu  können.  Auch  durch  diese  Befugniss  kann  für  die  Zeit  Üä 
Vertagung  des  Parlamentes  der  Lauf  der  Justiz  in  keiiiel 
AVeise  gehemmt  und  gestört,  auch  kann  sie  nicht  auf  die  Freiheit* 
entziehung  bezogen  werden,  %velche  als  Ordnungsstrafe  oder  all 
administratives  Zwangsverfahren  verhängt  wird,  sondern  nnr  a« 
die  Haft,  welche  in  einem  Strafverfaliren  zu  Untersuchung»' 
zwecken  angeordnet  wird,  also  die  Untereuchungshaft.  Danel)€l 
kommt  noch  die  Civilhaft  in  Betracht  und  hierbei  ist  es  gleidl 
gültig,  auf  Giiind  welcher  Veranlassung  dieselbe  verhängt  wor^fl 
Der  Reichstag  ist  nicht  minder  befugt  die  Unterbrechung  da 
Hat\  zn  verlangen,  welche  wegen  Verweigerung  der  Leistung  da 
Offenbarungseides  angeordnet,  C.-P.-O.  §  782,  yde  derjeuigeJ 
welche   behufs   Erzwingung   der   Vornahme    einer   Handlun 


")  So  aiich   BmDDJQ  a.  a.  0.  S.  680,   Ann».  22  und  Frehse, 
unter  Sitzungsperiode  ini  Sinuc  des  Art.  84  der  preussischon  Verfass« 
Art.  31   der  Reicbsverfos^uos^  zu  verstehen?  Ai'chiv  für  Stra&ccht  Bd. 
S.  361-369. 
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Scliuldners  verhängt  wurde,  C.-P.-O.  §§  773,  774.  Dagegen  kann 
der  Reiclistag  nicht  für  berechtigt  erklärt  werden,  die  Unter- 
brechung einer  auf  Gnind  des  §  775  der  C.-P.-O.  verhängten 
Haft  zu  verlangen,  weil  die  Haft,  von  welcher  in  diesem  Artikel 
die  Rede  ist,  nicht  den  Charakter  eines  Zwangsmittels  hat,  son- 
dern Strafhaft  ist,  deren  Vollstreckung  nicht  nach  Massgahe  dei- 
Bwtinimungen  der  Civil-Prozessordnung,  sondern  nach  den  Vor- 
sckrülen  der  Straf-Prozessordnimg  erfolgt.  Die  Unterbrechung 
der  Strafvollstreckung  ist,  aber,  wie  bereits  bemerkt,  ausserhalb 
der  Kompetenzen  des  ReichsUtgs  gelegen "). 

Die  Unterbrechung  einer  auf  Grund  der  Straf-Prozessordnung 
verhängten  Haft  erfolgt  nach  Vorstehuudem  ebenso  auf  Ver- 
Iiingt'Q  des  Reichstages,  wie  die  Unterbrechung  der  Freibeitsent- 
lichung,  die  auf  Grund  der  Ci\'il-Prozessordnung  ausgesprochen 
wnrde;  wie  in  dieser  Beziehung  civil-  und  strafprozessuale  Haft  ein- 
ander völlig  gleich  behandelt  wurden,  so  verhält  es  sich  auch  mit 
der  Verhaftung  während  der  Tagung.  Auch  die  Verhaftung, 
welche  auf  Grund  der  §§  773,  774,  782  und  798  der  C.-P.-O.  — 
Persönlicher  Sicherheitsarrest  —  verfügt  wird,  kann  wahrend  der 
Tagung  ohne  Genehmigung  des  Reichstags  nicht  vollzogen  werden; 
lue  Privilegienstellung,  welclie  Art.  3 1  der  R.-V.  den  Reiclistags- 
ahgcordneten  nur  bezüglich  der  Vcrlkaftung  wegen  Schulden  er- 
theilte,  ist  durch  §  785,  Ziffer  1  der  C.-P.-O.  auf  alle  die 
^nannten  Fälle  ausgedehnt  *).     Auch  die  Haft,  welche  da«*  Kon- 

')  §776  der  C.-P.-O.  lautet:  »Handelt  der  Scbuldner  cler  Verpflichtung 
wwider,  eine  Handlung  zu  uuterksHen  oder  die  Vomalimc  einer  Handlung 
Di  dulden,  so  ist  er  wegen  einer  Jeden  Zuwiderhaudlung  auf  Autrag  des 
Gliob^er«  von  dem  Prozessgerichte  erster  Instanz  zu  einer  Geldstrafe  bis 
w  fiinfeehiihundert  Mark  oder  zur  Strafe  der  Haft  bia  zu  sechs  Monaten  zu 
^wurthi'ilcn.  Das  Mass  der  Geeammtstrafe  darf  zwei  Jahre  nicht  über- 
*^geiL  Der  Verurtheilung  muss  eine  Strafandrohung  vorausgehcu ,  welche, 
*«Bii  rie  in  dem  die  Verpflichtung  aussprechenden  Urlheile  nicht  eut- 
ftiiten  ist,  auf  Antrag  von  dem  Prozessgcrichte  erster  Instanz  erlaaaen  wird. 
^^l  SeuFfert,  Die  Civilprozeseordnung,  erläutert  S.  787. 

*)  §  785  Z.  1  laut*t:  Die  Haft  ist  unstatthaft  gegen  Mitglieder  einer 
mif.dhcti  gesetzgebenden  Versamnihiug  während  der  Sitzuugsiieriode,  sofern 
rfjt  die  Vt'i-Bammhing  die  Vollatreckung  genehmigt.  §  812:  Die  Vollziehung 
t  peraönlicben  SicherheitflaiTeates  richtet  sicii,  wpnn  »ic  durch  Haft  erfolgt, 
^  den  VorBchriften  der  §§  786-701. 
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Inirsgericlit    gegen    den    GemeinschulJuer   boliufs    Sicherung    de 
M:isse   oder   Erfüllung    der   ihm    auferlegten    Pflichten    verhäng 
K.-O.  §§  93,  98,   kann  gegen  Reichsiagsmitglieder   während    derl 
Dauer   der  Tagung   ohne  (ienehmigung    der  Versammlung    nicht 
vollstreckt  und   muss  auf  ihr  Verlangen  für  den  genannten  Zeit- 
raum  uüterhrüchen   werden.     Wenn   man  aher   das  Gleiche   vool 
der   auf  Grund   der   §§  178  und   179    des   GGrichtsverfassungs-i 
gcsetzes  wegen  Ungebühr  oder  Ungehorsams  verhängten  Haft  be- 
hauptet^), so  übersieht  man,  dass  in  diesen  Gesetzesbestiramangen 
von  einer  Civilliaft    überhaupt  nicht   die  Rede  ist,   sonderu    von 
einer  Ordnungsstrafe. 

Die    persönliche     Unverautwortlichkeit    der    Reichstagsabge- 
ordneten fdr  ihre  Abstimmungen  und  in  Ausübung  ihres  Berufes' 
gethane  Aeusserungen    ist   durch   §   1 1   des   St.-G.-B.  den  Mit- 
gliedern aller  deutschen  gesetzgebenden  Versammlungen  zugesichei 
worden,  so  dass  insoweit  die  Verfassungsbestimmungen  der  Einzel- 
staatcn  durch  das  einheitliche  Reichsrecht  modifizirt  worden  sind. 
Der  im  Reichstage  dem  von  den  Regierungen  vorgelegten  Ent^\'u^f 
eines  Strafgesetzbuchs  hinzugerügte  Artikel  lautet:  „Kein  Mitglied 
eines  Landtags  oder  einer  Kammer  eines  zum  Reiche    gehörigen, 
Staates  darf  ausserhalb  der  Versammlung,   zu   welcher  das  Mit 
glied  gehört,  wegen  seiner  Abstimmung   oder  wegen  der  in  Aus- 
übung seines  Berufes   gethanen  Aeusserungen  zur  Verantworiunj 
gezogen  worden."    Trotzdem  die  Formulinmg  dieses  Ai'tikels  voofl 
der  des  Artikels  30  der  R.-V.,  die  vorbiliUich  war,  abweicht,  so 
besteht    doch    sachlich    keine    Verschiedenheit    zwischen    beiden. 
Die  Unverantwortliohkeit,  welche  durch  §  11  den  Mitgliedern  der, 
Landtage  und  Kammern  der  Ghedstaaten  des  deutschen  Reicht 
zugesichert  wird,  ist  dieselbe  wie  diejenige,  deren  sich  die  Heicha 
tagsahgeordneten    erfreuen.      Sie    bewirkt    nicht    nur    eine   StraM 
losigkcit    der    Abgeordneten,    sondern    auch    die    Unmöglichkeit 
die    beruflichen  Aeusserungen  zur  Grundlage   einer  gerichtlichei 
Schadensersatzklago  machen  zu  können ;  die  einschränkende  Ai 


')  So  Gareis,  Die  strnfprnzpssualp  PnvilcjriruDg  von  Mitglicdoni  g««eta*'i 
gebender  Versarnmltingeti,  Zeitsrhrifl  iür  die  gcaaiuinte  Strafrochtuvrineii*! 
sohfta  Bd.  VII.  S.  »34,  Auin.  4. 
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legung,  welche  dies  bestreitet,  ist  durchaus  ungerechtfertigt'^). 
Soweit  hiernach  eine  strafrechtliche  Privilegiruiig  von  Mit- 
gliedern gesetzgebender  Versammlungen  in  Frage  kommt,  besteht 
in  Deutschland  Rechtseinheit,  soweit  es  sich  hingegen  um 
die  strafprozessuale  PrivTlegirung  handelt,  um  die  Exekution 
von  dem  Gerichts-  und  Polizeiywang  während  bestimmter  Zeit, 
ht  noch  Rechtsverschiedenhoit.  Auf  dem  Gebiete  der 
ckution  ist  für  die  Hauptfallo  Rechtseinlieit  durch  die 
^rO.  geschaffen  worden,  so  dass  das  Gebiet  der  Ci\Tlhaft,  auf 
dem  noch  Recbtsverschiedenhcit  besteht,  keine  grosse  Bedeutung 

Bmölur  besitzt. 
Eüae    weitere  Privilegirung   der  Mitglieder   des  Reichstages 
aller  gesetzgebenden  Versammlungen  Deutschlands  besteht  in 
Ansehung  ihrer  Vernehmung  als  Zeugen  in  Civil-  und  Strafsachen. 
|Nbc1i  §   347   Abs.   2    der   C.-P.-O.    sind    die   Mitglieder    einer 
deutschen   gesetzgebenden   Versammlung   während   der   Sitzungs- 
periode und   ihres  Aufenthaltes   am    Orte    der    Versammlung   an 
fm  Orte  zu  veniehmeu;  zu  einer  Abweichung    bedarf  es    der 
hinigting   der  Versammlung;   die   gleiche  Vorschrift   enthält 
der  St.-P.-O.   Man  wollte  durch  diese  Bestimmungen,  welche 
anfVorschJag  der  Regienmgeu  in  die  Gesetzentwürfe  aufgenommen 
wurden,  die  Gefalir  cbikanöser  Entfernmig  der  Abgeordneten  von 
flirer  Thätigkeit  verhüten ;  damit  der  Abgeordnete  sich  auf  dieses 
echt  benifen   kann,    ist    eine    doppelte  Voraussetzung   noth- 
einmal,    dass  die   gesetzgebende  Versammlung   Sitzungs- 
de  hat,  und  sodann,    dass  der  Abgeordnete    sich   am   Orte 
Versammlung  befindet,  während    die  Mitglieder    des  Bundes- 
im   Gegensatz    hierzu    nicht    nur    wälirend    der   Sitzungs- 
periode, sondern  auch  wäln-end  jeder  Anwesenheit  ara  Sitze  des 
Bündesrathes  auf  die  gleiche  Behandlung  Anspruch  haben").   Der 
liiliait  dieses  Privilegs,  welches  für  die  meisten  Bundesstaaten  eine 
11112  tinbekaimte  Neuerung  bildete,   ist  zwai'  niclit  von  derselben 
B^eutong  wie  die  vorerwälmten  Von-echte,  inmierhin   aber   cinu 
reJtere  Kautel  gegen  willkürtiche  Belästigung  der  Volksvertreter. 


'<*)  Oppenhokf,  Komniptitar  §11,  No.  6. 

•')  Seupkkrt,  Civilprozcssordtmiig  8.  414,  No.  3. 


Wenden  wir  uns  nunmehr  der  nach  den  (jreaetzgebungen  der 
(jliedstaÄten  des  Reichs  konstituirten  Tminunität  zu. 

Prcusscn. 
Yorl'assungsurkuude  vom  31.  Januar  1850,  Art.  84:  ,,Sic  (die  Mttglwdff 
der  Kammer)  kümien  für  ihre  Abstimmuagen  in  der  Kammer  oie-oiili,  &r 
ihre  darin  ausgesprochenen  Meinungen  nur  innerhalb  der  Kammer  auf  Grand 
der  ßcschäfLsordnung  zur  Rechenschaft  gezogen  werden.  Kein  Mit^'lied  d« 
Kammer  kann  ohne  deren  CTonehmigimg  während  der  Sitzungsperiode  wt|»fl 
einer  mit  Strafe  bedrohten  Handlung  zur  Untersuchung  gezogen  oder  fl^ 
haftet  werden ,  ausser  wenn  es  bei  AuBÜbung  der  That  oder  im  Laufe  d(« 
nächstfolgenden  Tages  nach  derselben  ergriffen  wird.  Gleiche  Geneknij|«fl| 
ist  bei  einer  Verhaftung  wegen  Schulden  nothwendig.  Jedes  Stmfverfahnpc 
gegen  ein  Mitglied  der  Kammer  xmd  jede  Unters uchungs-  oder  Civilhaft  wu\l 
rdr  die  Dauer  der  Sitzungisperiode  aufgehoben,  wenn  die  betreffende  Esrnnur 
PB  verlangt"  "). 

Der  Inhalt  dieser  Vorschriften  deckt  sich  völlig  mit  den- 
jenigen der  Art.  30  und  31  der  R.-V-,  seitdem  in  Folge  der 
Aufnahme  des  §  11  in  das  St.-G.-B.  die  vormals  von  dem  Ober 
ti'ihunul  geraachte  Unterscheidung  zwischen  Aeusserungen ,  io 
welchen  Thatsachen  behauptet,  und  solchen,  in  welchen  die  Rcstd 
täte  des  Denkvennögens  raitgetheilt  werden,  unmöglich  gewordoi 
ist.  Die  bei  Ausübung  einer  strafbaren  Handlung  erfolgte  Vfr 
haftung  eines  Mitgliedes  der  Kammern  ist  keine  vorläufige 
welche  der  nachträglichen  Genehmigung  der  Kammer  bedfliflf, 
sondern  sie  ist  eine  endgültige  und  es  steht  der  Kainmer 
lediglich  das  Recht  zu,  die  Unterbrechung  der  Haft  während  der 
Dauer  der  Sitzungsperiode  zu  verlangen.  Zu  erwähnen  ist  noch, 
dasa  selbstverständlich  nur  die  gegen  die  Person  eines  Abge- 
ordneten gerichtete  Untersuchung  durch  den  Art.  84  ausgeschlossen 
wird,  nicht  auch  ein  Verfahren,  welches  dui"ch  Anwendung  des 
administrativen  Zwanges  die  Eritillung  einer  bestimmteo 
Veri»flichtung  licrbcizuführen  bestimmt  ist;  ebensowenig  wird  <fi> 
Einleitung  des  Verfahrens  zui*  Entziehung  emer  Gewerbebefugmal 
durch  die  Tagung  der  Volksvertretung  gehindert  und  demgcin&t 
ist  auch  als  statthaft  zu  betrachten,  auf  Grund  des  Reicbagesetze 


'*)  Storhk,    Handbuch   der   deutschen    Verfassungea    (Lcipiig    lüti 
H.  53,  54. 
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betreffend  die  Untersuchimg  ?on  Seeunfailen  vom  27.  Juni  187/ 
«De  Untersuclmng  gegen  einen  Abgeordneten  einzuleiten,  weil 
dies  Verfahren  gleicliialls  nur  zur  Entziehung  der  Befugniss  zur 
Fülinmg  eines  ScliifFes  füliren  kann,  also  keine  Strafe  im  eigent- 
liebeii  Sinne,  sondern  die  Verhängung  einer  Verwaltungsmassregel 
nun  Gegenstand  hat.  Im  Uebrigen  ist  bezüglich  der  Privilegien 
iler  Älitglieder  des  preussischen  Landtags  an  die  vorausgegangenen 
Erörterungen  über  die  Immunität  der  Reichstagsabgeordneten  zu 
ermnem  *'). 

Bayern  •*). 
Verfcssungsurkunde  vom  26.  Mai  1818  Titel  VIT,  Art.  26:  Kein  Mit- 
ziied  der  StSndeversammlung  kann  während  der  Dauer  der  Sitzung  oboe 
Eiiiirüligung  der  betrefl'enden  Kammer  Eur  Verhaft  geliracht  werden,  den 
Pill  der  Ergreifung  auf  frischer  Tliat  bei  begangenem  Verbrechen  ausgenommen. 
Art  27:  Kein  Mitglied  der  Ständer enuunmlong  kann  für  die  Stimme,  welche 
M  b  seiner  Kammer  gefülirt  hat,  anders  als  in  Folge  der  GeacbälUorflnung 
ivrck  den  Vorsitieuden  selbst  zur  Rede  gestellt  werden". 

Die  Exemtion  der  bayerischen  Landtagsmitglieder  von  dem 
Gerichts-  und  Polizeizwang  ist  inhaltlich  der  ersterwähnten  Be- 
stimmong  zwar  insoweit  die  gleiche  wie  die  der  Mitglieder  des 
preussischen  Landtags  und  des  Reichstags,  als  sie  das  Verbot  der 
Verhaftung,  gleichviel  ob  es  sich  um  üntersuchungs-  oder  Civil- 
haft  handelt,  olme  Genehmigung  der  Versammlung  gleiclifalls  nur 
auf  die  Zeit  der  Sitzungen  eretreckt,  also  die  Periode  der  Ver- 
tagung nicht  mit  emschUesst-,  der  Wortlaut  des  Art.  26  ist  deut- 
licher als  die  Redaktion  der  bezüglichen  Bestimmungen  der 
prMissischen  und  Reichsverfassung  -,  von  einer  Dauer  der  Sitzungen 
Um»  in  der  Zeit,  während  welcher  die  Kammer  gar  nicht  ver- 
"wnnielt  ist,  unmögUch  gesprochen  worden.  Die  Exemtion  geht 
«Jwr  insofern  weiter  denn  die  durch  das  preussische  Recht  und 
1  K'cht  gewährleistete,  als  die  Verhaftung  ohne  Einwilligung 
\  [iimer  nicht  bei  der  Ausübung  jeder  mit  Strafe  bedrohten 
UAodlung  gestattet  ist,  sondeni  nur  bei  der  Verübung  eines  Ver- 
brechens, und  sie  weicht  fenier  von  jener  dadurch  ab,   dass  die 


")  V.  RöKXR,  Staatsrecht  der  Proussischen  Monarchie,  4.  Aufl.,  Bd.  L 
8,  299-318. 

")  Skvdkl,  Bayer.  Staatsrecht  Bd.  11.    Storrk,  h.  a.  O.  S.  80. 
Archiv  für  «»«iv-ntliOn-n  Recht.  IV.  a.  gg 


'"erhaftung  ohne  Genehmigung  der  Kammer  nur  bei  der  Betrefffflif 
auf   frischer  That,    nicht    auch    noch   während   des   niiclisten 
Tages  erlaubt  ist.     Dagegen  ist  in  Bayern  nicht,  wie  in  Preussw 
und  im  Reiche,  auch  die  Einleitung  einer  Untersuchung  während 
der  Dauer  der  Sitzungen   von  der  Zustimmung  der  Kammer  ib- 
liängig  gemacht   und   dieser  auch  nicht  das  dem  Reichstage 
dem  preussischen  Landtage   zustehende  Recht   gewährt  wordeoJ 
eine  Einstellung  der  Untersuchung  und  eine   Unterbrechung  dttj 
Haft    während    der    Dauer    der   Sitzungen  verlangen  zu   dürfen. 
Hiernach    ist   also    einerseits    die    Exemtion    des    Abgeordneten 
nach  bayerischem  Staatsrecht  eine  weitergehende  als  nach  Reichs- 
recht    und    preussischeni  Verfassungsrecht,    anderseits   bleibt  siej 
hinter  der  Immunität,  welche   nach  diesen  Rechten  den  Mitglifr-j 
dem  der  Volksvertretung   gewährt  wird,  wesentlich  zurück. 
bayerische  Verfassung  gestattet  der  Volksvertretung  nicht, 
Lauf  der  Untersuchung  zu  hemmen,  sie  gibt  ihr  keine  BefugnisJ 
in  den  Fortgang  eines  Strafverfalirens  hindernd  einzngreifen,  sriej 
begnügt  sich  vielmehr  damit,  die  Vollstreckung   der  Verha 
während  der  Tagung  an  die  Genehmigung  jener  zu  knüpfen, 
legt  den  Hauptwerth   darauf,    dass  der  zu   Beginn  der  Tag 
auf  freiem  Fusse  befindliche  Abgeordnete   während  der 
Dauer  derselben   ohne  Zustimmung  der  Kammer  seiner  Freiheit! 
nicht  beraubt  werde,    um  so  in  der  Lage  zu  sein,   an  den  Vtärj 
handlungen  der  liandstände  Theil   nehmen  zu  können,    sie 
um  desswülen  auch  um*  eine  Verhaftung  bei  der  Betreffung  wah- 
rend der  Veriibung  der   schwersten  Strafthaten  ohne  Gfrj 
nehmigung  der  Kammer  zu.     Die  Untorscliiedo,   welche  lüema 
zwischen  den  Privilegien  der  Abgeordneten  in  Preuasen  und 
Reiche  einerseits,   in   Bayern  anderseits  bestehen,  sind  pi 
weder  imerheblich  noch  bedeutungslos,  und  es  ist  nicht  ohne' 
esse,  zu  konstatiren,  dass  derjenige  Staat,   welcher  mit  zuerst  ifl 
Deutschland  seinem  Volke  eine  Nationalvertretung  verlieh,  es' 
erforderlich    erachtete,    der   Möglichkeit,    eines    ihrer    Mitgliede 
während  der  Dauer   ihrer  Sitzungen   ohne  ihre   Einwüligxmg 
verhaften,  die  engsten  Grenzen  zu  ziehen,  damit  die  lutakthe 
der  Versammlung  jeder  Gefahrdung  entzogen  werde.  Nach  baj 
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schem  Rechte  kann  somit  der  Abgeordnete  während  der  Dauer 
der  Sitzungen  verantwortlich  vernommen,  es  kann  eine  Haus- 
suchung bei  ihm  veranstaltet,  es  kann  jede  Untersuchungshand- 
lung  mit  Ausnahme  der  Verhaftung  gegen  ihn  bethätigt  werden, 
ohne  dass  der  Landtag  sich  über  Privüegieubruch  beschweren 
könnte.  Es  wü'd  sich  aus  der  folgenden  Darstellung  ergeben, 
dass  der  Rechtszustand  in  den  meisten  deutschen  Bundesstaaten 
dem  bayerischen  und  nicht  dem  preussischcn  oder  dem  Reichs- 
recht entspricht. 

Sachsen'') 
Verfasrongsurkimde  vom  4.  September  1631  Art.  84:  „Die  Stände 
genienen  sowohl  in  ihrer  GeBanmitheii  als  cinzolii  völlige  Unverletzlichkeit 
ihrer  Person  wahrend  der  Dauer  dea  Laniütages.  Daher  darf  insbesondere 
lOKer  dein  Fßlle  der  Ergreifunpf  auf  frischer  That  bei  einem  begangenen 
peinlichen  Verbrechen  und  dem  Falle  des  Wechselverfahren«  kein  Mitglied 
der  Stände  Versammlung  während  ihrer  Dauer  ohne  ausdrückliche  ZuEtiminung 
d«r  KanuutT,  der  seibigea  angehört,  verhaftet  werden  '*). 

Die  Immunität  des  sächsischen  Abgeordneten  ist  hiernach, 
was  den  zeitUchen  Umfang  anlangt ,  eine  weitergehende  als  die- 
jenige der  Abgeordneten  der  bisher  en\'iihnten  Staaten;  sie  er- 
»treckt  sich  nicht  nur  auf  die  Zeit,  während  welcher  der  Landtag 
fersammelt  ist,  sondern  sie  äussert  ihre  Wirkung  auch  wiilu-end 
der  Veilagung  desselben,  sie  nähert  sich  der  durch  das  preussische 
Recht  und  das  Reichsrecht  konstituirten,  indem  sie  den  Abgeord- 
neten niclit  nur  gegen  die  Verhaftung  während  der  Dauer  dea 
Landtags  schützt ,  sondern  auch  gegen  jede  sonstige  Verletzung 
seiner  Person,  Die  besondere  Erwähnung  der  Haft  ist  nicht 
limitativ,  sondern  exemplifikativ  zu  verstehen.  Der  sächsische 
Abgeordnete  darf  während  der  Dauer  des  Landtags  ebensowenig 
H»  dei*  preussische  einer  verantwortMchen  Vernehnmng  unter- 
worfen und  es  darf  bei  ihm  während  dieser  Zeit  auch  keine  Haus- 
ncbung  oder  gar  eine  Durchsuchung  seiner  Pei*son  vorgenommen 
werden,  denn  alle  diese  Akte  sind  mit  der  durch  die  Verfassung 
Terbürgten  Unverletzhchkeit   seiner  Person    nicht  in  Einklang  zu 

")  Stokrk,  a.  a.  O.  S.  125. 

")  Die   persönliche    Unverantwortliclikeit    wird   durch    §   11    St.-(l,-B. 
(ffdetkt. 

23* 
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bringen;    dagegen    hat   der   sächsische  Landtag  keine  Bei 
die  Unterbrechung    einer  vor  seiner  Eröffnung   gegen  einen 
geordneten   angeordneten  Untersuchungshail   zu    verlangen.     Die 
Ausnahme,  welche  die  sächsische  Verfassung   bezüghch   der  Ver- 
haftung   im  Wechsel  verfahren    macht .    hat    seit    Einfühning 
Rjeichsgesetzes    vom    29.    Mai    1868    keinen    praktischen    Wi 
mehr;  soweit  in  den  Reichsgesetzen  von  einer  Civilhaft  die  Rede 
ist,    regelt   sich   die  Vollstreckung  derselben  nach  den  oben  an- 
gefiihi'ten  Vorschriften;    soweit   nach  sächsischem  Partikularrecbi 
eine  Civühaft  angeordnet  werden  kann,    darf  während  der  Dauer 
des  Landtags  ohne   dessen  Einwilligung  die  Vollstreckung  uicht 
erfolgen;  es  gelit  dies  aus   der  Ausnahmebestinunung  zu  Gunsten 
der  Wechsclliail  deutlich  hervor,   wogegen  die  schon  vor  diei 
Zeitpunkt  begonnene  Vollstreckung   durch  Beschluss    des  hm 
tags  nicht  unterbrochen    werden    kann.     Hierbei    ist   Übrigens  n 
beobachten,  dass,  soweit  die  Vorschriften  der  Reichsprozessgesetitj 
Anwendung  erleiden  —  Einführungsgesetz  zur  O.-P.-O.  §  3,  HSn-, 
führungsgesetz  zur  K.-O.  §  4,  5    —   eine  Civühaft    gegen  eil 
Abgeordneten  nur  nach  Massgabe  der  oben  erörterten  Vorscbrifta 
vollstreckt  werden  kann,  sollten  auch  die  Bestimmmigen  de«  Pur 
tikularrechts  hiermit  im  Widerspruch  stehen. 

"Württemberg"). 
Verfassang   vom    15.  September    1819.    (Oesetz    vom    23.  Jum    lb'ii.i 
Art.  184:  Kein  Mitf^lted  der  StändeverBammluDg'   kann  während  der 
der    Sitzungsperiode    obne    Geaehmijfung    der    betreffenden   Kammer 
einer  mit  Strafe  bedrohten  Handlung   zur  Untersuchung  gezogen   oder  t«r1 
haftet  werden,  ausser  wenn  es  bei  Ausübung  der  That  oder  im  Laufe  J« 
nächstfolgenden  Tages    ergriffen  wird.     G-leiche  Genehmigung   ist   Wi 
Verhaftung  wegen  Schulden  erforderlich.     Auf  Verlangen  der  Kammer 
jedes  Strafv<!rfahren   gegen  f'iu  Mitglied    derselben   und  jede  UntcTSUchnngt-l 
odej"  Civilhail  für  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  aufgehoben.    Art,  185:  Krui 
Sländemitglied  darf  zu    irgend    einer  Zeit   wegen  seiner  Abstimmung  vitr 
wegen    der  in  Ausübung    seines   Berufs    gethanon    Aeusserungen   gericlt''  '■ 
oder  disciplinariseh  verfoljjft   oder  sonst   ausserhalb  der  Standoversamt; 
zur  Verantwortung  ge/^ogen  werd^u:  dogegen  hat,   wenn   ein  Stni'' 
seine  Stellung  zu  der  Kammer  zu  einer  Beleidigiutg  oder  Verlern 


")  Stokrk,  a.  a.  0.  S.  197. 
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Be^ening,  der  Stände  oder  einzelner  Personen  missbraacht,  die  betreffende 
Kammer  dies  zu  rügen  *•). 

Nach  Begründung    des    deutscheu  Reiches  hat  die  württem- 
bergische Regierung   ihre    auf   den    Schutz   der  Ständemitglieder 
bezüglichen    Bestimmungen   der   Verfassung   mit    der    durch    die 
Reichsverfassiing  den  Reichstagsabgeordneten  verbürgten  Immuni- 
tät, sowie  mit  dem  Inhalte  des  §  11  d.  St.-G.-B.  in  Einklang  zu 
bringen  gesucht  und  sich  hierbei  ganz  genau  den  Artt.  30  u.  31 
der  B.-V.    angeschlossen.     Die   vorstehenden  Bestimmungen    des 
vürttembergischen  Rechtes  geben  desshalb  zu  keinen  besonderen 
Bemerkungen  Anlass,    und    es   mag   nur  darauf  aufinerksam  ge- 
macht werden,   dass   die   eigenthümliche  Vorschrift    des  Schluss- 
satzes, welche  gewisse  Wortdelikte  nicht  ungeahndet  lassen  will  — 
die  Art  und  Weise,   auf  welche   die  Rüge  der  Kammer  erfolgen 
soll,  überlässt  das  Gesetz  der  GeschätHsordnung,  —  vielleicht  den 
Keim   einer  Weiterentwicklung   in    sich   birgt,    einer  Weiterent- 
wickelang  in  dem  Sinne,    dass   unbeschadet  der  Aufrechthaltung 
der  vollen    parlainentarischen   Redefreiheit    doch    dem    von    der 
Tribtine  ans  in  seiner  Ehre  Verletzten  ein  Mittel  gegeben  würde,  sich 
eine  ausreichende  Genugthuung    zu   verschaflen.     Ob   diese  Ent- 
Tfickelung   sich    in  der  Richtung  einer  Verschärfung  der  Dis- 
cipliuargewalt  bis  zum  Ausschluss   eines  Abgeordneten  be- 
wegen oder  ob  sie  dahin  gehen  wird,   dem  Beleidigten  und  Ver- 
leumdeten das  Recht  zu  verleihen,    bei    dem  Strafgerichte  gegen 
den  Verleumder  eine  Klage  amiustrengen,  welche  nur  den  Zweck 
hätte,  festzustellen,  dass  die  betreffende  Behauptung  eine  Ver- 
leuiadung  enthalte,  ohne  mit  irgend  welcher  Strafe  verbunden  zu 
Sfiiu  muss  dahingestellt  bleiben ;  allein  wahrscheinlich  ist  es,  dass 
diese  Vorschi-ift  des  württembergischen  Rechts  den  Ausgangspunkt 
för  eine   vollkommenere  Gestaltung  des  gegenwärtigen  Rechtszu- 
Standes  bilden  wird. 

Baden"). 
Verfiwrong  vom  22.  August  1818  (Gesetz  vom  21.  Oktober  1867)  §  48aj 
•Kna  Eimmennitglied  kann  wegen  Beiner  Abstinimung  oder  wogen   seiner 
AnHeniDg    bei    Kammer- ,    Abtbeiluuga-    oder    Kommissionsverhaudlungeu 

")  Gaopp,  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg,  Freiburg  1884,  S.  137, 
")  Stobrk,  a.  b.  0.  S.  217. 
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anders  als   na«h  Massgabc  der  tieafhäfisordmuig  der  Kaniiincr  zur  Vfrani 
wortung  gezognen  worden.     Wahrheitsgetrcuo  Berichte   über  Verhandlmi 
in   den   öffentlichen  Sitzungen   beider  Kaminera   bleiben   von  jeder  Vtrant- 
wortUchkeit  frei.    §  49:  Kein  Ständeniitglied  kann  während  der  Dauer  dtT 
YerBaminlangon  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  der  Kammer,  wozu  er  gehü 
verhaftet  werden,  dcB  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That  bei  begange: 
peinlichen  Verbrechen  ausgenommen  *•). 

Die  Immunität    der   badischen  Landtagsabgeordneten   iet  m 
haltlich   der    vorstehenden  Bestimmungen    im  Wesentlichen   die- 
selbe wie  die  der  bayrischen  und  sächsischen  Volksvertreter.    Di 
Immunität  schützt  auch  hier  nur  vor  der  Verhaftung,  nicht  aucl 
vor   den    übrigen    Akten    einer    strafgerichtlichen   Untersuchuni 
Dagegen  bezieht  sie  sich  sowohl  auf  die  üntersuchungs-  vkie  dii 
Civilhaft;    die  Straüiaft    ist    ausgeschlossen.     Die  Befugniss, 
Unterbrechung  einer  bereits  begonnenen  Haft  fiir  die  Dauer  de; 
Versammlungen  verlangen    zu    dürfen,    geht    auch  der  badische] 
Kammer  ab.     Die  Unzulüssigkeit  der  Verhaftung  eines  Abgeo 
neten    ohne   Genehmigung   derjenigen  Kammer,    welcher    er 
gehört,    bezieht  sich  mir  auf  den  Zeitraum,    während  dessen  di 
Kammer  versammelt   ist;    unter    der   „Dauer  der  Versammlung 
kann  nur  mittelst  gezwungener,  künstlicher  Interpretation  ein  Zeil 
räum  verstanden  werden,  in  welchem  die  Kammer  gar  nicht  ve; 
sammelt  ist.     Die  angeführten  Bestimmungen  der  badischen  Ver- 
fassung unterscheiden  sich  von  den  Verfassungsvorschriften  and 
Staaten  insbesondere  auch    dadurch,    dass    in   ihnen   der  Privil 
girung  der  wahrheitsgetreuen  Berichte  über  Kammerverhandlunge 
gedacht   wird.     Seit  Einiuhrung    des  deutschen  Strafgesetzbuch 
ist  an  Stelle   dieses  letzten  Satzes   des  §  48  a  der  §  12  des 
nannten  Gesetzbuchs  getreten,  welcher  die  Beschränkung  der  Ui 
verant^vortlichkeit    der    Berichte    auf   Berichte    über    öflfenlHi 
Sitzungen  nicht  enthält.  Da  aber  diese  Bestimmung  nicht  sowol 
eine  Privilegining   der  Blitglieder    der  gesetzgebenden  Vers 
lungen,  wie  man  oft  behauptet  hat,  enthält,  sondern  nur  ein 
vilegium  der  Presse -'),  welches  in  seinem  Chiu-akter  auch  nii 

^  SoHXNKKL,  Staatsrecht  des  Grosshentogthums  Baden,  S.  12. 
"')  Fuu>,  Die  StraÖreiheit  widirheitsgeiTeuer  Keichstagsbericht«.    Ai**^ 
piJeD  des  deutschen  Reiche«  1877,  .S.  231-969. 
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daxlnrch  geändert  wird,  dass  man  dasselbe  als  eine  Konsequenz 
des  Prinzijis  der  Oeftentlichkeit  der  Parlameiitsverhandlungen  auf- 
fasst,  80  ist  im  Zusammenhange  dieser  Darstellung  nicht  weiter 
bieraof  einzugehen. 

Hessen  **). 
Vcrfksgung  vom  17,  Dezember  1820  Art.  83:  „Die  Stände  sind  für  den 
lahftlt  ihrer  freien  AbBtimmung  nicht  verantwortlich.  Dagegen  »cliützt  das 
R«cht  der  freien  MeinungsäusBerung  nicht  gegen  den  Vorwurf  der  Verleum- 
dttDg,  welche  Einzelne  in  dieser  Aeusserung  etwa  finden  sollten.  Den  Ein- 
leben bleibt  in  solchen  Fällen  das  Klagerecht,  welches  ihnen  gegen  Ver- 
leumdungen nach  dem  Gesetze  zusteht.  Klagen  dieser  Art  soUe-n  bei  dem 
PruTinzialjuBtizkoIIeg  derjenigen  Provinz  eingereicht  werden,  iu  welcher  der 
iMoitMg  gehalten  wird.  Art.  85:  Wälirend  der  Dauer  des  Laudtaga  sind 
die  Personen,  welche  za  der  StändeFersanimlung  gehören,  keinerlei  Art  von 
Arrest  als  nüt  Einwilligung  der  Kammer,  zu  welcher  sie  gehören,  unterworfen, 
dsn  Faü  der  Ergreifiing  auf  frischer  Thiit  bei  strafbaren  Handlungen  aua- 
gvuvnunen,  in  welchem  Falle  aber  alsbald  der  Kammer,  zu  welcher  der 
Verhaftete  gehört,  die  Anzeige  des  Vorfalles  mit  Entwickelung  der  Orilnde 
gemacht  werden  soll"  **). 

Der  Inhalt  dieser  Bestimmungen  ist,  soweit  er  sich  auf  die  per- 
«iahche  ünverantwortHchkeit  bezieht,  durch  die  Reiclisgesetzgebung 
derogirt;  soweit  er  die  Exemtion  von  dem  Gericbtszwang  zum 
(regenstand  hat,  entspricht  er,  trotzdem  aus  dem  Wortlaut  eine 
weitergehende  Immunität  gefolgert  werden  könnte,  im  Wesent- 
lichen dem  in  den  übrigen  süddeutschen  Staaten,  abgesehen  von 
Württemberg,  geltenden  Rechte.  Die  Unstatthaftigkeit  der  Ver- 
haftuDg  bezieht  sich  auch  hier  nur  auf  die  Verhaftung  zu 
Unters uchnngszwecken  und  die  Civilhaft,  dagegen  nicht 
«öf  die  Verhaftung  zum  Zwecke  der  Strafverbüaaung ;  sie  erstreckt 
ach  aber  nicht  nur  auf  die  Zeit,  während  welcher  der  Landtag 
Tersammelt  ist,  sondern  auch  auf  die  Periode  der  Vertagung, 
so  dass  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem  hessischen  Verfassungs- 


")  Stokbk,  a-  a.  O.  S.  249,  250. 

")  Die  hessische  Regierung  legte  im  Ijaufe  des  Sommers  1887  den 
ßtSnden  einen  Gesetzentwurl'  vor,  welcher  die  Immunität  der  Abgeordneten 
im  Anschluss  an  Art.  30  und  31  der  E.-V.  neu  ordnen  wollte.  Ein  Gesetz 
bm  jedoch  nicht  zu  Stande,  weil  zwischen  der  Regierung  und  der  ersten 
Kammer  einer-,  der  zweiten  andererseits  Meimmgsverachiedenheiten  bestanden. 
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rechte  und  dem  Verlassuiigsrechte  der  meisten  deutschen  Bund 

Staaten  ein  nicht  zu  verkennender  Unterschied  besteht'*).      ■ 

I 
S  a  c  h  8  e  n  -  We  i  m  a  r  "). 

RevidirtGB  Grundgesetz  vom  16.  Oktober  1850  §  18:   „Niemand  \ 

wegen  seiner  Aeusserungen  in  der  Versammlung  des  Landtag«  venuti 

lieh  gemacht  werden.    Jede  Veninglimpfnng  der  höchsten  Person  d« 

fUrsten,  Beleidigung  der  Regierung,  des  Landtages  oder  Einzelner 

verboten  und  nach  den  Gesetzen  slnifbar,    §  19:  Kein  Landtag^abo 

darf  während  der  VersammUmg'  des  Landtags  und  bis  acht  Tage 

Chinese  oder  naoh  einer  Vertagung  desselben  ohne  Zuetimmmig 

verhaftet  odor  in  strafrechtliche  Untersuchung  genommen  werden  mit  i 

Ausnahme   der  Ergreifung   auf  fi-ißchur  That.     In  diesem  letztem  Fall 

dem  Landtage  von  der  getroffenen  Massregel  sofort  Kenntnis»  su  gebenji 

es  steht  ihm   zu,  die  Aufhebung  der  Haft  oder  Untersuchung  sa  verlat 

Dieselbe  Befiigniss  steht  dem  Landtage  in  Betreff  einer  Verhaftung  oder  Oi 

Buchung  zu,  welche  über  einen  Abgeordneten  zur  Zeit  der  EröQnung  des  li 

tags  bereits  verhängt  gewesen  ist  oder  während  einer  Vertagung  verhin^j 

Die  Einschränkungen,  welchen  die  persönliche  Unvei 
lichkeit  der  Abgeordneten  nach  dem  ersten  dieser  beiden' 
unterliegt ,  sind  seit  Einführung  des  deutschen  StrafgesetzW 
unpraktisch  geworden.  Was  die  Exemtion  der  Abgeordneten 
dem  Gerichtszwang  betrifft,  so  weicht  das  Sachsen-Weimar'( 
Rocht  nicht  nur  von  dem  süddeutschen  Verfassungsre 
sondern  es  geht  auch  noch  über  das  preussische  Recht 
Reichsrecht  hinaus,  indem  es  die  Immunität  bis  auf  a< 
nach  Scliluss  der  Sitzungsperiode  oder  dt>n  Beginn  der  Yi 
ausdehnt.  Durch  diese  ausdrückliche  Hervorhebung  de 
tagung  bringt  das  Gesetz  recht  deutlich  ztun  Ausdruck, 
und  ftir  sich  während  der  Vertagungsperiode  der  Abg« 
unter  dem  gemeinen  Rechte  steht;  dagegen  erstreckt  sich  di 
Sachsen-Weimar  gewährleistete  Immunität  gleichfalls  nur  aal 
Untersuchungshaft  und  nicht  auch  auf  die  Strafvollzugshaft,  \ 
rend  die  Civilhaft,  soweit  solche  nicht  in  den  Reichsgesetzeq 
regelt  ist,  allerdings  in  dem  generellen  Verbote  der 
mit  enthalten  ist^^). 


*•)  Gakeis,  Staatsrecht  des  Grossherzogthums  Hessen,  Freiburg  \884^ 
»»)  Stokrk,  a.  a.  0.  S.  28L  |j 

^)  Meyeb,  Staatsreuht  des  Grossberzogthams  Sachsen- Weimar»,  .i|i 
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Sachscn-Coburg-Crotlia  ";. 
OnmdgeMtz  vom  3.  Mai  1852  §  85:  Kein  Abgeordneter  darf  wegen  der 
'^Aiuübttng  seines  Berufs  gethanen  Acusseruiig^  ausserbalh  de»  Landtags 
wr  Verautwortuiig  gezogen  werden.  Wegen  eines  durch  solche  Aousscrungen 
elw»  begangenen  Verbrechens  oder  Vergehens  kann  der  Landtag  seine  Rliw- 
iing  förmlich  aussprechen,  auch  den  Fall  atd"  Antrag  der  Betheiligten 
■trafrecbtUche»  Erledigung  an  da«  Gericht  verweisen.  Wegen  seiner 
ümmnng  darf  Niemand  zur  Verantwortong  gezogen  werden,  §  86:  Kein 
>rdnetcr  darf  während  der  Versammlung  eines  Landtags  ohne  dessen 
hlAtimmong  verhaftet  werden ,  den  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That 
»•^n  Verbrechens  ausgenommen.  Im  letzteren  Falle  ist  dem  Landtage 
sofort  Amseige  von  der  erfolgten  Verhafttmg  eu  machen". 

Aus  der  Redaktion  des  Art.  86  ergiebt  sicli  zwar,  dasa  nicht 

die    Unteitjiichungshaft   gegen  einen   Abgeordneten   wahrend 

I  Versammlung  des  Landtags  niclit  ohne  Genelmiiguug  desselben 

Igt  werden  soll,  sondern  auch  die  OiviLhaft;  wie  so  aber  der 

Wortlaut  der  Voi*schrift  darüber  keinen  Zweifel  lassen  soll,  dass 

auch  die  Strafhaft   ohne  Zustimmung    des   Landtags    nicht   voU- 

»ti-eckt  werden  darf,  und  sogar  jede   andere  „Coeraitivhaft,"   wie 

der  neueste    Bearbeiter    des    Coburs-Gotlia'schen    Staatsrechtes 


isun^s  Handbuch  des  öfili?ntlichen  Rechtes,  Freibiirg  1884  S.  19,  verweist 

'  die  Verhaftung  von  Abgeordneten  in  Civilaachen  nur  auf  §  785  uTid  §  786 

'  C.-P.-ü.     Eb    ist   aber  schon    oben    bemerkt    worden,    dass   die  in   den 

bsgcsetzen   enthaltenen  Vorschritteii  nicht  alle  Fälle  der  Civiihaft 

aen;  soweit  nach  dem   einschläglichen  bürgcrliclieu  Recht  im  Gebiete 

freiwilligen   Gerichtsbarkeit  die   Anorduiing  der   Oivilh&ft  Rtatthaft    ist, 

i  B.  im  Gebiete  des  VormuudschaftRw^e<<eu!i,   finden   die  BcEÜmmitugen    der 

C.-P.-O,  keine  Anwendung,   wii-  diefc  auch  der  oben  erwähnte  Gesetzentwun 

der  Grosshcraoglich  hessibcben  Regierung  uu«drücklich  anerkannt  hat.  Gareib, 

Zcitac-br.  f.  d.  ges.   StrafrecbtHwiHsenBchalt   Bd.  7,  S.  643.    Da   die    Bestim- 

llnrang  des  Sachsen-Weimar'schen    Rechtes    ganz    allgemein    die   Verhaftung 

leinea  Abgeordneten  verbietet  ohne  ausdrücklich  zu  bemerken,  dasH  hierunter 

jjur  die  im  Strafverfaln-en   bellmtigte  Verhaftung  verstanden  wonlen  sei,    so 

Eauch  die  Civiihaft,  soweit  die  Reichsgesetze  nicht  Plats!  greifen,  nach 
Vorschrift  beurtheilt  werden;  das  Gleiche  ist  bezüglich  aller  Ver- 
aren  zu  sagen,  welche  sich  in  derselben  generellen  Weise  über  die  Un- 
ItattliaAigkeit  der  Verhaftung  uhne  Genehinigung  der  Kummer  aussprechen. 
Bo  besteht  beispielsweise  (iarüber  kein  Zweifel,  dass  die  Worte  der  hesai- 
loben  Verfassung  Art.  85:  „keiner  Art  vüu  Arrest"  auch  auf  die  Civiihaft 
Anwendung  zu  erleiden  haben. 
")  Stokbk,  a.  a.  O.  S.  451. 


memt""),  Ist  nicht  einzuselien.  Der  WortlaiiF  rtes  §~86  onteT' 
scheidet  sich  so  gut  wie  nicht  vou  dem  Wortlaute  der  Bestimmungeo 
in  einer  grossen  Zalil  der  im  Vorstehenden  genannten  Verfassungeo 
und  gleichwohl  wird  ziemlich  allgemein  angenommen,  dass  weder 
die  Striiflmft,  noch  die  als  Ordnungsstrafe  verhängte  Haft  tmt«r 
das  Verbot  fallt.  So  wie  man  es  für  unstatthaft  erachtet,  unter 
dem  „verhaftet"  des  Art.  31  der  R.-V.  und  des  §  84  der  pcfm- 
sischen  Verfassung  die  Strafvollzugshaft  zu  verstehen,  ebenso  ist 
es  unzulässig  das  „verhaftet"  des  §  86  des  Grundgesetzes  für 
Coburg-Gotha  in  der  allgemeinen  Weise  aufzuessen,  dass  jede 
Haft,  gleichviel  welchen  Inhalt  sie  hat  und  auf  Gnind  welcher 
Vorschrift  sie  angeordnet  wird,  darunter  begriffen  würde.  Jeden- 
falls müssten  besondere  Gründe  angeführt  werden,  um  darzuthui», 
dass  das  Coburg-Gotha'sche  Recht  in  dieser  Beziehung  eine  Ans- 
iiahme  von  dem  fast  in  ganz  Deutschland  geltenden  Rechte  bildet 
und  bilden  will,  allein  solche  Gründe  \verden  nicht  beigebracht. 
so  dass  der  nur  durch  den  Wortlaut  gestützten  Anschauung  nicht 
beigetreten  werden  kann. 

Oldenburg"*). 
RcvidierteB  Staatsgiimdgesctz  vom  24.  November  1852  Art.  131,  s 
«Kern    AbgoordBeter   kann  wegeu   seiner  Aeussenmgen   auf  dem  Laadtn» 
anders   als   durch    deu   Präsideuten   oder   vou   der  Versamznlang   tnreciiV 
gtrwiesen  and  zur  Verantwortung  gcEOgeu  werden.    §  8:  Wegen  einer  dvrb 
solche  Aeussemugen  etwa  begangenen  Ucbertretung  des  Stra%eset2ea  lam 
ein  gerichtlicbcs  Verhaften  nur  stattfinden,  wenn   der  Landtag  den  Fall  wr 
»trafreelitlTcheu  Erledigung  an  das  CJericbt  verwiesen  bat.  §  3 :  "Wegen  seiatf 
Abatimniung  darf  Niemand  «tut  Verantwortung  gezogen  werden.     Art  132: 
Während  des   Landtages  und   auf  der  Reise  dahin  und  zurück    können  dlt 
Abgeordneten    wegen  Verbrechen    und    Vergehen    nur   bei    Srgreüung   mf 
frischer  That  oder  mit  Zustimmung  des  Landtages  oder  seines  AusechufMa  { 
verhaftet  wurden.     Im  emtereu  Falle    ist   dem   Landtage  beew.  dessen  Am»-] 
schnss  von  der  Verhaftung  sofort  Senntniss  zu  geben". 

Die  Bestimmungen  des  Oldeuburg'schen  Rechts  cbarakterisirei 
IBOb  dadurch,  dass    sie    den  Abgeordneten    eine   Exemtion   von] 
dem  Gerichtözwaug   nur  bezüglich   der  Verhaftung  im  Strafver- 

")  FoRKKL,   Das  Staatsrecht  der   Herzogthümer  Sacbsen-Cobut); 
Gotha,  in  MarquardscuB  Haudbueh  III  2,  Freiburg  1884,  8.  127. 
**)  Stoerk,  a.  a.  0.  S.  314. 
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en  verleihen,  dagegen  sowohl  in  Ansehung  der  übrigen  AJfte 
einer  Sti-afuntersuchung  als  auch  der   CivilLaft  keine  Ausnahme 

fdem  gemeinen  Recht  zulassen.  Die  Civilhaft  ist  hiemach 
eu  Mitglieder  des  Oldenburg'schen  Landtags  nur  insoweit 
tÄtthaft,  als  dies  durch  die  Reichsgesetzgebung  ausgesprochen 
Bt,  im  Uebrigen  aber  durchaus  zulässig-,  eine  Einschränkung  der 
Immunität  gegenüber  dem  Verfassungsrecht  m  Bayern  und  Baden 
eüthiilt  die  Oldenburg'sche  Gesetzgebung  insofern,    als    auch   bei 

t  Verübimg  von  Vergehen  die  Verhaftung   ohne  Genehmigung 
Kammer  gestattet  ist,  wenn  der  Aligeordnete  auf  handhafter 
That  betroffen  mrd^  während  die  UnStatthaftigkeit  der  Verhaftung 

^  während  der  Reise  zum  Landtage  und  der  Rückreise  von 
elben  eine  Ausdehnung  gegenüber  diesen,  sowie  den  meisten 
iihrigen  Verfassungen  bedeutet.  Ein  Recht,  die  Unterbrechung 
einer  vor  Eröffnung  des  Landtags  schon  vollstreckten  Unter- 
suchungshaft, zu  verlangen,  besitzt  auch  der  Oldenburg'sche  Land- 
tag nicht ;  bezüglich  der  in  den  Reichsgesetzen  geregelten  Fällen 
Jer  Civilhaft  ist  ümi  eine  Bolugniss  dieses  Inhaltes  durch  die 
angeführten  Vorschiiften  der  Civü-Prozessordnung  einge- 
t  worden. 

BraunHchweig*"). 
Xeue  Landschaftsordiiuüg  vom  13.  üktolter  1882  §  134,   Die  Mitgliüder 
[Landscbafb  haben  bei  ihren  Berathungen  das  Recb(>  ihre  Meiauugen  frei 
sem  und  könuen   wegen  Verletzungen   der  Geschäftsordnung,    welche 
Bf   ein  besonderes  VerbrM-ben   noch    eiue   persönliche  Beleidigung   eat- 
biüteo,    nur    vou  der  Ständeversanimlimg  aelbBt  zur  Verantwortung  gezogen 

Ciu,  §  135.  Kein  MitgUed  der  Ständevursainndung  kann  während  der 
tagBversanmduiig  verhaftet  werden  als  entweder  im  "Wege  des  Wechsel- 
irea»  oder  wenn  dasselbe  auf  frischer  verbrocherischer  Tliat  ergriffen 
wird  oder  mit  Zustimmung  dt>r  StändeverBammlung,  In  den  beiden  erstes 
Villen  hat  die  verhaftende  Behörde  dem  Staatsministeriuin  und  diese«  der 
Btäadeversainmlung  sofort  Anzeige  von  der  Verhaftung  zu  machen-  üeachäftR- 
jrdoung  vom  30.  Mai  1871  §  69.  Dagegen  darf  kein  Abgeordneter  eu  irgend 
■OBr  Zeit  wegen  »einer  Abstimmung  oder  wegen  der  in  Auaühung  seines 
^pvfea  gemachten  Acusserungeu  gerichtlich  oder  diacifdinarisch  verfolgt  oder 
mut  auHMthalb  der  VerMumnlung  zur  Verantwortung  gezogen  werden." 


*•)  Stokrk,  a,  a.  (>.  S.  346. 
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Die  Verhaftung  ohne  Genebraigung  der  Kammer  ist  nwii 
diesen  Bestimmungen  im  Gegensatz  zu  Oldenburg  nur  \m  <Ui 
Verübung  von  Verbrochen  gestattet.  Die  Ausnahme  bexüglidi 
der  Wechselliaft  ist  nicht  mein-  praktisch,  im  LIebrigen  bieten  dic- 
Melben  keinen  Anlass  zu  besonderen  Bemerkungen.  Durch  die 
zuletzt  angeführte  Vorschrift  der  neuen  Geschäftsor^lnung  wurde 
das  Braunschweig'sche  Recht  mit  dem  Inlialtc  des  §  11  d« 
deutschen  Str.-G.-B.  in  Einklang  gebracht ,  da  die  ursprüngliche 
Regelung  der  Un Verantwortlichkeit  der  Abgeordneten  unter  d«r 
Herrschaft  des  Reichsstrafrechtes  nicht  mehr  in  der  bisherigen 
Form  fortgelten  konnte. 

Sacbsen-Mciningen  "). 

Virfasfsung  vom  S3.  Angust  1839  §  100.  Der  Lauf  der  Justis  kuo 
gegen  die  Depatirtt-u  nicht  gehemmt  werden ,  mir  sullfii  «ie  vrährcUil  ihrer 
AuwcBcuhuit  Qin  Laudtagc  aicht  »um  persönlicbeu  ErBcLeinea  in  hwrjgO" 
lichou  Rechtssachen  und  in  Polizeiaachen  vorgeladen  und  in  dieeeo  tädA 
mit  Verhaft.  bch^gt  werden,  ausser  wegen  fUlligcr  Wechsel.  Wenn  Wpclwl- 
arrost  oder  eine  Kiiniiualuntersuchung  gegen  einen  Dcputirtcn  erkuuit  wini, 
niuBS  der  Stellvertreter  desselben  einberufen  werden. 

Eine  eigenthümhche  Formulirung  hat  die  Immunität  d» 
Mitglieder  der  Volksvertretung  in  Sachsen-Meiningen  gefunden 
Das  Gesetz  befreit  die  Abgeordneten,  aber  nicht  alle,  sunden» 
nur  diejenigen,  welche  am  Landtage  anwesend  sind,  lechglich 
von  der  V^orladung  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  von  der 
frei^\^lligen  und  der  Polizcigerichtsbarkoit  mid  demgemäss  audi 
von  der  Ptlicht,  in  denselben  persönlich  erscheinen  zu  müssen, 
sowie  von  der  Möglichkeit  der  Verhaftung  in  ihnen.  Em 
Exemtion  von  der  Verhaftung  in  eigentUchen  Kriminalsachen 
tindet  ebenso  wenig  statt  wie  eine  Privilegirung  der  Abgeord- 
neten bezüglich  der  Einleitung  einer  Untereuchung  in  solcheD; 
noch  weniger  ist  die  Rede  davon,  dass  der  Kammer  die  Beftigniss 
zustehen  sollte,  in  den  Lauf  der  Justiz  hemmend  einzugreifen. 
Das  Sachsen-Meiningen'sche  Recht  hat  lüernach  von  allen  bisher 
betrachteten  Rechten    den  Mitgliedern    der   Volksvertretung   di« 


••)  Stobrk,  a.  a.  O.  S.  28». 
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geringste  Immunität  verliehen;  von  dem  Grundsatz  ausgehend, 
dasa  auch  ilmen  gegenüber  der  Lauf  der  Justiz  Fortgang  nehmen 
müsste,  hat  es  sich  darauf  beschränkt,  in  geringfügigen  Strafsachen 
und  in  Civilsachen  den  Abgeordneten  eine  exemte  Stellmig  zu 
gewahrleisten,  wälirend  bei  allen  wichtigern  dem  Gebiet  des  Straf- 
rechts angehörigen  Sachen  das  gemeine  Recht  keinerlei  Abände- 
ning  oder  Einschränkung  unterworfen  wird.  Dadurch^  dass  diese 
Privilegien  lediglich  denjenigen  Abgeordneten  zu  Theü  werden, 
welche  am  Landtage  anwesend  sind,  werden  in  vollkonmaen  be- 
püiideter  Weise  diejenigen  Mitgheder  der  Volksvertretung  von 
dem  Genuss  irgendwelcher  Ausnahmestellung  ausgeschlossen,  welche 
zwar  zu  Abgeordneten  gewählt  sind,  es  aber  versäumen,  ilire 
Pflichten  als  solche  auch  zu  erfüllen.  Wiewold  wir  hier  nicht 
die  Absicht  haben,  ehie  Kritik  vom  politischen  und  strafrecht- 
lichen Gesichtspunkte  aus  an  die  Bestimmungen  des  geltenden 
Rechtes  zu  legen  und  Abändenuigsvorschlägc  in  dieser  oder  jener 
Richtung  zu  machen,  so  möge  doch  die  Bemerkung  gestattet  sein, 
dass  diese  Beschränkung  wohl  auch  von  anderen  Verfassungen 
als  Vorbild  und  Muster  benützt  werden  künnte  und  sollte.  Ein 
Äl^eordneter,  welcher,  ohne  dass  er  in  der  durch  die  Geschäfts- 
orduung  vorgeschriebenen  Weise  Urlaub  erhält,  es  verabsäumt, 
im  Landtage  anwesend  zu  sein  und  statt  dessen  lieher  im  Lande 
als  Agitator  herumzieht,  oder  es  vorzieht,  sich  einem  beschau- 
lichen Stillleben  oder  den  Freuden  des  Sports  hinzugeben,  hat 
durchaus  keinen  Anspruch  darauf,  dass  ihm  diejenige  Exemtion 
von  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  zu  Theil  werde,  welche 
da*  Gesetz  nur  zu  dem  Zweck  und  zu  keinem  anderen  aufgestellt 
bat,  um  den  Abgeordneten  die  Möglichkeit  der  Theilnahme  an 
den  Arbeiten  und  der  Thätigkeit  der  Volksvertretung  zu  sichern, 
er  hat  jeden  Anspruch  hierauf  verloren,  und  es  ist  absolut  uner- 
findlich, wesshalb  er  nicht  nach  dem  Rechte  behandelt  und  be- 
urtheilt  werden  sollte,  welchem  jeder  Bürger  tiiiterstebt.  Es  ist 
nicht  unmöglich,  tlass  dieser  Gedanke  noch  einmal  auch  noch  von 
anderen  Verfassungen  aufgenommen  werden  wird;  dass  er  sowohl 
fiolitiscb  wie  rechtlich  berechtigt  ist,  kann  alö  zweilellos  betrachtet 
werden. 


Sfifi     — 


Sachsen-Alteoburg  "). 
V^erfasBung  vom  29.  April  1831.  Art.  346.  Die  einxclnen  Al^feordneten 
haben  die  Veri>flichtaDg  der  Frciraüthigkcit,   wobei  sich  von  adbat  vcrsteiit, 
dass  dicRelbe  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  bleiben  rnuss.     OM«t£  WB 
23.  November  1848  §  1.    Kein   LnadtagTsabgcordueter   kann    drei    Tige  TOr 
Beginn  der  landschaftlichen  Diät,  während    der  Dauer   und    drei  Tage  nicb 
Beendigung  derselben  ohne  6t;nehmigung  der  LandscbaJl    verhaftfit  weida, 
auBscr  wenn  er  bei  Ausübung  eines  Kriminalverbrecheos   auf  frischer  Tbi 
ergriffen  oder  zu  Wechselhaft  verurtheilt  ist.    §  2.   Kein  Abgeordneter  diif 
während  derselben  Zeit   ohne  Zustimmung  der  Landschaft   in  üntersuchimc 
genommen  werden.     §  3.  Jedes  Strafverfahren  gegen  ein  IVIitglied  der  Land- 
Bchafl  and  jede  Haft  eines  solchen    ist    sofort    der  versammelten  Landiehift 
anziueigen  und  wird  auf  deren  Verlangen  für  die  Dauer  der  Sitzung  vertagt 
auch  wenn  das  Strafverfahren    oder    die  Haft  vor  dem  im  Eingang  des  (  I 
bestimmten  Zeitpunkte  eingetreten   sein  sollte.     §  4.   Bei  Berathungca  odar 
Abstimmungen  der  Laiulschafl  oder   ihrer  Kommission  über  die  Frage,  ul 
ein  Abgeordneter  in  Haft   oder  Untersuchung   genommen  werden   soll,  kt 
sich  der  betheiligte  Abgeordnete  aller  Theilnohme  daran  tu  entbalten,* 

Die  Bestimraungen  in  Sachsen-Altenburg  weichen  von  den 
zuletzt  betrachteten  dadurcli  ab ,  dass  sie  auch  die  Einleitiing 
einer  Untersuchung  ohne  die  Zustimmung  der  Landschaft  wäh- 
rend der  Dauer  des  Landtags  sowie  einige  Tage  vor  Beginn  «nd 
nach  Schluss  desselben  verbieten  und  weiter  die  Befugnis»  M 
Hemmung  dos  Laufes  der  Justiz  fiir  die  Dauer  dieser  Periode 
vei*statten,  sie  stimmen  dagegen  mit  ihnen  in  der  Beschriinkung 
der  Verhaftung  eines  Abgeordneten  ohne  Erlaubniss  auf  die  B^ 
treffung  bei  Verübuug  eines  Verbrechens  iiberein.  Die  VeiT^'iuidl- 
Schaft  (heser  Bestimmungen,  die  unter  dem  Einflusa  des  Jaluts 
1848  entstanden  sind,  mit  den  Vorschriften  der  Reichsverfassmig 
vom  23.  März  1849,  ist  leicht  ersichtlich  »"). 


")  Stoebk,  a.  a.  0.  S.  429. 

")  Die  Bestimmungen    der   Reichßverfassung    vom    23.  März    1849  i» 
Betrefl'  der    Immunität    der  Heichstagsabgeordneten    waren:  Art.  117.    Sft 
Mitglied  des  Reichstages  darf  wähi-end  der  Dauer  der  Sitzungsperiode  ohw  | 
Zustimmung  des  Haukes,    zu  welchem  es  gehört,  wegen  strafrechtUcher  Asr| 
•scbuldigungen  weder  verhaftet  noch  in  Untersuchung    gezogen    werden, 
alleiniger  Ausnahme  der  Ercrreifung  auf  frischer  That.    Art,  118.    In  dieMBil 
letzteren  Falle  ist  dem  betrcfleiiden  Hause  von   der  angeordneten  Masirt^Jj 
sofort  KenntuiHs  zu  geben.     Es  steht  demselben  zu,  die  Aufliclamg  der  Ha 
Oller    Untersuchung    bis    zum    Schlüsse    dfr   Sitzungsperiode    eu    V€ 


?J67     — 


Scliwarzburg-SondiTshauson**). 
Groodgesetz  vom  8.  Juli  1857    §  32.      ^Die    Mitglieder   rk»    Landtag« 
onen  wegen  Hirer  AbstimmiLDgCD  niemaU,   wegen    ihrer  AeuBsenrngen  im 
'dtAge  aber  nur  inncrbalb  desselben  nach  Massgabe  der  Geachäftaordiiung 
.«r,  fiJl«  durch  solche  Aeusfieningcn  ein  Vorgehen  verübt  «oin   eoUte,   mit 
nehniigting  des  Landtag«  durch  den  zuständigen  Richter  zur  Verantwortung 
ogen  werden." 
Die    Schwai"zburg  -  Soiidersbausen'scke    Gesetzgebung    kennt 
eine  Immunität  der  Abgeordneten  von  dem  Gerichtszwang  und 
kein  Recht  des  Landtags   zum  Eingriff  in  den  Lauf  der  Justiz, 
«e  erkennt  lediglich  die  persönliche  Unverantwortlichkeit  der  Mit- 
glieder desselben  für  Abstimmungen  und  Aeussernngen  an.     Die 
Knschräukung,   welche    der   Schlusssatz   des   §    32   enthält,    ist, 
soweit  sie  sich  auf  Wortdelikte  bezieht,   als    beseitigt  anzusehen 
\md  kann   nur  insoweit   Anspruch   auf  Geltung   haben ,   als   die 
Aeusserung  kein  Wortdehkt,  sondern  die  durch  Worte  bethätigte 
Theiloahme    an  einem   ausserhalb   der   Versammlung  begangenen 
Delikte  enthält,  ein  Unterschied,  der  von  dem  neuesten  Bearbeiter 
dw  Staatsrechts    des   Ftirstenthums   iSchwarzburg-Sondershausen 
nicht  mit  der  nothwendigen  Schärfe  hervorgehoben  wird  '*). 

Waldeck»«). 

Ver&ssung  vom  17.  August  1852  §  68,  „Kein  Abgeordneter  darf  tu 
irgcDd  einer  Zeit  wegen  seiner  Abstimmung  in  der  Versammlung  oder  wegen 
<!«■  in  Ausübung  seines  Berufea  gethanen  Aeussernngen  gerichtlich  oder 
ili»ciplinari3ch  verfolgt  oder  sonst  ausserhalb  der  Vemararalung  zur  Vcrant- 
wrtttug  gezogen  werden,  auBgenommen  bei  Majefitätabeleidigungen,  bei  Be- 
tttdignngen  gegen  den  Bundestag  oder  bei  Privatinjurieo." 

Auch  in  Waldeck  erstreckt  sich  die  Privilegienstellung  des 
Abgeordneten  nur  auf  die  Garantirung  der  persönlichen  Unver- 

Afl.  119.  Dieselbe  Befiignisa  steht  jedem  Hause  in  Betreff  einer  Verhaftung 
oder  Untersuchung  zu,  welche  über  ein  Mitglied  zur  Zeit  seiner  Wahl  ver- 
bängt  gewesen  oder  nach  dieser  bis  zur  Eröfiriung  der  Sitzungen  verhängt 
vorden  ist.  Art.  130.  Kein  Mitglied  des  Reichtags  darf  zu  irgend  einer  Zeit 
vegBB  «einer  Abstimmung  oder  wegen  der  in  Ausübtmg  seines  Berufes  ge* 
tiaaen  Aeussernngen  gerichtlich  oder  disciplinarisch  verfolgt  oder  sonst 
wnerbalb  der  Versammlung  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

••)  Stokrk.  a.  a,  O.  S.  487. 

■*)  ScHAMBACH,  Das  Staatsrecht  des  Fürstenthums  Schwaraburg-Sonders- 
han»eUy  in  Marquardsen's  Handl)uch  ITI,  2,  Freiburg  1884,  8.  l^  ff. 

»)  Stoerk,  a.  a.  O.  S.  fi02. 


ftntwortlichkeit ;  die  ausnahmsweise  Ziüässigkeit  der  Vcrfolgiffif! 
gewisser  Injurien  ist  durch  §  11  des  R.-St.-G.  beseitigt  worden, 
nachdem  duixh  die  Beseitigung  des  deutsclien  Bundestages  üit 
Bestimmung  schon  vorher  theilwcise  unanwendbar  gewordeu  vrar, 
Im  üebrigon  unterstehen  die  Mitgheder  des  Waldeck'schen  Lm4 
tages  lediglich  den  Vorsclirilten  des  gemeinen  Rechts. 

R  e  u  8  8 ,  ältere  Linie  "). 
VerCassung  vom  28.  März  1867  Art.  65.  Die  Meinangsäuseemn? 
dem  Landtage  ist  frei.  Kein  Abgeordneter  darf  wc^n  seiner  Alj«tintmuq 
nder  AeuBseruog  auf  dem  Landtag  gerichtlich  oder  disciplinarisch  verf;^ 
«»der  sonot  ausserhalb  de»  Landtags  zur  Verantwortung  gezogen  werde^H 
nicht  dor  vorgekommene  Fall  da«  Kennzeichen  einer  Injnric,  Verlel^l 
oder  eines  andorcn  in  den  Gesetzen  mit  Strafe  bedrohten  Vergehen«  li 
Die  Abgeordneten  sind  während  der  Dauer  des  Landtags  persönb'ch  nnw 
lotzlifh  und  können  ausser  dem  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  Thal  I* 
strafrechtlichen  Vergehen  und  in  Folge  des  Wecbselverfahrons  ohne  & 
Stimmung  des  Landtags  nicht  verhaftet  werden." 

Die  Verhaftung  eines  Reuss'schen  Abgeordneten  wälirend  d( 
Landtags  und  ohne  Zustimmung  desselben  ist  bei  der  Ergroifao 
auf  frischer  That  während  der  Verübung  einer  straibaren  Haa 
luiig  gestattet;  das  Wort  Vergehen  ist  hier  nicht  in  dem  tcdl 
Sinne  gebraucht,  welchen  die  Terminologie  der  Strafgesetzbficlu 
damit  verbindet,  sondern  hat  die  allgemeine  Bedeutung  einer  str» 
baren  Handlung.  Die  Einleitung  einer  Untersuchung  unterlie 
während  der  Dauer  des  Landtags  keinem  Hindemisa ,  soweit  i 
4)hne  prozessuale  Zwangsmittel  durchgeiiihrt  werden  kann,  u 
ein  Recht,  die  Sistirung  einer  Untersuchung  oder  einer  Int« 
suchungshaft  wälirend  der  Landtagsdauer  zu  verlangen,  ist  di 
Landtage  nicht  gegeben. 

Renas,  jüngere  Linie  •■). 
Revidirtps  Orundgosetz  vom  14.  April  1852  §  94.  „Kein  Mitgli«!  ^ 
Landtags  kann  ohne  dessen  Zustinimiing  während  der  Sitzungsperiotle  weßl 
einer  mit  Sti-nfe  liedrohteii  Haufllung  zur  Untersuchung  gezogen  oOer  vi 
haftet  worden,  ausser  wenn  es  bei  Ausübung  der  Tliat  oder  im  l^aufc 
nächstfolgenden  Tages  erg^ffen  wird.     Kein  Mitj^^Iied  des  Landtag«   darf 


")  Storrk,  8.  a.  O.  S.  525. 
")  Storrk,  a.  a.  O.  S.  544. 
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irgend  eiaer  Zeit  w^en  seiner  Abstimmimg  oder  wegen  der  in  Aaaübung 
leines  Berufes  gethaaen  Aeussenmgeu  gerichtlich  oder  disfipUnarisch  ver- 
folgt oder  sonst  ausserhalb  der  Versamniluug  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  (Gesetz  vom  18.  Juni  1868). 

Die  Beschränkung  der  Verhaftung  eines  Abgeordneten  ohne 
öenehmigung  der  Kammer  auf  die  Betreuung  bei  der  Verübuug 
eines  Verbrechens  im  technischen  Sinne  ist  dem  Verfassungsrecht 
■fcFürstenthums  Reuss  j.  L.  unbekannt.  Dasselbe  steht  in  dieser 
Hoehung  viehiiehr  völlig  auf  dem  Bodeu  der  preussischen  Ver- 
fassung und  der  Reichsverfassung ,  wäbrend  ihm  allerdings  die 
Befugnisse,  welche  diese  Verfassungen  ibren  resp.  gesetzgebenden 
mlungeu  zum  Eiiigrift"  in  den  Foilgang  einer  Untersuchung 

che  Fortdauer  der  llntcrsucbungsbaft  geben,  unbekannt  sind. 
Ton  der  Exemtion  des  Abgeordneten  gegenüber  der  Civilhnfl 
Bt  m  den  angeführten  Bestimmungen  überhaupt  keine  Rede. 

Schau mbu rp-Lippc  ""). 

Ver&ssung  vom  7.  November  ISfiB  Art.  17.  „Die  Mitglieder  des  Land- 
1»?e»  können  wegen  ilirer  Anträge  und  Abstinuiiungeu  im  Landtage  niemals 
««■  Verantwortung  gezogen  wegen.  Wegen  ilii*er  im  Landtage  gethaneu 
Aeo»»erungen  stehen  dieselben  zunächst  unter  der  Discipün  des  Landtages 
auch  ^LtsKgabe  der  üeBchäftsorduung.  Sollte  durch  dergleichen  Aeusscningeii 
ttn  Verhi-echen  begangen  sein,  so  ist  eine  strafrechtliche  Verfolgung,  aber 
w»cli  diese  nur  mit  Zustimmung  des  Landtags,  zulässig.  Bei  etwa  durch 
«iMseruDgen  im  Landtage  begangeneu  Sifgestatsbeleidigungen  oder  Beleidi- 
ftogen  des  fürstliehen  Hauses  ist  die  Ktrafrechtliche  Verfolgung,  bei  dadurch 

'  'ten  Frivatbeleidigungen  dit*  liyurionklagc  durch  die  vorgängigt* 
"ng  dea  Landtags  nicht  bedingt.  Art.  14.  Während  der  Sit/utigs- 
^fitiUc  darf  kein  Mitglied  des  Landtags  ohne  (ienehmjgung  des  letzteren 
*«gwi  einer  mit  Strafe  bedmhten  Handlung  zur  Untersuchung  gezogen  oder 
'•rieftet  werden,  ausser  wenn  dasselbe  bei  Verübung  der  verbrecherischen 
*W  oder  innerhalb  der  nächsten  24  Stunden  nach  derselben  ergriffen 
*«rie.' 

ie  Bestimmung  des  Art.  17  bezieht  sich,  es  geht  dies  auf 
auf  die  Mujestätsbeleidigungen  und  Beleidigungen  des  fürst 

Hauses  beziighcheu  Schlussyatzc  ganz  deuthch  hervor,  nur 
ie  Wortdehkte,  ist  also  durch  §  11  des  deutschen  St.-G.-B. 
rt.   Soweit  eine  Aeusserung  kein  Wortdelikt  entliält.  sondern 


Stokrk.  a.  a,  t>.  S.  552. 
rar  ötFint liehe.«  Recht.  IV.  2. 
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die  nur  in  Worte  gekleidete  Theilualime    an  eLnem  durch  Hanfl 
Innren  verübten  Delikt,    ist  die  Zulässigkeit   der  strairecfatliche 
Verfolgung  durchaus    nicht   von  der  Zustimmung   des   Landtags' 
abhängig,  weil  das  Ginjndgesetz  diese  nur  für  die  Verfolgung  von 
Wortdelikten  erfordert.     Der  Inhalt   des  Ai't.  18,    welcher  tmvj 
mit  dem  preussischen  Recht  und  Reichsrecht   theilweiso  überoio* 
stimmt,  aber  dennoch  erheblich  hinter  beiden  zurückbleibt,  naiDent-| 
lieh  bezüglich  der  Gestaltung  der  Civilhaft  und  Versagung  zqid 
Eingriff  in  anhängiges  Rechtsverfahren,    giebt  zu  keinen  B«mef- 
hungen  Anlass. 

Hamburg**). 
Verfassimi?  vom  13.  Oktober  1879.     ,Kein    ÄLtglied    der    Biii^genckJ 
kann  fiir  seine  Aeuaserungca    oder  Atistimniungen   in  der  Bürvcrsrbfift  nAr 
deren  Aiu8chüs5<?n  siir  Wrantwortung  gezogen  worden. " 

Unter  den  drei  freien  Städten  ist  Hamburg  die  einzige,  wekiii 
eine  Bestimmung  über  dit^  |icrsöiiliche  Uuverantwortlicbkeit  il« 
MitgHeder  derjenigen  Vereiinimlung  aufgenommen  hat,  welclie 
die  in  Staaten  mit  mQuai'chischer  Verfassung  von  den  K&nun«ni 
versehenen  Funktionen,  wenigstens  zum  Theile,  walirnimmt,  \h 
§11  des  deutschen  St.-G.-B.  die  Unverantwortlichkeit  ausdrüd- 
Uch  auf  die  MitgHeder  eines  Landtages  oder  einer  Kammer  V 
schränkt,  worunter  die  in  den  Hansestädten  bestehenden  Vff- 
tretungen  der  Bürger  nicht  subsuniirt  werden  können ,  bedarf  'd 
einer  besonderen  Vorschrift,  um  die  Mitglieder  dieser  vor  der  g^ 
setzlichen  Verantwortlichkeit  zu  scliützen  *'). 

*^  Stoerk,  a.  ».  O.  S.  616. 

**)  Was  ElBass-Lotliringea  betrifft,  so  enthält  die  durch  die  Rflidrt* 
gpsetagebung  «nugofülirte  Verfassung  keine  Vorschriften  in  Betreff  der  Im- 
munität der  Mitglieder  den  Landesausschiuaes,  jedoch  ist  es  nicht  rweifelhtlt, 
das8  sowohl  der  §  11  wie  die  Bestimiinmgeü  der  Civilprozessordnuug  uml 
der  übrigen  Rfichftgesetxe  über  die  Privilegiruug  von  Mitgliedern  gi»»rti- 
gebender  Versammlungen  auch  auf  sie  Anwendung  finden,  weil  der  lAude»-! 
auascbusB  eine  echte  gesetsigebende  Versammlung  ist,  waa  ins  besondere  «»»j 
der  Bestimmung  des  Gesetzes  hervorgeht,  die  ihm  ilas  Recht  verleiht, 
Bereiche  der  Tjandosgesetzgebung  Gesetze  vorzuech Ingen,  Petitionen  enl 
zunehmen  luid  sie  dem  Ministerium  zur  Alihilfe  zu  überweisen.  Vgl,  BOHJ 
DiNO,  a.  a.  O.  S,  674  Anni.  8,  und  Lkosi,  Das  Staatsrecht  der  Reicl 
ElsaKB-Lothriugen,  in  Munjuardserrm  Handbuch,  Freiburg  1883,  S,  233 
ferner  Storbrr  ,    Die  |)arlamentHriB€he  Immunität  des  LandesattsschQafl60 
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Tn    den    in    der    vorstehenden    Üebereicht    nicht    genannten 

clion  Staaten  existiren  besondtre  Bostinimuiigeu  zum  Schutze 

Abgeordneten  nicht;  soweit  nicht  die  Reichsgesetze  sich  der 

Imniunität    derselben   angenommen   haben    (St.-G.-B.,   C.-P.-O.), 

tont^rsteben    sie    demgemäss    den    Bestimmungen    des    gemeinen 

t«s,  da ,    mag  man  auch  der  Ansicht  sein  '-) ,    dass  sich  die 

lönliche  Unverantwortlichkeit  der  Abgeordneten  schon  aus  dem 

n  der    konstitutionellen   Staatsverfassung    ergebe ,   jedenialls 

e  ausdrückliche  Bestimmung  des  Gesetzes   eine  Exemtion  ge- 

ffisser  Personen    von    der  Herrschaft   des  Gerichtszwanges  nicht 

Angenommen  werden  kann. 

Wie  die  bisherige  Betrachtung  gezeigt  hat,  sind  die  Ver- 
wliiedenh<»iten ,  welche  in  Ansehung  der  Privilegirung  der  Ab- 
Reurdneten  unter  den  Gliedstaaten  des  deutscheu  Reichs  bestehen, 
recht  erheblich.  Den  gi-össten  Inhalt  hat  dieselbe  nach  dt-m 
Stiiatsrechte  des  deutschen  Reiches ,  der  preussischen  Monarchie 
und  derjenigen  Bundesstaaten ,  welche  ihre  liierauf  bezügHehen 
Bt-stinunungen  mit  den  betreffenden  Vorschriften  der  beiden  Ver- 
fasiiuigon  in  Einklang  gebracht  ha))en ;  sie  geht  nach  dem  Rechte 
ier  Staaten  sogar  so  weit,  der  Volksvertretung  hemmende  Ein- 
'e  in  den  Lauf  der  Rechtspflege  zu  gestatten.  Den  kleinsten 
It  hat  sie  in  den  Staaten ,  in  welchen ,  wie  in  Bayern  und 
len,  von  dem  Gesetzgeber  nur  darauf  Bedacht  genommen 
"de,  die  Freiheitsberaubung  eines  Abgeordneten  während  der 
der  Volksvertretung  an  ihre  Zustimmung  zu  knüpfen.  Die 
mcliiedenheilen  liegen,  wie  aus  dem  Gesagten  liervorgeht,  in 
'*i5jtcr  Linie  auf  strafprozessualem  Gebiete,  da,  wie  bereits  bc- 
jnerkt,  die  auf  civilrecbthchem  Gebiete  noch  vorhandenen  Unter- 
de  seit  Einfülirung  der  Civilprozessordnung  keine  grosse  Be- 
mehr  besitzen.  Es  fragt  sich  nun,  oh  diese  Immunitäts- 
ungen,  soweit  sie  einen  strafprozessualen  Inhalt  haben  und 


)Uiringeu  ,   Aichiv  ßti.  I    S.  638— 67H.     Hier  wird  dem  T/andesaus- 
dc?r  Charakter  eines  Landtags   beigele^   und  desshall.i  für  seioe  Mit- 
|pr  IrriTniinität  beansprucht. 

Vgl.    hieriibtir  Könne,   Staatsrecbt   der    preussiscbeD   Monarubie  1 
1. 
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auf  dem  Landesreclit  benilien ,    lediglich  in  dem  betreffenden 
Bundesstaat  oder  auch  iu  den  übrigen  Gliedstaaten  des  Reicliw 
juizuerkennen  sindV     Das  Einfühinngsgesetz   ziu*  Stra^rozeasord- 
nimg  sagt  in  §  6  Ziffer  1 ;  „Unberührt  bleiben   die  landeggeseli- 
liehen  Bestimmungen    über    die  Voraussetzungen,    unter  welciicn 
gegen  Mitglieder  einer  gesetzgebenden  Versammlung  während  der 
Dauer  einer  Sitzungsperiode  eine  Strafverfolgung  eingeleitet  oder 
fortgesstzt    werden   kann*^.     Damit   ist   zunächst  ansgesproch«!, 
dass  seit  Einführung  des  Straf|)roze8sgesetzes   diejenigen  Bestim- 
mungen der  Partikularrechte,  weldie  <]ie  Immunität  der  Abgeord- 
neten weiter  ausdehnen  als  die  Vorschriften,  die  §  6  im  Aoge 
hat,  als  derogirt  zu  erachten  sind.    Soweit  überhaupt  vor  dem 
10.  Oktüber  1879    die  Strafvollstreckung    gegen    Mitglieder 
einer  gesetzgebenden  Vorsamndung    mir    mit  Zustimmung  dieser 
vollstreckt  werden    durile ,    kann    seit  dem  gedachten  Zeit- 
punkt   die   betreffende   Bestimmung    nicht    mehr  ah 
gültig    angesehen    werden,    weil    die    Voraussetzungen, 
unter  welchen    der  Strafvollzug   gegen    eine  Person    begoium 
werden  darf,    reichsgesetzlich  1  imitativ   geregelt    sind,    die  Zu- 
stimmung der  gesetzgebenden  Versammlung    aber   von  der  Stnf- 
prozessordnung  nicht  als  Voraussetzmig  betrachtet  wurde  uiid  der 
obengenaimte  §  6  des  Einfiihrnngsgesetzes  nur    von  den  Voraus- 
setzungen der  Einleitung  und  Fortsetzung  der  Strafverfolgung, 
nicht   aber    von    denen    des    Strafvollzugs    spricht  **).      Dagegen 
bietet    diese  Bestimmung    keine    unmittelbare    Antwort  auch  anf 
die  Frage,  ob  die  durch  sie  aufrecht  erhobenen  Voi-schriften  d« 
Partikulai'rechtes  lediglich  von  den  Behörden  desjenigen  Bundes- 
staates zu  beachten  sind,  in  welchem  dieselben  als  Gesetz  gelteo 
oder  auch  für  die  Behörden  aller  übrigen  Gliedstaaten  des  Reiches 
als  massgebend  iu  Betracht  kommen '?   Gareis,  welcher  diese  Fnige 
aus  Anlass  eines  praktischen  Falles  iu  der  mehrfach  angeführten 
Abhandlung  erörtert  hat,  ist  der  Ansicht,  dass  letztere  Ansicht  dem 
geltenden  Rechte  entspricht,  was  jedoch  nicht  für  richtig  erachtet 

*")  Gakkls,  a.  a.  O.  S.  635;  FuLD,  Ist  die  Strafvollstreckung  gegen  ÖM 
Mitglied  eines  Laudtags  vuu  der  Zustiminuiig  dieses  abliängig  V  Magazia  fä 
das  Kecbt  der  Gegenwart.    Bd.  7,  N.  1—7. 
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Wenn  man  durch  Anführung  von  Analogien  aus 
Get)ieto  des  Privatrccbtcs  die  Richtigkeit  dieser  Aufliissung 
(«weisen  will,  so  ist  dagegen  zu  bemerken ,  dass  die  Richtigkeit 
liner  Ansicht  für  das  Gebiet  des  Privatrechts  noch  nicht  ihre 
^chtigkeit  für  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts   beAveist,     Bc- 

Eiiswerther  sind  die  Gründe,  welche  man  vom  Standpunkte  der 
legis   aiifiilu't;    wenn  mau  sagt,   der  Gesetzgeber  stelle  das 
esse  der  Gesetzgebung  in  gewissen  Fällen  über  das  Interesse 
iAtr  Strafrechtspflege,    und    dieses  Ziel    hisse  sich  nur  durch  die 
;gleichmäjssige  Kespectirung  aller  territorialen  Immunitäten  durch 
aQe  deutschen  Behörden  erreichen,   so  kann  dies  als  richtig  und 
zutreffend  in  gewissem  Umfange  anerkannt  werden  —  sclileclithiii 
möchte  die  Deduktion  keinen  Anspruch  auf  Richtigkeit  haben  — 
Weist  aber  doch  höchbtens  die  Zweckmässigkeit  einer  Vor- 
schrift ilieses  Inhaltes  de  lege  ferenda,  wälu-end  ilie  ganze  Argu- 
mentation tur  die  Auslegung  der   lex  lata  gänzhch  iirelevant  ist. 
Wenn  mau  schüesslich  hervorhebt,   die  Strafprozessordnung  habe 
Jie  Voraussetzung  der  Strafverfolguug    einheithch    für   das  ganze 
Reich  geordnet,  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Versammlung 
büde  alier    nach    dem  Verftissungsrechte   gewisser  Bundesstaaten 
eine  Voraussetzung  der  8trafverfolgung,  so  beweist  der  Umstand, 
•las»  die  Strafprozessordnung  diese  Voraussetzung   nicht  in  ihren 
lühiilt  aufgenommen ,    sondeni  sie  nur  in  dem  Einführungsgesetz 
orviähnt   hat,    zur  Genüge,    dass   sie    dieselbe    nicht   für    alle 
Staaten  zur  Voraussetzung  der  StralVeifolgung  erheben,  sondern 
Iglich  in  denjenigen   als  solche  belassen  wollte,  in  welchen  sie 
ts  diesen  Charakter  besass  **).     Uebrigens  kann  zur  Bestäti- 
gung  der    luer  veitreteuen  Auffassung  auf  eine  Bemerkmig  auf- 
merksam gemacht  werden,    welche    bei    der  Berathung   des  Ein- 
ngsgesetzes  zur  Civilprozessordnung  im  Schoosse  der  Reichs- 
izkommission  gemacht  wurde.    Der  §  5  dieses  Gesetzes  belässt 
in  Ansehung  der  Landesherren    und    der  Mitgheder   der  landes- 
ichen  Famihen   sowie  der  Mitglieder  der  fürstlichen  Familie 


**)  Derselbeu  Ansidit  auch  Löwe,  Kummeutar  zur  Strafprozeaaorduung 
lerkoDg  zum  Eiufubruiigägeäctz  §  t>  Ziffer  l. 
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Hohcnzollern  die  von  den  Bestimmungen  der  Oivilprozessordm 
abweichenden    Vorschriften    der    Hausverfassungen    und    Land« 
gesetze  in  Geltung;  gelegentlich  der  Vereinbarung  dieees  Artika 
wurde  in  der  Kommission  konstatirt,    dass  die  in  demselbeo 
wähnten  Vorschriften   nur  vor  den  Gerichten  desjenigen   Bunde 
Staates  Geltung  besitzen,    in    welchem    die   betreffende  Hausve 
fassung  oder  das  betreffende  Landesgesetz  gelte.    Wäre  die  tj 
Garkis  vertretene  Auffassung  auch  die  der  gesetzgebenden  Ysk- 
toren  gewesen,    so    hatte    diese  Konstatirung   nicht  ohne  Wider 
Spruch  erfolgen    können ;    entspräche    die  Ansicht    des  genannten^ 
Schriftstellers  dem  Standpunkte  der  lex  lata,  so  müssten  di« 
Stimmungen  der  Hausverfassungen    sowohl  in  Civil-  wie  in  StnA] 
prozesssachen  von  allen  deutschen  Gerichten  beachtet  werden, 
auch  das  Einfuhrungsgesetz   zur  Stmfprozessordnung   in  §  4 
der   eben   angefiihrten  Vorschrift    inhaltlich    gleiche   Bestimmtingj 
enthält;   eine  solche  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  des  parti] 
kularen    Verfassungsrechtes    wollte     die    Reichsgesetzgebimg  null 
Nichten  herbeiführen,    und    man   wird    demgemäss    daran  festitt- 
halten  haben,   dass  die  auf  ])artikularrcchtliclien  Vorschriften  be-j 
ruhende  Immunität  der  Mitglieder  deutscher  gesetzgebender  Ver- 
sammlungen niu"  von  denjeiaigeu  Behörden  zu   beachten   ist, 
welche   das    betreffende  Partikularrecht  Gesetzeskraft,   beÄtzt**).! 
Es  ist  nicht  xu  verkennen,  dass  die  Unterschiede,  welche  in- 
haltlich der  vorstehenden  Dnistellung  /wischen  den  Gesetzgebuogcn 

**)  Im  Laiife  des  Sommers  1887  erhielt  ein  Mitglied  der  swciten ! 
mor  de»  hessischen  Landtags,    welches    in    den  bekanuten  Frcibei^cr  Snai-| 
listenprozess  vei-wickclt  gewesen  und  zu  einer  längeren  CTeFäng:ui8sstri£r 
ui-theilt  worden  war,  wüLivnd  doi"  Dauer  des  Landtages  von  der 
ftächKiochcn  StaatsanwiiUschtd't  die  AufTordeninp?  zam  Anlrilt  der  Stnif«' 
der  Androhung  der  Verhaftung.     Dasselbe   fand    sich    hierdurch   in  der 
auf  Grund    der    oben    angeführten  Bestirnraungen    der  hessischen  VerfiMWW 
zusttiheuden  Immunität  verletzt  und  beschwerte  »ich    sowohl  bei  der 
rung  wie  bei  den  Stünden.   Der  Konflikt  fand  dadurch  seine  Erledigung, 
das  Mitglied  die  Strafe  fmwnllig  antrat.    In  den  Verhandlungen,  weldic 
Ajilasa  desselben  in  den  beiden  Kammern  der  Landstände  gepflogen 
war  man  im  Allgemeinen    jedoch    der  Ansicht,    dass   die  Bestimmungen 
hcssifichen  Rechtes    auch    von  den  Behörden  der  übrigen  ßande!^st«iitcn 
achtet  werden  müssten;   in    der  ersten  Kammer   vertrat  (tarKis  dieselbe 
Berichterstatter. 


375 


deutschen  Bundesstaaten    bezüglich    der  Immunität  von   Ab- 
ordneten bestellen,  zu  Schwieiigkeiteu  und  Venvicklungen  An- 
geben können^  und  es  geht  dies  am  besten  aus  der  Ei'wägung 
lervor,  dass  es  nach  Massgabe  des  bestehenden  Rechtszustandes 
ttbaft  ist,  einen  Abgeordneten,  welcher  auf  der  Reise  nach  dem 
;e  des  Landtages  das  Gebiet  eines  anderen  Bundesstaates  be- 
auf   diesem    nicht    mir    durch  die  Behörden  dos  fremden, 
em  aucli  die  des  eigenen  Bundesstaates    verhaften  zu  lassen, 
dass  der  Behörde,  welche  dieselbe  veranlasst,  eine  Verletzung 
Verfassung    vorgeworfen    werden    kümite.      Die   Beseitigung 
r  eigenthümhcheu  Komplikationen,    die    dem  Ausländer  bei- 
18  unbegreiflich  sind  und  ledigheb    in  unserer  staatsrechthchen 
;wicklung   ihre  Erklärung   finden ,    lässt    sich    am    einfachsten 
xach    erzielen,    dass    die  Bestinunungen    des  Partikularrechts 
ienigen    des  Reichsrechts    und    des  preussischen  Verfassungs- 
ts  angepasst  würden,  wie  dies  bereits  seitens  einzelner  Bundes- 
,ten  geschehen  ist.     Für  die  meisten  Staaten  würde  dies  frei- 
eine  erhebhche  Ausdehnung  der  Inmiunität  bezeichnen,    was 
der  seit  einiger  Zeit  sich  mehr  und  mehr  Geltung  verschaffeu- 
Eicbtung  in  der  Rechtswissensclmft  und  der  Pohtik  nicht  im 
g  steht.    So   lange  indessen  die  Verfassung   des  Reiches 
die   Verfassung    des    grössten    deutschen    Bundesstaates    an 
n  Bestimmungen    über  die  Immunität   festhalten     -  und   eine 
inderung  derselben,  welche  einer  Vennindorung  gleichkommt, 
sich,    wie    die  Erfahrang    zeigt,    schwerer   howerkstelligeu 
als    irgend    eine    andere  Modifikation    der  VerffLssung  — , 
en  die  Partikularstaaten  die  Möghchkeiten  unangenehmer  und 
unfruchtbai-er  Konflikte  zwischen  ihren  Ständen    und   den  Behör- 
den anderer  Bundesstaaten    nur    durch    einen  Anscliluas    an   die 
eben  genannten  Rechte  vermeiden  können;  dass  es  auch  aus  an- 
deren Gründen  sehr  wünschenswerth    wäre,    auf  diesem  Gebiete, 
wenn  auch  kein  gemeines  Recht,  so  doch  ein  allgemeines  Recht 
[in  Deutschland  zu  besitzen,  bedarf  kaum  der  besonderen  Hervor- 
ihebung.     Es  lässt  sich  auch    vom  poUtischen  Gesichtspunkte  aus 
Qfanches  dafür  geltend  machen,  dass  sich  die  Mitglieder  der  Par- 
jlikularvertretungcn   der    gleichen    Privilegien    behufs    ungestörter 
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Ausübung  ihrer  Pflichten  und  Rechte  erfreuen  wie  die  Mitglieda* 
der  nationalen  Gesammtvertretung ;  indessen  fuhrt  uns  diese  Be- 
merkung auf  ein  Gebiet,  welches  ausserhalb  des  Ralimens  unserer 
Darstellung  liegt. 

Nachdem  wir  bisher  erörtert  haben,  in  welcher  Weise  die 
Immunität  im  deutschen  Reiche  und  seinen  Gliedstaaten  geregelt 
ist,  gehen  wir  zu  der  Betrachtung  des  in  den  wichtigsten  aus- 
ländischen Verfassungsstaaten  in  dieser  Beziehung  geltenden 
Rechtszustandes  über,  wobei  wir  konstatiren  werden,  dass  üä 
kein  Verfassungsstaat  den  Mitgliedern  der  Volksvertretung  eine 
so  weitgehende  Immunität  gewährt  wie  das  deutsche  Reich. 
(Ein  zweiter  Beitrag  folgt.) 


Aufsätze. 

Der  Begriff  der  „Selbstverwaltung"  im  Rechtssinne  *). 

Von 
Ernst  Neükamp 

Amtsrichter  in  Boehnm. 

Non  ex  regula  jus  sumator,  sed  ex 
jure  quod  est,  regala  fiat. 
1.  1  D.  50,  17. 

In  meiner  jüngst  erschienenen  Schrift:  „Die  Staats-  und 
Selbstverwaltung  der  Rheinprovinz"  (Essen  1888)  habe  ich  im 
§  15  darauf  hingewiesen,  dass  der  Begriff  „der  Selbstverwaltung" 
fest  ebensoviele  Definitionen  erfahren,  als  es  Schriftsteller  über 
Staats-  und  Verwaltungsrecht  gibt.  Ich  habe  sodann  den  schon 
so  zahlreichen  Ansichten  noch  eine  neue  hinzugefügt,  welche  ich 
indess,  ohne  mit  den  Zwecken  meines  Buches  in  Widerspruch 
ZQ  geruthen,  dort  nicht  naher  begründen  konnte. 

Biese  nähere  Begründung  hier  zu  geben,  will  ich  in  der 
nachfolgenden  Darstellung  versuchen. 

I. 

Wie  zahlreich  die  Ansichten  über  den  Begriff  der  Selbst- 
verwaltung sind  und  wie  weit  dieselben  auseinandergehen,  das  habe 
ich  bereits  im  §  15  meiner  Eingangs  citirten  Schrift  kurz  angedeutet. 

*)  Erklärung  der  Abkürzungen:  Kr.-O.  —  Pr. Kreiflordnung. — 
I«.-0.-0.  oder  G.-O.  =  Landgemeinde-,  Geaeinde-Ordnung.  —  L.-V.-G.  = 
Pr.  Landesverwaltungs-Gesetz  vom  30.  Juli  1883.  —  Pr.-O.  =  Pr.  Provinzial- 
Ordnung.  —  Z.  G.  =  Pr.  Znständigkeitsgesetz  vom  1.  August  1887. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  IV.  3.  26 
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Wenn  icli  nun  im  Folgenden  die  Selbstverwaltung  im  „Recht 
sinne*'  erörtern  will,  so  ist  dadurch  implicite   schon  angedeutet, 
das8  dieses  Wort  auch  noch  in  einem  anderen  Sinne  gebraucht 
wird,  nämlich,  wie  allgemoin  gesagt  wird,  im  poUtischen  '). 

Es  ist  nun  neuerdings  gerade  und  mit  Recht  das  Haaptbe- 
streben  der  hervorragendsten  Lelu"er  des  öiFenÜichen  Rechts,  die 
früher  vielfach  beUebte  politische  Betrachtungsweise  dieae» 
Rechtsstofies  durch  eine  juristische  Methode  zu  ersetzen  % 

Ehe  ich  nach  diesen  Gesichtspunkten  den  Stofl"  und  die  vw- 
schiedenen    Ansichten    gruppire,    bedarf   es   einer   Verständigun^l 
darüber,    was    unter  ;, politischer",    was  unter    Juristischer"  Be- 
trachtungsweise zu  vorstehen. 

Meyeu  (Staatsrecht  §  15  8.  34)  theilt  die  lehrenden  Stasi*- 
Wissenschaften,  ä.  h.  solche,  welche  Grundsätze  für  die  staaüidwi 
Verhiiltnisse  aufstellen,  ein: 

1.  in  die  allgemeine  Stfiatslehre,  welche  Begriff  und  Wesen 
des  Staates  und  der  anderen  politischen  Verbände  ent- 
wickelt^ 

2.  in  das  Staatsrecht,  welches  die  Grundsätze  des  Rechts; 

3.  in  die  PoHtik,  welche  die  Grundsätze  der  Zweckmiissigkeit 
darstellt. 

Der  Politik  weist  Meyei*  gegenüber  dem  Staatsrecht  oiüe 
doppelte  Aufgabe  zu: 

1.  das  Staatsrecht  selbst  auf  seine  Zweckmässigkeit  liin  xo 
priifen  (Gesetzgebungspolitik)  •, 

2.  Grundsätze  des  zweckmässigen  Handelns  innerhalb  ilcr 
Normen  des  Staatsrechtes  aufzustellen  (Regierungs-  untlj 
Verwaltungspolitik), 


»)  Vgl.  Labakd,  Staatsrecht  2.  Aufl.  S.  95.  Löndjq,  Lehrb.  des  Var-l 
waltungsrechte  S.  36  und  37.  Robin  in  Hirlh's  Anualen  des  IVittadMC] 
Reiches  1883  S.  306  ff. 

•)  Vgl.  Btatt  allen  Andorn:  G.  Mbvkr,  Lehrbuch  des  Deutachen  Vw" 
waltungsrecljta.  1883.  Vorwort  S.  1.  Derselbe,  Staatsrecht  2.  Aufl.  Vo^ 
wort.    Laband,  Vorrede  zur  1.  AuH.  S.  VII  und  VUI;  kut  9.  Autt.  a  3UL 
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Ich  weiche  in  doppelter  Hinsicht  von   der  MEYER'schen  Än- 
icbt   ab:   einm^'d   bin   ich  dor  Meinung,   dass  er  deu  Begriff  der 
Politik  zu  eng  ftisst,  indem  er  ihn  nur  auf  das  Staatsrecht  be- 
zieht; die  Gesetzgehungspolitik   spielt   für  alle   Zweige  des 
Rechts,  auch  für  das  Privatrecht  —  eine  wichtige  Rollo. 

"Wenn  man  mit  Iiieiung  *)  dnvon  ausgeht,  dass  der  Zweck 
der  Schöpfer  des  ganzen  Rechts  ist,  eine  Ansicht,  deren 
Richtigkeit  hier  selbstredend  nicht  dargelegt  werden  kann  —  so 
ergibt  sich  daraus  von  selbst,  dass  eine  Prüfung  dos  Rechts  auf 
seine  Zweckmässigkeit  hin  nicht  bloss  beim  Staatsrecht,  sondern 
auf  allen  Rechtsgebieten  möglich  und  zulässig  ist. 

Unter  „PoUtik"  verstehe  ich  desshalb  einmal  die  Prüfung  des 
vorliftndenen  Rechts  nach  der  Seite,  ob  es  den  Zwecken,  welchen 
es  dienen  soll,  entspriciit,  und  sodann  die  Aufstellung  der  Grundsätze, 
welche  anzuwenden  sind,  um  das  Recht  „zweckgeraäss"  zu  gestalten. 
Dagegen  bin  ich  der  Ansicht,  dafis  es  nicht  Aufgabe  einer 
ltc«ondcreu  Lclu-e  der  „Politik"  sein  kann,  Grundsätze  des  zweck 
mJissigen  Handelns  innerhalb  der  Normen  des  Staatsrechtes 
(bezw.  des  Rechts  überhaupt)  aufzustellen,  da  sich  das  „zweck- 
nossige  Handeln"  stets  von  Fall  zu  Fall  bestimmt,  und  hicrfilr 
höchstens  innerhalb  eines  ganz  eng  begrenzten  Gebietes  generelle 
histruktionen  gegeben,  nicht  aber  allgemeine  Grundsätze  im  Rahmen 
öDes  Lehrbuchs  aufgestellt  werden  kömien ''). 

*)  Zweck  im  Recht;  Motto. 

*)  Es  erscheint  mir  angezeifft,  hier  dem,  so  viel  ich  sehe,  weit  verbrei- 

jf^n  Irrthiim  entgegenzutreten,    als    oh    ein    zweck mÜBsiges   Handeln 

auf  dem  Gebiete  des  Staats-  und  speeiell  des  Verwaltuujysrcchts  zulässig, 

i.  B.  auf  dem   der  CivilrechtepHege   unzulässig  und  aasgeschlossen 

der  Civilrichter  nur  nach  „strengen  RcchtsgrundBätxen"  zu  verfalireu 

ili>e.  —  Es  ist  nicht  der  Ort  darzuthun,  dass  hier  der  Unterschied  zwischen 

.Jtintie"  und  „Verwaltuug",  wie  vielfach  gejjrlaubl  wird,  nicht  zu  suchen  ist; 

ich   will    hier    nur    durch   einige  Beispiele   darauf  hinweisen  ,  das«  auch  der 

C'ivilrichU?r,    wenn    er    flciner   Aufjrnhe   in    vollem    Umfange  gerecht   werden 

will,   aich   vielfacli    durch    lilnsse   Erwägungen    der   Zwecknnissigkeit    leiten 

{jUtnen  nmss. 

26» 
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Hiernach  hat  die  politische  Betrachtimgsweise  des  positfveD 
Rechts  folgende  Fragen  za  nntersuchcn: 

1.  Wie  hat  der  Gesetzgeber  den  von  ihm  durch  dos  Gct?eü 
jektive  Recht)  beabsichtigten  Zweck  verköriiert  nnd  erreicht? 
Welche  Aenderungen  des  positiven  Rechts  sind  erfordö^ 
lieh,  am  dasselbe  dem  intendirten  Zwecke   gemäss  zu  gestalten? 

Dagegen  ist  es  Aufgabe  der  juristischen  Methode,  du 
positive  Recht  klar  zu  legen,  zu  ergründen,  zu  begreifen;  dies  ist 
wiederum  vor  allem  nur  dann  möglich,  wenn  man  den  Zweck 
des  Gesetzes  erforscht,  (der  keineswegs  immer  mit  dem  Zwecb 
des  Gesetzgebers  identisch  ist),  da  der  Zweck  das  Gesetz  g^ 
bildet,  ihm  seine  Gestalt  gegeben. 

Eins  der  Mittel  zur  Erforechung  und  Klarlegung  des  Rechte- 
inlialts  ist  die  juristische  Construktion  und  speziell  die  „üefinitionS 
d.  h.  die  Abgrenzung  eines  juristischen  Körpers  (Begriflfes). 

Definiren  aber  darf  man,  wie  Iuering  —  Geist  des  römiscbeti 
Rechts  2.  Thl  2.  Abtlilg.  S.  366  (4.  Aufl.)  —  mit  Recht  bemerkt, 
nur  nach  einem  Moment,  nach  welchem  man  auch  klassifi- 
ciren  kann. 

„Wir  definiren  den  Körper  also  nicht  nach  dem,  was  er  sott 
oder  was  er  leistet"     -  (das  würde,  wie  ich  oben  entwickelt,  sich 


Ist  z.  B.  das  Klagfundament  bpstrilt^n  und  aQSserdem  d^r  Ginwioi 
»kr  Verjährung  erhoben,  so  sind  lediplich  Fragen  der  Zweckniässi^wt  — 
Kostenpunkt,  achleunige  Erledigung  der  Sache  —  daHir  Tniusgclicml,  "b  der 
Richter  merst  das  Klagfundninenl  fcstatcllen  oder  den  Einwand  instruin* 
soll.  — 

Wenn  ferner  eine  bestrittene  Thatsoche  unter  Eid  i^tellt  ist,  übw 
desHpn  Norm  und  Erheblichkeit  die  Parteien  einig  sind,  so  ist  es  wicdcru» 
ledigUch  eine  Frage  der  Zweckmäjjsigkeit ,  ob  der  Richter  den  Rd  dnrtk 
ürtheil  oder  durch  BeBchtasa  auferlegen  soll-,  §§  425,  426  C.-P.-O.-,  errtcr* 
wird  er  dann  tliun ,  wenn  er  selbBt  über  die  Ei'heblichkeit  zweifelhall  tJl, 
dfli^gestalt,  dnas  müglicherweise  die  höhere  Instanz  den  Eid  für  uncrbeblicH 
erklKren  kann ;  letzteres  dann,  wenn  solche  Zweifel  vernünftiger  Weise  nickl 
auftauchen  können. 

Diese  Beispiele  Hessen  sich  leicht  vermehre«. 
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als  politische  Betrachtungsweise  charakteriairen)  —  „sondern  nach 
seiner  Struktur,  seinen  anatomischen  Momenten.  Solche  Momente 
sind  z.  B.  Subjekt,  Objekt,  Inhalt,  Wii'kung*^  (S.  365). 

Ein  drittes  sehr  wichtiges  Moment  für  jede  Begriffsbestimmung 
ist  der  ebenfalls  von  Ioering  aufgestellte  Satz  (L  c.  8.  374),  dass 
ein  Begriff  keine  Ausnahme  duldet. 

Unter  Zugrundelegung  dieser  Sätsse  sollen  nun  zunächst  in 
der  folgenden  Darstellung  die  bisher  aufgestellten  Definitionen 
entwickelt  und  auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  werden  (11);  alsdann 
ist  die  geschichthche  Entwicklung  des  positiven  Rechts  darzulegen 
und  im  Anschluss  daran  der  m.  E.  richb'ge  Begriff  der  Selbst- 
rewaltung  im  Recbtssinne  aufeudeekeu  (III  und  IV). 

II. 
Wenn  ich  im   Folgenden    zunächst  die  Ansichten    Gneist's 

über  die  Bedeutung  und  den  Bcgiiff  der  Selbstverwaltung  nicht 
zum  Gegcüstaude  der  Erörterung  mache,  so  geschieht  dies  nicht 
etwa  in  dem  Sinne,  als  ob  ich  dessen  Ausführungen  nicht  die 
grösste  Bedeutung  beimäase;  ich  übergehe  ihn  hier  vielmelu'  ledig- 
lich desslialh,  weil  er,  wie  Rosin  ^)  bereits  mit  Recht  hei-vorgelioheii, 
in  seinen  Schriilen  „in  erster  Reihe  keinen  jmistisch-dogmatischen, 
soudern  einen  poUtischen  Zweck  verfolgte." 

Einen  jui-istisch-dogmatischen  Zweck  konnte  Gneist  auch 
schon  um  desswillen  nicht  haben,  wenigstens  soweit  es  sich  um 
die  deutschen  Rechtszustände  handelt,  weil  gerade  erst  in  Folge 
der GNEiST'schen  Schriften,  die  „moderne  S  e  1  b  s  t v  e  r  w  a  1 1  u  u  g" 
in  das  positive  deutsche  Verwaltungsrecht  eingeführt  ist,  somit 
damals  für  eine  juristisch- dogmatische  Behandlun^weise 
«las  Substrat  fehlte. 

Aber  weil  Gneist  der  eigentliche  geistige  Urheber  und 
Schöpfer   des  heutigen  deutschen  und  inabesondere  preussischen 

*)  Hirth's  Annalen  des  Deatschen  Reidi3  1883  IV.  Der  Rechtabegrift" 
der  Selbstverwaltung  S.  305  fl*. 
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Verwaltungsrcchts  ist,  so  werden  wir  gerade  seine  Erörierunga 
für  die.  Entwicklung  des  Begriffs  der  Selbstverwaltung  im  Reclii 
sinne,  wie  unter  HI  zu  zeigen  sein  wird,  auf  a  allerfruchtbringcndsti 
verwertlien  können. 

Dies  vorausgescliickt  will  ich  nun  die  verschiedenen  Aa 
sichten  der  übrigen  Sclu'il'tsteller  —  und  zwai*  gruppirt  nach 
einem  „anatomischen  Momente'*  des  Begriffes  —  kurz  zusammen' 
stellen. 

Als  anatomisches  Moment  kann  nun  der  Detinition  zu  Graule 
gelegt  werden: 

a)  entweder  das  Subjekt  der  Selbstverwaltung  il. It 
der  Träger,  der  Funktionär  dereelben;  entscheidendes  Begnäs- 
mcrknial  wäre  also  die  Person,  Behörde,  Korporation,  welche  (fc 
Selbstverwaltung  auszuüben  hat;  Selbstverwaltung  wäre  dann  gW 
„Vci'waltung  durch  gewisse  Personen,  Behörden,  Korporationen, 
kurzum  Organe,*  denen  daim  als  Gegensatz  -  schon  um  die  w 
einer  brauchbai'en  Gonstruktion  erforderliche  Klassifikation  xu  ff- 
möglichen  —  andere  „Organe"  gegenüber  gestellt  werden  müssen, 
welche  nicht  Selbstvenvaltungsorgane  sind. 

b)  Man  kann  ferner  von  dem  ü  b j  e  k  t  der  Verwaltung  aM- 
gehen,  also  demjenigen  ,, Körper",  welcher  verwaltet  wird;  be- 
zeichnet man  dann  gewisse  Körper  als  Selbstverwaltungskörper,  M 
müssen  andere  existiren,  welchen  diese  Eigenschaft  nicht  zukommt 

c)  Weiter  kann  man  beide  Momente  —  Subjekt  und  Objekt 
—  combiniren,  d.  h.  nur  diejenige  Verwaltung  als  „SelbstvOT- 
waltung'*  bezeichnen,  die  von  besonders  geeigenschafteten  Organen 
gegenüber  besonderen  Rechtsobjekten  (Körpern)  geübt  wird. 

d)  Endlich  kann  man  das  begiift'shUdende  Moment  nach  tlenl 
„Inhalt",  der  „Natur^,  der  „Form'*  der  Venvaltung  bestimmen;  be- 
zeichnet man  also  eine  bestimmte  Art,  Erscheinungsweise,  FonB 
der  Verwaltung  als  Selbstverwaltung,  so  muss  ausserdem  eine  As^ 
von  Verwaltung  existiren,  welche  eine  andere  „Natur**,  wßcfl 
andern  jilnhalt"  hat. 
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NacTi  diesen  Gesichtspunkten  sollen  nun  die  mir  bekannt  ge- 
rordenen  Ansichten  der  verschiedenen  Schriftsteller  gruppirt  und 
linsicbtlich  ihrer  Richtigkeit  geprüft  werden. 

A. —  G.Meyek"')  bezeichnet  dieRegieining  durch  Berufsbeamte 
ll&  bureaukratiscbe  Regierung,  diejenige  durch  Staatsange- 
börige,  welche  nicht  den  Charakter  von  Berufsbearaten  besitzen, 

LSelbstregierung  (selfgovemment);  er  hebt  dann  hervorj 
die  Aemter  der  Selbstregiening  in  der  Regel  als  Ehren- 
lutier  verwaltet  werden.  Sodann  betont  er,  dass  die  Selbstver- 
waltang  eine  Unterail  der  Selbstregierung  ist,  insofern  z.  B.  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Justiz  die  Thätigkeit  der  Schöffen,  Ge- 
»chworenen  und  Htuidelörichtcr  als  ein  Element  der  Selbstregierung 

§liezeichnen. 
Endlich  macht  er  noch  darauf  aufinerksam,  dass  die  Selbst- 
verwaltung thatsachlich  regelmüssig  mit  der  Ooinraunalverwaltung 
nisfumnenfiUlt,  wesshalb  denn  auch  die  Comraunalverbände  als 
Selbstverwaltungskörper  bezeichnet  würden. 
^  Meyer  verkennt  schliesshch  nicht,  dass  „Selbstverwaltungs- 
Organe"  möglich  sind,  welche  nicht  den  Charakter  „commu- 
laler",  sondern  den  „staatlicher"  Organe  haben. 

Gegen  Meyer  ist  scliou  von  anderen,  z.  B.  Rosis  a.  a.  O. 
S.  307  und  308;  Laband  a.  a.  0.  S.  96  Ä.  1  mit  Recht  geltend 
gemacht,  dass  dessen  Unterscheidung  nicht  durclifiihrbai-  ist,  da 
2.  B.  Niemand  eine  Regierung  durch  Minister,  welche  durchaus 
keine  Berufsbeamte  zu  sein  brauchen,  als  „Selbstregierung"  be- 
Jceidmeu  wird. 

^B  Dass   diese   Unterscheidung   aber   speciell  für   das  geltende 

^■bssische   Recht   unbrauchbar   ist,    darauf  habe   ich   schon   in 

Iraner  Eingangs  gedachten   Schrift  aufmerksam  gemacht,  indem 

idi  hervorhob ,    dass    dieses   Recht    neben    dem    iiicht-berufs- 

"»ässigen  (Elhi'en-)  Amts  Vorsteher,  Ehrenamtmaun,   Ehrcnbürger- 

?r,   den   besoldeten  Amtsvorstcher,   Amtmann  und  Bürger- 

0  Lehrbuch  des  doutscheu  Staatsrechts  2.  AuH.  S.  279  S. 
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ineister  kennt,  welche  diese  ihre  Thätigkeit   zu  ihrem  Leb  ein 
beruf  machen. 

Man    würde   also    unter    Zugmndelcgung    der   Meyer's 
JDeiinition  die  Verwaltung  des  Amtsbezirks  durch  einen  besolde 
(berufsmässigen)  Amtsvorsteher  alsbureaukratische  Verwaltung^] 
diejenige  des  Nachbarbezirks   durch    einen  Ehren-Amtsvorstehe 
als  Selbstverwaltung  bezeichnen  müssen,   eine  Consequenz,  deren] 
Unhaltbarkeit  auf  der  Hand  liegt.  — 

Die  von  mir  bereits  in  meiner  Sclirift  (S.  80)  erwähnte  ÄJi- 
sieht  von  E.  M£I£K  *),  wonach  die  Wahl  im  Gegensatz  rur  Er- 
nennung der  entscheidende  Punkt  für  den  Begriff  der  Solist- 
Verwaltung  sein  soll,  scheitert,  worauf  ich  ebeuiklls  bereits  (S.  fl3j 
hingewiesen,  wesentlich  daran,  dass  er  die  Ernennung  des  Anti- 
Vorstehers,  (Amtmanns,  Land -Bürgermeisters)  als  Ausnahme 
vom  Priucip  bezeichnen  muss  (a.  a.  ü.  S.  1096). 

Em  richtig  formulirtcr  Bcgrifi'  duldet  aber,  wie  bereits  oben 
betont  ist,  keine  Ausnahme. 

Wie  wenig  überdies  die  Wahl  im  Gegensatz  zur  Ernennunf 
ein  Charakteristikum  der  Selbstverwaltung,  das  lehrt  ein  Blick  auf 
das  engh'sche  Selfgovcmment;  in  diesem  wird  gerade  der  wicL- 
tigste  Beamte  der  Selbstverwaltung,  der  Friedensricbter,  vom 
Könige  ernannt. 

Dass  aber  auch  das  deutsche  positive  Recht  die  Ernennung 
der  Selbstverwaltungsbeamten  keineswegs  als  „Ausnalime  tob 
Princip"  ansieht,  das  geht  am  deuthchsten  aus  den  Schriften  vüo 
Gneist  hervor,  welcher  die  staatliche  Ernennung  der  obrigkeit- 
lichen Selbstverwaltungabeamten,  insbesondere  der  Amtsvorstehffj 
und  der  städtischen  Polizeiverwalter  als  ein  nothwendiges  Reqni- 
Sit  einer  geordneten  Selbstverwaltung  —  (nicht  aber  als  einej 
Ausnahme)  betrachtet  (Gneist,  Die  preussische  Kreisordmuig 
S.  37  ff.  40),     Gerade  die  neuere  preussische  Vei-waltungsgeseti- 

')  Holtzendorkt'b  EncyklopSdie  d^  Hcchiawisseuacliait  Bd.  1  S.  10fö^> 
(4.  Aufl.). 
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gebnng  hat  nun  aber  recht  eigentlich  die  GNEisx'schen  Gedanken 
Terwirklicht,  wie  allgemein  bekannt. 

LöNiNG ')  versteht  im  Anschluss  an  Gneist  unter  Selbstver- 
waltung „die  Ausfiihning  staatlicher  Funktionen  der  Landesver- 
waltimg  in  den  Landschafts-,  Kreis-,  Stadt-  und  Dorfverbänden 
oadi  den  Gesetzen  des  Landes  durch  persönliche  Ehrenämter." 
—  Er  mis8t  zwar  selbst  dieser  Definition  eine  juristische  Be- 
deutung nicht  bei  und  betont,  daas  sich  aus  dem  Begriff  der 
Selbstverwal tnng  wohl  pohtische  Postulate  ableiten  lassen,  aber 
nicht  Rechtssätze,  denen  unmittelbare  Geltung  beikommt. 

Diese  Aufiassung  ist  aber  eine  Bankerotterklürung  der  Juris- 
prudenz; denn,  wenn  im  Rechtsleben  und  positiven  Recht  Re- 
griffe, wie  Selbstvei'waltung  vorkommen,  so  müssen  sich  dieselben 
auch  juristisch  deiiniren  lassen;  die  richtige  Definition  zu  finden, 
ist  eben  Sache  der  Wissenschaft. 

Dass  freilich  die  LöNiNG'sche  Construktion  für  die  Rechts- 
wisaeoschaft  nicht  verwerthbar  ist,  ergibt  schon  die  Erwägung, 
tlass,  wenn  wirklich  „Selbstverwaltung"  die  Ausführung  staatlicher 
ionen  durch  „persönliche  Ehrenämter"  wäre,  der  Gegensatz 
in  der  Verwaltung  durch  besoldete  Beamte  (Staatsver- 
Itung)  zu  finden  ist;  dass  aber  nach  dem  Sprachgebrauch  Sclbst- 
»erwaJtung  und  Verwaltung  durch  Ebrenbeamte  sich  nicht  deckenj 
iiaben  schon  Laband  a.  a.  O.  S.  95  und  96  und  Rosin  a.  a.  0.  S.  307 
eiüwandsfrei  und  überzeugend  nachgewiesen. 

Hervorbeben  wiU  ich  noch  das  oben  bereits  von  mir  betonte 
Moment,  dass  in  Preusaen  eine  und  dieselbe  Verwaltung  in  den- 
selben Formen  theils  durch  Ehrenbeamte  (Ehren-Ämtsvorsteher, 
Amtmänner  und  Bürgermeister),  theiJs  durch  besoldete  Beamte 
g^fiilu-t  wird,  ein  Umstand,  der  allein  schon  die  Unbrauchbarkeit 
obiger  Definition  für  das  positive  Recht  beweist. 

B.  Einen  ganz  anderen  Weg  hat  Laüand  ''')   eingeschlagen. 

*)  Lehrbncfa  des  deotscbeti  Verwaltuiigsrecbts  1884. 

"*)  Das  Staatsrecht  de«  Deutscbcn  Reicbea  3.  Aail.  1888  S.  94  ff. 
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Er  bezeichnet  zunächst  die  Einzektaaten  des  deutschen  Reicl 
ini  Gegensatz   zu  dieseiu  letzteren  als  „Selbstvci'waltungskörper';' 
d.  h.  als  selbständige  politische  Körper,  welchen  die  höchste  soa- 
veräno  Macht  (das    Reich)    die   Durcliführung  einzelner    ihr  m 
stehenden  Hoheitarechte  übertragen  hat. 

Hier  fragen  wir  nun  schon:  was  bildet  denn  den  Gegeussö 
des  „SelbstN'erwaltongskürpers"?  Und  wie  ist  diese  Definition 
zum  Zwecke  der  Klassifikation  zu  verwerthen? 

Und  weiter:  wenn  der  Einzelstaat  Selbstverwaltungsköriwr, 
so  sind  consequcnter  Weise  seine  Behörden,  also  z.  B.  auch  die 
Ministerien,  Regierungen  u.  s.  w.  Selbstverwal tangsorgjuie.  — 
Wie  aber  ist  diese  Auffassung  luit  dem  herrschenden  Spnw^hci'- 
brauch  zu  vereinigen? 

Ladand  sagt  weiter,  „um  den  Begriff  der  Selbstverwaltang 
für  das  Staatsrecht  zu  bestimmen": 

„Anstatt  dass  der  Stiuit  seine  obrigkeitUchen  Herrschaft»- 
rechte  direkt  durchführt,  überträgt  er  die  Durchfiüirung  an  Pe^ 
sonen,  die  ihm  zwar  unterworfen  sind,  die  aber  ihm  gegenibff 
eine  besondere  öflFentliche  Rechtssphäre ,  eine  begriflFlich  va*- 
scliiedene  Existenz  haben." 

Hierbei  ist  offenbar  an  das  Verhältniss  des  Staates  zn  dal 
Gemein deköii^cru  und  Gemeindeverbäuden  gedacht  und  insofes] 
läset  sich  gegen  jenen  Satz  nichts  erinnern. 

Aber  man  denke  mm  an  die  Bürgermeister  und  Amtsvor- 
steher  des  preussischen,  die  Friedensrichter  des  englischen  Rechts.] 
Haben  sie  dem  Staunte  gegenüber  eine  besondere  ÖffentUche  Recht 
Sphäre,  eine  begrifflidi  verschiedene  Existenz  etwa  anders,  «lä 
z.  ß.  die  Landi"ätho,  die  doch  zweifellos  keine  Organe  der  Sclbit- 
verwaltmig  sind,  während  dagegen  die  Bürgermeister  auch  von 
Laband  als  ,.Selhstvorwaltungsorgaue"  bezeichnet  werdeui*  (:i.  a.0. 
S.  100). 

EndUch  heisst  es  bei  Laband  S.  100: 

„Im  eiuzeloen  Staate  ist  Selbstverwaltung  diejenige  obrigkeit^ 
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tV'erwaltimg,  welche  nicht  durch  Behörden  uud  Beamte  des 
[aies,  oder  da  diese  Behürden  nur  Organe  oder  Appai-ate  des 

Ei  sindj  nicht  durch  den  Staut  selbst,  sondern  dui'ch 
vai'  untergeoixinetc,  aber  muerhalb  ihres  Wirkimgski-eises 
ndige  Korporationen  oder  Einzelpersonen  versehen  %vird.'^ 
Nach  dieser  Begriffsbestimmung  ist  also  alle  Verwaltung  durch 
bhürden  und  Beamte  des  Staates  —  keine  Solbstvcr- 
altung,  mithin  etwas  Anderes,  das  wir  kurzweg  dem  allgo- 
einen  Sprachgebrauch  folgend  und  auch  wohl  im  LABAND'schen 
tone  als  Staatsverwaltung  bezeiclmen  können ' ') ;  dagegen  ist  alle 
erwaltung  durch  die  dem  Staate  zwar  untergeordneten,  aber 
mcrhalb  ihres  Wii'kmigsla'eises  selbständigen  Korporationen  oder 
Üiizelpersonen  —  Selbstverwaltung. 

Laband  legt  hier  also  das  entscheidende  Gewicht  darauf, 
ütf  der  Funktionär  der  Verwaltung  ist:  es  stehen  sich  gegen- 
ber  die  Veiwaltung  durch  Behörden  und  Beamte  des  Staates 
fld  lüejenige  durch  Korporationen  und  Einzelpei-sonen,  welchen 
icbt  der  Charakter  als  Staatsbehörden  oder  Staatsbeamte  bei- 
Ben  ist. 

Prüfen  Avir  nunmelir  die  Brauchbarkeit  dieser  Dcfiiution  an 
fcr  Hand  des  Sprachgebrauchs  und  des  geltenden  Kechts,  so 
ned  sich  ergebou,  dass  sie  mis  überidl  im  Stiche  lässt. 

S)er  Landrath  und  Regierungspräsident  sind  zweifellos  auch 
der  Auffassung  von  Laband  „Beamte  des  Staates"  in  dem 
obengedachten  Sinne;  gleichwohl  wird  aber  auch  Laband  gegen- 
über dem  allgemein  übhclien  Sprachgebrauch  Anstand  nehmen, 
diejenigen  Funktioueu,  welche  die  gedachten  Beamten  iu  ihrer 
%eii&chaft  als  Vorsitzende   des  Kreis-  bezw.  Bezirksausschusses 

")  Es  ist  cliaraktoristjsch  für  die  Darstellung  Lahand's,  dasa  er  den 
Qc^eniatr.  der  Selbstverwaltung  nirgends  positiv  bezeichnet,  viehuehr  ledig- 
licli  onischreibt,  indem  er  sich  negativ  ausdrückt,   so  z.B.,  wenn  er  8.  100 

,Dic  Thätigkeit  unbesoldctor  Couaulu  oder  dor  uubüSoUletea  Mitglieder 
IHeichsschuldeiiconiuiissiou  ist  unter  keinem   Cresicbtaiiunkt  Solbstver- 

tag*i  also  doch  wubl,  wie  wir  binzusetzeu  dürfeu,  „Staatsverwaltung". 
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durch  den  Erlass  von  Vorbescheiden  im  Beschlnss-  bezw.  V( 
waltungsstreitver fahren  ausüben  —  vgl  z.  B.  §§  64,  117  d 
preuss.  L.-V.-G.  —  nicht  als  Selbst-,  sondern  als  Staatsverwalton 
zu  bezeichnen. 

Und  wie  —  wenn  der  Bürgermeister  einer  Stadt^emeinde 
der  doch  auch  nach  Laband  „eine  dem  Staate  zwar  untergeord 
ucte,  aber  innerhalb  seines  Wirkungskreises  selbständige  'Eme\ 
person"  ist  —  pahzeiHche  Verfügungen  und  Anordnungen  erläsi 
—  kann  man  auch  dann  seine  Thätigkeit  als  „Selbstverwaltung' 
bezeichnen  ? 

Wollte  ninn  diese  Frage  bejahen,  so  käme  man  zu  dem  ab- 
sonderhchen  Resultat,  dass  z.  B.  in  Preussen  in  denjenigea 
Städten,  in  welclieji  die  Regieiimg,  in  Ausübung  der  ihr  genäsi 
§  2  des  Gesetzes  vom  11.  März  1850  (G.-S.  S.  265)  beigelegten 
Befugniss,  besondere  königliche  (rein  staathche)  Behörden  (^Polizei- 
piiisidenten,  Polizeidirektionen)  eingesetzt  hat,  die  polizoilich» 
Verwaltung  als  Staatsverwaltung,  in  allen  übrigen  Städtoi 
dagegen  als  Selbstverwaltung  zu  gelten  hätte! 

Ein  materieller,  juristischer  oder  begrifflicher  Unterschied 
zwischen  der  einen  und  der  andere»  Art  diestjr  Verwaltuug  i«l 
hier  aber  ebensowenig  aufzudecken,  wie  in  dem  Fidle,  wejin  einer- 
seits der  Bürgermeister  in  seiner  Eigenschaft  als  Landrath  «k« 
Stadtkreises  und  andererseits  der  Landrath  des  Landkreises  einen 
und  denselben  Venvaltungsnlct  voniohmen. 

Die  IjAiJAND'sche  Defiüitiou  ist  also  eine  rein  formalistisch^N 
die  das  Wesen  der  Sache  nicht  trifft,  insbesondere  über  »üs 
Natur  der  einen  oder  anderen  Art  der  Verwaltung  nichts  aus 
sagt.  Ja  selbst  bei  einer  rein  formalistischen  Betrachtungsviei«e 
lässt  ims  tUese  Definition  im  Stich, 

Nehmen  wir  z.  B.  die  preussischen  Amtsvorsteher,  Amt- 
männer und  Landbürgermeister,  ftir  welche  in  Folge  ihrer  staat 
liehen  Enieunung  (durch  den  Oberpräsidenten)  und  insowei 
sie  besoldete  Berufsboamte  sind,  alle  diejenigen Voi 
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Setzungen  nnd  Erfordernisse  zutreffen,  welche  Laband  S.  404  ff.  als 
VGsenÜich  für  den  Begriff  der  Staatsbeamten  lliIlst^}lIt.  — 
Mass  er  fJso  diese  als  ^i  Staatsbeamte^  gelten  Ifissen,  da  sie,  was 
Laband  als  wesentliches  Erfordcniiss  hervorhebt,  auf  Grund  eines 
(staatsrechtlichen)  Vertrages  ihr  Amt  übernehmen,  so  sind 
andererseits  die  Ehren -Amtavorstcher,  -Amtmänner,  -Bürger- 
meister nach  der  LABANo'schen  Auffassung  keine  Staats- 
beamte, weil  sie  ihr  Amt  nicht  freiwillig,  sondern  auf  Gnmd 
einer  staatsrechthchen  Verpflichtung  antreten  (Staatsunterthänig- 
keit).  (Laband  a.  a.  O.  S.  414;  vgl.  §  8  Kr.-O.  fair  die  östi. 
Prov.  und  für  Westfalen,  §  28  Kr.-O.  für  die  Rlieinprovinz). 

Ist  dies  richtig,  so  ergibt  sich  unter  Zugrundelegung  der 
LABAND'schen  Definition  der  Selbstvenvaltung  das  wundf^rliche 
Resultat,  dass  (Ue  Verwaltung  derjenigen  Amtsbezirke,  in  welchen 
zufällig  ein  besoldeter  Amtsvorsteher  (Amtmann,  Landbürger- 
meister),  also  ein  Staatsbeamter,  an  der  Spitze  steht,  als 
Staatsverwaltung,  die  der  übrigen,  einem  Ehrenbeamten 
mlerstellten  Bezirke  aber  als  „Selbstverwaltung"  zu  bezeich- 
nen ist. 

Dass  aber  solche  ziifILllige  Momente,  welche  das  Wesen  der 
Sache  gar  nicht  treffen,  für  die  Bildung  von  rechtswisseiischaft- 
lichen  Begriffen  nicht  verAverthet  und  am  allerwenigsten  mass- 
gebend sein  können,  das  hat  Laband  selbst  sehr  scharf  betont, 
indem  er  es  S.  411  ausdrücklich  als  ein  (jebot  der  Logik  be- 
zeichnet, „die  wesentlichen  Momente  scharf  auszuscheiden  von 
Allem,  was  für  den  Bcgiiff  kein  essentiale  ist". 

In  der  That  reducirt  sich  denn  auch  der  Kern  der  Laband- 
schen  Definition  auf  den  Satz:  „Selbstverwaltung  ist  obrigkeit- 
liche Verwaltung,  die  nicht  durch  Staatsbeamte  vei-sehen  wird" 
—  sondern  „durch  ihm  (seil,  dem  Staate)  zwar  untergeordnete,  aber 
innorhalb  ihres  Wirkungskreises  selbständige  Organe", 

A\' eiche  Organe  diese  dem  „Staate  untergeordneten,  aber 
ranei'halb  ihres  Wirkungskreises  selbständigen"  Korporationen  und 
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Einzelpersonen  sind,    ilarüber  lässt  uns   Laband    vollständig 
Unklaren. 

So  viel  steht  nur  fest,   dass   für  Laband  jede    V  erwaJti 
durch  Staatsbeamte  »icht  —  Selbstverwaltung  ist. 

Die  folgende  Darstellung  wird  nun  aber  ergeben^  dass  aad 
die  Verwaltung  durch  Staatsbeamte  unter  Umständen  aia  SelW- 
Verwaltung  zu  bezeichnen  und  dass  auch  diese  Beamten  in  gewisE« 
Fällen  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  selbständig  sind ;  diese 
Darlegung  muss  aber,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  i]m 
ly.  Abschm'tte  vorbehalten  bleiben. 

Jedenfalls  ergibt  sicli  schon  aus  dem  vorstehend  Entwickelten, 
dass  auch  die  LABAND'sche  Definition  den  Eingangs  aufgeatcJJlükJ 
Erfordernissen  an  eine  solcfie  schon  imi  desswillen  nicht  g«iü(^| 
weil  sie  sich  zu  einer  Klassifikation  nicht  eignete 

L.  V.  Stein  '^)  identificirt  Selbstverwaltung  mit  VerwalUmg 
der  Gemeindekörper  und  Geraeindeverbände  oder  —  wie  er  adi 
ausdrückt  —  mit  Verwaltung  des  Landes  (der  Pronnz),  Ats 
Kreise  und  der  Gemeinden;  zu  den  Selbstverwaltungskorpwnj 
zählt  er  übertlics  auch  nocli  die  von  ihm  sog.  „Körperscliafteii*] 
(S.  124)^  d.  h.  Corporationen,  welche  einzelne  öfrenthch-recbt- 
liehe  Aufgaben  zu  lösen  haben  (S.  181). 

Diese  Auffassung   ist  schon   desshalb  mit  dem  hern»cliofl<ieiiJ 

Sprachgebrauch  und  der  Ausdrucksweisc  z.  B.  des  prcuasischen 

setzes  nicht  zu  vereinigen,   weil  z.  B.  dem  Bezirksausscbusti 

der  doch  zweifellos  ein  Organ  der  Selbstverwaltung  —  s.  u.  Ab 

schnitt  IV  der  vorliegenden  Untersuchung  und  §  74  der  &,-' 

13.  Dezember   1872  ,      .,  >    .    .     •       tr  w 

vom  ——. — ^,.. — -— - — -  — jedes  Substrat  eines  VerwaUunj 
14.  März  1881  ''  ' 

körpers  fehlt;  derselbe  lehnt  sich  ledigUch  an  einen  staatlicl 

Verwaltungsbezirk,  nämlich  den  Regierungsbezirk,  an. 

Auch    der   Provinzialrath    liat,    obwolü    er    cän   ürgaa  d 


*)  Lehrbuch  der  Finanzwisscnschnft  Bd.  l  (4.  Aufl.  1878). 
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Selbstverwaltung,   mit  der  Verwaltung  der  Provinz  gar  nichts  zu 
schaffen,  sondern  lediglich  staatliche  Aufgaben  zu  lösen. 

C.  Eine  ganz  eigenartige  Auffiassung  finden  wir  bei  Rosin  "). 
Er  detinirt  zunächst  die  Verwaltung  im  staatsrechtlichen  Sinne 
als  „die  fortgesetzte  Willenshethätigung  eines  poUtischen  Gemein- 
wesens zur  Erreichung  seiner  Zwecke  (Aufgaben)  durch  Verwen- 
daug  seiner  Mittel";  und  bezeichnet  als  Verwaltungsrecht  im 
subjektiven  Sinne  „die  anerkannte  Rechtspersönlichkeit  eines 
poUtischen  Gemeinwesens  in  seiner  Selbstbethätigung  zur  Erfül- 
lung seiner  Lebenszwecke". 

Sodann  heisst  es  wörtlich  weiter: 

„Ist  nun  Verwaltungsrecht  (ira  subjektiven  staatsrechtlichen 
Sinne)  schon  die  Selbstbethätigung  eines  als  Persöuüchkeit  aner- 
kannten Verwaltungskörpers,  so  ist  das  Recht  der  Selbstver- 
vrjütung  nichts  »Anderes,  als  eben  dieses  Verwaltungs- 
recht, d.  h.  der  Zustand  der  anerkannten  Rechtspersönhchkcit 
im  Gegensatz  und  Verhältniss  zur  Möglichkeit  der  Aberkennung, 
resp.  Beschränkung  derselben." 

Die  letztere  kann  nur  ausgehen  von  einer  anderen,  der  selbst- 
altenden  übergeordneten,  sie  beherrschenden  Pereönhchkeit ; 
von  keiner  mehr  beherrschte,  die  souveräne  Persönlichkeit  ist 
dieser  Möglichkeit  nicht  ausgesetzt ;  für  sie  hat  daher  der  Begriff 
ier  „Selbstverwaltung"  mangels  eines  Gegensatzes  keinen  Sinn. 
„Selbstverwaltung  (Recht  der  Selbstverwaltung)  im  staats- 
rechtlichen Sinne  ist  demnach  die  Anerkennung  eines  nicht  sou- 
»wanen  politischen  Gerneinwesens  durch  das  souveräne  als  ver- 
waltende Rechtspersönhchkeit". 

Bleiben  wir  zunächst  hierbei  stehen,  so  wird  sich  sofort 
gerade  vom  Standpunkt  Rosin's  aus  die  Unhaltbarkeit  seiner 
Definition  ergeben. 

Zunächst  schon  fallt  es  auf,  dass  er  den  Begriff  der  Selbst- 

^')  Hirtb's  ADnalcn  des  Deutschen  Reichs  1883,  Der  Rechtsbegriff  der 
Selbstverwaltung  S.  305  fT. 
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Terwaltuiig  im  objektiven  Sinne  gar  nicht  deünirt;  |pibiflg. 
ein  Recht  der  Selbstverwaltung  im  subjektiven  Sinne,  so  mi 
doch  auch  ein  objektives  Selbstverwaltiingsrecht  existiren. 

Sodann  aber  ist  für  ihn  Verwaltungsrecht  identisch 
„Recht  der  Selbstvenvaltung",  indem  er  sagt:  nDas  Recht  der 
Selbstverwaltung  ist  nichts  Anderes,  als  eben  dieses  Verwal- 
tungsrecht"; seine  Definition  leidet  somit  an  dem  Grundfehler, 
dafis  sie  sich  zur  Klassifikation  nicht  eignet,  indem  es  ihr  an  eineoi 
Gegensatz  mangelt. 

Wenn  sodann  RosiN  das  Recht  der  Selbstverwaltung  ib 
„den  Zustand  der  anerkannten  Rechtspersönlichkeit  im  (.TCgen- 
satz  zur  „Möglichkeit"  der  Aberkennung,  resp.  Beschränkui)^ 
bf?zeichnet,  so  begeht  er  geradezu  einen  logischen  Denkfehler. 
Denn  der  Gegensatz  des  „Zustandes  einer  anerkannton  Becht8-| 
[lersönliclikeit"  ist  nicht  die  (von  ihm  eingeschmuggelte)  Mög- 
lichkeit der  Aberkennung,  sondern  der  Zustand  „einer  nichl 
anerkannten  Rechtspersönlichkeit". 

Aber  auch  an  der  Hand  der  eigenen  Ausführungen  ßosnf« 
lässt  sich  die  Unhaltbarkeit  seiner  Definition  nachweisen. 

Unn  ist  Selbstverwaltung  „die  Anerkennung  eines  nicht  soi- 
veränen  politischen  Gemeinwesens  durch  das  souveräne  als  «f 
waltende  Rechtspersönlichkeit".  S.  310  heisst  es  dann:  jj^l 
Binzclstaat  im  Bundesstaat  kommt  diese  Bezeichnung  (seil.  )dl 
Selbstverwaltungskörper)  im  Verhaltniss  zum  letzteren  eben- 
so zu,  als  der  Gemeinde  im  Verhaltniss  zum  Staate.'' 

Nun  hat  aber  Rosin  selbst  (S.  270)  zunächst  nachge\^ie5eiiJ 

1 .    Dass  es  keine  halbe,  unvollständige,  getheilte  SouveiÄn* 
gil)t,  vielmehr  nur  den  direkten  Gegensatz  von  Souveränei 
und  Nichtsouveränetät;  und 

'2,   dass  die  deutschen  Bundesstaaten  auf  Grund  der  ReicW 
Verfassung  nicht  souverän  sind.     (S.  271). 

Nun  frage  ich:  wer  hat  die  Gemeinden  als  rechts verwal-  " 
tende  Persönlichkeit  anerkannt?    Doch   zweifellos    der  einxelne 


^ 
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Bundesstaat,  also  nach  Rosin  ein  nicht  souveränes  G-emein- 
wesen,   da  ja  auch  nach  Rosin's  eigener  Ansicht  die  Gemeinde 
lediglich  im  „Verhältniss  zimi  FSutidesstaat"  auf  die  Bezeichnung 
Selbstverwaltungskörper  Anspruch  hat,  so  dass  also  danach  auch 
„die    Anerkennung   eines   nicht  souveränen    poUtischen    Gemein- 
wesens (der  Gemeinde)  durch   ein   anderes  nicht  souveränes" 
(den  Bundesstaat)   als  Seihst  Verwaltung  zu   bezeichnen  wäre. 
Scheitert  somit  schon   hier  die  Definition  Rosin's  an  seinen 
eigenen   anderweiten   Begriffaentwicklungen ,    so    geräth    er    auch 
weiter  in  Widerspruch  mit  einem  anderen,   von  ihm   selbst  auf- 
geeieUten,  sehr  beherzigenswerthen  Satze.    Er  sagt  nilmlich  S.  272 
a.  a.  0.:    „Man    kann    allerdings    das    souveräne    Gemeinwesen 
Staat  nennen,  das  nicht  souveräne  aber  mit  einem  andern  Namen 
Wiegen.     Allein  man  liat  dann  weiter  nichts  gewonnen,  als  eine 
Benennung,   die  allen  Werth  verliert,   wenn  der  Betreffende, 
der  diese  Benennungen  gewählt  hat,  sich  im  Widorsprueh  befindet 
mit  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  und   er   nicht  den  Ein- 
tlass  besitzt,  denselben  zu  seinen  Gunsten  umzustimmen." 

Dass  die  Delinition  Rosin's  mit  dem  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauch nicht  übereinstimmt,  wird  er  selbst  am  allerwenigsten 
bestreiten;  denn  so  viel  ist  siclier,  dass  weder  im  gewöhnhcben 
Sprachgebrauch,  noch  in  der  Gesctzcssprachc  der  einzelne  Bundes- 
staat als  Selbstverwaltungskörper  bezeichnet  wird.  Vgl. 
i.  B.  §§  26,  27  des  R.-G.  vom  5.  Mai  1886  (R.-G.-Bl.  S.  132). 
RosiN  gibt  dies  selbst  insofern  zu,  als  er  racilirfach  betont,  dass 
das  Wort  „Selbstverwaltung"  in  Literatur  und  Gesetzgebung  in 
neuester  Zeit  in  einem  andern  als  dem  von  ihm  entwickelten 
Sinne  gebraucht  werde,  dem  aber  eine  juristische  Brauchbar- 
keit nicht  zukomme. 

Gehen  wir  nun  noch  auf  diese  angeblich  zweite  „unjuristische" 
Bedeutung  des  Wortes  Selbstverwaltung,  wie  Rf>aiN  sie  entwickelt, 
mit  kurzen  Worten  ein. 

RoBiN  gebt  davon  aus,    dass  das  Wort   „Selbstverwaltung" 
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auch   auf  eine  bestimmte   Organisation   der   ßehord 
nämlich  auf  eine  Betheiligung  des  Volkes  bei  der  „Bildung 
Behörden"  hinweise. 

Unter  Selbstverwaltung  in  diesem  Sinne  versteht  er  nun  d 
jenige  Organisation  der  Verwaltung,  „in  der  eine  rerfftssnn| 
massige  Botheiligung  der  Bürger  als  solcher  an  der  Bildung  d 
Verwaltungsbehörden  hervortritt**.     (S.  320.) 

Ist  CS  nun  aber  schon  an  sich  sprachwidrig,  eine  Verwaltui 
als  „Organisation'^  der  Verwaltung  zu  definiren,  so  kommt  Rmi 
auch  gar  zu  bald,  wie  er  selbst  füldt,  mit  seiner  Deßnition  gega 
über  der  Gestaltung  des  englischen  Friedensrichteramts  sehr 
Geddinge. 

Es  kann  hier  ganz  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  könig 
liehe  Ernennung  der  Friedensrichter,  wie  Gneist  bchaapM 
gerade  ein  wesentliches  Kriterium  der  Selbstverwaltung  des  ohnji 
keitlichen  Amtes  bildet. 

So  viel  aber  steht  zweifellos  fest,  dass  einerseits  nadi  heif 
sehendem  Sprachgebrauch  der  englische  Friedensrichter  ein  OiTga 
der  Selbstverwaltung  ist  und  dass  andererseits  die  könighche  Er 
nennung  desselben  —  ohne  jegliche  verfassungsmässig! 
Betheiligung  der  Bürger  —  die  fast  ausnahmslose 
büdet. 

Wenn  dem  gegenüber  Kosm,  um  seine  Definition  zu  retUij 
unter  Hinweis  auf  Mkii:k  sich  darauf  beruft,  dass  die  königüdn 
Ernennung  insofern  ncbcnsächhch  sei,  als  sie  beim  Nach 
eines  bestimmten  Gmndstouorreiuertrages  niemals  geweigert  werdi 
so  kann  man  eine  derartige  Argumentation  als  eine  juristiscli 
nicht  melir  gelten  lassen. 

Denn  wenn  thatsächlich  auch  die  Ernennung  unter  d( 
gedachten  Voraussetzung  regelmässig  erfolgt,  so  kommt  es  dw 
für  die  juristische  Betrachtungsweise  lediglich  darauf  an, 
verfassungsmässig  die  Ernennung  unter  jener  Voraussetzn 
erfolgen  muss.     Die   RosiN'scbe    Argumentation    ist    um    nid 
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besser,  als  wenn  man  sagen  wollte:  weil  thatsachlich  ein  vom 
englischen  Parlament  angenommener  Gesetzentwurf  regelmässig 
(ja  fast  ausnahmslos)  die  königliche  Zustimmung  erhalt,  so  ist 
nach  englischem  Verfassungsrecht  tliese  Sanktion  neben- 
sächlich'*). 

Aber  abgesehen  davon  —  Momente,  welche  eine  „verfas- 
sungsmässige Betheiligung  der  Bürger"  hei  der  Ernennung  des 
Friedensrichters  bekunden,  liat  uns  Rosm  nicht  angegeben. 

Ebenso   aber  lässt  uns  die  Rosra'sche  Definition  der  sogen. 

, bürgerlichen  Selbstverwaltung"  im  Stich,  wenn  wir  daran  denken, 

dass  in  Prenssen  die  kommissarische  Besetzung  der  Stelle  des 

Landesdirektors  durch  Em ennu  ng  des  Ministers  des  Innern  erfolgt 

und  dass  man  in  dem  Vorsrhlagsreclit  des  Pro\'inzialaus8chu8ses  doch 

Wohl  schwerlich  „eine  verfassungsmässige  Betheiligung  der  Bürger 

Ms  solcher"  bei  der  Behörden-„Organisation"  wird  finden  können. 

Gar  nicht   zu  finden    ist  dieselbe  hei  der  kommissarischen 

Besetzung  der  Stellen  der   Bürgermeister    und  Beigeordneten  in 

den  Fällen   des  §  33   der  Städteordnungen   vom   30,  Mai   1863 

rIBd  19.  März  1866  und  der  Ernennung  auf  die  Dauer  von  12 
Jahren  im  Falle  des  §  32  der  Städtcordnung  für  die  Rheinprovinz 
rom  16.  Mai  1856. 
Und  endlich  gar  das  Obei-verwaltungsgericht ,  welches  doch 
nach  dem  durch  Gneist  herrschend  gewordenen  Sprachgebrauch 
and  insbesondere  auch  nach  der  GNEiST'schen  Auffassung  selbst  '*'*) 
w'oen  integrirenden  Bestandtheil  der  Selbstverwaltung  bildet! 

")  Nach  Labakd  —  Staatsrecht  S.  525  A.  1  —  soll  zwar  nach  dpm  Jahre 
1707  ein  Fall,  in  welchem  eine  vom  Parlament  angenommene  Bill  von  der 
Krone  verworfen  wurde,  nicht  mehr  vorgekommen  und  der  König  sogar 
terpflicbtet  »ein,  solchen  Gesetzen  tlie  Sanktion  zu  ortheilen. 

lat  dies  richtig,  so  ßilt  meine  Dednktion  jedenfalls  für  den  Rechts- 
tusUnd  des  englischen  Vcrfassuiigsrechtß  bia  zum  .Tahrc  1707. 

")  Gnklst,  Zar  Verwaltungsreform  und  Verwaltongsrechtspflege  in 
Preusaen  (1880)  S.  48:  „Die  Selbstverwaltung  des  ohrifjrkcitüchen  Amtes  in 
Gntalt  der  Amtsvorsteher  und  des  Kreisnuaechusaes  —  in»  Bexirksratli  und 
Provinzialratb  als  Oherinstanz  in  Bescbluassachen  —  im  Bezirks-  und  Ober- 

36* 
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In  Preuasen  werden  alle  Mitglieder  desselben  —  ohne  jei 
liches  Vorschlagsrecht  irgend  eines  Organs  der  Bürgerschaft  - 
vom  Könige  ernannt,  so  dass  also  bei  der  Bildung  dieser  Behörd 
von  einer  „verfassungsmässigen  Betheiligung  der  Bürger"  ganz 
gar  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Ist  in  den  gedachten  Fällen  die  Rosm'sche  Definition 
eng,  indem  sie  Behörden,  welche  auch  nach  der  RosiN'schen  An 
sieht  unter  den  Begriff  der  „bürgerlichen  Selbstverwaltung"  fidlen, 
doch  von  der  Subsumption  ausschliesst,  so  ist  sie  andererseiti 
auch  wieder  zu  weit. 

Denn  wenn  „bürgerliche  Selbstverwaltung"  die  Verfassung» 
massige  Betheiligung  der  Bürger  als  solcher  an  der  OrganisaÜJH 
der  Verwaltungsbehörden  ist,  so  würde  in  republikanischen  StMtew 
auch  die  AValil  des  Präsidenten  der  Republik  als  ein  Akt  lier 
bürgerlichen  Selbstverwaltung  zu  bezeichnen  sein;  dass  aberirgeml 
ein  Sprachgebrauch  existirt,  welcher  es  rechtfertigen  würde,  «lem 
Worte  „Selbstverwaltung"  diese  Ausdehnung  zu  geben,  wird  selbttt 
RosiN  nicht  behaupten  wollen. 

Ferner  müsste  man,  da  nach  RosiN  S.  316  Amn.  2  «cboo 
das  „Vor  Schlags  recht  seitens  gewählter  Kollegien"  die  „gen* 
senschaftliche  Struktur  der  Selbstverwaltiingsämter"  zur  Erschei- 
nung bringt,  aucli  die  Wahl  von  Mitgliedern  der  StaataschulJcD- 
kommission  durch  das  Abgeordneten-  und  Herrenhaus  in  Preusscn 
als  „bürgerliche  Selbstverwaltung"  bezeichnen,  was  doch  rIcIcIi' 
falls  schwerlich  mit  dem  herrschenden  Sprachgebrauch  zu  vw- 
einigen  ist. 

G^en  die  RosiN'sche  Definition  kommen  endlich  noch  fM- 
gende  Bedenken  allgemeinerer  Natur  in  Betracht: 

Einmal  ist  es  schon  in  hohem  Grade  bcdenkhch,  einem  Worte 
zwei  gnmdverschiedene  Bedeutungen  beizulegen,  wenn  man  daaseli 
zu  einer  festen  wissenschaftlichen  Begriffsbildung  verwerthen  will.  - 

Terwaltunf^sgericht    als    OHentiBtane    für  Streitsachen   —    ist   in  diM 
C4eBetKgebanf7  mit  einer  Energie  durchgeführt"  u.  8.  w. 
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Sodann  aber  verstosst  die  Definition  Rosin's  jedenfalls  inso- 
jm  gegen  den  Sprachgebrauch,  als  Rosin  unter  „Selbstver- 
waltung im  juristischen  Sinne"  nur  die  Voiivaltung  der 
eigenen  Angelegenheiten  der  Selbatverwaltungskörper  verstanden 
Irissen  wül.     (§  24,  2  S.  311,  §  29,  IS.  321)'«). 

Hat  doch  gerade  Gneist,  dessen  Grundgedanken  zweifel- 
los in  unserem  heutigen,  insbesondere  preussiscben  Verwaltungs- 
,t  verwirklicht  sind,  immer  und  immer  wieder  mit  aller  In- 
ität  betont,  dass  nicht  sowohl  die  Wahrnelunung  der  gesell- 
scliufthchen  Interessen  der  lokalen  Verbände  durch  gewählte 
Vertretungen,  als  vielmehr  gerade  die  Ausübung  staatlicher 
Funktionen  der  innern  Land  es  Verwaltung  durch  Eliren- 
IteÄmte  als  „Selbstverwaltung"  zu  bezeichnen  sei.  Mit  dieser 
durch  Gneist  herrschend  gewordenen  und  sowohl  von  der  Lite- 
ratur, wie  von  der  Gesetzossprache  '^)  adoptirteu  Auffassung  ist 
»an  aber  die  RosiN'sche  Detinitiun  durchaus  nicht  in  Einklang 
mW  bringen. 

^P  Denn  dies,  was  RostN  den  „übertrageneu  Wirkungskreis  der 

FwDjeinden"  nennt,  insbesondere  aber  die  Wahrnehmung  von  Äu- 

gtilegenheiten  der  allgemeineti   Stjuitsverwjiltung  durch  (ieineinde- 

orgaue,  vaW  er  von  dem  Begriff  der  Selbstverwaltung  iin  Rechts- 

sinne  ausgeschlossen  wissen  (S.  311,  2). 

Umgekehrt   ist   nun   aber   nach  Gneist    gerade  die  Wahr- 
mung  von  Geschäften  der  Staatsverwaltuiig  durch  unbesoldete 
Ehrenbeamte  das  Charakteristische  der  beutigen  Selbstverwaltung 
(Gkeist,  Pr.  Kr.O.  S.  9,  18,  32,  48). 


'*)  Rosm  selbst  hat  in  seiner  Schrift:  „Das  PoUzeiverordnungsrccht  ir 
ipT«iusen,  Breslau  1882**  —  in  imzwaidcutiger  Weise  das  Wort  Stslbstver- 
kiütoQg  vollstüiidig  im  (»NKisT'schcn  Sinne  und  inahcsornTerü  auch  zur  Be- 
lang der  sog.  „obrigkeitlichen  Sclbstverwaltuug"   gebraut-hl.    S.  imteu 

»)  Vgl.  «.  B.  §  2t}  des  R.-C;.  vom  5.  Mai  1886  (R.-Ö.-B1.  S.  132);  Art. 
äcB  preusB.  Ges.  vom  20.  Mai    18B7   (G.-S.  8.  18»);   §    74   der  preuss. 
K  in  der  Fassung  dos  Gesetzes  vom  lU.  Mars  1881  (G.-8.  S.  lo5). 
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Schliesslich  ist  noch  hervorzuheben,  dass  RosiN  selbst 
tont,  die  genossenschaftliche  Struktur  der  Verwaltungsorgi 
eines  Gemeinwesens  könne  „juristisch"*  als  Selbst v er waltfln 
nicht  bezeichnet  werden  (S.  319).  Er  nennt  vielmehr  diel 
Selbstverwaltung  eine  Selbstverwaltung  im  ^politischen  Sinuc' 
und  meint,  es  sei  angemessen,  dieselbe  juristisch  anders  za  b» 
zeichnen  (S.  320). 

Was  RosiN   hiermit  sagen  will,  ist  nicht  recht  klar;  den» 
wenn  diese  zweite  Bedeutung  des  Begriffes  Selbstverwaltung  auf 
die   juristische"    Bezeichnung   als    „Selbstverwaltung"  keine 
Anspruch  erheben  darf  (S.  3t>8),  so  ist  nicht  abzusehen,  wessblh 
ihr  gleichwolJ   eine  andere  „juristische"    Bezeichnung,  z.  B 
Rosm   vorsclilägt,    als    „bürgerhche    Selbstverwaltung"    gegclxai 
werden  soll. 

Die  Unklarheit  und  das  Widerspruclisvolle  dieser  Sätie  b^ 
ruht  m.  E.  wescntUch  darauf,  dass  RoäiN  sich  die  Bedeuting 
der  Begriffe  „im  jm-istischen  Sinne"  und  „im  politischen  Simut* 
nicht  klar  gemacht  hat. 

Ich  habe  bereits  im  Eingang  den  Gegensatz  zwischen  der 
juristischen  Betrachtungsweise  uud  der  politischen  Er- 
örterung des  Hechts  aufzudecken  gesucht:  die  erstere  Meüiwl« 
hat  das  positive  Recht  zu  ergründen,  klarzulegen  und  spedeD 
bei  DeHnitiouen  die  „anatomisuhcn  Momente",  die  „Struktur"  d» 
zu  defiim'cudcn  Körpei's  der  Beti'achtung  zu  Grunde  zu  legen;  bd 
der  letzteren  suchen  wir  uns  zu  veranschaulichen,  „was  der  KOr- 
per  soll",  seine  Zweckbestimmung. 

Es  liegt  nun  auf  der  Hand,  dafls  die  Definition  der  SähA- 
Verwaltung    als    „genossenschaftliche    Struktur    der  \ 
waltwngsorganisation  eines  Gemeinwesens"   eine  politische 
trachtung    oder   BegrifTsentwicklung   in    der    von    mir  vo 
wiedergegebenen  Bedeutung  nicht  enthält;  da    vielmehr 
hier  die  Definition  der  Struktur,  dem,  was  der  Körper  ist,  nii 
dem,  „was  er  soll",  entnommen  ist. 
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Rosö»  hat  desslialb  mit  dem  Worte  -,iin  politischen  Sinne" 
offenbar  eine  ganz  andere  Bedeutung  verbunden,  als  diejenige  ist, 
welche  ich  diesem  Worte  beilege. 

Und  in  der  Tliat  wird  denn   auch  sowohl  in  der  Literatur, 
wie  in  der  Gesetzessprache  das  Wort  „politisch"  noch  in  einem 
^■|Uiz  anderen  Sinne  gebraucht,  als  dem  oben  von  mir  entwickelten, 
^^  dass  das  dort  Gesagte  noch  einer  näheren  Erläuterung  bedarf, 
die  ich  hier  geben  will. 

Am  nächsten  grenzt  wohl  an  meine  Auffassung  des  Wortes 
„politisch''  die  Bezeichumig;  „politische  Parteien" ;  insofern  als 
unter  einer  politischen  Partei  eine  Anzahl  von  Staatsbürgern 
zu  verstehen,  welche  die  Zwecke  und  Ziele  des  Staates  vor  Allem 
in  der  Gesetzgebung  und  demnächst  auch  in  der  Venvaltung  durch 
Gestaltung  derselben  in  einer  ihren  Anschauungen  entsprechenden 
Weise  zu  eiTeichen  bestrebt  sind  und  zu  diesem  Behufe  eine  Ver- 
tretung in  den  parlamentarischen  Köriiern  in  möglichst  grosser 
Zähl  anstreben. 

Eine  ganz  abweichende   Bedeutimg  hat  das  AVort  politisch 
in  der    Bezeichnung:    „politische    Gemeinde,    politisches 
Gemeinwesen'-.     Li  diesem  Zusammenhang  erinnert  das  Wort 
tl^olitisch'^  an  seinen  griechischen  Ursprung,  insofern  es  hier  der 
ursprünglichen  Bedeutung  von  ;, staatlich "  nahe  kommt.  Von  einer 
politischen   Gemeinde  reden   wir  im   Gegensatz  zur  Kirchen-, 
Schulgemeinde  u.  s.  w. ;  die  politische  Gemeinde  bildet  gegenüber 
deji    letztgedachten    Verbünden    diejenige    Korporation,    welche 
der  Staat    für    seine   Zwecke   als  Verwaltungsbezirk  benutzt. 
Der  Ausdruck  „politische  Gemeinde"  ist  also  ein  staatsrecht- 
licher Begriff,  insofern  ex  diejenige  Korporation  bezeichnet,  welche 
einerseits  iln-e  Korporationsaufgaben  zu  lösen  !iat  und  andererseits 
gleichzeitig   als  Verwaltungsbezirk    der   allgemeinen  Staatsverwal- 
tung zur  Grundlage  dient. 

Noch  deutlicher  tritt  die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Wortes 
„politisch"  in  zwei  Vorschiüteu  des  Reichsstrafgesetzbuchs  hervor: 
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§  34  R..St.'G.-B.  sagt: 

„Die  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bevkiikt  (mva 
die  Unfdliigkeit  —  — 

4)  in  öiTentlichen  Angelcgenlieiten  zu  stimmen,  zu  wähles 
oder  gewählt  zu  werden  oder  andei*e  politische  Rechte  aus- 
zuüben. 

§  197  R.-St.-G.  B.  schreibt  vor: 

„  Eines  Antrages  bedarf  es  nicht,  wenn  die  Beleidigung  gegen 
eine  gesetzgebende  Vereammlung  des  Reichs  oder  eines  Bundt» 
Staates  oder  gegen  eine  andere  politische  Körperschaft  be- 
gangen worden  ist". 

Zu  dem  §  34  1.  c.  sind  unter  politischen  Rechten  zweifels- 
ohne ^öffentliche  Rechte"  zu  verstellen,  d.  h.  Befugnisse,  die  nicht 
privfitrechtlichor  Natur,  sondern  auf  staatsrechtlicher  firundlagc 
beruhen. 

Politisclie  Körperschaften  im  Sinne  des  §  197  R.-8L« 
G.-B.'a  bczciclmet  OLSilAVSKN  ^*)  nach  dem  Vorgange  des  O.-L.-G.'» 
zu  München,  als  eine  Mehrheit  von  Personen,  welche,  ohne  Organe 
der  Staatsverwaltung  zu  sein,  in  einer  vom  Staate  anerkanuten 
Weise  für  Staatszwecke  thätig  sind. 

Eine  politische  Körpoi-schal't  ist  also  eine  zur  Lösung  t^öd 
Stmitsaufgaben  berufene  Versammlung,  z.  B.  eine  gesetzgebende 
Versanmilung,  im  Gegensatz  zu  einer  Generalsynode ;  also  wd» 
hier  ^viede^  deutet  das  Wort  „politisch"  die  Beziehung  m» 
Staate  an. 

Kehren  wir  nun  zu  Rosix  zurück,  so  ergibt  sich  ohne  Wei- 
teres, dass  seine  Definition  der  Selbstverwaltung  im  politischen 
Sinne  „als  genossenschaftliche  Struktur  der  VerwaltungsorgauisatioD 
eines  Gemeinwesens"  der  Bedeutung  des  Wortes  „politisch"  aad«j 
in  einer  der  hier  zuletzt  entwickelten  Richtungen  nicht  gerecht  wirA 

D.  —  Schulze  '")  findet  das  Charakteristikum  der  Selbstvtf« 

")  Commentar  zum  R.-St.-G.-B.  S.  Bd.  8.  737  Anm.  2  (2,  Aufl.  180«^ 
")  FrexiBs.  StÄatsreoht  §g  197  und  128. 
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waltung  in  der  Decentralisation,  so  dass  also  der  Gregen- 
miAz  die  central! sirte  Verwaltung  sein  würde.  Schon  Laband 
(8.  96)  hat  dem  gegenüber  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass 
bei  a völlig  Ijureaukratischer  Staatsverwaltung"  eine  Decenti-alisa- 
tion  der  Verwaltung  bestehen  kann. 

Zergliedert  man  die  Worte  „Centralisation"  und  „Decen- 
tralisation''  nach  ihrem  Wortsinne  und  unter  Zugrundelegung  des 
hemchendeu  Sprachgebrauchs,  so  wd  sich  ergeben,  dass  das 
Wort  Centrahsation  keinen  logischen  Gegensatz  zu  dem  Begriffe 
„Selbstverwaltung"  bildet,  dass  vielmehr  innerhalb  des  Gebietes 
der  Selbstverwaltung  eine  centrahsirte  im  Gregensatz  zu  einer 
dceentraUsirteu  \'erwaltung  mögüch  ist  imd  thatsächlich  vor- 
kommt. 

Centrahsirte  Verwaltmig  heisst  doch  dem  A\'ortsinue  nach 
nichts  Anderes,  als  Verwaltung  von  einer  CentralsteUe  aus;  wird 
die  Verwidtung  von  dem  Centrum  in  die  Peripherie,  d.  h.  in  die 
unteren  A'ervkallungsstelleD  verlegt,  so  spricht  man  von  einer  decen- 
tralisirten  Verwaltung. 

Die  centrahsirte  Verwaltung  bezweckt  eine  einlieitliche  gleich- 
mSssige  Entscheidung  und  wird  sich  namenthch  da  empfehlen, 
wo  CS  sich  um  wichtige  oder  den  ganzen  Staat  berührende  Prin- 
cipienfiragen  handelt;  die  decentraÜsirte  Verwaltung  ermöghcht 
dagegen  eine  schleunige  Entscheidung  und  eine  solche,  die  auf 
einer  persönhchen    Kenntniss   der   örthchen  Verhältnisse  beruht. 

Von  einer  centralistischen  Verwaltung  reden  wir  z.  B.  da, 
wo  die  nach  §  33  dos  R.-G.  vom  6.  Febr.  1875  (R.-G.-Bl.  S.  23) 
vorgeschriebene  Dispensation,  wie  z.  B.  in  Pi-eussen  gemäss  V. 
vom  24.  Febr.  1875  (G.-8.  8.  97)  nur  von  dem  Justizminister 
ertheilt  werden  kann,  während  die  Venvaltung  hinsichthch  der 
Dispensation  im  Falle  des  §  35  des  Ges.  insofern  eine  decentra- 
Üsirte ist,  als  diese  Dispensationsbefugniss  den  Amtagerichten  zu- 
steht (V.  vom  17.  Jan.  1877  G.-S,  S.  4);  Ä.E.  vom  7.  Septbr. 
1879  (J.-M.-BL  8.  366). 
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Ebenso   ist  auf  dem  Gebiete    {ler  Selbstverwaltung,  d 

wo  die  Entscheidung  den  Centralorganen  der  Selbstvei-waltung, 
z.  B.  dem  Provinzialrath  oder  Oberverwal  tun  gsgericht  in  erster  und 
letzter  Instanz  überträigen  ist,  die  Verwaltung  als  eine  centralisirte 
zu  bezeiclinen ;  als  Beispiele  dieser  Art  ftilire  ich  für  Preusse» 
die  §§   1,  52,  127   des  Zust.-Gesetzes  vom   1.  August  1883 

AVo  dagegen  die  erste  Entscheidung  den  unteren  Organe; 
gebührt,  ist  innerhalb  der  Selbstverwaltung  die  Verwaltung  d 
centialisirt.     Vgl.  z.  B.  §§  27,  29,  34  des  Zust-Ges. 

Da  sonach  die  DecentraÜsation  ein  entscheidendes  Begrifii 
raorkmal  fiir  die  Ht'Ihstverwultung  nicht  bildet,  so  kann  auch  die 
Sc'iiULZE'schc  Auflassung  rds   zutreficnd  nicht  ancrkamit  werden 

Wir  wollen  dcöshalb  im  Folgenden  versuchen,  den  juristischen] 
Begriff  der  Selbstverwaltung   auf  historischer  und   positiv-recb 
lieber  Grundlage  und  in  Anlehnung  an  den  heri'scheuden  Sprach 
gebrauch  selbständig  zu  entwickeln. 


I 


m. 

1.  Den  Grund,  wesshalb  es  bisher  nicht  gelungen  ist,  ein 
allseitig  befriedigende  ßegriflsbestimniung  der  Selbstverwaltung 
Rechtssinno  zu  finden,  erblicke  ich  wesentUch  in  der  bisher  voi 
allen  Schriftstellern  bei  der  Begriffsentwicldung  befolgten  Alethod 

Statt  nämlich  die  goschichthche  Entwicklung  des  positiven 
Rechts  und  den  jetzt  in  der  Literatur  und  vor  Allem  in  der 
Gesetzessprache  herrschenden  Sprachgebrauch  zur  Grundlage 
zu  nolunen,  haben  sie  entweder  aus  dem  Wortsinn  den  Begriff 
zu  bilden  gesucht,  so  z.  B.  Laband  S.  100  und  Rosm  S.  308 
und  309  —  oder  sie  haben  sich  gar  damit  begnügt,  wie  z.  B. 
G.  Meyer,  E.  Meiek,  Schulze,  Loenin«,  irgend  ein  Merkmal, 
welches  den  Selbstverwaltungskörpeni  oder  -Organen  regelmässig 
oder  häutig  eigen  zu  sein  pdegt  (z.  B.  nicht -berufsmässige 
schöftigung,  Walil,  DecentraÜsation,  Ehrenamt)  als  entscheidende» 
Begriffsmerknial   ohne  jede  nähere  Begründung  binzustelleu   und 


BeM 
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danach  die  Definition  zu  gestalten.  Wir  haben  aber  oben  (unter  U) 
gesdieD,  dass  alle  diese  von  den  gedachton  Schriftstellern  be- 
tonten Momente  den  eigentUchen  Kern  der  Sache,  das  Wesen 
der  Selbstverwaltung  nicht  treffen  und  dass  insbesondere  ihre 
Definitionen  mit  dem  herrschenden  Sprachgebrauch  und  s])cciell 
mit  der  Sprache  des  Gesetzes  im  Widerspruch  stehen.  Diese 
£rkemitniss  weist  uns  den  Weg  an,  welchen  wir  jetzt  zu  betreten 
haben,  um  das  Richtige  zu  finden. 

Wir  haben  nicht  etwa  auf  Grund  allgemeiner  Deduktionen 
eine  Pormol  zu  linden  und  unter  diese  den  Sprachgebrauch  und 
das  Gesetzeswort  zu  „pressen",  sondern  umgekehrt  aus  der  histo- 
rischen Entwicklung  des  positiven  Rechts  und  uiiter  Zugiunde- 
legung  des  jeweiligen  Sprachgebrauchs  diejenige  Delinitioii  zu 
finden,  welche  eine  für  das  gegenwärtige  positive  Recht  brauch- 
bare, die  wesentlichen  Begriffsmerkmale  wiedergebende  Con- 
struktion  enthält. 

Das  ist  die  juristische  Methode ,  welche  —  als  goldene 
regula  juris  —  die  römischen  Juristen  in  dem  als  Motto  von  mir 
benutzten  Satze  für  alle  Zeiten  massgebend  aufgestellt  haben. 

Die  Rechtfertigung  für  diese  von  mir  befolgte  Methode  finde 
ich  aber  insbesondere  auch  daiin,  dass  meiner  Ansicht  nach  alle 
juristische  Begriffs entwicklung  vom  positiven  Rechte  aus- 
{gehen  muss,  dergestalt,  dass  für  mich  Constniktionen  und  Defini- 
tionen, welche  nicht  ein  positives  Recht  (oder  mehrere  positive  Rechte) 
zur  Basis   und  zum  Ausgangspunkt  haben ,   ein  Unding  sind  *^). 

Nach  diesen  Grundsätzen  soll  nun  im  Folgenden  zunächst 
lue  geschichthche  Entwicklung  desjenigen,  was  mr  heutzutage 
-^Selbstverwalttmg"  nennen,  verfolgt  werden. 

**}  Ich  verkenne  aicbt,  dasa  der  im  Text  aufgestellte  Satz  keineswegs 
mit  der  herrsciienden  Ansicht  und  insbesondere  mit  den  Theorien  der  Becht«- 
philusopheu  Qbereinstinuut. 

Wenn  ich  denselben  aber  gleichwohl  hier  vertrete,  so  geschieht  dies 
nicht  etwa  in  dem  Bestreben,  etwas  Neues  oder  Besouderes  zu  behaupten, 
sondern   auf  Gnuid  innerster  Uebcrzeugung,   welche   sich   auf  laugjähriges 
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2.  Schon  L.  v.  Stein  ^^)  hat  mit  Recht  darauf  aiiftnerksam 
geiiiiicht,  dass  das  AVort  „Selbstvorwaltung"  verbältmssmäaig 
jungen  Datums  ist.  Und  so  habe  ich  denn  in  der  STEra-HARDEB- 
üEiw'schen  Gesetzgebung,  insbesondere  in  der  vielgenannten  uod 
vielgerühmten  preussischen  Städte-Ordnung  von  1808,  welche  all 
gemein  und  mit  Fug  als  die  Grundlage  aller  heutigen  Selbstver- 
waltung in  Preussen  und  Deutschland  bezeichnet  wird,  diegcs 
Wort  zu  finden  mich  vergeblich  bemüht. 


Studium  der  eiosohlägigen  Fragen  Btützt.  —  Vielleicht  ist  es  mir,  tcXnn 
meino  anderweito  amtliche  Thätiorkeit  dies  erlauben  sollte,  über  knrx  oia 
laug  vergüunt,  dcD  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  obigen  Satzes  in  vi- 
gehender  DarstcUuDg  zu  erbringen. 

Für  jetzt  rnnss  ich  mich  darauf  beschränken,  zu  behaupten,  d»a  «• 
uh  meiuer  Ansicht  gar  nicht  möglich  ist,  zu  klaren  juristiflchen  Bepiffcn 
and(>rB  zu  gelangen,  als  indem  man  dieselben  an  der  liaiid  dce  pütitino 
Kceht»  —  »ei  es  eines  oder  mehrerer  —  coustniirl ,  und  dass  sclb?t  l^i^ 
jonigen  Rechtsphilosopheu,  welche  das  positive  lleoht  volhtändig  igiwriroi 
zu  köimen  gluubou,  im  Grunde  genommen  doch  melir  oder  wenigtr  mit 
An8cha!iimgen  und  Begriffen  opcriren.  welche  Bie  bcwnsat  oder  unbewwt 
dem  positiven  Recht  entnoninieu  haben. 

Wenn  demgegenüber  z.  B.  Krause  (System  der  RechtsphiloMplÜB; 
LeipEig  1874)  —  anf  dessen  Anschauungen  auch  noch  die  neuere  DarsteUani 
von  Ahrrns  (in  v.  HoLTZKNDORyp's  Encyclopädie  der  Rcohtswisseoschafl  LlW- 
3.  AuH.  insbes.  Ü.  35)  sich  stützt  —  S.  1«  u.  a.  0.  den  Sat«  BU&tellt,  M 
die  Betriicbtnng  des  in  den  Staaten  verv? irklichten  Rechts  nicht  zu  «1» 
pliilosophischcu  Begründung  des  Rechts  führen  kann",  und  diesen  Snt«  u.  Ä- 
damit  begi-ündet,  dass  die  philosoiihischc  Erkenntniss  überhaupt  kein  »«^ 
mitteltca  Vernehmen,  keine  Abstraktion  aus  irgend  etw»«  g«' 
Bchichtlich  Oegebcnem  sei,  so  behaupte  ich  demgegenüber,  für  die 
Rechtswissenschaft,  dass  alle  philosophische  Erkenntniss  des  Rocht«  in  Uin*» 
letzten  Orunde  auf  das  positive  Recht  und  dessen  geschichtliche  Eb' 
Wicklung  zurüakgefiilirt  und  aus  demselben  abgeleitet  werden  muas.  — 

Auf  eine  nähere  Begründung  dieses  Satzes  musa  ich  hier  venicbt«} 
ich  kann  nur,  um  meine  Ansicht  zu  verdeutlichen,  ein  Bild  gebrauchen: 
Jurisprudenz,  die,  unbckünmi,ert  um  die  Vorschriflon  des  positiven  RcchU 
Begriffe  entwickelt  mul  Coustruktionen  aufstellt,  schwebt  nach  meiner  AtMfvali 
ebenso  in  der  Luft,  wie  eine  niedicinische  "Wissenschaft,  welche  ihre  Ldtf 
sJitzG  nicht  der  Anatomie,  nicht  den  empirischen  EHiahnuigen,  sondern  irgea 
welcher  grauen  Theorie  entnimmt. 

")  Lehrbuch  der  Finonzwisscnochaft,  4.  Aufl.,  Bd.  I  S.  18 1. 
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Gleichwohl  ist  das  Wesen  der  Hachtr  dieser  Städte-Ordnung 
keineswegs  fremd  und  mau  behauptet  desshalb  auch  allgemein 
mit  vollem  Recht,  dass  diese  Ordnung  zuerst  den  iStädten  die 
Selbstverwaltung  verliehen  habe. 

Wenn  nun  also  w^irklich  die  St.-0.  vom  19.  Novbr.  1808  die 
ersten  Grundlagen  für  eine  Selbstverwaltung  gelegt  hat,  so  haben 
wir,  um  das  Wesen  der  Selbstverwaltung  zu  ergründen,  nur  zu 
ermitteln,  worin  deim  das  Neue  besteht,  das  die  St.-O.  gegen- 
über dem  bis  dahin  geltenden  ßechtszustande  eingefülut  hat. 

Den  besten  Aufschluss  liierüber  gibt  uns  der  Gesetzgeber 
jst,  welcher  im  Eingang  des  Gesetzes  den  gesetzgeberischen 
'Zweck  mit  folgenden  Worten  klarlegt : 

„Der  besonders  in  neueren  Zeiten  sichtbar  gewordene  Mangel 
Kn  angemessenen  Bestimmungen  in  Absicht  des  städtischen  Ge- 
meinwesens und  der  Vertretung  der  Stadtgemeindo,  das  jetzt  nach 
Klassen  und  Zünften  sich  theilende  Interesse  der  Bürger  und 
das  dringend  sich  äussernde  Bedürfiiiss  einer  wirksameren 
Theilnahme  der  Bürgerschaft  an  der  Verwaltung  des 
Geraeinwesens  übei-zeugen  Uns  von  der  Noth wendigkeit,  den 
Städten  eine  selbständigere  und  bessere  Verfassung  äu  geben, 
in  der  Bürgergeraeinde  einen  festen  Vereinigungspunkt  gesetzlich 
zu  büden,  ihnen  eine  thätige  Einwirkung  auf  die  Ver- 
wftttung  des  Gemeinwesens  beiznlegen  und  durch  diese 
Theilnahme  Gemeinsinn  zu  erregen  und  zu  erhalten." 

Die  Theilnahme  der  Bürgerschaft  an  der  Verwaltung  des 
GJemeinwesens  und  die  selbständigere  Verfassung  der  Städte 
herbeizufiihren,  wird  also  als  der  eigentliche  Zweck  der  neuen 
8t. -O.  bezeichnet  und  wir  werden  nicht  fehl  gehen,  wenn  wir  gerade 
diese  Momente  als  die  Einführung  der  „Selbstverwaltung"  in  den 
Städten  bezeichnen. 

Diese  Ansicht  findet  ihre  volle  Bestätigung  in  der  Darstel- 
lung von  V.  Rönne,  dessen  Auffassung  gerade  um  desswUlen, 
weil  ihm  damals  seihst  das  Wort  „Selbstverwaltung'*  noch  fremd 
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war,  ein  geradezu  klassisches  Zeugniss  ftir  die  Richtigkeit  meiner 
Auffasaung  bildet. 

In    der  Einleitung    zu    seinem    Buclie:    Die  Preuss.  Städte- 
Ordnungen    vom    19.  Novbr.  1808    und  17.  März  1831")  heissfel 
69  nämlich  da,  wo  er  den  Rechtszustand  vor  EinfUliruug  der  neuen  i 
St.-O.  schildert  5 ')  : 

^Die  Kriegs-  und  Domänenkaramem  erlangten  nach  und 
nach  de  facto  die  Vonnundschafb  über  die  Städte,  auch  ergingen 
späterlün  Landesgesetze,  welche  dies  bestätigten." 

„Durch  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  und   durch   die  inj 
deju    nämhchen    Greiste    erfolgten  Instruktionen  und  rcskriptmiis- 
sigen  Normen  wurden  allmählich  die  städtischen  Angclegeuheiten 
ganz  unter  specielle  Leitung  der  Staatsbehörden  gesetzt.**' 

Dem  gegenüber  ist  nach  v.  Rönne  (a.a.O.  S.  11)  die  neuej 
St .-O,  erlassen,  „um  den  Städten  die  verlorene  Selb- 
ständigkeit wieder  zu  geben". 

S.  15  bezeichnet   er  als   den  hauptsächlichsten  Zweck 
der  St.-O.    „des  Bürgers  Sinn  für  die  Wohlfahrt  des  Staates 
durch    Ueberweisung    der    eigenen    Verwaltung     der 
Koramunal-Angclegcnheiten   an   die  Biirgerschafteaj 
zu  heben  und  in  ihm  neue  Kraft  und  Thätigkeit   zu   beleben'** 

Der  Kern  der  v.  RöNNE'schcn  Ausführungen  gipfelt 
darin,  dasa  die  neue  St.-O.  die  Städte  von  der  staatlichen  Be- 
vormundung befreit  und  Urnen  die  selbständige  Verwaltung  ihrer 
eigenen  Angelegenheiton  überwiesen  hat. 

Diese  Idee   der  Selbständigkeit  hat   in  dem  Gesetze  selbst 
ihren  [irägnantosten  Ausdruck  gefunden,  indem  der  §  110  St.-0«jfl 
welcher  von  der  Verantwortlichkeit  der  Stadtverordneten  handelt," 
ausdrücklich  vorsclireibt :  _ 

„Das  Gesetz  und  ihre  Wahl  sind  (seil,  der  Stadtverordneten]^ 
Vollmacht,    ihre  üeberzeugung    und  ihre  Ansicht  vom  gemeinen 

")  V^l.  S.  8  IL  9  a.  a   O. 
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Besten  der  Stadt  ihre  Instruktion,  ihi'  Gewissen  aber  die  Be- 
hörde, der  sie  dessbalb  Recheoschaft  zu  geben  haben." 

Juristisch  ausgedrückt  heisst  dies  nichts  Anderes,  als  dass 
die  Stadtverordneten  ihre  Entschliessungeu  ki-al't  eigenen  Hechts 
und  frei  von  jeder  staatlichen  Bevormundung  zu  fassen  haben. 

Wenn  es  also  richtig  ist,  dass  die  St.-Ü.  von  1808  die  (4rund- 
Uge  aller  heutigen  deutschen  Selbstverwaltung  bildet,  so  kann 
das  Wesen  der  Letzteren  nur  darin  gefunden  werden,  dass  an 
Stelle  der  staathchen  Verwaltung  durch  Kriegs-  und  Domänen- 
kammem  eine  selbständige  Verwaltung  durch  die  Stadtverord- 
neten getreten  ist,  welche  in  iliren  Entschlicssungen  nicht  etwa 
durch  Instruktionen  und  Weisungen  einer  vorgesetzten  Behörde 
sich  leiten  lassen  dürfen,  sondern  lediglich  ilirem  Gewissen  verant- 
wortlich sind. 

Auch  der  Gegensatz  zu  dieser  „unabhängigen"  Verwaltung 
hat  bereits  in  der  St.-O.  von  1808  einen  doutUchen  Ausdruck 
gefunden. 

Der  §  166  St.-(.>.  schreibt  nämlich  vor: 

„Deni  Staate  bleibt  vorbehalten,  in  den  Städten  eigene 
Polizeibehörden  anzuordnen  oder  die  Ausübung  der  Polizei  dem 
Magistrat  zu  übertragen,  der  sie  sodann  vermöge  Auftrags 
ausübt.  So  wie  die  besonderen  Polizeibehörden,  welche  in  den 
Städten  angeordnet  werden,  unter  den  oberen  Polizeibehörden 
stehen,  so  steht  auch  der  Magistiut,  welcher  die  Polizei  ver- 
jünge Auftrags  erhält,  unter  diesen  höhern  Behörden,  rück- 
idiUich  alles  dessen,  was  auf  die  Polizeiübung  Bezug  hat.     Die 

iträte  werden  in  dieser  Hinsicht  als  Behörden  des 
Staates  betrachtet." 

Hier  wird  also  ausdrücklich  betont,  dass  der  Magistrat  inso- 
weit, als  ihm  die  Ausübung  der  Polizei  übertragen  ist,  ledig- 
lich eine  Behörde  des  Staates  bildet  und  genau  so  wie  die  be- 
»dereu  (staathchen)  Polizeiorganc  den  obera  Polizeibehörden 
untergeordnet  ist  und  nur  „vermöge  Auftrags"  handelt. 
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Der   Magistrat   als   Polizeiobrigkeit    ist    demnach ,    wie 
Gesetz    unzweideutig    erklärt,    „ein    Staatsorgan",    das    lediglTc 
„kraft   Auftrags"    handelt,    während    die    Stadtverordneten    einc^ 
von  dem  Staate  unabhängige  selbstaudig  bändelnde  Körperschaft  _ 
bilden. 

Die  vorstehend  entwickelten  (rrundsätze  haben  einen,  woinog' 
lieb  noch  deutiicheren  Ausdruck  in  der  revidirten  preuss.  St.-0^ 
vom  17.  März  1H31  (G.-S.  S.  9)  gefunden. 

So  sagt  die  Einleitung  zu  dem  Gesetze: 

„Bei   Verleihung  der  St.-O.   vom   19.  Novbr.  1808  war  e»| 
Unsere  landesväterlicha  Absicht,  den  St«dtgemieiDden  in  Unserei 
Monarchie    eine   selbständigere   Verwaltung    ihrer   Gc 
nkeine-Angelegenheiten    zu    geben  und  in  den  Bürgern  durch  an- 
gemessene Theilnahme  an   der  Verwaltung  des  Stadtwesens  den^ 
Sinn  und  Eifer  fiir  d»us  gemeinsame  Wohl  ihrer  Stadt  zu  erhöben. 
Dieser  Zweck  ist  zu  Unserer  besonderen  Zul'riedenheit  erreicbf^ 

U.    8.    W.  \ 

Hier  wird  geradezu  als  Zweck  der  neuen  St.-O.  die  Einfuh- 
rung einer  selbständigeren,  d.h.  von  der  Staatsbovormundung 
befreiten  Verwaltung  der  städtischen  Angelegenheiten  liingosteUt^j 

Feiner  sagt  der  §  76  der  rev.  St.-O.  im  Einklang  mit  dei 
oben  citirten  §110  St.-O.: 

„Die  Stadtveronlneten -Versammlung  erhält  dui'ch  ilne  Wal» 
und  das  Gesetz  die  Vollmacht  und  die  Verpflichtung,  die  Stadt 
geraeine  nach  Massgabe  cUeser  Ordnung  ohne  Rücksprache  mil 
der  ganzen  Bürgerschaft  oder  mit  Alitheilungen  dci"selben  nacl 
Ueberzeugung  und  Gewissen  zu  vertreten  und  verbindend« 
Beschlüsse  für  die  Gemeine  zu  fassen.** 

Die  Doppelnater  des  Magistrats  endlich  tritt  in  der  Gesetzes 
Sprache  der  rev.  St.-O.  mit  denkbarster  Klarheit  zu  Tage,  indem  §  S4 
mit  der  üebei'schrifl :  „Magistrat"  —  folgendcrmassen  lautet; 

„Jeder  Stadt  soll  als  deren  Obrigkeit  ein  Magistrat  voi 
gesetzt  sein,  welcher  in  einer  doppelten  Beziehung  steht: 


—     409     — 

a)  als  Verwalter  der  Gemeine-Angelegenheiten; 

b)  als  Organ  der  Staatsgewalt." 

In  üebereinstimmting  hiermit  werden  in  den  §§  104  und  105 
die  Amtsverhältnisse  des  Magistrats  als  ^Stadtbehörde"  einer- 
seits und  als  „Staatsbehörde"  andererseits  ganz  scharf  geschieden; 
in  ersterer  Beziehung  heisst  es: 

„In  seiner  Eigenschaft  als  Verwalter  der  städtischen  Ange- 
legenheiten fuhrt  der  Magistrat  die  gesammte  Verwaltung  der- 
selben und  es  sind  ihm  in  dieser  Hinsicht  untergeben  und  zum 
Greborsam  verpflichtet:  sowohl  alle  einzelnen  Mitglieder  der  Ge- 
meine, als  auch  alle  zu  ö£fentlichen  Zwecken  am  Orte  bestehenden 
städtischen  Behörden,  imgleichon  städtische  Korporationen  und 
Stiftungen,  mit  den  durch  ihre  Statuten  etwa  begründeten  Modi- 
fikationen.'^ 

Dagegen  sagt  §  105: 

„Als  Organ  der  Staatsgewalt  ist  der  Magistrat  so  berech- 
tigt, als  verpflichtet,  nicht  nur  darauf  zu  sehen,  dass  überall  die 
bestehenden  Landesgesetze  und  Vorschriften  gehörig  beobachtet 
werden,  soweit  für  diesen  Zweck  nicht  besondere  Behörden  bestellt 
sind,  sondern  auch  die  Aufträge,  welche  ihm  in  Landcs-Ange- 
legenheiten  von  den  Staatsbehörden  im  Umkreise  der  Stadt  ge- 
macht worden,  zu  übernehmen  und  sorgfältig  auszuiuhren.  Er 
steht  in  dieser  Hinsicht  ganz  unabhängig  von  der  Stadtgomeine, 
ist  bloss  den  betreffenden  Staatsbehörden  untergeord- 
net und  die  Stfidtverordneten- Versammlung  ist  gleich  allen  übrigen 
Einwolmem  ihm  Folge  zu  leisten  schuldig." 

Aehnlich  wie  in  der  St.-O.  von  1808  hat  auch  in  der  rev. 
St.-O.  diese  Doppelstcllung  des  Magistrats  bezw.  Bürgermeisters 
hinsichthch  der  Polizeiverwaltung  noch  ihren  besonderen 
Ausdruck  gefunden. 

§  109  schreibt  nämlich  vor: 

„Insofern  Wir  es  nicht  für  nöthig  erachten,  besondere 
Polizeibehörden  zu  bestellen,  ist  der  Magistrat  und  insbesondere 
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der  Bürgermeistor  oder  Ober-Bürgermeister  oder  dasjenige  andere 
Magistrats-Mitglied,  welches  damit  etwa  speciell  beauftragt  werden 
möchte,  verbunden,  auch  die  Polizeiverwaltung  in  dem  Stadt- 
bezirke zu  übernehmen.  Er  handelt  dabei  aber  im  Auftrage 
der  vorgesetzton  Regierung  unabhängig  von  seinem 
Verhältnisse  aU  Gemeinevorsteher. "  ^ 

Fassen  wir  den  Inhalt  dieser  Gesetzosvorschriften  und  ihres 
von  dem  Gesetzgeber  ausgesprochenen  Zweckes  zusammen,  so  er- 
gibt sich  Folgendes : 

unmittelbar  vor  der  Einführung  der  St.-O.  von  1808  wnrdefl 
die  Verwaltung  der  Städte  vielfach  von  den  Kriegs-  und  Domänen- 
kamniem  geleitet ,  eine  eigenthche  Betheiügung  der  Bürger  selbst^ 
griif  bei  der  Verwaltung  der  städtischen  Angelegenheiten  nicht« 
Platz.  —  Der  ausgesprochene  Zweck  der  neuen  Gesetzgebung 
war  nun  der,  an  Stelle  der  staatlichen  Bevormundung  oder  Lei- 
tung eine  selbständige  Vorwaltung  der  städtischen  Angelegen- 
heiten durch  ordnungsmässig  gewählte  Vertreter  der  Bürgerschaft 
einzurühren,  um  auf  diese  Weise  den  Gemeinsinn  und  das  Inter- 
esse der  Bürger  an  den  öffentlichen  und  insbesondere  städtischen 
Angelegenheiten  zu  heben.  —  Zu  diesem  Behufe  wiurde  die  Be- 
schlussfassung über  alle  Angelegenheiten  der  Städte  der  von  den 
Bürgern  gewählten  Stadtverordneten -Versammlung  überwiesen, 
deren  Mitglieder,  ohne  an  irgend  welche  Instruktionen  von 
oben  oder  unten  gebunden  zu  sein,  lediglich  nach  ihrer  ge* 
wssenhaflen  üeberzeugung  abzustimmen  hatten.  mi 

Die  Äusfiilirung  dei'  Beschlüsse  der  Stadtverordneten -Vei*-™ 
Sammlung  ist  dem  Magistrat  übertragen,  welcher  insoweit  auch 
der  Staatsregierung  gegenüber  unabhängig  ist ;  dieser  ist  nur  ein 
gewisses  allgemeines  Aufsichtsrecht  verblieben,  das  sich  insbesondere 
darin  kundgibt,  dass  gewisse  Besclilüssc  der  behördlichen  Gteneh- 
migung  bedürfen. 

In  Anknüpfung  an  den  früheren  Rechtszuatand,  unter  dessen 
Herrschaft   die  Ausübung   der  Polizei  (und  Gerichtsbarkeit)  denj 
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Städten  nicht  etwa  als  übertragener  Wirkungskreis,  sondern 
gleichsam  kraft  eigenen  Rechts  zustand  —  ähnlich  wie  den  Guts- 
herren die  patrimoniale  Polizeigewalt  —  hat  aodann  die  St.-O. 
vorgesehen,  dass  dem  Staate  vorbehalten  bleibe,  die  pohzeilichen 
Funktionen  entweder  besonderen  Behörden  oder  dem  Magistrate 
zu  übertragen. 

Das  Gesetz  betont  hierbei  aber  ausdrücklich,  dass,  wenn 
Letzteres  der  FaU,  der  Magistrat  stets  nur  kraft  Auftrags 
des  Staates  handle,  und  insoweit  ebenso,  wie  die  besonderen 
Polizeibehörden,  der  Aufsicht  der  hohem  Polizeiorgane  unter- 
stellt, überhaupt  lediglich  Organ  des  Staates  sei. 

Dem  entsprechend  unterscheidet  die  rev.  St.-O.  mit  aller 
Sclüirfe  die  DoppelstcUung  des  Magistrats  einmal  in  seiner  Eigen- 
schaft als  „Stadtbehörde"  und  andererecits  als  „Staatsbehörde", 
insbesondere  als  PoUzeiorgan:  nur  in  letzterer  Beziehung  ist  er 
in  allen  seinen  Massnahmen  von  der  hohem  Polizeibehörde  ah- 
häogig  und  ihren  Weisungen  unterstellt. 

In  der  rev.  St.-O.  finden  wir  schon  die  ersten  Anfange  zu 
dem  heutigen  Rechtszustand,  indem  dort  schon  die  Ucbertragung 
der  Polizeigewalt  an  ein  einzelnes  Magistrats-Mitghed ,  insbe- 
sondere den  Magistrats-Dirigenten,  vorgesehen  ist,  wähi"end  die 
St.-0.  von  180Ö  nur  die  üebertragung  der  Polizeigewalt  an  den 
ganzen  Magistrat,  also  an  eine  coUegiahsch  fomiirte  Behörde, 
kennt. 

In  der  Sprache  der  heutigen  Wissenschaft  und  Gesetzgebung 
ausgedrückt,  liegt  der  Kernpunkt  der  durch  die  St.-O.  geschaf- 
fenen Neugestaltung  des  Rechtszustandes  in  Folgendem: 

Wälirend  bis  zum  Jahre  1808  die  Städte  in  Preussen  riel- 
fach  einer  derartigen  staatlichen  Bevonuundung  unterworfen  waren, 
dass  selbst  ihre  eigenen,  insbesondere  auch  ihre  Vermögens- An- 
gelegenheiten, nicht  von  unabhängigen  städtischen  Behörden,  son- 
dern entweder  direkt  von  den  staatlichen  Kriegs-  und  Domänen- 
favmmern    oder   doch    von   solchen    Behörden    verwaltet  wurden, 
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welche  der  ständigen  Controle  und  Leitung  jener  Behörden  unte 
standen,  fttlirte  die  St.-O.  von  1808  eine  Selbstverwaltnng  dl 
städtischen  Angelegenheiten  ein,  indem  sie  dazu  die  von  den  Bui 
gern  gewählten  Stadtverordneten  und  den  aus  der  Wahl  di 
Letzteren  hervorgegangenen  Magistrat  berief.  Beide  Behörde 
waren,  soweit  es  sich  um  städtische  Angelegenlieiten  handelte, 
Staatsbehörden  gegenüber  im  Allgemeinen  (abgesehen  von  einzelne^ 
Aufsichtsbefugnissen)  selbständig  und  unabhängig  und  in  ihren  Eat' 
Schliessungen  an  keinerlei  Weisungen  und  Instruktionen  gebunden. 

Dem  Magistrat,  bezw.  späterhin  einem  Magistrats -Mitglied 
konnte  gleichzeitig  die  Ausübung  der  Folizcigowalt  übertngen 
werden;  insoweit  handelte  derselbe  aber  nur  kraft  Auftrag» 
des  Staates  und  war,  wie  jede  rein  staatliche  Polizeibehörde, 
nur  ein  Staatsorgan. 

Die  St.-O.  von  1808  und  1831  führten  also  für  das  Gelwl 
der  städtischen  Angelegenheiten  die  SelbstverwaltuDg 
ein,  d.  h.  eine  Verwaltung,  welche,  unabhängig  von  staaüicher 
Direktive,  lediglich  durch  Organe  gefülirt  wurde,  die  insoweit 
nicht  etwa ,  wie  die  Polizeiorgane,  lediglich  kraft  Auftrags  nnd 
gemäss  den  Weisungen  der  hohem  Behörden  und  schliesslich  der 
Oentralinstanz,  sondern  kraft  eigenen  Rechts,  nur  auf  Grund  Duw 
pflichtmässigen  Ueberzeugung  und  ohne  an  InstruktioDeo 
gebunden  zu  sein,  ihre  Entschlicssungcn  zu  fassen  hatten. 

Selbst veiTvaltung   im   Sinne  der  St.-O.    von  1808   und  1831 
ist  also  flie  selbständige,  d.  h.  von  der  staatUchcn  BevormTin 
düng  befreite  und  von  den  Weisungen  der  Oentralinstanz  unab- 
hängige Verwaltung  der  städtischen  Angelegenheiten,  während 
den  Gegensatz  die  Staats- (Polizei-)  Verwaltung  bildet,  d.h.  ein«» 
Verwaltung,  in  welcher  die  untern  Behörden  lediglich  kraf\  Auf- 
trags der  höhern  handeln  und  deren  Vorschriften  unbedingt  untcT' 
stellt  sind,  gleichviel,  ob  sie  rein  staatliche  Organe  (^besonder« 
Polizeibehörden")  oder,   wie   der  Magistrat,    zugleich    aucl» 
Stadtbehörden  thätig  sind. 
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3.  Der  vorstehend  geschilderte  Reclitfizustand  ist  —  wenig- 
stens in  Preussen  —  soweit  es  sich  um  den  Begriff  und  die  Be- 
deutung der  Selbstverwaltung  handelt,  bis  zur  Gesetzgebung  der 
50er  Jahre  im  Weseütlichen  unverändert  geblieben**). 

Mit  der  Einfülirung  der  constitutionellen  Verfassung  in 
Preussen  tritt  uns  auch  das  "Wort  „Selbstverwaltung"  zuerst 
in  der  Gesetzessprache  entgegen. 

Zwar  die  Verfassungsurkundc  vom  31.  Jan.  1850  selbst, 
welche  im  Titel  IX,  Art.  105,  von  den  Gemeinden,  Ki'eis-,  Bezirks- 
und Provinzialverbäuden  handelt,  gebraucht  dieses  Wort  noch 
nicht;  dass  sie  aber  den  Begriff  in  dem  vorstehend  (unter  2) 
entwickelten  Sinne  kennt,  zeigen  die  No.  1  und  3  des  cit.  Art., 
welche  lauten: 

„1)  Ueber  die  innern  und  besondern  Angelegenheiten  dei" 
Provinzen,  Bezirke,  Kreise  und  Gemeinden  beschhessen  aus  ge- 
wählten Vertretern  bestehende  Versammlungen,  deren 
Beschlüsse  durch  die  Vorsteher  der  Provinzen,  Bezirke,  Kreise 
und  Gemeinden  ausgeführt  werden. 

Das  Gesetz  wird  die  Fälle  bestimmen,  in  welchen  die  Be- 
schlüsse dieser  Vertretungen  der  Genehmigung  einer  höheren 
Vertretung  oder  der  Staatsregierung  unterworfen  sind." 

„3)  Den  Gemeinden  insbesondere  steht  die  selbständige 
Verwaltung  ihrer  Gemeinde-Angelegenheiten  unter  gesetzlich  ge- 
ordneter Oberaufsicht  des  Staates  zu." 

Was  unter  3)  als  selbständige  Verwaltung  bezeichnet 
wird,  nennt  die  zur  Ausführung  dieser  Verfassungsbestinimung 
ergangene  Gemeindeordnung  vom  11.  März  1850  (G.-S.  S.  213) 
-Selbstverwaltung"  ^^). 

»*)  Von  dem  Inhalte  der  AVeattälischen  L.-G.-0.  vom  31,  Oktober  1841 
(G.-O.  S.  297)  und  Rheinischen  G.-O.  vom  23.  Juli  1825  sehe  ich  einatweilen 
ahi  da  »ie  nur  eine  8ehr  beBchränkto  Selbstverwaltung  kemicn. 

**)  Darura  sagt  ton  Rönnb:  Die  Gemeinde- Ordnung  und  dio  Kreis-, 
Bezirks-  und  Provinzial-Ordnimg  lur  den  FreuBsischen  Staat  u.  s.  w.  (Branden- 
burg 1850)  8.  7  mit  Recht: 
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Denn  der  §  6  dieses  Gesetzes  lautet: 

„Die  Gemeinden  sind  Korporationen.    Jeder  Gemeinde 
die  „Selbstverwaltung"  ihrer  Angelegenheiten  zu.'* 

Es   wird   also  von  dem  Gesetzgeber  der  Begriff  „SelbstvCT^ 
waltung**    mit    dem   einer    ^jSelbständigen**   Verwaltung   gendon 
identificirt,  der  beste  Beleg  für  die  Eichtigkeit  der  oben  unter  2) 
gemachten  Ausfülirungen.     Das  Gesetz  beschi*änkt  aber,  M'ie  wohl 
zu   beachten,    die  Selbstverwaltung  auf  die  Angelegenheiten  der 
Gemeinden  selbst,  also  auf  dasjenige  Gebiet,  welches  Bosor j 
8.  311    den   sog.  „eigenen  Wirkungskreis"    der  Gemeinden  (im 
Gegensatz  zu  dem  „übertragenen"  und  zur  Verwaltung  von  StaAte- 
Angelegeuheiteu  dui-ch  Gemeinde-Organe)  nennt  und   für  welche 
er    die    Bezeichnung    „Selbstverwaltung"    (im  juristischen  Sinne) 
ausschhesshch  gelten  lassen  will. 

Die  weitere  Ausbildimg  der  „Selbstverwaltung",  welche  lüe 
G.-O.  vom  11.  März  1850  gegenüber  dem  bisbei'igen  Rechl»- 
zustande  —  abgesehen  von  der  westfälischen  L.-G.-O.  vom  Sl.Octhr. 
1841  und  der  rheinischen  G.-O.  vom  23.  Juli  1845  —  herbeigeführt 
hat,  besteht  also  lediglich  dai'iu,  dass  das  in  den  St.-0.  von  1808 
und  1831  ausgesprochene  Princip  der  Selbstverwaltung  der 
städtischen  Angelegenheiten  insoweit  verallgemeinert  ist,  ak 
nicht  bloss  für  die  Städte,  sondern  für  alle  Gemeinden  (auch 
die  Land-  und  Sammtgemeinden ,  z.  B.  Aemter  und  Bürger- 
meistereien) die  Selbstverwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheitai 
stutuirt  worden  ist. 

Und  die  vom  selben  Tage  wie  die  G.-O.  datirende  Kreis% 
Bezirks-  und  Provinzial  -  Ordnung  für  den  preussischen  Sta«t 
(G.-S.  S.  261)   hat   im  Art.  1  auch  den  Kreisen,  Bezirken  ußdj 

„Der  Artikel  105  der  Verfasaungs-Urkunde  gewährleistet  nicht  blo«5 

den  Qemeinden,   eoudero  auch  den  KreiseD,   Bezirkeu  und  Froviiu«' 

eine  auf  das  Frincip  der  Selbatvcrwaltuug  gegründete  Werüenauf* 

Wie  RÖNMB  ferner  S.  66  mitthcilt,  wollte  bei  Borathuog  de»  §6  dertr-Ö- 

der  Abgeordnete  Müwics  das  Wort   „Sulbstverwaltung"   durob   „sclbstwwüg» 

VerwaltuQg"  zur  VcnueidaDg  von  Miradeutaugen  ersetsen. 
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)vinzen  die  Selbstverwaltimg  ihrer  Angelegenheiten  —  freilich 
unter  Mitwirkung  der  Staatsregierung  —  überwiesen.  Als  „Organe 
der  StaatsregieniDg"  bezeichnet  das  Gesetz  die  vom  Könige  er- 
nannten Landräthe,   Begierungspriisidenten  und  Oberprüsidenteu. 

Die  Doppelnator  des  Gemeindevorstandes,  einerseits  als  Qe- 
raeindo-  und  andererseits  als  Staatsorgan  hat  auch  in  der  G.-O. 
Tom  11. März  1850  ihren  prägnanten  Ausdruck  gefunden  (S.o.  8.21). 

So  bestimmt  für  die  Gemeinden  mit  mehr  ab  1500  Einwoh- 
nern der  §  53: 

„Der  Gemeindevorstand  hat  als  Ortsobrigkeit  und  Ge- 
meinde-Verwaltungsbehörde insbesondere  folgende  Geschäfte 

0.   8.    W." 

Femer  weist  der  §  58  in  solchen  Gemeinden  dem  Bürger- 
meister die  Handhabung  der  Ortspolizoi  zu,  sofern  dieselbe 
nicht  besonderen  Behörden  übertragen  ist. 

Für  die  Gemeinden  mit  weniger  als  1500  Einwohnern  hat 
der  G^meindcvoi-steher  gemäss  §  114  1.  c.  „als  Ortsobrigkeit 
und  Gemeinde-Verwaltungsbehörde"  gleichfalls  die  Orts- 
polizei zu  handhaben,  falls  nicht  besondere  Organe  hierzu  be- 
rufen sind. 

Die  gleichen  Befugnisse,  wie  der  Gemeindevorstand,  bezw. 
Bürgermeister  in  Gemeinden  von  mehr  als  1500  Einwolmeni  hat 
der  Vorsteher  einer  Sammtgemeindo  (§  133  1.  c);  den  ledighch 
zu  Polizeibezirken  vereinigten  Gemeinden  steht  ein  unbesoldeter 
Ehrenbeamter  als  Polizeiobrigkeit  vor  (§  135  1.  c). 

Als  Orgaue  der  Selbstverwaltimg  des  Kreises  nennt  das 
Gesetz  die  Kreisvcrsammlung,  welche  gemäss  Art.  4  des  Gesetzes 
vom  11.  März  1850  (G,-S.  S.  251)  über  die  Kreis-Angelegen- 
heiten beschliesst,  sowie  den  Kreisausschuss,  welcher  die  Ange- 
legenheiten der  Kreis-Korporation  zu  verwalten  mid  die  Beschlüsse 
der  Kreisversammlung  vorzubereiten  und  auszuführen,  auch  in 
dringlichen  Fällen  an  deren  Stelle  zu  beschliessen  hat  (Art.  4, 
20,  22,  23). 
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Die  „Selbstverwaltung"  des  Bezirks  wird  durch  einen 
der  Verwaltung  seiner  Angelegenheiten  beauftiagten  BezirksraÜi* 
geleitet  (Art,  33);  wogegen  die  Verwaltung  der  Provinzial-Aiige- 
legenlieiten  der  Beschlussfassung  der  Provinzial- Versammlung  (des 
Provinzial-Landtages)  zugewiesen  ist  (Art.  39). 

Art.  2  des  Gesetzes  bestimmt  den  Umfang  der  „eigenen'', 
d.  i.  Selbstverwaltungs-Augelegenbeiteu  der  Kreise,  Bezirke  und 
Provinzen  mit  folgenden  Worten: 

„Kreis-  und  Provinzial- Angelegenheiten  sind  Errichtung,  Ein- 
richtung und  Veränderung  von  Kreis-  tmd  Provinzial-lnstituten, 
Anlagen  im  besonderen  Interesse  des  Kreises  oder  der  Provini 
(Strassen,  Kanäle,  Eisenbahnen,  MeÜorationen  u.  s.  w.),  Erwer- 
bung, Benutzimg  und  Veräusserung  von  Kreia-  und  Proviniial- 
Eigeuthum. 

Zu  den  Bezirks-Angelegenheiten  gehören  die  Bezirksstrasseo 
und  die  Institute,  welche  Eigenthum  eines  Bezii'kes  sind. 

Was  ausserdem  als  Ki'eis-,  Bezirks-  und  Provinzial-An/;!' 
legcnheit  zii  betrachten  ist,  wd  dui-ch  besondere,  das  Armen- 
wesen, die  Korporationen  und  Institute,  den  Wege-,  Wasser-  und 
üferbau,  das  Deichwesen,  die  Landkultur-Verbesserungen  and 
andere  Gegenstände  betreffende  Gesetze  bestimmt  werden." 

Fassen  wir  nun  den  juristischen  Inhalt  aas  vorstehende« 
Bestinmiuiigen ,  soweit  derselbe  für  uns  von  Interesse  ist,  kun 
zusammen,  so  ergibt  sich  fiir  die  Weiterentwicklung  des  Begrifc 
der  Selbstverwaltung  Folgendes: 

Drei  Momente  kommen  für  dasjenige  Gebiet  in  Betraclit, 
welches  die  Verfassungsm-kunde  und  die  auf  Grund  derselbeo 
ergangenen  Gesetze  vom  11.  März  1850  der  „Selbstverwaltung* 
zuweisen : 

a)  Die  Bes  chlu  ssfas  sun  g  ist  gewählten  Ver- 
tretern der  Provinzen,  Bmrke,  Kreise  und  Gemeinden  T0^ 
bebalten,  während  die  Ausführung  der  Beschlüsse  den  vom 
Könige   ernannten   (bezw.  unter  Bctheihgung  des  Staates  angc» 
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Iten)  Vorstehern  der  Provinzen,  Bezirice,  Kreise  und  Gemeinden 
tehen  soll. 

In  diesem  Umstände  ist  jedoch  das  wesentliche  und 
entscheidende  Begrifismerkmal  für  die  Selbstverwaltung  nicht  zu 
finden. 

Denn  einerseits  besteht  der  Bezirksrath,  welchem  ge- 
mäss Art.  1,  2,  33  der  Kr.-,  B.-  und  Pr.-O.  vom  11,  März  1850 
(G.-S.  8.  251)  die  Selbstverwaltung  der  Bezirks- Angelegenheiten 
übertragen  ist,  nicht  bloss  aus  gewählten  Vertretern,  indem  viel- 
mehr dessen  Vorsitzender  mit  vollem  und  event.  ausschlaggeben- 
dem Stimmrecht  der  vom  Könige  emamite  Regierungspräsident 
ist.     Art.  33,  35,  1  d.  G. 

Andererseits  aber  hat  nicht  der  vom  Könige  ernannte  Vor- 
steher des  Kreises,  der  Landrath,  sondern  der  ans  diesem  als 
Vorsitzenden  und  -i  gewählten  Vertretern  bestehende 
Kreisausschoss  die  Beschlüsse  der  Krcisversammlung  auszuführen. 
Art.  22  d.  G. 

Wenn  im  Uebrigen  auch  die  Beschlussfassung  dm-ch 
gewählte  Vertreter  und  die  Ausführung  der  Beschlüsse  durch 
staatlich  ermmnte  oder  bestätigte  Beamte  die  Regel  bildet,  so 
kann  doch,  da  diese  Regel  Ausnahmen  erleidet,  auf  dieses  Mo- 
ment die  Definition  des  Begriffe  der  Selbstverwaltung  und  ihres 
G^ensatzes  (der  Staatsverwaltung)  nicht  gegründet  werden. 

Wir  können  zwar  sagen,  dass  die  Beschlussfassung  durch 
gewählte  Vertreter  für  die  Selbstverwaltung  ein  wichtiges  Element 
hfldet;  ein  absolut  wesentliches  Moment  ist  dieselbe  aber 
idcht,  da  einerseits  auch  staatlich  ernannte  Beamte  bei  der  Selbst- 
verwaltung betheiligt  sind  und  andererseits  auch  gewählte  Ver- 
treter (Gemeinde -Vorsteher,  Mitgheder  des  Kreisausschusses) 
staatliche  Geschäfte  wahi-zuuehmen  haben. 

b)  Die  Selbstverwaltung  ist  sodann  ihrem  Umfange  nach 
auf  die  „inneren  und  besonderen"  Angelegenheiten  der  Provinzen, 
Bezirke,  Kreise  und  Gemeinden  beschränkt  (Ait.  105  V.U.).   In 
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den  Gresetzen   vom    II.  März  1850   ist  den  gedachten  Korpon 
tionen  die  YerwaltuDg  „ilu'er"  AngelegenLeiteu  zugewiesen- 

Was  unter  diesen  „ihren"  Angelegeidieiten  zu  verstehen,  ist 
in  dem  oben  mitgetheilten  Art  2  (ür  die  Kreise,  Bezii^e  m 
Provinzen  speciell  angegeben. 

Wenn  man  den  Kieis  ilieser  Angelegeulieiteu  übersieht,  so 
gewinnt  es  den  Anschein,  als  ob  die  von  Gneist  sogenannte  „wirüh 
schailliche  Selbstverwaltung"  diejenige  sei,  welche  die  Gresetze  vom 
11.  März  1850  im  Auge  haben.  —  (Darüber  das  Nähere  tmteiL 

Und  in  der  That  hat  wold  auch  der  Gesetzgeber  damals  bd 
dem  Worte  Selbstverwaltung  wesentlich  an  die  Verwaltung 
wirthschaftücher  Interessen  der  öffeuthch-rechthchen  KorporatioD» 
gedacht. 

Man  könnte  danach  die  Selbstverwaltung  im  Sinne  der  G^ 
setze  vom  IL  März  1850  als  die  Verwaltung  der  wirthschaft 
liehen  Angelegenheiten  der  Gemeinden,  Kreise,  Bezirke  UDii 
Provinzen  definiren.  —  Den  Gegensatz  würden  dann  die  obrig 
keit liehen  Angelegenheiten  bilden. 

Diese  Gegenüberstellung  lässt  aber  schon  erkennen,  dass  die 
Definition  unzutreffend  ist. 

Denn  nach  der  V.-U.  8oU  die  Selbstverwaltung  in  der  Va^ 
waltung  aller  inneren  und  besonderen  AngelegenheiteD  der 
Gemeinden  bestehen ;  mag  nun  auch  darüber  gestritten  werden 
können,  was  als  wrthschafthche,  was  als  obrigkeithche  Vorwaltung 
zu  bezeichnen,  ja  ob  sich  überhaupt  eine  solche  Unterscheidung 
machen  lässt  —  so  viel  ist  sicher,  dass  die  Gemeinden  aiicfc 
solche  Aufgaben  zu  lösen  haben,  welclie  man  allgemein  als  flir 
obrigkeithcben  Verwaltung  gehörig  rechnet;  z.  B.  Armen 
Schulangelegeuheiteu. 

Wüi-de  man  aber  in  Anlehnung  an  den  Wortlaut  der  V.-U« 
die  Vei*waltung  aUer  „inneren  und  besonderen  Angelegenheit«»* 
der  Gemeinden  u.  s.  av.  als  „Selbstverwaltung '^  bezeichnen,  s<J 
fragt  sich  wieder: 
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WelcLes  BÜid  „tlie  inneren  und  besonderen  Angelegenheiten" 
der  Gemeinden?  Diese  Frage  wird  sich  kaum  lösen  lassen.  Ist 
z.  B.  die  Polizeiverwaltimg  dann  und  desshalh  eine  besondere  und 
innere  Angelegenheit  der  Gemeinde  j  wenn  und  soweit  dieselbe 
den  Organen  der  Gemeinden  übertragen  ist?  Wohl  schwerlich! 

Und  könnte  man  die  Verwaltung  der  inneren  und  besonderen 
Angelegenheiten  der  Gemeinden  auch  dann  als  Selbstverwaltung 
bezeiclinen,  wenn  sie  durch  Staatsorgane  zu  erfolgen  hätte,  die 
in  ihren  Anordnungen  den  Weisungen  ihrer  vorgesetzten  Behörde 
und  eventuell  der  Centralinstanz  unbedingt  unterworfen  wären, 
wie  dies  z.  B.  in  Preussen  vor  Einführung  der  Städte-Ordnung 
in  Betreff  der  Verwaltung  der  etädtischen  Angelegenheiten  viel- 
lach der  Fall  war?   (S.  o.  S.  18  ff.)     Doch  gewiss  nicht  1 

Diese  Erwägung  fiilirt  ims  auf  das  für  den  Begiiff  der  Selbst- 
verwaltung massgebende  und  entscheidende  Moment. 

Ehe  wir  jedoch  dai*auf  eingehen,  müssen  wir  noch  einer 
Inkongruenz  gedenken,  die  sich  in  dem  Gesetze  selbst  findet  und 
wohl  nur  daraus  zu  erklären  ist,  dass  der  Gesetzgeber  der  da- 
mahgen  Zeit  über  den  Begriff  der  Selbstverwaltung  noch  nicht 
vollständig  klar  war. 

Art.  2  d.  G,  nemit  als  Bezirks-Angelegenheit  speciell  die 
Bezirksstrassen  und  die  Institute,  welche  Eigenthuni  des  Bezirkes 
dnd.  — 

Nun  sind  aber  die  Regierungsbezirke  in  Preussen  lediglich 
Verwaltungsbezirke,  niemals  aber,  wie  die  Kreise  und 
Provinzen,  Verwaltungsk  ö  r  p  o  r ,  also  Korporationen,  gewesen. 

Dass  den  Regierungsbezirken  auch  zur  Zeit  des  Erlasses  des 
Gresetzes  vom  1 L  März  1850  die  Eigenschaft  von  Korporationen 
gefehlt,  hat  der  Gesetzgeber  keineswegs  verkannt. 

Denn  während  in  den  Artt.  3  und  38  bestimmt  ist,  dass  die 
Kreise  und  Provinzen  in  ihrem  gegenwärtigen  Umfange  als 
Korporationen  und  Ver  waltun  g  sb  ezirke  bestehen 
bleiben,  sagt  der  Art.  32  bezüglich  der  Regierungsbezirke: 
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„Die  Bezirke  bleiben  in  ihrer  bisherigen  Begrenzung  be 
stehen.** 

Diese  verscliiedenartige  Formulirung  ist  offenbiir  keine 
fiübge;  den  Ilegierungsbezirken  liat  eben  damals  und  stets 
Koi*porations(iualität  ermangelt.  Es  fehlt  mithin  für  ein  ^Bezirli 
eigenthum**  an  einem  berechtigten  Subjekt  und  daraus  erklärt  i 
sich  auci»,  warimi  das  Gesetz  wohl  eine  Kreis-  und  Provijuiil-] 
Versammlung,   nicht  aber  eine  Bezirks- Versammlung  kennt. 

Somit   ermangelt   es   für   die  Verwaltung  der  „inneren 
besonderen"  Angelegenheiten  eines  Bezirkes  an  einem  Substrat 
und    auch   aus    diesem  Grunde  lässt   sich   auf  dies  Moment 
zutreffende    Definition    des    Begriffs    der   Selbstverwaltung 
gründen-*'). 


'')  Aua  dou  bei  Rönn£  S.  9  CT.  mitgetheilten  Motiven  zu  den  htüai 
Gesetzen  vum  11.  März  1850  geht  hervor,  dass  dio  Staatsrogieruog  rwir  lUl] 
im  Text  veiitilirtou  Fraii^eD  bereits   erwogen,    aber  in   der  Formulirung  d«' 
Gesetzes  nur  dosshalb  uicbt  zu  einem  richtigen  Rusitllat  gelangt  ist,  vrcil  lii 
sich  der  damal»  iülgemoin  herrschenden  AuBchauong  entsprechend  nnt«r  cuur 
Selbstverwaltung   nur    die  Verwaltung   der   eigenen  Aügelegenheita ^ 
eines  innerhalb  deä  Staates  bestehenden  politischen  Verbandes  deiJcea  konatr- 
Es  hciset  uäiiiliob  in  dou  Motiven  (Rönnb  8.  9) : 

„Dio  Huui)iRufgubu  der  vorlicgendeu  Gesetzentwürfe  besteht  in  dvj 
VcrwirldJcliuug  der  im  Tit.  IX  der  Verf.-Urk.  vom  5.  December  1848  vä-i 
gustelltcu  Grimdsätzo.  ZurLüsung  dieser  Aufjgabe  sind  zwei  Fragen  zu  erledigfS' 

1)  was  zu  den  Angelegenheiten  der  Gemeinden,  Kreise,  Beeirke  oiI_ 
Provinzen  gehöre; 

2) 

Die  Beantwortung  der  ersten  Frage  kann  davon  ausgehen,   dass 
politische  Verband  innerhalb  des  Staates  wesentlich  die  Besümmong 
mittelst  seines  Eigcnthums  und   der  vereinten  Kräfte  seiner  Angchönga 
diejenigen  Bedürfnisse  zu  be&icdigcn ,    die   sich  einerseits  dem  KinwJnun  i^l 
wie  der  Familie  und  den  Privatvcrcinen  oder  dem  kleineren  poUtisclica  Vb 
bände  gegenüber,  als  gemeinsame  darstellen,  während  sie  anderoraeiti, 
grosseren  Verbände  oder  dem  Staate  gegenüber,  als  besondere  er9ebeiiMB*1 
Auf  diesem  Wege  findet  man,    dass   die   internationalen  Beziehangeu,  'üti 
Londesvertheidiguag,    die  Verwaltung  des  Staatseigen thums   und  anderft] 
Dinge   (sie!)   nicht   in  das  Gebiet   der  Gemeinde-,   Kreis-,   Bezirks-  und 
Froviuzial-Angclcgenboitcn  fallen  können-,  man  gelangt  aber  nioht  zu  gcai' 


c}Uwanttes  Moment  kommt  die  in  der  v.4J.  ne^orgehobene 

Hb  ständige    Verwaltung  der    Gemeinde -Angelegeuheiten    in 

(ht-     Und  darin  ist  auch  hier  wieder,   wie  schon  nach  den 

St-O.  ?on  1808  und  1831,  der  juristische  Kern  des  Begriffes  der 

Selbstrerwaltung  zu  finden. 

Selbstverwaltung  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  IL  März  1850 
i«t  also  selbständige  Verwaltung,  d.  h.  Verwaltung  durch  Organe, 
wdche,  soweit  das  Gebiet  dieser  Art  von  Verwaltung  reicht, 
weder  an  Instruktionen  von  unten,  noch  an  Weisungen  von  oben 
gebunden,  mithin  von  der  Centralinstanz ,  der  Staatsregiening, 
dem  Ministerium   rechtlich  unabhängig  sind.    §  93  des  Gesetzes 


genden,  positiven,  praktisch  brauchbaren  Reaultatcn. 
D»  nun  im  Preassischeu  Staatp  Gemeinden,  Kreiae  und  Provinzen  bereits 
9ia  Korporationen  besteheD,  die  mclir  oder  weniger  etgeues  Aktiv-  und 
flumv-Vennögen,  eigene  Anstalten  und  Untemelimungcn  und  sonstige  beson- 
dere Interessen,  Rechte  und  Verpflichtungen  haben,  so  scheint  es  angemessen, 
tvnichst  dieses  gegebene  Gebiet  der  inneren  Wirksamkeit  jener 
Verbände  (unter  einigen  durch  die  neueren  Verhältnisse  gebotenen  Ver- 
kailerongeQ)  festzuhalten,  sodann  aber  auch  dasselbe  zu  erweitern  u.  s.  w.** 
Femer  hcisst  es  l>ezüglieh  der  Verfassung  und  Verwaltung  (Rönne 
atO): 

,3*  ist  hierbei  zunächst  daran  zu  erinnern ,  dass  die  Bezirke  (Regie- 
tUgibexirke}  bisher  durchgängig  keinen  korporativen  Charakter 
^babt  haben,  sondern  nur  GebfctB-Einthcilungen  Jiir  die  Ver- 
«ailang  gewesen  sind.  Hierbei  schien  ea  auch,  so  lange  sich  kein  besonderes 
BtHlärfniss  in  einer  Äcndeniug  herausstellt,  vorerst  um  so  mehr  belassen 
werden  zu  können,  als  es  nicht  räthlich  ist,  u.  a.  w." 

Der  Gesetzgeber  hat  also  nicht  verkannt,  dass  man,  indem  man  den 
QoneindeD  u.  s.  w.  die  Verwaltung  „der  inneren  uud  besonderen  Angelogen- 
kötm"  sxrweist,  zu  „genügenden  praktisch  brauchbaren"  Resultaten  nicht 
gelaogt,  d.  h.  dass  sich  eine  begrifl'liche  Abgrenzung  dieser  Angelegenheiten 
nicht  aufstellen  lässt.  £r  bat  auch  nicht  übersehen,  dass  die  Regierung»- 
liöirke  keine  koqiorativen  Verbände  sind.  Wenn  er  dann  aber  gleichwohl 
(8.  10)  sagt:  ^Wai  übrigens  die  wirküch  vorhandenen  Bezirksiuter- 
f«»en  betrifft,  so  werden  dieselben  durch  die  im  Tit.  U  der  Kr.-  u,  h.  w. 
Unbnug  vorgesehenen  Einrichtungen  zur  Genüge  gewahrt",  so  beknudet 
die»,  dass  er  sich  von  der  Anschauung,  als  Selbstverwaltung  nur  die  Ver- 
waltung der  eigenen  Interessen  eines  bestimmten  Verbandes  zu  betrachten, 
>Ha'L  nicht  losmachen  kann. 
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vom  11.  März  1850  (G.-S    S.  213);  Art.  63  des  Gesetzes  vom 
11.  Mära  1850  (G.-8.  8.  251). 

Die  Gesetze  vom  11.  März  1850  haben  nun  zwar  als  Qdbietj 
der  Selbstverwaltung,  wie  bereits  unter  b)  hervorgeliob<?n ,  yor- 
wiegend    die    sog.  „wirthschaftliche"   Selbstverwaltung   bezw.  die 
inneren  und  besonderen   Angelegenheiten  der  betreffenden  Kor- 
porationen im  Auge  gehabt. 

Aber   der  Gesetzgeber    bat  —  vielleicht   ohne   sich  darüber, 
klar  geworden  zu  sein  —  doch  wohl  herausgefühlt,   dass  Boldw' 
innere  und  besondei'e  Angelegenheiten    für  den  Bezirk  gar  nicht 
existiren,  wie  gleichfalls  unter  b)  bereits  nachgewiesen. 

Darum   wohl  sind  dem  Organ  der  Selbstverwaltung  für  dea, 
Bezirk,    dem  Bezirksrath,   eine  ganze  Reihe  von  Angt'legenheitea 
der   sog.    obrigkeitlichen  Selbstverwaltung  zugewiesen,  d.  h.| 
von  Funktionen,  welche  nicht  sowohl  die  inueni  und  besondfjren 
Angelegenheiten  des  botreffenden  Bezirks  betreffen,  als   viehnclir 
reine  Akte  der  eigentlichen  Staatsverwaltung.   Soz,B. 
sind  dem  Bezirksrath   bei   der  Verwaltung   der   Gemeinden  sehr 
weitgehende  Befugnisse,   insbesondere   auch   in  vielen  Fällen  dtf 
Bestätigungsrecht  von  Gemeinderathsbeschlüssen,  sowie  überhaupt 
das  Aufsichtsrecht   über    die  Gemeinden    (in    erster   und  letzter,] 
bezw.   in   zweiter   und   letzter   Instanz)    übertragen.     Vgl.  t-  B«  j 
§§  1,  3,  8,  9,  10,  13,  14,  18,  19,  27,  31,  45,  46,  47,  49,  61,  i 
107,    110,   131,   132,    133,    138,    140,    141  d.  G.  vom  11.  MäBJ 
1850  (G.-S.  S.  213).  —  Auch  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  derj 
Kreisangelegeiibeiten  sind   dem  Bezirksrath  eine  Reihe  von  st^* 
liehen  Aufsiclitabefugiiissen  übertragen.     Vgl.   z.   B.   Art.  6,  'ij 
10,  13,  15,  28,  31  d.  G.  vom  11.  März  1850  (G.-S.  S.  251). 

Endlich  bat  der  Bezii'ksrath  nach  dem  Gesetze  über  di« 
Polizei- Verwaltung  vom  11.  März  1850  (G.-S.  S,  265)  auch  etiHJ| 
gewisse  Mitwirkung  bei  dem  Erlass  und  der  Aufliebung  von  Poliffi'  j 
Vorardnungen.     §§  9  und  13  d.  G. 

Aber  nicht  bloss  dem  Bezirksrath,  sondern  aucb  dem  Kreis- 
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aosschoss  sind  bereits  in  der  G.-O.  vom  11.  März  1850  (G.-S. 
S.  213)  eine  Reihe  von  obrigkeitlichen  Befugnissen  bei  der  Ver- 
waltung der  Gemeinden  übertragen.  Vgl.  z.  B.  §§  8,  68,  71, 
72,    76,    77,   85,   91,    104,  106,  108,  118,    120,    138,   142  d.  G. 

Wir  finden  also  hier  schon  die  ersten  Ansätze  einer  sog. 
obrigkeitlichen  Selbstverwaltung,  d.h.  einer  solchen  selbständigen, 
den  Weisungen  der  Staatsbehörden,  insbesondere  der  Ministerial- 
mstanz  nicht  unterworfenen  Verwaltung,  welche  nicht  bloss  die 
„innem  und  besondem  Angelegenheiten  eines  Verwaltungsköiijers** 
(Gemeinde,  Kreis,  Provinz),  sondern  auch  Angelegenheiten  der 
eigentlichen  Staatsverwaltung,  wie  z.  B.  die  Ausübung  des  staat- 
lichen Aufsichtsrechts  über  die  Gemeinden,  zum  Gegenstande  hat. 

Immerhin  ist  aber  diese  Art  der  Selbstvenfli'altung  nur  auf 
einen  verhältuissmässig  geringen  Kreis  von  Angelegenheiten  be- 
schränkt; der  Gesetzgeber  ist  sich  oflenbar  nicht  einmal  bewusst, 
das»  er  nach  dieser  Richtung  hin  den  Inhalt  der  Selbstverwaltung 
erweitert  hat,  da  er  als  solche  nur  die  Verwaltung  der  eigenen 
Angelegenheiten  der  betreifenden  Korporation  bezeichnet 

Hieraus  erklärt  sich  auch  die  Vorschrift  des  §  1 38  der  G.-O., 
wonach  der  Bezirksrath  als  Aufsichtsbehörde  2.  Instanz  über  die 
(Gemeinden  bis  zu  10  000  Einwohnern  dem  Kreisausschusse  Auf- 
träge ertheilen  kann,  eine  Vorschrift,  die  sich  mit  der  Stellung 
von  selbständig  beschhessenden  Organen  schlecht  verträgt.  Als 
das  durch  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1850  herbeigeführte  Re- 
Bultat  ergibt  sich  also  Folgendes; 

Die  durch  die  St.-O.  von  1808  und  1831  ledighch  für 
städtische  Angelegenheiten  eingeführte  Selbstverwaltung  ist  in  der- 
selben Weise  auf  die  Verwaltung  der  ländlichen  Angelegenheiten 
der  Landgemeinden ,  sowie  der  Kreis-  und  Pro^inzialangelegen- 
beiten  der  Kreise  und  Provinzen  ausgedehnt. 

Daneben  finden  sich  —  freihch  noch  wenig  ausgebildet  — 
nnd  auch  vom  Gesetzgeber  als  solche  nicht  bezeichnet  und  er- 
kannt —   die  ersten  Ansätze  einer  obrigkeitlichen  Selbstverwaltung 
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d.  b.  einer  Verwaltung   der  Angelegenheiten  des  Staates  durch 
von  der  Centraünstanz  unabhängige  Organe*^. 

4.  Trotzdem  die  beiden  Gesetze  vom  11.  März  1850  nur  eint 
ganz  vorübergehende  praktische  Bedeutung  und  Geltung  gehabt 
haben,  indem  bereits  die  Gesetze  vom  24.  Mai  1853  (G.-S.  S.  228 
u.  238)  sowohl  den  Art.  105  der  V.-U.,  als  auch  die  Gesetic 
vom  11.  März  1850  aufhoben,  konnte  ich  doch  deren  InliAlt  bei 
der  Darstellung  nicht  übergehen,  einmal,  weil  ohne  sie  die  Wieder- 

"')  Das  im  Text  Gesagte  wird  wiederum  aufs  Evidenteste  dorcl»  dut 
Inhalt  dc-r  von  Rönke  mit^ctlioilten  sog.  „Materialien"  zur  Kr.-,  Bei.-  osd 
Pr.-Ordnung  bestätigt.  So  sagen  die  Motive  zu  Art.  32 — 38  (v.  SöxKI 
S.  356): 

„Für  die  Bezirke  bedarf  es  zur  Zeit  keiner  besoudcrcn  Vertrttang, 
wohl  abtjr  einer  eigenen  Vorwjiltungsbehörde  (Bezirksratli). 

„Aus  der  Gemeinde-Ünlnung  ergitit  sich,  dass  der  ßezirksrath  xoglrifi» 
dazu  bestimmt  ist ,  die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Verwaltung  der 
grosseren  Städte  und  die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  der  Sbrigen  6«- 
meinden  zu  Riliren. 

„Zieht  ni&D  femer  in  Betracht,  dass  die  Bezirksräthe  auch  von  dra 
Oborpräsidenten  zu  gemeinschaftlicher  Berathung  vereinigt  werden  kons«D 
(Art  69),  so  darf  man  erwarten,  dass  sie  nicht  allein  auf  di^enigen  Afl-, 
gelegenhcitcn,  von  wc^lchen  die  beiden  vorliegendeD  Entwürfe  handeln, 
deru  auf  das  ganze  Gclnet  der  öffentlichen  Verwaltung  in  den  Proi 
einen  ebensn  bedeutenden  als  erspriesslichen  Einilass  üben"  u.  s.  w. 

Ist  hier  in  den  Regierungs-Motiven  geradezu  betont,  dass  der  Bezirk»- 1 
rath  einen  Einilusa  auf  die  Verwaltang  der  öffentlichen  AngclegcDlicit<.'o| 
auaüljL'u  solle,  so  sa^  ein  anderer  Faktor  der  Gesetxgebung ,  nümlicli  difj 
1.  Kammer  in  dem  Commissioiisbericht  zu  den  gedachten  Artikeln,  tudb' 
doui  dort  erwähnt,  dass  man  erwogen,  ob  nieht  den  Mitgliedern  der  Booii»"j 
rtithc,  tihnlicb,  wie  dies  schon  nach  der  Instr.  Vom  26.  Deseraber  1808 
Fall  gewesen,  Sitz  und  Stimme  im  Rcgienmgs-Kollcgium  einzonhoncn 
mau  habe  hiervon  u.  A.  auch  um  desswUlen  Abstand  genommen,  weil  dtfl 
BezirkanltheD  „durch  eine  solche  Einrichtung  eine  Betheiligung  an  desl 
öffentlichen  Verwaltungs-Angelegenhoiten gestattet  sein  wfird«ij 
die  von  der  Regierung  nur  den  von  ihr  angestellten  und  abhängigen  Beantoi  | 
zugestanden  werden  kann". 

Die  1.  Kammer  ist  also  offenbar  der,  soviel  ich  sehe,  von  den  aiulov 
Gesetzgebungsfaktoren  unwidersprochen  gebliebenen  Ansicht ,  dass  der  ^ 
zirksrath  in  der  Geatalt,  wie  ihn  das  Gesetz  forrairt  hat,  lediglich  ein  8««ll*'' 
Verwaltungsorgan  zur  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Beiirka  ist. 
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gäbe  der  geschichtlichen  Entwicklung  unvollständig  gewe8en  wäre, 
und  sodann,  weil  gerade  dadurch,  dasa  die  spätere  Gesetzgebung 
das  Gebiet  der  Selbstverwaltung  erheblich  eingeengt  hat,  tlie  Be- 
deutung derselben  an  ihren  geschichtlichen  Entwicklungsphasen 
in'a  klarste  Licht  gerückt  wird. 

Die  sog.  „Reaktionaperiode''  in  Proussen  war  der  Selbstver- 
waltung nicht  günstig  gestimmt;  durch  die  beiden  gedachten  Ge- 
setze vom  24.  Mai  1853  wurde  zunächst  der  Rechtszustand  wieder 
hergestellt,  wie  er  vor  Einführung  einer  constitutionellen  Regierung 
in  Preussen  bestanden  hatte:  die  „Selbstverwaltung  der  Kreise, 
Bezirke  und  Provinzen '^  war  damit  wieder  beseitigt  und  auch  die 
in  den  Gesetzen  vom  11.  März  1850  wahrnehmbaren  Ansätze 
einer  sog.  obrigkeitlichen  Selbstverwaltung  waren  gleichzeitig  mit 
den  Instituten  der  Kreisausschüsse  und  Bezirksräthe  verschwunden. 
Die  Städte-Ordnung  fiir  die  6  Östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853 
(G.-S.  S.  261)  wiederholte  im  §  9  zwar  fast  wörtlich  die  oben 
raitgetheilte  Vorschrift  des  §  6  des  G.  vom  11.  März  1850  über 
die  Selbstverwaltung  der  Stadtgemeinden ;  inhaltlich  behielt 
aber  diese  Selbstverwaltung  im  Wesentlichen  den  Umfang,  welchen 
sie  schon  nach  der  St.-0.  von  1808  und  1831  gehabt  hatte. 
Ebenso  verhielt  es  sich  mit  der  St.-C).  für  Westfalen  vom  19.  März 
1856  (G.-S.  S.  237)  und  für  die  Rheinprovinz  vom  15.  Mai  1856 
(G.-S.  S.  406).  Es  verblieb  in  den  50cr  Jahren  also  im  Wesent- 
lichen bei  einer  Selbstverwaltung  der  städtischen  Angelegenheiten, 
indem  nur  noch  für  die  Provinz  Westfalen  der  §  2  der  L.-G.-O.  vom 
19.  März  1856  (G.-S.  8.  265)  bestimmt :  ^  Jede  Gemeinde  bildet 
eine  Korporation  unter  einem  Gemeindevorsteher  und  hat  ihre 
eigene  Verwaltung  und  Vertretung." 

Die  Einführung  einer  sog.  constitutionellen  Staatsverfassung 
in  Preussen  hätte  aber  gerade  eine  Erweiterung  des  Gebietes  der 
Selbstverwaltung  mit  Natumothwcndigkeit  bedingt  und  nicht  eine 
Einengung,  veie  sie  thatsächlich  vom  Gesetzgeber  hcrbeigefülirt 
wurde. 

An:iiiv  tiir  6ITpn(lichea  liccht.  IV.  3.  28 
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Dies  überzeugend  dargelegt  und  nachgewiesen  zu  haben, 
das  hervorragende  und  bleibende  Verdienst  von  Gnetst'"). 

Er  zuerst  hat  auf  Grund  seiner  epochemachenden  Dm- 
Stellungen  des  englischen  Verfassungs-  u.  Verwaltungsrecbts  nnd 
durch  Vergleichung  desselben  mit  den  Rechtszuständen  in  Deutsch 
land  und  Frankreich  der  Uebenseugnng  Eingang  verschafft,  dass  das 
nothwendige  Correlat  jeder  constitutionellen  Verfassung  eine, 
„Selbstverwaltung  nach  den  Gesetzen  des  Landes"  bildet. 

Der  Gedankengang  Gneist's,  wie  er  sicli  aus  all'  seinen  zahl- 
reichen Schriften  über  englisches  und  deutsches  Vejrfassungs-  tud 
Verwaltungsrecht  ergibt,  ist  in  kurzer  Zusammenfassung»  so  weit 
es  für  unsere  Darstellung  interossirt,  etwa  folgender: 

Durch  Blackstone's  Darstellung  der  englischen  Verfossnng 
wurde  in  den  Liindem  des  europäischen  Continents  dieAnschnu- 
ung  erweckt,  als  ob  die  englische  Freiheit  lediglich  auf  der  Ge-i 
staltung  der  Parlamentsverfassung  beruhe,  als  ob  also  das  Wesen 
des  „Rechtsstaats''  beschlossen  sei  in  einer  sog.  parlamentarischen 
Regierung.  Diese  Anschauung  gewann  zunächst  Boden  und  prak- 
tische Realität  in  der  Verfassung  Prankreichs  (der  Rechtsstiat 
S.  63,  161  ff.). 

Hier  wurde  demgcmäss  das  Hauptgewicht  auf  die  Gestaltmii; ' 
der  parlamentarischen  Verfassung  gelegt,  wobei  die  Einriolituni 
der  Verwaltung  gänzlich  vernachlässigt  wurde. 

Die   im    Parlament   concentrirte    gesetzgebende   Gkiwalt| 
sollte   die  Volkssouveränetät    zum  Ausdruck   bringen;    das  Volkf 
d.  h.  die  Gesellscliaft,  bezw.  deren  Majorität  wählte  vermöge  d» 
allgemeinGn  Wahlrechts  seine  Vertreter,   die  Inhaber  der  geseti- 
gebenden  Gewalt  (Der  Rechtsstaat  S.  170  ff.). 

*•)  Von  seinen  zahlreichen  Schriften  nenne  ich  hier  nur:  Die  engli»d< 
Conimuualverfassuni^,  3.  AuiL,  Berlin  1671;  Englische  YerfftsaunjisgMchicIii' 
1884-,  Englisches  Verwaltungarecht,  3.  Aufl.,  1883/1884;  Verwaltung,  Jiali»r 
RechtHweg  u.  s.  w.  1869;  Die  preuss.  Kreisordnong  1870;  Der  R<?chM&»' 
und  die  Verwaltunjjsfferichte  1879  (2.  Aufl.);  Zur  Verwaltungiirefonn  ufiJ 
Rechtspflege  in  Preusseu  18Ö0. 
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Die  Regierung,  vertreten  durch  ein  verantwortliches  Partei- 
Ministerium,  welches  aus  der  jeweiligen  Majorität  des  PaTlarocnta 
entoioroinen  wurde,  hatte  die  7,Exekutive^,  d.  h.  die  Ausfuhrung 
der  Majoritätsbeschlüsse  des  Parlament*». 

Es  wurde  nun  nicht  bloss  als  ein  Recht,  sondern  sogar 
als  die  Pflicht  dieses  nur  der  Parlamentsmehrheit  verantwort- 
tichen  Partei-Ministeriums  angesehen,  das  Parteiprogramm 
und  dessen  Grundsätze  unter  allen  Umständen  zu  verwirklichen 
and  desshalb  auch  die  Verwaltung  (die  Exekutive)  p  a  r  t  e  i  - 
massig  zu  führen  (Kr.-O.  S.  198). 

Bei  dieser  Auffassung  fand  man  es  in  Frankreich  natur- 
gemäss,  dass  nicht  bloss  alle  Stellen  im  Staate  mit  Anhängern 
^der  herrschenden  Partei"  besetzt,  sondern  dass  auch  alle  sonstigen 
Verwaltungsmassregeln  (z.  B.  auch  Verleihung  von  Concessionen 
und  sonstigen  Vergünstigungen  u.  dgl.)  partcimässig  geband- 
liftbt  wurden. 

Man  gelangte  somit  zu  einer  direkten  TTmkehrung  des  Rechts- 
staats: Verwaltung  und  Polizei  wurden  nicht  den  Landesgesetzen 
entsprechend  gehandhaht,  sondeni  nach  Parteiwillkür. 

Diese  durchdrang  die  Verwaltung  von  unten  bis  oben  hinauf 
Zürn  Ministerium :  Letzteres  entschied  die  streitigen,  zweifelhaften 
Fragen  des  Verwaltungsrechts  vom  Parteistandpunkte  und  konnte 
naturgemäss  nicht  anders  entscheiden,  da  es  eben  bei  allen  Streit- 
fragen des  Verwaltungsrechts  selbst  Partei  war  und  nicht  über 
den  Parteien  stand. 

Da  nun  die  Begriffe  „Rechtsstaat"  und  „SelbstverMp-altung" 
eine  und  dieselbe  Sache  sind  (Gneist's  Vorrede  zu:  Die  Preuss. 
Kreis-Ordnung  8.  VT),  so  kann  in  einem  gemäss  den  vorstehend 
entwickelten  Grundsätzen  regierten  Staate  auch  von  einer  „Selbat- 
TerwaHung**  nicht  die  Rede  sein  (Rechtsstaat  S.  173). 

In  einem  solchen  Staate  versteht  man  vielmehr  unter  „Selbst- 
verwaltung" nur  die  Einrichtung  von  beschliessenden  „Dorf-,  Stadt-, 
Kreis-  und  Provinzial- Parlamenten"  (boards,  conseils),  in  welchen 

28* 
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^  nach  Analogie  des  Staatsparlaments  —  die  jeweilige  Majorität] 
über  die  Verwaltung   des   Vermögens  der   betreffenden   Körper- 
schaft und  über  sonstige  Gegenstände   der  wirthschaftlicbenj 
8olbstver\vaItung  Beschlüsse  fasst,   während  die  Ausfiihnxng  der- 
selben und  insbesondere  auch  die  obrigkeitliche  Selbstverwaltung 
also  die  Mitwirkung  bei  der  eigentlichen  Staatsrerwaltung,  ledig- 
lich Organen  übertragen  ist,  welche  in  direkter,  ökonomischer  wmI 
rechtlicher   Abhängigkeit   von   dem  jeweiligen   Partei-Ministenun 
stehen  (Kechtsstaat  S.  175,  176,  179). 

Bei  dieser  Gestaltung  des  Staates  wird  derselbe  von  der  Ge» 
Seilschaft,  bezw.  deren  jeweilig  ani  Ruder  befindlichen  Klasscii 
beherrscht;  diese  haben  das  naturgemässe  egoistische  Bestreben, 
die  Staatsherrschaft  in  ihrem  Interesse  auszubeuten,  sich  mfijJilicJist 
viel  Rechte  und  Privilegien  zu  sicliern  und  mögbchst  viel  Lasten 
abzuwälzen.  Von  einer  Uebemahme  von  Pflichten  will  NieroarJ 
etwas  wissen  (Rechtsstaat  S.  173  und  174). 

Dieser  Zustand  der  Dinge,  wie  ihn  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung Frankreichs  darstellt ,  fand  vorübergehend  nach  Ein- 
fülirung  einer  constitutionellcn  Regierung  auch  in  Preussen  Bd- 
gang  (Rechtsstaat  S.  156,  157,  214,  215). 

Während  man  vor  1848  staatliche  Parteien  und  darum  pin 
Parteiregimeiit  nicht  kannte,  gestalteten  sich  nunmehr  die  Set- 
hältnisse  auf  Grund  des  ausländischen  Vorbildes  w^entlich  ttB 
(Rechtsstaat  S.  284). 

Die  Regierungscollcgien  waren  bis  ziim  Jahre  1848,  äbnlidi 
wie  die  Richtercollegien ,  sehr  wohl  geeignet,  streitige  Fragf" 
des  Verwaltungsrechts  zu  entscheiden;  späterhin  mussten  sie  ach 
den  Anschauungen  der  Paiiei-Minister  fügen,  deren  Macht  vsA 
Einilusä  wesentlich  dadurcli  gehoben  wurde,  dass  sie  eine  Rföi* 
von  Kategorieen  von  Verwaltungabeamten  ohne  weiteres  zur  Ws^ 
Position  stellen  konnten  (Kr.-<J.  S.  197  und  198  11.;  RechtsstMt 
S.  216). 

Dieser  Zustand  der  Dinge  bat  nun   nach  Gneist's  Ansicht 
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zu  einer  Beihe  von  Missgriffen  in  der  Verwaltung  in  den  Jahren 
I85a— 1858  gefiihrt. 

Eine  Aenderuiig  dieses  Zustandes  war  nur  möglieb,  wenn 
oach  Analogie  der  englischen  Verfassungsentwicklung,  jedoch  in 
Anknüpfung  an  die  in  Deutschland  hestehenden  Zustände 
und  Rechtsverhältnisse^  eine  wirkliche  ohrigkeitliche  Selbstver- 
waltung, insbesondere  eine  „Verwaltungsjurisdiktion"  eingefiilirt 
wurde. 

Unter  obrigkeitlicher  Selbstverwaltung  versteht  Gneist 
die  "Wahrnehmung  von  staatlichen  Funktionen  der  inneren 
Landesverwaltung  durch  unbesoldete  Ehrenbeamte 
(im  Gegensatz  sni  besoldeten  Berufsbeamten).  Verwaltungsjuris- 
diktion ist  Handhabung  des  Verwaltuugsrechts  und  insbesondere 
auch  der  streitigen  Fragen  desselben  durch  ständige  verantwort- 
liche Beamte,  welche  vermöge  ilirer  Unabhängigkeit  die  Garantieen 
eines  unparteiischen  Richtersprachs  bieten  (Rechtsstaat  S.  41 ; 
Kr.-O.  S.  211). 

Auf  diese  Weise  wird  der  „Rechtsstaat"  zur  Wirklichkeit: 
dadurch,  dass  die  gesellschafthchen  Klassen  zur  Mitthätigkeit  bei 
der  Staatsverwaltung  berufen  sind,  gewöhnen  sie  sich,  ihren  Ein- 
ttuss  nicht  in  der  Macht  ihres  Besitzes,  sondern  in  der  Ei-TdUung 
staatlicher  Ptlichten  zu  suchen ;  ihr  Rechtssinn  wird  durch  be- 
ständige Handhabung  des  Rechts  geweckt  und  gefördert  (Kr--0. 
8.  41  ft). 

Andererseits  werden  die  Garantieen  flir  eine  unparteiische 
Verwaltung  dadurch  gesichert,  dass  nielit  ein  von  der  Minister- 
vei'waltung  rechtUch  und  ökonomisch  abhängiger  Beamter,  son- 
dern ein  Privatmann,  welcher  sowolJ  vermöge  seines  Besitzes,  wie 
seiner  Lebensstellung  dem  Mim'ster  gegenüber  unabhängig  ist,  mit 
der  Verwaltung  des  Amtes  betraut  mrd  (Rechtstaat  S.  48 ;  Kr.-O. 
S.  34). 

Die  Verwaltungsrechtsprechung  weiterhin  hat  den  Vortheil, 
dass   nicht  die  zur  Anwendung  des  Verwaltungsrechts  berufenen 
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und  nach  oben  hin  abhängigen  Organe  den  streitigen  Inhalt  der] 
Gesetze  selbst  feststellen,    dass  >'ielmehr  zu  wii-kaamstem  Schutte' 
des  Rechts  der  Einzelnen  eine  mit  allen  Garantieen  richterlicher 
Unabhängigkeit  ausgestattete  Behörde   über  die  Auslegung  des] 
streitigen  Verwaltungsrechts  befindet. 

Da  nun  diese  GNEiST'schen  Ideen  nicht  etwa  theoretisclifl 
Gedanken  geblieben,  sondern  in  dem  deutschen,  insbesoDdent 
preussi sehen  Verwaltungsrecht  verwirklicht  worden  sind**),  so 
ist  es  schon  desshalb  angezeigt,  den  juristischen  Kern  d(Ti 
vorstehend  entwickelten  Auffassung  über  den  Begriff  der  Sell)6t' 
Verwaltung  eingehend  darzulegen. 

Drei  Gedankenreihen  sind  in  der  GNKisx'schen  Aaffiusaag 
zum  Ausdruck  gebracht,  welche  sich  zum  Theil  durchkreuzen: 

1.  Einmal  ist  ilun  die  „Selbstverwaltung"  der  ZwischenbAu 
zwischen  Staat  und  Gcst^llschaft',  die  egoistischen  Interessen  dtr 
Gesellschait  und  die  widerstreitenden  Intei'essen  der  einzolna 
Gesellschaftsklassen  können  nicht  dadurch  versöhnt  und  aus- 
geghchen  werden,  dass  die  jeweihge  ßlassenmajorität  den  Staat 
zu  beherrschen  und  für  sich  auszubeuten  sucht,  sondern  nur  da- 
durch, dass  die  dazu  befähigten  Mitgheder  der  Gesellschaft  seihst 
„zur  TlieilnalTme  am  Staat"  zurückgeführt  worden,  d.  h.  dass  S6 
durch  persönhche  Thätigkeit,  also  durch  Uebeniahme  von  Aemtern, 
der  Staat^vei'waltung  helfen. 

Dieser  Gesiclit^pimkt  bringt  lediglich  ein  legislativ-pohtiscbei 
Momejit  —  einen  Zweck  des  Gesetzgebers,  nicht  des  Gesetz«» 
—  zur  Anschauung  und  kann  desshalb  zu  euacr  juristischen 
Betrachtungsweise  nicht  verwerthet  werden. 

Denn  wenn  wir  wissen,  dass  die  Selbstverwaltung  dazu  dient, 
Staat  und  GescUschafb  mit  einander  zu  verbinden,   so  wissen  «ir  | 
wohl,  was   sie   soll,   was   sie   leistet,  nicht   aber,   was  sie  ist; 
nach  den  Eingangs  an  die  Spitze  gestellten  Sätzen  kann  also  an* 


»•)  Vgl.  B.  Mkueb  in  Holtxendorflrs  EncyklopSdie  8.  1061 ;  4.  A<itl 
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Siegern  Moment   eine  DeHnition   der  Selbstverwaltimg  nicht  her- 
l^eleitet  werden. 

L2.  Die  „Selbstverwaltung"  ist  das  notliwendige  Correlat  jeder 
nstitutionellen  Verfassung;    denn    die  letztere  bewirkt  dadurch, 
pass  sie  „die  GeseHschaft  mit  ihren  widerstreitenden  Interessen 

El  die  Staatsgewalt  emfdhrt"  (Kr.-O.  8.  198),  mit  Nothwendig- 
eit  die  Bildung  einer  Parteire  gierung.  Das  parteiische  Regi- 
iment  macht  sich  aber  insbesondere  da  geltend,  wo  es  sich  um 
die  Beurtheüung  streitiger  Verwaltungsfragen  handelt.  Die  von 
flen  jeweiligen  Ministem  abhängigen  Beamten  (Landräthe,  Re- 
,gierungspräsidenten ,  Oberpräsidenten)  eignen  sich  nun  aber,  wie 
aof  der  Hand  liegt,  nicht  als  rechtsprechende  Behörden,  da  ihnen 
die  zur  Rechtsprechung  nothwendige  Unabhängigkeit  fehlt. 

Eis  müssen  desshalb  neue  Organe  geschaffen  werden,  welche 

durch   ihre    Construktion    eine    Garantie   für   eine    unparteiische 

Handhabung  dos  Venvaltungsrechts  bieten  (Kr.-O.  S.  198  und  199). 

Als  solche  sind  collegiale  „Verwaltungsgerichtshöfc**  zu  schaffen, 

die  nicht  bloss  aus  Berufsbeamten  bestehen ,  da  diese  schon  ver- 

ihres  Amtsgehalts  nicht   vollständig   unabhängig  sind;   es 

vielmehr  durch  Besitz  und    Intelligenz  unabhängige   Privat- 

nen   als  Beisitzer  zur   Bildung  dieser  Gerichtshöfe  zu  ver- 

en. 

Diese  Gerichtshöfe  soUen  nun  aber  keineswegs  die  tägliche 
Verwaltung  handhaben;  diese  Handhabung  soll  vielmehr  nach 
wie  vor  in  den  Händen  von  ausführenden  Organen  verbleiben, 
die  schon  wegen  der  nothwendigen  Einheit  der  Aktion  der  Staats- 
gewalt ihren  vorgesetzten  Behörden  unbedingt  untergeordnet  sein 
nifißsen.   (Kr.-O.  S.  198.) 

Die  Gerichtshöfe  haben  vielmehr  nur  eine  „Rechtskontrolle" 
•ib«r  die  Anwendung  des  Verwaltungsrechts  durch  die  Elxekutiv- 
Org&ne  im  Streitfall  auszuüben. 

3.  Zur  Bildung  des  „Rechtsstaats"  genügt  aber  nicht  die 
Kontrolle  der  laufenden  Verwaltung   durch  Verwaltungsgerichts- 
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höfe;  es  bedarf  vielmehr  auch  einer  anderweiten  Organisatjon 
der  Polizeigewalt,  da  gerade  die  Handhabung  der  Poliai 
am  meisten  den  EinHüsscn  eines  parteiischen  Regiments  atisgeaeUt 
ist  (Kr.'O.  S.  104—106). 

Das  Pai'teii'egiment  in  dei-  Pohzeiverwaltung  wird  nun  beseitigt: 

a)  durch  Abgabe  des  unteren  Polizeidecemats  an  Elhreo« 
beamto  (Orts-  und  Aratsvorsteher) ,  die  vermöge  ihrer  sodaka 
Macht  und  Selbständigkeit  nach  oben  hin  gegenüber  dem  Staate- 
beamtcnthum  und  nach  unten  hin  vennögc  des  Amtsa^iftrags  (der 
staatlichen  Anstellung)  unabhängig  sind  (Kr.-O.  S.  107); 

b)  durch  Schaffung  einer  zum  Theil  aus  Ehrenbeamten  be- 
stellenden  collegialisch  formirten  Behörde,  welche  (he  wichtigeren 
oder  einer  besonderen  Gefahr  partcimässiger  Behandlung  aus- 
gesetzten Zweige  der  Polizei  verwaltet  (Kr.-O.  8.  109  imd  JIO). 

Die  zu  2  und  3  entwickelten  Gesichtspunkte  Irnben  das  G^ 
meinsame ,  dass  beide  Arten  der  „Selbstverwaltung"  eine  paft» 
massige  Handhabung  des  Verwaltungsrechts  verlündem  sollen; 
beide  fasst  Gneist  unter  dem  Namen  der  obrigkeitlichen  Sell»t- 
verwaltung '**)  zusammen  (Kr.-O.  8,  17  und  211). 

Es  handelt  sich  liier  um  eine  Ausübung  staatlicher  Bdu|- 
nissc  durch  Organe,  welche  eine  Gewähr  gegen  eine  part«üsd» 
Verwaltung  bieten  sollen;  während  aber  die  unter  2  gcdachtr» 
Behörden  nicht  direkt  die  Verwaltung  handhaben,  sondern  ledjj- 
hch  auf  Anrufen  der  Betheiligten  die  Rechtmässigkeit  von  Ver 
waltungshantllungen  im  Streitfall e  prüfen ,  handelt  es  sieb  in 
dein  zu  3  gedachten  Falle  um  die  Einschaltimg  neuer,  besondüi» 
geai'teter  Organe  iu  den  bestehenden  Behördenorganismus  vsä 
zwar  um  Organe,  welche  zur  unmittelbaren  Thätigkeit  in  der  Vtf- 
walttmg  berufen  sind. 


**)  ßwKifiT  will  solbstredeud  die  sog.  wirthschaftlicho  SclbstvcrWlM^ 
nicht  beseitigt  wissen;  vielinelir  behandelt  er  dieselbe  mit  Recht  al)  AW' 
gangspunkt  der  EntwiL-klunj?  des  prcuss.  Rechts  (Kr.-O.  S.  19  ff.).  Hi« 
bedarf  e?  eines  näheren  Eiugeheus  nicht. 
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Das  GkaniÜBBme  dieser  bcideu  Arten  der  Selbstverwaltung, 
die  Sicherung  einer  unparteiischen  Handhabung  der  Verwaltung, 
eignet  sich  wiederum  nicht  zu  einer  Definition,  woil  aucli  hier 
wieder  das  Moment  betont  ist,  was  die  8elbstven\'ultimg  „leisten 
soll",  nicht,  was  sie  ist. 

£s  liegt  auch  auf  der  Hand,  dass  sich  schon  wegen  des 
mangelnden  Gegensatzes  an  dieses  Zweckinoment  eine  Begriffs- 
bestimmung  nicht  anknüpfen  lässt;  denn  man  kann  doch  nicht 
wohl  sagen:  Selbstverwaltung  ist  unparteiische,  Staatsverwaltung 
dagegen  Parteiverwaltung  ^*).  Eine  pjirteiische  Verwaltung  soll 
überhaupt  nicht  existiren,  aucli  da  nicht,  wo  eine  Selbstverwaltung 
nicht  vorhanden-  andererseits  kann  auch  da,  wo  Selbstverwaltung 
existirt,  diese  zu  Parteizwecken  niissbraucht  werden. 

Ein  zweites  beiden  Arten  der  Selbstvenvaltung  gemeinsames 
Element  ist  die  Verwerthung  von  Ehrenbeamten;  aber  auch 
dieses  Moment  eignet  sich  nicht  zur  Begriftsbildung.  Denn  einer- 
seits kann  es  auch  jetzt  noch   in  der  Selbstvenvaltung  Behörden 

n,  welche  ledighch  aus  Berufs-  und  Sta^itsheamten  bestehen,  so 
z.  B.  der  oberste  Verwaltungsgeiielitsliof,  und  andererseits  haben 
die  früheren  ledighch  aus  Staatsbeamten  bestehenden  Behörden 
(Kriegs-  und  Domäuen-Kaniimeni  und  Geheimer  Stiuitsrath)  in  voll- 
Btändig  ausreichender  Weise  die  Vorwidtungsjurisdiktion  ausgeübt. 

Wir  müssen  uns  desshalb  nach  einem  anderen^  aller  Selbst- 
verwaltung gemeinsamen  Gesichtspunkt  umsehen. 

Ehe  dies  aber  geschehen  kann,  bedai'f  die  GNEiS'r'sche  Auf- 
&taung  einer  Kritik  und  Richtigstellung. 

Wenn  man  mit  Gneist  davon  ausgeht,  dass  die  Selbstver- 
waltung das  Gegengewicht  gegen  das  mit  einer  constitutionellen 
Verfassung  nothwendig  verbundene  Parteiregiment  bilden  soll,  so 
sind  alle  Institutionen  derselben  so  zu  gestalten,  dass  sie  den 
Partei-Einflüssen  möghchst  unzugänglich  sind. 

")  Dieser  GogcDsatz  würde  auf  dio  sog.  „wirthschaftlicho"  Selbstver- 
waltung gar  nicht  anwendbar  sein. 
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Dies  Bucht  Gneist  dadurch  zu  erreichen,   dass   er  för  difi 
ViTwaltungsgerichto  eine  coUegialische  Formation    mit  richtlicbflrj 
Unabhängigkeit    und    für   die    untere  Polizei-Verwaltung  die  Be- 
setzung durch  Ehrenbeamte  vorschlägt. 

Der  letztere  Vorschlag  ist  aber  an  sich  nicht  geeignet,  deii| 
gewollten  Zweck    zu  erreichen.    —    Denn   ob  der  Amtsroi 
ein  besoldeter  Berufsbeaniter  oder  ein  unbesoldeter  Ehrenbeamtarl 
ist  —  er    muss    in    seiner    Eigenschaft    als   Polizeibeamter  ohM 
Weiteres  und  unbedingt   den  Weisungen  seiner  vorgesetzten  Be-j 
hörde  gehorchen. 

Und  ferner  —  wenn  gerade  der  GNEiST^sche  Vorschlag,  dM  | 
die  Amtsvorsteher    durch   die    Regierung   ohne  Mitwirkung  voa^ 
Organen  der  Selbstverwaltung  enmnnt  werden  sollten,  Gesetz  ge- 
worden   wäre,    was    hätte    denn   die  Regierung    hindern   können, 
gerade  solche  Personen  zu  Anitsvoi*stehern  zu  ernennen,  die  dflffl 
Regienings-Parteistaudpunkt  entsprechen  ? 

Ueberdies  ist  bekanntlich  ein  nicht  berufsmässiger  Beamter 
viel  weniger  im  Stande,  von  seinem  Paxteistandpunkt  abzuseheii, 
als  ein  Berufsbearater. 

Gneist  selbst  verkennt  dies  übrigens  auch  insofern  nicht, 
als  er  den  JVhüre  als  einen  „Unterpräfekten",  als  ein  Organ  d« 
Polizeistaates  bezeichnet;  dies  ist  er  doch  auch  dann  und  nicW 
weniger,  wenn  er  unbesoldeter  Ehrenbeamter,  als  wenn  er  berufs- 
mässiger Bemmter  ist. 

Ich  will  übrigens  nicht  verkennen,  dass  der  Berufsbeamtf 
sich  insofern  in  einer  gewissen  abhängigeren  Lage  befindet,  »b 
er  auf  sein  Amtsgehalt  angewiesen  ist^  was  bei  dem  Ehi'enbeanitai 
nicht  der  Fall. 

Dies  ist  aber  nur  in  thalsächlicher  Richtung  von  Einüusfi 
wobei  überdies  im  Einzeliall  noch  der  Charakter  der  betr.  Föt- 
sönlichkeit  u.  dgl.  m.  von  Bedeutung  ist. 

Es  mag  desshalb  für  die  Frage  der  Behördenorganisation 
und  für  den  zu  1  erörterten  legislativ-politischen  Gesichts- 
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punkt  nicht  ganz  gleichgültig  sein,  ob  ein  Polizeibeamter  besol- 
deter Berofsbeamter  oder  Elirenbeamter  ist. 

Mir  kommt  es  nur  darauf  an,  klarzulegen,  dass  dies  recht- 
lich (für  den  Begriff  der  Selbstverwaltung)  ganz  gleichgültig  ist. 

Wenn  gerade  das  richtig  ist,  was  Gneist  immer  und  immer 
wieder  betont,  dass  nämlich  der  Ehrenbeamte  (speciell  der  Amts- 
Torsteher)  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Staatsbeamten  hat  und 
also  auch  in  derselben  Weise  den  vorgesetzten  Orgauen  unter- 
vorfen  ist,  so  muss  doch  die  Verwaltung  ihrer  rechthchen  Natur 
nach  stets  dieselbe  sein,  gleichviel,  ob  sie  von  Ehreubeamten  oder 
Berufsbeamten  ausgeübt  wird.  Dies  wird  ohne  Weiteres  klar, 
wenn  vnr  an  die  Verwaltung  eines  Consulats  durch  sog.  Wahl- 
oder durch  Berufsconsuln  denken.  Auch  Gneist  wird  schwerlich 
die  Verwaltung  in  dem  einen  Fall  als  Selbstverwaltung,  in  dem 
anderen  als  Staatsverwaltimg  bezeichnen.  Es  kann  desshalb  nicht 
fiir  richtig  erachtet  werden,  wenn  man  zwischen  der  Palizeiver- 
waltung  durch  einen  Ehrenbeamten  eiuereeits  und  durch  einen 
Bernfsbeamten  andererseits  einen  rechtltcheu  Unterschied 
statuiren  will. 

Ja  noch  mehr!  Nicht  einmal  der  legislativ-poUtische  Zweck 
der  Selbstvei'waltung ,  die  Sicherung  einer  unparteiischen  Hand- 
habung der  Polizeigewalt,  wird  mit  Sicherheit  dui'ch  Besetzung 
der  Polizei -Aemter  mit  Ehrenbeamten  erreicht.  Thatsächlich  ist 
es  möglich,  dass  Ehrenbeanite  eines  gewissen  Bezirks  ilir  Amt 
TJel  parteiischer  verwalten,  als  die  in  gleicher  Stellung  befind- 
lichen Bernfsbeamten  eines  andern.  Und  in  der  That  ist  auch 
die  Gefahr  einer  Verwaltung  zu  Gunsten  „der  Vetterschaft"  ge- 
rade bei  den  in  üurem  Wirkungskreise  einheimischen  Ehren- 
beamten keine  femliegende  und  rein  theoretische  Befürchtung. 

Andererseits  hat  Gneist  selbst  den  Landräthen  und  Regie- 
ningskollegien  zur  Zeit  des  Absolutismus  in  Preussen  betreffs 
ihrer  gerechten  und  impai-teiischen  Verwaltung  mit  Recht  das 
beste  Zeugniss  ausgestellt. 
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Uebrigens  müssto  Gneist,  wenn  er  conseqwent  sein  will, 
auch  den  LanJrath  als  Beamten  des  Selfgovemment  bezeichnen, 
du  nach  allen  preussischen  Kreisordnungen  auch  das  IjandniÜi}' 
amt  mit  nicht  berufsmässigen  Beamten  (wenn  freilieb  auch  m» 
gegen  Besoldung)  besetzt  werden  kann. 

Demnach  würde  je  nach  Lage  des  Einzelfalles  djis  Landraths» 
simt  tlieils  zu  den  Selbstverwaltungsänifem ,  theils  zu  denen  Aat 
Älinisterverwaltung  gezählt  werden  müssen,  eine  Cousequeoi:,  (De 
sich  von  selbst  verbietet. 

Aus  dem  Gebiete  der  Selbstverwaltung  scheidet  also  aus  lÜe 
Handhabung  des  Polizeideceniats  durch  Ehrenbeamte,  einmal,  *«! 
hierdurch  eine  partciiuässigu  Verwaltung  mit  Sicherheit  nicht  t«^ 
liindert  wird,  und  sodann,  weil  sich  diese  Verwaltung  rechthch 
in  keiner  Weise  von  der  Verwaltung  durch  Berufsbeamte  unter 
leidot. 

Anders  dagegen  verhält  es  sich  mit  der  Polizeiverwaltan^ 
(im  weitesten  Smim  dieses  Wortes)  durch  eine  collegialisch  fonaute 
Beliörde  ( Kreis-Bezirksausschuss). 

Womi  nicht  eine  EinzelpDreon  über  eine  Massregel  zu  be- 
finden hat,  wenn  vieiraehr  die  Handhabung  der  Verwaltung  der 
Beschlussfassuug  eines  Collegiums  anvertraut  ist,  so  lieg! 
hierin  schon  begrifflich  eine  Garantie  gegen  eine  parteimäjoige 
Einwirkung  durch  Weisungen  eines  Vorgesetzten. 

Denn  zum  Wesen  einer  coUegialischeu  Beschlussfassung  g^ 
hört  nothwendig  eine  vorgängige  Beratliung,  in  welcher  tuitar- 
gemäss  die  überaeugendöten  (Rechts-)  Gründe  den  Ausscldag  gt'befl 
(sofern  die  Beschlussfassung  nicht,  was  doch  der  Gesetzgeber  v» 
heabsichtigoü  kann,  ein  reines  Gaukelspiel  ist).  UnterUegt  ein« 
Verwaltungsm.assregel,  z.  B.  die  Verleihung  einer  Concession,  (fcr 
Beschlussfassung  eines  Collegiums,  so  ist  damit  schon  ohne  Wei- 
teres eine  pjurteimässige  Handhabung  des  Verwaltungsrechts  ao^' 
geschlossen,  da  hierdurch  eine  Entscheidung  nach  Gründen,  wlcli« 
der  Kritik  unterliegen,  von  selbst  gegeben  ist. 
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Selbstredend  kann  die  Mö^cbkeit  eines  Partei -Einflusses 
auch  im  Collegium  dnrch  die  Art  der  Gestaltung  desselben  mebr 
oder  weniger  abgeschnitten  sein. 

Hierauf  kommt  es  aber  begrifflich  nicht  an. 

Der  Umstand,  dass  begrifflich  die  Beschlussfassnng  dnrch 
ein  Collegium  eine  Garantie  für  eine  unparteiische  und  von  Wei- 
sungen der  Ministerial- Instanz  unabhängige  Verwaltung  bietet, 
rechtfertigt  es,  eine  solche  Verwaltung  als  Selbstverwaltung  zu 
bezeichnen. 

Als  Resultat  ergiebt  sich  sonach,  dass  Gneist  eine  Ausdeh- 
nung der  in  den  fünfziger  Jahren  in  Deutschland  und  speciell  in 
Preuss^i  bestehenden  Selbstverwaltung  nach  zwei  Richtungen  hin 
fordert: 

1.  Hält  er  die  Einführung  besonderer  Verwaltungsgerichts- 
hofe als  Controllinstanzen  für  die  laufende  Verwaltung  und  als 
Behörden  zur  Feststellung  streitiger  Verwaltungsrechtsfragen  für 
erforderlich;  und 

2.  erblickt  er  in  der  Abgabe  des  unteren  Polizeidecemats  an 
Ehrenbeamte  und  in  der  Uebertragung  wichtigerer  Verwaltungs- 
Amktionen  an  besonders  gestaltete  und  zum  Theil  mit  Ehren- 
beamten besetzte  Collegien  eine  nothwendige  Erweiterung  des 
Gebiets  der  Selbstverwaltung. 

Beide  Arten  fasst  er  unter  dem  Begriff  der  „obrigkeitlichen 
SeHMtverwaltung"  zusammen. 

[Schluss  folgt  im  näcliRten  Heft.] 


Wann  verstösst  der  Inhalt  einer  Nothverordnung 
gegen  die  preussische  Verfassungs-Ürkunde? 

Von 

Ad.  AfiNDT. 

Die   preuBsische   Verfassungs  -  Urkunde   (Art.    63)    gicbt  i 
Uebereinstimmung  mit  den  meisten  Verfiissungsgesetzen  der  drt 
sehen  Staaten  ')    der  Staatsref?icrung    das  Recht,  in  dringeodl 
Fällen  ohne  Mitwirkung   der  Landesvertretung  Anordnungen 
Gesetzeskraft  (sog.  Nothverordnungen)  zu  erlassen.    Die  Ausubm 
dieses  Rechts  ist  an  bestimmte  Voraussetzungen  und  an  die  B 
dingung   geknüpft,   dnas    die  Anordnung    „der  Verfassung   nie 
zuwiderläuft**,     lieber  den  Sinn  dieser  Bedingung  herrscht 
Darüber  ist  Einverständniss  vorhanden,    dass    unmittelbar  iu 
Verfassung    getroffene   Vorachriften,    z.  B.    dass    die    Krone 
Mannesstamme  der  Hohenzollem  nach  dem  Rechte  der  Erstgel 
erbhch  ist,   dass  die  Censur  verboten  ist,  durch  Nothverordm 
iiif'lit  abgeändert  werden  können.     Das  Gleiche  gilt  fiir  «lie  Fi 
in   denen   verfassungsmässig    die  Regelung    „nur    durch   ein 
Zustimmung    der    Kammern    zu    erlassendes    Gesetz"    (Art.  & 
oder  „durch  ein   mit   vorheriger  Zustimmung  der  Kammern 
lassenes  (xcsetz"  (Art.  94),   oder  „durch   ein  mit  vorheriger  Zi 
Stimmung   der  Kammern  zu    erlassendes  Gesetz"  (Art.  95)  oA 
„auf  dein  ordentlichen  Wege  der  Gesetzgebung"  (Art.  107)  va 
geschrieben    ist  ^).     Ob    dagegen    in   denjenigen    Fällen,    wo 


')  SSchBiBche  Verfassung  §  88,  Badiache  VeHsMaung  §  67  a-  «,  vr. 
*)  Grar  Arnim- BoiTZENBUHO    am   21.   März   1851    in   der   U.  KtmoK 


—    439 


iDg  schleclithin  auf  „ein  Gesetz"  oder  „den  Weg  der 
Gesetzgebung"  verweist  (Art.  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8,  9,  13,  17,  19, 
26  letzter  Absatz,  29  letzt.  A]>satz,  30  Absatz  2  und  3,  31,  33, 
j34,  35  letzter  Absatz,  36,  37  u.  s.  w.),  die  Nothverordnung  statt- 
Äiaft  sein  kann ,  bildet  eine  einst  viel  erörterte  und  noch  nicht 
«ntschiedene  Streitfrage.  Von  Staatsrechtslehren  bejahen  die- 
selbe VON  GrERBER  in  Seinen  Grundzügen  des  Staatsreclits  §  47 
Tind  Georg  Meyer  in  seinem  deutschen  Staatsrecht  §  161  ^). 
Verneint  wird!  sie  durch  Hermann  Schulze  in  dessen  preussi- 
schom  Staatsrecht  §  174  a.  a.  O.,  Zacharia  in  einem  von  ihm 
Terfassten  Gutachten  der  Göttinger  Juristenfakultät,  von  Stockmar 
in  Aegidi's  Zeitsclirift  für  deutsches  Staatsrecht  I  Seite  237  ff., 
VON  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  §  91,  Dernburg,  Preussi- 
»ches  Privatrecht  I  §  15  und  in  Landtagsreden  durch  Beskler, 
Sdisgn,  Gneist  u.  a.  Die  Staatsregierung  und  das  Herrenhaus 
haben  sich  wiederholt  für  die  Bejahung  erklärt,  ebenso  die  zweite 
Kammer  in  den  Jaliren  1850  und  1851.  Später,  in  den  Jahren 
1863  und  1866,  hat  sich  das  Abgeordnetenhaus  im  Wider- 
spruch mit  wiederholten  Beschlüssen  derselben  zwei- 
ten Kammer,  welche  die  Verfassung  festsetzte,  auf 
den  entgegengesetzten  Standpunkt  gestellt. 

Bevor  in  die  Erörterung  der  Frage  eingetreten  wird,  mögen 
deren  Wichtigkeit    und  Tragweite    an   einigen  Beispielen    gezeigt 
in:    Die  Reichsverfaasung    kennt   ein   Nothvcrordnungsrecht 
Die  preussischo  Verfassungs-Urkundc  bestimmt  (Art.  100), 
Steuern  und  Abgaben  nur  durch  Gesetze  angeordnet  wer- 
konnen.     Die  Frage   ist  hiemach,   ob  im  dringenden  Noth- 
z.  B.  bei  einem  schweren  Kinege,  wenn  die  Landesvertretung 
it  versammelt   ist,    durch  Nothverordnung   für   Preussen  eine 


jtStenogr,  Ber.  S.  651);  von  ökbber,  Orundzüge  §47j  Gborg  Mevkr,  Staats- 
cht  §  lOt  u.  A. 

*)  Elbeoso  Ulbrtor  §  .'iO  für  da»  ÖBterreicbiBobe  Staatsrecht,  Bornhak, 
ehes  Staatsrecht  §  81. 
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Kriegssteuer  eingeführt  werden  darf.     Art.  103   der  pn 
Verfassung  bestimmt,    dass  Anleihen  fiir  die  Staatskasse  nn< 
Üebcmahmc  von  Uarantieen  zu  Lasten  des  Staates  nur  auf  G| 
eines  Gesetzes  stattfinden  dürfen.     Hiemach  entsteht  die  Fn 
ob  im  Verordnungswege  eine  Kriegsanleihe  für  den   pre 
Staat  abgeschlossen,  oder  ob  auf  gleichem  Wege  Pre 
seinen   Eisenlialinen ,    Domänen    und    Bergwerken    eine 
mir  eine  Reichsanleihe    leisten    oder  Darlclmskassen  mit 
garantie  während  eines  Krieges  einrichten  darf. 

Um  nun  in  die  Sache  selbst  einzutreten,  muss  zunächst 
wühnt  werden,  dass  weder  die  Regierungsvorlage  vom  20.  M»i  1) 
noch  der  Kommissionsentwuilf  der  Nationalversammlung  ein  Ni 
verordnungsrecht  vorgeschrieben  haben.  Hieraus  darf  niclit  gefol( 
werden,  dass  sie  dasselbe  verboten  haben*).  Zuerst  findet j 
dasselbe  angeordnet  in  der  ^'erfa8sung  vom  5.  Dezember  1848  vä 
den  „Allgemeinen  Bestimmungen"  als  zweiter  Absatz  des  Art.  1{ 
„Wenn  die  Kanunern  nicht  versanmielt  sind,  können  in  drinj 
den  Fällen,  unter  Verantwortlichkeit  des  gesanunten  Sti^ 
niiuistcriums,  Verordnungen  mit  Gesetzeskraft  erlassen  werdeD;| 
Dieser  Satz  wurde  bei  der  Revision  daliin  abgeändert,  dass) 
Dringlichkeit  näher  hcsclirieben  und  dass  solche  Nothyerorduuiii 
welche  „der  Verfassung  zuwiderlaufen"  verboten  wurden,  Ehid 
wurde  er  in  den  Abschnitt  von  den  Kammern,  zunächst  als  kl 
Absatz  des  von  der  Gesetzgebung  handelnden  Artikels  und  soflj 
als  besonderer  Artikel  liinter  diesen  gestellt.  Im  Zusammenh^ 
lautet  derselbe  nunmehr. 

Art.  62.    Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  dfl 

den  König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt.  i 

Die  Uebcreinstimmung  des  Königs  und  beider  Kammeml 

zu  jedem  Gesetze  erforderlich  *).... 


*)  Siehe  weiter  nuten. 

')  Absatz  3   von  dea  Finanzgesetzen   ist  erst  spater  am  HcUom 
BevisiotiB Werks  eiugcschobeu  worden  und  bleibt  desahalb  hier  fort. 
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rt.  63.     Nur  in  dem   Falle,    wenn  die  Aafrechterhaltmig    der 
ofieutlichen  Sicherheit,   oder    die  Beseitigung   eines    nngewölin- 
lichen  Nothstanrles  es  dringend  erfordert,  können,  insofern  die 
Kammern    nicht    versammelt    sind,    unter   Verantwortung    des 
gesammten  Staatsministeriums,  Verordnungen,  die  der  Verfassung 
nicht    zuwiderlaufen,    mit    Gesetzeskraft    erlassen    werden. 
Dieselben   sind   aber  den    Kammern    bei   ihrem    nächsten  Zu- 
sammentritt zur  Grenehmigung  sofort  vorzulegen. 
Die  Frage   ist  hiernach,   ist    eine  ., Verordnung  mit  Gesetzes- 
kraft"  dann  zulässig,  wenn  die  Verfassung  ein  Gesetz   fordert. 
Ich  spreche  mich   für  die  B  e j  a  h  u  n  g  aus  und  stütze   dies 
auf  nachfolgende  Erwägungen; 

I.  Da  Art.  63   der   revidirton  dem  Art.   105  Absatz  2    der 
ursprünglich   verliehenen  Verfassungs-Urkunde  entspricht,  so   ist 
Zunächst   darauf  zu  sehen,   was    mau   unter   der  Herrschaft   der 
letzteren  unter  „Verordnungen  mit  Gesetzeskraft"  verstanden  hat: 
Auf  Grund   des    Artikel  105  Absatz  2    ergingen   Verordnungen 
;  über  Aufhebung    des   Zeitungsstempels    am    8.   Dezember ,   Be- 
strafung von  Injurien  am  18.  Dezember,   die  bäuerliche  Erbfolge 
,in  Westfalen  am  18.  Dezember,  die  vorläufige  Regelung  der  gtits- 
;  herrlich  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Schlesien  am  20.  Dezember  1848, 
fie  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit   und  des  eximirten 
Qerichtsstandes,  sowie  die  anderweitc  Organisation  der  Gerichte 
Mn  2.  Januar  1849,   die  Einfülmmg   des  mündlichen  und  öffent- 
lichen Verfahrens  mit  Geschworenen   in  üntei-suchungssachen  am 
3.  Januar,  Bestrafung  der  Deserteure  am  4.  Januar,  Einfühning 
<ier  deutschen  Wechsel-Ordnung  am  6.  Januar,  über  Aufhebung 
der  Verpflichtung  zur  unentgeltlichen  Hülfsleistung  hei  Räumung 
^es  Schnees  auf  Chausseen  am  <>.  Januar,    Einrichtung  von  Ge- 
^erberäthen  und  verschiedene  Aenderungen  der  Gewerbeordnung 
jttin  9.  Februar,  Errichtung  von  Gewerbegerichten  am  9.  Februar, 
^ea   Belagerungszustand    am    10.    Mai,    die    Verlängerung    der 
^aUungszeit  der  Wechsel  in  Elberfeld  und  Barmen  am  17.  Mai, 


Anliiv  fiir  i>ir«litlicbes  Kv<tlit.  IV.  3. 
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dio  Bestrafung  der  Aufforderimg  der  Soldaten  zum  Ungehoi 
am  23.  Mai,  die  AValilordnung  zur  zweiten  Kammer  am  30.  Maij 
die  Bestrafung  von  Vergehen  gegen  die  Telegraphenanstalten 
15.  Juni,    über  Vereins-   und   Versammlungsrecht  am  29.  J« 
das  Pressrecht  am  30.  Juni,  Disciplinining  richterlicher  Bcamt 
am  10.  Julij  Disciplinii'ung  nicht  richterlicher  Beamten  am  11.  Jiili| 
Abänderung  der  Depositsilorduung  vom  15.  September  1783 
18.  Juli,  CivilprozesBordnung  für  die  Appellationsgerichtsl 
Greifswald  und  Ehrenbreitenstein  am  21.  Juli  1849. 

Eine  dieser  Verordnungen,  die  Waldordnung  vom  30. 
1849,  verstiess  unmittelbar  gegen  die  Verfassung,  alle  übript'i) 
Itetreflen  Gegenstände,  in  denen  die  Verfassung  vom  6.  Dexembcr 
184ö  auf  „ein  Gesetz",  oder  „den  Weg  der  Gesetzgebung"  odir 
„die  Autorität  des  Gesetzes"  hingewiesen  hat.  Trotzdem  and 
rechtliche  Bedenken  inhaltlicher  Art  nur  gegen  die  Wahlordnun 
erhoben*'),  bei  den  übrigen  ist  der  Mangel  an  Dringlichk«! 
gerügt  worden,  nicht  aber  der  Umstand,  dass  sie  Gebiete  be 
treffen,  welche  wegen  der  Verweisung  der  Verfassung  auf 
Gesetz  dem  Verordnungswege  entzogen  seien.  Sie  sind, 
sie  zur  Abstimmung  gelangten,  übrigens  sämmtlich  von  den 
raeni  genekuiigt  wordf^r). 

Unter  der  Verfassungsurkunde  vom  6.  Dezember  1848  galUfll 
also  die  „Verordnungen  mit  Gesetzeskraft"  auch  dort,  wo  «üertj 
Verfassung  zur  Regelung  eines  Gegenstandes  ein  Gesetz  verlangt?« 
Dies  ist  auch  de  lege  lata  niemals  und  von  keiner  Seite  atip^' 
fochten  worden;  nur  do  lege  ferenda,  nämlich  bei  der  RensioRf 
war  der  Antrag  gestellt,  Nothverordnungen  in  Fällen  der  b^l 
achriebenen  Art  auszuschlJessen.  Dieser  Antrag  ist  in  der  zwaU«j 
Kammer  abgelehnt,  in  der  ersten  zurückgezogen  worden. 

II.  Zm'    gleichen  Ansicht   gelangt  man,   wenn  der  schlicbl' 


Kami 


*)  Al>er  auch  diese  wunle  geuehmigt. 

^)  Vgl.  Gosetz-Saiumluug  1849  Seite  5.  7,  8,   16,   17,   42,  49.  67.  IT». 
371  a.  a.  O. 
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Wortlaut  und  der  Zusammenhang  des  Artikels  63  ins  Auge  ge- 
iasst  wird. 

Wenn  Art.  63  der  Nothvcr Ordnung  ausdrücklich  „Gresetzes- 
kraft"  beilegt,  so  kann  damit  doch  nichts  Anderes  geraeint  sein, 
als  dass  sie  eben  die  Kiaft  eines  Gesetzes  hat,  also  auch  da  und 
fiberall  da  zulässig  ist,  wo  die  Verfassung  ein  Gesetz  fordert. 
Artikel  62  schreibt  vor,  dass  zum  Zustandekommen  eines  Ge- 
setzes drei  Paktoren  mitwirken  müssen ;  Artikel  63  gestattet, 
dass  ausnahmsweise  ein  einziger  Faktor  ein  Gesetz  erlassen  kann. 
Die  Nothverordnung  ist  aber  ein  Gesetz,  wie  jedes  andere,  nur 
ein  vorläufiges  Gesetz,  welches  allein  von  der  Krone  erlassen  wird. 
Dies  ist  auf  das  Klarste  ausgesprochen  worden  u.  A.  in  der 
Rede  des  Ministers  von  Manteuffel  in  der  ersten  Kammer  am 
3.  November  1849  % 

TU.   Für  die  gegebene  Auslegung  spricht  sodann   der  Um- 
stand, dai^  die  Verfassungs-Urkunde,  wo  sie  die  Verordnung  mit 
Gesetzeskraft  ausgesclilosscn  wissen  will,    dies  ganz  besonders 
zum  Ausdruck  bringt^)  und  sich  nicht  damit  begnügt,  nur  auf  den 
Weg  der  Gesetzgebung  zu  verweisen: 
A.  Die  zehnte  Proposition  der  Staatsregierung  vom  7.  .lanuRr 
1850  hatte  einen  Artikel  93  vorgeschlagen,  um   die  allge- 
meinen Geschworenengerichte  bei  Hochverrathsprozessen  aus- 
zuschliessen : 

„Es  kann  im  Wege  der  Gesetzgebung  ein  besonderer 

Gerichtshof  errichtet  werden  — " 

Die  zweite  Kammer  änderte    diese   Proposition    daliin   ab, 

dass    die  Errichtung    nur    durch    ein    „mit    vorheriger 

Zustimmung  der  Kammern  zu  erlassendes  Gesetz" 

*)  „Es  eracheiul  mir  hiernach  unzweifelhaft,  dura  allerdings  Fälle  ein- 
^Wten  können,  wo  es  der  Staatsregiening  iiicht  möglich  int,  sich  der  Theil- 
^inift  der  Kammeni  bei  der  t^'esetzgeliunp  ku  vfirsrichom". 

•)  Auf  dipscu  Umstand  hahrn  bereits  flnif  Arnto  am  21.  März  1851 
ra  der  IT.  Kammer  nuJ  di-r  Rtj^ieruagskonimissar  Jakobi  am  18.  NuveinlnT 
1^3  im  Uerrenbauae  Bezu^  frcuommeu. 
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stattfinden  dürfe.    Die  Abweichung  von  der  Regienuigsvor- 
lage   wurde   beßchlossen,   um   die  Nothverordnung  zn  tot- 
bieten^  deren  Statthaftigkeit  nach  dem  Wortlaute  der  Re- 
gierungsvorlage  keinem    Zweifel   damals   unterlag.     So  er- 
kannte   die    Revisions- Kommission    ausdrücklich    an    (and 
machte  gegen  die  Propoaition  geltend),  dass  deren  Fassong 
die   Einfiiluting  eines  solchen  (Gerichtshofes   im  Wege  der 
Nothverordnung  gestatte  '").     Die  zweite  Kammer  ersetzte 
die  Worte  „im  Wege  der  Gesetzgebung"  durch  die  Worte 
„ein  mit  vorheriger  Zustimmung  der  Kammern  scu  erlassen- 
des Gesetz",  um  die  Regelung  ^der  ordentlichen  Gesetz- 
gebung" ")  zu  überweisen,  und  der  Central- Ausschuss  empfahl 
diese  Fassung   zur  Sicherung    „gegen  die  Besorgniss  einer 
Octroyinmg  auf  Grund  des  Art.  105". 
B.  Auf  der  gleichen  Erwägung  beruhte,   dass   Art.  3  de«  G»* 
setzes   vom   21.  Mai    1Ö52,    der   heutige  Art.  95  der  Ver- 
fassungs- Urkunde,  dahin  gefasst  wurde: 

„Es   kann    durch    ein    mit    vorheriger    Zustimmang  der 
Kanmier  zu  erlassendes  Gesetz  ein  besonderer  Gericlits- 
hof  emchtet  werden." 
( J.  Aus  dem  nämlichen  Grande  bestimmte  Art.  2  des  Gesetzes ' 
2 I.Mai  1852,  der  heutigeArtikel94;derVerfas3ung8-UrknDde: 
„Bei  Verbrechen  erfolgt  die  Entscheidung  über  die  SchaW 
des  Angeklagten   durch  Geschworene,    insoweit  ein 
vorheriger   Zustimmung    der    Kammern    erl 
Gesetz  nicht  Ausnahmen  bestimmt." 
D.  Das  Gesetz  vom  7.  Mai  1853  (Artikel  65  der  heutigen  Ver- 
fassung) bestimmte: 

„Die  erste  Kammer  wird  durch  Könighche  Veroninun? 
gebildet,  welche  niu*  durch  ein  mit  Zustimmung  der  Kiß^ 
mem  zu  erlassendes  Gesetz  abgeändert  werden  kann.'' 


'">  VerUandluiijr  der  II.  Kammer  1849/50  Seite  207ß. 

")  VerhandlnuR  iler  IJ.  Kammer  1849/50  Seit«?  2131—2134. 
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E.  Artikel  107   der  VerfasBungs-Urkiinde  verlangt   zii  Verfa»- 
sangsänderungen    „deu    ordeutlichen   Weg    der   Ge- 

r  setz  gebung".  Die  Verfassung  keimt  mitbin  auch  einen 
ausserordentlichen  Weg  der  GesetzgebuDg,  welcher 
kein  anderer  ist  als  die  Nüthverordnung.  Wenn  SmsON 
im  Abgeordnetenbause  am  19,  November  1863,  Zachahiä, 
VON  Stockmab  u.  A.  behaupten,  dass  der  ordentliche  Weg 
der  Gesetzgebung  nur  den  Gegensatz  zu  der  Gesetzgebung 
mit  zwei  Drittelmebrheit  darstellen  soD,  so  ist  allerdings  zu- 
zugeben, dass  eine  solche  Mehrheit  in  der  Regierungsvor- 
lage vom  20.  Mai  1848  §  7B  für  Verfassungs-Aenderungen 
gefordert  war.  Allein  die  Verfassung  hatte  keine  Veran- 
lassung, in  ihrem  WoiiJaute  einen  Gegensatz  zu  einer  blossen 
Vorlage,  zu  einer  in  der  Verfassung  selbst  nirgends  genannten 
Zweidrittelmehrheit  auszudi'iicken,  und  Art.  107  erhielt  seine 
Fassung,  um  die  Nüthverordnung  auszuschliessen,  welche  bei 
der  blossen  Venveisung  auf  den  Weg  der  Gesetzgebung  statthaft 
gewesen  wäre.  Dass  die  Worte  „ordentliche  Gesetzgebung" 
auch  sonst  gerade  zum  Zwecke  der  Ausschliessung  der  Notb- 
Verordnung  gebraucht  wurden^  beweisen  u.  A.  die  Motive 
eines  zur  Verfassungsvorscbrü't  erhobenen  Amendements  von 
ViEBAHN  zum  Artikel  95  der  Verfassungs-Ürkunde  *'^). 
IV.  Ferner  befem  die  parlamentarischen  Verbandluugen  einen 
ToUeo  Beweis  für  diese  Ansicht : 

Der  zweite  Absatz  des  Artikels  105  der  VerfasBungs-Ur- 
kunde  vom  5.  Dezember  1848  kam  zuerst  in  der  zweiten  Kammer 
zw  Revision.  Der  Bericht  der  Kommission  (Vorsitzender  KüHL- 
WJTTER,  Berichterstatter  Camphaüsen)  bemerkt  hierzu:  ") 

")  Vgl.  Verhandlung  der  U.  Kammer  1849/50  Seite  2131.  Die  Be- 
lüttplung,  dasB  mit  den  Worten,  „aoJ"  dem  ordeotlichen  Wege  der  Geaetz- 
Bciung"  Dor  die  „gewöhaliclie  absolute  Stimmcmnehrhoit"  vorgeBchrieben 
»erden  sollte,  widerlegt  sich  auch  daraus,  dass  Letzteres  nuch  verbis  ex- 
Pfcwis  in  Art.  107  vürgcselirieben  wird. 

'•)  Verhandlung  der  11.  Kammer  1849/50  Seite  546, 
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„Seitens  iler  Kommission  wurde  fast  einstimmig  anerkannL, 
class*  dio  Art  und  AVeise,  wie  jene  Bestimmung  seither  ange- 
wandt worden  sei,  nur  in  den  Uebergangs-Zustäuden  und  doi 
daliei  ganz  ungewöhiüiclien  Zeitvcrbäitnissen  ihre  Erklärung 
Itechtfertigung  linden  können.  So  grosse  Dienste  der  Art  \0\ 
geleistet  habe,  um  der  Staatsregieruug  einen  formellen  Stöti 
pnnkt  bei  ihren  Bestrebungen  zu  gewähren,  die  gestörte  Ordnauj 
herzustellen  und  die  Lücken  auszuiuilen,  welche  aus  dem  Maogc 
einer  regulären  gesetzgebenden  Gewalt  hervorgehen  mus&ten, 
würde  doch  in  gewölmliehen  Zeitverbältnissen  selbst  der  Art  Utf 
zum  Erhiss  aUer  der  Gesetze  und  Verordnungen,  die  ihm  das 
Leben  verdanken,  nicht  haben  ermächtigen  können.  Aber  auch 
ein  weit  eingeschränkterer  Gebrauch  würde  den  Kaumieni  did 
ihnen  zustehende  Mitwii'kung  bei  dem  Erlass  von  Gesetzn 
äusserst  verkümmern  und  sie  häufig  darauf  beschränken,  nach« 
trüglich  das  gutzuheissen ,  was  ohne  ihre  vorherige  Zustiminunj 
geschehen  sei.  —  —  — 

Wefln  man  dalier  darüber,  dass  dauernd  das  zweite  Alinea 
des  Art.  105  nicht  beibehalten  werden  könne,  völlig  einva- 
stunden  wm-,  so  bestand  dagegen  grosse  Moiniuigsverschiedcnlieit 
darüber,  ob  eine  solche  Bestimmung  schon  jetzt  und  ob  sie  üb«r- 
liaupt  jemals  gänzlich  zu  entbehren  sei  —  —  — .  Der  Autrag, 
deu  Passus  ganz  zu  streicheu,  wurde  mit  11  gegen  10  Stimmen 
abgelehnt:    --  —  — 

Die  Minorität  ging  von  der  Ansicht  aus,  daas,  wenn  in 
ster  Zukunft  die  Verfassung  vollständig  rcvidirt,  wenn  von 
gegenwärtig  vei'samnielten  Kammern  die  Zustimmung  zu  «llö 
den  Gesetzen  erlaugt  sein  werde,  die  zur  Erhaltung  der  geseö' 
heben  Grdnung  nothwendig  erscheinen,  dami  überhaupt  wohl 
kaum  Fälle  eintreten  könnten,  in  denen  es  so  schleunig  ein» 
neuen  Aktes  der  Gesetzgebung  bedürl'en  würde,  dass  es  unthuB- 
lieh  sei,  die  zuvorige  Zustimmung  der  Kammer  einzuliolen,  - 
Wolle   man   sich    aber   solche   exti-emen  Fälle  als  möglicl)  owJ 
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wahrscheinlich  denken,  in  ^reichen  in  der  That  sowohl  das  Be- 
dürfiuss  nach  einer  sclüeunigen,  gesetzhchen  Anordnung,  als  die 
gleichzeitige  Unmöglichkeit,  vorher  die  Kanuneru  einzuberufen, 
^Torhanden  sei,  so  würde  in  solchen  ungewöhnlichen  Fällen 
die  Staatsregierung  unter  eigener  Verantwortlichkeit 
handeln  und  zuversichtlich  seitens  der  Volksvertret- 
ung eine  Indemnitäts-Bill  erwarten  dürfen,  —  Es  würde 
in  einer  solchen  Bestimmung  der  gefaJirliche  Anreiz  liegen,  die- 
selbe zu  missbrauuhen ,  provisorische  Verordnungen  auch  da  zu 
erlassen,  wo  man  füglich  die  vorherige  Zustimmung  der  Kammern 
hätte  einholen  können. 

Die  Majorität  war  jedoch  der  Ansicht,  dass  —  eine  Be- 
stimmung unentbehrhch  sei,  welche  für  den  Fall  einer  dringenden 
Gefahr  die  Regierung  ermächtige,  —  provisorische  Verordnungen 
mit  Gesetzeskraft  zu  erlassen.  Solche  Fälle  seien  sehr  wohl 
denkbar;  aus  der  nächsten  Vergangenheit  könnte  uamenthch  der 
Fall  aulgßfiihi't  werden,  wo  bei  dem  Aufstände  in  der  Stadt 
Elberfeld  der  schleunige  Erliiss  eines  Gesetzes  über  die  Ver- 
längerung der  Wechselfristen  nöthig  geworden  sei.  Im  FaUe 
des  Krieges  hönne  bei  nicht  versammelten  Kammern  die  Aus- 
fohr  von  Kriegsmaterial  plötzUch  verboten  werden  müssen.  In 
diesen  und  ähnlichen  Fällen  reiche  eine  exekutive  Massregel  nicht 
aus,  dann  bedürfe  es  eines  Verbots  mit  Strafandrohung  und  der 
Festsetzung  von  Strafen,  welche  die  Gerichte  gegen  die  Ueber- 
treter  auszuprechen  hätten,  mid  seien  daher  solche  Verbote  nur 
ausfuhrbar,  wenn  die  provisorische  Verordnung  Gesetzeskraft  er- 
lange. 

Aus  diesem  Berichte  ist  zunächst  zu  entnehmen,  dass  selbst 
die  Gegner  des  heutigen  Art.  63  Nothverordnungen  nicht  ver- 
bieten wollten,  dass  sie  vielmehr  nur  Bedenken  trugen ,  durch 
ausdrückliche  Gestattung  einen  A  nreiz  zum  Erlasse  dei'selben 
zu  geben.  Aus  der  Begriindung  des  Mehrheitsbeschlusses  ist 
hervorzuheben ,    dass  dieselbe  gerade  solche  Fälle   erwähnte,  in 
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denen  die  Verfassung  auf  Gesetze  hinweist.  Art.  62  Teriangt 
zur  Gesetzgebung,  also  auch  zur  Aenderung  eines  Gesetzes,  dii 
Zustimiüuug  aller  Faktoren;  Art.  8ö  unterwirft  die  Richter  ledig 
lieh  der  Autorität  des  Gesetzes  **);  gleichwohl  wurde  auf  dna 
Nothverordnung  exeraplificirt,  welche  die  Wechselordnung  mit 
einer  auch  die  Richter  bindenden  Kraft  zeitweilig  in  £lberfel( 
ubiiuderte.  Nach  Art.  8  der  Verfassung  können  Strafen  nur  i 
Gemässkeit  eines  Gesetzes  angedroht  werden;  gleichwohl  sollten 
nach  der  Mehrheitsansicht  auf  Grund  eines  im  Verordnungsw^ 
erlassenen  Ausfuhrverbotes  richterhche  Strafen  verhängt  werdei 
dürfen. 

Im  Plenum  der  zweiten  Ivammer  fand  die  Berathung  ad 
9.  Oktober  1849  statt.  Ausser  dem  Antrage  auf  Streichung 
wiu'  die  Ehiscliränkmig  des  Verordnungsrechts  auf  die  nach  dem 
Scldusse  der  K;immern  eingetretenen  Nutlifdlle,  auf  die  in  der 
Fassung  der  Gesetzgebung  nicht  vorbehaltenen  Gegeustiad« 
(Autrag  Fubel)  und  auf  die  nicht  organischen  Gesetze  bean- 
tragt worden.     Von  den  Reden  ist  zu  bemerken 

Geppekt:  „Man  will  sich  nicht  damit  begnügen,  dass  sie  dua 
Bestimmungen  der  Verfassung  nicht  zuwiderlaufen,  sondern  nuffl 
verlangt  auch,  sie  sollen  denjenigen  Gesetzen  nicht  widersprecbeO|| 
die  in  der  Verfassung  vorbehalten  sind.  —  Ich  ^ube, 
bleibt  eigeuthch  nichts  übrig.  Wenn  Sie  die  Verfassung  durch« 
sehen,  so  werden  Sie  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass  eine  be- 
deutende Zald  von  Gesetzen  von  grösstem  Umfange  und  di 
grössten  Verschiedenheit  theils  in  Bezug  genommen,  theüs 
notliwendig  in  Aussicht  gestellt  ist.  Ich  würde  daher  die  grössta 
Besorgniss  hegen,  irgend  eine  Bestinimung  der  iragUcheu  Art  il 
den  Artikel  105  aufzunehmen,  wemi  wir  nicht  etwa  die  Aböchi 
liabeu,  ihn  per  üidirectmn  in  seiner  ganzen  Wirksamkeit  zu  r 
nichten.  Ich  sehe  einen  inneren  Grund  darin,  wenn  ich  «agc: 
dasjenige  kaim  der  gesetzgebenden  Gewalt  aus  Art.  1U5  miaais 

")  Vgl.  audi  Müiu  Vcrordnungarecht  Seite  211  ff. 


unterworfen  sein,  was  überbaiipt  der  GesetÄgebung  entzogen  ist, 
also  die  Verfassung.  Ihre  dispositivon  Bestiinmuugen  können  der 
provisorischen  Gesetzgebung  ebensowenig  unterworfen  werden  als 
der  einfachen  Legislation  überhaupt.  Weiter  zu  gehen  aber  finde 
ich  keinen  Grund. '^ 

SiMSON  (fiir  gänzliche  Streichung,  ev.  für  den  Antrag  Fltjel): 

„Man  hat  Ihnen  vorgeschlagenj,  von  dem  Gebiete  der  Octroyi- 
mng  auch  das  der  in  der  Verfassung  ausdrückhcb  vorbehaltonen 
Gesetzgebung  auszunehmen.  Und  ich  meine,  Sie  müssen  sich 
auch  dazu  uothwendig  entschliessen.  Erinnern  Sie  sich,  dass,  so 
oft  davon  die  Rede  war  (bei  der  Habcas-Korpus-Akte  und  anders- 
wo), dass  man  das  jetzt  dui"ch  die  Verfassung  Regulii'te  nun- 
mehr reguhren  lassen  wollte  durch  die  Gesetzgebung,  wenn  man 
gegen  ein  solches  Vorhaben  das  Bedenken  erhob^  diese  G^ai-antie 
käme  der  Verfassung  nicht  gleich,  wir  immer  die  Antwort 
hörten:  auch  der  Gesetzgeber  könne  ja  nicht  anders  vorgehen, 
als  in  der  Koukurenz  sämmthcher  diei  Faktoren.  Wenn  Sie  nun 
gleichwohl  die  Gesetzgebung  auch  auf  diesem  Gebiete  auch  nur 
im  Nothfalle  vor  sich  gehen  lassen,  ohne  diese  Konkurenz  der 
drei  Faktoren,  durch  einen  von  ihnen  allein,  dann  werden  auch 
diesem  Tlieile  der  Gesetzgebung  diejenigen  Garantien  entzogen, 
di«  Sie  ihm  doch  in  einer  Reihe  von  Erörterungen  ausdrückhcb 
haben  zuweisen  wollen." 

SnisoN  erkennt  also  an,  dass,  wenn  der  Antrag  Fdbel  ab- 
gelehnt würde,  die  Nothverordnung  auch  in  den  Fällen  zulässig 
ißt,  wo  die  Verfassung  auf  ein  Gesetz  verweist, 

Weiiaieu:  —  rWaa  das  Amendement  Fctbel  betrifft,  so 
habe  ich  zu  bemerken,  dass  durchaus  eine  juristische  Subtilität 
dazu  gehören  würde,  um  aus  thcsem  Amendement  noch  etwas 
herauszufinden,  was  dem  Ministerium  eine  Vollmacht  gäbe,  eine 
Ausnahme-Massregel  zum  Besten  des  Staates  zu  ergreifen.  Es 
ist  Alles  gestrichen." 

Bei  der  Abstimmung  wurde  der  Antrag,   den  zweiten  Satz 


des  Artikel  105  zu  streichen,  mit  237  gegen  63  Stimmen  abge 
lehnt,  in  der  Minderheit  befanden  sich  BESKiiER,  Camphacbi 
Fdbel,  Teij.kami'f,  W'entzel.  Ebenso  wurden  der  Antrag  FiiBötj 
und  sämmtUche  Amendements  abgelohnt  und  der  KomniissioE 
bericht  angenommen.  Aus  diesen  Reden  und  Abstimmungen  isl] 
erwiesen,  dasa  die  zweite  Kammer  den  Ausschluss  der  Noth 
verurdnungen  von  den  in  der  Verfassimg  der  Gesetzgebung  Tor« 
behaltenen  Gi'genständen  nicht  gewollt  hat.  Dies  bestreitet  das 
Göttinger  Fakultätsgutachten,  indem  es  ajirührt,  daas,  da  FutasL 
selbst  sein  Amendement  nicht  begi'ündet,  dasselbe  auch  neben 
dem  Umfange  des  Verordnungsrechts  noch  den  Eintritt  (Im 
Nothstaudes  („nach  Schluss  der  Kammern")  betroffen  habe,  man 
nicht  liätte  wissen  köimen,  aus  welchem  Qrundc  und  bezüglicb 
welchen  Thcüs  die  Kammer  dieses  Amendement  abgelehnt  h*bc 
Hiergegen  ist  zu  beachten ;  erstens,  dass  der  Theil  bezüghch  des 
Eintritts  des  Nothstandes  nicht  das  Charakteristische  des  Antiag» 
FuBKL  gebildet  hat,  indem  er  auch  in  einem  Amendement  Gkoddeck 
vorkam  und  zweitens,  dass  die  Debatte  bezüglich  des  Antrap«! 
FüBEL  gar  nicht  die  unerhebliche  Zeitfi-age,  sondern  den  Inhalt 
der  Verordnungen  betraf»  und  di'itteus,  dass  durch  die  Ablehoimg 
des  Antrages  Fluel  dieser  in  allen  Theilen  abgelehnt  werden] 
sollte  und  abgelehnt  worden  ist. 

Der  Central -Ausschuss  der  ersten  Kammer  genehmigt«  denl 
Verordnuiigsartikel  und  gab  ihm  seine  heutige  Stellung  als  (be-l 
sonderen)  Artikel  63.  Seine  Minderheit  hatte  die  Streichnag 
beantragt  '•'),  ohne  der  Regierung  das  Recht  zu  bestreiten,  Noth- 
verordnungeu  zu  erlassen:  „Ohne  geschriebenes  Gesetz  hätteB 
die  Minister  ilie  Pflicht,  aber  nicht  das  Recht,  Vcrorduangöi | 
zu  octroyii'en." 

Bei  der  Verhandlung  im  Plenum  der  I,  Kammer  wo 
3.  November  184^  beantragte  Martins,  dass  die  Nothverord- 
nungen  den  in  der  Verfassung  angezogenen  organischen  Gesetzen 

'*)  Stenogr.  Ber.  der  I.  Kammer  1 849/50  Seite  1315  ß. 
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icht  widersprechen  dürfen.     Gegen   denselben   wandte  sich  der 
ster  VON  Manteuffel: 

>  Die  Weltgeschichte  wird  keine  Rücksicht  darauf  nehmen, 
)b  die  Kammern  zusammen  sind  oder  nicht.  Die  Weltgeschichte 
rird  ihren  Gang  nehmen,  und  die  Stjuatsregierung,  insofern  sie 
ler  Weltgeschichte  Rechnung  tragen  muss,  wird-  sich  häufig  iu 
äer  Nothwendigkeit  sehen,  durch  gesetzliche  Verordnungen  ein- 
schreiten zu  müssen,  für  den  preussiachen  8taat,  auch  wenn  die 
Kammern  nicht  versammelt  sind.  ■ Soweit  ich  dem  An- 
trage habe  folgen  können,  den  der  Abgeordnete  Martins  gestellt 
HL  scheint  derselbe  darauf  hinauszulaufen,  den  Art.  1U5  illusorisch 

ip  machen ". 

Der  Antrag  Martins   wurde  zurückgezogen,  und  der  Vor- 
schlag des  Ceutralausschusses  genehmigt.    Nach  diesen  Vorgängen 
kanü  auct  nicht  der  Schatten   eines  Zweifels  darüber  bestehen, 
dass    die    verfassungsbcratheuden    Körperschaften    die    Nothvor- 
^tdtiung    (die   vürläuiige   Gesetzgebung)    auch   da,    wo    die  Ver- 
^■pong    auf  Gesetze    hinweist,    gestatten   wollten    und    gestattet 
^■pen. 

V.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Verhandlungen,  welche 
Id  der  zweiten  Kammer  am  12.  Oktober  1849,  jdso  drei  Tage 
nuch  der  Berathung  des  Notlxverordnungsrechts,  bezüglich  der 
Pressfreilieit  stattfiaLnden: 

Die  Verfassung  vom  5.  Dezember  1848  enthielt  in  den 
Art.  25  und  2ß  speciellere  Vorsckriften  über  (He  Pressfreiheit, 
als  die  heutige  Verfassung.  Sie  bestimmte  z.  B.  in  Art.  26,  dass 
ui  gewissen  Fällen  Verleger,  Drucker  und  Vertheiler  nicht  ver- 
folgt werden  dürfen.  Die  erste  Kammer  strich  Art.  26  und  gab 
<lwi  Art.  27  und  28  ihre  heutige  Form.  Hierbei  und  hei  der 
ßeratliung  in  der  zweiten  Kammer  handelte  es  sich  um  the  Frage, 
^^  Beschränkungen  der  Pressfreiheit,  abgesehen  von  der  Censur, 
i^uch  durch  einfaches  Gesetz  oder  nm*  durch  ein  verfassungändcrn- 
<les  Gesetz  zulässig  sein  sollten.     Der  Justizminister  sprach  sich 


—     452     — 


für  die  erstere  Alternative  aus;  seine  Ansicht  wurde  durch  SiMsoi 
unterstützt,  welcher  ausführte  '") : 

„Nun  nian  heute   darauf  hingewiesen,   wie   bedenklich 
Verweisung  auf  die  Gesetzgebung,  nanienthch  durch  den  neuer^ 
Hellen  Beschluss  dieses  Hauses   über   das  zweite  Alinea 
Ali.  105  geworden  sei.     Ich  darf  wolil   daran   erinnern, 
ich  auch  gewünscht  habe,  dass  das  Aünea  2  des  Art.  105  wäre' 
in  den  Richtungen,   welche  ich  die  Ehre  gehabt  habe,   damals 
niiher  darzulegen,  weiter  beschi'änkt  worden,  als  es  der  von  den 
Kammern  angenommene  Antrag  der  Kommission  gethan  hat 
Aber  —  ich  möchte  doch  davor  warnen,   nachdem  dieser  Be- 
sclduss  gcfasst  ist,    sicli   die  Unbefangenlieit  des  Urthoils  über 
dergleichen  Fragen  entwenden  zu  lassen.    Die  Frage,  oh  etwas 
in  die  Verfassung  gehöre   oder  nicht,    kann   meines  Eraclitcnsj 
nicht  von    irgend    einer   anderen   Vorfrage   abhängig  genwebt] 
werden,  auch  von  der  nicht,  auf  welchem  "Wege   etwas  ioj 
Preussen  Gesetz  wird.    Man  kann  mit  dem,  was  die  Ve^, 
fassung  in  letzterem  Betracht  enthält,    unzufrieden   sein  niid| 
dennoch,  wenn  man  flie  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass  m 
Gegenstand  nicht  in  die  Verfassung,  sondern  in  die  Gesetzgebung 
gehöre,   dazu   rathon,   ihn   auf  den  Weg  der  Gesetzgebung«! 
verweisen,  selbst  wenn  dieser  Weg  nicht  einmal  in  dem  Maasse, 
als   ohnehin  durch  tlie  beschlossene  Modifikation  des  Art.  105 1 
geschehen  ist  '^),  der  Konkurrenz  der  drei  Gewalten  vorbchalta 
wird.'' 

In  diesen  Worten  liegt  das  klare  Anerkenntniss,  dass,  nad] 
Ablehnung   des  durch  Slmson  vertheidigten  Antrages  Fitbel  dj« 
Nothverordnung   auch   da  zulässig  sein  soll,   wo  die  Verfassong»" i 
Urkunde  auf  ein  Gesetz  hinweist,  besonders  auch  bei  der  Pre*  i 


•»)  Stenoprr.  Bericht  Seite  648. 

")  Die  RIodiiiktttion  des  Art.  105  bestand  darin,  dass  oizuaal  dk  Noli' 
vcronluung  uicbt  der  VertasBuug  zuwiderlaufen  darf,  und  dass  forMir  ^ 
Dringliclikeit  enger  beffrenzt  wurde. 
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freiheit,  soweit  deren  Beschränkungen  der  G-esetzgebung  über- 
lassen sind.  Beachtenswerth  ist,  dass  auch  Simson  den  Weg  der 
Nothverordnung  als  eine  Gesetzgebung  auffasst'^). 

VI.  Die  Praxis  derjenigen  Faktoren,  welche  die  Verfassung 
gaben,  steht  im  Einklang  mit  den  hier  gemachten  Äusi'ührungen. 

A.  Am  3.  Juni  1850  erging  auf  Grund  des  Art.  63  der 
Verfassungs-Urkunde  vom  31.  Januar  1850  eine  Verordnung  zur 
Ergänzung  der  Nothverordnung  über  die  Presse  vom  30.  Juni 
1849.  Dieselbe  enthielt  die  umfangreichsten  Beschränkungen  der 
Pressfreiheit;  sie  führte  Zeitungs- Kautionen  ein,  gab  der  Post  das 
Recht,  Zeitungen  den  Postdcbit  zu  entziehen,  beschränkte  den 
Vertrieb  von  Presserzeugnissen  u.  s.  w.  Diese  Verordnung  wurde 
in  beiden  Kammern  gepmft  und  nur  die  Dringlichkeit  bestritten; 
dagegen  im  Uebrigen  und  was  den  Inhalt  anbelangt,  ihre  Ver- 
fassungsmässigkeit von  keiner  Seite  bemängelt  ").  Slmson  hat  als 
Referent  über  die  Pressvcr Ordnung  vom  1 1 .  Juni  1863  die  Beweis- 
kraft dieses  PräzedcnzfaUes  bestritten  '^%  indem  er  darauf  lünwies, 
dass  die  Nothverordnung  vom  30.  Juni  1849  nicht  auf  Grund  des 
Art.  63  der  heutigen,  sondern  auf  Grund  des  Art.  105  der 
Verfassung  vom  5.  Dezember  1848  erlassen  wäre.  Indess  handelte 
es  sich  bei  diesem  Präzedenzfall  nicht  um  die  damals  längst  Gesetz 
gewordene  Verordnung  vom  Juni  1849,  sondern  um  die  Verord- 
nung vom  3.  Juni  1860,  welche  ebenso  wie  die  Pressverordnung 
▼om  1.  Juni  1863  ausdrücklich  auf  Grund  des  Art.  63  der  heu- 
tigen Verfassiuig  ergangen  war.  Wenn  Sim.son  dann  anführte, 
dass  die  Verordnung  vom  Juni  1850  durch  das  Pressgesetz  vom 
12.  Mai  1851  ersetzt,  bezw.  erledigt  worden  wäre,  so  beweist  dies 
nur,  dass  die  Kammern  ihren  Inhalt  nicht  bloss  vorübergeliend, 
sondern   dauernd   zum  Landesrecht   erhohen   haben,    nicht  aber, 

'*)  Der  Justizminieter  brauchte  (Stenogr.  Bericlit  Seit«  643)  den  Aus- 
druck .blosse  Verordnung"  im  Gegensätze  zar  Gesetzgebung  iiml  der 
eine  Art  derselben  bildenden  Nothverordnung. 

")  Aktenstücke  der  IL  Kainroer  1851  Seite  1155. 

**)  St«nagr.  Beriebt  dea  Abgeordnelenliaufies  lS(>3/4  Seite  60. 
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dass  sie   denseibeu   für  verfassungswidrig  hielten,   zmaal  m  der] 
gleichen  Weise  auch  andere  Nothverordnungen,   z.  B.   über  dMJ 
Disciplinarverfahren,  hehaiidelt  worden  sind  und  behandelt  wc 
mussten,   wenn   die  Kainnu-rn  den   Inhalt  derselben  mit   einigeA| 
Abänderungen   zum    endgültigen  und   dauernden   Gesetz  erhell 
wollten. 

Der  die  Pressfreiheit  beschränkenden  Verordnung  vom  1.  Jb 
1863    ertheilto  das  HoiTenhaus  am  18.  November  1863   die  fer- 
fassungsraiissigc  Zustimmung;  das  Abgeordnetonliaus  versage  die 
seinige  am  folgenden  Tage**).    Soweit  es  dies  that,  weil  es  ma 
Nothstand   im  Sinne   des  Art.  63  nicht  anerkannte,   bewegte  «ij 
sich    dabei   durchaus   aul  verfassungsmässigen  Boden;    soweit  « 
aber  auf  den  Antrag  seiner  Referenten  Simson  und  GsEKT  ef-J 
klärte,   dass   die  Verordnung  „auch  ihrem  Inhalte  nach  der  Vct; 
fassung  zuwiderlaufe** '■'),  stellte  es  sich  in  Widerspruch  mit  dm\ 
bestehenden  Recht  und  der  irüheren  Praxis;    und  soweit  es  cnd* 
lieb  erklärte:  „eine  Bcscliränkong  der  Pressfreiheit  kiuin  auf  dem 
Wege  der  Verordnung    überhaupt    nicht    erfolgen",    verletzte  es 
seinerseits   die  Verfassung,  weldie  keinem   einzelnen  der  geseti- 
^»ebendeu  Faktoren   das   Recht  giebt,   einseitig  eine  authenhsclw 
Interjirutation  der  Verfassung  zu  erlassen  ^'). 

B.  Am  12.  November  1850  erging  auf  Grund  des  Art.  Ö 
eine  Verordnung  in  Betreff  der  Kricgsleistungen  und  deren  V(t- 
gtitung.  Dieselbe  legte  Abgaben  auf,  obwohl  dies  nach  Art  UW 
nur  im  Wege  der  (ircsctzgebung  geschehen  sollte,  und  schuf  t(^ 
zinsliche  Anleilien  (Bons),  wozu  Art.  MtS  ein  Gesetz  erfordert 
Die  Gültigkeit  der  Verordnung  erlitt  aus  den  angegebeneu  Gi^ 
den  lebhafte  Anfechtung,  welche  mit  Rücksicht  darauf, 

")  Verhandlungen  der  ü.  Kammer  18fi3  Seite  75  ff. 

»")  Verhaudlunjrcn  dor  U.  Kammer  18Ü.3  Seite  108. 

"j  Einer  der  hervürmprcndstcn  Mitarheilor  an  der  heutigen  Ve 
P.  Rkichknsprrokr,  stimmte  zwar  gegen  die  Ertheihmpr  der  Zuatimiiiui 
Verordnuii}f ,    aber   zugleich  auch  gegen  die  weiteren  vom  Abgeor 
hause  beechlosBenen  veriasaungswidrigen  Resolutionen. 
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viel  wichtigere  und  einschneidendere  Pressyerordnnng  vom  13.  Juni 
1850  inhaltlich  unbeanstandet  blieb,  sich  nur  aus  politischen 
Gründen  erklärt.  Die  Verordnung  wurde  aus  Veraidassung  der 
Mobilmachung  gegen  Oesterreich  erlassen;  dieser  folgten  die  Ab- 
machungen von  Olmütz  vom  25.  November  1850,  das  Aufgeben 
der  preussischen  Einheitsbestrebungen,  die  Preisgabe  der  kur- 
hessischen Verfessung  und  der  Schleswig -Holstein'schen  Selbst- 
ständigkeit. Genoss  bis  daliin  das  allmächtige  Ministeriimi  Bran- 
denburg-Manteuffel  des  unbedingtesten  Vertrauens  beider  Kam- 
mern, so  konnte  nunmehr  Vincke  von  der  Tribüne  der  zweiten 
Kammer  den  Ruf  erheben:  ^Weg  mit  diesem  Ministerium." 

Die  Kommission  der  zrÄ'eiten  Kammer  beantragte  gleichwohl, 
anzuerkennen,  „dass  der  Erlass  der  Verordnung  vom  12.  November 
1850  der  Verfassung  nicht  zuwiderlaufe".  Im  Plenum  beantragte 
Bkseler  zu  erklären:  „Die  Verordnung  stehe  mit  der  Verfassung 
nicht  im  Einklang".  Dieser  Antrag  wurde  am  21.  März  1851 
in  namentUcher  Abstimmung  mit  159  gegen  105  Stimmen  ab- 
gelehnt, ebenso  ein  minder  weitgehender  Antrag  Riciitsteio  mit 
147  gegen  117  **).  Als  am  26.  März  1851  Beseleh  seinen  An- 
trag wiederholte,  blieb  derselbe  mit  129  gegen  140  Stimmen  iu 
der  Minderheit,  wodui'ch  gleichzeitig  der  Antrag  der  Kommission 
als  angenonmien  galt -•'*). 

C.  Zu  den  von  der  Octroyirungsbefugniss  unbedingt  aus- 
geschlossenen Gegenständen  zahlt  von  Rönne  (Preuss.  Staats- 
recht I  S.  373)  den  Titel  VI  11  der  preussischen  Verfassung  von 
den  Finanzen.  Zu  den  wichtigsten  Finanzgesetzen  geliöreu  die 
Zolltarifgesetze;  jede  Acnderung  derselben  ist  für  die  Finanzen 
des  Staates,  das  ßudgetrecht  und  den  Verbrauch  ausländischer 
Erzeugnisse  von  Wichtigkeit.  Nach  den  Art.  62,  99  und  100 
der  Verfassung  unterliegen  daher  Aenderungen  des  Zolltarifs  der 


•M  Vr-rhantlliinj^on  flr>r  IT.  Kammer  18151  S*it<-  fi51   ff. 

**)  Kommisaiouabericht   von»   28.  Mära  18&I    in  dem    .Stenogr.  Bericht 

640. 
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Gesetzgebung.  Gleichwohl  ergingen  vorbehaltlich  der  GrenehmiguDg 
der  Kammern  raelirfache  Verordnungen,  welche  den  Zolltarif  ab- 
änderten, am  12.  Juni,  21.  Juli  1851^^)  u.  a.  m.,  und  vom  Land- 
tage anstandslos  genehmigt  wui'den*').  Diese  Verordnungen  nahmen 
zwar  auf  Art.  63  nicht  ausdrücklich  Bezug,  sie  gehören  indess 
hierher,  da  sie  zeigen,  dass  auch  nach  Erlass  der  Verfassung  in 
Preussen  auf  Gebieten,  welche  der  Gesetzgebung  überwiesen  sind, 
vorläufige  Anordnungen  von  der  Krone  erlassen  und  von  allen 
Faktoren  der  Gesetzgebung  anerkannt  worden  sind. 

Vn.  Wenn  nun  schhesshch  mehrfach  auf  die  Gefahren  hin- 
gewiesen ist,  welche  aus  der  Zulassung  des  Nothverordnungs- 
rechts  auch  auf  den  der  Gesetzgebung  überwiesenen  Gebieten 
sich  ergeben  möchten,  so  ist  diesem  Hinweise  mit  dem  Satze  zu 
begegnen,  dass  pohtische  Erwägungen  wolü  für  den  Gesetzgeber, 
nicht  aber  fiir  den  Juristen  maassgebend  sein  dürfen.  Bei  Lichte 
betrachtet,  verschwinden  die  Gefahren  aber  nahezu,  wenn  man 
berücksichtigt,  dass  die  Nothverordnungen  nur  ein  kuraes  Leben ^ 
haben  und  dass  sie  nicht  der  Verfassung  zuwiderlaufen  dürfeo*M 
Die  Nothverordnung  des  Art.  63  der  heutigen  Verfassung  kann 
also  nicht  der  ausserhalb  der  Verfassung  stehende  Punkt  des 
Archimedes  sein,  mit  dem  diese  aus  den  Angeln  gehoben  werden.] 
kami. 


•^  Oeftetz-Sammlimpf  1851  Seite  aOf»  und  befw.  511. 
")  Gesetz-Sammlung  1852  Seite  70. 


Quellen  und  Entscheidungen. 


Das  französische  Spionagegesetz.') 

Von 
Dr.  E.  Hancke, 

Referendar  in  Breslau. 

Vorgeschichte,  Entstehung,  Charakter  des  Gesetzes. 

Schon  früh  hat  sich  das  firanzösische  ^)  Recht  gegen  die 
„trahison  envers  l'fitat"  gewendet.  Die  Verordnungen  der  Könige 
Terboten  „le  fait  d'ayoir  machin^  ou  entrepris  contre  la  r^publique 
du  royaume');  de  recevoir  aucune  lettre  ni  message  de  quelque 
prince  ou  seigneur  que  ce  fdt,  ennemi  du  roi^);  de  pratiquer, 
ayec  intelligence ,  envoyer  ni  recevoir  lettres  öcrites  en  chiffres, 
ni  autre  Venture  feinte  ni  deguisee  ä  princes  dtrangers;  pour 
choses  concemantes  ä  Vkt&t^),  d'entrer  en  aucune  association, 
intelligence,  participation,  ou  ligue  offensive  ou  defensive  avec 
princes,  potentats,  rßpubliques,  dedans  ou  dehors  du  royaume*); 
de  recevoir  des  princes  etrangers  ni  dons,  ni  pr^sents,  ni  lettres 


')  Der  Text  des  Gesetzes  folgt  als  Anhang. 

')  Von  anderen  Gesetzgebungen  vgl.  deutsches  St.-G.-B.  §  87  ff,  rus- 
sisches St.-G.-B.  Art.  253  ff.,  niederländisches  St.-G.-B.  Art  98,  belgisches 
St.-G.-B.  Art.  113  ff.,  eine  Nachbildung  des  code  penal,  St.-G.-B.  für  New- 
York  §  37  Abs.  3,  den  neuen  italienischen  Entwurf  Buch  11  Titel  1  u.  a. 

•)  Ord.  de  Villers-Coterets,  Franz  I  1531. 

*)  Ord.  Franz  I  vom  24.  JuU  1534. 

>)  Ord.  Oarl  IX  1663. 

^  Ord.  de  Blois. 
Archiv  für  ölfentlicbes  Recht.  IT.  s.  30 


ou  correspoiidances ').  Die  Gesetze  vom  16.  Juni  1793  und  Tom 
21.  bruniaiiü  au  V  bestrafton  clie  militärische  Spionage  im  Kriege 
mit  dem  Tode.  Eingehendere  Vorschriften  tiifft  der  codc  i>enal^ 
von  1810  über  die  crimes  et  delits  contra  la  sürete  exterieure  de 
l'Etat  in  den  Artikeln  75 — 85.  Hier  sind  die  BestimmungeD 
für  die  Zeit  des  Krieges  von  denen  für  die  Zeit  des  Friedti» 
auseinanderzuhalten.  Zu  ei'stereu  gehört  Art.  75:  er  bestraft  da« 
Waffentragen  gegen  Frauki-eich  mit  dem  Tode.  Mit  gleicher 
Strafe  belegt  Art.  77  jede  Verabredung  mit  dem  Feinde  nr 
Unterstützung  desselben;  schon  der  brieihche  Verkehr,  der  diesen 
Erfolg  hat,  wird  durch  Art.  78  mit  lebenslänglicher  Freiheits- 
strafe bodrolit.  Der  Tod  trifft  den,  welcher  feindUche  Spione 
aufmmmt,  Art.  83.  Alle  diese  Bestimmungen  setzen  einen  ofFenen 
oder  wenigstens  erklärten  Krieg  voraus.  Ebenso  die  Vorschrift«! 
der  französischen  Strafgesetzbücher  für  das  Land-  und  Seobecr 
vom  9.  Juni  lühl  und  vom  4.  Juni  1858,  Art.  205—207  una 
26^ — 264:  sie  verbieten  bei  Todesstrafe  die  Verabredung  mit  deiii 
Feinde  zur  Uuteiiitützuug  desselben,  den  Verratli  von  Staala- 
geheiiunissen  und  Pliineii  au  denselben,  dfis  Einscldeichen  in  Afl- 
lagen  des  Land-  und  Seeheercs  im  Interesse  des  Feindes,  die 
Aufnahme  von  Spionen.  Im  Frieden  anwendbar  ist  der  Art.  76 
Code  pönal,  welcher  die  Verabredung  mit  einer  fremden  Macht, 
um  sie  zum  Kriege  gegen  Frankreich  zu  veranlassen,  oder  ihr 
hierzu  die  Mittel  zu  verschaffen,  mit  dem  Tode  bestraft.  Doj 
Art.  80  wendet  sich  gegen  den  Verrath  gewisser  Staatsgeheimnisse, 
nämlich  eines  Kriegs-  oder  Handelsuntemelunens,  zu  Kriegs-  ^»^ 
zu  Friedenszeiteu,  jedoch  nur,  wenn  er  durch  den  amÜichen  Tr ii 
des  Geheimnisses  begangen  wird.  Die  Art.  81  und  82  besti  i 
die  Auslieferung  gewisser  Pläne,  nämUch  von  Befestigungen,  Zeug- 
häusern, Häfen  und  Rheden,  gleichviel  wann  und  von  wem  be- 
gangen. 

Diese  Bestimmungen  zeigten  sich  als  ungenügend.  Am  ll.MSn 
1886  brachten  im  Namen  des  damaligen  Präsidenten  der  fraittö- 


')  Ord.  Louis  XIII  vom  14.  April  1616. 
")  Vgl.  bierxu  Ciucveau  Auolphu  et  Ficstim  Htus,  Th^rie  du  cod« 
p^nal  II  No.  321  ff. 


len  Republik,  Gk^:v  y,  der  Kriegsininister  BocLAKOER^^er  Marine* 


hhchcn 

^Hbiister  Aube  und  der  Justizuimlüier  Demöle  in  der  Deputiilen- 
^^puner  einen  Gesetzentwurf  mit  der  Bezeichnung  projet  de   loi 
tendant  k  etablir  des  penalitea  contre  Tespionnage  ein.  Beigegeben 
war    ein  kurzer  expoae  de  motifs,    welcher   nur  im  Allgemeinen 
auf  die  Lückenhaftigkeit  der  bestehenden  Gesetzgebung  und   die 
Nothwendigkeit  neuer  Strafbestimmungen  hinwies.    Der  Entwurf 
"wurde  einer  Kommission  übemiesen,  aus  der  er  mit  nur  geringen 
Abänderungen,    die   sich  grösstentheils  auf  die  Höhe  der  Strafen 
bezogen,  sachlich  fast  unverändert  hei-vorgiag.    Am  15.  April  1886 
erstattete  Gajdaud,  ein  Mitglied  der  Kommission,  über  den  Ent- 
wurf in  der  Deputirtenkammer  Bericht.     Er  besprach  die  Mängel 
des  Code  penal   und  der  Militäi^strafgesetzbiicher :    nur   eine  be- 
schränkte Anzahl  von  Staatsgeheimnissen   fände    strafrechtUchcn 
1    Schutz,    unbehindert  sei  die  Spionage  im  Frieden;    alle   Staaten 
p    wendeten    sich   gegen   Verrath   und    Spionage,    auch   Frankreich 
müsse    es    thun,     und    liierzu    diene    der    vorliegende    Entwiu-f. 
Oadacd  wies  sodann  auf  die   Zuständigkeits-   und  Strafbestim- 
mungen desselben  hin,  hielt  aber  eine  Besprechung  der  einzelnen 
Artikel  nicht  für  nötliig.     Nach  erfolgter  Dringlichkeitserklärung 
wurde  der  Entwurf  ohne  jede  Debatte  angenommen.    Wiederum 
einer  Kommission  überwiesen,   wurde  er  am  16.  April  1886   im 
Senat   eingebracht.     Tags   darauf  ei^stattete  General  AKNAUDEAr 
einen  kurzen  Bericht,  in  welchem  er  unter  Erwähnung  der  Lücken 
in    der    bestehenden   Gesetzgebung    den    Entwurf   zur    Annahme 
empfahl.      Dies    geschah    nach    erfolgter   DringliclLkeitserklärung 
ohne    Debatte.     Das   Gesetz    datirt   vom    18.  April    1886.     Es 
wurde  durch  Dekret   vom   3.  Mai  1886  auf  die  Kolonien  aus< 
gedehnt. 

Seinem  Namen  nach  richtet  sich  das  Gesetz^)  gegen  die 
Spionage;  inhaltlich  trifft  es  auch  den  Verrath.  Zwei  Rechts- 
güter finden  strafrechtlichen  Schutz:  die  Staatsgeheimnisse  und 
das  Landesgebiet  nebst  seinen  militärischen  Anlagen.  Ausserdem 
handelt  das  Gesetz   von  Versuch,   Theilnalmie,  Strafanwendung, 

*)  Vgl.  die  BemerkuDgea  hierzu  voo  Paul  Facchills  im  Aanuaire  de 
iJ^UitioD  fhm^^e,  <i.  Jahrg.  S.  67  und  68. 
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gerichtlichem  Verfahren.  Es  ähnelt  den  römischen  leges  judiciomm 
publicoruui ;  gleich  diesen  ein  Gelegenheitsgesetz,  dem  Bedür&isse 
entsprungeu,  gerade  bestimmte  Handlungen  unter  strafrechtliches 
Verbot  zu  bringen,  hat  es  sich  nicht  auf  die  DarsteDung  einzeber 
Verbrechensthatbestiinde  beschränkt,  sondern,  um  die  von  flim 
geschaffenen  Delikte  den  allgemeinen  Strafrechtsnormen  anzupassen, 
oder  um  für  seine  Delikte  Abweichungen  von  den  letzteren  auf- 
zustellen, hat  es  in  die  vei'schiedensten  Gebiete  des  allgemeioeu 
Strafrechts  eingegriffen.  Damit  ist  der  Behandlung  der  We? 
gewiesen.  Bevor  dieselbe  in  eine  Besprechung  der  einzelnen 
Delikte  eintritt,  bedarf  das  Verhältniss  des  Gesetzes  zu  dem  all- 
gemeinen  Strafrechtssystem  einer  Erörterung;  freihch  kommen  nur 
diejenigen  Gebiete  in  Betracht,  welche  durch  eingreifende  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  oder  von  selbst  bei  dessen  Anwendung 
besonders  berüJirt  werden.  Das  Spionagegesetz  ist  ferner  seinem 
Charakter  nach  wesentlich  gegen  das  Ausland  gerichtet;  hieraus 
ergeben  sich  Fragen  des  internationalen  und  Völkerrechtes ;  auch 
diese  sind  in  dem  allgemeinen  Theile  zu  beantworten. 

Die   allgemeinen  Grundsätze. 

Zunächst  bedarf  der  Wii-kuiigskreis  des  Spionagegesetzes  der 
Besprechung,  und  zwar  der  räimiliche,  persönhche  und  inhalüiche. 
Die  Frage  nach  dem  räuniHchen  Wirkungskreise  spitzt  sich  auf 
die  Erwägung  zu»  ob  das  Gesetz  auf  Handlungen,  die  im  Aus- 
lände begangen  sind,  anwendbar  ist.  Hier  drängt  sich  die  Vor- 
frage nach  dem  Begehungsort  der  Delikte  auf.  Eine  Eirörterunj? 
dieses  vielumstrittenen  Punktes  wird  an  dieser  Stelle  nicht  erwartet. 
Die  natürlichste  Auffassung  ist,  den  Begehungsort  dort  und  nur 
dort  zu  suchen,  wo  sich  der  Thäter  bei  Begehung  der  That  be- 
findet. Diese  Anschauung  hat  wenigstens  im  französischen  Straf- 
recht den  meisten  Anklang  gefunden  (vgl.  den  Aufsatz  von  Cluket: 
de  l'effet  extratejTitorial  de  la  loi  penale  ...  im  Journal  du  droit 
international  privc,  14.  Jahrgang  S.  385  ff.).  Freilich  wird  hier- 
durch der  räumliche  Wirkungski'eis  der  Gesetze  und  besonders, 
wie  sich  zeigen  wird,  der  des  Spionagegesetzes  eingeschränkt.  Aber 
es   wäre   verfehlt,    die   Strafwürdigkeit   der  That   filr  die  Frage 


tnach  deren  Begehangsort  heranzuziehen.  Es  ist  zmn  Beispiel  die 
Zeichnung  eines  Plans  nicht  da  erfolgt,  wo  sich  der  ahgezeichnete 
Gegenstand,  sondern  da,  wo  sich  der  Zeichner  hefindet:  ein  hart 
^  der  Grenze  liegendes  Vertheidigungswerk  kann  vom  Auslande 
her  aufgenommen  werden.  Festzuhalten  ist  obige  Ansicht  hei 
Mittheilung  und  Veröffentlichung  von  Staatsgeheimnissen  ^  nicht 
der  Ort,  an  welchem  der  verrätherische  Brief  ankommt,  nicht  der 
Ort,  an  welchem  das  Gelieimniss  etwa  durch  die  Zeitung  zur 
allgemeinen  Kenntniss  gelangt,  entscheidet,  sondern  nur  der  Ort, 
von  welchem  aus  der  \*erriither  den  Brief  ahgesandt,  das  Ge- 
heimniss  der  Ocffentlichkeit  übergeben  hat.  In  gleicher  "Weise 
ist  der  Begehungsort  von  Theünahmehandlungen  festzustellen, 
unabhängig  von  dem  der  Hauptthat.  Verschafft  .Jemand  in 
Deutschland  dem  Spion  falsche  Pässe,  um  ihm  das  Eindringen 
in  eine  französischo  Festung  zu  enuöghchen,  oder  gewährt  er 
dem  enttloheoen  Verräther  in  Deutschland  Unterkommen,  so  hegt 
der  Begehungsort  der  ßoihülfe,  der  Begünstigung  in  Deutsch- 
land, mag  auch  die  Hauptthat  selbst  auf  französischem  Bodeo 
verübt  sein. 

Es  fragt  sich,  ob  das  Gesetz  auf  Handlungen,  die  im  Aus- 
lände begangen  sind,  anwendbai*  ist.  Das  Spionagegesetz  sagt  über 
n  räumliches  Herrschaftsgebiet  nichts;  es  ist  für  Frankreich 
"gegeben  und  auf  (he  Kolonien  ausgedehnt  worden.  Massgebend 
sind  die  Art,  5  und  7  des  code  d'instruction  criminelle  in  ihrer 
Veränderung  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1866.  Leitendes 
Prinzip  ist  das  Ten'itorialitfitsprinzip ;  Delikte,  die  in  Fratüireich 
und  den  Kolonien  begangen  sind,  falUn  unter  das  Spionagegesetz, 
mag  der  Thäter  ein  Franzose  oder  ein  Ausländer  sein.  Filr  die 
im  Auslande  verübten  Thaten  machen  die  genannten  Artikel  einen 
üntei'schied,  ob  sie  crimes  oder  dehts  sind.  Die  Handlungen 
gegen  das  Spionagegesetz  sind,  wie  noch  zu  zeigen,  lediglich  dcHts. 
Diese  werden  aber,  wenn  sie  von  einem  Ausländer  im  Auslände 
l»egangen  sind,  überhaupt  nicht  bestraft.  Veröffentlicht  ein  Deutscher 
ein  französisches  Staatsgeheimniss  in  einer  deutschen  Zeitung,  oder 
Terscliafft  er  sich  aus  der  fi*anzösischen  Gesandtschaft  geheime 
Schriftstücke,  80  wird  er  nicht  bestraft.    Allgemein  sagt  Clünjst 
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a.  a.  0.  S.  392 :  „Pour  nous,  l'individu  qui  reste  chez  lai,  s'abstient 
de  toute  incursion  personnelle  sur  le  territoire  soumis  ä  une  autre 
puissaDCO  ne  peut  pas  etre,  soit  coiiirae  auteur  principal,  soit  comme 
complice,  considcre  comme  espion".  Begeht  ein  Franzose  ein  delit 
im  Aaslande,  so  ist  seine  Strafbarkeit  zunächst  davon  abhängig,  Am 
seine  That  auch  in  dem  Lande,  in  dem  er  sie  begangen  liat,  bestraft 
mrä ;  sie  muss  in  ihren  wesentlichen  Merkmalen  sowohl  unter  Asb 
französische,  als  auch  unter  ein  ausländisches  Strafgesetz  (allen,  es 
genügt  nicht,  wenn  nur  eine  analoge  That  im  Auslande  mit  Strafe 
belegt  ist  (vgl.  Oktolan,  Elements  du  droit  p6nal  I  No.  918  bis). 
Ein  Franzose  verräth  in  Deutscliland  ein  französisches  Staats- 
geheimniss.  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  wendet  sich  zwar  aocb 
gegen  eine  derartige  Handlung,  nicht  aber  gegen  dieselbe;  denn  es 
gehört  zu  deren  Wesen,  dass  das  verrathene  Staatsgeheinmiss  ein 
französisches  ist;  nur  solche,  wie  überhaupt  nur  Rechtsgütw  des 
französischen  Staatswesens,  schützt  das  Spionagegesetz;  diese 
finden  aber  bei  uns  keinen  strafi'cchtlichen  Schutz.  Ein  in  Deutsch- 
land wohnender  Franzose  giebt  dem  Spion  die  Werkzeuge  zur 
Aufnahme  eines  Festuugsplans.  Auch  das  deutsche  Strafges^tt- 
buch  siebt  liierin  einen  Akt  der  Theünahme,  bestraft  ihn  aber 
nicht,  da  es  die  Hauptthat  nicht  straft.  Der  Franzose  viid  da- 
nach auch  nicht  von  dem  Spionagegesetz  betroflfen.  —  Ein  in 
Deutschland  wohnender  Franzose  nimmt  den  entflohenen  Yer- 
räther  auf  oder  birgt  die  ausgeUeferte  Urkunde.  Das  deul«clie 
Strafgesetzbuch  erbhckt  liierin  eine  Begünstigimg;  dieselbe  ist 
zwar  ein  selbständiges  Delikt,  setzt  aber  ihrer  Natur  nach  m 
ihrer  Bestrafung  ein  nach  deutschem  Strafrechte  strafbares  \ii- 
brechen  oder  Vergehen  voraus.  Dies  ist  liier  nicht  vorhanden, 
der  Franzose  bleibt  straflos.  Auch  wenn  die  Handlung  in  einem 
Lande  verübt  ist,  welches  eine  Strafrechtspflege  nicht  besitzt,  wie 
es  bei  der  nicht  civilisirten  Umgebung  der  französischen  Kolonien 
der  FaJl  sein  kann,  bleibt  der  Thäter  straflos.  Das  Ergebniss 
ist:  das  Spiooagegesetz  findet  keine  Anwendung  auf  Handlungen, 
die  im  Auslande  begangen  sind,  sei  es  von  einem  Ausländer,  sei 
€8  von  einem  Franzosen.  Dies  ist  eine  Lücke  des  Gesetzes, 
wenigstens  insofern  selbst  der  Franzose  nicht  zur  Strafe  gezogeo 


werden  kann.  Gerade  die  Delikte  des  Spionagegesetzes  lassen 
sich  aucli  im  Auslände  vornehmen,  und  die  so  wchtigen  Güter 
des  Staates,  die  durch  das  Gesetz  geschützt  werden  sollen,  müssten 
ebenfalls  gegen  Angriffe  vom  Auslände  her  behütet  werden.  Mit 
Recht  straft  das  deutsche  Strafgesetzbuch  §  4  Ziffer  2  landes- 
verriitherische  Handlungen  eines  Deutschen,  auch  wenn  sie  im 
Auslande  b^angen  sind.  Verscliuldet  wird  }ene  Lücke  des  franzö- 
sischen Rechts  dadurch,  dass  die  Handlungen  gegen  das  Spionage- 
gesetz nur  als  delits  qualitizirt  sind.  Es  hedaii"  entweder  einer 
Spezialbestimmung  im  Gesetze  oder  einer  Erweiterung  des  Art.  5 
im  code  d'instruction  criminelle,  welche  die  delits  contre  la  sürete 
de  l'Etat,  wenn  sie  von  einem  Franzosen  im  Auslände  begangen 
sind,  in  gleicher  Weise  wie  die  crimes  unter  Strafe  stellt.  That- 
sachlich  ist  diese  Lücke  nicht  so  verliängnissvoU,  wie  es  scheint. 
Denn  die  schweraten  Verletzungen  des  Spionagegesetzes  stellen 
sich  auch  als  Verletzungen  des  code  jjenal,  und  zwar  als  crunes 
dar.  Alsdann  ist  die  Bestrafung  der  im  Auslande  begangenen 
Handlung  schon  unter  der  Voraussetzung  möglich,  dass  der  Ver- 
brecher noch  nicht  im  Auslände  ahgeurtheilt  ist  und  in  Frank- 
reich gefasst  oder  dahin  ausgoUefert  wird  (vgl.  Art.  5 — 7  code 
d'instruction  criminelle). 

Das  SpionagegGsetz  findet  Anwendung  auf  alle  Handlungen, 
die  von  Iidimdem  mid  Ausländern  auf  französischem  Staatsgebiete 
begangen  sind.     Dies    ist   nui*  die  Regel.     Eine  Ausnahme  folgt 

dem  Gesetze.  Der  Art.  1  straft  den  vorsätzlichen  Verrath 
in  erhöhtem  Maasse,  der  Art.  4  den  fahrlässigen  Ven-ath  nur 
dann,  wenn  er  von  dem  amtlichen  Hüter  des  Staatsgeheimnisses 
begangen  ist;  diese  Bestimmungen  werden  nur  auf  französische 
Beamte  Anwendung  linden,  denen  allein  Staatsgeheimnisse  an- 
vertraut werden  dürften.  Der  Art.  6  §  2  des  Veriassungagesetzes 
vom  25.  Februar  1875  gewährt  dem  Präsidenten  der  Republik 
strafrechthche  UnVerantwortlichkeit,  ausser  im  Falle  von  haute 
trahison,  worunter  nur  der  eigentliche  Hochverrath,  nicht  aber 
Landesverrath  und  Spionage  zu  rechnen  ist.  Eine  dritte  Aus- 
nahme ist  völkerrechtlicher  Natur.  Die  Gesandten  nebst  Famibe 
und  Personal  sind  unverletzlich.     Dies   hat  jedoch  nicht  die  Bc- 
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deutung,   dass  sie  ungestraft  die  Gresetze  des  Aufenthaltsst 
verletzen  dürfen.     Sie   unterliegen  hierfür  der  Strafgewalt 
eigenen  Staates;  andererseits  können  sich  ihre  Delikte,  insbesondere] 
wenn  sie  im  Einverständnisse  mit  der  Regierung  des  Absende-' 
Staates  erfolgt  sind,  als  Verletzungen  des  VölkeiTecbts  darstellenJ 
Sie    berechtigen    den    fremden    Staat    zu    Abwelirmassregelu :  es! 
kommt  in  Betracht  Warnung  des  Gesandten,  Beschwerdefuhrimg 
oder   Antrag   auf  Abberufung    bei   der    absendenden   Regierung, 
Rücksendung    durch    Zufertigung    der    Pässe    und    Abbruch  des] 
diplomatischen  Verkehrs;   eine  Festnahme  des  Gesandten,  sd«! 
auch  nur  als  Sicherheitshaft,  erecheint,  wie  jeder  Angriff  auf  die 
Person,  unzulässig.    Hier  ist  zu  untersuchen,  ob  sich  Delikte  der 
Gesandten  gegen  das  Spiouagegesetz  als  Verletzungen  des  Völker- 
rechts darstellen.     Dies  lüsst  sich  nicht  schon  durch  Hinweis  ani 
den  allgemeinen,  so  ziemlich  anerkaimten  Satz  beantworten,  dtfl 
der  Gesandte  überhaupt  die  Gesetzgebung  des  Aufenthaltfistaal» 
zu  achten  hat.     Denn   gerade   die  Natur  seiner  Thätigkeit  kaim 
ihn  mit  den  Bestimmungen  des  Spionagegesetzes  in  Widerspruch 
setzen.   Der  Gesandte  hat  nicht  nur  den  eigenen  Staat  im  fremden 
Lande  zu  vertreten,  er  soll  sich  auch  über  die  Zustände  des  letz- 
teren unterrichten.     Es  ist   seine  Pflicht,   die  Kräfte  und  Häl&- 
mittel  desselben  kennen  zu  lernen,   die  poUtischen  Absichten  der 
fremden  Regierung  zu  ermittehi,    und    der  eigenen    über  die  ge- 
raachten  Erfahrungen  Bericht   zu   erstatten.     Ein  Mihtärbevoll 
müchtigter   oder   Attache    der   Gesandtschaft   hat    die  Aufgabe, 
die  Mittel  der  Landesverthoidigmig  zu  erforschen.     Diesen  Ver- 
tretern  ist   gerade   an    der  Auskundsehaftuug   von  St'iat-sgelieiiB- 
nissen  gelegen;  der  Gesandte  sucht  sich  wichtige  Schi-iftstücke  ra  | 
verschaffen,    der  Mihtärattacho    nimmt  Pläne  von  Befestigungt^n 
auf,  er  späht  nach  neuen  Erfindungen,   die  auf  dem  Gebiete  des 
ISIüitärwesens  gemacht   sind,    er  zieht  offen  und,   wenn  es  nicht 
anders  mögUch  ist,   heimlich  Erkundigungen  ein  über  Alles,  was 
für   den  Krieg   von   Bedeutung   ist.     Und    diese    diplomatischÄi 
Vertreter  werden  nicht  nur  von  jedem  Staate  entsendet,  sie  w«^ 
den   bereitwillig   emplangen    und   eines  besonderen  Schutzes  ver- 
sichert.    Der  fremde  Staat  weiss  recht  gut,  wessen  er  sich  tob 
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jenen  zu  versehen  hat,  dass  sie  in  Ausübung  ihres  Amtes  sogar 
seine  Gesetze  verletzen,  und  er  wird  nicht  immer  hiergegen  Ein- 
spruch erheben.  Einiges  vergeben  sich  die  Staaten  einander  mit 
Kücksicht  auf  Gegenseitigkeit.  „On  admet",  sagt  Clunet  a,  a.  0. 
S.  401,  „cgalement  la  surveiUance  reciproque  de  ses  forces  et  des 
moyens  de  toutes  sortes,  politiques,  tinancicrs,  militaires:  hanc 
veniam  damus  petimusque  vicissim."  Alle  diese  ll^instände  können 
den  Handliuigen,  wenn  sie  unter  Verletzung  der  fremden  Gesetz- 
gebung erfolgen,  niclit  den  völkerrechtswidrigen  Charakter  benehmen. 
Was  dem  eigenen  Staate  gegenüber  pHichtgeniäss  ist,  kann  selir 
wohl  im  Verhältnisse  zu  dem  fremden  unzulässig  sein.  Der  Gesandte, 
der  seine  PHicht  erfüllt,  macht  sich  für  seine  Person  eines  Deliktes 
nicht  schuldig  (vgl.  hierüber  Clunet  a.  a.  O.  S.  4<>2J;  als  Vertreter 
seines  Staates  bricht  er,  wenn  er  hierbei  tUe  Gesetze  des  fremden 
übertritt,  das  VölkeiTCcht.  Auch  die  thatsächliche  Zulassung  macht 
die  Verletzung  nicht  rechtlich  erlaubt.  Die  Achtung  vor  der  Ge- 
setzgebung des  fremden  Staates  ist  die  Grundlage  der  Achtung 
Tor  diesem  selbst,  ohne  welche  wiederum  eine  völkerrechtliche  Ge- 
meinschaft nicht  bestehen  kann.  Uebertritt  daher  ein  Gesandter, 
wie  in  den  augeführten  Beispielen,  die  Bestimmungen  des  franzö- 
sischen Spionagegesetzes,  so  verletzt  er  das  Völkerrecht,  und  der 
französische  Staat  ist  zu  Abwehrinassregeln  befugt.  Was  von  den 
Gresandten  gilt,  deren  Sendung  dem  fremden  Staate  bekannt  ist, 
gilt  auch  von  geheimen  Agenten,  nur  dass  diese  nicht  einmal 
Btrafrechtlich  unverantwortlich  sind. 

Bei  der  Frage  nach  dem  inhaltlichen  Herrschaftsgebiet  des 
Gesetzes  handelt  es  sich  um  die  Anwendbarkeit  seiner  Bestim- 
mungen im  Verhältnisse  zu  denen  des  code  penal.  Es  ist  leicht 
möglich,  dass  ein  "')  und  dasselbe  Delikt  sowohl  unter  das  Spionage- 
gesetz als  auch  unter  den  code  penal  fällt.  Es  liefert  jemand  den 
Plan  einer  Befestigung,  eines  Zeughauses,  Hafens,  einer  Rhede 
aus:    diese   Handlimg  wird   nicht    nur  durch   Art.   1   und  2   des 


'•)  Nicht  hierher  gehört  der  Fall  der  IJealkonburrenz :  es  verschafft 
tich  jemand  eine  geliciine  Urkunde  durch  Diebstahl,  in  der  Veröffeutlichurig 
eine«  StaatsgeheimDisses  liegt  eine  Beleidigung,  hier  wird  nnr  das  schwerere 
Gesetz  angewandt^  Ortolan  a.  a.  0.  I  No.  1178  bis. 
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Spionagegesetzes,  sondern  auch   durch  Art.  81  und  82  des 
pcnal  betroffen.    Der  Beamte  verriith  das  ihm  anvertraute  Kr!« 
oder  Handelsgeheimnis s:  das  Delikt  fiillt  unter  Art.  l  und  2  de 
G-esetzes  wie  unter  Art.  80  des  code  p6nal.    Yerratb  und  Spio 
nage  im  Kriege  ist  in  umfassendster  "Weise  durch  Art.  77  und  78 
des  code  pönal,  sowie  durch  die  Militäi'strafgesetzbücher  bedroht. 
Kommt  in  diesen  Fällen  der  Gesetzeskonkun-enz  der  code  oder 
das  Spionagegesetz  zur  Anwendung?     Es   entscheidet  hier  uiclit 
die   speziellere  Vorschrift,    auch   nicht   die   spätere   BestimmuD]^. 
Die  Frage  ist  zu  beantworten  aus  der  Entstehungsgeschichte  des 
Spionagegesetzes,  insbesondere  aus  der  Absicht,   welche  mau  bd] 
dessen  Erlasse  gehabt  hat.    Man  wollte,  wie  sich  aus  den  Motiven  \ 
und  Berichten  ergiebt,   nicht  die    bestehenden  Vorschriften  über^ 
Verrath    und   Spionage    aufheben,    sondern    nur   erweitern 
Deliktstliatbüstünde  schaffen,  die  noch  nicht  durch  die  bestehende  \ 
Gesetzgebung  unter  Strafe  gestellt  waren.   Gadauü  sagt  in  seinemj 
Berichte,    er   sei   überzeugt,    dass   das   Gesetz   eine  Anzahl  TOO 
Handlungen   treifen   werde    „en  dehors  des  crimes  tombant  dfijij 
sous  les  coups  du  code  pcnal";   kam  es   doch,  wie  es  in  dem» 
selben  Berichte  heisst,  nur  darauf  an,  „d'edicter  des  peines  contre 
des   faits  jusqu'alors   completement  impunia'*.     Wenn  daher  eind 
Handlung,  -wie  die  oben  bezeichneten,  schon  unter  den  code  pfiDalj 
fiillt,  kommt  dieser,   nicht   das    Spionagegesetz   zur  Anwendung, 
[jetzteres  hat  gleichsam  nur  subsidiäre  Geltung.    Im  AUgemeiuen 
lässt  sich  behaupten,  dass  es  für  Verrath  und  Spionage  zu  Kriegs- 
zeiten nicht  zur  Anwendung  kommen  Asird. 

Eine  Besprechung  verlangt  das  Willensmoment.  Das  GeseU 
wendet  sich,  wo  es  einen  besonderen  Zusatz  nicht  macht,  ma 
gegen  das  vorsätzliche  Dehkt;  für  den  Verrath  folgt  dies  ans  der 
besonderen  Strafbestimraung  gegen  die  fahrlässige  Handlung,  fiir 
die  anderen  Delikte  aus  deren  Natur.  Auszuscheiden  ist  auch 
nach  französischem  Strafrechte  Motiv  und  Zweck:  il  ne  faul  pas 
confondre  avec  l'intcntion  de  comraettre  le  delit  le  motif  qni 
determine  l'agent  ä  le  conmicttre  ou,  en  d'autres  termes,  le  bul 
plus  eloign{%  le  fin  qu'ü  se  propose  d*atteindre  en  le  commettant, 
Ortolan  a.  a.  O.  I  No.  379.    Ob  jemand  Staatsgeheinuiisse  ver- 
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räth,  nm  dem  Vaterlande  zu  schaden,  oder  aus  Eigennutz,  oder 
um  Personen  im  Staate  ilires  Ansehens  zu  berauben,  oder  um 
den  Geschichtsforscher  zu  unterstützen,  ist  für  die  Frage  des 
Vorsatzes  gleichgültig-,  Verrath  ist  auch  die  Mittheilung  in  dem 
Glauben  y  der  Hörer  werde  das  Geheimniss  nicht  weiter  sagen, 
unter  dem  Siegel  der  Verechwiegenheit ,  ebenso  die  Veröffent- 
lichung ohne  besonderen  Zweck,  aus  Plauderhaftigkeit,  oder  nur 
um  den  Hörer-  imd  Leserkreis  mit  Neuigkeiten  zu  unterhalten: 
gerade  von  diesen  „indiscretions"  sagt  GADAn>  in  seinem  Be- 
richte: „insignifiantes  en  appareuce,  mais  qui  peuvent  entrainer 
h  un  moment  donne  des  consequences  tenibles  pour  le  paye". 
Die  Auskundschaftung  von  Geheimnissen  wird  regelmässig  behufs 
weiterer  Auslieferung  erfolgen.  Aber  die  VeiTathsabsicht  ist 
keineswegs  \roraussetzung  des  Deliktes.  Mit  Recht  hat  jüngst 
das  Gericht  zu  Gabors,  welches  einen  Kellner  ledighch  desswegen 
verurtheilte,  weü  er  Soldaten  um  Lebelpulver  gebeten  hatte,  her- 
Torgehoben,  dass  das  Spionagegesetz  sich  schon  gegen  diis  blosse 
Bekanntwerden  von  Staatsgeheimnissen  wendet,  und  keineswegs 
die  Absicht  voraussetzt,  das  erlangte  geheime  Objekt  zu  feind- 
seligen Unternehmungen  gegen  Frankreich  zu  benutzen.  Nur  wo 
der  Zweck  vom  Gesetz  besonders  hervorgehoben  ist,  ist  er  DeHkts- 
merkmal:  der  Art.  7  bestraft  die  Annäherung  an  Verthcidigungs- 
werke,  um  dieselben  auszukundschaften.  Nöthig  ist  der  Wille, 
die  vom  Gesetz  verbotene  Handlung  zu  begehen.  Hiei-zu  gehört 
die  Kenntniss  der  Deliktsmerkmale,  der  VeiTäther  muss  wissen, 
dass  die  veröfienthchte  Thatsache  eine  geheime,  dass  sie  für  die 
Sicherheit  des  Staates  von  Bedeutung  w^ar;  es  genügt,  wenn  er 
hierüber  im  Zweifel  gewesen  und  die  Veröffentlichung  selbst  für 
den  Fall  vornahm,  dass  die  Thatsache  die  erwähnte  Bedeutung 
hatte.  Die  Kenntniss  der  Deliktsmerkmale  muss  erwiesen  sein-, 
nicht  genügt  die  Feststellung,  der  Verräther  habe,  etwa  vermöge 
seiner  persönhchen  Fähigkeiten,  die  Bedeutung  der  Urkunde  er- 
kennen müssen,  wenn  auch  andererseits  die  Kenutniss  selbst  als 
innerer  Vorgang  auf  diesem  Wege  regelmässig  erwiesen  wird. 
Die  Kenntniss  muss  zur  Zeit  der  That  vorhanden  gewesen  sein-, 
erfahrt  der  Verräther  erst  nach  Ausheferung  des  Schriftstückes 
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oder  Veröffentlichung  des  Geheimnisses  dessen  Bedeutung,  so 
er  ein  vorsätzliches  Delikt  nicht  begangen.  Vorsätzliches  Handeh 
wird  durch  Zwang  ausgeschlossen  (Art.  64  code  pcnal:  la  contrainl 
est  une  cause  de  justification);  wer  durch  Drohungen  geschrecfc 
veniLtherische  Aufschlüsse  giebt,  ist  nicht  strafbar;  der  Befel 
des  Vorgesetzten  entschuldigt  nicht,  lieber  den  Vorsatz  des  G^' 
hülfen  wird  iin  Zusammenhang  mit  der  Theünahme,  über  die 
Fahrlässigkeit  bei  Besprechung  des  fahrlässigen  Verraths  geliai 
delt  werden. 

Von  dem  Vorsuch  sagt  der  Art.  8  des  Gesetzes,   dass  Ijeij 
den  Delikten  aus  Äil.   1,  2,  3,  5  das  versuchte  Delikt  gleich  demj 
vollendeten  erachtet  wei'den  soll.    Schon  der  Code  penal  be^t 
die  versuchte  gleich  der  vollendeten  That,    allgemein   bei  mm»] 
(Art.  2),  bei  delits  nur  auf  Grund  besonderer  Vorschrift  (Art.  3),, 
Im  Spionagegesetz  handelt  es  sich  um  d^lits,   daher  die  Bestini- 1 
mung  des  Art.  8.     Derselbe  unifasst   nicht   alle  Delikte  des  Ge- 
setzes, er  nimmt  aus  begrifflichen  Gründen  den  fahrUissigen  Ver- 
rath  des  Art.  4,    aus    rechtspolitischen    Gründen    die    leichterenj 
Vergehen   der  Art.  6  imd  7  aus.     Möglich  ist  ein  Versuch 
allen  voi-sätzlichcu  Delikten  des  Gesetzes,  auch  bei  dem  Ver 
welcher    durch   luündlicho  Verübung  erfolgt.     Der   Art.  8 
dorn  Wortlaut  nach  einen  jeden  Versuch  unter  Strafe.     Der  codel 
penal  macht  zur  Voraussetzung,  dass  ein  Anfang  der  Ausführung 
vorlag,  und  der  Erfolg  durch  Umstände  vereitelt  war,   die  uicht 
vom  Willen  des  Thäters  abhingen ;  ausgedrückt  ist  dies  zwar  nur 
für  die  crinies,    wird    aber   richtiger  Ansicht  nach  auch  auf  diö 
delits  bezogen  (cfr.  CnAUVEAU  Adolphe  et  Faüstin  Hklie  a.  a,  0. 
I  No.  176,  OkTOLAN  a,  a.  0.  I  No,  H).31),    Nm-  wo  der  code  p^iwl, 
CS  besonders  vorschreibt  (cfr.  Art.  76, 89, 179  u.  a.),  werden  gei 
Unteniehmungen,  auch  wenn  sie  von  gar  keinem  Erfolge  begleite 
sind,   unter  Strafe  gestellt.     Eine  solche  Bestimmung  ist  in  dei 
Worten   des  Spionagegesetzes  „toute  tentative"   nicht  zu  finden) 
auch  bei  Vergehen  gegen  dieses  Gesetz  muss,  damit  die  Strafe  de 
versuchten    Deliktes    eintritt,    die  Ausfiilirung   begonnen   haben; 
freiwilliger  Rücktritt   befreit   von    der   Strafe.     Wo    die  Gren2 
zwischen  Versuch  und  Vollendung  liegt,  wäre  bei  den  einze 


—    469    — 

Belikten  festzustellen,  ist  aber  wegen  der  gleichen  Bestrafung  nur 
Ton  geringer  praktischer  Bedeutung. 

Der  Art.  9  handelt  von  der  Tbeilnahme.  Unter  coraplicite 
Tersteht  der  code  penal  nicht  einen  einheitlichen  Begriff,  sondern 
2&hlt  hierunter  in  Art.  60  verschiedene  Akte  der  Betheiligung 
Hilf,  insbesondere  provoquer,  procurer  les  armes,  aider  ou  assister 
auteui",  Handlungen,  die  sich  im  Allgemeinen  mit  unserer  An- 
stiftung und  Hiilfeleistung  decken-,  die  Art.  61  und  62  sowie 
Spezialbestimmungen  fiigeu  für  gewisse  Delikte  noch  Akte  biuzu, 
Me  nach  deutschem  Strafrecht  als  Begünstigung  erecheinen.  Der- 
artige Thatbestände  stellt  auch  der  Art.  9  des  Spionagegesetzes 
auf  und  als  complicite  unter  Strafe.  Als  comphce  soU  jeder  er- 
btet werden,  der,  obwohl  er  die  Absichten  der  Thäter  kennt, 
ienselben  ein  Unterkommen,  einen  Zufluchts-  oder  Versammlungs- 
rt  verscliafft,  oder  der  wissenthch  die  Gegenstände  des  Deliktes 
der  die  Werkzeuge  verbirgt,  bevor  oder  nachdem  dieselben  zur 
hung  der  That  gedient  haben.  Die  Verschaffung  eines  Unter- 
ens,  Versamndungs-  oder  Zufluchtsortes  wurde  bei  Delikten 
D  die  öffentUche  Sicherheit  schon  nach  Art.  61  des  code  penal 
Tbeilnahme  —  dieser  Ausdruck  dürfte  der  complicite  am 
hsten  stehen  —  betrachtet,  jedoch  nur  wenn  sie  gewobnheits- 
sig  geleistet  war ;  diese  Beschi'änkung  lässt  das  Spionagegesetz 
Die  Äu&abme  von  Spionen  zu  KriegSÄciten  ist  schon 
h  Art.  83  code  penal  als  besonderes  Verbrechen  mit  dem 
l'ode  bedroht.  Die  Verschaffung  von  Unterkommen  kann  im 
igenen  wie  im  fremden  Hause  erfolgen,  nur  nicht  in  dem  des 
Aufgenommenen,  insofern  man  demselben  niclit  verschaffen  kann, 
•^Kas  er  schon  hat;  dalier  macht  sich  die  Ehefrau,  die  ihren  Mann 
in  die  eheliche  Wohnung  einlässt,  nicht  der  Tbeilnahme  schuldig. 
Ifur  die  Aufhahme  der  auteurs  des  deUts,  nicht  auch  die  der 
Tbeilnehmer,  ist  strafbar.  Die  Bergung  der  Gegenstände  des 
Deliktes  wurde  schon  allgemein  durch  Art.  62  code  penal  bestraft; 
der  Art.  9  wendet  sich  ebenso  gegen  die  der  Werkzeuge  ^  gedacht 
ist  etwa  an  die  erachlichenen  Urkundcn,^  an  die  gefertigten  PEne, 
an  die  Verkleidung,  an  Zeichen-Utensilien.  —  Beide  Arten  der 
Theilnahme   können   vor   wie  nach  Verübung  der  Hauptthat  ge- 
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währt  werden.     Mit    letzterem    gebt   man   über  den   eigeotlidieo 
Bog^rifF  der  complicite  hinaus,  welche  „suppose  des  actes  qui  pr 
c^dent   ou   qui    accompagnent   Taction   principaJe   ou  qiii  en 
partie"  (Ciiauveau  Adolphe  et  Faustin  Helie  a.  a-  O.  I  No.  197 
a.  E.).    Docli  hat  dies  schon  der  code  penal  in  Art.  61  und  Doch 
deutlicher  in  Art.  62  getliau.     Für  die  Bergung  der  Werkzeuge 
des  Deliktes  sagt  es  das  Gesetz  selbst ;  bei  den  Gegenstanden  kl 
an  die  choses  obtenues  ä  Taide  d'un  delit  des  Art.  Ö2  gedacht j 
ein  Zufluchtsort   wird   regelmässig  erst  nach  Verübung  der  TIi 
in  Frage  kommen.  —  Der  Art.  9   betrifft  nur  bestimmte  Arteaj 
der   Hiilfeleistung    und    Begünstigung;    eine    anderweitige  ünt 
Stützung  des  Thäters,  etwa  durch  Dan-eichung  von  Lebensnitteliv^ 
durch  Verschaffung  der  Werkzeuge  zur  Ausfülirung  des  Delikteij 
füllt  niclit  hierunter;  hier  tiitt  der  Art.  60  code  penal  ergänzendj 
ein.     Aus  dem  Gebiete  der  Begünstigung  ist  nicht  jede  Beforde 
rung    der   Flucht,    nicht   die   Verhergung   oder   Zerstörung 
Beweisnüttel  uinfasst;   diese  Handlungen  fallen  auch  niciit  tmt 
Art.  60  ff.  des  code  p6nal.  —  Der  Theilnehmer  muss,  en  coi 
les  intentions  des  auteurs,  sciemmeot  handebi:  nimmt  jemand 
verrathenen  Festungsplan  in  Verwahrung,  so  muss  er  dessen 
deutung  kennen,   er  braucht  nicht  zu  wissen,  welche  Befe 
jener  darstellt.     Erforderlich   ist    diese    Kenntoiss    zur  Zeit 
Unterstützung;    dieselbe  dauert  z.  B.  bei  der  Bergung  von  Per 
sonen  oder  Saclien  so  lange  fort,  als  man  diese  bei  sich  behält' 
erfährt   man   erst   nach  der  Aufnalmie,    dass  man  einem  S; 
Unterkommen  gewälirt,  ein  verrathenes  Scliriftstück  in  Verwaliniug 
genommen   hat,    so   ist  man  zur  sofortigen   Hinausweisung,  be- 
ziehungsweise  AbUeferung   an    die  Polizei   verpflichtet.   —    Anf 
Grund   und  Zweck   kommt  es  bei  der  Theilnahme  so  wenig  an, 
wie  bei  Verübung  der  Hauptthat.     Mit  Unreclit  verlangen  Chau- 
VEAU  Adolphe  et  Fälstin  Helie  a.  a.  O.  EL  No.  334,  dass  die 
Unterstützung  paur  favoriser  l'espiounage  erfolgt  sein  muss.   Rich- 
tiger Ansicht   nach   wii'd  dieselbe   auch   nach   deutschem   Straf- 
rechte ")  bestraft,  selbst  wenn  sie  nicht  zur  Beförderung  der  Spio-, 

")  Vgl.  die  Kommentarien  zum  E.-St.-G.-B.  §  90  von  OppKNHOfT  No.Ü] 
and  12,  Olshausen  No.  4,  Schwarze  No.  6. 
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nage  dienen  Bollte.  Auch  der  rechtlich  gleichg^ültige  Zweck  ent- 
schuldigt nicht,  z.  B.  Aufnahme  des  verwundeten  Spions  zur  Pflege, 
dieselbe  müsste  denn  vou  der  —  geboteneu  —  Anzeige  an  die 
BeJiörde  begleitet  sein.  Fraglich  ist,  ob  die  Aufiiahmc  des  Thäters 
durch  nahe  Angehörige,  wenn  sie  erfolgt,  um  ihn  der  Bestrafung 
zu  entziehen,  straflos  bleibt.  Für  das  deutsche  Strafrecht  wird 
dies  von  den  oben  genannten  Kommentatoren  verneint,  Cilwvkau 
Adolphe  et  Faijstin  Helie  berühren  die  Frage  für  die  Aufnahme 
?on  Spionen,  entscheiden  sie  aber  nicht  (vgl.  a.  a,  0.  I  No.  214). 
Der  Art..  248  code  penal  stellt  die  Bergung  des  Thäters  nach 
Begehung  eines  „Verbrechens"  als  besonderes  Dehkt  unter  Strafe 
und  nimmt  hiervon  gewisse  nahe  Angehörige  aus.  An  sich  stände 
nichts  im  Wege,  da  hierdurch  ein  Grundgedanken  zum  Ausdruck 
gebracht  ist,  diesen  auch  hn  Falle  eines  „Vergehens"  anzuwenden, 
irenn  hier  ebenso  wie  beim  Verbrechen  die  Aulnalmie  des  Thätera 
allgemein  unter  Strafe  gestellt  wäre.  Dies  ist  nicht  der  Fall.  Durch 
besondere  Strafbestimmung  ist  im  Spionagegesetz  die  Aufnahme 
des  Thäters  nach  Begehung  des  „delit"  bedroht,  und  zwar  nicht 
mit  der  Strafe  des  Art.  248,  sondern  mit  der  Behandlung  „comme 
complice".  Daher  erscheint  auch  eine  Anwendung  der  im  Art.  248 
gegebenen  Ausnahme  nicht  zulässig,  die  Aiifhahme  durch  nahe 
Angehörige  ist  strafbar.  —  Der  Theünehmer  wird  nach  Art.  59 
Code  penal  so  bestraft,  wie  wenn  er  selbst  der  Thäter  des  Deliktes 
w&re,  an  dem  er  theilgeuommen.  Seine  Bestrafung  richtet  sich 
nach  den  objektiven  Merkmalen  der  That,  nicht  nach  den  sub- 
jektiven Beziehungen  des  Thäters.  Ist  die  Ausführung  des  De- 
liktes gar  nicht  begomien,  so  bleibt  z.  B.  derjenige,  in  dessen 
Hause  die  Verabredung  erfolgte,  straflos.  Verschafft  jemand, 
der  zur  Aufnahme  von  Pläneu  in  der  Nähe  einer  Festung  ermäch- 
ist,  einem  Anderen,  der,  wie  er  weiss,  diese  Befugniss  nicht 
It,  die  Malutensilien,  so  wird  auch  er  nach  Art.  6  des  Gesetzes 
bestraft.  Andererseits  fallt  der  Nicht-Beamte,  welcher  die  von 
einem  Beamten  verrathenen  Schriftstücke  in  Verwalirung  nimmt, 
unter  Art.  2,  der  Thäter  unter  die  härtere  Bestimmung  des  Art.  1. 
So  kann  der  Theünehmer  höher  als  der  Hauptthäter  bestraft 
werden,  seine  Bestrafung  setzt  überhaupt  nicht  die  des  letzteren 
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voraus:  ein  Beispiel,  ein  Gesandter  dringt  unter  falschem  Ntnieii 
in  eine  Festung  ein  und  findet  bei  einem  der  Bewohner  Aufnalimc. 

Die  Strafen  des  Spionagegesetzes  sind  theils  Haupt-  tbcils 
Nebenstrafen.  Als  erstere  finden  ^emprisonnement'^  und  „ameodrS 
beide  innerhalb  bestimmter  Grenzen,  Anwendung,  Es  sind  din 
peines  correctionnelles  (Art.  9  code  pönal),  nicht  afflictiTes  on 
infaniantcs,  daher  gemäss  Art.  1  code  peual  die  Strafthaten  de« 
Spionagegesetzes  nur  d^lits,  nicht  crimes.  Das  cmprisonnement 
steht  unserer  Gefängnissstrafe  am  nächsten  (vgl.  E.  G.  des  dcul- 
sehen  St.-G.-B.  in  Elsass-Lothringen  vom  30.  August  1871  Art.V 
Abs,  2).  Die  Strafgrenzen  im  Gesetz  sind  sechs  Tage  und  fünf 
Jahre.  Die  araende,  unsere  Geldstrafe,  schwankt  zwischen  sechs- 
zehn und  fünftausend  frcs.  Beide  Strafen  sind  überall  kumulativ 
neben  einauder  angedroht.  Innerhalb  der  durch  die  einzelnen 
Bestimmungen  gesetzten  Strafralmien  hat  der  Richter  freien  Spiel- 
raum. Eine  Vergleichung  der  Strafen  des  Spinnagegesetzes  mit 
denen  anderer  Gesetzgebungen  zeigt  eine  gewisse  Milde  des  erstercn. 
Der  Verrath  von  Staatsgeheimnissen,  den  unser  Strafgesetzbuch 
§  92  Abs.  1  als  Verbrechen  mit  Zuchthaus  nicht  unter  «w« 
Jahren,  das  russische  Strafgesetzbuch  §  256  mit  Verweisung  nach 
Sibhicn  bestraft,  ist  nach  dem  Spionagegesetz  Vergehen  und 
höchstens  mit  fünf  .Tahren  Gefängniss  bedroht.  Nicht  berechtigt 
waren  die  vielfachen  Klagen  auf  deutscher  Seite  über  zu  hohe 
Strafe,  als  am  26,  October  1888  Kilian  von  Hohenburg  wegen 
jenes  Deliktes  sowie  wegen  verbotener  Aufnahme  von  Plänen  toid 
tribunal  correctionnel  zu  Nizza  zusaunmen  zu  fünf  Jahren  Geiang- 
nias  verurtheilt  wurde.  Eine  Ausgleichung  erfahrt  jene  Milde  des 
Gesetzes  dadurch,  dass  in  den  schwersten  Fällen  der  code  p^nal 
mit  seinen  allerdings  recht  harten  Strafbestimmungen  zur  An- 
wendung kommt.  Andererseits  sollte  auch  das  Spionagege^^ ' 
wie  die  Motive  sagen,  zwar  „produire  un  effet  d'intimidation'',  ivj<-: 
nur  mit  Hülfe  von  Strafen  „assez  moderöes  pour  ne  pas  reDCon- 
trer  dans  la  conscience  du  juge  une  repugnance  h  leur  apphcatioo'. 

Unabhängig  von  den  Hauptstrafen  kann  der  Richter  nach 
freiem  Eniiessen  auf  Nebenstrafen  erkennen,  Art.  12.  Es  kommt 
zunächst  die  Entziehung  der  politischen,  bürgerlichen  und  Pamiben 
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ite  in  Betracht.  Dieselben  sind  im  Art.  43  codc  penal  auf- 
gezählt und  durch  einige  in  Spezialgesetzen  benannte  Rechte  ver- 
mehrt (vgl.  Ges.  vom  2  K  März  1832  All.  2,  Ges.  vom  26.  Juni 
1851  Art.  9).  Es  sind  im  Allgemeinen  die  gleichen  wie  unsere 
bürgerlichen  Ehrenrechte,  hinzu  kommt  die  Fähigkeit  zum  Sach- 
verständigenamt  und  gerichtlichen  Zeugniss.  Der  wesenthche 
Unterschied  zwischen  der  französischen  „intcrdiction"  und  unserer 
Aberkennung  *')  der  Ehrenrechte  ist,  dass  jene  theilbar  ist,  und 
auch  nach  Art.  12  des  Gesetzes  im  Ganzen  oder  theilweise  ver- 
hängt werden  kann.  Dadui'ch  ist  eine  Anpassung  an  die  Natur 
des  einzelnen  Deliktes  möghch;  bei  denen  gegen  das  Spionage- 
gesetz dürfte  es  am  ehesten  zu  einer  Entziehung  der  poHtischen 
Rechte  kommen ;  beim  Vcrrath  durch  einen  Beamten  ist  der  Ver- 
lust des  Amtes  von  Rechtswegen  im  Art.  1  ausdrücklich  ange- 
ordnet. BezügUch  der  Dauer  der  Entziehung  hat  der  Richter 
innerhalb  des  Zeitraums  von  fünf  bis  zehn  Jahren  freie  Hand. 
Die  Wirkung  beginnt  mit  der  Rechtskrallt  des  Urtheils,  die  Zeit- 
dauer läuft  von  der  Entlassung  aus  dem  Gefangnisse.  Die  zweite 
Nebenstrafe  ist  die  üntersagung  des  Aufenthalts  an  gewissen 
Orten;  Ausländer  werden  meist  aus  Frankreich  verwiesen  werden, 
80  auch  der  Deutsche  Kilian  für  die  Zeit  von  zehn  Jaliren.  Der 
Ort,  an  welchem  der  Verurtheilte  nicht  bleiben  darf,  wird  nach 
dem  Gesetz  vom  28.  Mai  1885  durch  die  Regierung  bestiiumt, 
daji  Gericht  hat  die  Dauer  des  Verbotes  innerhalb  der  gesetzlichen 
Qrenzen  von  fünf  bis  zehn  Jalu-en  festzusetzen. 

Der  Art.  13  des  Gesetzes  erklärt  den  Art.  463  code  penal 
für  anwendbar;  dieser  ordnet  die  Strafermässigung  beim  Vorhan- 
densein von  circonstances  attenuantes.  Damit  ist  die  Annahme 
mildernder  Umstände  bei  den  Delikten  gegen  das  Spionagegesetz 
allgemein  für  zulässig  erklärt.  Die  Wirkung  ist  die,  dass  Ge- 
tangniss  und  Geldstrafe  bis  auf  das  für  d§lits  bestehende  Mindest- 
mass von  sechs  Tagen,  beziehungsweise  16  frcs.  ermässigt,  auf 
eines  von  beiden  alternativ  erkannt  und  die  Gefangnissstrafe  durch 
Geldstrafe  ersetzt  werden  kann.  Unabhängig  hiervon  bleibt  die 
verhängte    Entziehung    der    Ehrenrechte    und    Untersagung    des 

*")  Dieser  steht  die  (ranzösUche  degradatioQ  civique  gleich. 
Arddv  tax  öfl^uUicbea  Becbt.  IV.  S.  gX 


Aufenthaltes  besteben.     Worin  die  mildernden   Umstände 
können,   sagt  weder  das  Gesetz  noch  der  code  penal:  maii 
sie  der  Persönlichkeit  des  Thäters,   den    Motiven   der  Tlmt  \mi] 
der  Art  der  Ausführung  entnehmen. 

Der  Artikel  10  verspricht  Sti*affreiheit  dem  Schuldigen,  wel- 
cher die  That  zur  Anzeige  bringt  oder  einen  Mitschuldigen  der] 
Behörde  überliefert.  Schon  der  code  penal  (Art.  108  und  138) 
hat  bei  Delikten  gegen  die  öffentliche  Sicherheit  zu  diesem  ÄCttd 
gegriffen.  Das  Spionagegesetz  geht  bezüglich  des  Zeitpunkte»,, 
in  welchem  noch  die  Anzeige  strafbefreiend  wirken  soll,  über 
jene  Artikel  hinaus.  Nach  letzteren  tritt  die  Wirkung  nur  ein, 
wenn  die  Anzeige  vor  Vollendung  des  Deliktes,  nach  Artikel  108 
sogar  nur,  wenn  sie  vor  Beginn  der  Ausführung  erfolgt.  Hier 
findet  das  Mittel  in  dem  Zweck  seiue  Rechtfertigung,  die  Ver- 
übung beziehungsweise  Vollendung  jener  geßihrlichen  Delikte  zn 
verhindern.  Nach  dem  Spionagegesetz  soll  die  Anzeige  nn  ' 
nach  jenem  Zeitpunkte  die  stratliefreiende  Wirkung  liabec,  \^mi) 
sie  nur  vor  Beginn  der  Verfolgung  gemacht  w  ird.  Allerdings 
verliilft  hierdurch  der  Deuunciant  der  Behörde  auf  die  ricbtip^ 
Spur,  auch  dient  die  Bestimmung  noch  für  diesen  Zeitpunkt  dem 
allgemeinen  Zwecke,  gegenseitiges  Misstrauen  unter  den  Thfii- 
nehraern  des  Deliktes  zu  erwecken.  Dennoch  scheint  das  Gesell 
mit  dieser  Exemtion  zu  weit  zu  gehen;  kann  doch  der  Dennncinnt 
abwarten,  bis  der  Tliäter  und  die  Früchte  der  That  in  Sicherliei'L 
gebracht  sind,  und  sich  nunmehr  durch  die  ziemlich  nutslose 
Anzeige  für  seine  Betheiligung  am  Delikte  straflos  machen,  wenn 
er  nur  dem  Beginne  der  Verfolgung  zuvorgekommen  ist.  Will 
man  mit  der  Anzeige  wenigstens  die  oben  angedeuteten  Zwecke 
erreichen,  so  wird  man  von  ihr  verlangen,  dass  sie  nicht  nur  die 
Mittheilung  der  That,  womit  sich  das  Gesetz  seinem  Wortlaute 
nach  zu  begnügen  scheint,  sondern  auch  die  Namhaftmachung  der 
Thäter  oder  wenigstens  eines  derselben  enthalte,  so  Art. 
und  138  code  penal.  Die  Anzeige  muss  vor  Beginn  der  \tr-, 
folgung  geschehen;  ob  der  Denunciant  irrthümlich  geglaubt  bsiJ 
die  Verfolgung  habe  noch  nicht  begonnen,  ist  gleichgültig,  ebenso, 
ob    die  Behörde  schon  anderweitige  Kenntniss  von   dem  Delikte 
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hAtte;  durch  gleichzeitige  Anzeige  können  sich  säüimtliche  Theil- 
nehmer  eines  Deliktes  von  Strafe  befreien  (Ouauveau  Adolphe  et 
Pausten  Helee  a.a.O.  ET  No.  497  a.  E.).  Die  Anzeige  muss  an 
die  Verwaltungshehörde  oder  an  die  Kriminalpolizei  erfolgen.  — 
Noch  nach  Beginn  der  Verfolgung  ist  wie  auch  in  den  Artikeln 
108  und  138  eine  Strafbefreiung  möglich  durch  Einlieferung 
eines  Mitschuldigen  an  die  Behörde.  Hier  ist  die  Exemption 
der  Preis  für  wii-ksame  UiiterstütÄung  der  Verfolgung.  Dalier 
nrnss  die  Festnalime  geglückt  sein,  und  zwar  durch  die  Thätig- 
keit  des  Schuldigen,  wenn  auch  unter  Benutzung  behördlicher 
Kräfte.  —  Die  Straf befreiung  ist  rein  persönlich;  sie  erstreckt 
sich  nicht,  wenn  etwa  der  Exiraiiie  Haupttliätcr  ist,  auf  dessen 
Gehülfen. 

Der  Artikel  1 1  regelt  die  Zuständigkeit  der  über  die  Dehkte 
des  Spionagegesetzes  urtlieilenden  Ixerichto;  er  übergibt  die  Be- 
urtheilung  dem  tribunal  con-ectionnel  und  unterwirft  das  Vor- 
fahren den  Voi-scbriften  des  code  d'instruction  crimineUe.  Mehr 
sagte  der  Regienmgsentwiirf  nicht.  In  der  Koniniission  wurde 
die  Frage  angeregt,  welchen  Gerichten  die  Militärpersonen  unter- 
worfen sein  sollten;  man  neigte  sich  dazu,  die  Delikte  stets, 
mochten  sie  von  Militär-  oder  von  Civilpersonen  begangen  sein, 
den  Kriegsgerichten  zu  unterwerfen.  Die  Kommission  hat  sich 
nicht  hierfiir  cntsclüeden;  einerseits  fürchtete  sie,  hierdurch  eine 
Art  von  Belagerangszustand  herbeizufuhren,  andererseits  allzuselir 
das  bestehende  Recht  abzuändern;  es  kommen  nämlich  nach  dem 
code  de  justice  mihtaire  pour  rarmee  de  terre  Art.  76,  —  de 
mer  Art.  105  bei  ßetheiligung  von  Civil-  und  Militärpersonen  an 
einem  Delikte  beide  vor  die  Oivilgerichte ;  eine  solche  Betheiligung 
aber,  meinte  die  Kommission,  sei  bei  Verrath  und  Spionage  zu 
Friedenszeiten  der  Regelfall.  Die  Folge  wai*,  dass  diese  Delikte 
im  Allgemeinen  den  Civilgerichten  unterstellt  blieben,  dem  Ent- 
wurf aber  ein  Zusatz  gemacht  wurde,  wonach  Militärpereonen 
und  die  denselben  Gleichgestellten  den  Militärgerichten  unter- 
worfen sein  sollten,  jedoch  mir  in  Geniässheit  der  bestehenden 
Vorschiiften,  also  wenn  sie,  das  DeUkt  idlein,  ohne  Betheiligung 
von  Civilpersonen,  verübt  haben. 

81* 
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Die  einzelnen  Delikte. 

Die  Delikte  des  Spionagegesetzes  lassen  sich  am  besten  nadl 
den    angegrift'eneti    Reclitsgütem   eintlieilen.      Dies   sind    geheime 
Schriftstücke,  die  fiir  das  Staatswohl  von  Bedeutung  sind,  nelst 
ilirein  Inhalte  (Artikel  1  —4),  sowie  das  Staatsgebiet  nebst  seiiMi 
mihtärisehen  Anlagen  (Artikel  B — 7). 

Schon  der  code  pf^na!  stellte   die  Geheimnisse  eines  Kriegs- 
oder  Handelsunteniehmena,  sowie  Pläne  von  Befestigungen,  Zeng- 1 
häusern,    Häfen,    Rheden    gegenüber    Vermth    in    Kriegs-   wie 
Friedenszeiten    unter  besonderen   strafrechthchen  Schutz,  Artik«^! 
80 — 82.     Werden  hiermit  auch  die  wichtigsten  Geheimnisse  u'  ' 
Schriftstücke    umfasst ,    so    bleiben    doch    empfindliche    Lücken. 
Gadäud   orwiihnt  in  seinem   Berichte  Mobilisirungspläne ;   nicht 
geschützt  sind  ferner  im  Frieden  Munitioiisgeheininisse,  Gesanilt- 
schaftsberichte,    Pläne  über  Truppenvertheilung,   Aufnahmen  von! 
Manövern,  private  Aufzeichnungen  politischen  Inhalts.    Die  Mütite 
zum  Gesetze  sagen:    „Ainsi  la  legislation  actuelle  est  muette  sur^ 
tout  ce  qui  concemo  la  repression  de  l'espionnage  et  la  coramuni- 
cation  au  public  de  renseigncmcnts  que  leur  importance,  au  point 
de   ¥ue  de  l'interet   national,    commande   imperieusement  A  tousj 
ceux  quij  par  devoir  ou  fortuitement  meme»  en  sont  possesseim, 
de    tenir    secrets,"      Gehen   hiermit   auch    die  MotiTe   viellcidit] 
etwas  zu  weit,  so  wird  doch  die  Äufzsililung  einzelner  zu  schützen 
der  Geheimnisse,  wie  sie  im  code  pt'nal  erfolgt  ist,  nothwendiger 
Weise  immer  Lücken   lassen   und   Schriftstücke  wie  ThatsachM 
übergehn,   „dont   la  nature  meme  commande   le   Beeret  le 
absolu"  (Gadaud).    Nur  eine  Bezeichnung  nach  abstrakten  Merk- 
malen kann    ausreichend  sein.     Eine  solche  giebt  das  Spionage- 
gesetz.     Die    Artikel   1   bis  4    sprechen    von   plans,   Berits  oa 
documents    secrets    interessant    la    defense    du    territoire    ou  la 
sürete  exterieure  de  TEtat,   ou  des  renseignements   tires  deediU 
plans,  Berits  ou  documents.     Glücklich  ist  diese  Redaktion  nicht: 
Die  Begriffe    „Pläne,  Schriftstücke,  Urkunden"    sowie  „die  Ve^ 
theidigung  des  Landesgebietes   und    die    äussere    Sicherheit  d«j 
Staates*^  schÜessen  sich  unter  einander  nicht  vöUig  aus.     (jkdacht 
ist   zunächst   an  Schrift-   und  Druckstücke   aller  Art  und  dei«o 
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Inhalt,  einbegriffen  sind  Werke  der  zeichnenden  und  malenden 
Kunst,  Photographien;  das  deutsche  Strafgesetzbuch  nennt 
Staatsgelieiranisse,  Festungspläne,  Urkunden,  Aktenstücke,  Nach- 
richten (Art.  92  Abs.  1).  Zweifelhaft  ist,  ob  Gegenstände  der 
leblosen  Natur,  die  nicht  Schriftstücke  sind,  z.  B.  ein  Gcwelir, 
Munition,  unter  obige  Begriffe  fallen.  Dem  Wortsinne  nach  fallen 
sie  weder  unter  plans,  ecrits ,  documents,  noch  unter  die 
renseignements  y  contenus;  sie  sind  vielmehr  selbst  Gegenstand 
der  Darstellung,  Objekt  der  Aufschlüsse:  hier  ist  eine  aus- 
dehnende Interpretation  geboten.  Es  wäre  widersinnig  und  nicht 
der  Absicht  des  Gesetzgebers  entsprechend,  die  Abbildung  eines 
geheimen  Pulverstoffes  vor  Verrath  zu  schützen,  die  Ausheferung 
des  Pulvers  selbst  straflos  zn  lassen.  Derartige  Gegenstände 
sind,  ebenso  wie  sie  unter  den  deutschen  Begriff  der  Staats- 
geheimnisse fallen,  zu  den  renseignements  secrets  zu  zählen. 
Demgemäss  ist  auch  Kilian  von  Hohenburg,  welcher  eine  Patrone 
nach  Deutschland  schickte,  wegen  Verraths  von  „renseignements" 
aus  Artikel  2  des  Gesetzes  verurtheüt  worden.  Die  Schriftstücke 
müssen  für  die  Vertheidigung  des  Landes  oder  die  äussere  Sicher- 
heit des  Staates  von  Bedeutung  sein,  es  kann  sich  um  militärische 
wie  diplomatische  Angelegenheiten  liandeln.  Das  deutsche  Straf- 
gesetzbuch geht  weiter :  es  verlangt,  dass  die  Geheimlialtung  einer 
änderen  Regierung  gegenüber  fui"  das  Wohl  des  Deutschen 
Reiches  oder  eines  Bundesstaates  erforderlich  ist.  Gemeinsam 
beiden  Bestimmungen  und  dem  Wesen  des  Landesverrathes  eigeu- 
thünilich  ist  es,  dass  die  deliktische  Handlung  beziehungsweise 
das  geschützte  Objekt  in  Beziehung  zum  Auslande  stehen  muss. 
That«achen,  die  nur  das  Innere  des  Staates  betreffen,  etwa  Ver- 
mögensverhältnisse  desselben,  sind  nicht  durch  obige  Bestimmungen 
geschützt;  innere  Misshelhgkeiten  sollen  durch  das  Gesetz  nicht 
verhindert  werden,  oder  vielmehr  nur  dami,  wenn  sie  auch  nach 
aussen  nachwirken.  .Jene  Thatsachen  müssen  für  das  Wohl  des 
ganzen  Staates  von  Bedeutung  sein;  es  genügt  nicht,  dass  sie 
einzelne  Persönlichkeiten  in  demselben  betreffen.  Eine  Mittheilung 
aus  den  Akten  des  WiLSON-Prozesses  dürfte  kaum  Landesverrath 
sein.     Andererseits    kann    die   Biossstellung    einzelner   Personen, 
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insbesondere  solcher,  die  der  Regierung  nahestehen^  diese  sdivl 
in  ihrem  Ansehen  im  Auslande  beeinti'ächtigen  und  aus  diesem 
Grunde  die  äussere  Sicherheit  des  Staates  gefährden.  Nicht  alles, 
dessen  Gcheijuhaltung  dem  Staate  Nutzen  bringt,  ist  für  desseu 
Sicherheit  von  Bedeutung:  ob  dies  vorliegt,  ist  im  einzelnen  Falle 
festzustellen.  Diese  Bedeutung  des  Geheimnisses  fiir  den  Staat 
muss  zur  Zeit  des  Vcrrathes  vorhanden  sein.  Staatsverträge,  die 
bei  ihrer  Schliessung,  Munitionsgeheimnisse,  die  bei  ihrer  Er- 
findung auf  das  Sorgfaltigste  vor  Verrath  und  Spionage  zu  he- 
hüten  waren,  können  schon  nach  wenigen  Jahren  nur  noch  für 
Staats-  und  Kulturgeschichte  Werth  haben,  Beziehimgen  der 
Regierungen  zu  fremden  Staaten,  wie  sie  etwa  in  Gesandtschaft»- 
berichteu  niedergelegt  sind,  werden  schnell  durch  den  Lauf  der 
Ereignisse  überholt.  Man  hat  dasselbe  von  den  Thatsadum 
behauptet,  welche  in  dem  Tagebuche  Kaiser  Friedrichs  Hl.  auf- 
gozoichnot  und  von  Geffcken  veröffenthcht  worden  sind.  Mit 
Unrecht:  der  Eindruck,  den  die  Veröffenthchung  im  Ausland*» 
machte,  hat  gezeigt,  dass  dieselbe  noch  zur  Zeit  geeignet  war, 
Misstrauen  gegen  die  Ehrlichkeit  der  preussischen  und  deut- 
schen Pohtik  zu  erwecken  und  den  Glauben  an  die  Einigkeit 
des  Deutschen  Reiches  zu  schwächen,  —  beides  Umstände,  welche 
die  äussere  Sicherheit  desselben  gefährden  konnten  (vergl.  die 
Auszüge  aus  den  Gesandtschaftsherichten,  welche  in  der  Anklage- 
schrift gegen  Geffcken  niitgetlieilt  smd). 

Die  Thatsachen,  Schriftstücke,  Gegenstände,  deren  Verrath 
verboten  ist,  müssen  geheime  sein;  sie  sind  es  nicht  mehr, 
sie  bereits  veröffentlicht,  d.  h.  einer  unbestimmten  Mehrheit 
Personen  bekannt  gegeben  sind.  Was  einmal  in  der  Zeit 
gestanden  hat,  in  einem  Buche  dai'gestellt  war,  ist  nicht  mehrj 
geheim,  mag  auch  die  Auflage  noch  so  klein  gewesen,  das  weiterij 
Erscheinen  des  Dnickwerkes  untersagt  worden  sein.  Was  msn 
in  einer  nicht  geschlossenen  Gesollschaft,  in  einer  poütischen  Vct-J 
Sammlung,  in  einer  öffentlichen  Gerichtssitzung  erfahrt,  darf  nuaj 
anderen  niittheilen.  Andererseits  kann  eine  Thatsache  eine  geheiiMJ 
sein,  auch  wenn  sie  mehreren  oder  vielen  bekannt  ist;  Festiuigs- 
pläne  befinden  sich  oft  in  den  Händen  vieler  Mitgüeder  desGe-j 
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oeralstabes  •,  Losung  uiid  Parole  sind  Tausenden  von  Soldaten 
bekannt.  Alle  diese  Personen  sind  zur  Kenntniss  des  Geheim- 
nisses berufen.  Bleibt  aber  eine  Thatsaclie  Gcheimniss,  wenn  sie 
zur  Kenntniss  einer  zwar  individuell  bestimmten,  aber  imbei-ufeuen 
Persönlichkeit  gekommen  ist?  Hat  auch  letztere  die  Thatsache 
förderhin  geheim  zu  halten?  v.  Bar  hat  (Nation  vom  10.  No- 
vember 1888)  die  Frage  erörtert,  ob  ein  Geheinmiss  ein  Staals- 
gebeininiss  bleibt,  wenn  es  die  Organe  der  Staatsgewalt,  welche 
e»  bewahren  sollten,  einem  Nicht-Beauftragten  des  Staates  mit- 
getheilt  haben.  Er  venieint  dies :  es  sei  unjuristisch  anzunehmen, 
dass  jemand,  der  selbst  durch  seine  Mittbeilung  eine  Pflichtver- 
letzung begehe,  einen  Anderen  zum  Schweigen  verpflichten  könne, 
letzterer  dürfe  daher  die  Tliatsache  weiter  verbreiten;  dies  gelte 
jedoch  nur,  insofern  der  Dritte  zur  Erlangung  des  Geheimnisses 
nicht  rechtswidrige  Mittel  angewendet  habe.  Diese  Ansicht  er- 
scheint nicht  stichhaltig:  die  Schweigepflicht  des  Dritten  besteht 
vöUig  unabhängig  von  der  Pflichtverletzung  des  Mittheilenden; 
aach  kann  auf  sie  nicht  die  Art  des  Erwerbes  von  Einfluss  sein, 
insofern  der  Dritte  ganiicht  für  die  Erlangung  der  Kenntniss, 
sondern  für  die  weitere  Verbreitung  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  soll-  Dies  ist  auch  die  Anschauung  des  Spionagegesetzes. 
Nachdem  dasselbe  in  Artikel  1  Beamte  und  sonstige  Personen, 
die  in  berufener  Weise  das  Staatsgeheimniss  erfahren  haben,  zum 
Schweigen  verpflichtet  hat,  wendet  es  sich  in  Artikel  2  gegen 
alle  anderen  Personen,  die  sich  Kenntniss  verschafft  haben,  und 
umfasst  hiermit  auch  diejenigen,  denen  dies  durch  eine  Pflicht- 
widrigkeit des  Mittheilenden  geglückt  ist.  Die  Thatsache  bleibt 
trotzdem  objektiv  Staatsgeheimniss,  die  weitere  Verbreitung  ist 
Verrath  "). 

Man  hat  bei  Gelegenheit  des  GEFFCKEN-Prozesses  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  auch  unwahre  Thatsachen  Staatsgeheimnisse  sein 
können.  Handelt  es  sich  um  Aufzeichnungen,  so  ist  ihre  Be- 
deutung für  das  Staatswohl,  wie  die  gedachte  Anklageschrift  mit 
Recht  hervorhebt,  nicht  immer  von  ihrer   objektiven  Wahrheit, 

**)  Insoweit  hierdurch  eine  Härte  entsteht,  wird  sie  meist  durch  das 
Fehion  des  Vorsatzes  ausgeschlossen,  vgl.  unten  S.  15. 
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sondern  häufig  von  dem  Ansehn  ihres  angeblichen  Verfassen  ab- 
hängig; als  (Yeheimniss  jedoch  wird  eine  erdichtete  Tkatsadie 
nicht  zu  erachten  sein. 

Bio  genannten  Schriftstücke  und  ihr  Inhalt  kommen  uclt 
nur  als  Ganzes  in  Betracht ;  jeder  Theü  derselben,  sofern  er  bot 
die  geschilderten  Merkmale  an  sich  trägt,  ist  vor  Verrath  unJ 
Spionage  geschützt. 

Der  Verrath  wird  zunächst  als  vorsätzliche  Handlung  bestraft 
(Artikel  1  und  2).  Er  stellt  sich  dar  als  hvrer  ou  conununiqaer 
k  uue  i>ersone  non  qualitiec  pour  en  prcndrc  connaissance  und 
als  <livulguer,  jenachdeni  die  Bekanntmachung  an  bestinunte  Per- 
sonen oder  an  eine  unbestimmte  Melirheit  stattfindet.  Erstem- 
falls  kann  sie  in  der  körpcrhchon  Uebergabe  des  Schriftstückes* 
oder  Gegenstandes,  oder  in  der  Mittheiluug  des  Inhalts  lx?stebeoi 
Voraussetzung  ist,  dass  sie  an  jemanden  erfolgt,  der  zur  Kennt- 
nissnalime  nicht  berufen  ist.  Hier/u  gehören  auch  fremde  G^ 
sandte;  in  einer  derartigen  Unterstützung  derselben  Ue-gt  Landes- 
verrath.  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  bestraft  neben  der  Ver- 
öffentlichung nicht  die  MittheUung  an  jede  unberufene  Persoo 
sondern  nur  (he  Mittheilung  an  die  Regierung,  vor  welcher 
Schriftstück  geheimzuhalten  war.  Das  ist  zu  eng,  da  St 
gehcimnisse  nicht  nur  vor  Verrath,  sondern  schon  vor  jedes 
Bekanntwerden  zu  schützen  sind.  Die  Verbreitung  wird  nament- 
lich durcli  die  Presse  erfulgen.  Als  Arten  dei'solbeu  sind  pnbii- 
cation  und  reproduction  der  Schriftstücke  besonders  hervorgehoben;] 
sie  umfassen  die  imcrlaubtc  Bekanntmachung  von  Urkunden,  sonie 
die  erneute  Veroftenthchuug,  sei  es  durch  eine  an  sich  berechtigte] 
Wiedergabe,  sei  es  durch  Nachdruck. 

Der  Vorsatz-Begriff  ist  bereits  im  allgemeinen  Theile  «*•] 
örtert*  Hier  ist  noch  zu  bemerken,  dass  der  Verräther  ins- 
besondere die  Bedeutung  des  Schriftstückes  gekannt  und  gewtjst 
haben  muss,  dass  die  Person,  welcher  er  es  mittheüeu  wül,  iw 
Kenntnissimhme  nicht  berufen  ist.  Erfälirt  jemand  eine  Tbat- 
Sache  in  ganz  unverdächtiger  Weise,  sei  es  auch  durch  eij»! 
Pflichtverletzung  des  Mittheilenden,  —  er  hört  z.  B.  von  li«» 
Minister,  dass  ein  Staatsvertrag  abgeschlossen  ist  — ,  so  wird  ff 
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j leicht  annehmen  können,   dasa  die  Thataache  entweder  kein  Ge 
theimuiss  melir  sei,  oder  ihre  Grelieiiuhaltung  durch  das  staatliche 
{Interesse  nicht  mehr  geboten  werde;  verbreitet  er  sie  alsdann,  so 

Elilr»i>»t  er  wegen  mangelnden  Vorsatzes  straÜos. 
Der  Code  penal  besti'afle  den  Verrath  eines  Handels-  oder 
gsgeheimnisses  nur  wenn  er  durch  den  jinitlichen  Träger  oder 
»r  desselben  begangen  war,  —  den  Verrath  von  Plänen  seitens 
ic^xuco  jeden,  der  sie  besasa.  Das  Spionagegesetz  geht  für  den 
iVe^^'I-h  jedes  Staatsgeheimnisses  so  weit.  Es  wendet  sich  im 
I  Art.  1  zunächst  gegen  den  fonctionnaire  pubhc ,  agent  ou 
(I  preposc  du  gouveruement,  also  gegen  den  Beamten,  Beauftragten 
oder  Augestellten  der  Regierung,  welchem  innerhalb  seiner  Funk- 
:  tionen  das  Staats geheimniss  anvertraut  oder  zur  Kenntniss  gelangt 
"ist.  Ein  ZTÄ'citer  Absatz  imifasst  alle  die,  weiche  Besitz  '*}  oder 
I  Kenntniss  erlangt  haben  auf  Grund  ihres  Amtes,  Standes,  Berufes 
I  oder  eines  Auftrages,  mit  dem  sie  betraut  worden  sind;  unter 
I  letzterem  ist  vomehmhch  ein  diplomatischer  zu  verstehen.  In  den 
1  genannten  Fällen  konlourirt  mit  dem  Landesverrathe  die  Verletzung 
des  Amts-  oder  Berufsgeheimnisses,  darum  tritt  liier  eine  höhere 
I  Strafe  ein.  Der  Gesandte,  der  einen  Bericht  erstattet,  der  Stabs- 
I  Offizier,  der  einen  Plan  gezeichnet,  der  KanzUst,  der  eine  Urkunde 
abgeschrieben,  der  Telegraphist»  der  eine  Staatsdepesche  besorgt 
■M^  sie  alle  fallen  unter  Art.  1,  nicht  aber  der  Postbeamte, 
IRicher  erst  durch  rechtswidriges  Ei'ütlnen  eines  Briefes,  also 
j  durch  Verletzung  seiner  AmtsptÜcht,  von  dem  im  Briefe  ent- 
!  haltenen  Staatsgeheimnisse  erfahren  bat.  Die  Strafe  des  Artikels  1 
I  ist  für  alle  Fälle  die  gleiche,  2—5  Jahre  Gefiingniss  und  1000 
[  bis  5000  frcs.  Geldstrafe,  der  Beamte  verhert  noch  von  Rechts- 
wegen sein  Amt. 

^^  Der  Art.  2  wendet  sieb  gegen  jeden  Anderen,  als  die  in 
^R.  1  genannten,  „s'etant  procure  les  dits  plans  etc.  —  ou  en 
[ayant  eu  connaissance".  Dieser  Besitz-  oder  Kenntniss-Erwerb 
kann  rechtsvödrig  oder  in  rechtlich  gleichgültiger  Weise  erfolgt 
Der    code    pönal   Art.  82   machte   in  der  Bestrafung   des 

Die  Worte  „qui  lui  ont  et^  confida"  sind  erst  von  der  RommisBion 
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Verrathes  einen  Unterschied,  je  nachdem  die  Pläne  par  corroptiou, 
fraude  ou  violence,  oder  sans  le  prealahle  emploi  de  mauvaisei 
voies  in  den  Besitz  des  Verräthers  gelangt  sind.  Das  Spionage- 
gesetz hat  diese  Unterscheidung,  als  unmassgehlich  für  die  Be- 
strafung der  Auslieferung^  fallen  lassen.  Ob  der  Verräther  das 
Geheimniss  durch  Betrug,  Bitten,  Verwechslung  oder  Pflichtwidrig- 
keit  des  Mittheilenden  erlangt  hat,  ist  gleichgültig.  Auch  wer 
eine  Urkunde  tindet,  darf  sie  nicht  ausliefern:  die  zuialhge  Er* 
langung  fallt  zwar  nicht  dem  Wortlaute  nach,  wohl  aber  dem  Sinne 
nach  unter  das  Gesetz,  ebenso  wie  dasselbe  jeglichen  Kenntniss- 
erwerb  umfasst.  Fraglich  könnte  sein,  ob  auch  der  Verrath  einei 
selbst  gefertigten  Planes  von  Art.  2  betroffen  wird,  oder  ob  der- 
selbe nur  von  dem  Erwerb  schon  vorhandener  Pläne  zu  vexstehen 
ist.  Die  analoge  Bestinmiung  des  code  penal  Art.  82  hat  man 
in  dem  zweiten  engeren  Sinne  ausgelegt  (vgl.  Chauyeaü  Adolphe 
et  Faustin  Helie  a.  a.  O.  II,  No.  326  a.  E.)-  Für  das  Spionage- 
gesetz  ist  die  weitere  Interpretation  anzunehmen.  Da  dasselbe 
in  einem  späteren  Artikel  die  Aufnalime  von  Plänen  unter  Strafe 
stellt,  80  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  es  die  Auslieferung  dfiS 
selbst  aufgenommenen  Planes  habe  straflos  lassen  wollen.  Die 
Vorschrift  des  Art.  2  kaim  einen  Eingriff  in  Privatrechte  ent- 
halten; auch  der  Erfinder  des  Munitiousgcheininisses,  der  Eigen- 
thümer  des  Plans  ist  in  der  Verbreitung  und  Weitergabe  be- 
scliränkt.  —  Der  Verrath  durch  tlie  Personen  des  Art.  2  ist  mit 
Gefangniss  von  2 — 5  Jahren  und  mit  Geldstrafe  von  500 — 3000  frcs. 
bedroht. 

Durch  Bestrafung  des  vorsätzlichen  Verraths  hat  das  Spionage- 
gesetz  nur  die  Thatbestände  des  code  penal  erweitert.  Ein  neues") 
Delikt  schafft  es  in  Art.  4  durch  Aufstellung  des  fahrliissigeo 
Landesverrathes.  Verboten  wird;  laisser  soustraire,  enlevex  ou 
detruire  les  plans  etc.  pai"  negligence  ou  inobservation  des  re^ 
ments.  Das  Gesetz  bestraft  die  Fahrlässigkeit  nur  in  ihrer  Aensscr- 
ung  nach  bestimmten  Richtungen.  Es  wendet  sich  gegen  das  ent- 
wenden lassen  und  bietet  insofern  eine  Ergänzung  zur  vorsätzUcJien 

")  Von  andaren  Gesetzgebungen  bestraft  der  neue  italieniscbo  Entwarf 
die  fahrlässige  Enthüllung  von  Staatsgeheimnissen. 
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Auslieferung  und  ein  Gegenstück  zu  der  im  Art,  3  bestraften  Ent- 
wendung selbst.    Ferner  richtet  es  sich  gegen  das  zerstören  lassen, 
die   Zerstörung  von  Scliriftstückeu  selbst   ist   für  Friedenszeiten 
weder  im  Gesetze  noch  im  code  pensd  bestraft.     So  kommt  man 
zu   dem    nicht   angemessenen  Ergebnisse,   dass  der,   welcher   im 
Interesse  des  Auslandes  einen  Festungsplan,  die  Abbildung  eines 
neu  erfunJenou  Pulvers  vernichtet,  straflos  bleibt,  der,  welcher  es 
hat   geschehen   lassen,    mit  schwerer  Strafe   belegt   wird.     Hier 
mangelt  es   an   einer  Vorschrift,   ähnlich  der  in  Art.  92  Abs.  1 
des  deutschen  St,-G.-B.'s,  welche  die  Zerstörung  wichtiger  Schrift- 
stücke unter  besondere  Strafe  stellt.  —  Es  ist  übrigens  im  Spionage- 
gesetz nicht  nm*  an  die  Zerstörung  durch  Menscheuiiand,  sondern 
auch  an   die  duixh  Naturgewalt  gedacht.     Eine  Bestrafung  tritt 
dann   nicht  ein,    wenn   das  Scluriftstück  seinem  Hüter  durch  un- 
widerstehhche    Gewalt   entrissen    worden   ist,    dem    zerstörenden 
Feuer  nicht  Elinbüt  geboten  werden  koinite.   Vielmehr  muss  der 
Hüter  nachlässig  gehandelt  oder  Vorschriften  ausser  Acht  gelassen 
Ilaben ;  der  Beamte  bat  sein  Pult  offen  gelassen  und  sich  entfernt, 
«iT  ist   über   die   ordnungsmässige  Zeit  ausgebheben;   und  diese 
[Fahrlässigkeit  oder  Pfhchtwidrigkeit   muss  die  Entwendung   oder 
Zerstörung  ermöglicht  haben. 

Die  Fahrlässigkeit  kann  bei  dem  Verrathe  von  Staatsgeheira- 
nisaen  noch  in  anderer  als  der  angedeuteten  Weise  auftreten. 
X)as  Spionagegesetz  bestraft  den  Verratli,  wenn  der  Thäter  die 
Bedeutung  des  Gebennnisses  gekannt  hat;  wie  aber,  wenn  seine 
Unkenntniss  auf  Fahrlässigkeit  beruhte  ?  Das  Spionagegesetz  trifft 
fiir  diesen  Fall  keine  Bestimmung.  Ebensowenig  das  deutsche 
Strafgesetzbuch.  Angesichts  des  Geffcken  -  Prozesses  und  des 
reichsgerichtbchen  Beschlusses,  welcher  den  Angeklagten  mangels 
Vorsatzes  ausser  Verfolgung  setzte,  hat  man  de  lege  ferenda  che 
Frage  aufgeworfen,  ob  sieb  die  Aufstellung  eines  fahrlässigen 
Landesverrathes  empfehlen  würde,  nach  der  Richtung,  dass  auch 
der,  welcher  den  Umständen  nach  die  Bedeutimg  einer  Thatsache 
als  Staatsgeheimniss  erkennen  musste  und  sie  dennoch  vevöffent- 
lichte,  wegen  Landesvcratbes  bestraft  würde.  Eine  solche  Erwei- 
terung erscheint  theüs  unnöthig,  theils  verwerflich.     Insoweit  sie 
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nur  denjenigen  treffen  soll,  von  dem  nicht  erwiesen  ist,  ob  er  die 
Bedeutung  des  Geheimnisses  erkannt  hat,  von  dem  aber  feststeht, 
dass  er  dieselbe  etwa  auf  Grund  seiner  Fähigkeiten  hat  erkemien 
müssen,  ist  sie  unnöthig.  Denn  bei  einem  solchen  Manne  wird 
man  regelmässig  den  Schluss  ziehen  können,  dass  er  die  B^ 
deutung  thatsächlich  gekannt  hat.  Die  Kenntniss  nämlich  \aaA 
sich  als  innerer  Vorgang  im  Menschen,  wenn  sie  nicht  aus  Aeusaer- 
ungeu  des  Betreffenden  selbst  hervorgeht,  gar  nicht  anders  als 
auf  dem  Umwege  des  Keuneinnüssens  nachweisen.  Erleichtert 
wird  jeuer  Schluss  dadurch,  dass  schon  die  Feststellung,  der 
Yerräther  ist  über  die  Bedeutung  des  Geheimnisses  im  ZweiM 
gewesen  und  hat  es  dennoch,  selbst  auf  die  Gefahr,  ein  Staats- 
geheimniss  zu  verrathen,  veröffenthcht,  für  die  Annahme  des  Vor- 
satzes genügt,  dolus  eventualis.  Insoweit  aber  jene  Elrweitenuig 
auch  denjenigen  umfassen  will,  der  zwar  bei  gehöriger  Erwägung 
die  Bedeutung  des  Geheimnisses  hätte  erkennen  müssen,  sie  aber 
erwiesenermassen  —  was,  wie  gesagt,  ein  AusnahmsfaU  ist  — 
nicht  erkannt  hat,  etwa  weil  er  die  Bedeutung  nicht  genügend 
erwogen  und  vorschnell  gehandelt  hat,  insoweit  erscheint  jene 
Erweiterung  verwei-ilich,  Sie  verschiebt  die  festen  Gnmdlagöi 
des  Deliktes  und  legt  die  Gefahr  nahe,  die  gerade  bei  einem 
pohtischen  Verbrechen  zu  furchten  ist,  dass  die  Beurtheilung  der 
Schuld  von  dem  Boden  des  Rechtes  auf  das  Gebiet  poüttscber 
Einwägungen  verlegt  wird. 

Der  Art.  4  verpflichtet  nicht  jeden  Besitzer  der  Schriftstücke 
zu  der  erhöhten  Fürsorge,  sondern  nur  den,  welchem  sie  anvertraut'*) 
sind,  auf  Gnmd  seines  Amtes,  Standes,  Berufes  oder  Auftrages, 
mit  dem  er  betraut  ist.  —  Die  Strafe  ist  3  Monate  bis  2  Jahre 
Gefangniss  und  100— 2000  frcs.  Geldstrafe;  der  Regierungsentwnrf 
hatte  nur  höchstens  1  Jahr  bezw.  1000  frcs.  festgesetzt,  die  Kom- 
mission hat  aber  die  Maxiraalgrenzen  erhöht. 

Der  Art.  3  wendet  sich  gegen  die  Kehrseite  des  Verraih», 
nämlich  gegen  das  „se  procm'er  les  dits  plans  etc."  durch  eine 
Person,    die  zur  Kenntnissnahuie  nicht  berechtigt  ist.     Wird  iwi 

'*)  Der  italieniscfae  Entwarf  bestraft  nur  den,  welcher  auf  amtlicbe» 
Wege  Besitz  oder  EeualiusB  crlaa^ft  hat. 
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den  Erwerb  eine  Strafe  gesetzt,  so  ist  natm'{;emäss  der  zuiallige 
wie  der  gebotene  auszunehmen.  Schon  hierdurch  erlangt  das 
se  procurer  eine  andere  Bedeutung  als  im  Art.  2,  wo  es  nicht 
auf  den  Enterb,  sondern  auf  die  Auslieferung  des  erlangten 
Schriftstückes  ankam;  wer  eine  Urkunde  in  den  Papieren  seines 
Erblassers,  in  dem  Pulte  seines  Amtsvorgängers  findet  und  an 
sich  nimmt,  wer  sie  dem  fiiehenden  Verräther  entreisst,  ist,  auch 
wenn  er  selbst  nicht  zur  Kenntnissnahme  befugt  ist,  nicht  straf- 
bar. Andererseits  kommt  es  auf  die  Art  des  Erwerbes  nicht  an, 
ob  er  durch  Diebstahl,  Bestechung,  Betrug,  oder  Bitten,  Ueber- 
redung,  verbunden  mit  einer  Pflichtwidrigkeit  des  Gebers,  erfolgt; 
liier  kann  ein  zweites  Delikt  mit  dem  gegen  das  Spionagegesetz 
ideell  konkurriren.  —  Nicht  unter  das  se  procurer  des  Art.  3 
fällt  die  eigene  Anfertigung  von  Plänen,  da  dieselbe  durch  Art, 
5  und  6  unter  besondere  Strafe  gestellt  ist.  Nui-  der  Erwerb 
der  Schriftstücke  selbst,  nicht  auch  die  unbefugte  Kenntniss- 
nahme ist  bedroht;  hier  tritt  ergänzend  der  Art.  5  Abs.  2  ein, 
welcher  das  Einsammeln  wichtiger  Nachrichten  mit  Strafe  belegt. 
—  Der  Zweck  des  Erwerbes  wird  meist  der  sein,  das  Schi'iftstück 
zn  verrätherischen  Handlungen  zu  benutzen,  insofern  wird  das 
Delikt  häufig  mit  dem  des  Verrathes  konkurriren;  dass  die  Ver- 
rathsabsicht  keineswegs  Voraussetzung  ^es  Deliktes  ist,  ist  bereits 
im  allgemeinen  Theile  hervorgehoben;  auch  wer  sich  die  Urkunde 
aus  Neugierde,  aus  wissenschaftlichem  oder  künstlerischem  In- 
teresse, oder,  um  sie  zu  zerstören,  verschafft,  ist  strafbar.  Ebenso 
ist  gleichgültig,  ob  man  es  thut,  mn  sie  zu  behalten,  oder  um  sie 
alsdann  einem  Anderen  zur  Benutzung  auszuhändigen.  Wesent- 
hch  ist  nm*  die  Absicht,  sie  zunächst  für  sieh  selbst  erwerben  zu 
wollen;  daher  fallt  z.  B.  der,  welcher  eine  Urkunde  lediglich  in 
Verwahrung  nimmt,  nicht  unter  Art.  3,  er  ist  nur  Gehülfe  nach 
Art.  9  des  Gesetzes.  —  Die  Strafe  betrug  nach  dem  ßegienings- 
entwurf  6  Monate  bis  2  Jahre  Gefängniss  und  300 — 2000  frcs. ; 
sie  ist  von  der  Kommission  auf  3  Jahre  bezw.  3000  frcs.  im  Höchst- 
betrage erhöht  worden. 

Der  zweite  Theil  des  Gesetzes  wendet  sich  gegen  die  Spionage 
im  Frieden,    und    zwar   gegen   die  Auskundschaftung  des  Staats- 
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gebietes  und  seiner  militärischen  Anlagen.  Dieser  Abschnitt  k] 
der  wichtigste  des  Gesetzes,  er  hat  demselben  den  Namen  gegeb<?n 
und  die  Bedeutung  verschafft,  welche  es  sowohl  in  Prankreicb, ' 
als  besonders  im  Auslande  erlangt  hat.  Das  Gesetz  hat  nämlich 
mit  jenen  Bestimmungen  einen  Weg  betreten,  der  in  gleicher 
Weise  bisher  weder  vom  code  pi&nal,  noch  von  einer  änderten 
Gesetzgebung  ")  eingeschlagen  worden  ist.  Da  wirft  sich  die  Fraiic 
auf,  ob  eine  Spionage  im  Frieden  begrifflich  denkbar,  and  ob  sie 
rechtlich  mit  Strafe  zu  belegen  ist.  Die  Spionage  •')  ist  die  im 
Interesse  eines  Staates  heimlich  oder  betrüglich  in  dem  Gebiete 
eines  anderen  Staates  erfolgte  Auskundschaftung  von  Zuständen 
des  letzteren,  welche  für  den  Krieg  von  Bedeutung  sind.  Dmtl 
Spionage  wird  vornehmlich  als  Mittel  zur  Kriegführung  benalit, 
ist  ahpr  ihrem  Begrifl'c  nach  keineswegs  auf  die  Zeit  des  Krieges 
beschränkt.  Aber  wai'um  ist  sie  im  Frieden  nur  vereinzelt  mit 
Strafe  bedroht?  So  lange  die  Völker  miteinander  im  Friodeu 
leben,  liegt  es  in  ihrem  gemeinsamen  Interesse,  einen  möglichst 
regen  und  ungehinderten  Verkehr  ihrer  Angehörigen  herbei- 
zuführen; im  allseitigen  Ringen  nach  Civilisatiou  theileu  sie  «ich 
einander  ihre  Hülfsmittel,  Erfindungen,  Erzeugnisse,  Erfahnmgen, 
Ideen  mit.  Dieser  Zustand  wird  jedoch  von  Zeit  zu  Zeit  durcli 
Kriege  unterbrochen.  Je  vorsichtiger  ein  Volk  ist,  desto  mehr 
sucht  es  schon  iin  Frieden  sich  für  einen  künftigen  Kiieg  zo 
rüsten  \  hier  gilt  es  auch,  die  Mittel  seiner  Nachbaren  und  etwaigen 
Feinde  nach  Mögliclikcit  kenneu  zu  lernen;  dies  zu  verlundeni, 
ist  wiederum  Sache  des  fremden  Staates.  So  gerathen  zwei  In- 
teressen miteinander  in  Widerspruch,  das  eine,  gerichtet  darauf, 
zur  gegenseitigen  Förderung  seine  Einrichtungen  auch  dem  Aus- 
lände mitzutheüen ,  das  andere,  dieselben  vor  Auskundschaftnog 
durch  Fremde  zu  bewahren.  Jedes  Interesse  für  sich  allein  tbt 
folgt  fiilirt  zu  nachtheiligen  Konsequenzen.  Gewählt,  man  dw 
Ausländem  beliebigen  Einblick  in  die  Einrichtungen  des  Staate», 

")  DaB  deutsche  St.-G.-B.  §  360  Z.  1  bestraft  die  un6niiBchtigt#  Auf- 
nahme und  Vpröffentlichung  von  Festung:8plänen  als  üebertretnng- 

")  cfr-  Hkfftkr,  EuroitäJBchea  Völkerrecht,  S.  480;  von  KiJoPTZ*  J«l»^ 
liücher  1815,  >S.  69;  so  ähnlich  die  iuternatioDale  Konfereuz  za  Brfissel  l^i^ 
bei  Cluhet  S.  391  a.  a.  O.  und  deaaen  BemerkungeD  ebendaselbst  S.  401  f- 
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80  schadet  man  sich  für  den  Fall  eines  Krieges.  Gewisse,  beson- 
ders militärische  Einrichtungen  müssen  vor  Zutritt  und  Kenntniss- 
aahme  durch  Ausländer  gehütet  werden,  diese  selbst  aber,  wenn 
bei  ihrem  Torgehen  feindsehge  und  Yerrätherische  Absichten  offen- 
bar werden,  wegen  Spionage  zur  Verantw^ortung  gezogen  werden. 
Die  Bestrafung  derselben  erscheint  dsiher  auch  zu  Friedenszeiten 
berechtigt,  Bestimmungen  hierüber  würden  sich  ebenfalls  für  unser 
Strafirecbt  empfehlen.  Eine  allzustarke  Betonung  des  entgegen- 
gesetzten Interesses  führt  am  Ende  dazu,  Fremde  überhaupt  vom 
Betreten  des  Landes  auszuschliesscn.  Das  französische  Spionage- 
gesetz suchte  einen  Mittelweg  einzuschlagen.  Betrachten  wir 
zmiächst  die  einzelnen  Bestimmungen. 

Die  Nothwendigkeit  dei-selben  hat  Gadaud  in  seinem  Berichte 
mit  folgenden  Worten  begründet:  „Des  etrangers,  des  individoa 
dissimulant,  sous  un  deguisement  leurs  noms,  qualit^,  profession, 
nationalite,  parcourent  la  France,  l^vent  des  plans,  prennent  des 
croquis,  se  livrent  ä  toute  une  Serie  d'operations  d'autant  plus 
dangereuses  que  les  decouvertes  modernes  les  rendent  plus  faciles, 
inten'ogent  les  nationaux  et  recueillent,  sans  que  nous  ayons  legale- 
ment  rien  ä  dire,  des  renseignement  qui  intoressent  au  plus  haut 
degre  la  defense  du  territoire".  Das  Spionagegesetz  schützt  in 
den  Art.  5 — 7  zwei  Rechtagüter,  einmal  militärische  Anhigcn  und 
deren  Umgebung,  femer  das  ganze  Staatsgebiet.  Der  Art.  5 
nennt  une  place  forte,  un  poste,  un  navire  de  l'Etat  ou  un  ^tabhs- 
sement  militaire  ou  maritime,  dieselben  der  Art.  6  nur  mit  Ueber- 
gehung  des  Staatsschiffes,  welches  in  die  dortige  Vorschrift  nicht 
passen  würde;  der  Art.  7  spricht  allgemein  von  ouvrages  de  defense, 
hat  aber  dieselben  Anlagen  im  Sinne.  Gedacht  ist  insbesondere 
an  Bauten,  die  zu  Kriegszwecken  dienen,  Befestigungen,  Kriegs- 
schiffe, Häfen,  Werften,  Kheden,  Baracken,  Zeughäuser,  Magazine, 
Kasernen,  sowie  militärische  Standquai'tiere,  feste  Plätze,  Besatz- 
ungen. 

Diese  werden  im  Art.  5  Abs.  1  vor  Einschleichen  geschützt; 
gemeint  ist  wohl  nur  das  körperliche  Eindringen;  die  Bestimmung 
ist  aber  analog  auf  den  anzuwenden,  der  sich  im  Luftballon  über 
eine  Festung  erhebt,  um  diese  von  hier  aus  zu  besichtigen.   Nur 
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das  bctrtigerische  Eindringen  wird  bestraft,   and   zwar,  wenn  ei 
erfolgt  ist  im  Schutze  einer  Verkleidung,  unter  falschem  Namen, 
unter  Verheimlichung  des  Standes^  Berufes,  der  Staatsangehärii 
keit.     Es  soll  Jeder,    der  z.  B.  eine  Festung  betreten  will,  auf] 
Befragen  wahrheitsgetreu  angeben,  wer,   was   und  woher  er  ia 
damit  verdächtige  Personen  ausgeschlossen  werden  können.    Die 
werden  hauptsächlich  Ausländer  zu  befurchten  haben,  da  dieselbeaj 
am   ehesten    der   Spionage    verdächtig    erscheinen    können.    Aal 
diesem  Artikel  war  der  Deutsche  Kilian  angeklagt,  weil  er  sich^ 
bei  seinem  Aufenthalte  in  den  Alpenfestungen  den  ihm  angeblich 
nicht  zukommenden  Namen  „von  Hohenburg"  beigelegt  hatte,  andl 
sich  als  Ocsterreicher,   und  zwnr  als  Spracldehrer ,   ausgegebea 
haben  sollte;  wegen  dieses  Punktes  wurde  er  freigesprochen.    Diej 
Strafe  des  Artikels  ist  1 — 5  Jahre  Gefängniss  und  1000 — 5000  frcs,] 
Geldstrafe. 

Jene  nulitäriaclion  Anlagen  werden  schon  vor  Annäheroug 
geschützt.  Der  Artikel  7  bestraft  das  Ueberschreiten  der  Vor- 
mauern, Schanzpfähle  und  anderen  Umzäunungen,  die  auf  militÄri- 
schem  Boden  errichtet  sind,  so\sie  das  Uebersteigen  der  Maiier- 
mäntel  und  Böschungen  der  Befestigungen.  Die  Annäherung  \«ni, 
wie  das  Gesetz  besonders  hervorhebt,  nur  als  Mittel  zur  Aus- 
kundschaftung bestraft.  Die  Natur  jener  Handlungen  zeigt,  dass 
insbesondere  an  ein  heimliches  Vorgehen  gedacht  ist.  Die  Strafe 
ist  6  Tage  bis  6  Monate  Gefängniss  und  16  bis  100  frcs.  Geld- 
strafe. 

Nicht  nur  jene  Anlagen,  sondern  auch  deren  Umgebungen 
werden  vor  Auskundschaftung  geschützt;  der  Artikel  6  wendet 
sich  gegen  eine  bestimmte  Art  derselben,  gegen  die  Au&almie 
von  Plänen  in  einer  Entferaung  von  10000  Metern.  Der  Regierongs- 
entwurf  wollte  nur  die  Zeichnung  von  Gegenständen,  die  fiir  die 
Landes vertheidigung  von  Wichtigkeit  sind,  treffen.  Die  Kommission 
hat  diese  Beschränkung  gestrichen:  auf  die  Bedeutung  des  auf* 
genommenen  Gegenstandes  kommt  es  nicht  an;  ebensowenig,  oh 
es  sich  um  Theile  der  Befestigungen  selbst,  oder  um  die  sie  um- 
gebende Oertlichkeit  handelt.  Die  Kommission  hat  besonders 
hervorgehoben,  dass  die  Entfernung  von   den  Aussenwerkeu  det , 
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Anlagen  an  zu  rechnen  ist.  Wie  die  Aufiiahme  gemacht  ist,  ob 
durch  Kunst  oder  mechanisch,  ist  gleichgültig;  das  Gesetz  hat 
besonders  —  auch  ein  Zusatz  der  Kommissiou  —  die  Aus- 
führung topographischer  Berechnungen  verboten.  In  diesem 
Artikel  wird  das  offene  wie  das  heimliche  Vorgehen  bestraft.  Der 
Zweck  desselben  ist  auch  hier  ohne  Einfluss;  selbst  dem  Maler 
ist  die  Anfertigung  eines  Gemäldes  innerhalb  des  gesetzlichen 
Raumes  untersagt.  —  Ein  derartiges  Verbot  würde,  wenn  es 
keine  Ausnahmen  zuliesse ,  die  Entfaltung  künstlerischer  und 
wissenschafthcher  Interessen  allzusehr  und  unnöthig  einschränken; 
daher  ist  die  Anfertigung  von  Aufnahmen  bei  Ermächtigung  durch 
die  Behörden  des  Land-  oder  Seeheeres  gestattet.  Dieselbe  muss 
für  den  einzelnen  Fall  eingeholt  werden,  eine  allgemeine,  etwa 
auf  Grund  eines  bestimmten  Berufes,  genügt  nicht-  Dies  ergiebt 
sich  daraus,  dass  das  Gesetz  den  Zusatz  des  Entwurfes,  wonach 
ein  „motif  reconnu  legitime"  hinreichen  sollte,  fallen  gelassen  hat; 
die  Frage  nach  der  Rechtmässigkeit  der  Aufnahme  sollte  von 
dem  zu  Grunde  liegenden  Zwecke  getrennt,  überhaupt  gegen  jeden 
Zweifel  im  einzelnen  Falle  sichergestellt  sein,  Es  ist  War,  daas 
jene  Ermächtigung  am  wenigsten  Ausländem  gewährt  werden 
dürfte.  Die  Strafe  des  Artikels  ist  l  Monat  bis  1  Jahr  Ge- 
fängniss  und  100—1000  frcs.  Geldstrafe. 

Endhch  wird  das  gesamnite  französische  Staatsgebiet  vor 
Auskundschailtung  geschützt.  Art.  5  Abs.  2  bestraft  allgemein 
die  Anfhahmc  von  Plänen,  Ermittelung  von  Verkehrsstrassen, 
das  Einsammeln  von  Aufsclilüssen,  die  für  die  Vertheidigung 
des  Landesgebietes  und  die  äussere  Sicherheit  des  Staates  von 
Bedeutung  sind,  falls  die  Thätigkeit  verkleidet,  unter  falschem 
Namen,  oder  unter  Verheimlichung  des  Standes,  Berufes,  der 
Staatsangehörigkeit  erfolgt.  Auch  hier  fallen  ebenso  wie  in 
Art.  1  und  2  unter  den  BegrifT  „Aufschlüsse"  Gegenstände 
der  leblosen  Natur.  Erst  im  Januar  1889  wurde  ein  Kell- 
ner zu  Gabors,  welcher  Soldaten  um  Lehelpulver  bat,  wegen 
Einsammelns  wichtiger  Nachrichten  zu  1  Jahre  Gefiingniss  und 
zehn  Jahren  Ehn'erlust  verurtheilt.  Auf  den  Zweck  der  Thätig- 
keit kommt  es  auch  hier  nicht  an ;  auch  der  unkundige  Wanderer, 

Archtr  (Ur  öffeutUches  Recht.  IV.  9.  ao 
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der  nach  dem  Wege  fragt,  fallt  unter  das  Gesetz.  Diese  Har 
wird  dadurch  gemildert,  dass  die  Auskundscliaftung  auf  bet 
liehe  Weise  unternommen  sein  muss;  es  sind  dieselben  Artende 
Betruges,  wie  im  ersten  Absätze  genannt.  Einem  Maler  ist  nicht 
anzurathen,  in  Frankieich  unter  einem  Künstlernamen  auizutreteD. 
Der  Schwerpunkt  liegt  naturgemäss  auch  hier  auf  Verheimhchong 
der  Staatsangehörigkeit.  Eine  solche  ist  aber  noch  keineswegs 
in  dem  blossen  Verschweigen  der  Walirheit,  ohne  dass  man  nach 
dereelben  gefragt  wird,  sondern  erst  in  der  positiven  Erregun? 
eines  Irrthums  durch  Handlungen  oder  Aeusserungen  zu  tinden, 
—  Die  Strafe  des  Absatzes  2  ist  die  gleiche  wie  die  des  ersten: 
1 — 5  Jahre  Gefängniss  und  1000—5000  frcs.  Geldstrafe. 

Diese    Bestimmungen    haben     im    Auslande,     besonders  in 
Deutscliland,  zu  vielfachen  Klagen  Anlass  gegeben :  man  erblickte 
in  iliüen  ein  absichtliches  und  ungerechtes  Vorgehen  gegen  Aus-j 
iänder,  welches  denselben  den  Aufenthalt  in  Frankreich  gefahrlichf] 
ja  unmöglich  mache.     Jedoch  nicht  mit  K-ccht.     Bei  unbeümgcDerj 
Betrachtung   erscheinen  die  Vorschriften   des  Gesetzes   zwar  ak.] 
scharfe,  aber  nicht  als  unbillige,  nelmehr  nothwendige  Massi 
gegen  die  Spionage:    die   Strafen    sind    keineswegs  zu   hoch 
griffen;    die  Deliktsthatbestände   stehen  im  Grossen   und 
mit  dem  Begriffe  der  Spionage   im  Einklang;   wo   sie  über  den« 
selben  liinausgehn,   geschieht   es  nicht  in  unberechtigter  Weiw: 
Die  Spionage  erfolgt  immer   mit  Rücksicht   auf  den  Krieg,  sie 
bezieht  sich  nur  auf  Gegenstände,   die  für  diesen  von  Bedeutung 
sind;  das  französische  Gesetz  hat  sich  auf  den  Schutz  militäriscber 
Anlagen    beschränkt.     Die    vSpionage    wird    ihrem    Wesen    DÄchJ 
heimlich  oder  betrügUch   verübt;    auch    das  Gesetz    stellt 
Voraussetzung  auf;  wo  auch   das  offene  Vorgehen  bestraft  wirdj 
(Art.  6),   rechtfertigt  sich   dies   durch   die   Natur   des  Ddikten.] 
Die  Spionage  erfolgt  stets  im  Interesse  des  Auslandes;  sie 
nicht  von  Fremden  verübt  sein,  aber  die  Absicht  ist  erforderiic 
die  gewonnene  Kenntniss   an   das  Ausland   zu    verrathen.    Di« 
Voraussetzung  hat  das  französische  Gesetz  aufgegeben.     Ni 
tindet  sich  ein  Hinweis  auf  dieselbe.    Im  Gegentheil,  das  erwähnt«! 
UrtheU  von  Cahors  hat  erklärt,  dass  sich  das  Gesetz  schon  gusvi 
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das  blosse  Bekanntwerden  von  Geheimnissen  richtet  und  nicht 
die  Absicht  erfordert,  die  erlangte  Kenntniss  zu  verrätherischen 
Zwecken  gegen  FrankTeich  zu  beHutxen.  Hiennit  hat  allerdings 
das  Gesetz  das  eigentliche  Gebiet  der  Spionage  verlassen  und  die 
Strafe  nicht  sowohl  auf  diese,  als  vielmehr  schon  auf  die  unbe- 
fugte Kenntnissnahme  gesetzt.  Dennoch  erscheinen  diese  Be- 
stimmungen dun-haus  gerechtfertigt:  einmal  setzen  sie  ein  heim- 
liches, betrüghcbes,  oder  unennächtigtes  Vorgehen  Toraus,  und 
man  kann  von  einem  Ausländer  verlangen,  dass  er,  wemi  er  mit 
fremden  Einrichtungen  in  Berührung  kommt,  offen  und  ehi*licli 
auftritt;  ferner  ist  der  Nachweis  des  ven*ätheriscben  Zweckes 
meist  höchst  schwierig,  und  es  wäre  unrichtig,  den  Schutz  jener 
wichtigen  Rechtsgüter  von  dem  Gelingen  jenes  Nachweises  ab- 
hängig KU  machen;  endlich  und  vor  allem  vdrd  jener  Zweck  bei 
einem  heimlichen  oder  betrügerischen  Vorgehen  des  Ausländers 
regelmässig  vorhanden  und  daher  stets  zu  vermuthen  sein.  — 
Allerdings  ist  die  Lage  des  Ausländers,  zumeist  des  Deutschen, 
in  Frankreich  keine  angenehme,  und  dies  wird  seit  dem  Bestehen 
des  Gesetzes  besonders  fühlbar.  Diese  Lage  hat  aber  nicht  ihren 
Grund  in  dem  Gesetze,  sondern  in  der  allgemeinen  Behandlung 
der  Fremden  durch  das  französische  Volk  und  dessen  Behörden. 
Wird  ein  fremder  Maler  die  Ermächtigung  erhalten,  in  der  Nähe 
einer  Festung  ein  Bild  zu  malen?  Man  weiss,  wie  schwer  es 
dem  deutschen  Offizier  gemacht  wird,  seine  Verwandten  in  Beifort 
zu  besuchen.  Wer  wird  dem  Wanderer  Auskunft  geben,  der 
nach  dem  Wege  fragt  und  sich  hierbei  als  „Prussien"  vorstellt! 
Diese  Personen  werden  gewissermassen  veranlasst,  den  Weg  des 
Betruges  und  der  Vorheimlichting  zu  betreten:  dann  aber  sind 
sie  Spione.  Jenes  Vorgeben  der  Franzosen,  nicht  ihr  Spionage- 
gesetz widerspricht  der  comitas  gentium.  Dieses  letztere  ist  eine 
zielbewusste  und  massvolle  Ergänzung  des  code  penal  und  kann 
in  manchen  Bestimmungen  auch  unserer  Gesetzgebung  zum  Vor- 
bilde dienen.  Empfehlenswerth  erscheint  für  diese  insbesondere 
ein  Artikel,  welcher  das  Eindiingen  in  Festungswerke  und  Aus- 
kundschaften mihtärischer  Eimichtungen,  wenn  es  heimlich  oder 
betrtiglich  erfolgt,  als  Spionage  unter  Strafe  stellt. 
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Das  französische  Spionag-egesetz. 
Loi  clu  18  arril   1886,   tendant  ü  etablir  des   p^nalit^   cootfe 

l'espionnage. 
(Journal  officiel  du  19  avril  IB86). 


Art.  1.  Sera  puni  d'un  emprisomiement  de  deux  ans  ä  cioq 
ans  et  d^unc  anieiule  de  mille  i\  cinq  mille  francs : 

1.  Tout  fonctionnaire  public,  agent  ou  prepose  du  gourerDe-j 
ment  qui  aura  Hvro  ou  comraunique  ä  une  personne  non  qualifi«- 
pour  on  prendre  connaissance  ou  qui  aura  divulgue  en  tout  ou  an 
pailie  les  plana,  ccrita  ou  documents  secrets  interessant  la  Jtffens« 
du  torritoire  ou  la  sürete  ext^nieure  de  TEtat,  qui  lui  etaicat 
confi«:-8,  ou  dont  il  avait  connaissancc  d,  raison  de  ses  fooctions.j 

La  rf^vocation  s'ensuivra  de  plein  droit; 

2.  Tout  individu  qui  aura  livrß  ou  comniuniqu<5  k  une  per- 
sonne  non  qualiliöe  pour  eu  prendre  connaissance  ou  qui  aura 
divulguo,  en  tout  ou  eu  partie,  les  plans,  Berits  ou  documents 
ci-dessus  enonces  qui  lui  ont  ete  confies  ou  dont  il  aura  eu  coß- 
naissanco  soit  ofHciellement,  soit  k  raison  de  son  6tat,  de  tt  pr 
fession  ou  d'une  mission  dont  il  aura  ete  Charge; 

3.  Toute  personnc  qui,  se  trouvant  dans  Tun  des  cas  prev 
dans   les    deux  paragraphes   pröcedents,    aura   communique 
divulgu^  des  renseignements   tirßs   desdits  plans,  ecrits  ou  docu- 
ments. 

Art.  2.  Toute  personne,  autre  que  Celles  enonc^  dio» 
l'article  pr^cMent,  qui  s'ötant  procure  lesdits  plans,  Berits  ou 
documents,  les  aura  livres  ou  communiques  en  tout  ou  en  p&itie 
k  d'autres  personnes,  ou  qui,  eu  ayant  eu  connaissance,  wn 
communique  ou  divulgue  des  renseignements  qui  y  etaient  conteoi 
sera  punie  d'un  erapriaounement  de  un  ä  cinq  ans  et  d'une  amendl 
de  cinq  cents  ä  trois  nüUo  firaucs. 

La  publication  ou  la  reproduction  de  ces  plans,  ecrits  oo 
documents,  sera  punie  de  la  meme  peine. 

Alt.  3.  La  peine  d'un  emprisonnement  de  six  mois  ätrMJ 
ans  et  d'une  amende  de  trois  cents  francs  i  trois  mille  fraflOJ 
sera  appliquee  k  toute  peraonne  qui,  sans  qualite  pour  en  preadit 
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connaissance,  se  sera  procure  lesdits  plana,  6critB  ou  docu- 
ments. 

Art.  4,  Celui  qui,  par  negligence  ou  par  inobsei'vation  des 
r^gleraents,  aura  laisse  soustraire,  enlever  ou  detruire  les  plans, 
ecrits  ou  documents  secrets  qui  lui  etaient  confies  d.  raison  de 
ses  fonctions,  de  son  etat  ou  de  sa  profession,  ou  d'une  mission 
dont  il  ctait  chargej  sera  puni  d'un  eraprisonnement  de  trois  mois 
i  deux  ans  et  d'une  amende  de  cent  i\  deux  millo  francs. 

Art.  5.  Sera  punie  d'un  emprisonnement  de  un  an  ä  cinq 
ans  et  d'une  amende  de  mille  k  cinq  mille  Francs: 

1 .  Toute  personnc  qui  ä.  Taide  d'un  deguisement  ou  d'un  faux 
uom  ou  en  dissimulant  sa  qualite,  sa  profession  ou  sa  nationalitc, 
se  sera  introduite  dans  une  place  forte,  un  poste,  un  navire  de 
l'Etat  ou  dans  un  etablissement  militaire  ou  maritime; 

2.  Toute  pei-sonne  qui,  deguisee  ou  sous  un  faux  nom  ou  en 
dissimulant  sa  qualite,  sa  profession  ou  sa  nationalit§,  aura  ieve 
des  plans,  reconnu  des  voies  de  communication  ou  recueilli  des 
renseignements  interessant  la  defense  du  territoire  ou  la  surete 
ext^rieure  de  FEtat. 

Art.  6.  Oelui  qui,  sans  autorisation  de  Tautorite  militaire 
ou  maritime,  aui-a  execute  des  leves  ou  Operations  de  topographie 
dans  un  rayon  d'un  myriam&tre  autour  d'une  place  forte,  d'un 
poste,  ou  d'un  etablissement  militaire  ou  maritime,  X  partir  des 
ouvrages  avances,  sera  puni  d'un  emprisonnement  de  un  mois  ä  un 
an  et  d'une  iunende  de  cent  ä  milJe  francs, 

Art.  7.  La  peine  d'un  emprisonnement  de  six  jours  k  six 
mois  et  d'une  amende  de  scize  k  cent  francs  sera  appliquee  ä 
celui  qui,  pour  reconuaitre  un  ouvrage  de  defense,  aura  franchi 
les  barriilTes,  palissades  ou  autres  clötures  etablies  sur  le  terrain 
militaire,  ou  qui  aura  escalad^  les  revetements  et  les  talus  des 
fortifications. 

Art.  8.  Toute  tentative  de  Tun  des  deüts  pr^vus  par  les 
articles  1,  2,  3  et  5  de  la  presente  loi  sera  consideree  comme  le 
lit  lui-meme. 

Art.  9.  Sera  pimie  comme  complice  toute  personne  qui, 
connaissant  les  intentions  des  auteurs  dos  delits  prevus  par  la 
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pr^ente  loi,  leur  aura  fourni  logement,  liea  de  retraite  ou  de 
rSunion,  ou  qui  aura  sdemment  recel6  les  objets  ou  instrumente 
ayant  servi  ou  devant  servir  ä  commettre  ces  delits. 

Art.  10.  Sera  exempt  de  la  peine  qu'il  aurait  personnelle- 
ment  encourue  le  coupable  qui,  avant  la  consommation  de  l'un 
des  delits  prSvus  par  la  pr^ente  loi  ou  avant  toute  poursuite 
commenc^e,  en  aura  donne  connaissance  aux  autorites  admimstni- 
tives  ou  de  police  judiciaire,  ou  qui,  meme  aprös  les  pouisuites 
commencSes,  aura  procura  Tarrestation  des  coupables  ou  de  qnel- 
ques-uns  d'entre  euz. 

Art.  11.  La  poursuite  de  tous  les  delits  prevus  par  k 
präsente  loi  aura  lieu  devant  le  tribunal  correctionel  et  sni- 
vant  les  r6gles  Sdict^es  par  le  code  d'instruction  crimiiielle. 
Toutefois  les  militaires,  marins  ou  assimilSs,  demeureront  somnis 
aux  juridictions  speciales  dont  ils  rd^vent,  conform^ment  anx 
Codes  de  justice  militaire  des  arm^es  de  terre  et  de  mer. 

Art.  12.  Ind^pendamment  des  pdnes  Sdict^es  par  la  pro- 
sente  loi,  le  tribunal  pourra  prononcer,  pour  une  dur6e  de  dnq 
ans  au  moins,  et  de  dix  ans  au  plus,  Tinterdiction  de  tout  os 
partie  des  droits  civiques,  civils  et  de  üamille  ^nonc^  en  Tarticle 
42  du  Code  penal,  ainsi  que  Tinterdiction  de  sSjour  pr6vue  par 
l'article  39  de  la  loi  du  28  mai  1886. 

Art.  13.  L'article  463  du  code  penal  est  applicable  anx 
delits  prevus  par  la  prcsente  loi. 


Die  Immtinität  der  Mitglieder  gesetzgebender 
Versammlnngen. 

Auf  Grand  des  Quellemnaterials  mitgetheilt 

von 

Dr.  Ludwig  Fuld  in  Mainz. 

IL 

(SchluBs.) 

Frankreich. 

Gesetz  vom  16.  Joli  1876,  Art.  13  und  14.  Nach  dem  erstem  der 
beiden  Oesetzesartücel  darf  kein  Mitglied  der  Deputirtenkammer  oder  des 
Senates,  wegen  der  von  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Deputirter  oder  Soiator 
gethaaen  Aeosserongen  oder  Abstünmongen  verfolgt  öder  in  Untersuchmig 
gesogen  werden,  and  nach  Art.  14  darf  kein  Mitglied  der  Kammer  oder  des 
Senates  wahrend  der  Dauer  der  Session  in  einer  straf-  oder  polizeigericht- 
lichen Sache  ohne  Genehmigung  der  Kammer  oder  des  Senates  verfolgt  oder 
veriiaftet  werden,  ausgenommen  den  Fall  der  Ergreifang  auf  frischer  That. 
Wenn  g^;en  ein  Mitglied  vor  Beginn  der  Session  eine  gerichtliche  Yer- 
folgni^  eingeleitet  ist  oder  dasselbe  sich  in  Haft  befindet  sei  es  in  Folge 
eines  Haftbefehls,  sei  es  in  Folge  eines  endgültigen  Urtheiles,  so  kann  die 
Kammer,  welcher  es  angehört,  die  Einstellung  der  gerichtlichen  Verfolgung 
imd  die  Unterbrechung  der  Haft  während  der  ganzen  Dauer  der  Session 
▼erlangen*). 

Die  Friyilegienstelicing  der  französischen  Deputirten  und  Sena- 
toren ist  inhaltlich  dieser  Bestimmungen  eine  sehr  weite,  sie  geht 
sogar  noch  iiher  die  in  Deutschland  bestehende  hinaus  und  über- 
trifft auch  die  durch  die  Verfassung  von  1848  gewährte  Lu- 
munität '). 

^)  Lkbon,  Das  Staatsrecht  der  französischen  Republik,  in  Mabqdabd- 
ssn's  Handbuch,  Freiburg  1886,  S.  67. 

')  Die  Verfassimg  von  1848  behandelte  die  Immunität  in  Art.  21  n.  22. 
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"Was  die  persönliclie  Unverantwortlichkeit  betrifft,  so  ist  d« 
InhaU  des  Art.  13  denjenigen  des  Art.  30  der  R.-V.   ganz  ent 
sprecliend.     Die  Mitglieder   der  gesetzgebenden  Versammlimg  i^ 
Fraiiki'eich  sind  jeder  Verantwortlichkeit  fiir  ihre  Abstimmii 
und  AeusseruDgcQ  mit  Ausnahme  derjenigen  gegenüber  dem  Hause 
entzogen;   die  drei  Akte,  in  welchen  sich  die  Zurverantwortung- 
ziehuiig    einer  Person   nach    französischem  Becht  verkörpert  - 
rechercher,   Jemanden  zum  Gegenstand  eines   Untersuchimgsvi  r 
fährens   machen,   accuser,   Jemanden   anklagen,  juger.  Jemanden 
aburtheilen  —  finden  auf  ihre  Abstimmungen  und  Aeusserungen 
keine  Anwendung,   sie  unterliegen    fiir  letztere  lediglich  der  Dis- 
eiplinai'gewalt  des  Präsidenten,  welche  allerdings  einen  ganz  audeni 
Inhalt  hat,  als  die  des  Präsidenten  im  deutschen  Reichstag.   Es 
ist  in  Frankreich  anerkannt,   dass  die  persönliche  ünverantwort- 1 
liclikeit  der  Abgeordneten  und  Senatoren  mit  ihrer  Pflicht,  Zeug-j 
niss  über  den  Gegenstand  ihrer  Aeusserungen  abzulegen,   unTcr- 
träghcli  ist  und  es  desslialb  eine  Verletzung  der  Verfassung  vire,| 
sie  hiei-zu  anhalten  zu  wollen.     Was  die  Exemtion  von  dem  Ge-| 
richtszwang  betrifft,  so  ei^strcckt  sich  dieselbe  auch  auf  die  Pitt- 
heit  von  der  Strafvollstreckungshaft  wäbi'cnd  der  Session,  und  i« 
ist  der  Kammer  imd  dem  Senate  das  Hecht  gegeben,    für  diese 
Zeit  auch  die  Unterbrechung   des  bereits  vor  der  Eröfl&iung  der 
Session  begonnenen  Strafvollzugs  verlangen  zu  dürfen ,   also  das 
Recht,    die    bereits    begonnene  Vollstreckung   des  Urtheils  eiuö 
ordentlichen  Gerichtes  zu  Gunsten  eines  politischen  Aktes  vieder 
aufzuheben ,   ohne  Zweifel  eine  überaus  bedenkliche  Befngni^s  in 
der  Hand  einer  Körperschaft,  welche  von  Parteiungen  so  beherrschtj 
ivird  wie  die  Deputirtoukammer.     Es  ist  nicht  zweiielhaft, 
die  Privileginmg   wülu'end    der  ganzen  Dauer  der  Session,  also] 
auch  während   der  Vertagung   der  Verhandlung  wirksam  ist,  swl 
bezieht  sich  sowohl  auf  die  strafrechtlichen  Sachen,  mati6re  crinä- 

Art.  21  lautete:  Es  (les  tncmbrc»  da  corps  le^slatif)  soot  inviolables.  Ibst 
pourront  etrc  rocherches  ni  accusea,  oi  ju^^^es  cn  aacau  tcnips,  pour  !«•  op*"  i 
mons  qu'ils  unt  ömiBes  tians  Ic  sein  de  rasaemhlee.  Art.  22 :  He  dg  pcnwii 
etre  pourHiii^is  ni  arrötes  cn  tnatiere  criminelle  sauf  le  cas  de  Öagnot  dflä 
qu'apres  que  rasaembltie,  ä  laquelle  ils  appartienuent,  h  permis  la  pourrmJc- 
Block,  Dictionnairc  de  la  politique,  a.  v.  corpa  lögislatif. 
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nelle,  wie  die  zuchtpoHzeigerichtüchen,  mati^re  correctionelle,  da- 
gegen nicht  auch  auf  die  Polizt'idetikte,  contraventiou  de  i)olice 
simple,  was  übrigens  praktiscli  ziemlich  ohne  Bedeutung  ist*); 
sie  bezieht  sich  nach  dem  Wortlaute  der  Verfassung  auch  nicht 
auf  die  Verhaftung  in  Cinlsachen,  soweit  diese  überhaupt  noch 
statthaft  ist;  bezügÜch  der  Civübaft  kommen  lediglich  die  Vor- 
schriften des  gemeinen  Rechtes  zur  Anwendung.  Den  Senatoren 
und  Deputirten  in  Frankreich  ist  hiernach  durch  die  neueste  Ver- 
fassung gegenüber  der  Strafjustiz  eine  Unvcrletzhchkeit  gewalirt 
"worden,  die  so  weit  reicht,  dass  dieselben  dem  Laufe  der  Justiz 
während  des  grössten  Theiles  des  Jahres  gänzlich  entzogen  sind. 
Bei  dem  zeitlichen  Umfang,  welchen  die  Sessionen  der  franzö- 
sischen Kammern  zu  besitzen  pflegen,  machen  die  vorstehenden 
Bestimmungen  die  strafreditliche  Verfolgung  eines  ihrer  RFitglieder, 
uamenthch  auch  den  Vollzug  einer  langem  Freiheitsstrafe  bei- 
nalie  zu  einem  Diog  der  Unmöglichkeit,  und  wenn  man  in  Frank- 
reich von  der  sakrosankten  Stellung  der  Deputirten  und  Senatoren 
spricht,  so  ist  diess  nicht  bloss  eine  Phrase,  sondern  die  rheto- 
rische Bezeichnung  entbehrt  der  inneren  Walirheit  nicht.  Die  seit 
Alters  so  viel  gerühmten  und  viel  gepriesenen  Privilegien  der  Mit- 
glieder des  englischen  Parlaments  reichen  noch  lange  nicht  an 
die  Immunität,  welche  den  französischen  Senatoren  und  Depu- 
tirten zusteht  und  es  dürfte  überhaupt  für  einen  Rechtsstaat  schwer 
sein,  in  der  Privilegirung  der  Mitglieder  der  Volksvertretung  weiter 
zu  gehen  als  es  das  französische  Recht  thut.  Es  ist  interessant 
zu  konstatiren,  dass  ein  Staat  mit  republikanischer  Verfassung 
den  Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Versanmilmig  die  umfassendste 
AusnalnnesteDung  eingeräumt  hat,  ohne  Zweifel  in  vielleicht  un- 
bewusster  Erinnerung  an  tlie  Zeiten,  in  welchen  die  exekutive 
lAvwalt  durch  wülkürliche  Verhaftung  missliebiger  Deputirten  ver- 
BBmngswidrige  Zwecke  zu  erreichen  Tanisste  ''). 


•)  Nach  Art.  137  des  Code  d'iDstruction  (irimtaeUe  sind  coutraventions 
de  police  siniple  los  faits  qui  craprcs  les  disposttiouB  du  quatn^mo  livru  da 
Code  penal,  peuveiit  donncr  licii.  soit  ä  quinze  frcs  damendo  ou  au  desaous, 
loit  üi  einq  jours  dViuprisonnement  ou  au  dessous,  qu  il  y  ait  ou  non  confis- 
cstion  des  choBes  saisies  et  quelle  qu'ou  soit  la  valcur. 

*)  Eine  Ergaozung   der  vorstehend  erörterten  BestimmuDgen  des  Oe- 
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Einen  starken  Gegensatz  zu  diesen  Bestimmungen  das 
zösischen  Staatsreclits  enthalten  die  Vorschriften  des  Staal 
der  beiden   übrigen   grossen  Staaten   init  republikanischer 
fassung,  der  nordamerikanischen  Union  und  der  Schweizer  Eid- 
genossenschaft. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

Verfassung  vom  31.  Juli  1788  Sektion  6  §  1.  Nach  diner  Bestim- 
inung  soUoQ  die  Mitglieder  des  Senates  und  Repräscnt&ntcnhauses  wegen 
keiner  Ursache,  ausgenommen  Hochverrath ,  Felonie  und  Friedensbroob, 
während  sie  den  Sitzungen  der  betrefTenden  Häuser  beiwohnen,  verbifket 
werden»  sie  sollen  femer  für  keine  Rede  und  keine  Debatte  in  einem  dir 
UiiuBer  an  irgend  einem  andern  Orte  zur  Verantwortung  gezogen  werdM 
können  *). 

Die  Redaktion  dieser  Vorschrift  ist  geeignet,  der  durch  den 
Artikel  gewalirleisteteo  Immunität  einen  ausgedehntem  Inhalt  zw 
geben  als  ihr  in  der  That  gebührt  *).  Eine  AusnahmestelluDg 
der  Repräsentanten  und  Senatoren  in  Ansehung  strafgerichtUcher 
Verfolgung  besteht  nänalich  nicht,  wenn  ein  eigentliches  Kriminal- 
verfahren  vorliegt  —  felony  — ,  eine  hoch-  und  landesverätheriscbe 
Handlung  —  treason  —  und  endlich  ein  unter  die  Kategorie 
des  „breach  of  the  peace"  gehöriges  Delikt,  worunter  nach  der 
Praxis  auch  die  indictable  ofifences  verstanden  werden,  d.  L  die- 
jenigen Delikte,  welche  nach  erhobenem  Anklagebeschluss  vor 
einer  Jury  verhandelt   werdiin;   hiernach    bleiben  für  den  Schutz 


setxes  vom  16.  Juli  1875  bildet  der  Art.  41  des  PrcssgcsctKea  vom  39.  Job 
1881,  wonach  den  auf  Befeh!  einer  Karamer  veröffentlichten  AktonstücifU, 
der  Wiedergabe  dieser  «md  den  Sitzungsberichten  vollstiindige  Straflosigkeit 
zur  Seite  steht. 

'')  They  (Seoatorea  and  Repraeeentantivcs)  shall  in  all  casea  ectccpt 
treason,  felony  and  breach  of  Üic  pcaco,  bc  privilig^d  from  arrest  duriiii; 
their  attondanco  at  the  sessiou  of  tkeir  respective  hooses  and  for  any  Bpeerh 
or  debate  in  either  house,  they  shall  not  be  queationed  in  any  otber  hoa«. 
ScBLJKg,  Verfassung  der  Nordamerikanischen  Union,  S.  463,  übflrsetit  die 
Bestimmungen  folgender  Weise :  „Sie  sollen  in  allen  Fällen ,  ausgenonunea 
da,  wo  e«  sich  um  Hochverrath,  Treubruch  oder  Friedensbruch  handelt,  Fon 
Arrest  befreit  sein,  so  lange  sie  an  den  Sitzungen  des  betreffenden  Hani« 
theilnehmen  oder  auf  ihrem  Wege  von  und  zu  denselben,  und  sollen  fix 
keine  Rede  oder  Debatte  an  irgend  einem  anderen  Orte  zur  Verantwortong 
gezogen  werden." 

*)  Holst,  Das  Staatsrecht  der  vereinigten  Staaten  von  Nord-Amenbi 
in  MARQiuaosEN's  Handbuch,  Freiburg  1885,  S.  57. 
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Verhaftung  nur  die  Fälle  der  Civilhaffc  übrig  ^).  Dagegen 
erstreckt  sich  das  Verbot  der  Verhaftung  nicht  nur  auf  die  Zeit, 
während  welcher  der  Senat  oder  das  Repräent^mtenhaus  au  einem 
Tage  Sitzung  hat,  sondern  es  umfasst  die  ganze  Dauer  der  Session 
und  sowohl  die  Hin-  wie  die  Rückreise  zu  den  Versammlungen. 
Weiter  wird  der  Äusdi'uck  „Verhaftung"  seitens  der  Praxis  nicht 
in  engster  Bedeutung  aufgefasst,  sondern  weiter  ausgelegt,  so  dass 
Vorladungen  als  Zeuge  und  Geschworener  unter  Strafandrohung 
unstatthaft  sind;  hierbei  wird  dem  Ausdruck  allerdings  ein  Sinn 
beigelegt,  welchen  er  im  Allgemeinen  nicht  hat.  Es  ist  bemerkens- 
werth,  dass  das  Verbot  der  Verhaftung  ein  absolutes  ist,  auch 
die  Versammlung  des  Senates  uiid  der  Repräsentanten  kann  eine 
Genehmigung  zu  derselben  nicht  ertheilen.  Soweit  die  Verfassung 
gegen  Verhaftung  überhaupt  schützt,  ist  es  gleichgültig,  ob  die- 
selbe eine  Präventivmassregel  ist  oder  ob  sie  auf  einem  end- 
gültigen ürtheile  bcraht. 

Was  nun  die  persönliche  ünverantwortlichkeit  der  Senatoren 
und  Repräsentanten  anlangt,  die  in  dem  zweiten  Satze  des  Artikels 
ihre  Normirung  gefunden  hat,  so  hebt  der  Wortlaut  die  Ab- 
stimmungen zwar  nicht  ausdrücklich  hervor,  aber  es  besteht  kein 
Zweifel  darüber,  dass  auch  sie  unter  den  Schutz  der  Immunität 
fallen,  ebenso  die  Berichte  eines  Kongressmitgliedes  seinen  Wählern 
gegenüber,  überhaupt  jede  amtliche  Handlung  eines  MitgEedcs 
der  beiden  Häuser;  die  Auslegung  geht  sogar  \ielfach  so  weit, 
atts  dem  Prinzipe  der  persönlichen  ünverantwortlichkeit  die  Fol- 
gerung abzuleiten,  dass  es  einem  Mitgliede  des  Kongresses  ge- 
stattet ist,  alles,  was  es  in  diesem  gesagt  hat,  unter  gänzhcher 
Straflosigkeit  durch  den  Druck  veröffentlichen  zu  können,  wobei 
freilich  bemerkt  werden  muss,  dass  Ürtheile  aus  älterer  Zeit  sich 

^  Holst  a.  a.  O.  Anm.  3:  Die  Frage,  was  die  Verfassiing  unt^r  dem 
«breach  of  the  peaoe*  versteht,  ist  ailcrdiof^  nicht  zweifeilos.  Schlisf  sa^ 
hierüber:  »Als  Bruch  dee  öffeatlichen  Friedena  kaim  schlieaslich  jedes  Ver- 
brechen, ja  selbst  eine  grosse  ZaW  voa  Vergeben  bezeichnet  werdcu  und  eine 
rechtskräftige  Vcrurthcilung  ausdrücklich  wcpfeu  breacb  of  tho  peace  gar 
nicht  erfolgcai,  weil  eben  der  Begrifl'  ein  völlig  itabestimmttjr  ist;  hier  wird 
man  dann  den  beiden  HäuBern  auch  das  Recht  zugestehen  können,  ein 
gerichthchcs  Erkenntniss,  oder  besser  gesagt,  dessen  verfaBsungBrnäsBigo  Wir- 
kung zu  diakutiren",  a.  a.  O.  S.  94. 
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im  entgegengoBetzten  Sinn  ausgesprochen  haben  und  eine  Ent- 
scheidung durch  das  Oberbundosgericht  bis  jetzt  noch  nicht  er 
folgt  ist «). 

AJs  Ergänzung  der  Unvorantwortlichkeit  stellt  die  Ver- 
fassung in  §  2  Sektion  5  des  Artikels  1  die  Strafgewalt  jedes 
Hauses  des  Kongresses  auf.  Jedes  Haus  hat  die  Befugniss,  seiü« 
Mitglieder  wegen  ungehörigen  Betragens  —  disorderly  —  zu  be- 
strafen; die  hierdurch  dem  Senat  und  dem  Repräsentantenhaus 
zugewiesene  Gewalt  ist  keine  blosse  Disciplinargewalt,  son- 
dern sie  hat  wirkliche  Strafbefugnisse  zum  Inhalt,  was  sich  aa 
besten  aus  der  weitem  Befugniss  ergiebt,  dass  die  beiden  Htoer 
das  Recht  besitzen,  ein  Mitglied  auszustossen,  wenn  zwei  Drittel 
darüi'  stimmen  (Ail.  I,  Sekt.  5  §  2)*).  Diese  weit  über  die  dis- 
ciplinären  Befugnisse  der  Volksvertretungen  in  den  Koutineutal- 
stoaten  hinausgehenden  Rechte  sind  der  Austiuss  der  richterlichen 
Strafgewalt,  welche  den  beiden  Häusern  des  Kongresses  niclt 
nur  gegenüber  ihren  Mitgliedern,  sondern  auch  gegenüber  anderti 
Personen  zusteht,  einer  Strafgewalt,  die  ihnen  gestattet,  tue  Ver- 
letzung der  vorstehend  erörterten  Immunität  als  Privilegienhrucb 
mit  Verhaftung,  Rüge  und  Freiheitsentziehung  bis  ziun  Schluss 
der  Session  zu  ahnden.  Die  Ausnahmestellung  der  Mitglieder  der 
beiden  Häuser  des  nordamenkanischen  Kongresses  ist  also  eine 
wesentlich  geringere  als  die  der  französischen  Deputirten  und 
Senatoren;  in  Ansehung  des  wichtigsten  Punktes,  der  Exemtion 
von   dem  Laufe  der  Strafjustiz  während  der  Dauer  der  Seissiou 

*)  Holst  a.  a.  0.  S.  58.    Schlikk  a.  a,  O.  S.  90. 

*)  Eeach  house  may  deterniine  tbe  nilcH  of  the  ita  proceedings,  paniah 
ita  mcmbers  for  disorderly  beliaviour  niid  with  the  concurrencc  of  two  Üiinb  i 
cxpel  a  member.  Aus  der  Bcfbgiiiss  der  parlnmentariaciien  Körpenclulla 
ihre  Mitglieder  xu  beatraJea  wird  Dua  aber  nicht  nur  eine  DiBciplixiai^,  «wi- 
dern auch  eine  vollkommen  richterliche  Gewalt  hergeleitet,  kraft  welcher  ühef 
die  Abgeordneten  Ordnungsruf,  Worten tziehxing  nnd  im  schlimmsten  F«llc, 
auch  andere  Strafen,  wie  insbesondere  Freiheitsstrafen  /u  verhmigen  äud 
Wenn  das  auch  in  Amerika,  so  viel  bekannt,  nicht  vorgekommen  ist,  so 
scheint  es  doch,  »1«  oh  nach  Ansicht  der  tunerikanischen  Pubhcisten  the 
h'f^slativen  Körperschallen  der  Union  nach  Vorbild  der  englischen  am 
MachtvoUkommonhoit  besitzen,  wie  denn  überhaupt  denselben,  auch  mrt 
Riickeicbt  auf  andere,  ausserhalb  ihrer  stehende  Personen,  der  Ghinkter 
eines  Gerichtshofs  beigelegt  wird."  .Schlisf  a.  a.  O.  8.  91. 
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ist  sie  sogar  geringer  als  die  den  deutschen  Reiclistagsabgeord- 
neten  zustehende;  von  der  ünstatthaftigkeit,  die  Kongressmitglieder 
während  der  Session  einem  Strafverfahren  zu  luitei'stellen,  ist,  so- 
weit dasselbe  nicht  mit  persönlichen  Vorladungen  verbunden  ist, 
nach  amerikanischem  Staatsrecht  keine  Rede:  noch  weniger  hat 
es  die  Verfassung  der  transoceanischen  Repubük  für  angemessen 
und  erspriessUch  gehalten,  dem  Kongress  einen  Eingriff  in  den 
Lauf  der  schon  vor  Eröffnung  der  Session  begonnenen  Rcchts- 
verfolgung  zu  gestatten.  Der  grösste  unter  allen  republikanischen 
Staaten  der  Welt  hielt  es  nicht  für  nothwendig,  den  Mitgliedera 
seiner  gesetzgebenden  Versammlungen  eine  weitreichende  Aus- 
nahmestellung zu  verleihen ,  er  war  offenbar  der  Ansicht ,  dass 
auch  ohne  diesen  Einschnitt  in  die  Rechtsgleichheit  die  Repräsen- 
tanten und  Senatoren  in  der  Lage  wären,  ungefährdet  und  ohne 
jegüche  Hinderung  ihre  Funktionen  auszuüben,  und  wie  die  bisherige 
Verfassungsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten  gezeigt  hat,  haben 
sich  aus  dem  Mangel  weitergehender  Vorschriften  keinerlei  Uebel- 
stande  ergeben,  vielmehr  hat  das  geltende  Recht  vollkommen  ge- 
nügt, um  auch  in  den  Zeiten  der  im  höchsten  Masse  erregten 
poUtischen  Leidenschaften,  auch  in  der  Zeit  des  erbitterten  Bürger- 
krieges dem  Senate  und  dem  Repräsentanteohause  die  nothwendige 
Freiheit  der  Bewegung  zu  sichern. 

Schweizer  EldgeuosaenBcbaft. 

Gesetz  vom  9.  Dezember  1850  über  die  Verantwortlichkeit  der  eid- 
gendsuBchen  Behordea,  Art.  1.  Qesetz  vom  23.  Dezember  1851  ülier  die 
politischcti  und  polizeilichen  Garantien  ku  Gunatea  der  Eidgenoesenachaft, 
Art  1  und  2"). 

Die  gesetzgebenden  Vereammlungen  der  Schweizer  Eidgenossen- 
schaft, deren  Mitglieder  sich  gewisser  Immunitäten  erfreuen,  sind 
der  Nationalrath  und  der  Ständerath,  die  zusammen  die  Bundes- 
versammlung bilden.  Die  persönliche  Unverantwortlichkeit  beider 
Räthe  fiir  ihre  Abstimmungen  und  Meinungsäusserungen  innerhalb 
derselben  wird  durch  die  zuerst  angeführte  Gesetzesbestimmung 
anerkannt.    InhaltHch  derselben  werden  die  Mitgheder  der  Bundes- 


'')    Orelli,    Da»   Staatsrecbl    der   Bchweizeriachen    EidgenosseDscbaft., 
Mjlrmdakdsex'b  Uaudbucb.  Freiburg  1885  S.  32. 
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Versammlung  für  die  üebertretung  des  Reglements  nach  Massgabe 
dieses  von  der  betreffenden  Behörde  disciplinarisch  l)ehandelt;  sie 
sind   dagegen    für  ihre  Abstimmung   niemals  einer   Behörde  rer- 
antwortlicb  und  es  kann  gegen  sie  niemals  eine  hierauf  hczü^die 
Klage  bei  den  Gerichten  anhängig  gemacht  werden.    Die  Fonnn- 
lirung   dieser  Bestimmung    könnte   den  Schluss  nahelegen,   ämt 
auch  ausserhalb   der  Versammlung  von  den  Mitgliedern  gethaatl 
Aeusserungen  durch  die  Unverantwortlichkeit  gedeckt  würden,  die 
Praxis  bezieht  die  Bestimmung  jedoch  nur  auf  die  innerhalb  der 
Vei*samiulung    ausgesprochene    Aeusserung ").      Durch    die   u 
zweiter  Stelle  genannten  Vorschriften   ist  den  Mitgüedem 
Versammlungen  ein  weitreichender  Schutz   gegen  Verhaftung  xn- 
gesichert  worden.     Nach  Art.  1  des  Gesetzes  vom  23.  Dezeanber 
1851  kaim  gegen  die  Mitgheder  des  National-  imd  StäaderaÜWi 
während  der  Dauer  der  Versammlung  eine  polizeiliche  oder  g:^ 
richtliche  Verfolgung   wegen  Verbrechen   und   Vergehen,    welcb« 
sich  nicht  auf  ihre  amtliche  Stellung  bezichen,  nur  mit  Zustimmung  j 
derjenigen  Behörde  stattfinden,  welcher  sie  angehören,  ausserdem 
kann  keine  dieser  Personen  ohne  Zustimmung  der  Behörde,  weicht 
über  die  Statthaftigkeit  der  gerichtUchen  Verfolgung  entscheidet,, 
verhaftet  werden,   es   sei  denn    bei  Vertibung   eines  VerbredttOi' 
auf  frischer  That.     In  diesem  Falle  kann  sich  die  Polizeibehörde- 
ihrer  zu  Händen  der  Bundeshehörde  versichern,  welche  über  dio 
Fortdauer   der  Haft   zu   entscheiden  liat.     Steht  ge^en  dieselben 
die  Anschuldigung  wegen  eines  auf  die   amtUche  Stellung  bezüg- 
lichen Vorbrechens   und  Vergehens  in  Frage,   so  ist  die  gencht 
Hebe  Verfolgung  von  dem  Beschluss  der  Bundesversammlung  ah 
hängig,    der   nur  erfolgen  darf,    nachdem  dem  Angeklagten  wi 
schriftlichen  oder  mündlichen  Vertheidigung  Gelegenheit  ge 
wurde.     Entscheiden  sich  beide  Räthe  zu  Gunsten  der  ErLebonjl 
der  Anklage,  so  wird  von  jedem  durch  das  Loos  eine  Komniissjou 
zur  näheren  Untersuchung  der  Sache  bestellt.  Finden  beide  Bätlur 
auf  den  Bericht  dieser,  dass  dei*  Angeklagte  sich  eines  Vergehens 
schuldig  gemacht  hat,  so  ist  er  dem  Bundesgericiit  zu  überweiseu. 
Die  Immunität  der  National-  und  Stäuderäthe  bei  allen  AuÄchul-] 
">  Orelli  b.  a.  0.  8.  82. 
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digimgen  wegen  nicht  auf  ihi'e  amtliche  Stellung  bezüglicher  Ver- 
brechen und  Vergehen  ist  hiernach  eine  ziemlich  umfassende,  sie 
erstreckt  sich  auf  jede  Straf\'erfolgung  einschliesshch  der  Verhaf- 
tung, und  auch  hei  der  Ergreifung  auf  liandhafler  That  ist  die 
Zustimmung  der  betreffenden  Versammlung  erforderlich,  wenn  das 
in  Gewahrsam   genommene  Mitglied  verhaftet  bleiben  soll.     Die 

Elstreckung  einer  Civilhaft  ist  ausnahmslos  unstatthaft;  die 
tweilige  Versicherung  der  Person  eines  Stande-  oder  National- 
Ls  bei  der  Betrefliing  auf  haodhafter  That  ist  nur  statthaft, 
|lrenn  ein  Verbrechen  im  technischen  Sinne  vorliegt,  während  bei 
pincm  geringeren  DeUkt  ohne  Zustimmung  der  Versammlung  kein 
techritt  gegen  den  Thäter  unternommen  werden  darf;  dagegen 
sieht  das  Gesetz  den  beiden  Räthen  kein  Recht,  auf  den  Fort- 
jgang  des  bereits  vor  Eröffnung  der  Session  gegen  eines  ihrer 
i^itgUeder  eingeleiteten  Verfalirens  henmiend  einzuwirken  oder  die 
iPreilassung  der  vor  diesem  Zeitpunkte  verhafteten  fih'  die  Dauer 
jder  Session  zu  verlangen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Haft  eine 
iCivilhaft,  eine  Untersuchungs-  oder  Straf haft  ist;  in  dieser  Be- 
piehung  hat  also  die  repubUkanische  Schweiz  die  Mitglieder  der 
'gesetzgebenden  Vorsammlung  mit  einer  weit  geringeren  Privilegi- 
erung ausgestattet,  als  die  deutsche  Monarchie,  ohne  dass  in  Folge 
der  minder  weitgreifenden  Ausnahmestellung  die  Thätigkeit  der 
"beiden  Theile  der  Bundesversammlung  seither  irgend  eine  Be- 
einträchtigung erfahren  hätte.  Sowohl  Nationalrath  wie  Stände- 
jrath  haben  unter  der  Herrschaft  der  vorstehenden  Bestimmungen 
jjihre  gesetzgeberische  Thätigkeit  innerhalb  des  Ralunens  der  ihnen 
,  verfassungsmässig  zustehenden  Kompetenzen  voU  nach  allen  Seiten 

Ihin  entfalten  können ,    und   trotz   der  ihnen  fehlenden  Befugnisse 
jnir  Sistirung   des  Laufes   der  Justiz   hat   man    nicht   die  Wahr- 
nehmung machen  können,  dass  die  Volksvertretung  nicht  in  ans- 
treichender Weise  gegen   die    chikanöse  Femhaltung  missHehiger 
IMitglieder  von  ihren  Verhandlungen   und  Berathungen  geschützt 
■i|»  Vergleichen  wir  den  Inhalt  der  Tnimunität  nach  dem  achweize- 
^rechen  Staatsrecht  mit  der  Immunitlit  des  Staatsrechts  der  vor- 
hin genannten  Republiken,    so  ergiebt  sich,   dass  sie  nach  Mass- 
gabe des  ersteren  weiter  geht,  als  nach  Massgabe  des  nordameri- 


kanischen   Rechts,    wälirend   sie    dagegen   von    dem  Inhalt  und] 
Umfang,  den  das  französische  Recht  ihr  giebt,    wesentUch  übw«] 
rtügelt  wird;    es    ergiebt   sich  weiter,    dass  die    heiden  SlMlea,] 
welche  die  republikanische  Staatsfonu    seit  ihrer  Entstehung  be- 
sitzen, die  Privilegirung  der  Volksvertretung  bei  Weitem  nicht  so 
weit  ausdehnen,    wie   der  Staat,    der  noch  nicht  zwei  Jahrzelint« 
sich  derselben  erfreut.    Die  Aengstlichkeit,  mit  welcher  der  franzö-] 
sische  Staat  seine  Volksvertretung   gegen  die   Möglichkeit  eiflefj 
tendenziösen  Verhinderung   ihrer  Mitgheder  an   ihrer  Thätij 
zu  schützen  sucht,   ist   dem  Gesetzgeber  Nordamerika's   und 
Schweizer  Eidgenossenschaft  nicht   in  gleichem  Grade  eigen  ge-' 
wesen  und  er  brauchte  ihnen  um  desswillen  auch  nicht  eine  iml| 
den  Prinzipien  des  modernen  Rechtsstaates,  mit  den  Konsequenzen  | 
des  obersten  Grundsatzes  modernen  Staatslebeus,   der  Gleichlicitl 
ADer  vor  dem  Gesetze,    so  bedeutsam  im  Widerspruch  stehende 
Auaualimestelhmg  zu  verleihen,    wie  der   französische,   er  konolej 
es   darum    auch   wagen,    die  Volksvertretung    auch  während  dcrj 
Dauer  der  Sitzungsperioden  der  Herrscliail  des  gemeinen  Recktej 
in  viel  höherem  Grade  zu  unterwerfen,  als  es  seitens  des  letÄtenaj 
geschah. 

Oeaterreiob- Ungarn. 
Für  Aw  Liindcr  der  österreichischen  Motiarchio  mit  Ausnahme  tel 
Länder  der  UDgiunacben  Kroae  gelteu  in  Ansehung  der  Inimimität  der  Volkr 
Vertretung  folgende  Bestimmungen :  Die  Mitglieder  des  Reichsrathes  rai 
der  Landtage,  die  Delegirten  des  Reichrathes  imd  die  Mitf^lieder  der  Staib- 
Bchuldeukomraisaion  können  wegen  der  in  Aasübong  ihres  Berufes  gcthucD 
Aeusserungen  nur  von  dem  Hause ,  welchem  sie  angehören ,  «or  Veruit- 
wortuDg  gezogen  werden ,  eine  Zun'erantwortungziebung  wegen  ihrer  Ab- 
atimmmigen  ist  dagegen  niemals  zulässig.  Die  Mitglieder  des  Reiohsntlwi. 
der  Delegation  und  der  Landtage  können  während  der  Dauer  der  Scwm 
wegen  einer  strafbaren  Handlung  ohne  Zustimmung  des  Haasca,  den  M 
angehören,  weder  gerichtlich  verfolgt  noch  verhaftet  werden,  ausgcnoaillMi 
den  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That.  Auch  in  diesem  Falle  man  dfs 
Hause,  welchem  der  Verhaftete  angehört,  sofort  von  der  Verhaftung  Hilr 
theihmg  gemacht  werden.  Auf  Verlangen  des  Hauses  muss  die  Hafi  wihreod 
der  Dauer  der  Sitzungsperiode  unterbrochen  und  die  Verfolg^g  ^ngeatflK 
werden,  und  das  Haus  hat  endlich  die  Befiigniss,  diese  Unterbrechung  a]ii| 
SinstcUnng  wahrend  der  Sitzungsdauer  auch  dann  verlangen  m  dorfeo,  ««v  \ 
die  Haft  ausserhalb   der  Sitzungsperiode  gegen  ein  Mitglied  verhSogt  oitri 
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die  Untersuchung  gleichfalls  ausserhalb  der  Sitzungsperiode  eingeleitet 
wurde"). 

Die  durch  diese  BcstimmuDgen  gewälirleistete  Ausnahme- 
stellung hat  im  Wesenthchen  denselben  Inhalt,  wie  die  Immunität 
der  Mitglieder  des  deutschen  Reichstages;  der  Personenkreis, 
welchem  die  persönliche  ünverantwortlichkeit  zugesichert  ist,  ist 
grösser  als  derjenige,  welchen  die  Verfassungen  in  den  bislier 
erwähnten  Staaten  damit  hewidmen,  indem  sie  auch  die  von  dem 
ßeichsrathe  ernannten  Delegirten  und  die  von  ihm  in  die  Staats- 
schuldenkommission gewülilten  Iblitghedcr  uiofasst.  Im  Uebrigen 
geben  die  Bestinmiungen  zu  keinen  besonderen  Bemerkungen  An- 
lass;  hervorzuheben  ist  jedoch,  dass  die  Praxis  trotz  des  Wort- 
lautes der  Vorschriften  annimmt,  das  Verbot  der  Verliaftung  habe 
nicht  nur  die  Untersuchungshaft,  sondern  auch  die  Strafhaft  zum 
Gregenstand;  die  enge  Verbindung,  in  welcher  die  Regelung  der 
Ergreifung  eines  MitgUedes  des  Reichsrathes  mit  dem  Satze  steht, 
der  dem  Hause  das  Recht  verleiht,  die  Unterbrechung  dieser 
Haft  zu  verlangen,  könnte  allerdings  als  beweiskräftiges  Ai'gument 
daiiir  angeführt  werden,  dass  eine  andere  Freiheitsentziehung  als 
die  zu  Untersuchungszwecken  bei  der  Normirung  der  ganzen 
Materie  gar  nicht  in  Frage  gekommen  ist.  Indessen  bat  die 
Praxis,  wie  bemerkt,  eine  andere  Ansicht,  Die  Immunität,  wie  sie  in 
diesen  Vorscluiften  geregelt  wird,  ist  nur  eine  strafrechtliche  imd 
eine  strafprozessuale,  die  Ci\'illiaft  wird  in  ihr  nicht  behandelt. 
Die  Ausdehnung  der  Inwnunität  auf  die  Mitglieder  der  Landtage 
folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  der  staatsrechtlichen  Stellung  dieser, 
da  sie  wirkliche  gesetzgebende  Vei*sammlungen  sind,  me  die 
Landtage  der  Grhedstaaten  des  deutschen  Reichs,  und  nicht  ledig- 
lich Provinziallandtage.    Gesetz  vom  3.  Oktober  1861  §  2. 

Weiter  als  die  Ausnahmestellung  der  Mitglieder  des  Reichs- 
rathes und  der  österreicliischen  Landtage  geht  die  Immunität, 
welche  den  MitgUedem  des  ungarischen  Reichstages  zusteht,  sie 
erstreckt  sich  auf  die  ganze  Dauer  der  dreijährigen  Mandatszeit, 
erfasst  also   auch  innerhalb  einer  Legislaturperiode  die  Zeit  von 


*•)    ÜLBRICH,     Staatsrecht    der    österreichiBcb  -  ungarischen    Monarchie, 
Marquardsen's  Handbuch,  Freibarg  1884  S.  12. 
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dem  ScWusse  des  Reichstags  bis  zu  seiner  Wiedereröf&iung;  sio 
Imt  weiter,  im  Gegensatz  zu  der  bisher  dargestellten  Immunität, 
die  Unstatthafligkeit  joder  gerichtlichen  Belanguug  eines  Abgeord- 
neten zum  Inhalt,  gleichviel  auf  welchem  Gmnde  dieselbe  aafli 
bemhen  mag,  sofern  sie  mit  persönlicher  Dotention  des  Abgeord- 
neten verbunden  ist  ").  Der  ungarische  Reichstagsabgeordnete 
erfreut  sich  hiernach  während  der  Dauer  seines  Mandates  einer 
durchaus  exemten  Stellung  gegenüber  der  Rechtspflege,  er  kaim 
unter  dieser  Voraussetzung  weder  civil-  noch  strafrechtlich  eijier 
Verfolgung  unterzogen,  er  kaim  weder  in  Straf-  noch  Civüsachen 
verhaftet  werden,  er  geniesst  somit  eine  Rechtsstellung,  wie  sie 
sonst  eigentlich  nur  noch  den  exterritorialen  Personen  zu  Tbeil 
wird. 

Niederlande. 
Nach   dem   die  Vi^rrsssung  vou  1848  abändernden ,  jodoeh  für  die  Tra 
munitat  keine  Refi»rm  cinfiilirenden  Gesetze  von  1887  dürfen  die  Mi^Ui^tft 
der  Genenüfitaaten   wegen   der   von    iimen   in   der  Veraammlunj?  gethaae« 
Aeuaaerung  kpiner  gerichtlichen  Verfolgung  unterBOgon  werden. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Verfassungsartikels  ist  allerdings 
nicht  die  Meinungsäusserung  sondern  nur  die  Abstimmung  mit 
dem  Privilegium  der  Straflosigkeit  bekleidet,  indessen  nimmt  die 
Auslegung  auf  Grund  der  Gesetze,  über  die  Gemeinde-  and 
Proviuzialvertrctung  an,  dass  der  Sinn  weiter  geht,  als  die  Wort- 
fassung, und  folgert  darum,  dass  die  Unverantwortlichkeit  der 
Mitgheder  der  Generalstaaten  sich  nicht  minder  auf  ihre  Ab- 
stimmung wie  auf  ihre  Meinungsäusserung  erstreckt  "). 

Eüne  weitere  Privilegierung  hat  denselben  weder  die  Ve^ 
fassung  noch  irgend  ein  anderes  Gesetz  eingeräumt;  es  kann 
darum  auch  gegen  sie  während  der  Dauer  der  Sitzungen  ein  zivil- 
oder  strafrechtliches  Verfalireu  eingeleitet,  sie  können  wie  jeder 
andere  Bürger  verhaftet  werden,  und  es  ist  der  Kammer  kein 
Recht  verliehen,  fiir  tlie  Dauer  der  Session  in  dieser  oder  irgend 
einer    anderen    Beziehung    eine    Ausnahmestellung    verlangen  «u 

")  Ulbrich  a.  n.  O.  8.  158. 

**)  Hartog,  Das  Staatsrooht  des  Königreichs  der  Niederlande,  iu  Mm^ 
quanlBen's  Handhuch,  Freiburg  1886  S.  äL  Diu  VerfasBungareform  vou  It^* 
ist  abgedruckt  in  Caliscq,  De  Grondwet  van  1887  (Greeveoinge  1887), 
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ürfen;  die  Verfassnng  schreibt  zwar  in  Artikel  164  vor,  dass  die 
itglieder  der  Generalstaaten  wegen  Amtsverbrechen  nur  vor 
em  obersten  Gerichtshof  der  Niederlande,  dem  Hooge  Raad,  ver- 
bigt werden  können;  aliein  diese  Vorschrift  kann  nicht  zu  den- 
nigen  gezählt  werden,  welche  den  Mitgliedern  der  Volksvertretung 
e  Inunimitätsstellung  gewÜhren,  sie  enthält  vielmehr  ein  soge- 
auntes  Privilegium  odiosunij  da  gegen  die  Erkenntnisse  des  obersten 
erichtshofs  keinerlei  Rechtsmittel  zuljissig  sind,  derselbe  vielmehr 
in  erster  und  letzter  Instanz  entscheidet.  Die  nach  der  frühem 
Gesetzgebung  bestehende  Ausdehnung  dieses  Privilegs  auf  alle 
Verbrechen,  welche  Abgeordnete  während  der  Dauer  ilires  Mandats 
begingen,  ist  durch  die  Verfassung  von  1 848  beseitigt.  Uehrigens 
ist  die  praktische  Bedeutung  dieses  Privilegs  keine  sehr  erhebliche, 
<ia    nach    dem    neuen    Strafgesetzbuch    für    das    Königi-eich    der 

Ilniederlande  nur  Bestechung  und  die  Veröffentlichung  geheim  zu 
haltender  Akten,  Mittheilungen  und  Erörterungen  als  Amtsilelikte 
der  Mitgheder  der  Generalstaaten   betrachtet  werden  können  '^). 
IHe    Niederlande    gehören    hiernach    zu    denjenigen    Staaten,    in 
velchen   die    Immunität   der  Volksvertretung   die  geringste  Aua- 
debnung  sowie  den  geringsten  Inhalt  besitzt;   abgesehen  von   der 
persönlichen    Unverantwortlichkeit     stehen     die     Mitglieder     der 
Generalstaaten  vollkommen    unter  der  Herrschaft   der  Satzungen 
des  gemeinen  Rechts,  und  dieser  Rechtszustand  wird  auch  durch 
die    neuste  Verfassungsänderung   mit  Nichten  geändert,    Beweis 
genug,    dass    man    keinen  Grund   zur   Unzufriedenheit   mit   dem 
geltenden    Rechte    hat    und   kein    Anlass   geboten  ist,    dasselbe 
in    der  Richtung   einer  Erweiterung    der  Immunität   abzuiindem. 
Die  SteUimg,   welche  dieselbe  nach  dem  niederländischen  Staats- 
recht besitzt,  ist  um  so  beachtenswerther,  als  die  niederländische 
Verfassung   unter  dem  Einfluss  der  Bewegung   des  Jalu'es  1848 
eiitatand,  als  sie  sich  dadurch  charakterisirte,  dass  sie  den  Mittel- 
klassen  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung    ge- 
stattet, als  sie  die  den  Generalstaaten  zustehenden  Kompetenzen 
im  Vergleiche  zu  früher  nicht  unerheblich  erweitertj  also  offenbar 

'*)  Art.  84    und  Art.  362,  363    des    niederläcdiscLeu   St,-G.-B.    vom 
3.  März  1681. 

88« 
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Ideen  und  Tendenzen  Rechnung  getragen  hat,  welche  in  andoD 
Staaten  xu  einer  möglichst  weiten  Ausdehnung  der  pai-laments 
sehen  Immunität  fuiirteia.  Wie  wenig  der  niederländische  Gesct 
geber  der  so  sehr  verbreiteten  Ansicht  huldigte,  dass  ein  freie 
Verfassungsleben  ohne  weitreichende  Ausnahmestellung  der  Depa^ 
tirten  nicht  bestehen  könne,  zeigt  nm  besten  der  Umstand, 
er  nicht  einmal  ausdrücklich  die  unbeschränkte  Redefreiheit  an' 
erkannte,  sondern  es  der  Doktrin  und  Praxis  überliess,  dieselbe 
aus  dem  Inhalt  verschiedener  Gesetze  abzuleiten. 

Haben  unter  den  bisher  betrachteten  Staaten  Frankreich  und 
Ungarn  die  Herrschaft  der  Justiz  zu  Gunsten  der  Immonit&t  dw 
Abgeordneten  am  weitesten  durchbrochen,  so  hat  umgekelirt  der 
niederländische  Verfassungsstaat  den  Gmndsatz  der  Gleichheit 
Aller  vor  dem  Gesetze  auch  auf  die  Mitglieder  der  geset2gehend<>ii 
Versammlung  so  gut  wie  ohne  Einschränkung  und  ohne  Ausiwhmp  ^ 
angewendet. 

Schweden. 

Die  schwedische  Regiorungflfoni)  vom  6.  Juni  1809,  eines  der  Giuxrf- 
gesetze,  bestimmt  in  §  110,  dass  kein  Rcichstaffsabgeordneter  wegen  der  ton 
ihm  in  seiner  Eipenschnft  als  solcher  gemachten  Aeueserangeu  und  T0^ 
genanmicnen  Handlungen  angeklagt,  oder  seiner  Freiheit  beraubt  werden 
kann,  wenn  dies  nicht  die  Kammer  durch  einen  ausdrücklichen  Beachlvt 
gestattet  hat;  ein  solcher  Bescbluss  ist  nur  gültig,  wenn  V<  der  dahd  a)" 
gegehenen  Stimmen  sich  dafür  erklärt  haben.  Die  Anklage  wird  ilstlanii 
bei  dem  ordentlichen  Richter  anhängig  gemacht.  Es  ist  anerkannt, 
diese  Immunität  den  Reichstagsabgeoi'dneten  auch  in  dem  Falle  Htttehtl 
wenn  der  Reichstag  nicht  versammelt  ist.  Weiter  bestimmt  derselbe  Artikel, 
dass  als  Verrath  zu  betracltteu  und  von  dem  Reichstag  in  gesetzhcher  Weise 
EU  bestrafen  ist,  wenn  Jemand,  sei  es  aus  eignem  Autriebe,  sei  e«  in  Folgt 
der  Ausnihrung  eines  erhaltenen  Befehle  versucht,  gegen  den  B«ichft4)(] 
dessen  Kammern,  Konütde  oder  gegen  einen  einzelnen  ReichstagBabgeoi 
Qewalt  zu  üben  oder  den  Friedeji  desselben  während  seiner  Beratbuxigni 
und  Entscheidungen  zu  stören;  wird  ein  Reichstagsabgeordneter,  wihraiJ 
der  Reichstag  versammelt  ist,  auf  der  Reise  zu  demselben  oder  auf  il* 
Rückreise,  wenn  man  weiss,  dufis  er  sich  in  Amtsthätigkeit  befindet,  w'rt  i 
oder  thätlich  beleidigt,  ao  wird  diess  nach  Massgabe  der  Vorschriften  •■ 
die  Bestrafung  von  Gewaltthätigkeiten  und  Drohungen  gegenüber  königli*'h«i 
Beamten  bestraft,  und  diess  gilt  auch  für  den  Fall,  daaa  ein  ReicLsta^ 
abgeordneter  ausserhalb  des  Hauses  von  einem  andern  wörtlich  odeo"  thitljci 
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beleidift  wird").  Aus  dieser  BestimmDDg  ist  ersiohtlioh,  daas  onier  den 
Haodlongeo,  welche  wh  Verrmtb  aazasehen  and  tod  dem  Reichstage  ili 
solcher  zu  bestrafen  sind,  nur  diejenigen  verstanden  werde-o,  die  den  Reichs- 
tag als  solchen,  nicht  lediglich  den  einzelnen  Abgeordneten  bedrohen.  Weitere 
Privilegien  enthalt  die  schwedische  Reichstagsordnung  vom  32.  Juni  18^ 
in  §  111.  Inhaltlich  dieser  Vorschrift  kann  kein  Reichstagsabgeordneter, 
welcher  eines  groben,  mindestenfi  mit  zweijähriger  Strafsrbeit  bedrohten 
Ver^hens  schuldig  wird,  verhaftet  werden,  bevor  der  Richter  nach  ange- 
stellter Untersuchung  einen  Grund  dafür  findet,  ausgenommen  den  Fall  der 
Ergreifung  auf  irischer  That.  Sofern  jedoch  der  Abgeordnete  anf  eine 
erhaltene  Vorladung  hin  sich  bei  Oericht  einfindet,  kommen  die  allgcmeinea 
stis^rozessualen  Bestimmongen  zur  Anwendung.  In  allen  andern  Fällen 
kann  ein  Reichstagsabgeordnetcr  nur  mit  Zustimmung  der  Kammer,  welcher 
er  angehört,  verhaflet  werden,  und  zwar  ohne  Rücksioht  darauf,  ob  der 
Reichstag  versammelt  oder  nicht  versammelt  ist. 

Das  schwedische  Verfassungsrecht  unterscheidet  hiernach 
zwischen  schweren  und  leichten  Vergehen,  die  einem  Abgeordneten 
zur  Last  fallen;  bei  ersteren  ist  die  Ausnalimestellung  der  Abge- 
ordneten nur  unbedeutenden  Inhaltes,  während  sie  bei  letztem 
das  Verbot  der  Verhaftung  ohne  Zustimmung  der  Versammlung 
zum  Gegenstand  hat;  das  Verbot  erstreckt  sich  auf  die  ganze 
Dauer  des  Mandates,  nicht  nur  auf  die  Zeit,  während  welcher  das 
Parlament  versammelt  ist;  bei  diesen  Delikten  darf  selbst  im 
Falle  der  Ergi-eifung  auf  handliafter  That  eine  Verhaftung  ohne 
Zustimmung  der  Kammer  nicht  erfolgen.  Gegen  die  Einleitung 
einer  Untersuchung,  die  nicht  mit  Verhaftung  verbAinden  ist ,  findet 
ein  Schutz  nicht  statt,  eine  Befugniss  zum  Eingriff  in  das  Ver- 
fahren ist  dem  Reichstag  nicht  verliehen,  so  dass  der  in  zulässiger 
Weise  verhaftete  Deputirte  durch  kein  Votum  des  Hauses  für  die 
Dauer  der  Tagung  in  Freiheit  gesetzt  werden  kann;  dass  unter 
der  Freiheitsentziehung,  gegen  welche  Abgeordnete  geschützt  sein 
Bollen,  nicht  nur  die  Untersuchungshaft,  sondern  auch  die  etwa 
statthafte  Zivilliaft  verstanden  wird,  überhaupt  jede  Verhaftung, 
gleichviel  auf  welchem  Grunde  sie  beruht,  scheint  aus  §  111  der 
Reichstagsordnung  hervorzugehen;  nur  bei  der  Anschuldigung 
eines  schweren  Verbrechens  ist  von  der  Zustimmung  der  Kammer 


*•)  AscSBBOCO,    Staatsrecht  der  vereinigten  Königreiche  Schweden  und 
Norwegen,  Freihurg  188ß  S.  M. 
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als   Erfordemiss    der  legalen  Verhaftung  abgesehen    worden,   ia 
allen   anderen  Fällen,    in  welchen  Veranlassung  zur   gefönglicbci) 
Einziehung  eines  Abgeordneten  gegeben    ist,   ist   die  Zulässigkeit 
derselben  von  der  vorherigen  Zustimmung  des  betreffenden  Haases 
des    Reiclifitags    abhängig.     Während   insoweit    das   schwedisclA 
Staatsreeht  rait  dem  Staatsrecht  der  meisten  Verfassungsstaaten  iai 
Wesentlichen  übereinstimmt,  weicht  es,  was  die  Regelung  der  persirn- 
lichon  Uuverantwortlichkeit  des  Abgeordneten  betrifft,  in  bemeHtens 
werther  Weise  von  ihm  ab,  indem  es  einerseits  auch  für  die  ron 
ihm  in  Ausübung  seines  Berufes  ausgesprochenen  Meinungen  und 
vorgenommenen  Handlungen    eine   gerichtliche   Verfolgung  UDt«r 
gewissen    Voraussetzungen    zulässt,    andi'erseits    das    Verbot  der 
gerichtlichen  Verfolgung,  sofern  diese  Voraussetzungen  nicht  vor- 
handen sind,  mcht  nur  auf  die  Aeusserungen  beschi-änkt,   welche 
der  Abgeordnete  als  solcher  mi  Reichstage  thut,   sondern  aach 
auf  die  von  Dmi  ausserhalb  desselben   aber  in  seiner  Eigenschaft 
als  Mitglied  abgegebenen  Erklämngen  erstreckt.     Dass  die  Ver- 
fassung   die   in    den   Gesetzen    anderer   Staaten   befindliche  Be- 
schränkung der  Straflosigkeit  auf  die  innerhalb   des  Pariamen 
berufsmässig   gothanen  Aeussenmg    nicht   aufnehmen  woHte, 
geht   vor  Allem   aus   der  Bestimmung  hervor,  dass  das  Privileg^ 
der  Dnverantwortlichkeit  TÜcht  nur  dann  in  Anspruch  genommi 
werden  kann,    wenn  der  Reichstag  versammelt  ist,    sondern  aucb 
in  dem  Falle,  wenn  diese  Voraussetzung  nicht  zutrifft.    Der  seinen 
Wiililern  über  seine  Thütigkeit  Bericht   erstattende  Abgeordnet« 
wird   hiernach   unbedenklich    die   Immunität   des    §  111    für  sich 
anrufen   düi'fen.     Diese   Ausdehnung  der   persönlichen  ünverant- 
wortlichkeit  ist  so  erheblicher  Natur,   dass  sie  die  Beschräiikun 
der  Exemtion  vom  Gerichtszwang,  welche  das  schwedische  Si 
recht  im  Vergleiche  mit  andern  Staatsrechten  enthält,   wohl 
wiegen  dürfte,  und  es  bedarf  wohl  keiner  weitläufigen  Ausfühmn^ 
dass  eine  solche  Erweiterung  der  Ausnahmestellung   als  hochbe- 
deiiklich  bezeichnet  werden  niuss,  ganz  besonders  in  einem  Landf, 
in   welchem    das  Pai'iament  Neigung    zeigt,    sich    ausserL<üb  des 
Rahmens    seiner    Kompetenzen    hegende    Befugnisse    anzumassen 
und  in  die  Praerogative  der  Königlichen  Gewalt  überzugreif«i' 


i 
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SorvegeB. 

Nach  dem  "Sormr^aAok  GmidfeMa  tob  4.  Xareaüwr  1814  §  CS 
koni^n  die  Mitglieder  des  Scorüdag  weder  wHaead  ikre*  Anfandiaites  an 
demselben  noch  aof  der  Hm-  irad  Bückrebe  reriiaftet  veiden.  aiegeDOOBMa 
den  Fan  der  Ergreifsag  auf  fnsther  Thar.  AasserbJb  des  Stortlnng  könnea 
sie  wegen  ihrer  daselbst  geinssertcn  Meinnncen  nidit  zxir  Yerantwotimg  ge- 
zogen werden,  innerhalb  deaaelben  ist  dies  jedoch  statthaft  and  zw  gwchiehit 
die  ZorTerantwuituignchDi^  entweder  im  Wege  der  diadidinarisehen  Ahndnag 
oder  nach  Massgabe  des  Verantwortlidikettageaetxes  {  12  imd  §  13  im 
Wege  des  TerCünens  vor  dem  Reichsgericht  *^  Xadi  diesen  Bestimmmigai 
können  die  Mitglieder  des  Storthii^.  wenn  sie  die  Ehrerbietong,  die  man 
dem  König  sdmldig  ist ,  oder  die  Achtung  gegen  fremde  Machte  Terfetuen. 
oder  Torntzlidi  nnrichtige  Angaben  machen,  durch  das  Oddsding  Tor  don 
Beidisgeriehl,  welches  ans  den  Mitgliedem  des  Lagthing  nnd  des  obersten 
Gerichtshofr  besteht,  angeklagt  werden,  ein  Fall,  der  öbrigens  bisher  noch 
nicht  eintrat  *").  Begehen  die  Mitglieder  des  Storthing  strafliare  Haadfamgen 
nicht  in  ihrer  Eigennchaft  als  Storthit^^sminner ,  so  können  sie  dieserhalb 
verfolgt  and  angddagt  werden,  ohne  daas  es  der  Gendimignng  des  Stcwthing 
bedail 

Hiemach  ist  die  Immiiziität  der  YcJksferlretiuig  in  Norwegen 
vid  beechrSnkter  ak  in  Sdbweden,  trotzdon  die  norwegische  Yer- 
£EU8iing  dem  Pariament  eine  weitere  Machtsteflong  önräumt,  als 
die  schwedische.  Zonädist  ist  die  personliche  Unrerantwortlich- 
keit  der  Storthingsmänner  nicht  dieselbe,  wie  die  der  schwedischen 
Beichstagsal^eordneten ;  wenn  aach  für  die  im  Storthing  gethanen 
Aensserangen  nnd,  wiewohl  diess  nicht  ansdrückUch  gesagt  ist, 
für  die  Abstimmungen,  im  Allgemeinen  die  Straflosi^eit  aner- 
kannt ist,  nnd  wenn  auch  die  Mö^chkeit  einer  Verfolgung  wegen 
gewisser  Aenssemngen  nicht  viel  zu  bedeuten  hat,  so  bildet  doch 
schon  die  Thatsache,  dass  eine  Aensserong  im  Parlamente  einer 
gerichtlichen  Verfolgong  unterstellt  werden  kann,  eine  bedeutsame 
Abwächnng  Ton  der  sonst  fast  allgemein  anerkannten  Unstatt- 
haftigfceit  der  strafirechtlichen  Verfolgung  einer  im  Pariamente 
geansserten  Meinung.  Sodann  ist  auch  die  Exemtion  Ton  dem 
Grerichtszwang  eine  wesentlich  andere  ab  anderwärts.  Von  der 
Befugniss  des  Parlaments,  den  Lauf  der  Justiz  zu  henmien,  ist 
keine  Bede,   aber   auch   die    strafgerichtUche   Verfolgung    eines 

")  AscHKHOce  a.  a.  O.  S.  139. 
**)  AMUBDca  a.  a.  O.  S.  201. 
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Stortliingsraaunes  ist  ohne  Weiteres  gestattet,  sofern  sie  nur  nicht 
mit  der  Freiheitsberaubung  desselben  verknüpft  ist,  endlich  »t 
dua  Verbot  der  Verhaftung  ganz  erheblich  in  seiner  praktischen 
Bedeutung  dadurch  eingeschränkt  worden,  daas  nicht  das  Sto^ 
thingsmitglied  scldechthin  durch  es  geschützt  wird,  sondern  nur 
dasjenige  Mitglied,  welches  sich  am  Sitzungsort  der  Versammlung, 
auf  der  Hin-  und  Rückreise  zu-  und  von  derselben  befindet.  Es 
wurde  schon  oben  gelegenthch  der  Besprechung  der  Immunität 
nach  dem  Staatsrecht  der  deutschen  Bundesstaaten  hervorgehoben, 
dass  diese  Einschränkung  eine  sachgemässe  und  begründete  ist, 
indem  kein  Grund  vorliegt,  den  Abgeordneten,  welcher  es  nicht 
für  nothwendig  hält,  an  der  Thätigkeit  der  Volksvertretung  Theü 
zu  nehmen,  mit  den  Lnmunitaten  derselben  zu  bewidmen;  die 
norwegische  Verfassung  hat  mit  gi'ossem  Rechte  diesen  Gedanken 
Rechnung  getragen.  Im  Uebrigeu  ist  die  Art  und  Weise,  in 
welcher  das  norwegische  Staatsrecht  die  Privilegienstcllung  der 
Storthingsmitgheder  geregelt  hat,  geeignet,  die  im  Verlaufe  der 
bisherigen  DarsteUung  schon  wiederholt  gemachte  Beobacbtusg 
zu  bestätigen,  dass  diejenigen  Verfassungen,  welche  dem  Parla- 
mente die  bedeutendste  Machtstellung  einräumen,  nicht  auch  die- 
jenigen sind,  in  welchen  sich  die  Mitglieder  desselben  der  wdt- 
gehendsten  Privilegien  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  und  des 
Strafprozesses  erfreuen.  Gerade  das  norwegische  Staatsrecht  und 
die  Verfaasungsgesclüchto  Norwegens  bietet  einen  dcuthchen  Be- 
weis dafür,  dass  die  so  lange  mit  dem  Ansehen  eines  Glaubens- 
satzes umgebene  Meinung,  ein  Parlament  könne  ohne  die  weit- 
gehende Immunität  seiner  Mitglieder  die  ihm  verfassungsmässig 
zustehenden  Fmiktionea  nicht  erfüllen,  weil  es  sich  nicht  der 
hierzu  nothwendigen  Freiheit  erfreue,  keinesw^egs  schlechthin 
richtig  ist.  Die  Immunität  des  norwegischen  Storthing  hat  keinen 
grossen  Inhalt;  gegenüber  der  Privilegienstellung,  welche  den 
Senatoren  und  Deputirten  Frankreichs  und  den  ungarischen 
Reichstagsabgeordneten  zusteht,  ist  sie  eigenthch  bedeutungslos, 
und  trotzdem  weiss  das  Storthing,  wie  die  Geschichte  des  nor- 
wegischen Verfassungskonfliktes  in  den  letzten  Jahren  mit  ge- 
nügender Deuthchkeit  gezeigt  hat,   seinen  Willen   durchzosefaieD 
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leine  Stellang  zu  behaupten,  ja  es  weiss  sogar  trotz  der  ihm 
fehlenden  Privilegien  der  Volksyeztretung  anderer  Länder  seine 
Kompetenzen  nicht  nur  ungeschmälert  zu  erhalten,  sondern  sie 
auch  auf  Kosten  anderer  Faktoren  des  Staatslebens  zu  erweitem 
und  auszudehnen,  worauf  jedoch  hier  nicht  weiter  eingegangen 
werden  kamt. 

England. 
In  dem  Vaterlande  des  Parlamentarismus,  in  dem  Lande, 
dessen  Rocht  für  die  Regelung  der  Stellung  der  Volksvertretung 
in  den  übrigen  Ländern  vorbüdHch  war,  steht  den  Mitgliedern 
des  Parlamentes  keineswegs  eine  so  weitreichende  Ausnahme- 
stellung in  strafrechüicher  und  strafprozessualer  Hiiisicht  zu,  wie 
in  dem  zuletzt  genannten  Lande").  Die  persönliche  Ünverant- 
worüichkeit  der  Mitgheder  des  Parlamentes  ist  seit  der  Deklara- 
tion der  Rechte  von  1689  ein  für  allemal  anerkannt,  nachdem 
sie  vor  dieser  Zeit,  namentlich  unter  der  Herrschaft  der  Stuarts, 
nicht  selten  in  grösserem  i^Iasse  den  Gegenstand  eines  Angriffes 
oder  einer  Antastung  seitens  der  Regierung  gebildet  hatte,  wie- 
wohl der  durch  die  Deklaration  bestätigte  Grundsatz  schon  seit 
langer  Zeit  gewohnheitsrechtüch  feststand  und  das  in  ihm  ent- 
haltene Privileg  des  Parlaments  als  da^enige  allgemein  betrachtet 
wurde,  dessen  Existenz  eigentlich  von  keiner  Seite  in  Zweifel  ge- 
zogen werden  durfte'*^.  Inhaltlich  des  berühmten  Artikels  9 
der  Deklaration  darf  die  Freiheit  der  Rede  und  De- 
batten im  Parlament  nicht  unter  Anklage  oder  in 
Frage  gestellt  werden  bei  irgend  einer  Behörde 
ausser   dem   Parlament'^).     Die   Parlamentsmitglieder   ge- 


*•)  FiscHSL,  Verfassuhg  Englands  8-  417,  418.  Gn-rist,  Rede  im  Reichs- 
tag am  16.  Dez.  1674.  St«nogr.  Berichte.  2.  Leg.-Fenode^  2.  Session  1874/75, 
8.  751. 

**)  VergL  Gneist,  YeAammgtgeaeiäctiie  S.  484  und  598. 

")  That  the  fireedom  of  speech  and  debates  or  procedings  onght  not  to 
be  impeached  or  questioned  in  any  coart  or  place  oat  of  parliament.  Fcschkl 
a,  a.  S.  417  über«etxt  dies:  ,J)a89  die  Freiheit  der  Rede  and  der  Debatten, 
fowie  aller  Vorgänge  im  Parlament  in  keinem  Gerichtshof  oder  sonstwo 
«onerhalb  de«  Parlaments  behindert  oder  in  Frage  gestellt  werden  soll*. 
OppKsamt  in  seiner  Uebersetztmg  des  Baches  von  Thoxas  Eseins  Mat,  Das 
englische  Parlament  und  sein  Verfahren  S.  98,  übersetzt,    gdass  die  Freiheit 
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messen  hiernach  die  vollste  Redefreiheit,  sie  unterstehen  keinerli 

Venmtwortlichkeit  für  den  Inhalt  ihrer  Meinungsiiussenin 
ausserhalb  des  Hauses,  für  ihre  Abstimnmng  sind  sie  jeder  Ko 
nition  überhaupt  enthoben.  Die  Beschränkung  der  UoTerantwort 
lichkeit  le^hglich  auf  die  Aeusserungen ,  welche  das  Parhuneoi 
luitglicd  iu  seiner  Eigenschaft  als  solches  gethan  hat,  ist  dem 
eugUsclien  Rechte  nic^ht  bekannt.  Der  ganze  Inhalt  der  Vorgänge 
im  Parlament,  der  Verhandlungen,  Reden,  Abstimmungen,  ver- 
einzelter Aeusserungen,  Privatgespräche  unter  Abgeordneten  soll 
jeder  Kognition  ausserhalb  des  Hauses  entzogen  sein,  und  jde 
Anklage  und  jede  Untersuchung,  welche  gegen  ein  Mitghed  auf 
Grund  seiner  Thätigkeit  im  Parlament  gerichtet  wird,  mag  die- 
selbe auch  den  Thatbestand  eines  Vergehens  enthalten,  ist  ein 
Bnicli  der  Parhuneutsprivilegieu  und  kann  von  jedem  Hause  als 
solcher  bestraft  werden.  Die  englische  Verfassungsgeschichte  hi 
nicht  arm  an  Beispielen  dafiir,  dass  das  Parlament  mit  Eifersucht 
die  Beachtung  tlieser  Immunität  seitens  der  Behörden  und  Pri- 
vaten überwachte,  und  man  kann  auf  örund  derselben  wohl  die 
Behauptung  aufstellen,  dass  die  Auslegung,  welche  das  Parl&menl 
dem  Privileg  der  persönlichen  Unverantworthcljkeit  gegeben  hat, 
dazu  dient,  dasselbe  über  den  Wortlaut  hinauszudehnen").  Es 
dürtte  darum  auch  anzunehmen  sein,  wiewold  eine  Entscheidimg 
des  Parlaments  nicht  vorhanden  zu  sein  scheint,  dass  die  Ver 
nehuiung   eines  Parlamentsmitgliedes  als  Zeuge  über  den  Inhalt 


der  Rede,  der  Diskussion,  der  VerhandUing  in  dem  Piirlamcut  von  kcmcra 
OerichUhof  und  nirgends  HUEScrhalb  des  Parlaments  Gegenstand  der  Anklage 
oder  Unter  such  ong  sein  darf" ;  die  im  Texte  angegebene  üeb«T»et«ang  i>t 
Oneist,  Eniilif*che  VerfassunjjHgefichicht«  S.  615,  entlehnt  und  soheint  den 
Sinn  des  Verlassungsartikols  am  meisten  gerecht  zu  werden.  Ob  man  pmc- 
dingis  mit  Vorgänge  ader  Verhjindlungen  übersetzt,  ist  in  praktischer  Bc;i 
ung  nicht  sehr  bedeutungsvoll 5  dagegen  ist  es  selir  wesentlich,  wie  nwui  dd 
Ausdruck  questiou  wiedergibt.  Wenn  man  hierunter  ein  „unt-crsucheo'  ud 
Sinne  des  Strafprocessrechtes  vorstehen  will,  so  schränkt  man  den  Art.  B  O 
unstAtthafler  "Weise  ein;  questiou  hat  einen  viel  weiteren  Inhalt  als 
„untersuchen",  und  die  einzig  richtige  Uebersetafung  iat  die  von  GäüW  tai 
FiscHEL  gegebene  mit  „in  Frage  stellen". 

**)  Eine  grosse  Anzahl  von  Fällen,  in  welchen  das  Parlament  die  Vit 
Verantwortlichkeit  seiner  Mitglieder  geschützt  hat,  ist  bei  May  a  a.  0.  8,  W 
u.  fg.  angeführt. 


i 


—     515     - 


im  Parlament  gemachten  Aussagen  mit  der  Deklaration 
<Jer  Rechte  nicht  verträglich  ist;  denn  wenn  auch  die  englische 
Rechtssprache  mit  dem  Ausdruck  questiou  den  Begrifl'  eines  gegen 
eine  bestimmte  Person  gerichteten  Verfalirens  verbindet,  so  ver- 
steht sie  doch  andererseits  nicht  nur  diess,  sondern  auch  die  An- 
stellung von  Nachforschungen  und  Erbebungen  hierunter,  welclie 
sich  nicht  gegen  eine  bestimmte  Person  lichten.  Die  Unverant- 
worthchkeit  deckt,  wie  bereits  bemerkt,  auch  <lie  Fälle,  in  welchen 
die  Aeusseningen  der  Mitgheder  den  Charakter  der  schwersten 
Verbrechen  an  sich  tragen ;  auch  die  Beleidigungen  des  Herrschers 
sind  hiervon  nicht  ausgenommen,  jedoch  übt  in  Ansehung  ihrer 
das  Parlament  eine  Strafgewalt,  nicht  etwa  nur  eine  Disciplinar- 
ralt  aus.  Es  ist  feststehender  Grundsatz,  dass  das  Eiiiein- 
len  des  Namens  des  Königs  in  die  Debatten  des  Parlaments 
em  grosses  Verbrechen  und  Vergehen  enthält,  nach  der  Termino- 
logie des  engbsclien  Strafi'echts,  crime  and  misdemeanour,  welches 
geeignet  ist,  die  Ehre  des  Königs  zu  schädigen  imd  die  Gnnid- 
lagen  des  Parlaments,  ja  die  Grundlagen  der  ganzen  Veifaasung 
zu  erschüttern  -*) ,  und  seitdem  das  Parlament  am  14.  Dezember 
1717  den  Anhänger  der  Stuarts,  Schippen,  für  die  Dauer  der 
ganzen  Session  in  den  Tower  geschickt  hat,  ist  es  unbestreitbar, 
dass  die  Verletzung  der  Person  des  Königs  unbeschadet  der 
bestehenden  Uuverantworthcbkeit  als  strafbare  Handlung  be- 
trachtet und  auch  als  solche  bestraft  wii'd.  Dass  es  sich  hierbei 
nicht  um  eine  disciplinäre  Älmdung,  eine  Ordnungsinaasregel  dos 
Hauses  handelt,  souderu  um  eine  reeUe  Strafe,  beweist  die  iiir 
längere  Zeit  ausgesprochene  Freiheitsentziehung,  zu  deren  An- 
wendung das  Parlament  vermöge  der  ihm  ebenso  wie  dem 
amerikanischen  Kongress  zustehenden  allgemeinen  Strafbefugniss 
berechtigt,  ist.  Die  Strafe  trifft  das  schuldige  Parlamentsmitglied 
in  diesem  Falle  wegen  Verachtung  der  Parlamentsprivilegien,  ent- 
stammt also  der  Strafgewalt,  welche  dem  Parlament  gegenüber 
allen  Personen  ohne  Unterschied  ihrer  Stellung  zusteht. 

Die  ünverantwoilHchkett  bezieht  sich  nur  auf  das  gesprochene 
Wort,  nicht  auch  auf  das  durch  den  Dmck  veröffenthchte.     Das 
")  FiscHEL  a.  a.  0.  S.  422. 
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Parlamentsmitglied,  welches  seine  Rede  veröflfentlicht^  ist  fiir 
Inhalt   derselben  ebenso   verantwortlich    wie   jede    übrige  Person 
und  kann   daiui-   gerichtlich  verfolgt   und   bestraft  werden,   ohne 
dasa   ein  Privileg ieubmch  vorläge;    dies   hangt   damit   zusanmi« 
dass    auch    wahrheitsgetreue    Berichte    über   Verhandlungen 
Parlaments  nicht  straffrei  sind,  sondern  der  gleichen  Beurtheilung 
wie   andere  Druckschriften  unterhegen  ^    die  Veröfl'cntüchung  von 
Parknientsberichten  ist  an  und  für  sich  ja  überhaupt  untersag 
und  wenn  auch   in  den  letzten  Jahrzehnten   eine  Veriblgung  der 
Zeitungen  wegen  Veröffentlichung  der  Berichte   nicht  mehr  oder 
doch  nur  ganz  ausnahmsweise  stattgefunden  hat,  so  ist  doch  dnidi 
die  laxere  Praxis  das  Verbot  an  sich  nicht  berührt  worden  und 
besteht  heute  noch  ebenso,  wie  zu  den  Zeiten  Pitts  und  Burkes. 
Dagegen   erstreckt  sich  die  Unverantwortlichkeit  des  Art.  9  auf  j 
die  im  Auftrage  des  Pai-laments  erfolgten  Veröffentlichungen,  und  ■ 
es  wird  als  Privilegienbruch  betrachtet,  wenn    derjenige,    welcher    ' 
auf  Befehl    des  Parlamentes  Berichte  oder  Verhandlungen  des- 
selben durch  den  Druck  veröffentlicht  hat,    wegen  des  Inhaltes 
der  Veröffenthchung  verfolgt  oder  gai*  venirtheilt  werden  sollte,     , 
Aus   Anlass    des  bekannten   Falles  Hansard,    welcher    zu  einem 
Konflikt  zwischen  dem  Unterhaus  und  der  Queens  Bench  fährte, 
wurde  durch  das  Gesetz  3  und  4.  Vi  ct.  c.  9.  die  Unverantwort- 
lichkeit  des  Druckers,  welcher  auf  Befehl  des  Parlamentes  Druck- 
sachen anfertigt,  ausdi'ücklich  anerkannt  ^*). 

Weitere  Privilegien  geniesseu  die  Gemeinen  und  Lords  be- 
züglich der  Verhaftung  wülirend  der  Session.  Kein  Mitghed  des 
Parlaments  kann  olme  Zustimmung  des  Hauses,  dem  es  angehört, 
verhaftet  werden,  es  sei  denn  wegen  groben  Verbrechens  bei  der 
Betreffung  in  flagranti;  hat  die  Verhaftung  eines  Mitglieds  wegen 
eines  Kriminalverbrechens,  nach  der  Terminologie  des  engüscLen 
Strafrechts  indictable  offence,  st^tgefunden,  so  muss  dem  SprecLer 
des  Hauses,  dem  dasselbe  angehört,  sofort  Mittheüung  davon  ge- 
macht werden  und  das  Haus  beschhesst  alsdann,  ob  es  die  Ver- 
haftung fortdauern  lassen  oder  sie  unterbrechen  will.  Unter  den 
indicbible    offences    versteht  das   englische   Strafrecht   diejenige 

»^)  FiscHKL  a.  a.  O.  408—410. 
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strafbaren  Handlungen,  welche  nach  erfolgtem  Aiiklagebcschluss 
Tor  einer  Jurj-  verlnuidelt  werden  müssen,  iin  Gegensatz  zu  den 
offences  punisliable  upon  summarj'  connction,  d.  h.  den  im  sum- 
marischen Verfahren  abgeurtheilten  Delikten.  Für  die  Eintheiluug 
ist  im  Allgemeinen  die  Schwere  der  Strafthat  massgebend,  jedoch 
können  auch  an  und  fiir  sich  zu  den  indictable  offences  gehörige 
Delikte  summarisch  abgeurtheilt  werden  mit  Rücksicht  auf  beson- 
dere Umstände,  wie  die  Jugend  des  Angeklagten,  sein  reumütliiges 
Geständniss  u.  dgl.  So  lange  das  Parlament  nicht  die  Freilassung 
des  Verhafteten  begehrt,  ist  dieselbe  dm'chaus  rechtsgültig,  und 
eine  Festnahme  des  während  dieser  Zeit  aus  der  Haft  Ent- 
sprungenen ist  sogar  im  Parlament  vor  der  Sitzung  gestattet. 
Hiemach  findet  in  allen  schweren  Eaiminalsaclien  eine  Befreiung 
der  Parlaraentsmitgheder  von  der  Untersuchungshaft  nicht  statt. 
Eine  Befreiung  von  Straf  haft  kennt  das  englische  Recht  überhaupt 
nicht,  und  die  eben  angeführte  Verpilichtung  der  Gerichte  zur 
Mittheilung  der  Verhaftung  an  den  Sprecher  des  Hauses  ist  dem- 
gemäss  auf  die  Verhaftung  behufs  Strafverbüsaung  nicht  zu  be- 
ziehen. Hiemach  konnte  Gneist  am  16.  Dezember  1874  im 
deutschen  Reichstage  mit  Recht  den  bekannten  Ausspruch  thun, 
dass  in  England  nie  die  Rede  gewesen  von  Freiheit  der  Unter- 
Buchungsliaft  in  eigentlichen  Krimin  alsachcn,  nie  von  einer  Frei- 
heit gegen  förmh'chcn  Anklagobeschluss,  und  er  konnte  weiter 
mit  Recht  behaupten,  dass  in  England  kein  Mensch  an  den  Schutz 
des  Parlamentsmitglieds  gegen  rechtskräftig  erkannte  Strafen  ge- 
dacht liabe'^).  Ob  eine  Verhaftung  eines  Parlamentsmitglieds 
ohne  Zustimnmng  seines  Hauses  wegen  Missachtung  der  Autorität 
des  Gerichtshofs  stattfinden  kann,  comtempt  of  the  court,  ist  be- 
itritten'*).    Die  Parlamentsgeschichte  bietet  Beispiele  dafür,  dass 


»)  Stenoprr.  Ber.  a.  r.  O.  S.  751. 

••)  Comtempt  of  tbe  court  iet  der  Ungehorsam  gegeu  die  Befehle  eines 
ReichÄgerichtes,  verübt  seitens  der  Friedens-  und  Polizeiriclitcr,  seitens  der 
onteren  Gferichtaliöfe,  seitens  aller  uutergeordncton  Beamten,  sowie  achlieBS- 
lich  seitens  aller  Privatpersonen.  Dfr  comtempt  of  the  court  bcfrründet  eine 
willkürliche  Strafgewalt  in  der  Hand  des  Gerichtshofes,  welcher  Geld-  und 
Freiheitsstrafen  zur  Bestrafung  dos  Ungehorsams  verhängen  kann.  Als  com- 
tempt üf  the  court  werdeu    iusbesondere  betrachtet  Verletzung   und  Ueber- 
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das  Unterhaus  die  Frage  bejaht  und  verneint  hat;  die  letzte« 
Ansicht  dürfte  wohl  die  riclitigere  sein  und  dem  Inhalt  des  soeben 
chai'iikterisirten  Privilegienrechtes  in  höherem  Grade  entsprechen, 
als  die  erstere.  Die  Freiheit  von  Untersuchungshaft  ei-streckt  sich 
auf  die  Dauer  der  Pailamcntssession  und  40  Tage  vor  Eröfibung 
und  4ü  Tage  nach  Schhiss  derselben. 

Die  im  Vorstehenden  erwähnten  Privilegien  stehen  den  Mit- 
gliedern der  beiden  Häuser  des  Parlaments  gleichmässig  zu;  eüi 
Uüterachied  ZNsischen  Ober-  und  Unterhaus  besteht  dagegen  be- 
zügüch  der  Exemtion  von  der  CiWlhaft;  die  MitgUeder  des  übor- 
hauses  sind  der  Schuldliaft  überhaupt  nicht  unterworfen,  aucb 
nicht  nacli  dem  Schluss  der  Session,  der  sogenajinten  Prorogation, 
während  die  comnioners  von  dem  Schuldarrest  nur  während  der 
Session,  sowie  40  Tage  vor  und  nach  derselben  befreit  sind;  in 
Bankerottsacheu  können  hiergegen  weder  die  Gemeinen  noch  die 
Lords  vorhaftet  werden  ^').  Weitere  Befreiungen  von  dem  GeridiL*- 
und  Polizeizwang  tindeu  nicht  statt,  vielmolu*  unterstehen  dieselben 
in  jeden  anderen  Beziehungen  den  allerdings  selir  weitgehenden 
und  im  Vergleiche  zu  den  Bestimmungeu  der  kontinentalen  GesetJ- 
gehungon  den  höchsten  Schutz  gegen  willkiirUche  Freiheitsentziehung 
bedeutenden  Bestimmungen  des  common  law.  über  den  Schutz  der 
persönUchen  Freilieit  -*).  Die  Privilegirung  der  Parlamentsmitglieder 
in  Ansehung  einer  straf-  oder  civilgerichthchen  Verfolgung  ist 
hiernach  bei  Weitem  nicht  so  bedeutend,  wie  die  öflFenthche  Mei- 
nung,  unterstützt   durch   ungenaue  Angaben  in  der  periodischen 

tretung  der  obergerichtlichen  Weisungen,  die  Handhabung  einer  nngercchteji 
oder  aäumigen  Rechtspflege  seitens  der  Friedensrichter,  die  Verletjcung  ia 
den  Sheriffs,  Advokaten,  Exekutorcn  u.  dgl.  obliegenden  Pflichten,  das  An»- 
bleiben  und  der  Uuffchorsan»  der  Zeugen  und  Geschworenen,  die  Weigenmg 
des  zur  Vornahme  einer  HaudUung  Vcrurtheilten,  dem  UrtJieilsspnich  nafik- 
zukommen  u.  s.  w.  Der  höchste  Uerichtshof,  der  supreme  court,  hat  dir  Bt- 
fugniss,  von  dieser  Strafgewait  auch  gegen  die  höchsten  Staatsbeamten  (k- 
brauch  zu  mat-hen.  Da  das  Parlament  früher  mit  den  Funktionen  df» 
tJerichtöhufa  bekleidet  war,  so  konnte  es  auch  wegen  comtempt  of  tlie  cour^ 
strafen,  und  diese  (fewalt  ist  ihm  auch  nach  Beseitigung  seiner  Stellaog  ab 
Gerichtshof  geblieben.     Fischkl  a.  a.  O.  8.  412  und  197— 1»9. 

")  FisoHEL  a.  a.  O.  S.  418. 

"^J  Fvhitf  Der  Schutz  der  persönlichen  Freiheit  nach  eoglischem,  frtn^ 
sischem  und  deutscheru  Recht,  Archiv  für  Strafrecht  Bd.  SS  S.  M — 52. 


519 


Presse  sovrie  in  den  Parlamenten^  vielfach  glaubt.  Von  der  ün- 
statthaftigkeit  einer  nicht  mit  Freiheitsentziehung  verbundenen 
strafgerichtlichen  Verfolgung  weiss  das  englische  Recht  nichts, 
ebensowenig  ist  ilim  etwas  von  einer  Befugniss  des  Parlaments 
bekannt,  die  Einstellung  einer  Verhaftung  für  die  Dauer  der 
Session  verlangen  zu  können;  von  der  Nothwendigkeit,  vor  der 
Verhaftung  des  eines  schweren  Deliktes  angeschuldigten  Mitglieds 
die  Genehmigung  des  betreffenden  Hauses  des  Parlaments  ein- 
zuholen, ist  nach  englischem  Rechte  keine  Rede,  und  mit  keinem 
Wort  hat  es  daran  gedacht,  die  MitgUeder  der  Vollstreckung 
eines  in  Rechtskraft  übergegangenen,  auf  Freiheitsentzieliung 
lautenden  Urtheils  zu  entziehen.  Man  braucht  nicht  auf  die  Im- 
munität der  Senatoren  und  Deputirten  Frankreichs  aufmerksam 
zu  machen,  um  zu  dem  Schluss  zu  kommen,  dass  das  Land,  in 
welchem  das  Parlament  Alles  machen  kann,  mit  Ausnahme  der 
Verwandlung  eines  Mannes  in  eine  Frau  und  umgekehrt,  die 
Mitglieder  desselben  verhältnissmässig  nur  innerhalb  enger  Grenzen 
den  Satzungen  des  gemeinen  Strafrechts  und  Strafprozessrechts 
entzogen  hat,  sondern  schon  gegenüber  den  Bestimmungen  der 
Reichsverfassung  und  der  preussischen  Verfassung  ergiebt  sich 
derselbe  mit  Nothwendigkeit.  Die  Mitglieder  des  deutschen  Reichs- 
tags erfreuen  sich  zur  Zeit,  darüber  kaim  kein  Zweifel  sein,  einer 
viel  weitergehenden  Ausnahmestellung  gegenüber  einer  straf-  oder 
civilrechtlichen  Verfolgung,  als  die  Mitglieder  des  englischen  Parla- 
ments; also  auch  hier  zeigt  sich  wieder,  dass  die  gesetzgebende 
Versammlung  in  einem  Staat«  mit  bedeutender  Machtvollkommen- 
heit bekleidet  sein  kann,  ohne  dass  zu  Gunsten  ihrer  MitgUeder 
der  Lauf  der  Justiz  gehemmt,  ohne  dass  es  für  nothwendig  er- 
aditet  wird,  bedeutende  Eingriffe  in  die  Rechtspflege  zu  gestatten. 
In  England  hat  man  noch  keine  Klage  darüber  hören  können, 
dass  die  Immunität  eine  ungenügende  sei,  dass  sie  die  freie  Be- 
wegung des  Parlaments  nicht  verbürge  und  seinen  MitgUedem 
keinen  ausreichenden  Schutz  gegen  willkürliche  Freiheitsberaubung 
und  Hinderung  an  der  Erfüllung  ihrer  Funktionen  biete,  im 
Gegenthefl,  bedeutende  Denker  auf  dem  Gebiete  der  Politik  und 
des  Staatsrechtes   haben  die   bestehende   Privilegirung  schon  als 
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bedenklich  bezeichnet,  insbesondere  um  desswillen,  weü  das  PätIä- 
meiit  allein  und  autonom  über  seine  Prinlegien  entscheidet,  somit 
in  eigener  JSache  zu  Gericht  sitzt-"),  Beweis  genug,  daas  mau 
auch  nicht  entfernt  der  Ansicht  ist,  dieselbe  nach  dem  Yorljüd 
anderer  Länder  und  anderer  Verfassungen  vermehren  und  re 
stärken  zu  sollen. 

Belgien. 

Nach  der  Verfassung  für  das  Königreich  Belgien  von  1831  Art.  81 
den  Mitgliedern  beider  Kammern  die  Unverantwortlichkeit  für  alle  in  Au«-j 
Ubang  ihres  Berufes  gethanen  Aeasserungen  and  Abstiiuiuiuigeii  zugemebeH,] 
keines  ihrer  Mitglieder  kaiui  wegen  derselben  verfolgt  oder  zum  G^nKtani  j 
einer  Untersuchung  gemacht  werden. 

Die  PiTixis  sieht  in  dorn  Inhalt  dieses  Artikels  dieAnerkec-! 
nung  der  Unverletzlichkeit  der  Kammennitgheder  in  Ansehung 
ihrer  parlamentarischen  Funktionen  und  hat  den  Artikel  dahin! 
aufgefasst,  dass  diese  zu  keinerlei  Verantworthclikeit,  gleichviel^! 
welchen  Inhalt  dieselben  haben,  Anlass  geben  können  '**);  es  alt- 
spricht dieser  Ansicht,  wenn  man  seitens  der  belgischen  Deputirteih  1 
kammer  es  fUr  eine  Verletzung  der  Verfassung  erklärt  hat,  eineaJ 
Abgeordneten  über  die  von  ihm  in  Ausübung  seines  Berufes  ge-j 
thanen  Aeusserungen  zeugeneidlich  zu  vernehmen.  Die  UebtT- 
einstinimung,  welche  bezüglich  der  persönlichen  UnverantworÜich-j 
keit  der  Abgeordneten  zwischen  dem  belgischen  und  preossisc 
Recht  liiernach  besteht,  findet  sich  auch  in  Ansehung  der 
froiung  der  Abgeordneten  von  gerichtlicher  Verfolgung  und  Frei^ 
heitsentziehung.  Mit  Ausnahme  des  Falles  der  Ergreifung  in 
flagranti  kann  auch  in  Belgien  kein  Mitglied  der  Kammern  wi :  ' 
einer  strafbaren  Handlung  während  der  Dauer  der  Session  tuivi 
Untersuchung  unterzogen  oder  verhaftet  werden,  und  jeder  Kam- 
mer ist  die  Befugniss  eingeräumt,  ftir  dieselbe  Zeit  die  Eisstellun.? 
des  Verfahrens,  sowie  die  Unterbrechung  der  Haft  verlangen  m 
dürfen.    Aus  Anlass  der  Verhaftung  des  Abgeordneten  Vander 

»)  FI8C3IBL  a.  a.  0.  S.  406,  406. 

")  THinnjB,  Tnüt«  du  droit  public  HI  S.  105.    Cot  article 
inviolabilite  l^ale  i  la  personiie  de  chaque  membre  des  cliatnbres  do 
«a  conduite  ]>arlan>entaire,  cVst  h  iure,  que  nea  acte«  ne  peuvpat  pa«  dere 
la  maU^re  d'une  poursuite  judiciair«.    Lea  fonctious  ne  donneut  lieu  i  aii0an*| 
ivsponsabilit^. 
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smissen  vegen  Ermordnng  sauer  Frau  f  tarJuri  fie 
Depotirten  am  14.  und  29.  Aprü  18d6,  daaa  Wi  der  ^yeiftuig 
auf  frischer  Tfaat  nicht  nur  die  einsfeirailiga  V eriuifto^g  cnMss  Ah- 
geordneten  ohne  die  ZastiiwiHing  der  Kunmer  gestattet  «ei,  aoo- 
dem  auch  die  riiiliiting  ener  8tni%evicbtlichen  YeifBlgwig  gegen 
ihn,  und  diese  Ansicht  wurde  von  dem  belgischen  Kansationdwf 
durch  ürth^  Tom  2.  Angost  1886  für  richtig  sueilaamty  inden 
der  Hof  die  auf  diesen  Punkt  gestutzte  Kassation  des  Teiurtfaeflten 
Abgeordneten  als  unbegründet  zurückines.  Weiteres  Kingehen 
auf  die  Einzelheiten  der  Immunität  der  belgischen  Kxum&t- 
mitglieder  ist  um  desswülen  überflüssig,  vdl  die  angeMiiten  Be« 
Etimmangen  des  belgischen  Verfassongsrechts  das  Vorböd  für  die 
oben  besprochenen  Vorschriften  der  prenseiBchen  Vei(aMMiag  bil- 
deten und  demgemäes  die  Ausnahmestelhin^  der  Abgeordneten  in 
lieiden  Landern  im  Wesentlichen  dieselbe  ist^  kleinere  und  minder 
wichtige  Unterschiede  aber  bei  einer  rechtsrer^eicbenden  Dar- 
steUung  nicht  zu  berücksichtio^en  sind.  — 

Werfen  urir  nunmehr  einen  Bückbhck  auf  die  Yerfnsuigen, 
deren  auf  die  Immunität  bezughche  Bestimmungen  in  den  Tonus- 
gehenden  Erörterungen  besprochen  wurden,  so  lässt  sich  nicht 
verkennen,  dass  im  Allgemeinen  diejenigen  Staaten,  in  wdehen 
die  Stellung  und  der  Einfiuss  der  gesetzgebenden  Versammlungen 
am  bedeutendsten  ist,  ihren  MitgUedem  keine  weitreichende  Aus- 
nähmest ellung:  verleihen,  Boudem  sie  mit  Vorliebe  unter  die  Sati- 
ungen  des  gemeinen  Rechts  stellen;  eine  Ausnahme  von  diesem 
Grundsatz  bildet  unter  den  grosseren  Staaten  eigentlich  nur 
Prankreich,  welches  durch  die  Verfassung  von  1875  den  Mit- 
gliedern der  Kammern  eine  Privilegienstellung  eingeräumt  hat, 
die  sich  fast  nirgends  in  gleichem  Umfange  wiederfindet,  trotzdem 
<iie  Machtstellung  der  Volksvertretung  unter  der  dritten  Republik 
eine  so  ausserordenthch  be<leutende  ist.  Es  ergiebt  sich  weiter  ans 
dem  Rückblick,  dass  man  in  neuerer  Zeit  der  Ausnahmestellung 
der  MitgUeder  gesetzgebender  Versammlungen  nicht  mehr  so  sjrm- 
pathisch  gegenübersteht  wie  früher,  wo  man  in  derselben  einen 
Grundpfeiler  des  konstitutionellen  Staatslebens  ei-bhckte,  wo  man 
aus  Furcht  vor  willkürhchen  Verfolgungen  der  Volksvertretung 

Archiv  Air  «HFentlich«*  Recht.  IV.  s.  3^ 
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es  fiir  unbedingt  geboten  erachtete,  dieselbe  mit  einem  Wall  yc 
Privilegien  zu  umgeben,   durch    die   eine  Hinderung  an  der  Ai 
Übung  ihi'es  Berufes  unmöglich  gemacht  würde.     Den  Ausgang 
punkt  unserer  Üarstelhing   bildete   das  deutsche  Reichsrecht 
zu  ihm  lulirt  uns  auch  der  ßückbhck  wieder  zurück ;  das  deutsche 
Reich  gehört  zu  denjenigen  Stjiaten,  welche  den  Abgeordneten  in 
Ansehung  der  gerichtüchen  Verfolgung,  in  Ansehung  der  Freilieit*- 
aitziehung  auf  Grund  richterlichen  Befelds,  sehr  weitreichende  Vo^J 
rechte  gewähren,  es  hat  den  Mitgliedern  des  deutlichen  Reicl 
eine  Iinmunität  eingeräumt,  die  weit  über  diejenige  hinausgeht,  welc 
England  den  Gemeinen  und  Lords,  welche  die  nordamerikania 
Union  den  Senatoren  und  Repräsentanten  zusichert,  und  nur  gua* 
wenige   Staaten   haben   es   für   nothwendig   gefunden,    noch  über 
dieses  Mass  von  VoiTechten  hinauszugehen.    Hieraus  ergiebt  sicli 
klar  und  deutlich  die  Gnnidlosigkeit  der   oft  wiederholten  und 
sehi'   beliebten  Behauptung,   dass   die  Bestimmungen   des  Reicb-j 
Staatsrechts  zum  Schutze   der  Abgeordneten  so  sehr  hinter  di'öl 
Vorschriften  anderer  Gesetzgebungen  zurückbheben.     Gerade  du 
Gegentheil  ist  richtig,  und  wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  di« 
persönliche    UnvenintwortÜchkeit    der    Mitglieder    des    englischen 
Parlaments  und  des  amerikanischen  Kongresses  in  der  Disciplinar- 
uud  Strafgerichts gewalt  der  betreffenden  A'ersammlung  ihr  Kon-eJ«! 
tindet,  wenn  man  bedenkt,    dass  die  starke  Disciplinargewalt  der 
französischen    Kjunmem    die    Ergänzung    der    Immunität    bildet,, 
während    es    in   Deutschland   in    Ermanglung   einer   starken 
kräftigen    Disciphnarbeftigniss   des    Reichstags   an    einem    Erskt 
gänzlich  fehlt,  so  kann  man  nicht  darüber  im  Zweifel  sein, 
kein  Vorwurf  gi'undloser  aein  kann,  wie  dieser. 

Die  Richtung  unserer  Zeit  ist  dem  Farlamentsprivileg  eben 
wenig  günstig,  wie  irgend  einem  imdercu  \*orrecht ;  der  f  ^ 
der  Rcchtsgleiclilieit   verträgt  sich  mit  der  ÄusnahmesteL 
Abgeordneten  gegenüber  einer  gerichthchen  Verfolgung  ebensowe 
wie  mit  der  Ausnahmestellung  der  Reichsunmittelbaren  auf  stnf ' 
rechtlichem  Gebiete,  und  es  darf  dai'imi  wolil  als  im  höchsten  Grade 
wajn'scheinlicli  bezeichnet  werden,  dass  eine  Erweiterung  jener  nicit, 
mehr  stattfinden  wird.     Die    bisherige  Verfkssungsgeschicbt*  d»j 
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deutschen  Reichs  hat  zur  Genüge  gezeigt,  dass  es  einer  solclien 
mit  Nichten  bedarf,  um  dem  Reichstag  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
seine  Aulgaben  in  vollster  Freiheit  erfüllen  zu  können,  und  es 
kann  kein  vor  einer  unbefangenen  Kritik  bestehender  Grund  an- 
geführt werden,  um  die  Ausdehnung  der  Immunität  etwa  in  der 
Richtung^  dass  auch  tlie  Strafhaft  von  dem  Verbot  der  Verhaftung 
ergriffen  würde,  zu  rechtfertigen.  Mit  vollem  Recht  bat  seinerzeit 
der  Bundesrath  auf  den  Bescbluss  des  Reichstags  vom  16.  De- 
zember 1874,  der  eine  daiiingehende  Deklaration  bezw.  Abänderung 
der  Verfassung  beantragte,  beschlossen,  „dass  ein  Bedürfniss  zur 
Abänderung  der  Veriassungsbestimmung  dahin,  dass  auch  die 
Strafvollstreckung  einer  im  Strafverfahren  rechtskräftig  erkannten 
Haft  von  der  Zustimmung  des  Reichstages  abhängig  sein  solle, 
nicht  anerkannt  werden  kann"  ■*'),  und  dieser  Bescbluss  entspricht 
auch  heute  der  Sachlage  noch  vollkommen» 

In  seiner  Erörterung  des  Privilegs  der  Straflosigkeit  der  Mit- 
glieder gesetzgebender  Versunimluugen  sagt  Binuing,  dass  dasselbe 
dem  Fluch,  der  jedem  Privileg  so  leicht  anhafte,  eifersüchtig  bis 
ZOT  Ungerechtigkeit  gegen  Dritte  gewalirt  zu  werden,  nicht  entgangen 
sei ") ;  wenn  auch  dieses  llrtheil  des  den  Parlamcntsjirivilegien  über- 
haupt feindlich  gegenüberstehenden  Gelehrten  unzweifelhaft  zu  hart 
i&t,  wenigstens  soweit  es  sich  auf  den  deutschen  Reichstag  bezieht, 
so  ist  doch  in  ihm  in  zutreffender  Weise  auf  die  Gefahr  aufmerksam 
gemacht,  die  mit  der  Konstituirung  einer  Privilegining  der  Ab- 
geordneten verbunden  ist.  Die  Geschichte  des  englischen  Parla- 
ments bietet  Beispiele  in  Menge,  auf  welche  der  BiNDiNo'sche 
Ausspruch  buchstäblich  Anwendung  erleidet,  nicht  nur  bezüglich 
der  ünverantwortUchkeit,  sondern  auch  bezüglich  der  übrigen  Im- 
munitäten; auch  in  anderen  Staaten,  in  ei-ster  Linie  in  Frank- 
reich, fehlt  es  nicht  an  solchen  Beispielen,  und  es  ist  niciit  zu 
verkennen,  dass  sie  das  Rechtsgefühl  und  den  Anspruch  auf 
Rechtsschutz,  welcher  jedem  Bürger  gegenüber  dem  Staat  zusteht, 
m  nachtheiliger  Weise  verletzen  und  kranken.  Mit  Rücksicht  auf 
die,   wie   zuzugeben  ist,    schwer  vemieidliche  Gefahr   einer   un- 


•*)  Aimalen  des  douUchen  Reichs  I87i>  S.  82, 
«)  «.  a.  0.  S.  679.  Ann.  19. 


84" 


—     524    — 

gerechten  Handhabung  der  Vorrechte  sollte  eine  Privilegimng  da 
Abgeordneten  nur  nnter  Berücksichtigung  des  Anspruchs  der 
Unterthanen  auf  Schutz  ihrer  Ehre,  nur  unter  soi^fiUtiger  Be- 
wahrung der  Kechtspflege  Tor  dem  Eingriff  einer  politischen 
Körperschaft  stattfinden.  Dass  zahlreiche  Gesetzgebungen  bd 
Regelung  der  Immunität  diesen  Gesichtspunkten  nicht  in  an^ 
reichendem  Masse  oder  überhaupt  nicht  Rechnung  trugen,  hat 
die  vorausgehende  Darstellung  wohl  zur  Genüge  ergeben. 


Aufsätze. 

Der  Begriff  der  ^^Selbstverwaltung"  im  Rechtssinne. 

Von 

Ernst  Neukamp, 

Amtsrichter  in  Bochum. 
(SchluBS.) 

IV. 

Es  erübrigt  nun  nur  noch  zu  prüfen,  inwieweit  die  neuere 
Gesetzgebung  in  Deutschland  und  speciell  in  Preussen  den  Gneist- 
schen  Reformgedanken  Eingang  verschafift  hat,  um  daran  anknüpfend 
die  juristische  Bedeutung  und  den  Begriff  der  Selbstverwaltung 
zu  entwickeln. 

1.  Die  in  den  Städten  und  Landgemeinden  bereits  vorhandene 
Selbstverwaltung  der  „eigenen"  Angelegenheiten  dieser  Verbände 
(sog,  wirthschaftliche  Selbstverwaltung)  wurde  durch  die  ausdrück- 
lichen Vorschriften  des  §  2  der  Kr.-O.  vom  13.  Dezember  1872 
(G.-S.  S.  661)  und  des  §  1  der  Pr.-O.  vom  29.  Juni  1875  (G.-S. 
S.  335)  —  zunächst  fiir  die  6  alten  östlichen  Provinzen  Preussens 
—  auch  auf  die  Kreise  und  Provinzen  ausgedehnt,  indem  bestimmt 
wurde,  dass  jeder  Kreis  (jede  Provinz)  einen  mit  den  Rechten 
einer  Korporation  ausgestatteten  Kommunalverband  zur  Selbst- 
verwaltung seiner  Angelegenheiten  bilde. 

2.  Die  ersten  Anfange  eines  Verwaltungsstreitverfahrens  finden 
sich,  soweit  es  sich  um  das  Reich   (bezw.   den   damaligen  Nord- 

ArehiT  fUr  ölfeiitUehes  Recht.  IT.  4.  35 
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deutschen  Bund)  handelt,  in  den  §§  20—22  der  Gcwerbe-O.  vom 
21.  Juni  1869  (B.-G.-Bl.  S.  246).  Femer  hat  das  B.-G.  Tom 
6.  Juni  1870  (B.-G.-Bl.  S.  360)  über  den  ünterstützungswohn- 
sitz  in  den  §§  38  —  62  und  in  Anknüpfung  daran  das  Preoa. 
Ausf.-Ges.  vom  8.  März  1871  (G.-S.  S.  130),  in  den  §§  40-63 
für  Streitigkeiten  in  Annensachen  eine  Verwaltungsrechtsprechang 
durch  im  Sinne  der  GNEiST'schen  Vorschläge  collegialisch  for- 
mirte  Behörden  eingeführt. 

3.  In  Preussen  sind  die  GNEiST'schen  Ideen  über  obrigkat- 
hebe  Selbstverwaltung  zunächst  durch  die  Kreisordnung  för  die 
östlichen  Provinzen  vom  13.  Dezember  1872,  sodann  durch  dne 
Reihe  zu  deren  "Weiterbildung  erlassener  umfassender  Verwal- 
tungsreformgesetze  verwirklicht '). 

Soweit  der  Inhalt  dieser  Gesetze,  deren  Aufzählung  es  nicht 
bedarf,  hier  interessirt,  ist  derselbe  kurz  folgender: 

a)  Für  eine  Reihe  von  Gegenständen  des  Verwaltungsrechts 
ist  eine  umfassende  RechstkontroUe  durch  Einfuhrung  eines  Ver- 
waltungsgerichtsverfahrens geschaffen. 

Verwaltungsgerichte  sind  die  theilweise  mit  Laien  besetzten 
Kreis-  (Stadt-)  und  Bezirksausschüsse  für  die  1.  und  bezw.  2.  In- 
stanz und  das  ausschliesslich  aus  Berufsbeamten  gebildete  Ober- 
verwaltimgsgericht. 

b)  Das  untere  Polizeidecemat  ist  in  den  Städten  entweder 
besonderen  staatlichen  Behörden  (Kgl.  Polizei-Präsidenten  oder 
-Direktoren)  oder,  was  die  Regel,  den  städtischen  Bürgermeisten, 


')  Die  Venvaltungsreform  ist  nur  noch  nicht  in  der  Provinz  Pos«» 
(larchgcnihrt,  doch  wird  durch  ein  jetzt  in  seiner  Berathung  abgeschlossewi 
Gesetz,  das  inzwischen  während  des  Druckes  dieser  Abhandlung  erschienen  — 
nämlich  das  G.  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  und  die  Zuständigkeit 
der  Verwaltungs-  und  Verwaltungsgcrichtsbchörden  in  Posen  vom  19.  W 
1889  (G.-S.  S.  108)  —  auch  in  dieser  Provinz  die  neuere  Verwaltungsgwett- 
gebung  wenigstens  theilweise  zur  Geltung  gelangen. 

In  Schleswig-Holstein  treten  die  neuen  Verwaltungsgesetze  am  1.  Jnl» 
d.  J.  in  vollem  Umfange  in  Kraft. 
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»Iso  besoldeten  Benifsbeamten ,  bezw.  einem  anderen  Magistrats- 
mitglied   oder  dem  Magistrat,  bezw.   dem  Lanclrath,   übertragen. 

§  62  der  St.-O.  vom  30.  Mai  1853,  19.  März  l85<i  und 
§  67  der  St.-O.  vom  15.  Mai  1856;  §  2  des  Ges.  vom  11.  März 
1850  (G.-S.  8.  266);  §  2  der  V.  vom  24.  September  1867 
(G.-S.  S.  1529);  §§  27,  28,  30  der  Kr.-O.  ftir  Hessen-Nassan 
vom  7.  Juni  1885  (G.-S.  S.  193);  §§  71,  78  der  St.-O,  für 
Hannover  vom  24.  Juiii  1858  (Hannover'sche  G.-S.  8.  141); 
§§  27,  28  der  Kr.-O.  für  Hannover  vom  6.  Mai  1884  (G.-S.  S.  181). 

In  den  Landgemeinden  der  6  östlichen  Provinzen  steht  die 
Verwaltung  des  untersten  Polizeidecernats  unbesoldeten  Ehren- 
beamten (den  Amtsvorstohem  und  deren  Organen,  den  Gemeinde- 
vorstehern,) zu;  in  der  Eheinprnvinz  und  Westfalen  soll  zwar 
principiell  das  untere  Polizeiorgan  des  platten  Landes  auch  oin 
Ehrenbeamter  (Ehren- Biii-gcrmeister,  -Amtmann)  sein;  daneben 
sind  aber  besoldete  Beriifsbcamte  zugelassen.  §§  29,  59,  bezw. 
29,  bezw.  28  der  betr.  Kr.-O. 

In  Hannover  bildet  dagegen  auf  dem  Lande  der  Landrath 
die  Ortspolizeibohörde;  nur  einzelne  polizeiliche  Befugnisse  sind 
dem  Gemeindevorsteher,  bezw.  Gemeindevorstand  übertragen. 
§§  24,  34,  35  der  Hann.  Kr.-O.  vom  6.  Mai  1884  (G.-S.  S.  181). 
Jedoch  ist  die  Einführung  des  Instituts  ehrenamtlicher  Amtsvnr- 
stcher  als  eigentlicher  Organe  der  Ortspolizei  Königlicher  Verord- 
nung vorbehalten.     §  25  Kr.-O, 

In  Hessen-Nassau  liegt  die  Verwaltung  der  Ortspohzei  theils 
den  (ebj'enamtlichen)  Bürgermeistern,  theils  dem  Landrathe  ob. 
§§  27,  28,  30,  31  Ki-.-O-  für  Hessen-Nassau  vom  7.  Juni  1885 
(ö.-iS.  8.  193). 

In  Schleswig-Holstein  endlich  wird  die  Polizei  in  den  länd- 
lichen Bezü'ken  von  dem  Amtsvorsteher,  in  den  Städten  und 
Stadtkreisen  von  dem  Bürgermeister,  bezw.  einem  anderen 
speciell  beauftragten  Mitgliede  des  Magistrats  oder  (in  Festmigt-ii 
Und  Städten  von  mehr  als    lOOOÜ  Einwohnern)  einem  besonders 

8ß* 
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ernanntfii  königlichen  Beamten  venvaltet.  §§  32,  33,  51  der 
Kr.-O.  für  Schlcswg-Holstein  vom  26.  Mai  1888  (G.-S.  S.  139); 
§  89  des  Ges.  vom  14.  April  1869  (G.-S.  S,  589);  §§  2  und 
der  V.  vom  20.  September  1867  (G.-S.  S,  1529). 

Aus  Vorstehendem  er^bt  sich,  dass  der  GjJEisx'sche  Voi 
schlag,  das  untere  Polizeidecernat  ausscliliesslich  u  n  b  e  b  o  l^ 
d  c  t  e  n  Elircnbenmten  zu  übertra^'en,  in  den  Städten  gar  keiu< 
oder  fast  keiue  und  auf  dem  Lande  nur  tbeilweise  geaetzlicht 
Verwirklichung  gefunden  hat. 

c)  Dagegen  sind  eine  Reihe  von  wichtigeren  und  insbesondere 
auch  von  bedeutenderen  polizeilichen  Angelegenheiten,  dem  Voi 
schlag  Gnkist's  entsiirechend,  der  BeschhiRsfassung  der  theilweia 
mit  Laien  besetzten  Kreis-  und  Bezirks- Ausschüsse  üheilrageii 
Dies  gilt  namentlich  von  der  Ertheilung  gewerblicher  Concessionei 
u.  dgl.;  vgl  z.  B.  §§  114  ff.  Z.-G. 

Der  Ausdruck  „Selbatven^'altung'*  für  die  hier  gedachte» 
Arten  der  von  Gneist  sog.  „obrigkoitliclien  Selbstverwaltung' 
fin<let  sich  insbesondere  zuerst  in  den  i;§  74  der  Kr.-O.  für  dit 
Östlichen  Pronnzen  (in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  19.  Mäii 
1881  [G.-S.  S.  165]);  §  22  der  Kr.-O.  für  Hannover;  §  24  der^ 
Kr.-O.  für  Hessen-Nassau;  §  30  der  Kr.-O.  für  Westfalen  :§  3( 
der  Kr.-O.  für  die  Rheinprovinz;  §  6fi  der  Ki-.-O.  iiir  Schleswig-J 
Holstein. 

In  diesen  Paragiaphen  ist  nämlich  von  einer  Thätigkeit  in 
„Selhstverwal  tungsämtern  des  Kreises,  des  Be- 
zirks oder  der  Provinz'^  die  Rede, 

Indem  die  Kr.-O.   von  SelbstveiiÄ'altiingsämtem  des  Kreis« 
sprechen,  ist  jedenfalls  an  die  Mitgliedschaft  zum  Kreisausschii 
gedacht'^);    als    Selbstverwaltungsamt   des   Bezirks   kann  nur  <!i« 
Mitgliedschaft  im  Bezirksausscbuss  gemeint  sein. 


*)  Nach  BHAücmTisiB,  Dil.  2,  S.  217  A.  215>,  soll  auch  dio  ThJitipkeit 
als  Amtsvorfttcher  hierher  gehören;  ch  pntspnuhl  ilies  der  GNKi.sT'»rlien  An- 
schauuog  und  scheint  auch  allgemeine  Ansicht  zu    »ein.     Vgl.   Motive  nt 
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Als  Selbstverwaltungsämter  der  Provinz  sind  zu  nennen  die 
Mitgliedschaft  im  Proviiizialrath,  Provinzialaussclmss  und  das 
Ajxit  des  Landesdirektors,  bezw.  (in  Hannover)  die  Mitgliedschaft 
im  Landesdirektoriuiu. 

Femer  spricht  der  §  26  des  R.-G.  vom  5.  Mai  1886  (R.- 
G.-Bl.  S.  132)  von  „Organen  der  Selbstverwaltung^  und  der  §  27 
des  Ges.  erwähnt  „Mit}:;liedor  von  Selbstverwaltuiigsbehörden, 
welche  bei  der  Entschoidiuig  im  Verwaltungsstreitverfalircn  und 
derjenigen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde*'  in  gewissen  Fällen 
nicht  mitwirken  düi-fen. 

In  Art.  IV  des  preuss.  Ges.  vom  20.  Mai  1887  (G.-S. 
8.  189)  endlich  sind  für  Preussen  als  diejenige!»  Organe,  welchen 
nach  dem  cit.  Reichsgesetz  vom  5.  Mai  1886  eine  Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung  gewisser  Rerufsgenossenscharten  übertragen 
werden  kann,  der  Kreisaussehuss  und  der  Provitizialausschuss 
bezeiclmet. 

Es  ergibt  sich  aus  den  vorstehend  niitgetheilten  Stelleu  ein- 
mal, dass  das  Gesetz  die  Ausdrücke  „Selbstverwallungsanit", 
„Organ  der  Selbstverwaltung"  als  teclmische  gebraucht,  und  dass 
insbesondere  das  Reichsgesetz  Selbst^'erwaltungsbehörden  voraus- 
setzt, welche  sowohl  als  staatHche  Aufsichtsbehörden,  wie  als  Ver- 
waltungsgerichte tbätig  sind. 

AVir  liaben  ferner  auf  Grund  der  Ausdrucksweise  des  preuss. 
Gesetzes  eine  ganze  Reihe  von  Behörden  (Kreis-,  Bezirksaus- 
schuss  u.  s.  w.)  ermittelt,  welche  nacli  der  Auffiissung  des  preuss. 
Gesetzgehei*s  als   Selbstverwaltungsorgane  zu  bczeiclnieu  sind. 

Endlich  hat  uns  die  geschichtliche  Entwicklung  (oben  111) 
gelehrt,  was  unter  „Selbstverwaltung"  der  Städte,  I^atidgenieinden, 
Kreise,  Provinzen  zu  vei*stehen. 

Es  gilt  nun,  für  alle  diese  verschiedenartigen  und  mannig- 
fachen Behörden  und  deren  eigenartige,   als  Selbst venvaltmig  be- 

Kr.-O.  für  die  Rheinprovinz  ^  Druck8ach«ii  des  Herreuhauses  1887,  Xo.  9, 
S.  54. 
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zeichnete  Thätigkoit   ein  gemeinsames    entscheidendes   Krit 
zu  finden,    welches   wir    als    den   begrifflichen,   juristiscbei 
Kern  aller  Selbstverwaltung  bezeichnen  können. 

Dass  in  der  Behördenorganisation  das  entscheideDde] 
Moment  nicht  zu  finden  ist,  haben  wir  schon  mehrfacli  angedeutet;  j 
namentlich  kaiui  der  Gegensatz  von  besoldeten  Berufs-  und  Ehren- 
bcamten  zui-  Losimg  der  Frage  nicht  verwerthet  werden,  vkie  sich 
schon  daraus  ergibt,  dass  sowohl  der  Landrath,  wie  der  Regie- 
rangspräsident, also  zweifellos  Borufsbeamte ,  Vorsitzende  von 
Sclbstverwaltungsbehörden    (Ej-eis-,  bezw.  Bezirksausschuss)  sind, 

Auch  die  Venvaltung  durch  ein  Collegium  im  Cie^ensate  n 
derjenigen  durch  einen  Einzelboamten  kann  nicht  als  Selbstver- 
waltung der  Ministerverwaltuug  gegenübergestellt  werden;  denn 
der  Landesdirektor,  welcher,  abgesehen  von  der  Provinz  Hannover, 
der  Regel  nach  als  Einzclbcainter  fungirt,  ist  zweifellos  ein 
Organ  der  Selbstverwaltung. 

Ebensowenig  werden  wir  in  dem  Objekt  dei*  Verwaltung 
das  entscheidende  Merkmal  fiir  die  Selbstverwaltimg  zu  sttchcu 
haben;  denn  Gegenstand  der  Selbstverwfdtung  sind  sowohl  die 
„eigenen  Angelegenheiten"  der  Gemeinden ,  Kreise, 
Provinzen  (sog.  wirthschaftliche  Selbstverwaltung) ,  wie 
die  Angelegenheiten  der  allgemeinen  Staatsverwal* 
t  u  n  g  (sog.  „obrigkeitliche'^  Selbstverwaltung),  so  dass 
also  das  Substrat  der  Sellistverwaltuiig  sowohl  von  den 
Genieindckörpcru  und  Gemeindeverbäudcn,  ^"ie  von  dem  Staate, 
bezw.  den  einzehien  Verwaltungsbezirken  des  Staat« 
gebildet  wird. 

Wir  werden  desshalb  nicht  fehlgehen,  wenn  wir  m  aei 
Natur  des  Ve  rwaltungsaktes  dm  begriffsbildende  Mora'iit 
suchen. 

Folgende  Erwägimgen,  welche  einerseits  an  unseren  Au»- 
gaiigspunkt,  die  Städte-Ordnung  von  1808,  und  andererseits  au 
den  gesetzgeberischen  Zweck  der  Selbstverwaltung  anknüpfen,  wie 


er  aus  den  (ur  die  Gestaltung  des  jetzigen  Rechts  massgebend 
gewordenen  Schriften  Gneist's  sich  ei^bt,  werden  uns  auf  den 
richtigen  "Weg  führen : 

Wie  aus  der  obigen  DarsteDung  (o.  unter  III,  S.  405)  erhellt, 
hatte  (Ue  £iniuhriiug  der  St.-O.  von  1808  den  ausgesprochenen  und 
erkeuübureii  Zweck,  die  städtische  Verwaltung  von  staaUicher  Be- 
vomiundaug  nach  Möghchkeit  zu  befreien.  —  Sie  erreichte  dies 
dadurch,  dass  sie  die  Verwaltung  der  städtischen  Angelegenheiten 
auf  Collegien  übertrug  (Magistrat  und  Stadtverordnetenversamm- 
lung), welche  den  staathchen  Organen  gegenüber  im  Wesentlichen 
und  soweit  es  sich  um  Besorgung  städtischer  Ange- 
legenheiten handelte,  unabhängig  und  selbständig  waren. 
An  die  Stelle  der  bis  dahin  beständig  in  die  Städteverwaltimg 
eingreifenden  Kriegs-  und  Domanenkammern  trat  nur  ein  gewisses 
Recht  der  Kontrolle  und  Oberaufsicht  des  Staates  fiir  einzelne 
besonders  wichtige  Verwaltungsakte. 

Eine  bis  dahin  im  Wesentlichen  von  der  Centralinstanz  ab- 
hängige Verwaltung  wird  durch  die  St,-0.  zu  einer  selbständigen. 

Dies  ist  der  juristische  Kernpunkt  der  Eiiifuhi-ung  einer 
städtischen  Selbstverwaltung;  die  Analogie  für  die  Verwaltung 
der  Landgemeinden,  Kreise  und  Provinzen  ergibt  sich  damit 
von  selbst. 

Ebenso  nun  wie  die  städtische  Selbstverwaltung  eine  von  der 
staatlichen  Centralinstanz  unabhängige  Verwaltung  bedeutet, 
übenso  gilt  das  Gleiche  für  die  sog.  obrigkeitliche  Selbstver- 
'«tung. 

Während  aber  die  Loslösung  der  Verwaltung  der  „eigenen 
Angelegenlieiten"  der  öflfenthch-rechtHchen  Verbände  (Gemeinden, 
Kreise,  Provinzen)  von  der  unmittelbaren  Leitung  durch  die  Central- 
instanz oder  deren  Organe  wesenthch  auf  der  Erwägung  berulit, 
dass  ilie  geordneten  Vertretungen  der  Verbände  ihre  eigenen 
Angelegenheiten  am  besten  und  sachgemäasesten  selbst  venvaJten 
können  und  werden,    zumal    es    sich    liier    in    erster  Linie    nicht 
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sowohl    um    allgemein    stantliche,    als   vielmehr   um   lokal« 
Angelegenlieiten  der  betreffenden  Verbände  handelt,  verdankt  <liei 
obrigkeitliche    Selbstverwaltung,    d.  i.    die   Abtrennung    gewisier] 
Zweige  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  von  der  Minister- 
Verwaltung  ganz  anderen  Beweggründen  ihre  Entstehung. 

Das    mit     einer     Constitution  eilen    Vcrfassaogj 
nothweiidig  verbundene  Parteiregiraent   erfordert  als  Cor-' 
relat,  sofern  dieses  Regiment  nicht  zu  einem  unerträglichen  aas- 
arten soll,  eine  Reihe  von  Cautelen  gegen  eine  parteimÄssiRe 
Vorwaltung  der  Staatsangelegenheiten. 

Diese  Cautelen  können  in  einer  doppelten  Richtung  geschauiu 
werden :  entweder  man  entzieht  gewisse  Verwaltungszweige  gäuzliib 
dem  Eintluss  der  Parteiregierung,  indem  man  sie  Organen  überträgt, 
welche  der  Ministerialiiistjmz  gegenüber  unabhängig  sind;  wler  mui 
belä«st  zwar  diu  Verwaltung  dem  Minister  und  dessen  Organen,  schafft 
aber  neue  von  tlicsen  unabhängige  (rechtsprechende)  Behörden, 
welche  im  Streitfalle  die  Verwaltungsakte  der  Minister  und  ihrer  Or- 
gane vom  Standpunkte  des  Rechtes  einer  Nachprüfung  onterzieheu. 

Eine  ganz  geringe  Sicherung  kann  man  endlich  noch  dadurch 
schaifen,  dass  als  untere  Organe  der  Ministerverwaltung  Ehren- 
beamte und  damit  wenigstens  ökonomisch  von  dem  Minister 
unabhängige  Personen  bestellt  werden;  dieser  letztere  Ge- 
sichtspunkt ist  aber,  wie  auf  der  Hand  hegt,  fUr  die  Nalar 
der  Ve  r  w  a  1 1  u  n  g  s  a  k  t  e  rechtlich  und  be-griftlich  bedeutungs- 
los und  kommt  nur  bei  der  Gestaltung  des  Behörde n- 
Organismus  in  Betracht. 

Alle   diese  Wege   sind  von  der   neuen  Reformgesetzgebuiigi 
eingeschlagen;   aber    nur   die    den    Gebieten    der    beiden  erstge-j 
dachten  Institutionen  augehüngen  Verwaltungsgegenstände  können 
als  zur  Selbstverwaltung  gehörig  bezeichnet  werden. 

Um  ims  die  reclitliche  Bedeutung  dieser  Reform  klar  zu 
macheu,  «"scheint  es  zweckmässig,  das  verwandte  Gebiet  dei*  Jos^ 
vergleichend  heranzuziehen . 
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Hensdier  ckki  %äch&  T  r  1  r  t  r  >:?  J-2<3zcn»££i.  üiChMn  ukü  ix 
der  Art  I  n  i  *  b  *  r  Liz  J-^snirfiril:,  iü*  fr  -ii  Sfc  Luf  Se? 
Justiz-  jedtSDSZ  -si^fCtc.  d.  i.  rrr.i  «.örc  Miri-srrx:! 
die  Ent5cbeid:i:.2>E!i  ä=r  »j^skii-r  resrrirr- k>:ir.:-;  *  .  A>=?  <cä»->z 
im  abäohnis&sil.-:'  SiLi:«:  -^rrt?:  nü~f  zl±-  its  \tssQ.'öe  öfr- 
artiger  immii^rllAj^-  •Eii.Erizi-  i-i*  i^trri■:i^ti^^  iz  if-  :'rittLb:i?fc: 
Gang  der  ßectisjcejf,  —  i*=sö^ikl^  srirrr  i.  B.  icl-:-  Is*  rrecs*. 
A.  L.-R.  nad  dir  A.  G-O.  r-^ir  Bfsrhir^irj  -ayiscr  *>z:.  -Kiröjf-T*- 
justiz^  im  WeseisHcbez.  T-ynz:^.  'Vc.  $  5  lier  Esrl.  2.  A.  L.-IL. 
§  1  EoL  A-G.-4J., 

Lnmexiiin  tzAezi.  ^:1  uzcb  i=£  A.  L.-B.  s>r«is««£  Ar.ka7->.?£ 
an  die  impiimdkiie  Ca£*ii:'ri^'i5tiz.  «o  d&ss  2-  B.  dSe  A?s»c*rä7£ 
eines  xwäfeUta&en  G*sr?2>e§  der  Crsmübeb-T'rx:*  «G*seiEkoc:3Si»ä->r."i 
dorch  §§  47  und  4-^  d^r  Eizil.  xsin  A.  L.-R.  TorixelaLU^  -«^lt. 

Aber  vie  diese  Ajwmaiir'  vchoz.  s^hr  bald  dcrvh  dra  A£här.es- 
paragr^ihen  2  ad  L  c.  bes«!tist  v^ud«.  so  varJ  acoh  das  dfs 
Justizministcr  durch  die  §§  5•;•^^öl4  der  KrinL-OidüBiie  v^m 
11.  Dezbr.  lö'jö  ii:  "■reiifrheiädrm  UmiarLse  Ton>vhs2ici.c  IV:^:ä- 
tigangsrecbt  Ton  richterlichen  Crtheües  in  Sträfs^^Äcs.  «<k«it  -iie 
Befagmss  zn  einer  Entscbeidanf  über  mateiieHe  Beschv«rdra  in 
prozessoaUscben  Angelesenheiten  —  Tgl.  K.-*3.  Tom  •>.  Sepibr.  1>15 
(G--S.  S.  198i  —  akbald  immer  mehr  tiagernct  uud  redlich  be- 
seitigt. Vgl.  K--0.  Tom  15.  Jnli  It«.-?  iG.-S.  lS«.«ö— IS».«:«  S.  577V 
Tom  4.  Dezbr.  18:f4  iG.-S.  S.  221»:  V.  Tom  12.  Sip:br.  1S41 
(G.-S.  S.  289):  §  2*i  d.  V.  Tom  3.  Jan.  1^4^•  iG.-S.  S.  14  •: 
§§  34—37  d.  V.  Tom  21.  Joli  1S4^  «G.  S.  S.  2i>lh  $  35  d.  V. 
Tom  2.  Jan.  1849  <G.-S.  S.  1). 

Somit  ist  durch  Beseitigung  der  .C'abinetsjnstiz'  die  Justiz- 
rechtspflege jeidichem  Einflüsse  der  Ministerrerwaltung  entzop?n 


•)  Eioe  hiei]geffea  r-rcutüch  ofsra  ni'>glicto  Re3:':-a::r  l^:r-.  R»;:oh*tir.-.atr- 
gericht  nachzasochen.  -arsr  wegea  der  Ohr.n:a»,h:  des  Rsiclii'-*  i^rik^isch  N-- 
dentungsloB. 
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und  zwar  dergestalt,  dass  der  Minister  weder  im  Einzelfall,  not 
generell  auf  die  Entscheidung  eines  Reclitsstreits   irgendweltlnaf' 
Einfiuss  ausüben  kann. 

Dieselbe  Erscheinung  bietet  nun  die  Eiiiluhrung  der  sog, 
„obrigkeitlichen  Selbstverwaltung"  auf  dem  Gebiete  der  Ve^ 
waltmig  dar. 

Wie  der  König  in  Preusseu  Träger  der  Justizhoheit,  so  bi 
or  vor  Allem  und  recht  eigentUch  auch  Träger  und  Inhaber 
der  80g.  „vallziehenden  Gewalt**.  Die  Lehre  von  der  sog.  TheiluDjj 
der  Gewalten,  welche  auch  die  Gestaltung  unseres  positircu  Ver- 
fassungsrechts beeinflusst  hat,  sieht  sogar  „die  Exekutive*,  die 
„vollziehende  Gewalt"  als  die  ureigenste  und  vielfach  als  di« 
alleinige  Domäne  des  Königs  an.  —  Dieser  Ausdiauung  verleibt 
auch  die  Preuss.  V.U.  Ausdruck,  indem  sie  in  Art.  4.'>  bestiiiuiit:j 

„Dem  Könige  allein  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu. 
Er  erlässt  die  zur  Ausfiihrung  der  Gesetze  nöthigen  Verordnungen*. 

Die  „vollziehende  Gewalt"  begreift  nun  aber  nach  allgemeiu'l 
herrschender  Anschauung  vor  Allem  die  sog.  „Staatsverwaltung* 
in  sich. 

Daraus  ergibt  sich  als  nothwendige  Folge,  dass  alle  Stajtts 
Verwaltung  in  letzter  Instanz  Oabinetsvei'waltung  („King  in  cabinet**) 
sein  muss.  Und  da  wiedorum  nach  dem  cit.  V.-A.  der  König 
die  Äfinister  beliebig  ernennt  und  entlässt,  diese  also  für  die  Ver- 
waltiuig  seine  Organe  sind,  so  folgt  weiter,  dass  auch  die  Hand- 
habung der  Verwaltung  durch  die  Minister  „Cabinets Verwaltung**  ist. 

Da  nun  aber^  wie  wir  bereits  oben  sahen,  die  Einfuhroug 
einer  constitutionellon  Verfassung  die  Bildung  von  Partei- Ministerien 
und  damit  ein  Parteiregiment  zur  nothwendigen  Folge  hat,  sc 
kann  eine  zum  Wesen  des  Rechtsstaats  gehörige  unparteiisclje] 
Verwaltung  nur  geschaffen  werden,  wenn  dieselbe  von  »leni  Ein- 
lluss  der  Parteiminister  losgelöst,  mehr  oder  weniger  befreit  wird  ] 

Wäre  dieser  Gesichtspunkt  der  einzige,  welcher  bei  Hnail- 
habung  der  Venvaltung  in  Betraclit  käme,   so  würde  man  cm- 
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tequenterweise  die  ganze  Verwaltung  coUegialisch  formirten,  von 
ler  jeweiligen  MiiiisterverwaltuDg  rechtlich  vollstüudig  unabhängigen 
icbterliclien  Behurdeii  übertragen  müssen.  Eine  derartige  Ein- 
ichiung  wüi'de  aber  in  Preussen  nicht  nui*  mit  dem  Art.  45  der 
IT.-U.  unvereinbai"  sein,  sondern  auch  die  denkbar  verkehrteste 
Gestaltung  und  Handhabung  der  Verwaltung  zur  Folge  haben. 
Die  wichtigste  und  hauptsäcliHchste  Aulgabe  der  mit  Haiid- 
labung  der  Verwaltung  betrauten  Behörden  besteht  in  einem  eiii- 
citlichen,  energischen  und  schleunigen  Vorgehen. 

Diesen  Gesichtspunkten  gegenüber  kommt  das  Moment  einer 
nparteiischeu  Handhabung   der  Verwaltung    ei"st   in  »weiter 
e   ujid  nui*  insoweit  iu  Betracht,    als  gewisse  Oautelen  gegen 
arteimissb rauche    in    der   Verwaltung   geschafieu  werden 
lüsseu. 

Während  für   die  Rechtspflege    als    oberster  Grundsatz   die 
jerechtigkeit    zu    bezeiclmen    und    danach  deren  Institutionen 
einzurichten,    dass  vor  Allem    ein    gerechter  Richterspruch 
icbert   werde,    kommt    für    die  Verwaltung    das  Moment    der 
erechtigkeit,   d.  h.  liier  der  gleichmässigen,   unparteiischen  An- 
rendung  der  Vcrwaltuiigsgruüdsjitze,  erst  in  Frage,  wenn  vorher 
ttnd    unter  allen  Umständen    ein    thatki'äftiges  Handeln  der  Ver- 
waltungsbehörden gesichert  ist. 

Dementsprechend  ist  denn  auch  die  Verwaltung  orgamsirt. 
Die  der  Zahl  und  dem  Umfang  nach  grössten  Geliiete  der- 
selben unterliegen  der  Ministerverwaitung,  d.  h.  die  zur  Aus- 
übung dieser  Verwaltung  berufenen  Behörden  haben  lediglich 
nach  den  Weisungen  der  Centralinstanz  zu  verfahren;  sie  sind 
derselben  nicht  nur  unbedingt  untergeordnet,  sondern  sie  haben 
lach  sowohl  für  jeden  Einzelfall,  wie  generell  die  Weisungen  der 
rgesetzten  Staatsbehörde  und  also  in  letzter  Linie  der  Miuisterial- 
zii  befolgen. 
Dies  gilt  insbesondere  für  das  wichtigste  und  gi'össte  Gebiet 
er  gesammten  Verwaltung,    für   die  Polizeiverwaltung,    und 
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zwar  auch  dann  und  insoweit,  als  das  unterste  Polizeidecemat  in 
den  Händen  von  Elirenbeamten  liegt. 

In  dieser  Hinsicht    sclireibt    der   auch   heute  noch   in  Kraft 
beliudUche  §  1  des  Ges.  vom  11.  März  1850  (G.-S.  S.  265)  undl 
der   gleichlautende   §   1    der    V.   vom    20.  Septbr.    1867    (G.-S.! 
8.  1529)  wörtlich  vor: 

„Die  Ortsi)olIzcibeaniteu  sind  verpflichtet,  ilie  ihnen  von  der 
vorgesetzten  Staatsbehörde  iii  Polizciangeiegenheiten  ertheilten 
Anweisungen  zur  Ausfühi'Uiig  zu  bringen". 

Es  gilt  auch  heutzutage  sowolil  hinsichtlich  der  Polizei-,  wie 
liinsichtlich    des   ganzen  Gebietes    der  Ministcrverwaltimg  der  im] 
§  166  der  St.-O.  von  1808  wortdeutlich  zum  Ausdruck  gekommene 
8atz,  dass  die  unteren  Organe  lediglich  „vermöge  Auftrags"  de 
höheren,  sozusagen  als  deren  Willensträgcr,  handeln. 

M.  a.  W.:  Das  zum  Gebiete  der  MinisteiTerwaltung  gehörige 
Verwaltungsdecernat  ist,  soweit  es  sich  um  die  Thatig- 
keit  der  unteren  Orgaue  hand,elt,  unselbständigi 
Verwaltung. 

Diese   von   Pailet-Ministerien    abhängige  Verwaltung    bedarf 
nun   aber,   um  Partcimissbriiuche   nach  Möglichkeit  zu  verhüteu,! 
einer  gewissen  Kontrolle   und  Einschränkung,   welche,   ohne   die' 
thatkiäftige  Aktion  der  Vcrwjdtuug  zu  hemmen,  doch  eine  Garantie 
gegen  tlie  Uebergriffe  eines  Parteii-egiments  bietet. 

Eine  solche  Einschränkung  und  Kontrolle  ist  aber,  wie  schonj 
üben  bemerkt,  entweder  nur  so  möglich,  dass  gewisse  Zweige  dei 
Verwaltung  der  Einwirkung  der  Centi'idiustanz    und   der   von  il 
abhängigen  Behörden    gänzlich    entzogen  werden,    oder    aber  su, 
d.uas   eine   von   der  Ministerverwaltiing   unabhängige  Behörde  die 
Verwaltungsakte   nach    ihrer  rechtlichen  Seite  einer  Nachprüfuiii 
unterzieht. 

Inwieweit    eine   solche    Kontrolle    oder   Einschränkung   de 
Ministerverwaltung   einzulülirou    ist,    das    hängt    einmal    von   del 
Beantwortung  der  ITrage  ab,  ob  eine  parteiische  Handhabuug] 
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lines  bestimmten  Zweiges  der  Verwaltung  überhaupt  möglich  *), 
iUid  andererseits  davon,  ob  auf  einem  bestimmten  Gebiete  der 
Verwaltung  eine  besondere  Gefahr  oder  Neigung  zu  einem  P.irtci- 
missbrauch  vorhanden. 

Eine  blosse  Kontrolle  wird  da  genügen,  wo  ohne  Schä- 
digung der  Staatssicherheit  oder  des  Staatswohls  auf  eine  prompte, 
«»nergische  Handhabung  der  Verwaltung  nicht  vernichtet  werden 
k&nn;  handelt  es  sich  aber  um  Verwaltungsakte,  bei  welchen  das 
Interesse  einer  unparteiisclien  Haiidhahung  der  Verwaltung  be- 
deutend übei'wiegt  und  Sclüeunigkeit  und  Energie  des  Vorgehens 
weniger  in  Betracht  kommen,  so  wird  mnn  sich  nicht  mit  einer 
Kontrolle  der  ^linisterverwaltung  begnügen,  sondern  von  vorn- 
herein dieselbe  dadurch  beseitigen,  dass  man  (Jrganen,  welche  von 
der  MinisteiTerwaltung  unabhängig  sind,  den  betreftenden  Verwal- 
tungszweig zuweist 

Indem  also  unser  neuestes  Recht  solche  besonderen  In- 
stitutionen schuf,  was  sogleich  iiu  EinKclnoii  nachzuweisen,  ver- 
unrklicbte  es  für  gewisse  Zweige  der  Verwaltung  denselben  Ge- 
danken, welcher  schon  längst  unsen^  Civil-  und  Strafreehtspflege 
beherrecht  —  Abschaffung  der  Oabinets-  (Minister-)  Von\'altung 
durch  Einsetzung  von  Organen,  welche  rechtlich  von  der 
('eotralinstanz  unabhängig  sind  und  desshalh  nicht  nach  deren 
Weisungen  und  in  deren  Auftrage,  sondern  auf  Grund 
eigener  EntSchliessung,  sozusagen  kraft  eigenen  Rechts, 
and   nur  den  Gesetzen  des  Landes  gemäss  zu  verfahren 


*)  Diese  MfJgllelikcit  ist  nahezu  ausgescUosaeri  auf  dem  (tebicte  des 
MinisteriirmB  des  Aeusseni:  denn  von  finor  partoiniiisaigou  Handhahmig  der 
ViTwaltimg  kann  doch  nur  frcgenülior  den  ADfjeiiörigeri  einer  Partei  im 
Lsndc  die  Rede  nein;  soweit  dies  vermöge  der  rechtsprechenden  Thätig- 
«eit  <ler  Coxisnln  der  Fall  sein  könntet  sind  deren  Entscheidungen  ui^'Jit  der 
Kafhprüfunjr  d<^8  MinißteriuTus,  sondern  derjenigen  unaldifinsrigi^r  (ipriehts- 
behorden  unterwoi-fen. 

Deashalb  ist  auch  mit  Reeht  eine  „Selbstverwaltung"  auf  dem  Gebiete 
des  MiDisteriums  des  AcusHem  unbekannt. 
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haben,    ohne   an   Instruktionen    einer  vorgesetzten  Be- 
hörde gebunden    zu   sein.  ■ 

Dies  Moment  ist  das  entscheidende  Kriterium,  der  juristische  ^ 
Kernpunkt  aller  Selbstverwaltung. 

Ith  dofinirc  dfinnach  8 e  1  b ß t T e r wal  t u n g  als  die  von 
der  Minister-  (Gabinets-)  Verwaltung  rechtlich  unabhängige, 
nur  den  Gesetzen  des  Landes  unterworfene  und  desshalb  von 
Weisungen  einer  vorgesetzten  Behörde  unabhängige  Verwaltung 
und  bezeirhne  als  deren  (-Jegensatz  die  oben  bereits  detiuirte  und 
cltarakteri»irte  Ministerverwaltung. 

Es  bedarf  nun  nur  noch  des  Nachweises  im  Einzelnen,  dass 
alle  Selbstverwaltung  dies  Kriteriwm  der  Selbständigkeit,  der 
rechtlichen  Unabbiingigkeit  enthält,  und  djiss  femer  speciell  die 
sog.  obngkeitliche  Solbstvcnvaltung ,  d.  h.  die  von  der  Minister- 
voi*waltuug  unabhängige  Staatsvem'fdtung,  einerseits  eine  Hechts- 
kontrolle  gegenüber  der  Ministerverwaltung  (und  gegenüber  einer 
gewissen  Art  der  Selbstverwaltung)  bildet  und  andererseits 
für  bestimmte  Rechtsgebiete  eine  Einschränkung  der  Minister- 
verwaltung bedeutet. 

Zunächst  gilt  das,    was  ich  auf  Gnmd  der  Vorschriften  der 
St.-O.  von  180Ö  und  1831   hinsichtiicb   der  Selbstverwjdtung  de 
„eigenen  Angelegenheiten"  der  Städte  nachgewiesen  habe,  auc 
heute  noch  fiü'  diese  und  für  die  Verwaltung  der  übrigen  öffent- 
lich-rechtlichen   Verbände   (Landgemeinden,    Kreise,    Provinzen) 

Es  folgt  dies  schon  aus  der  Natur  der  Sache.  —  Denn  indem 
die  neueren  St.-O.,  L.-G.-O.,  Kr.-O.  und  Prov.-Ordnujigen  den 
Städten,  Landgemeinden,  Kreisen  und  FroNinzen  die  Selbst- 
venv'altung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  überweisen  und  den 
Staatsorganen  nur  im  Allgemeinen  und  nur  für  gewisse  bestimmt 
vorgesehene  Fälle  ein  Aufsichts- und  Bestätigungsrecht  vorbehal- 
ten, folgt  daraus  schon  von  selbst,  dass  im  üebrigen  und  Ällgemeineu 
die  Organe  der  betreffenden  Kurpei-schaften  ihre  Augelegenheitei 
selbständig  und  kiaft  eigener  Entschliessung  zu  walten  haben. 
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Die  selbständige  und  unabhängige  Stellung  der  Organe  der 
gedachten  Körpei-scbaften  geht  aber  auch  direkt  aus  den  gesetz- 
lichen Bestininiujigen  hervor. 

Die  eigentlich  entscheidenden  Beschlussbehörden  sind  nämlich 
grosse  Walilversanimhingen  (Gemeinde-,  Stadtverordneten-,  Kreis-, 
Provinzial  -Versammlung). 

Diese  entscheiden  narh  vorgängiger  Berathung  auf  Grund 
von  Majoritätsbeschlüssen,  so  dass  schon  hieraus  gemäss  dem 
oben  Gesagten  sich  ergil)t.  dasa  sie  durcli  Weisungen  von  oben 
oder  unten  nicht  gebunden  sein  können.  —  Ihre  Unabhängigkeit  von 
den  Organen  der  JEinisterverwaltung  ergibt  sich  aber  auch  aus 
der  fiir  alle  gedachten  Korporationen  gleichmässig  geltenden  Vor- 
schrift, dass  ihre  Beschlüsse  von  den  Staataufsichtsorganen  ledig- 
lich beanstandet  werden  können.  —  Daraus  erhellt  schon 
ihre  princiiiielle  rechtliche  Unabhängigkeit;  denn  könnten  die  be- 
treffenden bescldiessenden  Versammlungen  in  Bezug  auf  ihre  Ent- 
.schlicssungen  im  Staatsaufsichtswege  angewiesen  worden,  so  be- 
dürfte es  keiner  Beanstandung  ihrer  Beschlüsse. 

Das  Gesagte  gilt  aber  nicht  bloss  bezüglich  der  grossen 
Wahlversajnmlungen  der  korporativen  Verbände,  sondern  auch 
hezüghch  der  zur  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  bestellten  Organe 
(Gemeindevorsteher,  Gemeindevoi'stand,  Büi-geiineister,  Magistrat, 
Kreisausschuss  mit  dem  Laudrath  au  der  Spitze,  Provinzialauaschuss, 
Landesdirektor). 

Auch  den  Beschlüssen  dieser  Organe  gegenüber  -  soweit 
es  sich  hier  um  Collegien  handelt  -  hat  die  Staatsaufsichtsbehörde 
nur  eine  Beanstandungsbefugniss ;  dasselbe  muss  naturgeniäss  und 
conaequentex-weise  gegenüber  den  Massnahmen  der  Einzelbearaten 
gelten,  soweit  diese  inKommunalangelegenheiten  thätig 
sind.  Desshalb  ist  z.  B.  auch  die  Doppelstellung  des 
Magistrats  bezw.  Bürgermeisters  als  0  r  t  s  o  h  r  i  g  k  e  i  t  einer- 
seits und  als  Gemeindeverwaltungsbehörde  anderer- 
seits in  allen  Städte-Ordnungen  betont  —  vgl.  z.  B.  §  53  St.-O. 
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mm  30./6.  1853;  §  56  St.-O.  vom  19./3.  1856;  §  53  St.-0.  vc 
15./5.  1856;   §§  38,  72  der  Haonover'scheu  St.-O.  vom  24. . 
1858  (Kann.  G.-8.  S.  141);    §§  59   und   60   des    Ges.   betr. 
Verfassung    und  Verwaltung   der  Städte   und  Flecken  der  Pror^ 
Schleswig-Holstein   vom   14.  April  1869  (G.-S.  S.  589)  —  wc 
nuch    in    diesen    neueren    St.-O.    die  Verschiedenartigkeit   bäder 
Stellungen  nicht  so  scharf  und  prägnant  zum  Ausdruck  gekoninicu 
wie  in  den  beiden  älteren  St.-Ü.  von  1808  und  1831, 

Es  muss  aber  gleichwohl  ausdrückhch  hervorgehoben  werdeu, 
dass  die  Doppelth.Htigkeit   einzelner  der  gedachten  Kor])orAtioD8 
Organe  (z.  B.  der  Gemeindevorsteher,  Bürgermeister,    Magistnitoj 
und    auch   der  Landrätho)   die    begriffliche  Unterscheidung 
heider  Arten  der  Tluitigkoit  nic!it  hindert.     Man  muss  sich  stots' 
vergegenwärtigen,    dass    es    sich    hier    nur   sozusagen    um    eiuc 
Personalunion  handelt,  d.  h.  dass  ein  und  dasselbe  Organ 
als  Polizeibehrirde  der  Äfiiiisterverwaltung  unterstellt  ist,  wogcj^i 
es  als  Kouiniunal-  (Gcmeiudeverwaltungs)  Behörde  ein  von  dieser 
rechUich  unabhängiges  Organ  der  Selbstverwaltung  bildet. 

Anlangend  nun  feraer  die  sog.  „obrigkeitliche"  Sclbstvcrw}d- 
tung,  so  ergilit  sich  schon  aus  der  ganzen  Organisation  und  dt-m 
Verfahren  derjenigen  Bescldussbehördeu  der  Selbstverwaltung, 
welchen  eine  direkte  Ausübung  von  Verwaltungsfunktioncu 
zugewiesen  ist,  ihre  rechtliche  Unabhängigkeit  von  der  Minister- 
Verwaltung. 

In  Preusseu  existircn  als  solche  Behörden  insbesondere  dir 
KreisHUsschuss,  der  Bezirksausschuss  und  der  Pronnziidrath;  auch 
gehören  liierher  die  MUitärersat/.-  und  die  Steuereinschätzungs- 
und Bezirks-Comraission  '*). 

■*)  VkI.  liiezu  Gneist:  Dio  preuss.  Kr.-O.,  S.  132  und  135  S.  —  Pis» 
iusbesonderG  auch  die  Steuereinscbätzuugs-  und  Bezirksc^mmiafcioDeu  kciw 
Orgaue  der  Min  ister  vorwaitiin|[(  sind,  obf^leich  dor  Fiuniizuünisttir  in  bUUtr 
luNtflux  iilior    tlif»    fjogcii    die    EniHfiliridungren    der    Bezirks-C  >- 

geiejiften   Rekurse   ^\x   entscheiden   hat,    ergibt  eich  aus  der  l..  '• 

hier   der  FinaimniDister  nur  auomaler  Weise  als  Spruchbehörde  l«txt«r  lif 


Die  zuerstgedachten  Behörden  haben  (im  sog.  Beachlussver- 
fahren)  in  einer  Reihe  von  VerwiUtungszweigen  unmittelbar  gewisse 
Funktionen  der  Verwaltung  siusziuibeii.  Dass  sie  liierbei  von  jeder 
Einwirkung  der  Ministerverwaltung  befreit  sind,  ist  zwar  im  Gesetz 
nirgends  ftusdrücklick  ausgesprochen,  es  ergibt  sich  dies  aber  aus 
einer  Reihe'  von  Einzelvoi-schriften  eler  Gesetze  mit  zweifelloser 
Klarheit.  So  ist  z.  FJ.  im  §  38  L.-V.-G,  den  Organen  der 
Ministerverwaltung  (Regierungs-,  Ober- Präsident  und  Minister  des 
Innern)  ledigheb  die  dienstliche  Aufsiebt  über  die 
Geschäftsrührung*  des  Kreis-  und  Bezirksausschusses  und  des 
IVovinzialratlis  iibei-tragen ;  daraus  folgt  schon  von  selbst,  dass 
ihnen  weitergeht- iide  Rechte»  insbesondere  eine  Einwirkung  auf  die 
{materiellen)  Entscliliessungen  der  gedachten  Behörden  in  keiner 
Weise  zustehen. 

In  den  §§  121  ff,  L.-Y.-G.  ist  sodann  ein  genau  vorgeschrie- 
benes Verfjdu'en  geregelt,  mittelst  dessen  Beschlüsse  der  gedachten 
Behörden  im  ordiuinf^smässigeii  Instanzenzuge  angefochten  werden 
können;  §  12fi  L,-V.-U.  endlich  lässt  in  gewissen  Fällen  die  An- 
fechtung endgültiger  Beschlüsse  dieser  Behörden  mittelst  Klage 
beim  (Jberverwaltungs^ericht  zu. 

Alle  diese  Vorschriften  lassen  zur  Evidenz  erkennen,  dass 
die  Ministerverwaltung  die  Bescldussniasung  der  gedachten  Be- 
hörden durch  Instruktionen  oder  Anweisungen  im  EinzelfiJI  in 
keiner  Weise  beeinflussen  kann,  da  sonst  das  geordnete  Be- 
schwerdeverfahren gänzlich  bedeutungslos  wäre. 

Von  welcher    praktischen  Wichtigkeit    und  Bedeutung    diese 


stiuiz  fungirt.  Er  steht  hier  der  Bezirks-Commissiou  f^jfeniibt'r  in  demBclben 
Verhältniss,  wie  die  Minister  ilen  Tunern  und  der  Finanzen  in  den  Fällen 
Uer  §§  16  und  'AI  Z.  fJ.,  iu  denen  sie  ansnahmswciKC  die  weitere  Bt'scljwerde- 
iDsianz  gej/oniiVu^r  den   Entschei duneren  des   ProvinKtalratiis,   hezw,    Bezirks- 

»chu8S(>s  bildi'ij.  Khcüsoweuig  wie  hierftus  emv  AnweJHungsbpftignifia  der 
gedacht«!!  Minister  {gegenüber  dem  Kezirksausschuss  und  Pruvinzialrntii  ber- 
xuleiten,  ebensoweiug  st-eht  dem  Fiuauzminiatei  eine  direkte  Einwirkung  auC 
die  EntschlieHsungeu  der  Bezirks-CommissioD  zu. 

Archiv  für  ütlt^nlticbcH  Recht.  IV.  4.  g^ 
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selbständige  und  unabhiiri'^ge  Stellung  der  Selbstrerwaltunfi:»- 
beschlussbehörden  ist,  das  wird  ein  Beispiel  klar  machen. 

Das  PüIizeiverordnungsr(>cht  stoht  den  Organen  der  MinisU'r 
Verwaltung  dergestalt  zu,  dass  jedes  Organ  nur  für  den  Unifjina 
seines  Bezirks  (z.  B.  der  Landratli  fiir  den  ganzen  Kreis  odiT 
tiir  mclirere  OrtspoHzcihezirke ,  der  Rogiorungspräsident  für  den 
ganzen  Bezirk  otlor  mehrere  Kreise  [nicht  fiir  einen  Krei«] 
seines  Bezirks)  Polizeiverordnungen  erlassen  kann. 

Dies  schliesst  aber  die  Befiigniss  des  höheren  Organ»  nicht 
aus,  das  niedere  anzuweisen,  für  seinen  Bezirk  eine  bestimmte 
Polizeiverordnung  zu  erlassen.  Einer  solchen  Weisung  muss  d»s 
nachgeordnete  Organ  zweifellos  und  unbedingt  Folge  leisten. 

Soweit  dagegen  zum  Erlass  einer  Polizeiverordnung  die  Zu- 
stimmung eines  Organs  der  Selbstverwaltung,  z.  B.  des  Kreis- 
rtder  Bezirksausschusses  (§§  139,  \42  Tj.-Y.-G.)  erforderhch  ist, 
hat  auf  deren  EntschUessung  lUe  MinLsterverwaltung  nicht  den 
geniigsten  Eintluss '"). 


*)  Scliun  KosiN    hat   in    seiner  Sdirifl:    D(is  Polizeiverortlnungsrcclil  in 
Prensspi)   (Breslau  1882)  iml'  diesen    Untfi-scliifd   zwischen    der  Strllmit:  'If 
Oitiiiiic   der  Minis! enerwaltiiiifr   gegen iilH?r   denjeuijfen   der   Sellistverwii!  ' 
aut'merksani    geinHclit,   {S.   14-1   uud   155  a.  a.   U.).      Daas    auch    ilif   i>u.i 
regierung   uioht   vorkatinl   luiLj    diiss    sie   kein   Recht  «rinn    Brians  voo  Ab- 
weisun^cu  an  die  SelltsI  vf'nvallniitrslieschlussl»(diöril«*n  }ial>e,  dafar  lierun  »fhj 
KoHiN  mit  Urteilt  auf  dif  Drurksaclien  des  Aligeurdnetcn-Hansps,  1875,  Nn  li»| 
S.  33.     Es  heisst  dori   in  deii  Mntivoix  zu  4;  i*3  des  EiitwTJrfos  zu  einer  Pf 
viozialiirdnui)^,  welcher  von  uiueiu  deu  Miimlcrioii  neu  einy.ui'üumciideQ  Folapf 
verordnuii^ifclit  Imndell.,  mit.  Rexu);  InerauF:  „Bisher  wurde  dem  Bedörfui* 
—   (tiäinlich    einer    nnniHleriellen    Polizctverordnunpiliefiicridss)    —   daduick 
geiiiiyt,    «Iush    die   ReHsortniiniHter  die  Bozirksrejocrungcn    lieaiiflrft^ten,  d<| 
erfnrderliclieii  Slnin>eKtiiiimuii{fen  zn  erlassen.     Allein  abgesehen  davon,  iU**l 
dieses  Veifuliren   öclinn   dem  liut'hstalien   des  bislierigen  QesetjEeB  nicbi  n^'^ 
sprechen    mocht-e,    würdpi    dasselbe    in  Zukunft  jedenTalls    nicht    beiWlwU' 
werden    konn^^n,    wenn   der  Erlns»    von    PnivinzialpoHzeiverordminjn'n  "^1 
überin-ähidenlen  —  nnter   ZuHtininmttg    des    ProvinzialaiiaschusBe«    —    8lw] 
traufen  wirrl.     Es   würde   der  .S(ellnnij   der   ProvinziflbiusHchiiss»«   zn   dm  Mi- 
Disteru  nicht  tiulspreeiien,  wenn  die  erstereu  die  von  den  letzteren  erliiswn«i] 
poUzeilicbeQ  Anordnungen   einer   materiellen    Prüfiuip   unterwerfen   woütÄ 
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Während  die  Uebertragung  von  Verwaltungsgescliäften  au 
diefie  selbständigen  Beschlussbehörden  geradezu  eine  Einschrän- 
kung dos  Gebietes  der  ^fiinsterverwaltung  bedeutet,  bat  dagegen 
die  Einfuhrung  selbständiger  r  e  c  h  t s  p  r  e  c  h  e  n  d  e  n  Organe  im 
Bereiche  der  Verwaltung  nur  eine  Kontrolle  der  Minister- 
Verwaltung  binsichtlicb  ihrer  Massnahmen  im  Einzelfall  zur  Folge. 
—  Die  Verwaltungsgeriebte  treten  so  wenig  an  die  Stelle  der 
Organe  der  Ministerverwjdtuug,  dass  sie  vielmehr  umgekehrt  einen 
V^erwaltungsakt  de]*selben  voraussetzen;  erst  wenn  ein  solcher 
vorhegt,  können  sie  mit  der  Prüfung  desselben  nach  der  recht- 
lichen Seite  hin  befasst  werden^). 


diP  ihtien  Jedoch  tiir.lit  voreiillialtPti  wprdrti  kJmnt-p,  wfinn  aif  iH(»  zum   Voll- 
zuge jener  Anonlnungeu  i*rfi>rderlti-hen  StranieBtiinmangen   erlasaen  sollen." 

Nfhenbfi  ln^nierkt  sei  hif*r  erwähnt,  daaa  (li<^jenitre  Aiiffasaunj;  von  clom 
Be^fle  pScIVmtvi^rvvaltun^**  und  „Sidlistvri-vvaltuii^skörfiorachiifl",  vvciclio  Rosin 
in  der  hirr  cilirtfa  8cliril\  vfHrilt,  iiiii  der  Daratollmif^  ta  soint-r  ot>en 
(o.  unter  II,  S.3S>1  fT)  bi'spro<?!ipnpn  njonogrn|ibiselirn  Abhandlung  Bchwerlicli 
zu  vereinigen  sein  dürfte.  So  bczeicimet.  er  hier  als  Selbsiverwaltun^körper- 
scbafton  auch  die  Krnis-  und  Bcziiksaussehüsfue  und  den  Pi-ovinzialrath  (z.  B. 
S.  145,  150,  tnl,  I5R,  l.'tHj  181)  und  unlcrsdieidi't  zwischen  „wirthschalYlidier 
and  Obrigkeit  lichpr"  Selhatverwalturij  im  (TVKisTRi'hen  Siniip,  z.B.  S.  lä^t,  A.  2Jt, 

")  UJesi'  Ansrliiiuunjj  lii'gl  auch  den  Slntscheidiiugen  des  U.-V.-(t. 
vom  30.  April  1877,  Bd.  2,  S.  351;  vom  &.  Juni  187»,  Bd.  5,  .S,  2«1;  vom 
27.  November  187»,  Bd.  f>,  S.  234;  vom  14.  Juni  18B4,  Bd.  II,  S.  372  zu 
Orunde,  wenn  hirr  niicli  thnihveiBe  eine  andoro  Bcf^ründunf?  der  Ent- 
scheidung ppfjehen  ist.  Auf  der  im  Text  ^r'dachtpn  Erwütping  beruht  auch 
die  Vorsrhrifl  dpH  §  57,  Abs.  2  Z.-G.,  wonneh,  falls  dit»  Pidizcibebördc  im 
ppedftchten  Fallo  ein  Riusrlireiten  ablohnt,  dagegen  nur  Remedur  im  Auf- 
«iehtswoj^fe,  niclit  aber  bfi  den  Yervvnliungsjre richten  zu  erlangen  ist. 

Dass  die  Bestätijrung  des  Statuts  eitn-r  Wnldscbutzgcuossenschan  im 
VerwaUungsstreitvotialiren  f>rfalj^t,  sfimit  nhn  das  V^rwaltTniffsgericht  direkt 
eine  Verwftltnnjrsmassrogt'l  vttniimnit,  g§  31,  38,  41  d.  (i.  vom  H.  Juli  187rt 
—  ii.-S.  iS.  41H  — ,  ist  eine  durch  nichts!  gererlitfertigte  und  nur  dndurch 
erklärbare  Anomalie,  dass  man  sich  iitier  die  verschiedenartige  Stellung  und 
Thätigkeit.  des  KreisausschuHsea  einmal  in  seiner  Eigeusuhaft.  als  Selbstver- 
waltungaorgan  für  die  allj^omeinR  Laudeavorwaltunf^  fBeachlusabehürde)  liod 
»ndererseitB  als  ViTWalLungHgeri^ht  bei  Erlass  des  geda<-hteu  (.iesetzeö  uicLt 
recht  klar  gewesen  Hein  mag. 

86* 
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Da   nun    aber   die   Kontrolle    der  Venvaltunf^sgerichte  sie 
nicht  bloss  auf  Massregelo  aus  dem  Gebiete  der  Ministerverwa 
tung,  sondern  auch  auf  solche  aus  dem  der  vSelbstverwaltung  er- 
streckt —   füi"  die  letztere  bedeutet  dies  eine  doppelte  Grarantie 
gegen  eine  parteimässige  Verwaltung ,    sowie   insbesonden" 
einen  erhöhten  Rechtsschutj!   und    eine  Kontrolle   des  gesetz- 
massig c  n  Verfahrens  der  Selbstverwaltiuigsnrgane  —  so  lüsst 
sich  die  Thätigkeit    und   Aufgabe  der  Verwaltungsgerichte  dahin 
prärisiren,  dass  sie  gewisse  Verwaltungssdcte  auf  <lem  Gebiete  dfj-  ^ 
Minister-    und  Selbstverwaltung   auf  Anrufen    eines   Betheiligtev 
sei  dies  nun  eine  Privatperson  oder  eine  Behörde"),  hinsichti]| 
lieh  ihrer  Ge.setzniiLssigkeit  nat'h/.uprüfcii  haben. 

Aus  dieser  ihrer  Aufgabe   ergibt  sich  schon  von  selbst  und 
mit  Naturnothwendigkeit  ihre  selbständige  und  unabhängige  St*^ 
hing  gegenüber  der  Ministerverwaltuug. 

*)  Inaofeni  lÜMit  dw  VerwaltungaKPrichlsharkt'it,  wie  ich  hier  twü 
der  Ansicht  meines  Kritikers  in  dieser  Zeitschrift,  Bd.  III,  «S.  17»,  d» 
iiieme  AufTaRHUtig  gauz  l'tilHche  Attschauuugen  herv<jrTure,  wiederholrti  tnu», 
auch  dem  Schutze  öf  l'enHich-rcch  tlicber  luteressen  nicht  bigs»  iW 
Einzelnen,  sondern  auch  der  Behörden.  Da  mein  Kritiker  oflcnhar  tUnu 
Austofis  niitiriit,  dass  iiarJi  ineiuer  Duratelhing  die  Verwaltuugsgerii'ljtshjiricfil 
auch  den  Sclmt?.  öfleiitlich-reelitHchur  Interessen  der  Behiirdeu  ))enrerJie, 
81«  mIU  jih  diesen  Satz,  wub  aber  wühl  seliistredend,  dahin  erläutern,  disi^ 
ich  damit  die  Interessen  des  Staates  gemeint,  so  weit  sie  dnrch  Behurd^a  j 
wahr/.tineliniun  Hiud.  Denn  dass  die  Behörde  keine  selbständigen  lütrrj 
essen,  sondera  ledigh'ch  die  des  Staatos  verfolgt,  liegt  auf  der  flaoiL 

Sollte^  die  Richtigkeit  meines  SiitzeR  auch  nach  dieser  Erläuterung  uftdi  I 
bestritti-n  werden,  so  will  ich,  soweit  es  sieh  um  positives  Recht  hxodrlt, 
nur  au  den  §  126  des  preuss.  L.-V.-U.  und  §  lü  des  (Jesetzea  vom  LI.  Mütj 
1878  (O.-S.  S.  132)  erinnern;  in  Leiden  Füllen  dient  die  VerwaltungijgerioJil»-] 
barkeit  doch  ofleahar  nur  dem  Schutze  der  durch  StaaU-Beliönlen  ru  w«lf  J 
reuden  öileutlich-reehllichou  IiitereHsen  des  Staiitcs. 

Diese   meine   Auft'usBung   ertVeiit   sicJi   der    UehereinBliminung    niil  d™ 
AuHluhrungen  von  Onkist,  welcher  in  seiner  Schrift :  „Zur  VerwaltungsrelwriB j 
und  VerwnltuugsreehtspHeofe   in   Preusaen"    (S.  20)  sagt:     »Die  Verwallanp 
gerirhte  werden  daher  nicht  bloss  auiii  Besten  des  Einzelnen,  soDdeni  eben 
so    zum    Schutze    der    Ordnung   des    Staates    (sie!)    eingeführt   oimI 
dienen  auch  dem  Erfolg  nach  beiden  Seiten  in  ungefähr  gleichem  Ma»se.' 
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Denn  wenn  schon  das  bisher  erörterte  Gebiet  der  Selbst- 
rwaltung  —  die  Helbstvcrwjiltimg  der  „eigenen"  Angelegenheiten 
der  politischen  Korporationen  und  die  Staatsverwaltung  durch 
selbständige  Bescldussbehörden  —  einer  Einwirkung  der  Minister- 
Verwaltung  verschlossen  ist,  so  muss  dies  um  so  mehr  selbstredend 
von  einer  Verwaltungsgerichtsbarkeit  gelten ,  welche 
!  berufen  ist,  diese  Gebiete  der  Selbstverwaltung  hinsichtlich  ilu-es 
te^tzmässigen  Verfahrens  zu  kontrollireu. 

^y  Die  gleiche  Erwägung  greift  aber  auch  Platz,  insofern  die 
Yem'altungsgerichte  zu  einer  Kontrolle  von  Verwaltungsakten  auf 
dem  Gebiete  der  Ministerverwaltung  berufen  sind;  denn 
eine  solche  Kontrolle  wäre,  wie  aid'  der  Hand  liegt,  gänzUch 
wirkungslos  und  leerer  Schein,  wenn  die  Kontrollorgane  selbst 
wiederum  vou  den  zu  kontrollirendiTi  Beliörden  abhängig  und 
deren  Weisungen  nachzukonmien  verpflichtet  wären. 

Abgesehen  von  diesen  Griindfn  {Ulgemeinerer  Natur  und  ab- 
gesehen davon,  dass  schon  die  Natur  der  Verwaltungsgerichte  als 
Gerichtsbehörden  nach  heutigem  Staatsrecht  ihi'e  rechtliche  Un- 
abhängigkeit und  Selbständigkeit  bedingt,  lassen  auch  die  positiven 
Vorschriften   der   g§  61  ff.;   82,  83  if.,  93,  94;   32  L.-V.-G.  er- 

Eennen,  dass   der  preussische   Gesetzgeber   ernstlich  bestrebt  ge- 
esen,    die    Verwaltungsgerichte    von   jeghcher    Einwirkung    der 
(Miuisterverwaltung  freizuhalten  uud   dass  es  ihm  auch  gelungen, 
ie  rechtlich  völlig  unabhängig  von  derselben  zu  machen. 

Die  praktische  Bedeutsamkeit  dieser    unabhängigen  Stellung 
j^t  namentlich  in  folgendem  Beispiel  hervor: 

Der  Landrath    und    Regierungspräsident  gehören  nach  ilirer 

orwiegenden  Thiitigkeit  zu  den  Organen  der  Ministerverwaltung 

nd  sind  desshalb   insoweit    von    der   Oentralinstana  gänzlicli  ab- 

liängig,  was  sich  insbesondere  darin  dokumeutii't ,  dass  sie  jeder- 

»eit  und  ohne  Weiteres  zur  Disposition  gestellt,  d.  h.  ilurer  Amts- 

thätigkeit  enthoben  werden  können. 

Gleichwohl  sind  sie,  soweit  sie  als  Vorsitzende  der  Verwal- 


tungsgerichte  fungiren,  z.  B.  auch  auf  Grund  des  §  64  L.-V.-G-,| 
Namens   der   von  ihnen  vertretenen  Behörde  Bescheide  erls 
von  jeder  rainisterielleu  Einwirkung  unabhängig,  dergestalt, 
sie  sich  einer  gemäss  §  336  R.-St.-G.-ß,  stral'baren  Rechtsbeogaug 
schuldig  machen  würden,  wenn  sie  wider  ihre  bessere  üebei 
Zeugung  eine  gegen  das  Gesetz  verstossende  ministerielle  Weisunrf 
bei    der    Entscheidung  '*)    einer    Verwaltungsstreitsache    befi)lgett] 
sollten  •"). 

^)  FoI|;ender  praktische  Fall  rnnge  dui  im  Text  Gesagte  veraiiiflcluuilieliea:i| 

Der  prcuBsische  Minister  des  lunera  bat  auf  Qrund  des  §  106  der  Kr.-(Xl 
für  die  Rheinproviiiz  itnU'.r  dem  9.  Juni  1887  eine  Instruktion  erla«WD,  wo- 
nach  (gemäas   Art.  1  unter  I,  7  und  Art.   3)  im  Wahlvcrbande   dpr   SUdlV 
und   der  Landbürgermeistiireien  Personen,    welche   dos  21.  Leben«j)Uir  vol^  | 
eudet   haben,    als  Kreistagsabgeordaete   wählbar  sein   sollen.     Dies«   Ansicht  \ 
ist  meine»  Enichtt?n8  unrichtig,  indem  sie  gegen  ileu  §  50  Kr.-O.,  §  6  8t,-0. 
und  8  25  (f.-O.  vfrstrJsBt;    na<'h  diesen  VorHchriflen    ist  für  die  WitUlmrltetl 
in  diesen  Verbänden  vielmehr  die  Vi»lleuduug  de«  24.  Lcbennjahre«  erfordtr 
lieh  (vgl.  meine  Eingangs  citirte  Schrift,  S.  26  Anni.  9  und  8.  167). 

Die  KegieningsprÜRidenten  sind  nun  zweifellos  unter  allen  UmstÄnda 
verpflifhtet,  die  ihnen  iiachgcordneteu  Behiirdcn  {z.  ß.  die  Landräüte  und 
Bürgermeister)  dem  Inhalte  der  MiniBterial-Iustruktion  entsprechond  mil 
WeiHiitigen  tu  versehen,  auch  wenn  sie  die  Ansicht  des  Minister*  für  oft- 
richtig  halten. 

Falls  sie  aber  auf  Grund  des  §  58  Kr.-O.  als  Vorsitzende  des  Beäiit- 
wusBi'huasfs  über  eine  Klage  betreffend  die  fruit igkeit  der  Wahl  eines  Kit» 
tags:ibgei)rdneli?n  mitzuentscheiden  haben,  so  dürfen  sie  nirht  nur,  wundcro 
müssen  sogar  ilu-o  von  der  uiiiiLsteriellen  Instruktioo  etwa  abweicb«iide 
Meinung  in  ihrem  Votum  zum  Ausdruck  bringen. 

'^)  Es  freut  mich,  constatiren  zu  können,  dass  die  Auflassung  des  Texte« 
und  der  vorstehenden  Anmerkung,  welehe  bereits  vor  mehr  als  Jnhrpsfcirt 
niedergeschrieben  worden,  mit  der  in  allerneuester  Zeit  ausgespiMchenen  Ab- 
sieht  einer  iit»iidmft^>ii  Autorität,  des  zeiligen  preussischen  Ministers  <lo 
Innern,  Herbfiirtii,  durchweg  übereinstimmt,  wie  aus  Folgendem  hervonHit; 

In  der  17.  Sitzung  des  Pronss.  Abgeorductcnhanses  vom  19.  Febr.  1889 
—  Stenogr.  Berichte  des  Abgcnrd.- Hauses  188Ö,  S.  466  ff.  —  beschwrrt« 
«ich  der  Abgeordnete  vou  Czahlinski  darüber,  dass  der  Regicrungsprästdcnt 
in  Marienwerder  als  Viirsi f  zender  des  Be zi  rksaussch ussos  in  eintn»! 
bestimmten  Falle  die  Kolportage  von  polnischen  Gebetbüchern  verboUfl 
habe  und  ersuchte  den  IVIinister  des  Innern,  dieserhalb  sofort  Romodur  <" 
sctuüTeo. 
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l^enau   dasselbe    gilt   z.  B.    tod    dem    Bürgermeister    eines 
Stadtkreises.   Während  dieser,  soweit  es  sich  um  ilie  Verwaltung 


Trotzdem  dieser  hciztere  u.  A.  in  sniuer  Erwiederung  diirauf  hinwies, 
dass  der  Betroffeiu»  jregen  den  Bi'hcIJuss  die  Klapc  im  ViTwaRnngHstreitver- 
Ditiren  onatellen  und  die  Revision  an  das  O.-V.-G.  einlegen  k«inuf,  auf 
welcliem  Wege  der  Fall  zur  Erledi^ng  kommen  werde,  indem  er  ans- 
drücklich  liinzusetÄtc  r  „lu  dicsfu  Spucialfall  meinersüits  fciiiÄUp;iTifen,  liin 
ich  nicht,  im  Stande  und  wenlo  ich  nicht  tlmn"  —  war  einer  der  nach- 
folgenden Redner,  der  Abg.  Dr.  Windthorst,  gleii-bwoh]  der  Meinung,  der 
Weg  der  Beschwerde  in  jedem  einzelnen  Falle  sei  wu  kostapielig  und  zu  be- 
schwerlich, der  Minister  könne  wohl  bei  einem  derartigen 
Vorkommniss  dcni  Repfierungs  Präsidenten  eine  Direk- 
tive   geben,  für  die  Folgf?  Derartiges  nicht  zu  thtin. 

Als  nunmehr  auch  dtr  Abg.  von  Jazdzewski  noch  erklärt,  hatte,  der 
gerügte  Eingriff  lasse  Bich  wohl  durch  „eine  einfache  Ministerialverfügung" 
•UB  der  Welt  Hchaffcu,   entgegnete    dent    gcgt-nüber  der  Minister  dt-s  Innern 

II.  A.  wörtlich : „es  handelt  sich    hier    um   denBest'hlu5s8 

einer  SelbstverwaltungsbchördR,  in  welehe  einzojf reifen  ich 
nicht  BtutKadig  bin  und  in  welche  einzugreifen  ich  niemals  den 
Versach  machen  werde." 

Der  von  dem  Rogicraugspräsideuten,  in  seiner  Eigensehafi,  als»  Vor- 
ätrender  und  Namens  iles  Beiiirksausschnsne»,  erlassene  Bescheid  wird  hier 
also  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ausführungen  \\os  Tejctos  als  der 
B«flchlu83  einer  Sclbstverwaltungsbchörde  bcy.eicbnet. 

Und  sodann  wird  ebenfalls  —  und  im  auRdrücklichen  (Jegensatz  zu  der 
Meinung  der  Abgeordneten,  welche  den  Minister  veranlassen  wollen,  dem 
fiegiernngaiira^identen  iu  solchem  Falle  eine  Direktive  zu  geben  —  vom 
Minister  betont,  —  woniof  idi  das  Haujitginvicbt  lege  —  dass  er  gar  nicht 
befugt  sei,  in  den  Bcsehluss  einer  SelbstverwaltungHbehörde  irgendwie 
einzugreifen. 

Daraus  ergibt  sich  als  Consequcuz  dieser  Auflassung,  das»,  wenn  ein- 
mal oiü  Minister  —  abweichend  von  der  richtigen  Ansicht  des  Blinisters 
FlBHBrtTBTH  —  den  VcrKiicli  machcu  sollte,  durch  Ertlifiluii«  vi>n  Direktiven 
in  die  BescIduspfaBsung  der  Seibstverwaltungsliehördcn  cirizugieifen,  diese  au 
solche  Weisungen  unzuständiger  Organe  ebenso  wenig  gebunden  sind, 
als  wenn  sich  ein  Organ  der  Justizrechtspflege  beikommen  lassen  wolltu 
einem  8elbstverwidtung8organ  Direktiven  zu  ertheileu. 

Es  war  desRhalb  auch  Bcitenn  der  bctrellcudeu  Abgeordnet<;n  f^zlich 
verfehlt,  den  Miuislcr  wegen  des  iiicr  fraglichen  Falles  zu  interpelliren;  dcim 
ebenso,  wie  die  ThSligkcit  der  Sclbstvcrwaltuugsorgano  iu  der  hier  in  Be- 
tracht kommenden   Richtung  ilcr  Einwirkung  des  Miiiistüra   und   damit  auch 
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„Jer  eigenen  Angelegenheiten  der  Stadt"  (um  deren  sog.  vrirü 
schaftliche  Selbstverwaltung)  handelt^  lediglich  die  Beschlüsse  der 
Stadtverordneten  Versammlung  nach  den  Gesetzen  des  Landes  nnd 
frei  von  jeglicher  ministeriellen  Eimvirtung  auszufiihren  bat,  wäli 
rend  er  ferner  als  Vorsitzender  des  Stadtausschusses  ^  gleicbTiel 
ob  dieser  als  Beschlussbehörde  oder  als  Verwaltungsgericht 
thätig  ist,  dieselbe  unabhängige  Stellung  hat,  wie  der  Landralli 
als  Voi*sitz  ender  des  Kreisausschusses,  ist  er  andererseits  ei)enso 
wie  dieser  unbedingt  verpflichtet,  den  Weisungen  der  vorgesetzteaj 
Behörden  (z.  B.  des  Regierungspräsidenten)  ohne  Weiteres  Folge 
zu  leisten,  wenn  seine  Anordnungen  z.  B,  cUe  Handhabung  dw 
Polizeigewalt  betreffen. 

Wir  sehen  also  auch  hier  wieder:  irrelevant  ist  es,  welcbe 
Person,  Behörde  einen  Verwaltungsakt  vorzunehmen  beniffli 
ist;  die  rechtliche  Verschiedenheit  der  Verwaltungsakte  bestimmt 
sich  lediglich  nach  ihrer  inueru  Natur. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  die  bisher  fast  allgemein 
übhche  Terminologie  in  mehrfacher  Beziehung  ungenau  ist  oder 
»loch  leicht  zu  Irrthümern  und  Missvcrständniesen  Anlass  gibt 

Ziuiächst  ist  es  um-ichtig  oder  mindestens  ungenau,  die  Be- 


dem  Gebiete  iler  Ministervcrautwortli  ch  kei  L  eutxo^u  ist,  «o  nnt«r 
liegt  fliü  folgewDJso  auch  nicht  der  Kontrolle  der  VolksvertretDo;; 
MinistervtTHntwortlichkeit  «ud  parlamoutai'ische  Kcmtrollo  sind  CorrelaU- :  w«» 
nicht  den»  Bereich  der  ersteren  angehört,  unterliegt  auch  nicht  der  Kntik 
der  Volksvertretuug. 

Was  würde  wohl  der  Abjj.  Dr.  Winothorst  Hag'eo,  der  doch  atci»  mil 
grÖBster  Euergic  für  die  Unabliäugigkeit  der  ordentlichen  Geriehto  eingetrotai 
ist,  wenn  ein  Abpfeorducter  dcti  JustiEminister  bezüglich  der  £ntschcidati^' 
eines  Specialfallcs  durch  ein  (Ju8Liz)-(lcricht  interpelliren  und  ilin  auffordeni 
wiu'de,  dem  Gerichte  oder  detn  Uerichtsvorsitzenden  Direktiven  zu  erthcilun 
oder  durch  „eine  cinfaulie  MiuisteriiLlverfiigUDg''  einer  gurichtlieiion  Ent- 
scheidung^ vorzugreifen?! 

"Wüi'de  er   solch  einen  „EingrifiT  in  den  Lauf  der  ordentlichen  RccbU'j 
pllege"  nicht  aufs  Lebhallestü  ziu-ückwoisou  ? 

Dass  aber  der  vnrliegoude  Fall  für  das  Gebiet  der  Verwaltjjog  nichl 
anders  liegt^  ergibt  sich  aus  den  Ausführungen  des  Textes  vou  selbst. 
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'e  8taatsvei*waltung  eineraeits  und  Selbstverwaltung  anderer- 
s  als  Gegensätze  zu  gebrauchen''). 

Diese  Gegenüberstellung  ist  freilich  liir  die  ältere  Zeit,  in 
welcher  man  nur  die  sog.  „wirthschaftliche  Selbstverwaltung", 
d.  h  eine  selbständige  Verwaltung  der  Komnmnalaugelegenbeiten 
kannt«,  durchaus  zutreffend'*). 

Nachdem  aber  gegenwärtig  tlie  Selbstverwaltung  ihren  Schwer- 
punkt in  der  sog.  „obrigkeitlichen  Selbstverwaltung"  hat^ 
d.  h.  in  der  Verwaltung  von  Angelegenheiten  der  allgemeinen 
Staatsverwjtltung,  sind  die  IVülieren  (iffgensätze  verschoben  und 
demnach  ist  auch  die  Terminologie  umzugestalten. 

Wir  müssen  desshalh,  wie  dies  auch  in  der  vorliegenden 
Abhandlung  fast  durchweg  geschehen,  die  ßegritle  Selbstver- 
waltung und  Ministerverwaltung  einander  gegenüberstellen, 
während  als  Gegensatz  der  „Staatsverwaltung"  tlie  „Kom- 
munalverwaltung" zu  bezeiclmeu  ist;  die  Gegenüberstellung 
von  Staatsverwaltung  einerseits  und  Selbstverwaltung 
andererseits  alier  müssen  wir  fallen  lassen,  da  die  „Staatsverwal- 
tung" sowohl  dem  Gebiete  der  Selbst-  wie  der  Ministerver- 
waltuug  angehört. 

Aus  demselben  Grunde  werden  wir  in  Zukunft  statt  von 
Organen  der  Staatsverwaltung  richtiger  und  präciser  von  solchen 
der  Ministervenvaltung  reden.  Aber  auch  hierbei  müssen  wir 
uns  stets  vergegenwärtigen,    dass    ein    Theil   derjenigen    Organe, 


")  Dieser  Ungenauigkeit  habe  ich  mich  in  Anlehnung  an  die  herrschenfle 
Austlrucksweise  woui)y8ten8  theilweise  iu  itieiuer  Eiugauga  citirtcu  SehrifL 
gleichfalls  schuldig  gcmaeht. 

")  Man  hat  /.wiir  erkannt,  dasa  der  Begriff  der  „Selbstverwaltung" 
neuerdings  einen  erweiterten  Inhalt  ei'halten;  da  man  sich  aber  nicht  alle 
Consequenzen  dieser  BeffriSserweiloruug  klar  geinacht,  so  hat  man,  (wie  dies 
vielfach  voraukommeu  pHegt},  nicht  bedacht,  dass  nunmehr  auch  der  (Jegen- 
«atz  der  Selbatven*'altuüg  ein  nnderer  geworden  ist,  d.  b.,  dass  die  moderne 
Selbstverwaltung  sich  mchtiiur  auidem  Liebiete  derKonnnunnlverwaltung 
bew^;i,  sondern  auch  allgemein  staatliche  Aufgabcu  zu  liJHea  berufen  ist, 
aho  8eU)Bt  ein  »Stück  der  Stnats Verwaltung  bildet. 


welche  vnx  ak  Organe  der  Minister^'erwaltnng  zu  bezeichnen 
pflegen,  wie  z.  B,  die  Landräthe  und  Regierungspriiaidenten,  ancJi 
auf  dem  Gebiete  der  Selbstverwaltung  tbätig  sind ;  wälireud  um- 
gekehrt die  mit  Vorliebe  als  Organe  der  Selbstverwaltung  be- 
zeichneten Amtsvoi-steber  und  Bürgermeister  hinsichtlich  eines 
grossen  und  sebr  wichtigen  Tboilos  ihrer  Thätigkeit,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Ausübung  der  Polizeigewalt,  auf  dem  Gebiete  i 
Ministerverwaltung  fungii*en. 

Am  besten  ist  es  desshalb  wohl ,  die  Gegenüberstellung 
von  Organen  der  Ministerverwaltung  einerseits  und 
Organen  der  Selbstverwaltung  andererseits  gänzlich  au 
vermeiden. 

Glaubt  man  dieselbe  aber  nicht  entbehren  zu  können,  so 
man  sich  stets  zu  vergegenwärtigen,  das«  ein  Theil  der 
herkömraliehem  Sprachgebrauch  als  Organe  der  Ministerverwal- 
tung  bezeichneten  Behörden  auch  auf  dem  Gebiete  der  Selbst- 
verwaltung thätig  ist,  wie  umgekelirt  die  vielfach  als  Selbstver- 
waltungsorgano  bezeichneten  Amtsvorsteher  und  Bürgenneist<»r 
auf  vielen  Gebieten  der  Ministerverwaltung  fiingiren. 

Um  aber  Missverstiindnisscn  vorzubeugen  und  zu  einw 
Ivlassilikatiou  zu  gelangen,  wird  sich  wohl  am  meisten  der  WVg 
empfehlen,  welchen  ich  in  meiner  Eingangs  citirten  Sclirift  ein- 
geschlagen; man  bebandelt  als  Organe  der  Selbstverwaltung  nur 
diejenigen,  welche  ansBchli esslich  auf  diesem  Gebiete  thätig  siml 
und  stellt  ihnen  alle  diejenigen  Behörden  gegenüber,  welche 
irgendwie  eine  Thiitigkeit  im  Bereiche  der  Ministerverwaltung 
ausüben,  mögen  sie  auch  nebenher  oder  vonsiegend  zugleich  im 
Gebiete  der  Selbstverwaltung  fnngiren  *'). 


i 
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")  Für  Preusnen  Bind  dcmimch  als  Organe  der  Selbdlverwallnnp  n 
liezeiclmen :  Dk'  tirmrindr-,  Krt'i?'-,  IWirks-,  Proviiizialvprsaninilnnjrcii;  <ii< 
Kreis-,  Bezirks-,  Prüvirizialaus!<cliÜ!*(<c,  ProvinzialriitlK»,  l.andcsdirt'ktorrn  iiml 
da«  LandeBdirektoriiun :  alle  übrigen  Organe  sind,  weil  mehr  oder  yronigtr  in 
der  MiiiisterverwaHuiig:  thätig,  als  ürgaoo  der  Ictztci-en  zu  klassißcinii. 
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Als  Resultat  uuserer  Betrachlungen  ergeben  sich  also  folgende 
Sätze : 

1.  Selbstverwaltung  ist  se  1  h  s  t  an  dig  p  von  der 
Centralinstanz  rechtlich  unabhaogig'e  Verwaltung  kraft 
eigener  Entschliessung  im  Gegensatz  zur  Ministerver- 
waltung, innerhalb  welch^  letzterer  die  unteren  Organe  nur 
als  Mandatare,  als  Willensträger  der  oberen  handeln, 

2.  Zum  Bereiche  der  Selbstverwaltung  gehört  gegen- 
wärtig: 

a)  dieVerwaltung  der  „eigeuen'*  Angelegen- 
heiten der  politischen  Ve  r  w  a  1 1  u  rt  g  s  k  ö  r  p  e  r  (Ge- 
meinden, ivreise^  Provinzen),  die  sog,  „wirthschaftliche  Selbstver- 
waltung" ; 

b)  die  Verwaltung  gewisser  Gebiete  der  all- 
gemeinen Staatsverwaltung  durch  coUegialisch 
f  o  r  ni  i  r  t  e  B  e  s  c  h  1  u  s  8  b  e  li  ö  r  d  e  n ;  und 

c)  die  Kontrolle  der  M  i  n  i  s  t  e  r  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g , 
sowie  der  zu  a)  und  b)  gedachten  Selbstverwal- 
tung durch  Verwaltungsgerichte  '*). 


**)  Aaa  der  vorstehcadca  Entwicklun};  ergibt  sich,  dass  meine  AuffaMang 
des  Bepriffes  der  Selbstverwaltnnjy  mit  denjoiiij^eu  AuBfiibninpon,  welche 
Laband  (Staatsrecht,  §§  Öl  mul  Hö)  über  den  Begriff  der  „Verwaltung"  ge- 
macht, sich  in  keiner  Weise  vereitügen  Eässt. 

Ich  würde  aber  den  Rahmen  dieser  Abhandlung  überHchreiten,  wenn 
ich  die  narstellnng  Labands,  die  ich  iu  mehrfacher  Hinairht  (Tir  unriehtig 
und  widerspiiiilisvoll  halte,  Satz  für  üaiz  wiilerlcgon  wollte. 

Ich  will  desshalh  mir  aufeinigo  besondera  bedLnitsame  Sätze  hinweisen, 
j^teren  Unriehligkeit  an  der  Hand  der  IjABANo'schcu  BeweiBfuhrung  selbst 
olue  Weik'res  eich  nachweisen  lüsst, 

S.  700  BÄgtcr:  „Ihr**  —  seil,  der  Selbstverwaltung —  „Wesen  besteht 

derageraäss  in  einer  Thcilung  der  Verwaltungsgeschäfle    siwiechen  .StRHt  und 

VerwaltvingBköri>er    in    der    Art,    ilass    dem    letzteren    (]ie    unmittelbare    Ge- 

♦^(phäftsruhniug   oder  Vollziehung,    dem  crstereu    die   Norminiug  und  Bcauf- 

Rchtigung  zusteht." 

Dieser  Satz  ist  schon  vom  Standpunkte  Laband'b  aus  um  desswillen 
falsch,  weil  allen  Vei-walttmgskÖrpern  eine  ziemlich  weitgehende  „Automonie", 
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Nach  dem  Vorgang  von  Gneist   fasse  ich  die  Verwaltung] 


d.  h.  die  Befugnis«   zusiebt,    die  Handhabung   der  VerwiUtang  durch 
tarische  BeatimmungeD  zu  regeln. 

Uebrigens  gibt   diese  LABANü'sche  BegriSsbesliimnung  keineswregs  etw» 
du  „WoBea",   d.  i.  die  innere  Natur  der  Solbstverwaituug  wieder,  da  na^ 
sich  vielmehr  nur  darauf  beschrUnkt,  nach  Art  der  von  ihm  selbst  S.  6 
getadelten  Theorie  von  der  Theilung  der  Gewalten,  die  Verthenung  ge 
Thätigkciten  auf  verschiedene  Organe  als  füi*  die  Begriitibildung  entachaid 
zu  Grunde  xu  legen. 

S.  673  und  674  will  L.  femer  ini  Gegonsatz  zu  der  bisher  übliches 
Definition  der  Vcns'altuug,  naeli  welcher  dieselbe  alles  dasjejiige  utnfint, 
was  nicht  zur  Sphäre  der  Gesetzgebung  oder  Gerichtsbarkeit  gehört, 
neue  BegrifTsbestininiung  mit  einem  positiven  Inhalt  aufstellen. 

DpJngemäsfi  sagt  er; 

„lu  der  *-iiitstittitiuui>Ucu  Mmiarchio  ut  pouvoir  admiuistratif  der  Mächi 
bereich  des  Landesherm,  der  frei  ist  von  der  Mitwirkung  der  Volkuvertr«' 
und  unhesehränkt  dureh  die  Gesotzesauslegung  der  Gerichte.* 

Wie  vorträgt  sich  mit  dieser  Definition  die  S.  701  von  L.  zogeluMue 
Reolitskoutrolle  der  Venvaltung  durch  die  Gerichte? 

Wie  verträgt  es  sich  ferner  dimiit,  dass  über  die  Ertheilung  einer 
Reihe  wichtiger  gewerblicher  Coacessionen  —  eine  Thätigkoit,  die  üoch  «ucli 
nach  L.  weuigsttfus  theilweise  ein  Verwaltungsakt  ist  —  8.691  —  nicht 
etwa  dem  Machtbereiche  des  Landesherm  untergebene,  sondern,  wie  ich  oh^n 
eingehend  tiat-hgewiof>en,  auch  nach  oben  vollständig  unabhängige  Bes^tkliiur 
behördeu  zu  entscheiden  haben?! 

Und  schlicHsHch  —  besagt  denn  die  Formuliruog  L.'s  „frei  von  der 
Mitwirkuufij  der  Volksvertretung  und  uubeacliränkt  durch  die  GescUt*- 
auftlcguDg  der  tteriehtc"  etwas  Positives,  etwas  Anderes,  als  die  von  L.  «IN 
bekänittftc  Fonnel,  dass  zur  Verwaltung  alles  Dasjenige  gehört,  was  nicht  in 
die  Sphäre  der  Gesetzgebung  (Mitwirkung  der  Landesvertretung)  oder  dw 
Gerichtsbarkeit  (Gesetzesauslegung  der  Gerichte)  fällt?! 

S.  679  ff.  und  S.  697  will  L.  den  Unterschied  zwischen  Reoht»vcmrf- 
nuugeu  und  Vcrwaltungsverordnungcn  darin  finden,  dass  letztere  Regeln 
sind,  diu  sich  „innerhalb  der  Vorwaltung  selbst  halten'*,  wmiireixl 
die  RechtsBätzc  eine  Mehrheit  von  AVillcnsträgem  vomussctzen  und  dazn  Ik.- 
HÜnunt  sind,  die  Willenssphäre  eines  Subjekts  gegen  die  von  anderen  Isdi- 
vidueu  abzugrenzen, 

Trotz  dieses  scharfen  Gegensatzes  haben  nun  doch  —  8.  <)86  —  die 
„Am  tsvero  rdnuögcn  der  Prätoren  und  Aedilen  die  Kraft,  das  alte  jut 
civile  der  Rünier  zum  Erliegen  zu  bringen !"  Diese  Aufhssung  vom  )W 
honorarium  ist  ebenso  neu,  wie  m.  £.  unrichtig. 


i 
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zxL  b)  und  c)  unter  der  Bczeicbnitng  „ob  r  i  gk  eitliche  Selbst- 
verwaltung" zusammen. 

Denn  seihst  vom  LABAN:i>'schen  Standpunkte  aus  kann  man  die  edicta 
praetorum  nie  und  nimmermehr  ab  „VerwaltungsverortlDunj^ea"  böÄeichiien, 
da  s.  B.  die  interdiota  sich  keinenwegs  etwa  ^innerhalb  der  VerwaUiing" 
IiiilteQ,  sondern  durch  den  Satz:  ^vim  fieri  veto"  direkt  dto  colHdirendeu 
Willcnssphären  mehrerer  Personen  abgrenzen. 

r^  S.  683:  Wesahaüi  die  Bohördenorjjfanisation  bald  eiiin  Massro;;;!'!  inner- 

Itll)  des  VcrwaltungHApparats  und  dasshalb  Verwaltuiigsakt  und  liald  keine 
mterne  Angelegenkeit  der  Verwaltung  und  desBlialb  znm  Bereiche  der  Rechts- 
ordnung gehören  soll,  darüber  gpibt  L.  keinen  geniigi^nden  Äufschluss,  Noch 
weniger  will  es  eiuknicblen,  wenn  S.  681  die  Frage,  ob  eine  Rechts  Ver- 
ordnung oder  eine  VerwidtuugsvorKebrii't  vorliegt,  lediglich  danach  ent- 
schieden wird,  ob  die  Verordnung  verkündet  int,  oder  nicht;  eine  solche 
Beobachtung  einer  Fonnvorschrift  ist  doch  kein  innerca,  materielles  Kri- 
terium. 

Es  würde  zu  weit  führen^  wenn  ich  die  zahlreichen  Widersprüche,  welche 
die  Ij.'sche  Darstellung  m.  A.  n.  enthält,  hier  einzeln  aufdecken  wollte;  ich 
musa  dies  einer  bcHondereu  Abhandlung  über  den  Begrifl"  der  Verwiiltung 
vorbehalten. 

Ich  IjeachrJinke  mich  dessliaJb  darauf,  hier  nur  noch  zwei  Bedenken  all- 
l^fttmeiDerer  Natur  gegen  die  L.'scbe  Deliuitiun  de»  Begriffes  der  8elbst- 
verwaltang  hprvorzubebe,n, 

8.  »374  und  675  bebt  L.  mit  Recht  hervor,  das»  eine  Eintheikmg  der 
staatlichen  Funktionen  nach  der  Natur  der  staal liehen  Akte  (und  nit  bt  bloss 
nach  der  politischen  Muchtvertbeilung)  ein  untibweisbiirea  Bediirfuiss  der 
juristischen  Wissenschaft  sei. 

fth'iihwobl  hat  L.  die  Selbstverwaltung,  wie  aus  der  obigen  Dar- 
stellung hi'norgehl,  nicht  nach  der  N  atur  dieser  Venvaltungstliätigkeit,  son- 
dern lediglich  nach  der  pnlitiKcheti  Miiclitvfrtheilung,  d.  h.  dahin  detriiirt, 
welches  Subjekt  Kur  Ausidmng  der  betrelTendeu  Verwultungsthiitigkeil  be- 
rufen ist. 

Spricht  dieser  Umstand  schon  vom  L.'schen  ^Standpunkt  aus  gegen  seine 
eigene  Definition,  so  kommt  endlich  noch  in  Betracht,  das«  er  nirgends  mit 
Bestimmtheit  («igt,  welche  Verwaltung?  den  tTCgi'usat?'.  zur  Selbstverwaltung 
bilden  soll ;  nach  den  von  ihm  S.  100  und  7CX)  aufgestellten  Sätzen  und  nach 
dem,  was  er  über  den  Begriff  der  Verwaltung  im  Allgenieincn  sagt,  kann  er 
die  nach  dem  Vorgang  vrni  (tNKIST  als  sogen,  ^obrigkeitliche  Selbstver- 
waltung"  bezeichnete  Vei-waltung,  insbesondere  die  Verwaliungsrecht- 
«prechnng  als  Selbstverwaltung  unmöglich  gelten  lassen,  wodurch  er  freilicdi, 
wie  oben  dai-gethau,  mit  der  Terminologie  des  Cleaetzes  in  Widerspruch  geräth. 


(iuellen  und  Eutsclieidungen. 


Die  Grundztige  der  Verwaltungsorganisation  der 
französischen  Colonialgebiete. 


Von 

Prof.  Dr.  F.  Loms  JjUi-as  in  Dijon  um! 

in  Lyon. 


Pj<ir.   Dr.  ( J.  Bi-ONDf 


Die  l>e<ieutende  Enveüfrinig,  wcIl-I»?  diis  franz<isisclie  Colonial- 
gebiet  seit  einigen  -Tuliren  erfahren  ,  uml  die  wichtipen  Veniiule 
rutif^en,  welche  die  Venvaltungsorgaiiisiitioii  desselhen  aiigeiiotuiMMi 
hat,  geben  einer  üebci^icht  über  die  dioseibe  betrefienden  Regeln  ein 
besonderes  fjicblicbe.s  Interesse.  Wir  l)eal)siclitigen  im  fnlgeijdeii 
eine  snniniarisrb«  und  begrenzte  Uebci-siclit  den  Lesern  des  Arrliivs 
darzidiioten,  indem  wir  die  Einzelheiton  absichth'cb  bei  Seite  lasseu. 
um  bloss  die  Hanptzüge  anzugeben. 

Die  französischen  Colonien  —  mit  dieser  Benennung  be 
zeichnen  wir  sowohl  die  Länder,  die  das  Protektorat  Prswli- 
reichs  anerkennen ,  wio  auch  diejenigen ,  die  der  französischen 
Herrscliaft  und  Gesetzen  völlig  unterworfen  sind  —  bestehen  aus 
vier  verseliiedenen  Gruppen.  Wir  werden  überall  nur  die  »icli 
tigsten  Bestandtheile  einer  Jeden  Gruppe  aufzeigen. 

L  Die  afrikanischen  Besitzungen:  Diese  umfasseji  AI 
gerien,  18:iO  erobert ;  die  unter  das  französische  Protektorat  diircb 
den  Bsirdüvertrag  vom  12.  Mai  1881  gestellte  Regentschaft  Tunis; 
Senegal  saninit  Pertinenzien  und  das  französische  Sudan;  da« 
nördliche  Guinea,  Gabun,  und  das  französische  Cougo ;  Bourkm- 
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(Ilenmoii-)iasel,  Obock  und  Clieik  Sajd  beim  Roilicn  Meere,  end- 
lich die  grosse  Insel  Madagaskar,  wo  Frankreich  der  Köiüffin  der 
Hovas  das  Protektorat  endfjiiltig  auferlegt  zu  haben  scheint. 

n.  Die  asiatischen  Besitzungen  umfassen,  in  Indien: 
die  Gebiet«?  von  Pondichery,  Karikal,  Yanaon,  Mah6,  Chander- 
or;  in  der  hinterindisclien  Halbinsel  Oocliinchina ;  das  jungst 
eroberte  Tongking,  Kambodscha  und  Annam;  die  beiden  letzten 
sind  einem  einfachen  Protektorat  unterworfen, 

III.  In  Oceanien:  Neu-Caledonien  und  die  dazu  geliürigen 
Inseln:  Loyalty,  Belep,  Huon,  rJbesterfield,  Neue  Hebridfn;  die 
xuerst  unter  das  französische  Protektorat  gestellten  und  1880 
endlich  einverleibten  Tahiti-Inseln ;  dann  einige  andere  australisclie 
Inseln:  Gambier,  Tuliua'ij  Marquesas,  Tuamotu,  Wallis. 

IV.  In  Amerika:  die  französischen  Antillen:  Martini<|ue, 
Guadeloupe  und  mehrere  Pertinenzien ;  Saint-Pierre  und  Miquelon 
bei  Neu-Fundland,  das  französische  Guayana  '). 

Die  Regeln,  weiche  das  Verwaltungssystera  dieser  Colonien 
bestimmen,  weisen  unter  sich  eine  grosse  Maimigfalligkeit  auf, 
bald  nach  der  Wichtigkeit  der  Gebiete,  und  nach  der  Natur  der 
Rechte,  die  Frankreich  darüber  ausübt,  bald  nach  dem  Zeitpunkt 
der  Eroberung.     Wir  wollen  dieselben  kurz  prüfen. 

I.   Afrikanische  Besitzungen. 

I.  Algerien.  Algeiien  gilt  rechtüch  als  eine  räumUche  Ver- 
längerung von  Frankreich  und  ist  heute  der  Civilverwaltung  unter- 
worfen. Die  Vorordnungen  vom  26.  August  1881,  die  sogenannten 
„Decrets  de  Rattachetnent",  haben  die  versciiiedenen  Öffentlichen 
Dienstzweige  von  Algerien  den  betreuenden  Ministerien  des  Mutter- 
staates  angescldossen.  DerGeneralgouverneur  behält  jedoch,  kraft  des 


')  Wir  giAwa  bier  luiuh  Jer  lelztcn  Zählung  die  BevöllceruBg  Jer 
franzrisiftchen  dilonien  an: 

Aljjerit'n  3  8<i7  165  Eiiiwohnt^r;  andere  afrikanische  Besitzungen  und 
Schutzg^-liietp  lf>ft854(>r>  Einwohiipr. 

AsiatiBch*"  C'doiiieu  und  Sclintzfffbiel«'   Ili508(X)O  EinwoliiKT. 

Australiaclie  Ooluiiieu  uud  hJi;iiutzgeliiete  85O0O  EinwüLxjer. 

Auierikanisclie  Coloolen  390509  Einwohuer. 
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speciellen,  ihm  von  jedem  Minister  gegebenen  Auftrags,  die  Ober- 
leitung der  Oolonift!ji:ceschüfte.  Ein  aus  den  Chefs  jedes  Dieiistrweige 
und  aus  scclis  Geiieralriitht'n  pro  Departement  besteLender  Obtt- 
regierungsrath   (consoil   Kuperieiir   de   gouvernement)  ist    ilim  ziii 
Seite    gesetzt.     Diese  kleine,  jedes  Jalir  im  November   tagendet 
Versammlung   nimmt  einen  Hllgeraeinen,   die  Gesammtverhältnisse 
Algeriens   unilkssomlen   Bericht    des   Gouverneurs    entgegen ;  «iCj 
prüft  die    Aust^abenvoransdJjige    eines  jeden  Verwaltungszweiges 
welche   nachher   den  französischen  Ivanimern    vorgelegt    und  von 
diesen  genehmigt  werden.     Rei  dieser  Gelegenheit  bemerken  wir^ 
dass    Algerien   dnieh  ilrei  »Senatoren   und    sechs  Abgeordnete 
fmnzösischen  Parlamente  vertreten  ist. 

Algerien  zeiOlllt  in  tlrei  Provinzen,  deren  jede  ein  Civil-  un^ 
ein  MihtärgebieL  umhisst.  Die  (Jivilgehiete  bilden  die  drei  De- 
partements von  Älger,  Oran,  Constantine.  Jedes  wird  von  einem 
Präfekten  verwaltet,  der  hiebei  von  einem  Genendrathe  unter- 
stützt wird;  derselbe  bestellt  aus  Mitgliedern,  welche  durch  die 
französischen  oder  Jiaiuralisirten  Bürger  gewäldt  werden,  wjüurjid 
die  Musehnänniscbe  Bevölkerung  durch  mehrere  vom  StAtthalter 
ernannte  Ässessttren  vertreten  ist.  Die  drei  Departement«  zer- 
fallen in  Betrcfl'  der  Civilverwaltung  iu  16  Arrondisseraents.  di«s 
im  Gegensätze  zu  den  Arrondissements  des  Mutterstaatos,  keine 
gewählten  Ratbsversainmlungen  haben.  Was  die  Militargebiele  be- 
trifft, umfassen  dieselben  den  grösatcn  Tbeil  der  Hochebene  und 
der  Sahara;  sie  zerfallen  in  drei  Heeresdivisionen,  deren  H.HUjit 
orte  zugleich  die  HauiitatÄdte  des  Departements  sind,  und  die 
sich  in  14  Unterdivisionen  theilen.  Alle  zusammen  bilden  den  Rf* 
zirk  des  19.  französischen  Armeecorps,  dessen  Oberbefehlshaber 
in  Algier  wohnt  und  das  Comniando  über  Divisions-  und  Brigade- 
generale  hat. 

Hinsichtlieh  des  Kommunalwesens  unterscheidet  man  in  AI 
(»erien  drei  Arten  von  (Tcmeinden:  die  Gemeinden  mit  vollem 
Recht  (de  plein  exercico),  die  gemischten  Gemeinden  und  Aw 
Gemeinden  der  Eingeboruen  (conmiunes  iudigrnes).  Die  ersten  sin(I| 
im  Grossen  und  Ganzen  beinahe  den  Gemeinden  des  Mutterstaates 
gleich    organisirt;   sie  sind  von   einer  europäischen    Bevölkerung 
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bewohnt,  von  einem  gcwäJilten  Maii-e  und  einem  ebenfalls  gewählten 
(ieraeinderathi'  venvaltet.  Die  gemischten  Gemeinden  sind  die- 
jenigen, die  in  ihren  Bevölkeningen  nur  gelinge  Spuren  von  Ansie- 
delungen Fremder  nufweisen.  Sie  umfassen  oft  sehr  ausgedehnte  Ge- 
biete (20000  bis  180  (»00  Hektare)  und  sind  besonders  von  Eingebo- 
renen (10  000  bis  20  000  Einwohnern)  bewohnt;  sie  haben  an  ihrer 
Spitze  Oivilbehürdcn,  welche  die  ehcnialigen  Burenux  arabes  er- 
setzt haben,  und  die  zu  ihrem  Beistunde  die  Mitwirkung  einer, 
tbeils  aus  den  angesehensten  Europäern,  tlieils  aus  den  Vorsitzenden 
der  Rathsvers-aunnlungen  (Djenifias)  der  einheiniiBchen  Douars,  be- 
stehende Oominission  lieranziehcn.  Die  einheimischen  (-Jemoinden 
sind  ähnlich  den  gemischten  Gemeinden,  aber  ausscldiesshch  von 
Eingeborenen  bewohnt;  sie  sind  militärisch  verwaltet  und  mit 
einer  kleinen  Zahl  von  gemischten  (Gemeinden  den  militärischen 
Territorien  eingegUedert. 

In  religiöser  Hinsieht  sind  die  vier  Rehgionsgenossenschaftej» : 
der  Katholicisnms,  der  Protestantismus,  das  -ludenthum  und  der 
Islamismus  gleich  anerkannt  und  von  der  französischen  Regierung 
unterstützt.  Die  Katholiken  haben  einen  Erzbiscliof  in  Algier  und 
je  einen  Bischof  in  Uran  und  Gonstantine. 

Hinsichtlich  der  Untornehtsorganisation  bildet  Algerien  eine 
vom  [Tnterrichtsniinistenum  abhängige  Akademie,  die  von  einem 
in  Algier  wohnenden  Rektor  verwaltet  wird ;  die  Organisation 
imifasst  ferner  noch  einen  akademischen  Rath,  drei  Äkademie- 
intjpektoren  (einen  in  jedem  Departement),  Departementsräthc  und 
Elementnrinspektoren.  Der  Pflege  des  obersten  Unterrichtes  dienen 
vier  Hociischulen  für:  Reclitswissenscliaft,  Aledizin  inid  Phannacie, 
für  Naturwissenschaften  (Sciences)  und  plühdogisch -historische 
Studien  (Lettres).  Gymnasien  und  Volksschulen  gewäliren  den 
mittleren  und  ElenientarunteiTicht. 

Was  die  Gerichtsorganisation  betrifft,  findet  man  in 
Algerien  zwei  verschiedene,  nämlich  das  europäische  und  das 
njuselniännische  Gerichtswesen.  Das  europäische  GerichtsweBen  um- 
fasst  ein  hi  Algier  seit  1834  sitzendes  Appellationsgericht,  vier 
seit  1870  in  Algier,  Oraii,  (Jonstantine  und  Bone  eingerichtete 
A  ssisenge  rieh  te ,    Ifi  Kreisgerichte   (trihunaux  d'aiTondiaseraenta), 

ArchiT  tax  öft'eutliches  Recht.  IV.  i.  g^ 
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vier  Handelsgerichte  und  105  Friedeusrichter ,  die   fast  alle  eine 
ausgedehiitery  Competenz  als  im  Mutterstaate  in  dem  Sinne  hah^n 
daas  sie  über  Streitigkeiten,  deren  Werth  500  Francs  nicht  iiln  • 
schreitet,  in  letzter  Tustanz  urtheilen,  und  diias  sie  über  die  Dt-litti 
entscheiden,    deren  Strafe   bis  zu   ti  Monaten  Qeiaugniss  reicht. 
Die  niuselniänmschen,    nicht  natuniUsirten  Eingeborenen,    die 
Folge  dessen  den  Genuss  ihres  persönlichen  nationalen  Rechtes,  dJ 
des  durch   die  D(tkt<.)ren   des  nialekitischen  und  des  hanefitiscba 
Ritus  befragten  Korans,  beibehalten  haben,  werden  in  (Hvibiarhflii 
immer  nach  dem  luusehuUnnischen  Gesetze  beurtheilt,  und  köiineii] 
ihre  Procesae  vor  die  Gerichte  der  Kadis,  d.  h.  vor  die  MMhaloul 
(deren  etwa  huiidort  in  Algerien  sind)  bringen;  von  den  Urtlieil« 
derselben  führen  Rechtsmittel  den  Process  entweder  vor  die  Mc^«' 
jeles,  welche  die  niuselmännischen  Appellati onsgericbte  sind,  odrr 
vor  die  französischen  Gerichte  selbst. 

Das  Abgabenwesen    ruht    in   Algerien    im  Wesentlichen  anf 
denselben  Grundlagen  wie  in  Fnuikreich.    Die  Steuern  sind  jedoch 
im  Ganzen  weniger  drückend,  um  die  Einwanderung  zu  begünstigea 
So  zum  Beispiel  betnigen  die  St<'nij)elg('bühren  (droits  dVnregifit 
meut)  die  Hiüftc  des  ('ontiiientalt:irifs.    Die  Erbschaftssteuer  nr 
die  vier  HHUi>tsteuern   (Persfnial-,   Mcibiliur-,  Grund-,   Thüf-  ud 
Fenstersteuer)  sind  nicht  vorhanden,  es  besteht  eine  Mietliziosstcoc 
mit  den  seit  1884  ITir  iR'baute  (irundstücke  eingeführten  und 
Nut/.eii  der  ÜepartementÄ  und  der  (Tcmeinden  erhobenen  St^o« 
zuschlagen  (ceiitinjoB  mlditionnels),    —   Der  Anbau  und  der  V>t 
kauf  des  Tabaks  siiul   lastenfrei.     Die  Eingeborenen  zaldj'P  abc 
noch    besondere     ziemlicl»    emptindiiche,    unter    der  allgemeine! 
Bezeichnung    „Impnts  arabes"  bekannte  Steuern.     Es  sind  dies^ 
die  Achour  oder  Getreidezehnten,  das  Zekkat  oder  die  Viehtw« 
das    Lazrna,    das    zugleich    eine    Kopfsteuer    in     Kabylien    und 
eine  Palmensteuer  in  den  Oasen  ist;  das  durch  die  Stämme  ritt 
Wüste   bezahlte  Eussa,    das  Hokor   oder  Pachtgeld    der  St 
guter.     Die  Hälfte  dt^s  Ertragnisses  der  sog.  arabisclien  Steaemj 
bildet   das  Haujiteinkommen   des  Einnahme-Etats  jedes  Dep.Hrtt^j 
meuts.     Stadteingangsznlle  existiren  in  Algerien  nicht;  sie  werdeiij 
durch  das  Erträgniss  einer  ZoUabgabe,   des  sog.  Octroi  de  n«jr,J 
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welche  die  Waarcn  beim  Eingänge  in  die  algerischen  Häfen  trifft, 
ersetzt. 

Die  algerische  Bovälkenmg  besteht  aus  sehr  verscliiedenen  Be- 
Ktandtboilen.  Die  Zühlung  von  iHHl  gilit  y  850  000  miiselmiinnische 
Eingeborene,  195418  Franzosen;  109  000  Spanier,  32  200 
Italiener,  35fi63  IsraditHi,  14  700  Malteser,  3900  Deutsehe, 
deren  Sterbliclikeit  unter  den  ihnen  besonders  ungünstigen  klima- 
tischen Verhältnissen  eine  bedeutende  ist.  Es  befinden  sidi  unter 
den  Fremden  immer  zahlreicbe,  welche  um  die  französische  Natu- 
raEsation  ansuchen.  Der  Senatshescbluss  vom  14.  Juli  I8B5  ge- 
wälnte  ihnen  in  dieser  Hiusidit  grosse  Erleichterungen.  Die 
muselmännischen  Eingeborenen,  obgleich  dieselben  Franzosen  sind, 
gemessen  die  politisclien  Rechte  nntl  die  Anwendung  der  fran- 
zösischen Civilgesotze  erst  im  Falle  einer  Naturalisining,  welche 
dieselben  übrigens  mit  wenig  Eifer  anstreben.  --  Die  Israeliten 
varen  ehemals  derselben  Einrichtung  unterworfen.  Ein  am  24.  Octo- 
ber  1870  auf  Vorschlag  von  C/itKM!K[ix  gefaaster  Bescbhiss  der 
Regierung  der  Natiuindvertheidigung  hat  ihnen  die  Eigennrliaft 
*<m  französischen  Bürgern  und  die  daran  gekniijjften  Vortheile 
eingeriiumt. 

n.  Tunis.  Die  Kegentschaft  Tunis,  aufweiche  Frankreich 
:einen  Schutz  1881  ausgedehnt  hat,  ist  der  Regierung  des  Beya 
imterworfen  geblieben.  Theoretisch  ist  die  Macht  des  Beys  un- 
l»egren/t;  er  ist  der  Herr  des  Lebens  und  der  Güter  aller  seiner 
XTntertbanen ;  er  ifit  ilir  obei'ster  Richter;  seine  Worte  sind  Ilr- 
Ibeile  und  seine  Hchriften  (Tcsctz.  Die  inteniationalen  Verträge 
baben  aber  in  der  Praxis  diese  irvillküilicbe  Macht  lieschränkt ; 
BO  X.  B.  war  schon  vor  der  französischen  Besitznahme  die  Hklaverei 
in  Tunis  abgeschafft  worden ;  es  war  schon  den  Fremden  gestattet, 
Grundstücke  zu  erwerben;  sie  waren  kraft  der  Capitul.Mtionen  von 
der  inUindischen  G  ericbtsbai'keit  in  Ansehung  der  wesentlichsten 
JiürgerUchen  Kechtsstreitigkeiten  befreit;  schliesslich  hatte  auch 
eine  gründliche  Neugestaltung  des  gesammten  Finanzwesens  unter 
«iropäischcr  ControUe  stattgefunden. 

Die  franko-tunesiseben  Verträge  vom  Bardo  (1B81)  und  von 
der  Marse  (8.  .luni  1883)  haben  jedoch  der  Macht  dea  Beys  die 
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bedeutendste«  Besckränkmigen  auferlegt,  indem  sie  die  AasÜbon^ 
derselben  der  Controlle  der  friinzösischen  Obrigkeit  unterworfen 
haben.  Diese  OoiitroUe  ist  einem  französischen  Generalrosidenten, 
der  die  Republik  in  der  Regentschaft  vertritt,  anvertraut.  Seit 
AnitsbefilgnisBe  sind  seiir  ausgedehnte,  er  hat  vor  Allem  fiir 
gesetzniässige  Führung  tler  Verwaltung  in  allen  ihren  Zweigt 
und  für  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in  der  Regeutscl 
Sorge  zu  tragen.  Die  staatliche  Wirksamkeit  Praidtreichs,  sowol 
in  Ansehung  der  Europäer  als  auch  der  Eingeborenen,  wird  durch 
ihn  geübt i  er  untersteht  dabei  dem  französischen  AusMÜrtigin 
Amte.  Die  von  den»  Bey  erhissenen  Gesetze  linden  erst  dann  ui 
französischen  Gerichten  Anwendung,  wenn  sie  mit  dem  Proiuul- 
gationsvermerk  des  General  residenten  veraehen  sind. 

Der    Resident    fiilirt   den    Vorsitz   des  tmiesischen   Minister-, 
raths;  ein  französischer  Botschaftssekretär  ist  Geueralsekretäni« 
Regieniug.    Der  ganze  Briefwechsel  des  inländischen  Ministeriu 
mit  den  Ciiids  gelät  durch  seine  Hände. 

Die  Regentschaft  zerfallt  in  Provinzen  oder  Galans,  «lie  ro 
inländischen  Präfekten,   den  sog.  Cajfds,  denen   ein    oder  mei 
Stellvertreter  (Khalifen)  assistiren,    verwaltet  werden.     Alle 
Beamten   werden    von  dem  Boy  unter  der  Zustimmiuig  des  Resi-^ 
deuten  ernannt.     Sechs  französische,   durch   einen  Beschluss  vom 
4.  October  1884   eingesetzte,    und   in    Kef,   la  Goulctte,  Nel 
Soussa,  Sfax  und  Gafsa  wohnende  ('ontrolleurs  beaufsichtii^en  «i 
Localhehörden  \md  stehen   ihnen   mit  ilireni  Rath  in  den  scliwie 
rigen  Angelegenheiten  zur  Seite.     Sie  üben  gegenüber  den 
zosen  das  Amt  eines  Consuls  aus,  und  vemchten  folglich  (He 
betreflenden  ('ivilstands     und   Notariatsakte.     Sie  fungiren  sof 
als  Friodensrichtor   in   den  Ortsdiallen,   welche  keinen  FricdcJja 
rii.hter  besitzen,  und  sie  werden  durch  die  Regentschaft  besoldet 

Eine  Folge  des  französischen  Protektorats  ist  die  Ah-  '    ' 
der  Handelsgerichte    (trihunaux   consulaires)    und    die    <'i 
solcher   nach  dem  Muster    der  im  MutterstaaU«  bestehenden 
richte.     Das    Gesetz    vom    27.  März  1883    hat    ein    Landgi-rirli 
(erster  Instanz)  in  Tunis  und  sechs  mit  einer  ausgedehnteu  CüOi^ 
petenz  ausgestattete,  auf  die  ganze  Regentschaft  vertheüte  Amt 
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gerichte  (Friedensgerichte)  iii's  Leben  gerufen.  Ein  anderer  Ge- 
richtshof erster  Instanz  ist  Jüngst  in  Soussa  durch  einen  Beschluss 
vom  Januar  1888  eingerichtet  worden.  Die  zuerst  auf  Franzosen 
und  auf  französische  Schutzgenossen  beschränkte  Corapetenz  dieser 
Gerichte  ist  auf  die  Angehörigen  dei^enigen  Mäclite  ausgedehnt 
worden  ,  welche  auf  ihre  Consulargerichte  in  Tunis  Verzicht  ge- 
leistet haben.  Sie  ist  sogar  auf  alle  Mobiliar-  und  Himdels- 
strcitigkeiien  zwischen  Eingeborenen  und  Europäeni  durch  Gesetz 
vom  3.  Juli  1884  ausgedehnt  worden. 

Ein  Beschluss  vom  29.  Juli  1887  hat  für  die  Naturahsiruug 
der  Eingeborenen,  welche  in  französischen  Diensten  gestanden 
haben,  und  der  Ausländer,  welche  Tunis  bewohnen,  gewisse  be- 
sondere Regeln  festgesetzt.  Die  vorhergehende,  in  Frankreich 
erforderliche  BewiUigung  zur  Niederlassung  („autorisation  k  etabhr 
le  domicile'')  ist  nicht  noth wendig;  ein  ständiger  dreijälmger  Auf- 
enthalt in  der  Regentschaft  steht  einem  ebensolangen  Aufenthalte 
in  Frankreich  gleich. 

in.  Senegal  und  Pertinenzien.  Man  kann  die  verschie- 
denen Gebiete,  weUOie  Senegal  sanimt  Pertinenzien  bilden,  ein- 
theilen  in:  1.  Gemeinden  mit  voUem  Recht;  2.  einverleibte  Gebiete; 
3.  Schutzgebiete.  Es  bestehen  4  Gemeinden  mit  vollem  Recht: 
Saint-Louis,  Goree,  Dakar  und  Rutisque;  sie  haben  Gemeinde- 
räthe,  welche  von  allen,  seit  wenigstens  6  Monaten  wohnhaften 
Gemeindeghederu  gewählt  werden. 

Die  einverleibten  Gebiete  behalten  ihre  Gesetze  und  ihre 
Gewohnheiten;  sie  sind  aber  aus  der  Obrigkeit  ilurer  ehemaligen 
Könige  unter  die  Macht  des  Statthalters  der  Colonie  gestellt, 
der  die  Vorgesetzten  jedes  Bezirkes  ernennt,  und  die  Steuern  ein- 
nehmen lässt.  Die  Schutzgebiete  endUrh  haben  ilire  Autonomie 
und  ihre  ehemaligen  Hniiptlinge  beibehalten;  es  müssen  aber  diese 
I  von  den  französischen  Behörden,  welche  kein  Besteueiiingsrecht 
haben,  genehmigt  werden. 

Ein  Statthalter  ist  an  die  Spitze  der  Colonie  gesetzt.  Him 
steht  ein  aus  den  höchsten  Beamten  und  den  Honoratioren  der 
Colonie  bestehender  Colonialrath  zur  Seite. 

Senegal  wählt  einen  Abgeordneten,  besitzt  einen  gewählten 
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reneralrath,  von  dem  Marinemiiiister  ernannten  ColomaIricht«r 
ein  muselmäniiisches  Gericht,  welches  zwischen  den  Inländern  die 
Erbschafts-  und  Eheangelegenheiten  nach  dem   Koran  bcurtheilt 

IV.  Bourboninsel.  Die  Insel  zerfällt  in  14  Gemeinden.  Ein 
Statthalter  leitet  die  Oberverwaltung;  neben  ihm  ein  ungenUir  mit 
den  Befugnissen  eines  Präfektes  versehener  Direktor  des  Innern  und 
ein  Generalprokui-ator,  der  das  Gerichtswesen  leitet.  Diese  drei  Be- 
amten und  zwei  von  dem  Marineminister  gewählte  Bürger  bilden  den 
Conseil  prive,  dessen  Zustimmung  für  die  Gültigkeit  der  Bescliliiss<» 
des  Statthalters  bald  fakultativer,  bidd  nothwendiger  Natur  ist.  Der 
Direktor  des  Inneni  hat  unter  seiner  Leitung  das  ganze  VerwaJtungs- 
personal,  diis  Finanzwesen,  die  Zolle,  die  öffentlichen  Arbeiten  u.s.w. 
Der  Generalprokurator  hat  unter  seiner  Leitmjg  ein  in  Saint- Dtnu« 
tagendes  Oberlandesgericht,  zwei  Assisengerichte,  zwei  Landgerichte  | 
(in  Ssiint-Denis  und  Stunt-Pierre),  endlich  9  Ämtsgerichte. 

Die  anwendbtu'en  Gesetze  sind  mit  geringen  Ausnahmen  diejeni- 
gen des  Mutterstaates.  Ei-st  seit  lö70,  kral't  eines  Beschlusses  der  Re- 
gierung der  Nationalverthcidigung,  ist  der  Colonie  das  aUgcmeioe ! 
Stimmrecht  und  das  Recht,  Abgeordnete  zu  ernennen,  bewilhgtworden. ! 

Die  Bourboninsel  ist  im  Purhimente  durch  zwei  Abgeordnete  und 
einen  Senator  vertreten ;  sie  hat  einen  Generalrath  von  36  gewiüdlfa  | 
Mitgliedera.  Die  ziemlich  bedeutenden  Befugnisse  dieser  Versamni- 
lang  sind  durch  die  Senatsbescidüsse  vom  3.  Mm  1854  und  4.  Juli 
1866  Itestimmt  worden.  An  der  Spitze  der  (-lemeiaden  stehen  ge 
wählt«  Räthe,  welche  dem  französischen  Municipalgesetze  vom 
5.  April  1884  (8    Archiv  1887,  p.  569  ff.)  untei-worfen  sind. 

IL  Asiatische  Besitzungen. 

I.  Gebiete  von  Pondichery,  Karikal,  Yanaon,  Malie. 
Chan  der  na  gor.  Die  Verordnung  vom  13.  Juli  1840  hetraul 
einen  in  Pondichery  wohnenden  Statthalter  mit  dem  Conmiando 
und  der  Oberverwaltung  der  französischen  Besitzimgen  in  Indieu. 
Unter  seinem  Befehl  stehen  mehrere  Dienstvorsteher,  welche 
Ansiedelungen  von  Chandeniagor,  Karilcal,  Yanaon,  Mähe  ver 
walten;  ein  Direktor  des  Innern,  ein  Chef  des  Venvaltangi- 
dienstes  und  ein  Generalprokurator.  Die  Einwohner  dieser  Colonien 
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sind  zum  ersten  Male  im  Februar  1871  zur  Wahl  eines  Abgeord- 
neten zur  Nat!oiuilvei"sainimlunff  einberufen  worden;  ein  Senatoren- 
sitz ist  ilineu  1875  bewilligt  worden.  Ein  ßescliluss  vom  25.  .lanuai' 
1879  hat  die  innere  Staatsverwaltung  eingreifend  umgestaltet, 
indem  er  einen  Generalratb  und  Locabrathsversammlungen  wie  im 
Mutterstaate  eingerichtet  hat.  Der  Beschluss  vom  24.  Februar  1884, 
welcher  heute  ilieEnicniiungsweiae  dieser  Versannnlungen  bestimmt, 
hat  die  schiN-ierige  Frage  der  Rechtslage  der  Inländer,  die  auf 
ihr  Recht,  nach  dem  System  der  persönlichen  Rechte  zu  leben,  ver- 
zichtet haben,  regeln  wollen.  Ein  Beschluss  vom  21.  September  1881 
hatte  nämlich  den  Indiern  da«  Recht  eingeräumt,  auf  ihr  Stammes- 
recht zu  verzichten ;  da  die  Verzieh  tleistuugen  zahlreich  wurden,  musste 
man  daran  denken,  den  dem  Gemeinwesen  so  Angesclüossenen 
besondere  Wahkecbte  einzuräumen.  Bis  dahin  hatte  das  Gesetz, 
um  die  Vertretung  der  in  der  Minderzahl  befindlichen  Europäer 
zu  schützen,  bestinunt,  dass  die  Rathsmitgliedor  jeden  Ranges  in 
zwei  Listen  sollten  gewählt  wttrden;  man  konnte  nun  diejenigen, 
die  auf  ihr  Stammesreeht  verzichtet  hatten,  nicht  in  einer  un- 
definirten  Lage  zwischen  den  Europäern  und  den  Kastenindiern 
belassen,  ohne  das  Gleichgewicht  des  in  der  Colonie  eingerich- 
teten Repräsentativsystems  zu  zerstören-  Desshalh  hat  der  Be- 
schluss von  1884  eine  dritte  Liste  eingerichtet,  welche  dazu  be- 
stimmt ist,  den  nationalen  und  den  europäischen  Einjfluss  in 
ziemlich  billiger  Weise  im  Gleichgewicht  zu  erhalten.  Die  Abstim- 
mung über  das  Budget,  Beschluss,  Berathung  mid  PiTilung  der 
Fragen  allgemeinen  Interesses  ei-tjolgten  durch  die  gewählten  Käthe, 
unter  der  Controlle  des  Statthalters. 

Das  Gerichtswesen  wurde  für  das  fi*anzÖ8i8che  Indien  durch 
die  königliche  Verordnung  vom  7.  Februar  1842  geordnet.  Die 
Gerichtsbarkeit  wird  von  Friedensgürichten,  von  Landgerichten,  von 
dem  Oberlandesgericht  in  P'ondichery  und  von  den  in  jedem  Eta- 
blissement fungirenden  Criminalgerichteu  ausgeübt.  Der  Beschluss 
vom  12,  Juni  1883  hat  iji  der  Colonie,  unter  gewissem  Vorbehalt, 
das  gegenwärtig  im  Mutterstaate  geltende  Strafprozessrecht  ein- 
geführt. Was  die  Ci^ilgerichtsbarkeit  betrifft,  haben  die  Ein- 
geborenen das  Rocht,  ihr  persönhches  Stammesrecht  zu  bewahren, 
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unter  der  ControUe  des  sog.  Comite  consultatif  de  jarisprudeDce 
hindoue. 

U.  Hinteriudisches  Gebiet.  EHn  Decret  vom  17.  October 
1887  (.Joiunal  ofticiel  vom  18.)  hat  in  der  Hand  eines  civile« 
Greneralstatthaltcrs  von  Hinterindien  die  Oberverwaltung  Cocliin- 
chinas  und  der  Schutzgebiete  Tongking,  Annam  und  KaRibodack 
vereinigt.  DerseHie  hat  den  Voiisitz  im  Kuth,  der  aus  dem  Cocliin- 
china  regierenden  Stellvertreter,  dem  Generalre^identen  von  Anuani 
und  Tongking,  dem  Generalresidenten  von  Kambodscha  uud  den 
fünf  VerwiUtungschefa  besteht,  welche  die  verschiedenen  hint<?f- 
indischen  Verwaltuugszweige  leiten.  Die  Be&gnisse  des  Statt- 
halters von  Hinterindien  sind  dui'ch  ein  Decret  vom  12.  November  | 
1887  (Journal  ofiiciel  vom  14.)  genauer  bestimmt  worden. 

Die  Dccrete,  welche  die  sog.  Union  Indo-Chinoise,  die  Ver- 
tinigung  der  hinterindischen  Bcsitzimgen,  organisb'ten  und  an  ihre 
Spitze  eine  einzige  und  gemeinsamo  Obrigkeit  stellen,  liaben  jedoch 
die  von  den  früheren  Gesetzen  oder  völkerrechtlichen  Vertrages 
betreffs  der  inneren  Organisation  der  französischen  Colonien  und  der 
Schutzgebiete  festgesetzten  Bestimmungen  nicht  wesentlich  veränileil 

F  r  a  n  z  o  s i  8  c h  -  C  0  c  h  i  n  c  h  i  n  a.  Pranzösisch-Cochinchina  ist 
im  Parlament  durch  einen  Abgeordneten  vertreten.  Es  wird  durch 
einen  stellvertretenden  Gouverneur  mit  Hülfe  von  zwei  Raths 
Versammlungen  verwaltet,  deren  eine  aus  den  höchsten  Beamten 
der  Calonie  und  einigen  angesehensten  Einwohneni  besteht  (der 
Conseil  priv^);  die  andere  ist  durch  Decret  vom  8.  Februar  IStKi 
eingerichtet  und  besteht  aus  16  .Mitgliedern,  von  denen  fj  Anna 
miten  sind  (Colonialrath);  die  ehemals  sehr  ausgedehnten  tiMi»- 
ziellen  Befugnisse  dieses  Ka-ths  sind  zu  Gunsten  des  Oberratlis 
(Conseil  superieur)  von  Hinterindien  durch  das  Decrot  vom 
17.  Octoher  1887  beschränkt  worden. 

Das  Gerichtswesen  wird  von  dem  Generalprokurator  geleitet. 
Der  Civilgerichtsbai'keit  dienen  ein  Oberlandesgericht,  das  seine 
Sitzungen  in  Saigon  hält  und  aus  zwei  Kammern  besteht,  derou 
eine  besonders  mit  den  Streitigkeiten  des  europäischen  Reclilcä,, 
die  andere  mit  den  des  inländischen  Rechtes  beauftragt 
und  y  Landgerichte,  Die  Criminalgerichtsbarkeit  wird  von  Assis 
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gerichten  ausgeübt,  die  üiren  Sitz  in  dem  Hauittorte  jedes  Gerichts- 
sprengeis und  je  nach  dem  Stande  des  Angeklagton  entweder 
furopäer  oder  Eingeborene  zu  Beisitzern  haben. 
Die  Eingeborenen  bleiben  grundsätzlicli  der  Anwendung  des 
anmunitischen  Rechtes  unterworfen,  sowohl  in  Civil-  und  Handels-, 
wie  in  Criniinalsachen  (Decr.  vom  25.  Juli  IB64,  Art.  11,  und 
vom  25.  Mai  1881).  Sie  können  jedoch  auf  die  Anwendung  ihres 
persönlichen  Stammesrechtes  verzichten. 

h       Ein  Decret  vom  16.  März  1880  hat  ein  Strafgesetzbuch  für 

TOC  Annamiten  und  Asiaten  verkündigt  und  ein  solches  vom  29,  Mai 

1881   hat  endlich  für  die  Inländer  die  Erlangung  der  Eigenschall 

eines  fhinzösischen  Bürgers  leichter  gemacht,    indem   es   sie   von 

nnigen    der    im    Mutterstaute    gebrauchlichen    Bedingungen    der 

;ewöhnhc!ien  Naturalisirung  losspricht. 

Annam  und  Tougking.  Aimam  und  Tongking  enthalten 
6  in  Departements  (phos)  vei-theilto  Provinzen,  die  seihst  in 
Lrrondissemcnts  (Huyens)  zerfallen.  Das  Protektorat  von  Annam 
md  Tongking  ist  durch  Ciesetz  vom  27.  Januar  1886,  welches 
ute  durch  die  oben  citirten  Decreto  von  1887,  welche  die  hinter- 
ßdische  A^ereinigung  eingerichtet  haben,  zu  vervollständigen  ist, 
pregelt  worden. 

Der  Chef  des  Protektorats  führt  den  Titel  eines  General- 
esidenteu  von  Annuni  und  Tongking.  Unter  der  Aintsaufsicht 
es  Generalstatthalters,  von  Hintcrindien  stehend,  welcher  ilm  mit 
nstructionen  versieht,  ist  er  mit  der  Ausübung  aller  der  fran- 
Ösiscben  Republik  zustehenden  Rechte  über  Annam  und  Tong- 
ing beauftragt.  Er  hat  als  Stellvertreter  zwei  Oberresidenten, 
on  denen  der  eine  in  Hanoi,  der  andere  in  Hue  seinen  Wohn 
itz  hat.  Er  leitet  die  auswärtigen  Verhältnisse  Annams,  fiihrt 
[en  Vorsitz  im  Protektnratsrath  und  contrasignirt  diejenigen  An- 
irdnungen  und  Decrete  des  Kaisers  von  Annam,  welche  vor  den 
ranzösischen  Gerichten  Anwendung  linden  sollen. 

Eine  Verordnung  vom  29.  Juli  1887  hat  die  Bedingungen  der 
üaturalisirung    für  die    Eingeborenen  von  Annam   und  Tongking 
wohl   wie    für    die  in   den  Schutzgebieten  wohnenden  Fremden 
itgestellt. 
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Kambodscha.  Die  unbeschränkte  Macht,  die  dem  Köiüg 
von  Kambodsclia  über  Lehen  und  Güter  seiner  Unterthaneo 
zustand,  ist  durch  das  Protektorat,  das  Frankreich  ihm  auferlegt 
hat,  bedeutend  beschränkt  worden.  Dieses  Protektorat  ist  durch 
den  von  Thomson  im  Namen  der  französischen  Regierung  unt 
scliriebenen  Vertraf»  vom  17.  Juni  1884  erweitert  worden.  I) 
König  Norodom  vei-p fliehtet  sicli,  alle  Reformen  der  Verwaltung, 
des  Justiz-,  Finanz-  und  flandelswesens,  welche  die  französische 
Republik  nützlich  finden  wird,  um  flie  Ausübung  seiner  Obrigkeit 
zu  erleichtern,  anzunehmen.  Der  Vertreter  Frankreichs  führt  den 
Titel  eines  Generalresidenten.  Er  hat,  als  Haupt  aller  Diemt- 
zweige,  unter  der  Con trolle  des  Goneralstatthalters  von  Indo- 
China, unter  welcliem  er  steht,  die  Aufsicht  über  die  Ausführung 
der  Gesetze  und  Verordnungen.  Ein  Unterresident  ersetzt  den 
G^neralresidenton  im  Falle  seiner  Abwesenheit;  er  beschäftigt  si('h 
besondei'^  mit  der  Venvaltung  und  ist  der  Ortsresident  des  B^ 
zirkes  von  Phnum-Penh.  Diese  zwei  Beamten  sind  mit  der  Auf- 
rechthaltung  der  Ordnung  und  der  Aufsicht  der  Behörden  Ite 
fiuftragt.  Unter  ihrer,  nur  in  wenigen  Punkten  beschränkteD, 
Aufsicht  fahren  die  kambodschanischen  Mandarins  fort,  die  acht 
Provinzen  zu  verwjUten. 

Die  Sklaverei  ist  abgeschafft.  Recht  wird  den  Europämi 
durch  <hi8  Landgericht  von  Phnnm-Peuh  gesprochen,  unbescliadet 
der  Möglichkeit  einer  Appellation  an  das  Oberlandesgericht  ton 
Saigon;  zur  Rechtspflege  für  die  Kambodschaner  sind  Amts- 
gerichte in  jedem  der  32  Bezirke,  Residenzgerichte  in  jeder  der 
acht  Provinzen  und  ein  Obergericht  in  Plmum-Penh  eingesetil. 
Die  Amtsgerichte  sind  mit  kambodschanischen  Richtern  ver- 
sehen; die  anderen  sind  mit  kambadschanischen  und  französd- 
schen  Richtern  besetzt  —  jedoch  geben  die  Stimmen  der  letzteren 
den   Äusschhiff. 


^  j 
rchl 
eJ 
)ernl 

( 


( 


IIL  Australische  Besitaungen. 

I.    Neu-Oaledouien.     Die  Colouie    winl    verwaltet    durch 

einen  Stattlialter  und  den  aus  den  Dopailementsvorständen  uikI 

zwei  Honoratioren   bestehenden  Coloniiürath;    ausserdem    ist  ein 
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gewählter  Geiienilrath  seit  1885  eingerichtet  worden.  Die  Coloiüe 
ist  durch  ein  Mitglied  im  Conseil  superieur  des  colonies  in  Paris 
vertreten.  Das  (Terichtsweseii  ist  wie  in  Frmikrcich  eingerichtet. 
iEs  gibt  in  NouDiea  ein  Ljuidgericht  und  ein  Obergoricht,  das 
zugleich  Appellations-  und  Assisengericht  ist. 

Die  Colonie  Xeu-Calcdoiiien  ist  zur  Einrichtung  des  durch 
das  Gesetz  vom  30.  Mai  1804  cingetührteu  Zwitiigsarbeit-Straf- 
systems  verwendet  worden. 

n.  Tahiti.   Die  Tahiti-Tnseln  sind,  nachdem  sie  lange  Zeit 

dem    französischen   Protektorat   unterworfen   waren,    1880   völUg 

«einverleibt  worden.    Zwei  Decrete  vom  28.  Deceniber  1885  haben 

dieser    neuen    Bt^sitzung  eine   Verfassung    gegeben    und    daselbst 

einen  aus  sechs  Mitgliedern  bestehenden  (jeneralrath  eingerichtet. 

Das   parlamentarische  System    ist   in   der  Verwaltung  der  austra- 

« lischen  Colonien  durch  ein  Decret  von  1880  eingeführt  und  durch 

;:  ein  solches  vom  28.  December  1885  von  Neuem  geregelt  worden. 

klV.  Amerikanische  Besitzangen. 
I.  Neu-Fundland  (8aint-Pierre  und  Mi(|ne]on).  Die  oberste 
waltung    ist   in   den    Saiut-Pierre-   und    Miqneloninseln  einem 
Bpfelilsiial>er  anvertraut,  dem  in  üblicher  Weise  ein  Conseil  prive 
I  und  ein  Colonialausscliuse  zur  Seite  steht.    Der  Generalrath,  der 
t  die  örtlichen  Einnjihnien  und  Ausgaben  vurwidtet,  besteht  aus  12 
I,  gewählten  Mitgüedern. 

'  Die  Colonie  wählt  weder  einen  Senator,  noch  einen  Abgeord- 

neten.    Sie   schickt   einen  Delegirten,    um    sie    in  Paris   bei  dem 
Obere olonialrath  zu  vertreten. 

Die  Mehrzahl  der  Einwohner  ist  katholisch.  Sie  haben  an 
f  ihrer  Spitze  einen  apostolischen  Präfekten. 

^^  II.  Guadeloupe,  Nach  den  Verordnungen  vom  9.  Februar 
IHB?,  22.  August  1833,  und  dem  Senatsbeschlusse  vom  3.  Mai  1854 
[ist  die  Verwaltung  von  Guadeloupe  in  ihren  Hauptzügen  nach 
[  «lemselben  System,  welclies  wir  schon  für  die  Bourboninsel  dar- 
l  gestellt  haben,  organisirt :  Statthalter,  Verwaltungsvorstcher,  Conseil 
prive  u.  s.  w.  Es  beateht  hier  ein  aus  3ö  Mitgüedern  bestehender 
Generalrath,    ein    Colonialausschuss,    endlich    Gemeüideversamm- 


—     568     — 


lungen,  die  wie  diejenigen  des  Miitterstaates  eingerichtet  sind,  da 
«his  Gesetz  vom  5.  Api*il  1884  auch  auf  die  Colonie  seine  Wirksam- 
keit erstreckt.  Guadeloupe  ist  im  französischen  Parlamente  durcli 
zwei  Abgeordnete,  die  durch  die  Bezirke  von  Basse-Terre  und 
Pointe-ä-Pitre  gewählt  werden,  vertreten.  Basse-Terre  besitzt  ein 
Oberlandesgericht,  ein  Landgericht,  ein  Bistlium,  Handels-  und 
A  ckerbaukammern. 

ni.  Martinique.  Die  Verwaltung  von  Martinique  ist  iu 
den  Grundsätzen  identisch  mit  der  von  Guadeloupe  und  dco 
Bourboninseln.  Die  Gemeinde  Organisation  ist  ebenfalls  durch  das 
Gesetz  vom  5.  April  1884  geordnet.  Martinique  zerfallt  in  zwei 
Bezirke  mit  2ä  Gemeinden. 

Es  sind  in  Martinique  9  Amtsgerichte,  2  Landgerichte,  ein 
überlandesgericht  iu  Port-iIe-Frauce  und  ein  Aasisengericht,  das 
seine  Sitzungen  iu  8aiwt-Pierre  hält.  Die  Gesetze  des  Mutter 
Staates  gelten  in  der  Colonie,  mit  Ausnahme  von  einigen  spe- 
ciellen  Punkten  des  Strafi-echts. 

IV.  Französisch-Guyana.  Auch  Französisch- GuyanA  wjjid 
nach  den  gemeinsamen  Grundsätzen  der  anderen  französiscluMJ 
Colonien  verwaltet.  Diese  Colonie  untersteht  durchaus  den  fran 
zösischen  Gesetzen;  sie  besitzt  das  allgemeine  Wahlrecht  unter 
gewissen  Residenzbedingungen;  sie  hat  die  Pressfreiheit  und  schickt 
einen  \'ertreter  in  die  Abgeonlneteiikanimer.  Das  Gesetz  vom 
27.  Mai  1885  über  die  rückräUigen  \* erbrecher  hat  Jüngst  »us 
Guyana  wie  aus  Neu-Cdedonicn  eine  Strafcolonie  gemacht.  Die 
zur  Zwangsarbeit  und  zur  Deportation  verui'theilten  Verbrecher 
büssen  die  ihnen  zuerkannten  Strafen  lüer  ab. 

Auf  den  im  Vorstehenden  angedeuteten  Grundlagen  ruht  im 
Grossen  und  Ganzen  das  Verwaitungssystem  der  französischen 
Colonien.  In  unverkennbarer  Weise  kommen  die  hier  herrschen- 
den Regeln  inmier  mehr  den  im  Mutterstaate  in  Hebung  und 
Anerkennung  stehenden  näher,  und  es  ist  aller  Grund  zur  An- 
nahme vorhanden,  dass  vielleicht  in  nicht  allzu  entfernter  Zeit  eine 
völlige  (ileichstcllnng  zwischen  Frankreich  und  den  ColonieD  in 
politischer  wie  iu  bürgerlicher  Hinsicht  sich  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  vollzogen  haben  wiid. 
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FiitE  Tan  Calker,  Das  Recht  des  Militärs  zum  administrativen 
Waffeugebrauch.    München,  Theodor  Ackermann  1888,  80  Seiten. 

Der  Verfasser  behandelt  den  bisher  nirgends  monographisch  dargestell- 
ten und  in  spärlicher  Literatur  zerstreuten  Stoff  seiner  Aufgabe  in  systema- 
tischer Weise  und  im  kritischen  Anschluss  an  die  positiven,  sowohl  in 
Deutschland  wie  in  Oesterreich,  Frankreich,  Italien  und  England  geltenden 
Vorschriften.  Es  war  verdienstlich,  die  Zulässigkeit  der  vielfachen  Waffen- 
gebranchslälle  unter  einem  eigenen  wissenschaftlichen  Frincip  zu 
ordnen  und  zu  beschränken,  während  bisher  die  einzelnen  Fälle  an  verschiedene 
Bestimmungren  der  Gesetze,  —  wie  Nothwehr,  Bedrohung,  Kriegs-  und  Stand- 
recht —  sich  anzulehnen  suchten,  im  Orossen  und  (Ganzen  jedoch  systemlos 
henimirrten. 

Die  Monographie  ist  aber  auch  deswegen  von  praktischem  Werthe 
für  die  zukünftige  Gesetzgebung,  da  sie  namentlich  für  das  Gebiet  des  Deut- 
schen Reichs  die  Unzulänglichkeit  des  geltenden  Rechts  nachweist.  Während 
in  den  übrigen  modernen  Staaten  diese  Materie  bereits  durch  neuere  Gesetze 
geregelt  ist,  —  Italien  1886,  Frankreich  1883,  Oesterreich  1873  —  hinken 
namentlich  England  und  Deutschland  hinter  den  modernen  Fortschritten  her. 
Für  England  hat  der  Verfasser  nur  die  sog.  Riotact  von  1 714,  betreffend  das 
Einschreiten  der  bewaffneten  Macht  gegen  Zusammenrottungen  ermittelt  und 
Bestimmungen  über  den  Waffengebrauch  der  Wachen  und  Posten  überhaupt 
nicht  gefunden.  In  Deutschland  fehlt  es  sogar  noch  an  der  nöthigen  Rechts- 
einheit, indem  in  Bayern  das  Gesetz  vom  4.  Mai  1861  in  Verbindung  mit 
den  Vorschriften  der  Gamisondicnst-Instruction  vom  6.  April  1886  resp. 
13.  Februar  1876  gilt,  während  im  übrigen  Gebiete  des  Deutschen  Reichs 
noch  das  ältere  preussische  Gesetz  vom  20.  März  1837  nebst  der  in  dem- 
selben aufrecht  erhaltenen  Verordnung  vom  17.  August  1836  gilt  und  aus 
neuerer  Zeit  nur  eine  specielle  Instruction  hinsichtlich  der  von  der  Wache 
vorzunehmenden  Verhaftung  und  vorläufigen  Festnahme  vom  39.  Januar  1881 
ergangen  ist. 

Nachdem  der  Verfasser  in  einem  kurzen  ersten  Theil  (p.  1 — 6)  eine 
Einleitung,  Literatur-  und  Quellenübersicht  gegeben  hat,  behandelt  er  in  einem 


zweiten  syst^matisclion  Thpil  (p,  h — 44)  zuuüclist  ilas  alljfemeinc  Princip,  »u» 
welchem  sich  die  Verwendung  des  MilitÄrs  im  Sicberheitadienst  rechtfertti;!; 
es  sei  eine  reiu  polizeiliche  Pflicht  der  bewafTneten  Macht,  die  ö(!eDt- 
liche  Ordnung  und  Sicherheit  ancb  im  Innern  aufrecht  zu  erhalten,  Zww 
Hei  dieser  Sicberhiiitadienst,  nachdem  seit  Bi'>jinti  dieses  Jahrhunderia  die 
heutige  Polüeei  eingeführt  »ei,  grandsätzlich  vom  Dienste  des  Militün 
getrennt  worden,  jedoch  bedieuo  sich  der  Staat  dos  Militärs  noch  er- 
gänzend und  verstärkend.  Die  Falle  der  £rgänKung  —  mittels  der  Gen- 
darmerie und  des  GiirniHonwAchldiensteB  —  behandelt  der  VerEwser  in  C«])  B 
als  den  ordent liehen  Sicherheitsdienst  des  Militärs.  Die  Fälle  der  Ver- 
stärkung, uamcnllidi  in  AuIosji  unruhiger  Zeitverhältnisse,  werdtui  im 
Cap.  6  unter  dem  einheitliehen  Begriff  des  ausserordeutlicben  Sicbcr 
heitsdienstes,  der  sog.  militäriscbnu  Assistent, besprochen.  Diese  Schei- 
dung ist  sowohl  der  historischen  Entwicklung  wie  der  modernen  Stelluoi^ 
diT  Polizei  insofern  enlftpreilu-ud,  rils  heute  der  Schiatz  der  öfTenUichen  Onl- 
nung  8ai^he  der  techni»chen  fSiclierlieitsiiinimschuft  ist,  ein  Kecht^  diu  iich 
in  NotWlllleo  dahin  erweitert,  das»  die  Civil  behörden  zwit-ka  T'nli  r-ilütninp 
der  gewöhn! iclicn  Polizei  MiUtär  rcquiriren  dürfen. 

Der  Verfasser  leugnet  entschieden,  dass,  abgesehen  vdih  Ari-^'^iinKiiill. 
Militär  ohne  Requirirung  initiativ  einschreiten  dürfe,  obwohl  nach  arnnfi 
Ansicht  in  allerletzter  Linie,  sofern  es  sich  um  die  Staatsexistem:  houiWIt, 
ein  derartiges  selbstständiges,  wenn  auch  nur  subsidiäres  Reoht  il*i 
Militärs,  kraft  der  zwischen  allen  staatlichen  Orgauen  bestcheodm 
Solidarität  nicht  in  Abrede  tu  stellen  ist.  —  Die  rechtliche  Natur  des  Waffen 
gebrauchs  cunslruirl  der  Verfasser  in  Cap.  7  als  Verwaltungseiecution, 
beruhend  auf  einem,  sei  es  zu  präventiven  oder  repressiven  Zwedteo  gf 
g<>ljieueii  Vt'rwftltuDgBbefehl^  damit  ist  der  höhere  Staudpunkt  gewonnen,  in 
üruudlage  dessen  der  Verfasser  die  Zuiässigkeit  des  Wafiengebranchs  nxJ* 
den  Priucipieu  der  staatlichen  Verwaltungsthätigkeit  gerichtet  haben  will; 
ob  es  sich  aber  stets  um  eine  Vcrwnltungsthätigkcit  handelt,  ist  vemir 
fltens  in  dem  FaJIe  zweifelhaft,  wo  «ur  Durchführung  von  Privatrechtsansprütihen 
das  Vollstreckungsgoricht  Rwecks  Unterstützung  des  Gcrichtsvüllxiehers  um 
militärische.  Hülfe  narhsuchen  sfdl  (C,-P.-0.  §  Ö78),  wo  e«  sich  also  ledtgüclj 
um  eine  den  Schutz  von  Privatrechteo  verfolgende  G er ichtsUiätigkeit  handelt. 

Die  beiden  folgenden  Capitel  8  und  9  sind  der  Behandlung  hervOrmg»'*- 
der  Hauptfallo,  —  den  «berechtigten  Massrcgeln  der  Abwehr*  und 
dem  „Waffengebrauch  bei  Verhaftung  gegen  Fliehende"  —  g^ 
widmet.  Das  SchlusHcapitet  10  weist  nlsdann  kritisch  die  Unzuläuglichkrit 
der  n  Bestimmungen  des  deutschen  Militärstrafgeset^but-Ii«  üImt 
den  administrativen  "Waffengebrauch"  nach, 

Praktisch  ist  der  Monographie  noch  als  „Anhang"  der  Text  d-r  |.''' 
Wtxlicben  Bestimmuugen  und  Verordnungen  augetugt. 

Oreifswald.  Dr.  Rudolf  fiewer. 
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C^org  Mejrer,  nrdentl.  ProfcHsor  tlcr  Reclite  an  der  Universität  Jona.  Die 
ataatsrcchtliche  Steüunfr  der  deutschen  Schutzgebiete. 
Leipzig,  Verlag  von  Duncker  und  Humljlot.     1888,    283  S. 

An  den  £rIaBs  den  Reichsgeselzes  betr.  die  Rechts verliSltniise  der  deut- 
SchiitÄgcLiete  vom  17.  April  1886  hat  sich  mte  schon  ziemlich  umfang- 
reiche jaristische  Literatur  ppknüpft,  deren  liauptsächlichste  Erscheinungen 
in  der  Einleitung  des  vorliet^^enden  Werkes  ungogeben  sind.  Dieses  selbst  ist 
erst  nach  der  Publikation  dea  das  eben  genannte  abändernden  öesetsteB  vom 
15.  Märe  1888  ersciiienen  und  benickaichtigt  dasselbe  in  eingehendHter  Weise. 
Im  Uebrigen  verdient  an  dieser  Stelle  h«r\'oi^ehi>beii  zu  werden,  dass  auch 
K.  V.  Strnoel  seine  im  .Tahrgafign  1887  der  „Annalen  des  Deutacben  Reiches" 
erschienene  Darstellung  des  deutschen  Colouialslaatsreeht»  einer  völligen  Um- 
arbeitung im  AßHchluBS  an  die  Novelle  von  1888  unterzogen  hat  und  dabei 
dxiroh  die  hier  iuteressireiide  Sebrifl  zu  eiuigc-n  Modilikutiunen  seiner  friihereo 
Ansichten  veranlasst  worden  ist  (vgl.  Anuak-n  1889.  8.  I  bis  211). 

Der  Verfasser  sU'llt  sieb  die  Aufgabe,  die  allgemeinen  sLaatsreebtlicheu 
Beaitibungen  der  deutschen  Scliutzgebiete  zum  Reiche  zu  entwickchi.  Eine 
eingehende  Darstellung  dea  in  denselben  geltenden  Privat-,  Straf-  und 
Processrechte  will  er  ebensowenig  geben,  wie  eine  detaillirte  Erörterung  der 
I  dazelnen  für  sie  erlassenen  Verordnungen.  Etenigemäss  giebt  (1.  Mkykr  zu- 
nächst einen  bistnrischen  lleberblick  über  die  Erwerbung  der  ileutschen  »Sehutz- 
gebietc.  Die  hierbei  angeführten  Daten  beruhen  zum  Tlieil  auf  Mittheilungen 
Boa  den  Akten  des  Auswärtigen  Amts  und  machen  dadurch  auf  unbedingte 
Zuverlässigkeit  Ansprach. 

Als  Erwerbstilel  wird  die  Occupation  biogestellt,  soweit  es  sich  um  die 
TÖlkerrechtliche  Kechtroässigkeit  des  Erwerbes  bandelt.  Mit  Bezug 
darauf  mache  es  keinen  Unterschied,  ob  unbewohntes  oder  das  Gebiet 
balbcivilifirter  Stämme  in  Besitz  genommen  werde,  bei  denen  »ioh  eine,  wenn 
auch  unvollkommene  staatliche  Urgimisation  finde.  Denn  vom  Standpunkte 
der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  seien  auch  die  letzteren  tJebiete  res 
nullius,  also  der  Occujiation  durch  joflen  «ivilisirten  Staat  unterworfen. 
Trotzdem  aber  seien  die  mit  den  Häuptlingen  abgcacidussenen  Verträge  nicht 
bedeutungslos,  da  sie  den  Eingelmrenen  gegenüber  den  Erwerb  der  Ober- 
hoheit zu  einem  rechtmässigen  niai;hen,  den  anderen  ciulisirten  Mächten 
gegenüber  dagegen  ein  Vuraugsreeht  hiuBii-htlicb  der  Occupation  begründen. 
Dieser  letztere  Punkt  ist,  nachdem  für  siimmlliche  deutsche  Schutzgebioto  die 
Uebemahme  der  Schutzgewalt  proelamirt  ist,  von  besonderer  Bedeutung  für 
da»  Wituland.  In  allen  übrigen  Gebieten  ist  auch  dem  zweiten  Erfordeniisse 
der  völkerrechtlichen  Occupation,  thatäächlich  Besitz  zu  ergreifen,  durch  Ein- 
tetsung  von  Obiigkciten  Genüge  geleistet.  Auf  Witu  alier  bat  das  Reich 
durch  die  Erkläi-ung  seines  Occupationswillens,  der  sich  auf  da-n  vom  Sultan 
gestellte  and  von»  Kaiser  angenommene  Schutzgesuch  gründet,  einen  unbe- 
■trittenen  Rechtsanspruch  gegenüber  allen  dritten  Stast«n  erworben.     Denn 
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nach  dnn  Bestimmunpon  der  für  diesos  Gebiet  Anwendung  findenden  Coügo-, 
akte  braucht  die  that«ächlichc  Besitzergreifung  mit  der  Erklärung'  dd  Occup»- 
tionswillena  niuht  zusammenzurallen. 

Die  Befuf^iss   zur  Vomalime   der  Occiipaiinnsbnndbtngon   «tand   nach 
Art.  11    der  ReicbBYerfasBunp  dem   Kaiser  zu,    der  dazu   weder  einer  Mil 
Wirkung  des  Bundesrath«  noch  der  Zuntimnmng  des  BeiclifitAg^  be<litrfte. 

Mit  ^osscr  Ausführlichkeit  verlireitet  sich  der  Verfasser  danti  über 
die  Verhandlungen  des  ReichHtags,  dessen  Mitwirkung  bei  der  Organisutiuo 
der  Schutätgebiete  dadurch  erfurderlich  wurde,  dasa  in  WestafKka  Bcauiir 
angestellt  werden  inuaBU-n,  für  welohe  etiitamä^aige  Bewilligungen  nülbi^ 
waren.  Daran  knüpft  er  die  Entatohung«geHchichte  des  Gesetzes  vom  17.  April 
1886  und  der  dasselbe  abändernden  Gesetze,  wcichf  dir-  (»rundluyi^  tln  «un 
folgenden  staatHrechtHchen  Erörterungen  sind. 

Die  Schutzgebiete  stehen  nach  der  vom  \'erl;i  i  i  ;^-  tlu^iiii^u  .^usuh: 
fkai  aller  naiuhurü'o  Bearbeiter  der  Fi-nge  in  einem  >  .i.n  nchtlicheii,  nidil 
in  einem  V(>lkerreebt1iu)ien  Verhültuiss  7.nni  Reiche.  Dass  sie  nirht  Inland 
im  Siane  des  Art.  1  der  Reichsverfassung  sind,  welcher  anderenfalli  fiaf 
Abänderung  hätte  erfahren  müssen,  ist  nicht  bestritten.  Aber  daraus  folg» 
noch  nicht,  dass  sie  in  völkerrechtlichen  Beziehungen  zum  Reiche  ktcJifn. 
Denn  sie  seien  nicht  iVenideH  StaaUgebiet,  sondern  der  Herrschnfl  des  Rwcla 
unlerwürfeu.  Duber  la^se  sich  ihre  Stellang  als  die  von  Nebenläuileni 
bezei«;hnt'n. 

In  eingeheuder  Begriitiduiag  widerlegt  der  Verfasser  auch  die  AnnslifiW, 
dass  das  Reich  ein  Protektorat  ülier  die  Schutzgebiete  ausübe,  und  teUt  ticb 
hier  besonders  mit  v.  Stkkhki,  auseinander,  der  übrigens  diese  seine  ftülie« 
Ansicht  jetzt  aufgegeben  bat  und  die  .Schutzgebiete  als  der  Souverainetfct  des 
Reichs  untei-worfcn  ansieht  (Annalen  1889,  S.  58). 

Das  Reich  übt  nach  dein  Verfiisaer  in  den  Schutzgebieten  eine  lerri- 
toriule  Herrschaft,  and  zwar  keine  volle  Staatsgewalt,  sondern  nur  gfwine 
Olipihobeitsrefditci  aus.  Es  eoncurriren  mit  ihm  snwohl  die  Colonialgesell- 
Schäften  als  die  einbpiuiisijben  Häuptlinge,  die  aber  ihrerseit«  keinerlei 
Souveraiuetät  besitze«,  sondern  sich  zum  Reiche  im  Verhältnis«  der  l!nle^ 
Ordnung  befuideu.  Je  nach  dem  Umfange  der  ihnen  verlieheneu  uder  fluifu 
reaervirten  Rechtß  ist  die  dem  Reiche  zustehende  Schutjtgewalt^  womato- 
der  InbegritT  seiner  Hoheitsrechte  verstanden  wird,  in  den  einnelnen  Gdüeten 
verschieden  gestaltet. 

In  einem  besonderen  Abschnitte  „Der  territoriale  Charakt«r  der 
deutscheu  SohuUgt'biete"  giebt  der  Verfasser  in  grossen  Zügen  eine  Uelt-r 
sieht  über  diejenigen  Reicbsgesetze  und  Einzelbcstinunungen  solcher,  wtldi« 
auch  dort  al»  in  Geltung  befindlich  anzusehen  sind.  Er  geht  davon  tM, 
dasa  die  Schutzgebiete  im  Sinne  thr  Reirhsverfassuug  Ausland  sind  und  dt» 
dtdier  Reichage setze  in  ihnen  ohne  Weiteres  nicht  Anwendung  findm 
Durch  das  Gesetj:,    betretend  die  Rechtsverhältnisse  u,  s.  w.,   ist  nun  sber 
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theflweisc  darch  Vermittelung  des  Gesetzes  über  die  Consulargerichtsbarkeit 
ein  grosser  Theil  deutscher  Gesetze  in  den  Schutzgebieten  eingeführt.  Im 
Sinne  dieser  Gesetze  werden  dieselben  regehnässig  als  Inland  erscheinen. 

In  der  Gesetzesspruche  ist  der  Ausdruck  Inland  nicht  selten  in  dem 
Sinne  gebraucht,  dass  er  den  Geltungsbereich  eines  Gesetzes  und  nicht 
den  staatsrechtlichen  Inhalt  des  Ausdrucks  bezeichnet.  Nach  dieser  Richtung 
hin  unterwirft  der  Verfasser,  indem  er  von  vornherein  hervorhebt,  dass  die 
Schutzgebiete  bei  Gesetzen  Staats-  und  verwaltungsrechtlichen  Inhalts  im 
Zweifel  als  Ausland  anzusehen  seien,  diese  Kechtsmaterien  imd  einzelne 
Reich^esetze  einer  genaueren  Prüfung.  Entscheidend  ist  ihm  der  Inhalt 
and  der  Zweck  der  gesetzlichen  Bestimmung. 

Die  Bewohner  der  Schutzgebiete  theilen  sich  in  drei  Hauptgruppen: 
Beichsangehörige,  Angehörige  anderer  civilisirtcr  Staaten  und  Eingeborene. 
Die  Rechststellung  namentlich  der  letzteren  Gruppe  wird  vom  Verfasser  in 
besonders  ausführlicher  Weise  erörtert.  Er  bezeichnet  sie  alsUnterthanen 
äes  Reichs,  dem  trotz  der  in  manchen  Gebieten  concurrirenden  Herrschaft 
der  Häuptlinge  Herrschaflsrechte  über  sie  zustehen.  Da  sie  aber  nicht 
JBeichsangehörige  sind,  haben  sie  weder  Rechte  noch  Pflichten  von  solchen. 

Durch  die  Bestimmung  des  §  6  des  mehrerwähnten  Reichsgesetzes, 
«lerznfolge  von  dem  Reichskanzler  oder  einem  von  ihm  delegirten  kaiser- 
lichen Beamten  Ausländern,  die  sich  in  den  Schutzgebieten  niederlassen,  so- 
'vie  Eingeborenen  durch  Naturalisation  die  Reichsangehörigkeit  verliehen 
^Verden  kann,  ist  ein  dem  bisherigen  Recht  unbekanntes  Rechtsverhältniss 
^[eBchafren  worden :  eine  Reichsangehörigkeit  ohne  die  Grundlage 
«iner  Staats-  oder  Landesangehörigkeit.  Die  letztere  kann  dann,  wie  in  der 
Commission  des  Reichstags  festgestellt  ist,  durch  Niederlassung  in  einem 
Sondestaate  und  Erthcilung  der  Aufnahme-Urkunde  erworben  werden. 

Die  Schutzgebiete  sind  lediglich  Objekte  der  Herrschaft  des  Reichs. 
Sie  gelten  nicht  als  Bestandtheil  des  Reichsgebietes,  sind  also  im  Reichstage 
nicht  vertreten,  und  haben  keine  eigene  Verfassung  und  Volksvertretung. 
Nach  reichsgesetzlicher,  daher  auch  durch  Reichsgcsetz  wieder  zu  be- 
seitigender Vorschrift  wird  die  Schutzgewalt  durch  den  Kaiser  im  Namen 
dei  Reichs  ausgeübt.  Der  Kaiser  ist  zur  Ausübung  aller  Hoheitsrechte, 
also  auch  des  Rechts  der  Gesetzgebung  befugt,  soweit  nicht  durch  das 
Gesetz  betr.  die  Rechtsverhältnisse  u.  s.  w.  und  durch  Verträge  mit  ein- 
geborenen Häuptlingen  Schranken  gezogen  sind.  Die  kaiserlichen  Anord- 
nungen bedürfen,  wie  übrigens  Theorie  und  Praxis  übereinstimmend  annehmen, 
der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  da  dur  hier  in  Betracht  konmiende 
Art.  17  der  Reichsverfassung  keinen  teiritorialen  Charakter  hat,  sondern  eine 
Beschränkung  der  persönlichen  Befugnisse  des  Kaisers  enthält. 

Die  den  Colonialgcsellschaften,  nämlich  der  deutsch  -  osta&ikanischen 
Gesellschaft  und  der  Neu-Guinea-Compag^nie,  verliehenen  Hoheitsrechte  bilden 
nach  dem  Verfasser  insofern  keine  Schranke  der  kaiserlichen  Schutzgewalt, 
Arclüv  flir  öffentliches  Recht.  IV.  4.  3g 
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als  der  Anspruch  auf  diese  Rechte  kein  unentziefaharer  ist.  Das  Verhaltnin 
des  Reichs  zu  den  Gesellschafteu  könne  nicht  ais  ein  vertragvmaMig^  tat 
gofasst  werden,  da  nach  Wortlaut  und  Inhalt  der  Schutzbriefe  eimdtigv 
Verleihung  von  Rechten  vorhegt,  im  Uehrigen  aber  die  Oberhohcil  i»'* 
Reichs,  also  das  Obergesetzgebungs-  und  Aufsiehtsrecht,  vorbehaltf-ii  int,  Ir 
dem  emteren  ist  aber  auch  die  Befugniss  oiithalt«u,  den  C<e«iellscLiift«ii 
Hnheitsrechte  zu  entziehen. 

Ausser  der  staatsrechtlichen  besibcen  die  Gesell sehadcn  aber  aucii  socii 
privatrechlliche    Persönlichkeit,    da    sie    wirthschaft liehe   Zwecke    verfolgen. 
Audi    hier    läast    sich    der  Verfasser   auf  eine   ßtjsprechung    uamenUieh  der 
juristisch    interessanten  Frage  ein,    ob    die  Constituirung  der  üescJlschnßcn 
als   landrechtliehe  Corporationen   überhaupt  zulässig  war,   oder  ob  «ie  nirh 
wenigstens  soweit  ihre  Statuten  sie  als  Aetieiigcsellschaften  erscheiaen  Iomtb 
als  solche  hätten  gegründet  werden  iniLäseu.    Die  jetzt  in  §§  8 — 10  de«  Hticht 
gesetzes  getroffenen   BeHtinmiungen  über  die  Verleihung  von  Corjionitioii»J 
rechten  durch  Organe  des  Reichs,   welche  den  Anfang  der  BUdutig  «im 
colonialen   GeBellselmflsreeht«    enthalten,    diis   bisherige   Reeht   «her  nur  ff»! 
ganzen,    nicht  etwa  ausKchliessen,    geben  künftighin  die  Möglichkeit,  Jm»  «i 
erreichea,  was  mit  Zuliülteuahnie  der  bisherigen  OeeellBchaflsiibmien  nur  ftu 
Umwegen  zu  erreichen  war. 

Nach  einem  Ueberblick   Über  die  üixanisaliun  der  einzelnen  SchuU- 
gebiete,    welehe  von   dienern  (lesichtftpunktt^  uus  in  zwei  Gruppen  zerMen,.] 
diejenigen,  welche  unter  Heiehsverwultuag  stehen,  und  diejenigen,  deronVfr^ 
waltung  in  den  Händeu  einer  Cnlonialgesellschaft  liegt,  wendet  nicIiderVe 
fasser  der  Gesetzgebung  in  denselben  zu. 

Die  Erwägung,  dass  die  Verhältnisse  der  Colonien  überall  das  IW^ 
dürfhisB  nach  bewogliclion  Normen  hervortreten  lassen  und  oR,  ein  niKcli« 
Einschreiten  der  Gesetzgebung  notliwetulig  machen,  ist  beatintnietid  «lafüf 
gewesen,  von  dem  timstündlichen  Apparate  der  Reichsgesetj'.gebung  abru»'li*'ii 
und  grundsüt/.lii-li  deui  Kaiser  in  iler  Sohutzgewalt  gleichzeitig  da«  UewU 
gebuugsrecht  zu  übertragen.  Dass  derseihe  in  der  Ausübung  dicies  Reetits 
von  vornherein  beschränkt  ist,  ist  bereite  erwälint. 

Auf  Grund  des  Reichsgesetzes  bestimmt  sich  das  bürgerliche  HM'hti 
das  Strafrecht  und  dan  gerichLliche  Verführen  einsehliesslich  d>'T 
Verfassung  mich  den  Vorst'hriften  den  Gesetze.s  über  die  CunsulatL' 
keit,  dessen  Einfiihrnüif  binnen  angemessen  erseheiucnder  Frist  durch  k»i»cr- 
liehe  Verordnung  erfolgen  stdl.  Da  demselben  nur  Reiohsaiigehürige  und 
Schutzgenossen  unterworfen  sind,  «o  ist  es  kaiserlicher  Verordnung  äittt- 
lassen,  auch  andere  Personen  der  naoli  Ma.ssgube  des  Conndargericbtsharkeii»^ 
Gesetzes  auszuübenden  Jurisdiction  zu  imterwerfcn. 

Der  Verfasser  knii{ift  hii^rai»  eine  atisnihrliclie  Besprerhung  des  Goseiff* 
vom  15.  März  1888  und  gelangt  danacii  zu  dem  Ergebnis^,  daas  AMtidr 
rangen  dea  CouBulargerichtsbarkeits-Gesetzes  und  der  durch  Vennitt«laii|;  il«^] 
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Iben  eingeführten  Reichs^setsse,  soweit  dieselben  nicht  gesetzlich  dem 
JKaiiier  vorbehalten  Bind,  nur  im  Wege  der  ReichsgesetÄgebang  erfolgen 
können,  das«  Jür  rille  anderen  davon  nicht  betroflenen  Materien,  iijsbesoudere 
das  Verwttltungsreclit,  dagegen  diiB  Reefit  der  (Tosetzgebnng  dein  Kaifltr  zu- 
Iteht.  Diu'an  Bchliesat  er  ein«  Darstellung  der  RochtapHego,  wie  sie  sich 
nach  Euiiuhrung  des  Gefletxea  über  die  Consulargen<:ht8bBrl<eit  in  den  Schatz- 
bieten gestalten  würde.  Es  wird  hierbei  darauf  hingewiesen,  das«  dieselbe 
territorialen,  nieht  bloss  persünlichen  Charakter  hat,  und  dass,  solange 
genannte  tiesetz  nicht  eiugefülirl  ist,  der  Kaiser  die  Orgnnisatioii  der 
itspHege  über  die  EingeliorcneD,  soweit  sie  ihm  tiberhaupt  zusteht, 
lach  seinem  Ermessen  regeln  kann. 

Im  Sehlusscapitel  handelt  der  VerfaBser  die  Verwaltung  der  auswärtigen 
^ngelegenheiti'ti,  ilio  niilitiin»che,  innere  und  Finanz- Verwaltung  der  Schutz- 
gebiete» ab  und  tritt  aueh  hierl)ei  in  die  sorgfältigsl e  Prüfung  der  in  Betracht 
kommenden  gesetzlichen  llestiinmungen  ein. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  der  Tuhult  des  durch  gründliclie  Durcharbeitung 
äea  geftt'tzlichen  Materials  ebenso  wie  durch  Klarheit  der  Form  und  Bchurfe 
Gliedening  des  Stoffes  ausgezeichneten  Werkes.  Einen  besonderen  Werth 
►erleiht  demselben  die  eingehende  Erörterung  von  Streitfragen  und  der  bei 
den  Verhandlungen  des  Reiidistags  und  dessen  Commissioaen,  an  dt^m^n  der 
Verfasser  thätigeu  Autheil  genommen  hat,  zu  Tage  getretenen  Ansichteu. 
J)ie  Bedeutung  dieser  Verhandlungen  für  die  Auslegung  des  grundlegenden 
üeichsgesetze»  tritt  un  vielen  Stellen  hervor,  woRir  hier  nur  auf  die  Mit- 
llioilungen  S.  119,   1*25,  127  vei-v^-jesen  werden  soll. 

Das  Buch  winl  uii-lit  nur  in  den  Krei.sen  der  FachmS,nner  die  ihm 
gebührende  Beachtung  tindeii,  Hüjidcru  auch  Allen,  welche  den  coloninlen 
Aitgelegenheiteu  Deutschlamls  Interesse  entgegenbringen,  ein  zuverlässiger 
Führer  sein. 

Bberswalde.  Hoepke. 

Th«  Heric^nhahn,  rwuiulgerichlsdirektor  in  Kassel.  Das  Eheachlieasungs- 
und     Eh  en  iheid  u  ugs  recht,     dargestellt    nach     der    Recht- 
sprechung  des    deutachen  Reich-sgerichts.     Hannover  1888. 
Helwing'sche  Verlagxbu(vhhandlung,  133  Seiten.     (Preis  2  Mark.) 
Die  Enlscheidtmgen  de»  Heichsgeriebts  in  Ehesachen,  namentlich  Ehe- 
«cheidungssachen,  beanspruchen  inMofern   eine  besondere  Bedeutung,  als  die- 
«eJben    gegenüber   der    früheren,    oft    recht    verschiedenartigen    Praxis    der 
obereteu  Landesgerichte  eine  einheitlichere  Gestallung  des  materiellen  Rechts 
begründen.     Indem    das    Reichsgericht    den  fleinchtsgehrauch    der   obersten 
Landesgeriehte,  und  zwoi-  pauz  besonders,   soweit  dabei  das  gemeine  Recht 
in  Frage  konuot,  als  Rechtsciuelli;'  intiofera  nicht  unerkannte,  als  derselbe  seiner 
Auffassung    nach    vielfach    nicht    in    Uebereinsliuiniung    mit    dem    gemeinen 
protestantischen  Kirchenrechte  stand,  hat  ea  zwar  in  die  porticular-gewohn- 
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lipitsrechtliche  Ausbildung  dieser  Rochtsmatcric  vjfflfach  tipf 
daioit  aber  wirksam  der  Verewiguog  eines  allerwärts  vcrsclii 
zustandes  ent^geogetreten. 

In  der  »ystetnatischeu  Zusamiaetistellttng  der  bis  Endo  Ai<ru  irv}";  .j 
gangeuen  Eotscbeidangen  giebt  nun  der  VerfasRer  eiue  Uchersiclit  vXnvr  ilif 
Praxis  des  Reich«gcrioblB.  Er  hat  sieb  aber  nicht  damit  be«j:nügt,  die  lu 
den  ^Entscheidungeu",  SbüKKERT's  „Arobiv"',  (.Jruchot'b  »l<eilriigcD*",  der 
juristischen  Wochcnsdirifl  und  dezu  Reichsaozeiger  abgedruckten  EnUiohn- 
dangen  cinfiich  wiedencugebeu,  sondern  bebt,  indem  er  den  feat{(i»t«lhea 
ReohtBButz  an  dein  durch  das  System  gegebeueu  Platte  uu  die  Spitze  steDl, 
aus  den  ofl  aus  mehreren  Erkenutnissen  zusammengctragentMi  CirünileTi  und 
zwar  meist  in  abgekürzter  Form  nur  das  hervor,  was  sich  gerade  auf  diestu 
einzelnen  Rechtssatz  bezieht.  Die  DarslcIluDg  wird  dadurob  eine  »ehr  vhet- 
siehtliche  und  ist  für  praktische  Zwecke  ungleich  wertbvoller  als  die  TJntr^r- 
ordnung  der  einzelnen  EiilKcheiduDg  unter  die  üesamnitbegriffe  vou  tw- 
tericllem  und  processualem  Rechte,  welche  sich  in  den  von  den  Mjtglie«lmi 
drs  Reichsgerichts  herausgegebenen  „Entscheidungen"  iiudet. 

Der  Verfasser  grui>pirt  die  Entscheidungen  in  drei  Elauptabwlujiltc. 
Im  ersten  finden  sich  die  das  materieJio  EheschUessungs-  und  EhesehuiduiHP' 
recht  betretlenden,  im  zweiten  die  processrechtlicheu,  im  dritten  die  alrJ- 
rechtlichen. 

Ein  gystematisch  gegliedertes  Inlmltsverzeiclmiss,  ein  sehr  ausfühfltch« 
.Sachregister,  ein  Oesetzesregister  und  ein  chrouülogiselies  VerzeieliuiM  Jw 
Entscheidungen  in  Civil-  und  Strafsacben  erleichtern  den  praküäcbeu  Üubrsnoli, 

Eberswalde.  HoepkCi 


B»  W.  Letst,  Altarisohes  jus  gentium.    Jena.  GuBt«v  Fischer,  11^'' 

Das  Ziel,  auf  welchcH  die  Studien  des  Verfassers  liinauslaufen,  itt  >i<u 
einheitliche  arische  Rechtsgcschichte,  welche  tla«  gräku-itiüiscbc,  indiscli'-, 
iranische,  germanische,  slaviscbe  und  keltische  Reclit  m  uni&ssen  bat.  Diem 
Ziel  will  der  Verfasser  zunächst  in  engeren  Gebieten  erreichen.  In  leintr 
gräko-iüilischen  Recht^geschicbte  (Jena  ]88\)  suchte  er  die  nmprünirlicbcii 
ZusamnitMihänge  den  griechischen  und  itttlisL.heu  Rechts  aufznde«*ken.  In  det 
vorliegeuden  Schrift  nimmt  er  das  »kindische  Recht  hinKO,  während  dir 
übrigen  Zweige  der  arischen  Reefatsgeschicfate  unberücksichtigt  bleiWn,  IHc 
vom  Verfasser  behandelten  Pnjbleme  sind  sowohl  vou  der  framtöwicliai 
Wissenschaft,  namentlich  durch  Fustkl  dr  Coulanoks  in  seinem  in  viel^ 
Auflagen  bereits  erächieneuen  Wi*rke  La  eite  antique,  ab  auch  von  engltsehoi 
Forschern,  namentbeh  von  Hknry  Somnkb  Mai\e  in  seinen  bcknnotM 
Schriften  (Ancient  law,  Early  history  of  institutiuus,  Villag«  otinmiuniti)«) 
Eorly  law  and  custom)  und  von  IIkakn  in  seinem  anscheinend  in  Drut^chboJ 
weniger  bekannt  gewordenen  Werke  The  Aryan  househohl  (1879)  vi^Uacii 
berührt.     Letztere   beiden  Forscher  Itabeu   auch  das  germanische^  eUviactie 
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und  namentlich  das  in  Deutavliland  leider  noch  so  wenig  bearbeitete  keltiacfae 
Recht  in  den  Kreis  ihror  B<^obachtuiigen  gezogen.  Die  Forschungen  LKiflT's 
tragen  jedoch  einen  dun-haua  selbständigen  Charakter  und  es  ist  interesgant  zu 
vergleichen,  auf  via  verechiedenen  Wegen  namentlich  die  engliecben  Forschor 
ijmd  der  Verfasser  vorgehen.  "Wenn  trotzdem  vielfach  dieselben  Resultate 
rönnen  werden,  so  kann  dies  als  Zeichen  dafür  gelten,  daas  das  Dunkel 
des  arischen  UrrechtB  sich  in  der  That  zu  lichten  beginnt.  Die  deutsche 
RechtBwissenschaft.  nclmldet  dem  Verfasser  grossen  Dank  dafiir,  daas  er  diese 
schwierigen  Gebiete  aurdi  einmal  nach  deutscher  Forschungaart  in  Angriff 
genommen  hat,  und  auch  dem  Danke  der  vergleichenden  Rechtswissen- 
schaft, welcher  der  Verfasser  nicht  angehören  will  und  Für  welche  er  offenbar 
sehr  wenig  Sympathien  besitzt,  wird  er  sich  wohl  oder  übel  nicht  entziehen 
können. 

Einen  Ueberblick  über  den  reichen  Inhalt  den  Werkes  zu  geben,  ist 
schwierig.  Ein  Eingelien  auf  Details  würde  den  Rahmen  einer  Besprechung 
weit  überschreiten.  Es  können  daher  hier  nur  einige  leitende  Gedanken  des 
Verfa-ssers  rcprodurirt  werden.  Unter  dem  altarischen  jus  gentium  versteht 
derselbe  ein  auf  dr-.m  gomeinsanieu  (lötterglauben  der  arischen  gentes  be- 
ruhendes Saknilreoht  (dliitrniü,  J^jj«.".?,  fas),  diis  dem  jus  civile  vorausgeht, 
welches  sich  bei  den  Grierhen  in  den  poleis,  bei  den  Itaükem  in  den  civi- 
tates  entwickelte.  Diesem  Sakralrecht  lässt  LsiST  noch  eine  Art  Naturrecht 
oder  eine  natürliche  Ordnung  der  Dinge  (rita)  vorausgehen.  Das  Sakralrecht 
aber  bildet  dii»  figenaitige  Gnmdlage  des  artseben  Rechts. 

Der  Schwerpunkt  des  Werkes  liegt  im  indischen  Rechte.  Das  indische 
Recht  ist  im  Verbältntss  zu  seiner  eminenten  Wichtigkeit  nicht  Viloss  für 
die  arischen  Rechtsgebiete,  sondern  auch  für  eine  allgemeinp  vergleichende 
Rechtswissenschaft  bisher  von  juristischer  Seife  noch  viel  zu  wenig  bearbeitet. 
Zum  Theil  hatte  dies  wohl  seinen  Grund  darin,  da»  nur  wenige  Juristen  des 
.Sanskrit  mächtig  waren.  Nachdem  jetzt  eine  grosse  Menge  der  indischen 
Rechtsqtiellfn  durcb  zuverlässige  Uobersetzungen  in  europäische  Sprachen 
zugängig  gemacht  sind,  siebt  diese»  Hiudemiss  der  Bearbeitung  des  indischen 
Rechts  im  Wesentlichen  nicht  mehr  im  Wege.  Der  Verfasser  hatte  noch 
das  Glück,  sich  des  Boiraths  des  bekannten  Sanskritisten  Pmfessor  Del- 
brCtk  l>edieuen  zu  können. 

Das  Centrum  des  indo-gräko-italischea  Sakralrechts  ist  nach  Leibt  die 
HauBhaltororrlnuiig  und  liirriiber  kann  auch  irgend  ein  Zweifel  m<:ht  ob- 
walten. Das  sociale  Gemeinwesen  der  Dharmaperiode  ist  der  Haushalt,  die 
unter  dem  Hanshalter  stehende  xotviovia  von  allem  zum  Hanse  Gehörigen, 
welche  eine  durch  sakrale,  sittliche  und  materielle  Elemente  zusammen- 
gehaltene Eiuhfit  darstellt.  Das  SjTiibol  <li<^ser  Einheit  ist  das  Hausfener, 
welches  bei  Bi'giündung  eines  neuen  Haushalts ,  namentlich  auch  als  Hoch- 
zeitsfeuer, entzündet  und  alsdauu  dauernd  unterhalten  wird.  Der  Haushalt 
wird  aU  eine  dauernde  Institution  augesehen,  welche  durch  die  Söhne  fort^ 
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gesetzt  wird.     Soweit  dieselben  in  uugetheilten  Gütern  sitzen  bleiben ,  «et 
der  älteste  Sohn  den  sakralen  Hcerddienst  des  Vaters  fort.    Die  £bo  nciit 
sich  vor  Allem  uiif  die  FortsoUuup  des  Uauskults.    Sie  ist  eine  lu^MlutHH 
zur  ErzeiiguDg  lejjitimer  Kiudor,   vur  Allem  von  Söhnen,   die  g»?eigucl  »iiiiii 
den  Uauf>kult  iortzusetzeu.     Der  Wille   der  Frau   kumint  bei  der  Kingeliu 
dur  Ehe  nicht  in  Betmcht,  jedodi  hat  die  rechtmässig  gehuiralheiü  Frsu  eine 
Ehrenstellung  als  Hausgeuossin  und  Ist  au  den  hüusUchen  »acru  in  bestimmtcrj 
Weise  hetheiligt.   Die  einmal  gegründete  bcstia  mwss  fortdauern  und  vur  dm 
Aussterben  und  Vorwaistwerdeu  behütet  werden.     Der  luder  denkt  sit-h  die 
Unsterblichkeit   als    ein   Kiirtk-ben    im  (icschlcchte.     Die   Söhne    habe«  die 
YerpSichtung,  durch  dau  Hauskult  de.u  Vorfahren  im  Jenseits  Hube  tax  ror 
schaffen.    Mancnkult  und  üesclileeht^erhaltting  stehen  iiu  engsten  Zusannutn- 
hange.     Sohnlosigkeit   ist  dalier   da«  gröswte  l'nglfick,    lUe   Er^rugung  riiK-i 
Sohnes  die  höchste  PHiclit.     Zerstörung  de»  Embryo  int  desshalb  8chwci>tr 
Sünde,  Nichtedülluug  der  ehelichen  J^fliclit  nicht  eine  Verletzung  dt?s  K*«tliU 
der  Ehefrau,    sonderu   eine  Vcrletxuug   der   Pflicht  der  S^ihnuzcugung.    Ial| 
die  Ehe    nicht  mit  Sühnen  gesegnet,   so    greift  mau   tu  künstlichen  Mitteln, 
um  den  HausktjU  zu   crlmtteu,  zur  Adoption,  zur  Niyogazeugiing,  zum  Erli-j 
tochtonuuun.     Der  häusliche  Hecrd    ist  eine   den  (.löttem  geheiligte  Stüttr. 
Er   schützt  den   Fremden,    den    Hülfe  Suchenden.     Es    knüpft    sich  »n  ihn 
Asylrecht,  Gastrecht.     Per  Eidschwur  beim  Heerde  ist  besonder«  heilift. 

Das  indische  Köiiigthuni  ist  ein  erweitertes  Haushalterthnm  und,  wie  liu 
Hausfeuer  das  Centrum  des  Haushalts,  so  bildet  das  Heerfeuer  («enagni)  Jeu 
Ceatralpunkt  des  Stammknnigtbuins. 

Was  die  Ehusehlieasutig  nnlaugt,  so  ragen  nach  Lkist  aus  der  RiU- 
I)erio<le  zwei  Ehoformen  in  die  Dbarmaperiode  hinein,  niunlicb  die  Raub- 
und  die  Kaufchc,  beide  beivits  in  stark  abgeschwächter  Gestalt  und  Tiichl  inelir 
mit  dem  Erfolge,  dass  die  Frau  dadurch  ein  Vermögensstück  des  Ittann» 
wird.  In  der  Dhamiaperiode  wird  die  Vereinigung  des  Mannes  uud  dt» 
Weibes  bewirkt  durch  da»  Uesetr,.  Lkist  unterscheidet  dabei  Ehegründnn^', 
ein  familienrechtliches  Geben  der  Tochter  (Bralima-,  Daivn-,  Pnüapati-Ebc), 
entsprechend  der  germoniüchen  Verlobung,  der  griechischen  ry^^^i''^'»'  '^ 
Eheeinsetziiug,  die  Uebertragung  des  mundschaftlicheu  Rechts  vom  Inhaber 
des  Verlobuiigsree.hts  an  deu  künftigen  Ehemann  (dextrarum  junctio)  und  Am 
symbolische  Aufnahme  der  Ehefrau  in  die  Sakralgemeinschaft  mit  »lern 
Manne  und  die  Ehevulkiehung,  einerseit«  durch  das  Beilager,  andererseiu 
durch  Entzündung  des  Hochzeitsfcucrs  und  das  erste  darauf  folgende  Opftr, 
nach  vorangegangener  deductio  in  domum. 

Das  Dharina  erscheint  als  ein  Pfiichtcacomplex  des  Haushalt«rs.  Der 
Haoflhalter  hat  beatinimte  ttehote  zu  bcfulgm.  Von  diesen  sind  vier  (ms 
Leist  die  vier  altarischeu  Gebote  genannt)  religiöse  Gebote,  Gelwle  il<^ 
Verehrung  gemsser  höherer  Mächte,  nämlich  die  Gebote  der  Verehrung  lifT 
Götter,  der  Eltern,  des  Vaterlandes  und  des  Gastes  oder  SchutzbedüHl^n. 
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loeben  hat  Skr  TTaushallcr  die  fünf  Manavapebot«  zu  befolgen,  welche 
momlisohen  Charaklcr«  «imi  uiid  die  Vermeidung  vr>n  ThaU'n  betreffen,  näm- 
lich das  Gebot  der  Reinheit  (sowohl  nach  der  physischen,  wie  nach  der 
geistigen  Seite),  das  (icbol,  die  Sinne  im  Zaume  zu  halten,  das  Gebot  der 
Enthaltung  von  Verletzungen  der  Geschöpfe,  das  (tebot  der  Enthaltung  von 
Bset^hcher  Aueiptinng,  das  Gebot  der  Wahrhaftigkeit. 
An  das  zweite-,  dritte  uiid  vii-rtu  Rlatiavajfi'hni  leimen  sich  die  drei  alt- 

'  ansehen  Verbrechen  an,  deren  njiin  sieh  durch  Tödtung  des  Thätei"«  erwehren 
kann,    soweit    ets    eich    um    niaiiifeste   Thateu    handelt,    nänüieh    Schändung, 

[Tödtung  und  Diebfitalil.  h»t  die  That  streitig,  so  mus»  die  Schuld  erst 
gerichtlich   feBtgestollt   werden    und   dann  erst  tritt  gegen  den  ungereinigten 

^Schuldigen  die  Privatraehe  ein.  Bei  unfreiwilliger  Ti'idtiing  ktmnte  da«  alt^ 
le  Recht  nur  uino  Reinigung  wegen  objeetiver  Befleckung,  während 
im  Uebrigeu  den  Tliäter   für  die  That  nicht  einstehen   lies.    Es  wird 

|«ioe  verzeihliche  und  eioe  unverzeihliche  Tödtung  imterachieden.  Erstere 
iat  durch  eine  Coinposiliou  ablösbar.  Das  indisehe  Recht  hat  wie  das  ger- 
tnaniBche  ein  Conipositionensystem  entwickelt  und  keuut  wie  jenes  da«  Wer- 

' geld  (vairajatiuiii).  Neben  der  ("omposition  crselieint  eine  dem  iiidiNcben 
Rechte  eigeufhündicbe  geisUiclie  Sülme  (prajagcitta),  indem  ein  Stier  als 
EspiatioQHopfer  geschlachtet  werden  muBS.  Hieraus  entwickelt  sich  wieder 
ein  vollstäudiges  System  von  ReiuiguugsbusBcu ,  das  Praya^'citta- System. 
lÜesem  Systeme  folgt  das  Köuigsstrafeiisystem,  in  welches  das  alte  Straf- 
sy^item  und  dan  Praya^^'ittji-SyHtt'm  vielfach  übergehen.  Leist  giebt  (8. 364  ff.) 
ein  vollständiges  System  der  Köingsstralen.  l>ie  iiuverzeihlichen  Verbrechen, 
als  deren  Typus  der  Elterniuord  erscheint,  sind  ursprünglich  gnnx  nusühnbor, 
später  sind  sie  durch  qualvolle  Selbsttiufopierung  ITir  du«  jenseitige  Leben 
eüfanbar. 

Interessant  int  jiucli,    was  Lkist   über  den  Zustand   des  Givilrechtj«   in 
der  Sutrapcriode   beibringt.     Eigeulhum,    Kauf,    Miethe,    Darlehen   koiiuuen 

[▼or,  sind  aber  noch  keine  Rechtsiastitute.    Eigcatbuni  ist  ein  Complex  von 

[TiUlen  „wohlerworbener  Güter",  und  wohlerworben  Ist  hauptsächlich  der 
Erwerb,  welcher,  vom  Hanslialter  deu  GiUtern,  Manen,  Gästen  dargebracht, 
dem  Hauswesen  Gedeilien  bringt.  Der  Kauf  ist  eiu  faktisches  Vcrhältniss, 
dcKSi'u  Erzwingung  in  der  Leistung  Zug  um  Zug  liegt  und  welches  im  Uebrigeu 
jni  Pniyft<;citta-Gebietc  liegt,  indem  die  Uebcrtretung  der  Kaufverltoto  uiit 
Sündenbusseu  belegt  ist.  Der  Civilschutz  liegt  im  Wesentlichen  darin,  dass 
nach  Dharmarecht  Nichteinhaltung  von  Verträgen  eine  geistige  Schuld  erzeugt, 
welche  in  diesem  und  jeneni  Leben  vergolten  wird.  Bei  unbestrittenen  An- 
►prüchen  gilt  auch  hier  .Sclbstbülfo  des  üerechtigteu,  während  bei  stroitigeu 
Ansprüchen   das  Recht    des  ({läubigera   gerichtbeh  tcslgestellt  werden  rauss, 

I  worauf  alsdann  die  Executiun  wieder  durch  Selbsthülfe  erfolgt.     Die  Sclbst- 

'  hülfe  erfolgt  mit  allen  Mitteln,  die  dem  GEubiger  zu  Gebote  stehen,  auch 
durch  Betrug  und  Gewalt.    Als  seitsames  Executionsmittel  erschouit  auch 
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(las  Phama,  wobei  der  Olüubiger  durch  Fasten  dcu  Si-Iuildoer 
zufaRicn  und  derjenige  Sieger  ist,  dor  ea  am  längsten  »nshält 

Bemerkt  mag  noch  werden,  dass  LstST  durcliaus  leujfnel»  dass  im  ah- 
■nachen  Bechlc  Spuren  des  Mutterrechts  vorhanden  seien,  offenhar  mit 
Unrecht.  Die  Thataache,  doas  das  indischo  Hecht  untor  dpa  «goru*,  itn 
vorehrangBwurdigen  Personen,  den  mütterlichen  Onkel,  Ivesonder» hervo^ 
hebt,  in  genauer  üebereinstimmung  mit  der  bekannten  Stelle  in  Tac.  Ucna. 
c.  20,  ist  für  das  Mutten-ocht  streng  beweisend,  und  die  Erklärung,  welcha 
Lrist  (S.  72)  gicbt,  ist  ebenso  willkürlich  und  unhaltbar,  wie  diejeuijj^s  luit 
welcher  er  sich  (S.  122)  in  Betreff  der  Uteringemeinsuhaft  bei  den  Hriirobai 
abfindet.  Auch  darin,  dasH  in  Indien  bei  Xeubegründuug  eines  Hausstindes 
durch  Entzündung  des  Huchseitafeuers  das  Feuer  vom  Hause  dm  Br«o»- 
vatera  geholt  wird  (S.  Ö7),  dürfte  noch  ein  Rest  des  Mutierrccbti  iii 
erblicken  sein. 

So  volle  Anerkennung  das  Buch  Leist'b  beanspnicht  in  der  Richtonii,', 
dass  es  unsere  Kenntnisse  des  indischen  Rechts  und  den  Zusaniuu'nhaiig  dw- 
seiben    mit   dem   gräko-italischen  Recht   erheblich   bereiehcrt   hat-,  so  wenif 
befriedigend  ist  die  Stelhmg,   welchi.'  Lbibt  der  iillgenicinen    vergl<»i<"hcmkifl 
RccbtswisseuBchafl   gegenüber  einnimmt.     Er  leugnet   nicht   mehr  die  piin- 
cipielle   Berechtigung   einer   nllgeineincn   vergleichenden   RcchtswissonscluR; 
er  gicbt  zu,  dass  es  im  Rechte  Oestaltungen   giebt,    welche  bei  den  vtr- 
Bchiedenaten  Völkern  der  Erde  wiederkehren  und  den  allgemein  inon»chliclKD 
Bestand  des  Rechts  nusmacbon.    Aber  diese  allpeinclu  ineiischUcheo  Recht* 
iustitute  sind  für  ihn  nur  , Schemata",  welche  nach  ihren  rationeUeo  Vcr 
wandtflchaften   zuB^nimeuzuordiieu   sind.     Er  ordnet  sie  (8.  13  ff.)  naoli  f&ot 
Elementen  des  Rechlsorgunismus,   dem  renl-natunUen,   dem  nationiücn,  dan 
tiumanen,  dem  opportunistischen  und  dem  voluntären.     fch   muss  off<m  ^ 
stehen,    dass    ich   mir  ein   Unglück licheres  System    für   eine    allgemräoc  w^ 
gleichende  Reclitswissenschafl  nicht   denken  kann,    und   djwss   ich  i-*  für  fin 
grosses  Unglück    für   diese  Wissenschaft  hulten   würde,   wenn   der  Verf»*«''' 
in  dieser  Bejiiehuug  Nachfolger  erhalten   würde.     Der  Verfasser  leugnet  di« 
Möglichkeit  einer  universellen  RechtAgeschiclite :  eine  einheitliehe  gotobicht- 
Hebe  (testaltung   von   Rechtsperioden    der    gesammtcn  Menschheit   geh«  ti 
nicht,  sondern  immer  nur  eine  Specialgeschichtc  der  einzelnen  Völker.    B* 
ist  dem  Verfasser   ßllordings   zuztigcbeu,    dass  mau  nicht   sa^en   kaiiu,  il«-«* 
bestimmt«   Rechtsinstitote    mit    beatimmten   „Kulturstufen"    verknüpft  «od. 
weil  dieser  Begriff  ein  viel  zu  vager  ist.   Dass  aber  bestimmte  Recht4in<titat« 
bei  unzähligen  Völkern  denselben  Entwicklungsgang  aufweisen,  ist  gar  nichl 
abzuleugnen  und  das  Buch  des  Verfassei-a  selbst  liefert  dafür  die  b«aiNltc«t«i' 
Beispiele.   Perartige  Rech Isinsti tut«  kommen  regolmäasig  in  Verbindung  mit 
bestimmten    andera   Reohtsinslituton    bei    einem   und   demselben  Volke  «»T! 
imd  wenn  die  Gesammtheit  dieser  Rechtsinstitut«  eine  Verandemng  erlitt« 
hat,  so  ist  d.'unit  eine  nene  Kechtsf>orJode  angebrochen.    E»  lässt  fioh 
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nicht  leugnen,  dass  bei  unzähligen  Völkern  der  Erde  die  Blutrache  allmählich 
gähnbar  wird,  dass  der  reale  Fraaenraub  oder  Brautkauf  allmählich  eine 
sjrmbolische  Form  annimmt,  dass  der  Zerfall  des  Geschlechtsvermögens  im 
Wesentlichen  in  denselben  Formen  vor  sich  geht,  dass  die  Ordalien  mit  dem 
Anfkommen  bestimmter  rechtlicher  Organisatiousformen  verschwinden  u.  s.  w. 
Für  das  arische  Recht  nimmt  Leist  eine  bestimmte  Entwicklungs- 
geschichte an,  indem  er  dasselbe  in  drei  grosse  Perioden  gliedert,  nämlich 
in  die  Periode  der  Auffassung  des  Rechts  als  göttlicher,  aber  menschlich 
ezegisirter  Satzung,  in  die  Periode  des  staatlichen  legibus  et  moribus  con- 
ductum  und  in  die  Periode  der  Handhabung  des  Rechts  als  einer  rationellen, 
aber  staatlich  rcdigirten  Ordnung  (S.  565).  Die  übrigen  Rechte  der  Erde 
nberlässt  er  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft,  welche  sie  wohl  oder 
übel  in  die  LEisT^schen  Fächer  cini>fcrchen  mag.  Es  ist  nicht  anzunehmen, 
dass  der  Verfasser  eine  altägyptischc ,  eine  islamitische,  eine  chinesische 
Rechtsgeschichte  leugnen  will  (S.  8):  der  Gedanke  wäre  so  abenteuerlich, 
dass  man  ihn  dem  kenntnissreichen  Verfasser  nicht  zutrauen  kann  —  die 
sog.  Naturvölker  aber  scheinen  sich  allerdings  nach  Anschauung  des  Ver- 
&ssers  in  einem  stetigen  sinnlosen  Kreisläufe  zu  befinden.  Dies  ist  zweifellos 
fiüsch.  Wer  sich  mit  dem  ethnologischen  Gebiete  eingehender  beschäftigt 
hat,  findet  selbst  bei  ganz  tiefstehenden  Völkern  eine  klar  fortschreitende 
Entwicklung  auch  im  Gebiete  des  Rechts.  Diese  Rechtsgeschichtc  liegt  uns 
zwar  nicht  in  chronologischer  Ordnung  vor,  aber  sie  lässt  sich  aus  dem 
Rechte  eines  Volkes  selbst  in  der  Regel  mit  grosser  Sicherheit  erschliessen 
und  diese  so  aus  den  Rechten  der  einzelnen  Völker  erschlossene  Rcchts- 
geschichte  weist  überall  correspondircnde  Erscheinungen  auf.  In  diese  so 
era<;hIossene  Universalrechtsgeschichte  reiht  sich  auch  die  Entwicklungs- 
geschichte des  arischen  Rechts  ohne  jeden  Zwang  ein.  Es  ist  merkwürdig 
genug,  dass  sich  fast  das  ganze  arische  Urrecht,  wie  es  Leist  uns  darlegt, 
bei  den  stammfremdesten  Völkern  der  Erde  wiederfindet  imd  zwar  oft  in 
einer  Gleichartigkeit  der  Form,  welche,  wenn  wir  nicht  anderweitig  wüssten, 
dass  von  einer  Stammverwandtschaft  kciue  Rede  sein  könnte,  uns  die  An- 
nahme eines  gemeinsamen  Keimgebiets  sehr  nahe  legen  würde.  Brennt  doch 
auch  bei  den  Hcrerö  im  Südwesten  Afrikas  das  heilige  Feuer  des  Hauses, 
welches  die  älteste  Tochter  zu  unterhalten  hat.  Werden  doch  bei  den  Mucelis 
in  Angola  beim  Tode  der  grossen  Sobas  von  Ambuin  und  Sanga  alle  Feuer 
im  Königreiche  gelöscht,  um  bei  der  Nachfolge  des  neuen  Soba  durch 
Reiben  zweier  Holzstücko  neu  entflammt  zu  werden.  Findet  sich  doch  der 
Ahnen-  und  Manenkult  auf  allen  Inseln  des  malaischcn  Archipels,  in  China 
und  vielerwärts  sonst  ebenso  kräftig  entwickelt,  wie  im  arischen  Altcrthum. 
Ist  doch  die  Erhaltung  des  Geschlechts  durch  künstliche  Mittel,  z.  B.  durch 
Adoption  und  Erbtochterrecht,  eine  ganz  allgemein  auf  der  Erde  vorkom- 
mende Erscheinung.  Sind  doch  Raub-  und  Kaufehe  durchaus  universalrechts- 
geschichtliche   Institutionen   and   nicht   weniger   Blutrache,   Compositionen- 


«yatijin,  flas  Tödtunprsrecht  auf  frischer  That-,  namentlioh  liei  Ehelimch,  Todl- 
8ch)ag  und  Diebstahl.  Ist  duch  auch  die  Erschuinunß  de«  urs].)rnngl)clMti 
CivilrechLs  üburall  die8eU>o  und  geht  doch  genau  wie  der  altindisolie  Htku»* 
haltor  auch  der  nKlafrikauiBcho  Fann'lienvuter  auf  die  Suche  nach  dein  ihm 
abhiindc^n  gükoriinu>jieu  Ciute  und  ahiimt  es  an  sich,  wo  er  es  tindct,  und 
winl  (ioiiU  liier  wie  dort  bei  streitigen  Am^prüchcn  das  Recht  dps  Klagen 
Featgeniollt  und  nlsdauu  dieser  autoriisirt,  sich  selbst  zti  helfen.  Wicdetioll 
Btoh  doch  Bogar  eine  de.r  Fonneo  des  indischen  Dhani»,  bei  welcher  der 
Gläubiger  und  der  Schuldner  eiueo  Kreis  zieht,  den  dieser  nua  alterglÄubiKher 
Fureht  viir  Unheil  nicht  zu  überaehreiton  wagt,  genau  in  derselben  Uttstilt 
in  Wadai.  Ich  wiisstc  kauju  ii-gcnd  eine  altai'ische  Rcchts-sitte,  zu  welcJirr 
ich  nicht  Aualogien  aus  den  staimnfremdestcn  Rec-htsgcbictcn  beibriagrn 
könnte.  Man  hat  also  jedenfalls  im  altarisohen  Rechte  vidc«  i^daoken  vor 
sich,  welche  aJlgemeiaorou  Seiten  der  mcoachlichen  Natur  cut«pmugt*n  riml 
und  uieht  der  Eigenart  uuBerer  arischen  Altvordern.  Natürlich  ßudnl  »ifJ> 
auch  nninchcH  Eigeuurtige,  wie  bei  jedem  Volke.  Mit  der  Unlt'rschülxurig 
der  allgemeinen  vergleichenden  RechtfiwiK.<senfichafl  verbindet  sicii  bei  Lnsr 
iiaturgemäss  eine  bedeutende  Uebcrschätning  des  arischen  KechtsstulTv«. 
Zweifellos  liegt  ans  das  arische  Recht  näher,  als  das  Kecbt  der  ubrigvii 
Völker  der  Erde,  und  werden  daher  auch  die  arischen  Rechte  stet«  einao 
Haujitgcgeustaud  einer  allgemeinen  vorgleichonden  RechtswissenjichaA  bilden; 
aber  der  allgemein  menschlichen  Seiten  im  Rechte  aller  Völker  der  Erde 
sind  so  imziihlige,  doBS  auch  aus  den  Rechten  der  »tamra fremdesten  VJillwr 
uns  unser  menschliclies  Wesen  überall  entgegentritt  und  allseitig  unser  ]n\cr- 
esse  erweckt.  Möge  darum  neben  der  vom  VerfasBor  eingeschlogcueu  Rich- 
tung, welcher  wir  das  kräftigste  üedeibeu  wrinachen,  neben  der  uriMbcD 
Rechtsgeschichto,  auch  die  allgemeine  Rechtsgeschieht*  der  Menschheit  üuv 
Bearbeit4.T  linden.  Es  ist  ein  unendliches  Material,  welches  der  Bearbeitung 
harrt-,  und  der  Lohn  wird  ein  herrlicher  sein.  Post. 


(' 


Dr.  Friedrich  TcKiier.  Zur  Lehre  von  dem  freien  Ermessen  der  Ver« 
waltuiigsltcliördeu  al«trruud  dor  Unzuständigkeit  der  V«r- 
waUungsgcrichte.     Wien,  Mauz.    1888.    gr.  8'.    S.  122. 
Pas  üRtcrreiclnsehe  Gesetz  vom  22.  Getober  1875  über  die  ErrichUiojf  d(*  , 
Verwaltungsgerichtsliofca  lässl  zwar  diesen  (.icricfat«bof  im  AllgememeD  iln , 
Cassationsiusiaii2  in  allen,  im  administrativen  Wege  bereits  auseetnigeoen  Ve^ 
waltuugssaohen  auf  Grund  der  Beschwerde  desjenigen  in  Thiiligkeit  treten,  ,<i«r 
durch  eine  gesetzwidrige  Entscheidung  einer  Verwaltungsbehörde  in  »ciuim 
Rechten   verletzt  zu  sein  behauptet",  zählt  jedoch  im  §  3  eine  Reibe  wo 
Angelegenheiten  auf,  welche  kraft  positiven  Rechts    von   dor  Zuitündi^cnt 
dos  Vcnvaltungsgorichtshofes  ausgeschlossen   sind.    Hieraus  ergicht  ftidi 
folgende  Schwicngkeit:   Unter  den  gedachten  AuBschliesaungagriindeu  findto 
wir  einige,  welche  es  zweifelhaft  crschciuen  lassen,  ob  es  sich  beim  ZutrcAffl 
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«tben  überhaupt,  tun  eine  Recbtfiverletzung  bamlein  könne,  ob  daher 

allgemeine  Vorausseizxiug  einer  Ingerenz  des  VerwaltungBgenchtshufea 

rhanden    »ei;    Dachdetn    nun    aber   aiidererseita  nicht    leicht  angenommen 

rtleü   katiu,  daHs  der  (icsetzjfeber  bei  Slatuiruit^  jetiur  speciellen  Aus- 

liesHung?ßrrüiide    einem  (Jedaukcn  Aundruck   leihen  wollte,    der  bereit»  im 

iraogtd}«f>Dden  I'aragraphen  allgemein  forniuliit  worden  war,  so  haben  Theorie 

d  Praxi»  bei  Ausleerung  der  hier  in  Redo  stehenden  Bestimniun^uu    eiueii 

harten  »Stand. 

Unter  die  um  meisten  bestrittenen  Auttrduunjijeu   dos    erwähnten   §  3 

ort  die  Bestinuntm^  der   lit.  e  daHelbst,  dci'Äululge   die    UnzuMtäudigkeit 

des  Verwaltuugsfrerichtshofes  in  allen  Anfifelegeuheiteu  einzutreten  hat,    „in 

denen   und  ioijiiiweit  die   Verwaltungsbehrirden   nach  freiem  Er- 

mespen  vorzugehen  berechtigt  sind".     Auf  Grund  dieser  gesetzlichen 

«tiniinung  hat  der  Vei-waltungsgrerichtshuf  bereits  des  Oefteren  seine  voll- 

dige  oder  theilweise    Unzuständitzkcit    gerade    in    8t*khen   Fällen   ausgc- 

iTochen,    wo    der  Abganj;   einer   Reclit^eontrnlle   von  den    Betheiligten    be- 

iidcrs  schwer  empfunden  wertlen  niu«flte.   Durch  die  eingehende  BcHpreehung 

Momentes    des   „freien  Ermessens**   als  Grund  der   Unzuständigkeit   der 

orwalluugsgerichte    hat   sohin    der  Verfasser    zu    einem    in    hohem   ürade 

^Hctuellen  Thema  SteOunj^  couoiiunen. 

^B         Der  Verf   führt   aus,   das«   der  Ausdruck    „freies    Ennessen"    eigentlich 

^Anr  in  <lcm  Falle  zutritft,  wo  eine  die  Reelitu  und  Verbiudlichktiitt.>n  der  Eiu- 

^Hbln^n  rogelude    Norm  verschiedene   gleicliartige   Möglichkeiten    ihrer  Au»- 

^Hnhrung  zuläsBt,  die  sich  weeliselseitig  ersetzen,  in  Fidge  dessen  die  Behörde 

|l|]ierding8  berechtigt  ist,  <len  einen  oder  den  auderen  Mudus  der  Austuhrung 

zu  wählen.     Ausserdoin  wird  jeduch  inir^er  Ausdruck  nneh  in  manch  aiuleren 

Füllen  gebraucht,   in  welchen   nur  irrthiinilicli  mitunter  angenuromen    wird, 

dass   die  entscheidende   Helwrdc  bei  Erledigung  der    Augelrgeuheit    au  ein 

»befltimmtes  Vorgehen  nicht  gebunden  sei.  Die»  ist  iiisbcBOüdere  dann  der 
Fall,  wenn  nur  aus  dem  lirumle,  weil  sich  die  Verlelstung  eiucs  Rechts  im 
subjectiven   Sinne  des   Wortes   durch   die   in   Reschwei-dc   gezogene    V^er- 

ifUgung   nicht  constatiren    läset  (z.  B.  bei  Verweigerung  einer  nachgesuchten 
DoDceBsion) ,    also    wegen    Abgatiges    der    ActivlegitimatioD    zur    ]}e- 
ichwcrdcführung    ein    Eingehen    auf  dio  Beschwerde  ausgeschtogsen   er- 
leheint.     Auch   hier  kann  tlie  Behörde  durch  das  Gesel«  oder  durch  innere 
Amtsinstnutionen  gcluindeu  »ein,  die  Angelegenheit  in  einem  gewissen  Siimo 
KU  erledigen,  luul  deniinch  kann  die  Beschwerde  an  den  Verw^altungsgericbts- 
■jliof  nicht  ergriOeu  werden,   weil  Niemand  da  ist,  der  zur  Erhebung  der  Be- 
^»chwerdc  legitimirt    erscheint.     Der  Verf.    sucht  nachzuweisen,   dass  gerade 
dieser    Fall  der    relativen  Ungebun<leQhcit  —  uämlich  gegenüber    dera  Bin- 
ilnen  —  bei   Abfassung  des  in    Rede  Htehcuden  §   3  lit.  e  des  Ges,   vom 
October  1875  in's  Auge  gefasst  wurde  und  fuhrt  des  Weiteren  aus,  dass 
le  erwähnte  Bestimmung  zum  T^Iindosteu  als  UberfliisBig  erscheine,  demnach 
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die  Unzuständjjrlteit.  des  Verwaltung«|?crichtBbofeB  iu  diesem  Falle  schon  uo 
den  allgemeinen  (irundaätzen  folge,  durch  welche  die  Zuständigkeit  die««* 
(Gerichtshofes  befjronxt  erscheint. 

Ein  weiterer  Fall,  in  welchem  die  oflerwähnte  Bentiminnng  de«  cit.  |  S 
lit.  p.  zur  Begründung  der  IlnzuBtäudigkeit  des  Vcnvaltungsgerichtshofe»  ta- 
peniien  wird,  liegt  ddnu  vur,  wenn  es  sich  um  das  Errnesseu  der  Vurwillnn^»- 
behörden  bei  FetftsteUting  der  sogenanateu  verwaltungstechniicheo 
Thalbcstaudsmomente  handelt,   woun   nSndich   die  Subsumtiuu  der  g0~ 
pebeneu  lhat.<<äehlichen  Verhältnisse  unter  eine  Norm  des  üff'entlieht'n  Rechta 
aus  irgend  einem  Urxmdc  Schwierigkeiten  darbietet.     Verf.  tritt  ent^rbietleö 
tler  Annahme  entgegen,   als  t>b    den  Verwaltungsgerichten  die  Fähigkeit  »%»- 
gellen  würde,  diese  Subnunition  selbst  vorzunehmen;  er   weist  insbewadex"« 
darauf  hin,   dass  die  gleiche  Schwierigkeit  sich  auch  in  anderen  R<K!htiig<«5- 
hicten  ergebe,  wo  es  Niemand  einfalle,  die  Fähigkeit  des  Richters  sn  »elt.»-^ 
ständigen   Schlussfolgerungen   in   Zweifel  zu   ziehen.     So  müsse   &.  B.  (U 
Strftfrichter  beurtheilen,  ob  im  gegebeneu  Falle  ein  Gegenstand  als  »Waff* 
aoziisehen  «ei;  ingleiehen  miiss  der  Civilric-bter  die  Frage  beant^vorten,  weldn 
Schaden  durch  irgend  eine  Handlung   oder  Unterlassung   verursacht  wurclv 
u.  a.  m.     Dorselbi'  Fall  liege  insbesondere  dann  vor,  w««nn  irgend  eine  Vcr* 
wiiltungRvorschrirt  die    Statthaftigkeit  einer    bt-hördlichen    Verfügung  davuB 
abhängig  nincht,  dass  das  „Gemeinwohl",  das  „öffentliche  Intercite* 
die  Mussregel  erheische,  oder  dass  Letztere  zur  Errcichiuig  pincs  bestimmtr« 
Zweckes  sich  als  tauglich  oder  nützlich  darstelle.     In  all'  diesen  Fallen 
handelt  es  sich  nur  darum,  einen  bestimmten  Tliatbestand   unter  eine  Norm 
des   öfientlichen   Recht»   zu    subsuniiren,    und   xu    diesem    Behufe   eu  »nief- 
suchen,    oh    die    sichergestellten  thatsä(>hliohen  Umstünde  den  Sohlus»  recht- 
fertigen,   von   dessen  ZutrettVn  das  Gesetz  bestimmte  Recht«fi)lgcn  nbljüngi? 
macht,  und  es  sei  dalier  nicht  der  geringst«  Grund  vorhanden,  die  Ziutändig^ 
keit  der  Vcrwaltungsgorichto    in    diesen    Fällen    ausKuschliesson.    Gani  ot- 
thümlich   spricht  man   aber  mitunter  in  diesen  Fallen  von  einem  vermeint 
lielien    „freien    Ermessen*    als  Grund    der   behaupteten  l*nzustäii<Itgkcit  (Ut 
VerwaltuugBjierichtc.      Diese    Ansicht    miisstc    nothweudig    die    gaiuv    V<T- 
wrtltuugsgerichtsbarkcit  illusorisch  machen,    weil  es  in  jedem  elu/oluen  ¥»üf 
möglich  ist,  die  Streit<iache   auf  eine  solche  Formel  «uriickzufiiliren,  welche 
ein  Eingreifen  der  Verwaltungsgcrichtc   als  ausgeschlossen  erscheinen  Uut» 
würde.     Dieser  GogonstAud  wird  iti  der  vorliegenden  Schrii\  besonders  riH' 
gehend    behandelt;   der   Verf.   beruft  sii-h  auf   f.ahlreii-he  Beispiele    aus  <li?r 
Praxis    des  österreichischen  Verwaltuugsgerichtshofes    und    des  preQ8«i»chM 
Ober  Verwaltungsgerichtes,   und   sucht  aus  denselben  darzuthun,  diu«  e»  iluu 
Verwalttmgsgerichtcn  ganz  unmöglich  ist,  der  Erörlening  und  Bcurtheilnn? 
von  Fragen  des  sogen,  ailministrativ-technischen  Thatbestandes  aus  dem  Wegi 
ssu  gehen. 

Allerdings  ergiebt  sich  hier,  insofern  wir  epeoiell  den  öst^rreichiKlKa 
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Verwaltungsgerichtsliof  in'«  Auge  fasseu,  noch  ein  weiteres  Bodeukcn,  welches 
darauf  basirt,  dass  tmoh  §  6  des  (»es.  vom  22.  October  1876  der  Verwaltung»- 
gericlitshuf  iu  der  Rej^el  aiifUruml  des  in  der  letzten  udmiDistrativen 
Instan/.  aiigeDomineneu  Tbatbestandes  zu  erkennen  hat,  woraus 
etwa  der  Sclduss  abgeleitet  werden  könnte,  ab  »ei  der  Verwaltungsgerifhis- 
Lof  IUI  die  thatsachlichen  FeststellungL-n  der  letztgudiichteu  ItjHlaiiz 
gebunden.  Dasa  dieser  Jii'hluss  aus  der  obigen  PrämiBse  niclit  folgt,  wird 
vom  Verf.  richtig  hervorgehoben:  der  eit.  §  6  ^chlieast  lediglich  die  selb- 
it&adige  Erhebung  de»  Thatbestandes  von  Seite  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes au9,  kann  jedoch  den  Verwaltungsgerichtahof  nicht  daran  In'n- 
dem,  auf  Grund  dea  im  administrativen  Wege  siehergestellten  Tliatbestaudes 
zu  anderen  Conclui^ionen  in  thatsächliclier  Hinsicht  zn  gelangen,  als  jene 
Instanz,  gegen  dortMi  Eiit(<rheiduug  die  Beschwerde  gerichtet  ist.  Es  wäre 
zu  wünschen ,  dass  die  dieHliezüglichen  Ausführungen  de»  Verf.  aucli  in 
der  Praxis  des  üaterreiehisieheu  VeiTvaltungsgci-ichtshofes  zur  consequeuteu 
Durchführung  gelangen.  Doch  glauben  wir,  dass  im  Zusammenhange  hiermit 
noch  ein«  undere  Frage  des  Näheren  zu  behandeln  gewcHj'u  wäre,  näm- 
lich die  Frage  ,  üb  nach  österrciehisehein  Rcflit  überhaupt  im  admini- 
etrativeu  Verfuhren  da»  Priucip  der  freien  HeweiHWÜrdigung  gelte 
oder  nicht?  Das»  diese  Frage  bei  vollständiger  Ei'schi'ipfimg  des  Gegen- 
standes nicht  wohl  umgangen  wei*den  konnte^  ergiebt  sich  aus  der  Erwägung, 
daaa  es  bei  Voraussetzung  der  Geltung  des  Princips  der  freien  ßcweis- 
würdigung  niclit  angehen  würde,  in  einer  nach  Ansicht  des  Verwaltangs- 
gerichtshofcs  unrichligen  thutsächlichen  Feststellung  eine  Gesetzes  Verletzung 
sra  erblicken,  luid  unter  dieser  Voraussetzung  erscheint  auch  der  vom  Verf. 
an  einer  anderen  Stelle  erhobene  Vorwurf  berechtigt»  das»  die  Bestimmung, 
derzufolge  der  Verwaltungsgerichtshof  auch  wegen  Mangelhaftigkeit  des 
durchgeführten  Verfahrens  ein  cassatorischea  Erkenntnias  lallen  kann,  in  so- 
limge  der  wahren  Wirksamkeit  entbebrt,  aln  nicht  eine  volktändige  Garantie 
dafür  gestih&fieu  wird,  dass  das  Enderkenutuiss  mit  dem  erhobenen  Thatbestandt- 
vollkommen  übereinstimme.  Ob  nun  aus  dem  Abgange  einer  directen  posi- 
tiven Beweistheorie  ohne  Weiteres  die  Geltung  des  oline  mündliches  Ver- 
lahreu  doppelt  getUhrlichen  Principes  der  freien  Beweiswürdigung  erschlossen 
urerdeu  kaiiu,  ist  nicht  leicht  zu  beantworten  j  jedeulalls  wäre  unseres  Er- 
»ditens  diese  Beantwortung  für  den  Gegenstand  der  vorliegenden  Schrill 
von  nicht  zu  unter.Hchüt/.ender  Bedeutung  gewesen. 

Die  Nothwendigkeit  oder  Zweckuiässigkeit  einer  Verfügung  der  Ver- 
waltußgsbehijrde  kanu  allerdings,  \vie  Verf.  des  Weitereu  richtig  hervorhebt, 
nur  iu  deni  Fiille  einen  (gegenständ  dea  verwidtuugsgerichtlicheu  Erkennt- 
nisses bilden,  wenn  das  positive  Recht  von  diesem  Morneate  direcl 
gewisse  Rechtsfolgen  abhängig  macht,  und  enttallt  daher  eine  dies- 
bezügUche  Ueberprüfimg  der  verwultuugsbehürdlicheu  Anordnung,  wenn  l)  das 
(>üsitivc  Recht  lediglich  anordnet,  dasa  die  Behörde  beim  Zutreffen  gewisser 
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Umetäode  berechtigt  ist,  Jemand  einen  Vortheil,  z.  B.   eine   Dispens,   su-{ 
suwendcn;  S)  wpuii  es  nicht  xweiteUjaft  ist,  diiss  die  Behörde  sich  innerhalb 
der  gespUlichen  Grenzen  bewogft  hut  und  mir    darüber  gestritten  wird,  i»b 
bei  nicht  vollKtiiii  diwcr  Aiisnii  t/.ii  ng  dfr  vorn  Gpsetze  eingerSura- 
ten  liewalt  die  Behörde  gejjen  aile  Betheiligteu  gleicliuiiissig   vorgegangen j 
ist;  3)  wenn  keineswegs  die  Nothwendigkeit  oder  Niitzb'chkcit  dos  Act«B 
sich,  snndem  oin  hierüber  erfolgter  Ausspruch  der  Verwaltnngs-I 
behürde   jene  Thntsaohe  ist,   an   welche   das  Recht  gewisse    Reehtsfolgen 
knüfift,    wie  dies  ?.,   R.   nach    österreiehischein    Reolite  in   ••iBcubabn  -  rfoht- j 
liclien    Exprnpriatiausfragen    der  Fall   ist,    wd   die   frühere  Anerkennung  derj 
Gemein uüLzigkeit    der  Untornehmiiug  dnrch  die  Vcrwaltungsbeliörde  als  Bp- 
dingiiug   der  Erhebung:   dea  AnspnicheH   nuf  Bewillitjung   der  Enteignung  er^J 
Seheini. 

Wir  finden   iu  der  auf^ezeij^leu  Sehrift   viel  tli-issig  zusammengestellt««] 
Materinl  in   zwar  etwas  weitsehweihger,  denimeh  aber  durehwegs  klarer  I>ar« 
stelbmj^.     {\t'%n\  die  ResiiUate,  zu  wulciien  der  Verf.  gelangt,  wäre  keiuerleij 
erbebtir*he  Einwendung   zu  machen   umt   es  wäre  zu  wünschen,  da«s  sich  difll 
Erkenntnis»   vun    der  nothwcndigeu  EinHt'hi'änkuug   de»  Begriffes  des  «freienl 
EmieBsens"  allgemein  Bahn  breche.     Aueh  de  lege  ferenda  stimmen  wir  mitj 
dem    Verf.    «larin    übereiu,   da«8    die    Eitiganga    citirte  Bestiinniung    des  §  31 
lit.  e  den  Geset/e«   vom  ^.  Oetobor  1875  zu  slreicheu  wäre,  nachdem  diese 
Anordnung  richtig   interpretii-t,   überilüssig,   bei   falaeber  Intei'pretaüon  uberj 
sehr  l>cdenklich  ist.     Wir  selbst  haben   noch  vor  Erlai-sung  des  oitirteu  fle-j 
setees  an   einem    anderen  Orte   (Kartmaun'ä  Zeitschrift   I  (1874],    S.    12  ff.) 
dieabeziiglieb  niiaere  Anpirht  dahin  fnrinulirt,  dass   wir   ausführten,  die  Frage 
deii   freien    P^rnicssiins   fidlo   mit  der  Frage    der  Gesetzmä-ssäigkeit   der  ange-i 
foehtenen  EntinJieidung   zusammen,   und   es  erscheine  daher  bedenklich,  sim\ 
diesem   Momente  gleichzeitig  die   Competenz frage  abhängig    /.u  madietih 
Die  Polen»ik   des  Verf.  ^'^'StßVt  unsere  damaligen  Ausfiihruugen   trifft    nur  in' 
einem  Punkte  zu,  nändich,    insufern    wir   den   Fall    der    mangelnden   Activ- 
legitiinati'iu  zur  Hesehwerde  in'H  Auge  fasHen;  die.ter  Fall  gehört  aber  streng 
genomtneti  auf  ei«   anderes  Feld  und   wurde  nur  von  der  biBherigen  Praxis] 
irrthündich  unter  den  Gesichtspunkt  des  Vorgehens  „nach  freiem  Ermessen*  I 
subsumirt.     Die  natürlichste  Lösung  wäre  folgende:  Geht  aus  den  eigenen 
AuMliiliruDgeu  des  Beschwerdeführers   hervor,   dass  er  eine  Hechts\-erletzunf  j 
nicht  erlitten,  so  wäre  die  Unzu.stän  d  igk  ei  t  de»  Verwaltungsgeriehtshnfesj 
auszusprechen;  behauptet  dagegen  Kläger  eine  Rechtsverletzung,  ergiebtei< 
sich   aber,    dass   eine   solche  Verletzung  n  ich  t  stattgefunden    habe,   so  liiitt«] 
Abweisung    der   Beschwerde   tu     luerito    einzutreten.      Solange  jedoch   dn^ 
„freie  ErraeBsen"    der  Verwaltungsbehörden   als  Grund    der  Unzustündig- 
keit  des  Verwallungsgerichtahiilt"«  f'nnmdirl  ist,  sind  die  in  der  vorliegenden  1 
Schrift  mit   Hecht  beklagten   UnzukömndJchkeiten   iiberliaupt  kaum  r.u  ver-j 
meiden.  Praaak. 
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Handbuch  des  öffenttichen  Rechta  der  Ge^fonwart.  Höraaagpgeben 
voQ  Marqnardsen.     I.,  II.,  HI.  Band.    Freiburg,  Molir,  1883     1808. 

Dii8  vorIicgorid<;^  Saiiiniolwerk  hat  seit  der  Zeil  seines  Entstehens  viel- 
Cache  BesjireiihuDgen  erfahrou.  Dieflclbeii  fnoden  nicht  nur  an  den  eiiizeliicii 
AbhandJuncfen,  sondern  auch  an  dem  ganze»  Unlernehinen  raanchcriei  aiis- 
«usetzen:  Die  Vielsoiti-ifkcit  des  Stoffes  machte  nümhch  eine  Vertheilung 
desaelben  auf  eine  Reihe  von  Bearbeitern  eriVirderlich.  Die  Folge  hiervon 
ist,  dass  innerhalh  de»  Handbuchs  verfichiedeiie  (»nindansi-hamingcn  über  die 
näinlicLen  Fragen  sich  gegeniibertreteu ;  auch  haben  dieeiuzebieii  Muiiogruidiicii 
bei  der  ungleichen  Veranlagung  ihrer  VeTfa&aer  nicht  durchweg  denselben 
Werth.  Allseilig  wird  jedoch  bereitwilligst  zugestanden,  dass  das  ganze  Werk, 
sowohl  was  Hoinen  tJegeuHtand  als  was  seine  Behandlung  bctrilH,  eine  höchst 
werth  volle  Bt^reicherujig  unserer  Litenilur  bildet.  Heitilein  nmn  unfing,  eine 
eingeheruiere  Pflege  des  ötlentlichen  Hechts  f'iir  nothwendig  zu  enichten,  er- 
schien als  unabweisbares  Bediiifnis-i  eine  systematische  Zusajnineustt'lluug 
des  öfTeutlichen  Rechts  aller  Culturataateu  der  (regeuwart.  Dies  bezweckte 
M.^HJiiURDsEN  und  hut  es,  vnu  satdikundigen  Mitarbt-ileni  uuterntützt.  bisher 
in  einer  Weise  erreicht,  «lie  ihm  den  Dank  '.illcr  (ii-bildeten  .sichert.  Freilich 
haben  wir  es  nieht  durchweg  mit  eingehenden  wissenBchaftlielien  FurschiingeD 
zu  tbuu  —  solche  w<dltc  der  Herausgeber  garnieht  bieten  — ,  wohi  aber 
sind  es  sämmtlich  Aufsätze,  die  den  Leser  über  alles  WiBsenswertlie  völhg 
unterrichten  und  ihm  den  Weg  für  tieferes  Eindringen  weisen.  Nicht  nur  für 
Juristen  ist  das  Werk  ge.sehrieben.  Der  gi-össtc  Theil  der  Monographien 
zeichnet  sieh  durch  eine  Art  der  Daislellong  &»H^  welehe  den  StolV  auch 
weiteren  Kreisiu  zugänglich  macht.  So  begrÜHsen  wir  das  Mandbuch  als 
willkomtneaes  und  treffliches  Förderungsuiittel  allgemeiner  Bildutiig. 

Vor  uns  hegen  die  ersten  drei  Bünde.  Sie  enthalten  das  Süiatsreeht 
der  deutscheu  Einüelstaateu,  des  Reichs,  und  aln  Jtesimdere  Abhandlung  das 
Elsass-Lothringeus.  Als  verbindende  Eiideitung  geht  das  allgemeine  Staats- 
recht vorher,  und  von  diesem  abgezweigt  das  Verhültniss  zwischeii  Staat  und 
Kirche,  sowie  das  allgemeine  V'^erwaltuugsrecht.  Hiuzugelügt  ist  wegen  seines 
engen  Zusainmeuhaiiges  mit  dem  Staat8re<:ht  das  Völkerrecht.  Dem  sidlte  «ich 
eine  Monugiiiphio  über  Politik  anreihen;  sie  ist  noch  uieht  ersehieaen.  Ob  eine 
Darstellung  von  ZweekinÜssigkeitsregeln  in  ein  Handbuch  des  Rechts  gehört, 
kann  zweifelhaft  sein;  ihr  Ausbleiben  ist  aber  seltuii  desshalb  7.n  bedauern, 
weil  einzelne  Abhandlungen,  besuuders  die  über  allgemeines  Staatsrecht,  er- 
kennen la!?seu,  dass  sie  mit  Rücksicht  auf  die  nuch  7.u  erwartende  Erörtenuig 
tiber  Politik  geschrieben  sind. 

Bei  der  Benrlheilung  des  Werkes  wird  mau  an  die  Beai'beitungeu  der 
£inzelstaatsrei-hli^  einen  nuderen  Massstab,  als  au  die  der  allgemeiiit'ii  Fjehren 
anlegen  müssen.  Erster*?  sollen  eiue  erachöpfeudo  und  anschauliche  Dar- 
stellung positiven  Rechts,  letztere  eine  möglichst  tiefe  Begründung  wissen- 
schaftlicher Anschauungen  bieten.     Verweilen  wir  Kunäohst  bei  den  telzt«rea. 
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Gakris  will  allgfemeines  Staatsrecht  darstellen;  indem  er  da 
gemeinem  ideutilicirt,  sammelt  er  die  Rechte  der  eiiuelußn  Länj 
Ergfbniss  ist:  mehr  eine  Vergleichung  positiven  Rechts,  als  eine 
oder  historische  Begründung  von  Rechtsgrundsätzen.  Die  hitn-an»  ent 
Gefuhr  wäre  nicht  so  gross,  wenn  der  Verfasser  lediglich  hergebrachte 
»cbauungen  ven**erthet  halte.  Er  hat  »ich  hierauf  nicht  heschräukt :  im  i 
xelnon  geht  er  sollmtöudig  vor,  uonse<4uent(?r  als  irgend  ein  anderer  I 
er  bei  dem  Aufbau  seiner  Coostructiouen  den  BegriQ'  des  Interesses  mit  I 
der  Norm  zu  verbinden.  Da  wäre  denn,  um  allneitige  Zustimmung  zu  6% 
eine  etwas  tiefergehende  Erörterung  angezeigt  gewesen,  um  so  niehrj_ 
Vcrfaaser  seine  Grundanschauungeu  in  seiner  Monographie  über 
Staatsix'cht  zu  benutzen  sucht. 

Für  die  Verhältnisse  von  Staat  und  Kirche  stellt  HiNSCHttra 
Systeme  auf,  erstens  das  der  Einheit  von  Staat  und  Kirche^  St«at»kir(| 
thum  und  Thetikrutio,  zweitens  das  der  Trennung,  insofern  der  Staatl 
Kirche  imr  wie  andere  IVivutvoreine  behandelt;  beide  sind  im  Liiufe 
Cieschichte  verwirklicht  worden ;  endlich  du»  Sy^tion,  nach  wek 
Staat  die  Kirche  ala  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  betrachtet.  Die«< 
moderne  St:iat  gegenüber  der  Kirche  durchzuführen,  denirt,  duss  er 
Grenzen  dor  kirchlichou  Selbstverwaltung  abstecke,  innerh^ilb  ders« 
eine  Autonnmie  und  obrigkeitliche  Gewalt  der  Kirche  ühcr  ihre  MitgH 
anerkenne.  Dürfte  dies  die  Stellung  der  Kirche  genügend  kenuzeiclil 
In  Widemprüchß  gerüth  der  Verfasaer  bei  Beiirtheilung  des  staatlichen | 
sichtsrechts;  er  erklärt  einerseits  die  Freiheit  der  Kirche  von  der  Conll 
des  Staates  für  wesentlich  und  gewährt  diesem  andererseits,  be«ot 
katholischen  Kirche  gegenüber,  die  urafjissendsteu  Aufsichtsrcchte. 

Die  Alihaudlung  Sarwey'h  über  allgemeines  Verwaltungsrecht 
den  Gnindiagen  und  Gniudhegriffen  desselben  aus.  Hen'orzuheKm 
Abgrenzung  der  Verwaltung  von  der  Gesetzgebung.  Erwtero  bezwt'ckt! 
Verwirklichung  öffentlicher  luteressen" ;  letztere  dient  zwar  auch  dij 
Zwecke,  aber  er  liegt  fuiKserbalb  ihier  Tiiätigkcii,  welche  mit  der  recht 
pEichteuden  WillouBÜusaeruug  absehliesal.  Andererseits  ist  die 
durch  die  Gesetzgebung  lieechi'ünkl;  ihre  Aeusserungen  verpllicht 
fern  sie  gcsetzinasstg  sind.  Eigenartig  ist  die  Cunstruction  de; 
begrififs-,  an  die  Stelle  des  Gegensatzes  zwischen  materiellem  und  i'orm{ 
Gesetze  wiU  der  Verfasser  oitieu  einheitlichen  Begriff  setzen.  TrutJl 
Schärfe  dieser  Deductionen  eracheiat  forderlicher  der  zweite  Theil,  in  weM 
die  den  einzelnen  Staaten  gemein  Hamen  wie  eigeuthümlicheu  Recht« 
über  Verwallungsthätigkoit  im  Kiuzelneii  eine  wiBseuschaftlichr 
gefunden  hüben. 

Das  Vülkerreclit    oder   internationale  Recht   betrachtet  Bd.» 
reclitshistorische  Disciplin,    „die  Hiueintraguug  philo»« iphischer 
vermeiden,    unvertuisthl  reiue  Poaitivität  anzustreben".     Dieses 
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iBiharakterisirt  seine  Arbeit.  Ihr  Vorzug  liegt  weniger  in  einer  wissenschafl- 
ticlion  Begründung  der  völkerrechtlichen  Begriffe.  Dahingegen  hat  es  der 
V'^erfasser  wie  kein  anderer  vor  ihm  verstanden,  Dicht  nur  die  gesammte 
Hiteratur,  sondern  auch  die  deutsche  und  ausscrdcutsche  Praxis  des  Völker- 
■^echts,  namentlich  die  Staatsverträge,  zuRammenzustelleu  und  zu  verwerthen. 
X)en  verdientesten  Beifall  werden  danach  diejenigen  Abschnitte  finden,  in 
«.leuen  es  am  ehesten  auf  Darlegung  positiven  Rechts  ankam,  so  besonders 
der  über  internationales  Privat-,  Procesa-  und  Strafrecht. 

Gleichmässiger  als  die  Bearbeiter  der  allgemeinen  Lehren  haben  die 
cler  einzelnen  Staatsrechte  ihre  Aufgabe  crfiillt.  Die  Abfassung  war,  ganz 
abg«?sehen  von  den  ersten  Staatsrechtslehrem  der  Gegenwart,  zumeist  Männern 
anvertraut,  die  durch  Geburt  oder  Lebensstellung  dem  betreffenden  Lande 
angehörten.  Und  nicht  leicht  war  ihre  Arbeit.  Kam  es  doch  z.  B.  für  den 
"Verfasser  des  Elsass-Lothringen'schen  Staatsrechts  darauf  an,  ül)erhanpt  die 
erste  systematische  Gesammtdarstellung  desselben  zu  liefern,  während  den 
Vorfassem  des  badischen  und  mecklenburgischen  Staatsrechts  nur  ganz  ver- 
altete Bearbeitungen  zu  Gebote  standen;  allerdings  ist  in  letzterem  Falle 
BÖHiiAu's  Landrecht  eingehend  benutzt  worden.  Für  andere  lag  die  Schwierig- 
keit darin,  das  durch  Rechtsänderungen  schwankend  gewordene  Recht  fest- 
zust^^Uen  und  das  1)estehende  von  dem  veralteten  zu  trennen,  so  in  Anhalt, 
Sachsen -Altenburg  und  in  "Waldeck,  dessen  Verwaltungsrecht  durch  das 
AccessionsverhältnisB  mit  Preussen  beeinflusst  wird.  Freilich  lag  bei  der 
Auliige  des  Werkes  eine  Gefahr  nahe:  es  mussten  Wiederholungen  statt- 
finden, da  gewisse  Normen  über  die  Grundlagen  der  Staatsverfassung  den 
meisttm  Rechten  gemeinsam  sind.  Aber  dieser  Nachtheil  ist  mit  Rücksicht 
auf  den  Zweck  des  Handbuchs,  für  jeden  einzelnen  Staat  eine  vollständige 
Darstellung  seines  öffentlichen  Rechts  zu  geben,  wohl  zu  ertragen.  Ausser- 
dem suchten  die  einzelnen  Verfasser  jene  Gefahr  durch  Hervorhebung  der 
£ig(>ntltümlichkciten  des  von  ihnen  bearbeiteten  Rechts  nach  Kräften  zu 
vermeiden.  Von  selbst  weist  hierauf  das  mecklenburgische  hin,  dessen 
landständische  Verfassung  so  wenig  in  den  Rahmen  der  anderen  Landes- 
stAJitsrechte  passt.  Das  öffentliche  Recht  Elsass- Lothringens  beruht  ebenso 
auf  französischen  wie  auf  deutschen  Grundlagen.  Eigenartig  und  fruchtbar 
ist  das  badische.  Auch  den  Bearbeitern  der  thüringischen  Staatsrechte  ist 
es  gelungen,  denselben  individuelle  Züge  abzugewinnen.  —  Die  Abhand- 
lungen über  das  Staatsrecht  des  Reichs,  Preussons  und  Baierns  lehnen  sich 
an  die  grösseren  Darstellungen  derselben  Verfasser  an,  die  beiden  ersten 
sind  sogar  zum  Theil  durch  die  neu  erschienenen  Auflagen  der  Hauptwerke 
überholt.  Zu  eingehenderem  Studium  wird  man  stets  auf  diese  zurück- 
greifen. Dem  Zwecke  des  Handbuchs  dienen  die  nach  Inhalt  und  Form 
glänzend  zusammengefassten  Aufsätze  vollkommen.  —  Im  württembergischen 
Staatsrechte  wendet  sich  der  Verfasser  eifrig  gegen  die  SARWKV'sche  Be- 
arbeitung und  hat  dieser  auch  im  Einzelnen,  wie  in  Grundanschaunngen 
Archiv  fdr  öffentliches  Recht.  IV.  i.  gg 
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Irrthümer    nnchgewiespn,    ohne   pdoch    deren   wiss«>n«r.baA.lichi*n    Werih 
verringom.     Aufechtbar    ist  die  Systematik  des  säclisiclion  Rechts,    w«?lcl 
K.  B.    die   FunctioDCQ    der  Stiiatsorowalt    dein  Ahscliintle    über    <l«*ti    Staati 
«weck   unteratülll.     Die  Anfiehnuun{;,  dass  Elsnas-Lothriiij^cn  eiü  I>c6»aii 
monarchisches  Staatswesen  aei,  dürfte  AViderBpruch  erl'ahren. 

Nur  in  grossen   Zügen  konnte  an  dieser  Stelle  der  Plan  des 
Werkes  und  der  Inhalt  der  ersU-n  di*ci  Bäudo  Iwsprochen  werden,  manch« 
Ein7A>hio,     WJ18    iol>eui>wiTth    odor   hi^denklich    erschien,    musvte    uwrwiQio 
bleiben.     Verstattet  sei  nur  noch,   den  Wunsn-h  zn  äussern,    dasx  diis  W«'r 
recht  bnhl    vollendet  sein   mögrc,    und  zwar  in  einer  Weise,    die  den  bi*L 
veröffentlichten  Thcilcn  an  Güte  entspricht.  Dr.  Hanake. 


V.  Sten^rel,  W  ö  r  ic  rb  u  ch  des  deutschon  Verwaltnngsrcelitl 
Freiburg  1889,  J.  C.  B  Muhr  (Piiul  Siebeck).  (CompL  in  ca.  17  Lfs 

Preis  der  Lieferung  2  Mk.) 

Unser  üfTcutliches  Leben  stellt  so  viele  nn<l  gf>wiclitige  Ansprüche 
das  liechtsbewxtsBlKcin  und  ni\  die  ReditskeuuliiiüiHe  dcR  deut«cbcn  Slajit 
bürger«,  dass  jede»  Hülfsmittel  freudig  betrügst  werden  muBS,  welches  ije-J 
eignet  ist,  Kachkiindigon  wie  Laien  den  Helwrblick  ülter  das  weit««  Mntci 
des  deutschen  IlecliLsHt-otTos  ?m  entiiiglicheii.  Während  einer  älteren  Eporl 
des  deutschen  politischen  Lebens  gelaugt«  dieses  Be<lüri'nis3  nach  nuarcii-hend« 
Orieiitinuig  vornehinlich  aul'  dem  Boden  des  Verfassungsrechts  und  «Ivn  »1 
geniHttien  »Staalsrechts  zur  Befriedigung:  da»  StasUjilexikon  Rotteck.'8, 
StatiLs-  und  (tesellsclmflslexikon  Waokkkr's  ,  das  St«n^5WÖrl«Tbnoh  v< 
Bl.üNTsciU-l  und  BhATKR  und  viele  andere,  sie  tragen  alle  dns  gemeii 
Merkmal,  das«  die  verfassungsrechtlicheti  (»rundl'rugen,  die  allgemd 
•jtatttareehtJiL'hen  Contrnvcrficr)  und  politJHchen  Probleme  den  behorrscheiMU 
MitlHl|)unkt  einnehmen  und  dass  jene  so  eine  deutliche  SpiegtiUrag  der  ihi 
Zeit  i-rfüllftidiMi  Intori'HRen  und  ♦reibiniden  (.n-istigeu  Bewegung  aVigeben 

Seit   diT  Mitte   unseres  .Tabrluinderts  erst-,    vornelutdich  aber  nach  d€ 
Aufrichtung  des  Dinitschen  Reichs,  hat  das  fachliche  Interesse  unserer  Vnl 
genossen»  das  gesaumito  iifl'eutliehc  Leben  neue  Zielpunkte  gewonnen^  welc 
weit  abseits  liegen  von  den  früher  so  viel  erörterten  Streitfragen   nllgnindli 
verfaSHUHgaivchHicher  Natur-,  das  Denken  ülier  den  Statut  hat  sich  in   eini 
neuen  Lehre,  in  <]er  des  Vcrwallungsrechtfl  neu  verjüngt.     Wie  es  grkomni« 
ist,    das«    dieser   Theil    der   staatsrechtUrheii    Arbeit  bis   zur  IVlitte   iiUMcr 
JahrJumilerta    kaum    beachtet   worden  ist  und   auch   noch  jetxt   tiolfach 
geistigen  Arbeitsplan   unseres    deutschen  Hochschulwesens  nicht   die   mi 
inneren  Wichtigkeit  nngemeBsene  Berüeksichtigung  gi-funden  bat,  dos  erkli 
aich  auf  der  Bahn  ziendich  einlacher  Erwägungen.     In  allen  WiMRensgr^bic 
die  der  men.HcliIiflie  (icJHt  beschreitet,  ist  die  fornndtslischi»  Erkcnntniss,  die 
Rubricirung    und   Scheniatisirung   der    äusBcren  Krseheinungsfonn    die    erste 
und    wichtigste  Arbeit.     Die   rein   Susserliche  Kenntuiss  d«r  Uauptgtu^inw 
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am  nächtlichen  Himmel  geht  um  viele  Johrtau&cndc^  der  Erechh'csBung  der 
BewepfunrnjpeBütze  der  Wcllcnkörper  voraus;  der  trockene  Catalog  der  anato- 
misch crkaiint^'D  llcstundthi-ih!  doK  nifnuchUch-tliiiTisi-hen  OrgiuiißimiB,  or  ho- 
steht  in  seinen  Grundzü^eu  lange,  lauge  lievur  die  fiiiietionelle  Bedeutung  aüer 
Organe  und  die  Einheit  der  physiologischon  Vorj,'änge  im  lje,hewescii  auch 
nur  annühernd  erkannt  waren.  Dieselho  Stufenfolge  der  Erkonntniss  bietet 
jöch  uHBoren  Blicken  dar  bei  einer  eingehenderen  Prüfung  der  Entwicklungs- 
SBetze,  welche  imsp.re  Staatsrechtswissensrhaft  hehurrscheu. 

WiUirend  noch  bis  vor  wenigen  .lahr/ehuton  die  8taatsform,  dfis  zanbor- 
voll  anloi-kcnde  Problem  der  „Idealverfassungsifiinn'*  den  Kernpunkt  der 
wisRensehaftlifhen  Forschung  im  tteliictc  der  Staatslehre  »UBmachte,  während 
also  Ijtis  vor  einem  Mensehenalter  der  Begriff  der  Verfassung,  ihr  möglichst 
vollendeter  an'hilektonischer  Aufl)au  fast  ausschliessHch  im  Vordergründe 
aller  staatsrechiliclH^n  Erörterungen  Ftand,  hat  eich  heute  eine  völlige  Ab- 
klärung und  Aufklärung  vollzogen  in  dorn  Sinne,  dass  die  Form  der  Ver- 
ftiüsung  in  gar  keinem  Falle  ein  völlig  aus  reichen  lies  SicherungHinitlel  «ei,  um 
den  „denkbar  liest en",  den  seit  den  frühesten  Tagen  der  Meuachlioit  immer 
wieder  und  immer  vergeblich  gesuchten  Idoaigtaat  zu  gewinnen.  Es  hat  «ich 
vielmehr  allniahlie.h  von  da  ab  die  miichlige  I leborzeiigimg  Weg  gebahnt,  das» 
C8  auch  im  hta:itliehen  Leben  nicht  auf  den  Bcuher,  sondern  auf  den  Inhalt 
ankomme,  dasa  die  Vullkomnienhcit  des  (Temeinsehallsdaseins  von  lien  mat4?- 
riellen  StBatBlcbenaeinrichtungen  abhänge,  welche  innerhalb  der  Ver- 
fassnngsfonn  Verwii-klichung  und  rechtliche  Ausgestaltung  gefunden  haben. 
Bie  Kraft  aber,  welche  Jene  Form  mit  lebendigem  Inhalt  erfüllt,  die  jene 
Lehenscnurichtungen  und  Staatsanstalteu  sehalft,  iat  die  Verwaltung  und  ilie 
Lehr«',  welche  uns  den  ganzen  Complex  jener  positiven,  roditlielieu  Kin- 
richtungon  in  einem  Zustandsbild  vor  das  wissenschaftliche  Auge  Viriugt,  ist 
die  Lelire  des  Verwaltungsrechts,  welche,  kaum  vor  Kurzem  in  ihren  Grund- 
lagen befestigt,  heute  au(!li  Behon  vereinig  schwere  entfidieidiingsvolle  Stunde  sieh 
cesteilt  sieht.  iJas  iu  Voi-bereitiuig  und  in  fast  plubiscitiirer  Vorberathung 
—  eiiu'  neuartige  ErKcheinung  innerhalb  der  Reehtsgeschichte  «les  deutschen 
Viilkes,  —  belindliche  deutselie  Civilgesetzbueh  wird  nämlich,  wie  von  hucIi- 
kundiger  Seite  in  den  lilättem  dieser  Zeitschrift  bereits  mit  Recht  bet-ont 
wurile,  7M  einer  nenon  Grenzrcgidirung  Kwiaehen  dem  Privatrecht  und  dem 
öilentli«  hen  Recht  im  Reelitalebcn  ilor  deutschen  Stilmme  Itihren.  Die  uüclistr 
F'olge  der  RiufüliruTig  jftncR  CTeBotzhuchefi  in  der  einen  oder  anderen  (testall 
wird  naturgeniüss  zunächst  die  Auflfisung  des  sogenannten  deutschen  l'rivat- 
rechts  sein.  Das  »ich  auflÖBonde  Rechtsgebiet,  welches  dor  reehtereeugeuden 
(lesammtkraft  des  deutfichen  Volkes  sein  Erstehen  und  Bfistehen  verdankt, 
diiK  der  Stütze,  aber  auch  der  beengenden  Schranken  der  Coddieation  ent- 
I lehrend,  Alles  in  sieh  aufnalnn,  was  in  den  anderen  genau  abgegrenzten  tie- 
Ineteu  keine  Aufnuhme  tlnden  konntt^  wird  nicht  nur  dem  (Zivilrecht,  somlem 
auch   dem   Verwaltimgsrecht    eine  Reihe    von  Rechtsinatituten  herausgeben, 

39* 
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die  es  bisher  weni^r  heansprucht  ala  heherbßi^  and  dadurch  violiaeb 
Venlunkplung  ihres  publiCTstiwihon  Chnraktors  IrciträRt.  Da»  dpuisehc  V< 
waltimgsrecht  wird  «uf  diese  Weise  zu  seinem  besteih^nden  Orundstnck  fester] 
Probleme  eine  rciclie  Füll«'  von  Stoif  erhalteu,  es  wird  dieaeii  inlU^ii 
juristiseber  Principien  fbirchdrin^eii  nn«l  behen-seheu  und  wirtl  iladureh  au<;l 
immer  mehr  die  seiner  nationalen  Bedeutunt^  lar  den  Ansbuii  des  nitHleme 
Staates  und  nicht  zum  ntindcslen  die  seiner  praktischen  Wichtig^keit  ig 
LeiMtn  des  Tages  entsprechende  St-ellting  ini  System  tmd  in  der  Lehre  de 
juristischen  Disciplinen  finden. 

Diesem   uen  entstandenen  Bedürfnis»   nach   einer   nicht  läug«r  xa  re 
miüBenden  Be.lohmng  tr^t  nun   da*  in   der  Uebersclirift   bexeichnpte,   gr*^*! 
angele^  ünteniehnieu  Rechnung,   welcbi's  auf  dem  Boden   eiues  von  sacli- 
ktmdigrter  Stelle  ausgehenden  Progriunmes   der   fachlichen  Arbeit   ein   gua 
neaes,  geaohickt  ersounenes  Werkzeug  in  die  Hände  legt.     Nacli  einem  w<»hH 
durchdachten  (irundplan  bietet  der  mit  den  Bedürfuwscn  der  Praxis  wie  elr 
Theorie  vertraute  Herausgeber,  Prof.  v.  SxKNtiKL,  jenen  tülen  zur  TheilnahinB ' 
am  öffeiitlicheu  Ltdicn  in  Vertretungskörpern,  Schule  und  Gericht  Bcrufcoe^J 
die  Möglichkeit,  »ich  mit  den  Normen  des  deutschen  Verwaltungsrechl«,  mit 
denjenigen  Grundsätzen   und  Regeln,    welche   das  niHohtig  pnlsirentle  L*l 
deB  Deutschen   Reich«  und  seiner  wichtigsten   Rundesptaaten  beheirschen, 
verliisslichster  Weise   vertraut  zu   machen.     Die  fibiilichen,    anderen  Keciiti 
gebieten  dienenden  Unternehmungen  Wkiskk's,  BLi'NTäCHLi's,  Holtzkkuokft'ä"' 
a.  A.  gaben   nur  den  Süsseren  Rahmen  zum  Muster  her,  stoiriicb  gehl  dai 
neue  W'irterbuch  weHeutlich  über  jene  hinauH,  denn  es  ist  nicht  wie  jene  nur J 
eine  beipieme  Brücke,    die  in  da.«i  weite  Hinterland  der  fachlicheu  Litcniti 
fuhrt,  sondern  es  findet  «einen  wissensehafilie.lien  Schwerpunkt  in  sich  fielbst 
Darin    liegt    im  Wesentlichen,    von    anderen  Nebenpunkteu    abgesehen,    d« 
Schöpferisch-Neue  in  der  redactiouello«  Anlage  des  Wört/*rbuche8  des  dwit- 
BcUen   Verwaltungwret'hts,      Die   von   den   berufenen  Kriift'»n   ausgearlkeiteieiil 
Artikel   dessellien   behandeln    ihre  Materien  regelmSsKtg  vollständig  und  «n»'  j 
führlich,  Literatur  und  Gcrichtsgebrauch  sind  reichlich  benütj;!,,  »n  da»»  uichl 
nur  fiir   die   praktischen  B<>dürfniRse,    sondern   selbst   für  die  Forderung  der! 
systematischen  Wissenschaft  alle»  Wünschenawerthe  geleistet  ist.     Der  grottt 
Vorzug    der   ganzen    neuartigen  Anlage    kommt    auch   in   dem  Punkte   nirg 
Geltung,  dass  hier  zum  ersten  Male  Gegenstände  in  ilirer  ganxen  S^ddichki'it 
und    wichtige    Detüilfragen    zur    En'irtenmg    gelangen    konnten,     welche,    in 
gleicher  Sorgfalt  und  Verliiasliclikeil  behandelt,  nothweudig  jedes  »System*] 
zersprengen,     die    geschlossene    „Ssihetische   Einheit"    eines   solchen  darch^ 
brechen    würden.      In    der  impoHanten    Reihe    der   da«  (iesammt^lriet 
fttaatlichen    Ijehens   behandehiden    Artikel    sieht    man    rieh    selten    vergt'blic 
nach  einer  verständiger  Weise   zu   erwai"tenden  Auskunft,  um;    immer,   auchi] 
in  den  den  Tagesfrageu  verwandten  Gegenständen  treten  dem  Leser  juristivcJieJ 
Prägnanz,    abgeklärte   poHtische  Urtlieilskraft.  eittgegen.     Die  Heraneiebong 
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zahlreicher  literarisch  erprobter  Specialisten  hat  ferner  die  wisBenschaftliche 
Darstellung  eioer  grossen  Reihe  solcher  Fragen  ermöglicht,  an  welchen 
unsere  systematischen  Lehrbücher  des  Verwaltungsrechts  sonst  regelmässig 
nur  flüchtig  vorübergehen;  wir  heben  in  diesem  Sinne  nur  zum  Exempel 
heraus  die  Beiträge  über  Medicinalwescn,  Apotheken,  Militärrecht,  Beerdi- 
gungs-,  Bau-,  Bergwesen,  Defectenvorfahren,  Deichschutz,  Dispensation,  Ein- 
zieliuiig,  Conflscation  u.  s.  w.;  minderwerthige  Lückenbüsser  kommen  da- 
gegen nur  so  selten  vor,  als  bei  einem  Werke  dieser  Art  und  dieses  Umfanges 
nur  billig  erwartet  werden  kann.  Die  Stichworte  sind  mit  grossem  Geschick 
und  mit  voller  Kenntniss  unser  Aller  Bedürfiiisse  ausgewählt,  ohne  empfind- 
liche Bevorzugungen  einzelner  Disciplinen,  aber  auch  ohne  störende  Lücken. 
Es  ist,  nach  dem  Bisherigen  zu  urtheilen,  Grund  zur  Annahme  vorhanden,  dass 
V.  Stesiqkl's  Wörterbuch  sicherlich  nicht  ein  ähnliches  Versehen  begehen 
wird,  wie  ein  anderes  viel  verbreitetes  Rechtslexikon,  das  mehrere  Auflagen 
hindurch  das  wichtige  Stichwort  „Gesetz"  gar  nicht  zu  vermissen  schien. 
Das  neue  Werk  schreitet  in  programmgemässem  Gange  vorwärts  und  wir 
zweifeln  nicht,  dasa  es  an  der  Hand  seines  kundigen  Führers  das  hochgesteckte 
Ziel  sicher  erreichen  wird.  B. 

Alfred  de  Conroy^  Qucstions  de  Droit  maritime.  Quatriöme  seric. 
Paris,  F.  Pichon.  1888. 
Die  in  dieser  Liefenmg  vorliegenden  Untersuchungen  behandeln  vor- 
wiegend Probleme  des  Versicherungsrechts  und  des  Frachtverkehrs;  den  uns 
näher  stehenden  Aufgaben  widmet  sich  der  geistreiche  Verfasser  in  seiner  an 
Beziehungen  und  Anknüpfungen  reichen  Studie  über  „les  accidents  du  travail" 
und  in  seiner  Kritik  des  für  das  öflcntliche  Seerecht  Frankreichs  bedeutungs- 
vollen Gesetzes  vom  12.  August  1885. 

Heinrich  Rettieh^  Dr.  jur.  und  phil.,  Zur  Theorie  und  Geschichte  des 
Rechts  zum  Kriege.  Völkerrechtliche  Untersuchungen.  Stuttgart, 
Kohlhammer.  1888.  S.  XIX  u.  294. 
Vor  mehreren  Jahrzehnten  schon  hat  Bdlherincq  an  die  Vertreter  und 
Bearbeiter  des  völkerrechtlichen  Pn)blem8  die  fachlich  begründete  Anforderung 
gerichtet,  grösseres  Gewicht  zu  legen  auf  die  dogmengeschichtliche  Prüfung 
der  den  breiten  Rahmen  des  internationalen  Rechts  ausfüllenden  Einzcllehren. 
Dieser  berechtigten  Forderung  ist  innerhalb  der  deutschen  rechtswissenschaft- 
lichen Arbeit  nicht  eben  in  erwünschtem  Maasse  Rechnung  getragen  worden ; 
daH  jüngst  volleiideto  v.  HoLTZENOORFF'sche  Handbuch  bildet  nach  dieser 
Richtung  nicht  den  Abschluss,  sondern  erst  den  Anfang  einer  neuen  Bau- 
epoche. Es  zeigt  uns  in  aller  Fülle  des  Gebotenen  doch  den  quantitativ 
geringen  Bestand  an  prä eisen  Lösungen  klar  und  knapp  begrenzter  Auf- 
gaben und  ist  dabei  natürlich  auch  nicht  frei  von  den  Mängeln,  welche  die 
ganze  Geistesarbeit  im  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  beherrschen :  von  den 
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Mängeln  innerer  Stetigkeit,  innerer  Vyrliuo<lenb<?ir  der  facliUcben  Delnilarbtit 
Um  80  rühiucuswertlifr  ist  tier  Entucliltiss  de»  Verfauser»  der  vorl legendi' 
Arbeit,  wolclit-r  mit  Mutli  und  gleich  gruB»cin  Ge«cl»ick  an  eine  der  hcLwio-^ 
rigsten  Friigpu  liprantrat,  die  zudem  auch  noch  sich  (U»!«  htslenden  PrivUe 
erfreute,  dass  die  BruthRtücko  ihrer  litenirischcn  Prüfung  in  weil  vuueinaudc 
abliegende  Zelten  verthinlt  sind,  und  eine  auch  nur  üiuserliube  Zusamme 
fiMMun«^  bisher  nicht  pefitnilen  haben. 

In  den  Vonlergrund  stellen  wir  dabcJ  die  überaus  fieissigcn  Forsch* 
R.'h  über  du«  geKohichllich  ro  fesselnde  Thema:  wie  gestaltet  sich  allnii 
der  Krieg  zu  einer  da»  Oienieinschaftsleben  der  Stauleu  -   nicht  das  Ge 
Bchaftflicbcn  im  Staate  (Fehde)  —  beherrschenden  rechtlich  geordneten  Ein- 
richtung mit  ihren  Kegeln,    mit    ihren  AuKuahmen,   mit  Fortschritten   and 
Rückfällen.    Diese  «Seite   der  KKTTicu'«chen  Arbeit  bildet  ohnu  Zweifel  «nnd 
werthvnllo  Bereicheniiig  nicht  nur  der  völkern^elitlieheu  Litenitur ,    soudr 
der  juristiHcheii    ijbcrlmupt.     Staiitsrecht  und  Processrecht    sind    in    gleiche 
Weise  betheiligt  an  der  Klarleguug  der  vielfach   noch  unb<'slimmten  ITcIxtf 
giiüge  au8  dem  eog.  Privatla'iegtirecUt  zur  st^iatlich  geordneten  Hechtspflef 
der  vennittelnden  Auigabe  der  Laudüäedeuägesetze,  Treuga  Dei,  des  ewig« 
Landfriedens  u.  s.  w.     Ucber  alle    die«o   Punkte   g^ebt   IlBTTtcu   in   aviefühl 
lieber  Weine  auf  quellcuniässigcu  Grundlagen  Auskunft  und  erweitert  dudur 
den  Ulick    seines    Lesers    bflrächtlich.     Wir    emi»finden    es    immer    nur 
Maugel,  duäH  die  gohullvülleu  Ergebnisse  unter  einem  Titel  geboten  werden 
der  mehr  Bedenken  als  Vertrauen  erweckt;  denn,  dass  die  Frage  nach  dei 
„Recht  Zinn  Kriege"  ihre  Autwort  nicht  im  Gebiete  des  Juristiscbeu  fuidt-n' 
könne ,  ist    auch    durch   den  Verfasser  wieder  auf  a  Schärfste    dargetluin ,  ia 
aeijiem  uurweifidliaft  riclitigen  Satze ,    dasR    „die  Ueborzeugung    de«  St.aat 
einen  für  sein  W^ohl  nöthigen  Zweck  nur  auf  kriegerischem  Wege  erreich 
zu  können,  der  stets  fortgültige  Rechtstitel  zur  Erklärung  des  Kriege«  161*^1 
^}in<l  wir  aber  diunit  weiter  gekommen  als  /u  dem  inhaltlieh  gewiss  uubfstfei! 
baren  Satz:  aus  dem  .Tus  Belli  ac  Pacis:  causa  justa  belli  snscipicMuli  nulln  e»s 
alia  pok'st  uisi  injuria  —V    Das  ist  aber  eben  einer  jener  selten  bcstrittenell^ 
und  nncb  seltener  in  der  Äusiührung  wörtbch  controllirbajvu  SälzCt  «n  denen 
die   völkerrechtliche  l)iaci]>lin   zu    ihroTD   oßcnbaren  Naohtheila   bis  auf 
neueste  Zeit  so  reich  war,   imd  die   mir  dazu  geeignet  gewesen  sind,  ol 
ül>er  praktische   Schwierigkeiten   wirklich   liinwegzuhelfen ,    den    juristis<;h« 
üulei-gruml  der  Lehre  zu  erscliüttern.   Jui'istiach  präciscr  wird  der  VorfaMt 
in   den    AbBchnittcn ,    welche    der    Lehre   von  der  Ncutrulisirnug 
dacht  sind. 

Er  zeigt  uuä  hier  in  aller  Klarheit,  dass  die  Antwort  auf  die  bc 
»ame  Frage:  welche  Heehtstellung  ist  dem  Individuum  gegenüber  dem 
und  dem  Kriegsergcbuisso  atigewiescu?  immer  zugleich  die  genaue  Ausdruck»- 
fonncl  enthalte  fiir  daa  Maass  der  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt  einer  bn- 
stimmten    Staatengesellschaft   iu's  Bcwusstseiu   getretenen   volkotTochtlidtBD 
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^lit.  DftB  Mittfl  hierzu  litett't  ilie  BtM-rachtuiifj  Her  EiiiPrbränkungpn 
obtTsten  Rectilssützt-'s  rückeichtlich  flcr  Sulyx.'kte  lind  der  Objekte  des  Völker- 
verkebrB  duruh  <.l«u  VöIktTrechlsakt  der  NeutraliHation.  Aus  den  rechte- 
hiHlorischen  und  dtiginalisch  tief^'ebcnden  Ausrültrimgen  Rettich's  lässt  sich 
mit  Siclicrlu'it  erkennen,  daes  wir  es  in  den  hisluriBeben.  Formen  der  Neu- 
traliMimuf^i'u  mit  re^elninssig  ^rfjifliederten  Reclitwiustitulcii  zu  Ibun  Laben, 
dass  liier  »!«•>  Ufue  lieehtsgodaiikeii  in  unser  jurisliBcheH  Denken  JiinrJnget ragen 
wiirrleii  «inil.  Wir  sehen  auf  diesem  dtirehaus  der  tiiglieheu  Staalenpraxis 
und  ihren  liedürfuisseu  angeliürigeu  Dune  da»  Vülkurreeht  that.sächheh  zu 
dem  jifewnnkn,  was  es  dem  freien  Willen  seiner  Subjekte  nach  recht  eigent- 
lich sein  sdll:  die  Nonii  fiir  den  gesitteten  Staat,  die  oluM-sten  Erlialtimgs- 
bedinguiigen  der  (letuetnüolmrt  atieli  in  den  Tajjjen  staatlicher  Nolh  nicht  den 
liegungen  ungezügelter  SelliBi.suelit  zu  opfera.  Der  Verfasser  zeigt  uns  an 
der  Hand  eines  reichen  mit  Veröländuiss  auHgewähllen  und  mit  Sachkeuut- 
nisH  verarbeiletea  (^uelletimateriul».  welch«  pi-aktiseh  hervorrageode  Funkiiun 
den  entwiekelten  (Jediinkenreilien  zukonin»!,  und  wie  weit  der  rechtliche 
Schutz  des  ludividuiini«  und  semer  obcrstou  Rechlsgiilor  au  dea  in  den 
Ornndziigen  gelösten  innerhalb  der  Aufgaben  zälilt,  welche  der  Völkorrechta- 
lehre  gestellt  wartu. 

Dass  RKTTien'a  Bueh  auch  in  manchen  Nebenpankten  auf  Widera|)rueh 
stoBsen  wird  und  wdcheu  verdient,  Ihiit  Beinen  wisBcust-hnftlielieu  Werthe 
keiueu  Abbruch.  JedetdallH  liegen  die  Irrthüuier  nicht  auf  d»!r  OherUäehe 
und  laescn  sich  daher  nicht  an  dieser  Htelle  scharf  uui»etircibeu  und  be- 
grenzen; es  wird  Aufgabe  der  fachUcheu  Litcratui'  sein ,  zu  deuselbeii  in 
Kampf  oder  in  Zuätiunnuug  Stellmig  '/m  nehmen.  Bia  dahin  überuimrot  es 
jeder  Leser  selbst,  die  CoiTectur  derjenigen  Thesen  vürzunebiueu,  in  welchen 
der  Verfasser  einseitig  zu  Werke  geht;  jener  wird  aber  dabei  zugleich  ge- 
SOtliigt,  alle  vom  Verfiisner  mit  (Tründliehkeit  aufgerollten,  ernsten  Prubleine 
icilbst  wieder  einmal  durelizufleukeu  und  bh  der  (.Irüasi"  des  ^staatlichen  Lebens 
und  der  heiligen  Walirheit  in's  AntlitK  zu  schauen.  Wer  uns  dazu  nothigt, 
der  lubeitet  gut.  Stoork. 


Ernst  Nenkainp ,  Amtsriehter  iu  Bochum,  Die  Staats-  und  Selbstver- 
waltung der  Hheiuprovinz.  Essen,  Bädeker,  1888.  S.  X  u.  235. 
Der  von  demselben  Verfasser  vor  Kuraem  ausgegebene  Wegweiser  «ur 
Einführung  in  die  ueuen  Verwaltuugsgesetze  Westfalens  hat  der  Praxis 
in  den  schwierigen  Tagen  de»  Ucbergangs  zu  einem  ueucu,  ziemlieh  koui- 
plicirten  VcrwaltuugHsysteni  dort  gute  Dienste  geleistet;  dies  bestimmt*.!  den 
Verfasser  zu  einer  gleichen  Arbeit  descriptiver  imd  zugleich  systematischer 
Natur  zum  Zwecke  der  Einfiihniug  von  Behörden,  Studierenden  und  Privat(;n 
in  die  vielfach  versehlungeucn  Bahnen  de«  auf  neue  (.trundlngeu  geatcUteu 
Verwaltungsrechts  der  Hhei  upry  vin?..  Mit  unverkenubureni  systematiBchen 
Geschick  legt  Nkukamp  den  StütV  in    einer  leioht  iiberschbai'en  Ordnung  zu- 
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recht  und  läset  es  bei  dieser  wünsohenswerthen  stoSBichen  YoUständigkeit 
nii^eqds  an  nÖthigen  Hinweisen  und  Verknüpfungen  der  zusammengehörigen 
Materien  fehlen,  namentlich  gilt  dies  von  den  wichtigen  Fragen  der  orüicfaen 
und  sachlichen  Zuständigkeit,  der  Fristen  u.  s.  w.  Die  sorgfältige  Darbringong 
des  Quellenmatcrials  findet  ihre  Ergänzung  in  knappen  aber  instmctiven 
Auseinandersetzungen  mit  einschlägigen  Werken  der  fachlichen  Literatnr  und 
in  einer  guten  Vcrwerthung  der  wichtigeren  Entscheidungen  unserer  Ver- 
waltungsgerichte.    S  t. 

Karl  Hngelmaoii)  Studien  zum  österreichischen  Verfassungsrechte. 
Wien,  Manz.  93  S. 
Der  Wordegang  des  Verfassungsrechts  Oesterreichs,  insbesondere  alwr 
„der  im  Reichstage  vertretenen  Königreiche  und  Länder",  wie  nun  einmal 
der  8chwerfälli};e  Terminus  lautet,  hat  bis  zur  Stunde  eine  befriedigende  Dar- 
stellung auch  nur  in  der  Charakteristik  der  rechtsgeschichtlich  wichtige teu 
Phasen  nicht  gefunden.  „Unbefangenheit  der  Wahrnehmung,  Selbstverleug- 
nung der  rcrsönlichkeit,  Unbestochcnheit  des  Urtheils"  hat  einst  Gkrvdjds 
in  der  Widmung  seiner  Ciesuhichte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  an  ScaiLOSSKE 
als  erste  Bedingung  hervorgehoben,  die  der  geschichtliche  Beobachter  jüngster 
oder  jüngst  vergangener  Ereignisse  in  sich  erfüllen  müsse.  Wenn  diese  For- 
derungen im  (Gebiete  der  (teschichtsschreibung  überhaupt  nicht  zu  den  leicht 
in  einer  Person  prästirbaren  zählen,  so  ist  ihre  Erfüllung  doppelt  schwierig 
bei  der  Darstellung  rechtsgeschichtlichcr  Vorgänge  in  einem  Staatswesen, 
welches,  wie  das  der  grossen  Habsburgischen  Monarchie,  von  entg^engesetzten 
politischen  Strömungen  so  vielfach  durchzogen  wird.  Ein  ernstes  Studium 
der  vorliegenden  Schrift  lässt  bald  den  Schluss  finden,  dass  es  dem  Verfasser 
in  der  Hauptsache  wohl  gelungen  ist,  sich  mit  jenen  Erfordernissen  aus- 
zurüsten, welelie  ihn  zu  einer  abgeklärten,  das  Juristisch- AVcsentliche  vorzüg- 
lich betonenden  Darstellung  jener  erciguissreichen  Zeit  befähigen.  Als  ein 
Beitrag  zur  Lehre  von  der  „Staatenschöpfung",  wir  gebrauchen  mit  Absicht 
das  i)rägnante  AVort  Binding's,  weil  uns  Hugelmann  in  der  That  das  Auf- 
steigen eines  neuen  österreichischen  Staatswesens  zeigt,  ist  die  Schrift,  und 
die  in  ihr  gegebene  Zusage  der  Fortsetzung  der  hier  in  Angriff  genommenen 
Untersuchungen  mit  fachlichem  Dank  zu  begrüsscn.  Stoerk. 

Ed.  Eiigclbardt,  Histoiredu  droit  fluvial  conventionnel,  precedee 
d'une  etudc  sur  le  regime  de  la  navigation  interieure  aux 
temps  de  Rome  et  au  moyen-äge.  Paris,  Larose  et  Forcel,  1889. 
pp.  110. 

Wie  der  Titel  l>esagt,  schickt  der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift  dem 
eig<mtliclien  Thema  derselben:  der  Darstellimg  der  Eutwickelung  des  auf 
Staatsverträgeu  beruhenden  internationalen  Flussschifffahrtsrechtcs,  einen  Ab- 
riss  der  Geschichte  jener  vielfachen  Wandlungen  voran,  welchen  die  Regelung 
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der  Binnenachiffirahrt  bis  zum  Ausf^ange  des  Mittelalters  unterworfen  geweBcn. 
Er  hepinnt  mit  einer  Parlejjunfi  üvr  Grunjlsätze  des  römischen  VerwaltungB- 
lechtes  liiuBichtliclj  der  BiuuenschiflTahrt  und  stellt  insLfsoadere  die  Ver- 
hältnisse der  collogia  UBuliiruin  Ualliens  ziemlich  eingehend  dar  (S.  1 — lö). 
In  eiuleuchtender  Weise  schildert  er  weiterhin  die  Bejirümlung  der  Regalität 
der  Land-  und  "WaHserstrassen ,  die  Uinwaudlung  des  öffentlichen  üut*8  iu 
Kroueigenlhnm  (S.  19)  und  das  Vorwalten  des  fiscahKchen  Geistes  iu  der 
Venvaltuuj^  der  Ströme  (S.  21  fi.) ;  den  Widerstand  der  grussen  rheinischen 
Städte  Mainz,  Wurms,  Speier,  tSlrassburg^  iiaii  Basel  gegen  dieses  Fiscul- 
system  seit  Friedrich  II.  und  die  NiederwerlunR  dieses  Widerstandes  durcli 
den  IjMwler  Kund  der  Lniideeherren  (S,  29  fl'.).  Als  uniinrteiischer  Geschichls- 
schreiber  wird  er,  ohne  di«  Aiisboutiiug  der  HliciuscbitTTahrt  durcli  die  Kur- 
lürslcn  zu  verkennen,  den  nionnii^aehon  Furtschrilten  und  Melioraliwneu, 
welche  durch  die  ZullkH|)itel  von  1354  —  1717  herbeigeführt  worden  sind, 
gprecht  {«.  li«  n.  vgl.  S.  10-1  1'.). 

Mit  dem  westphiiliselicu  Frieden  (§  9  Iiistr.  pfic.  Osnabnig.  und 
§  85  Inslr.  püc.  Muuaoteriensia)  bejfiunl  die  Periode  internationaler  Verein- 
barungen hinsichtlich  der  FlussschitlTahrt,  zunächst  in  dem  Verajirechen  der 
^[^•ristintt  securifas,  juris  diclio  et  usus,  prout  aut^j  hos  inutus  hellicos  a  i»lu- 
ribus  anuis  retro  fuit",  bald  jcdoeh  auch  in  der  Verurtheilung  der  sn  zahl- 
reich gewührU-n  StajH'lninuüiiule  durch  Art.  18  des  Hyswickerl'riedens  iirnl 
iu  dem  ersten  Äurtatiehen  des  Gedankens  einer  internationale«  Flussgenioiri- 
sohafl  (S.  43  ff.).  Iu  eingehender  Darlegung  folgt  die  Geschichte  der  St^helde- 
_jperre,  des  niisslungeueu  Versuches  .luscph  U-,  diese  verderbliche  Scniitut  von 
»in<^n  bel;risclieu  Provinzen  aliBUschütteln  und  der  endlichen  VcrnichluTig 
dei-selben  durch  die  iranzosisehc  Revolution  (S.  4*j  fl.).  Den  gi-össten  Tlieil 
des  Buches  nimmt,  wie  billig,  die  Vorgeschichte  der  oinseh lagenden  Normen 
des  Wiener  Cougressca  und  dio  Entwiekelung  der  internationalen  Flusa- 
schiflfahrt  seit  1815  ein.  Die  Darslellung  dieser  Entwickehjagsgeschichte, 
weU'lic  ihren  vorläufigen  .Vhachlnss  in  der  Berliner  Congocouferenz  findet, 
beruht  auf  den  brstcu  publicirtcn  und  manchen  bisher  noch  unpublicirten 
Quellen,  wilche  dem  Verfasser  iu  seiner  amtlichen  Eigenschaft  als  langjähriger 
Vertreter  Frankreichs  in  der  internationalen  Donaukommission  und  als  Dele- 
girter  zur  Coiigoconfcimz  zur  Verfügung  standen. 

Im  Gegcusfttüo  zu  nmuehen  anderen  Publikationen  französischer  Autoren 
auf  dem  Gebioto  des  VölkciTechtes  hinterlJisst  die  vorliegende  Schi"ift  bei 
ihreiu  Leser  einen  wohlthucudeu  Eiudi'uck  ernster,  wisseuschafthclier  Ein- 
fassung der  behandelten  Probleme,  welche  dem  Autor  durch  Theorie  und 
Praxis  vöUig  vertraut  sind,  augpnichsloser,  schlichter  Darstellung  und  un- 
befangenen Strcbens  nacli  Wahrheit.  Es  ist  begreiHtch,  da««  ein  frauzösiachcr 
Schnrij^teller  bei  Behandlung  der  iu  Rede  stehenden  Frage  mit  einem  Jeder- 
niauu  wohJanstehendeD  Nationalbewusstsein  auf  den  bedentcmleu  Antheil 
binwoist,  welcher  der  französischen  Politik  an   der   Deseitigung  mittelaltcr- 


lieber,  aus  Ituresichtigem  Egoismiis  enlJsprung^ner  Hcminungen  des  H»ailel» 
and  au  der  Auspcstaltuug  eincH   dem  Weltverkehre    und  der  Industne  alltr, 
NttiioMcu  vortheilhaften  Rechte«  der  Binnenschifllahrt  xukömmt.    E»  i«t  tet^] 
zeililicl),  weriti  iT  hiebci  vielleicht  den  eiuun  oder  den  andoreu  Schritt  fnui- 
siogischer  Jivpicruugi'D ,    wie    z.  B.    ilie    Decbuuliou    La  Buurdounayeu    vmHi 
20.  N<»veinher  IT'.Hf  liiiisiclillicL  der  S<.-lK'ldcs]ierrc,  ia  eiuent  höbereu  I^InaMv 
auf  ideale  Mulivu  /.urücklührt,   als  dies  utwu  ciuer  vüu  der  Stitiiiuc  de«  Ge- 
mütbc«  völlig  unbeeinBunsten  Würdip^ung   der  ThatRacheu    entspricht.    Kur] 
Kim-m  Mftunc,  auf  wciclieu  i^ei-jido  wir  Deulselie  mit  hesouderer  Hochnchtuug  i 
und  mit   beivfbtitrteni  Stolze  zuriiik^uiiliekeu  gewohnt  siud,   W'tLHEl.!«  V.  HcM- 
DüLl»T  wird  EniiKLUAkiit  uielit  vollluiiiiitn-ti  tj;rrwh1..     Ist  vh  mxrh  nülM'i.trdt- 
bar,  das«  in  timnchoD  Jieziehuageii  Dahlbkrg's  Eulwurf  einer  fürtgeschritteacnau , 
AulTastiung  der  Fragen  der  iuteniatioaalen   BiuneiuohiilTaLrt    euts|inicfa 
der  HuMßOU)T's,  so  p^ebührt  doch  HimBOUDT   da«   auch    vou  CARATiüiODaHY ' 
im  Haudbufb  des  Villkt'rrecbtefi  II,  S.  Ü98  uuerkantitt;  Venlieaet,  diircb  da« 
von  ibiii  aiijrcref»to  und  oiich  vicleu  Kiiiui>fen  durf.h)i;eat:tzle  Compromi«  die 
Tiiaiuiigi'aehea  partikularifitiscbeii  Sehwierigkeitou  überwunden  zu  babeü,  deren 
aucii  Enokuuhdt,  8.  i)6  ff.  gedcokt,  uud  dadurch  vielleicht  thatsächlich  mehr  j 
enrcicht    zu    haben    als    <lurch    ein    von    idealen    Anschauungen    getragetMtj 
Projekt,  für  welches  daa  Zeitalter  noch  nicht  reif  war. 

Wien,  im  Juli  1881).  Lainmascb. 


Eger  ii.f    Haodbuuli  de»  preuMsieehon  Eiscubabnreclita,    L  Band.] 

Brodlau,  Kera's  Verlag.  Vi  II  u.  572  S, 

Ich  habe  über  die  eraten  zwei  Lieferungen  im  Archiv  L,  8.  725 — 728 
btniebtcl.  Niimiiehr  Hegen  b  Liel'erungejQ  vor,  die  in  einem  ersten  Rande 
vereinigt,  wurden.  Das  ganze  Werk  soll  in  einem  zweiten  Bande  uütsbste» 
•Inhr  zum  Abschluas  gebracht  werden,  wälircnd  nach  dem  ersten  1886  cr- 
sithionencn  Hefte  „etwa  7  Lieferungen"  in  Aussicht  genommen  wanni.  Idil 
hatte  auf  Grund  der  zwei  ersten  Hefte  geglaubt  vorhersagen  zu  dürfen,  ds 
EtJER  ilon  ganzen  leinen  Stnfl' de»  Biseubahnrechts  theoretisch  foi'teDtwiek'.'lu 
werde  (S.  72li).  Ich  habe  freilich  sthun  damals  in  zarter,  aber  wie  iebhoflluf 
doch  verständlicher  Weise  angedeutet',  dass  der  Verfaesei"  die  Essouji  d«rj 
juristiseheu  Emgou  zur  vulleu  Geltung  bringen  und  sieli  nicht  iu  alle  niüg- 
licbeu  Details  verlieren  dürfe. 

Nach  l'rüfuDg  des  ersten  Bandes  iu  seiner  GeBammthoit  kann   ich  diol 
günstige  Pruguüse,   die   ich   der  Arbeit  stellte,   nicht   mehr   festhalten.     Po«! 
Work  liefriedigt  wisseuäcbaftliche  AiJ[S])riichü  durchaus  nicht,  auch  wvmi 
man  dabei  einen  bescheidenen  Massstab  anlegt.   Es  fehlt  dem  Verfasser  au  eine/ 
sclmrfeu  und   genauen  ErtassuDg  der  dogmatischen  Fragen   des   Eiscu'bAiui' | 
rechts.     Eger  ist  überliaupt  ein  ftlosser  Eiaeubahnrechtsarchivar  oder  -lU-jn- 
strstor,  aber  kein  Eiseubuliuj-eclitsdugmntiker.   Er  mag  fortfuhren,  die  «.iiH'n'j 
bahnreclitlichcu  Eutscbeidungou  deutscher  uud  österreichischer  GüridtUthofo 
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zu  publiziren,  die  amtlichen  Materialien  zu  kopiren,  zu  rangiren  und  in  eine 
geschickte  Verbindung  zu  bringen,  aber  für  die  Dogmatik  ist  er  nicht 
geschafien. 

Schon  iu  der  ersten  Anzeige  habe  ich  zu  rügen  gehabt,  wie  dürftig  die 
Erörterungen  des  Verfassers  über  den  RechtsbegrüT  der  Eisenbahnkonzession 
sind:  sehr  wichtige  littcrarischc  Materialien  blieben  ihm  unbekannt.  Als 
inaugelhail  bezeichnete  ich  auch  die  Darstellung  der  Fragen,  welche  mit  der 
ßeschaiTung  der  für  die  Entstehung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  nöthigcn 
(jiclder  zusammenhängen.  Die  EHirterungen  sind  iu  die  jeden  Text  ver- 
schlingenden Noten  (S.  100  u.  101)  verwiesen. 

Auch  in  den  weiteren  Lieferungen  (3 — 6)  hat  Eqkr  den  bestehenden 
Kechlszustand  nur  registrirt.  Auch  hier  absorbiren  die  Noten  den  Text 
häufig  in  ganz  ungehöriger  Weise.  Ich  verweise  z.  B.  auf  S.  190 — 193, 
woselbst  kein  Wort  des  Textes  zu  finden  ist. 

Abschnitt  HI  (die  Gründung  der  preussischen  Staats-  und  Privat- 
Eisonbahncn)  wird  in  der  dritten  Lieferung  zu  Ende  gefülirt.  Abschnitt  IV 
behandelt  die  Organisation  der  preussischen  Staats-  und  Frivat-Eisen- 
bahneu.  Hier  kommt  z.  B.  auch  die  Stellung  der  Vorwaltungsorgrane  zur 
Behandlung.  Eine  sehr  gewichtige  Frage  ist  hier  die  Aufmachung  der  Eisen- 
bahubilanz.  Natürlich  wird  sie  von  Eqek  berührt,  aber  anstatt  sie  gründlich 
darzustellen  und  in  ihrer  Besonderheit  gegenüber  den  gewöhnlichen  Bi- 
lanzen selbständig  zu  erörtern,  wird  sie  wiederum  in  die  Noten  verschoben, 
die  dem  Texte  auf  S.  269  jeden  Kaum  wegnehmen.  —  Der  Eisenbahn- 
tjruiidorwerb  findet  in  Abschnitt  V  eine  sehr  eingehende  Erörterung.  Der 
Verfasser  hält  dabei  fest  an  dem  Glauben,  dass  die  Expropriation  privat- 
rechtlich  als  Kauf  anzusehen  sei.  Im  Abschnitt  VI  wird  der  Eisenbahn- 
bau behandelt.  Derselbe  zertallt  in  drei  Theile.  In  dem  ersten  (Theil  a) 
bespricht  der  Verfasser  unter  dem  Tit<;l:  die  Vorbereitung  des  Eisenbahn- 
baues die  verschiedenen  Systeme  mit  den  Divergenzen  in  den  Eisenbahn- 
bauverträgeii,  iu  dem  zweiten  (Thcil  b)  wird  die  Ausführung  des  Eisenbahn- 
baues behandelt  (Baupolizei,  Baurecht,  Wegepolizei),  in  einem  dritten  (Theil  c) 
die  Vollendung  des  Baues  (Revision  der  Anlage  und  Genehmigung  der  Ver- 
kehrseröffnung). 

In  allen  diesen  Partien  findet  sich  nicht  ein  einziger  neuer  Gedanke, 
keine  neue  leuchtende  Idee.  Alles  wird  in  dem  regulären  Tik-Tak  der  bis- 
herigen Wissenschaft  abgehandelt,  —  auch  der  schon  einmal  von  mir  anlässlich 
der  eisenbahnrechtlichen  Entscheidungen  gerügte  Ausdruck  „subsummiren" 
kehrt  S.  338  wieder!  Das  ganze  Werk  enthält  nichts  als  eine  offenbar  sehr 
mühsam  zusammengestöppelte  Registratur  der  Ansichten  Dritter  (der  Ver- 
tasser  bedurfte  dazu  dreier  Jahre),  —  eigene  scheint  Egeb  überhaupt  nicht 
zu  besitzen.  Die  ganze  Erörterung  über  jdie  Verschiedenheit  der  Eisenbahn- 
bauverträge mit  den  dem  Praktiker  und  dem  Eisenbahntechniker  wohl- 
bekannten feinen  Fragen  ist  kümmerlich  verarbeitet  und  doch  wie  dankbar 
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wäre  es  hier  gewesen,  den  Juristen  die  Details  auseinanderzusetzen  und 
TorzuHihren!  Eine  Frage  von  grosser  Bedeutung  wäre  auch  gewesen,  zn 
untersuchen,  welche  Kechtsnatur  den  Abschlagszahlungen  der  Eiscnbahn- 
grcsollschaft.  an  eine  Baugcsellschaft  bei  Accordverträgen  (locatio  in  pede« 
mensurusvo)  zukomme,  —  der  Verfasser  hat  sie  zu  berühren  vermieden.  Aurh 
die  rechtliche  Natur  der  Genehmigung  des  Eisenbahnbaucs  ist  mangelhaft 
dargestellt  und  wohl  nicht  genügend  crfasst. 

Ueberhaupt  ist  der  ganze  Rohstoff  des  Eisenbahnrechts  nicht  gehörig 
verarbeitet  und  nur  so  erklärt  sich  auch  das  früher  erwähnte  Yerhältniss 
zwischen  dem  Texte  und  den  Anmerkungen. 

Trotz  alledem  kommt  dem  ersten  Bande  des  „Handbuchs"  ein  gewisses 
Verdienst  zu,  nämlich  dasjenige,  das  allen  Arbeiten  Eobr's  zuerkannt  werden 
muBs:  es  liegt  eine  Sammlung  und  erste  Sichtung  des  Rohstoffes  hier  vor. 
Das  Werk  ist  ein  Orientirungsbuoh  oder  ein  Beitrag  zur  preussischen  Eisen- 
bahnrechts künde.  Nimmermehr  aber  darf  man  in  dem  Werke  Eokb's  eine 
wissenschaftlich  selbständige  Arbeit  finden. 

Der  wahre  Fortschritt  in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Eisen- 
balmrechts  wird  freilich  erst  erfolgen,  wenn  sich  die  deutsche  Wissenschafl 
dazu  versteht,  auf  diu  auswärtige  8{)eciaIlittoratur  (in  Frankreich,  England, 
Amerika)  Rücksicht  zu  nehmen.  Ich  habe  dies  schon  in  meiner  ersten  An- 
zeige gesagt.,  allein  Eoer  scheint  von  den  in  jenen  Ländern  aufgespeicherten 
Schätzen  nicht  einmal  eine  Ahnung  zn  haben. 

Zürich,  im  Juli  1889.  Prof.  Meili. 
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155. 

Rechtsbeugung  in  der  Verwaltung 
546. 

Retrhtscontrolle  252,  526. 

Rechtsgeschichte,  arische  577. 

Rechtslehre,  allgemeiue  223. 

Rechtsnorm  270. 

Rechtspflege  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten 576. 

RechtHsatz,   begriffsent  wickelnder  1.^. 

Rechtsstaat  427. 

Rcgentschaa  192. 

Reichsangehörigkeit  in  den  Schutz- 
gebieten 574. 

Reichsbeamteugesetz  152. 

Reiclisbehürden,  oberste  161. 

Reichsfiscus  152. 

Reichsheerverwaltnng  152. 

Reichskanzler,  Verantwortlichkeit  des 
—  155. 

Reicliskasse  151. 

Religionsgesellsehafteu  263. 

Richterlidhes  Priifungsrecht  51. 

Sakralrecht  578. 
Sanktion  19. 
Schnäbele- Affaire  186. 


!  Schonzeit  183. 

Schulaufsichtsgesetz  vom  11.  März 
1872  143. 

Schuldarrest  518. 

Schule  als  Staatsinstitut  117. 

SchuUnspection,  (leschiclite  der  —  in 
Preussen  112. 

Schullast  110. 

Schulministerium  10S. 

Schulpflicht  110. 

Schulreglements,  preussische  119. 

Schulwesen  Preussens  103. 

Schutz  des  Fabriks-  und  Geschäfts- 
geheimnisses 201. 

Schutzgebiete,  staatsrechlliche  Stel- 
lung der  deutschen  —  572. 

St^hutzgewalt  des  Deutschen  Reiches 
über  die  deutschen  Schutzgebiete 
573. 

Schwedens  Reichsrecht  213. 

Schweizerbürgerrecht,  Verlust  des  — 
203. 

Schwurgerichte  238. 

Selbstverwaltung.  Begrifl"  375,  .525. 

Selb8tverwaltungsköri>er  386. 

Senatoren,  Immunität  der —  in  Frank- 
reich 495. 

Session  347. 

Simultanschule  132. 

Sitzungsjieriode  347. 

Socialrecht  88. 

Societät  7. 

Souveränetät  5. 

Spionage  188. 

Spionagegesetz,  das  französisclie  - 
vom  18.  April  1886.     457,  492. 

Staat  und  Kirche,  Verhält niss  zwi- 
schen —  210. 

Staatsangehörigkeit  in  mehreren  deut- 
schen Bundesstaaten  203. 

Staatsbeamte  387. 

Staatsbegriff  4. 

Staatsbehörden  409. 
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Staatsbürgerschaftsrecht,  österreichi- 
sches 225. 

Staatsgebiet  206. 

Staatsgeheimnisse  459. 

Staatothätigkeit  10. 

Staatsverträge, '^bschluBB  36. 

Städte,  Verfassung  der  40^. 

Städtc-Ordnangen  in  Preussen  A07. 

Stammesrechte,  System  der  persön- 
lichen —  in  den  französischen  Co- 
lonien  563. 

Stellvertretung  der  Landesherren  192. 

Steuersystem  der  französischen  Co- 
lonien  558. 

Steuerverweigerung  25. 

Stiftung  7. 

Strafcolonien  567. 

Strafensystem  und  Gefäng^swesen 
in  England  180. 

Strafexecution  gegen  Abgeordnete  350. 

Strafprocess,  Recht  und  Willkür  im 
deutschen  —  237. 

StrafvoUzngshaft  362. 

Subjectives  Recht,  Begriff  222. 

Telephonie  216. 

Territorien  innerhalb  der  Nordameri- 
kanischen Union  314. 

Theorie  des  Gesetzes  2. 

Trennung  der  Verwaltung  von  der 
Rechtsprechung  257. 

Tunis,  Regentschaft  in  554. 

Uferstaat,  Competenz  des  —  206. 

Umlageverfahren  225. 

Unfallversichenmg  209. 

Union  internationale  pour  la  protec- 
tion des  Oeuvres  littöraircs  et  ar- 
tistiques  218. 

Unternchtsplan  in  der  Geschichte  des 
preussischen  Schulwesens  111. 

Unterrichtswesen  Freussens,  Ge- 
schichte 101,  132. 


UnVerantwortlichkeit   der    Abgeord> 

neten  344. 
Unverbindliche     Gesetzesbeatimmun- 

gen  12. 
Urheberrecht  219. 

Yerbotsgesetze  203. 

Vereinigte  Staaten,  Verfassung  der 
—  316. 

Verfassongsrecht  der  evangelischen 
Landeskirche  in  Deutschland  169. 

Verfügung  686. 

Verordnung  und  Gesetz  I. 

Veroranung,Verwaltung8-  und  Rechts- 
44. 

Verordnung,  s.  auch  Nothverordnung. 

Verrath  459. 

Versammlungs-  und  Vereinsrecht  216. 

Vertagung  des  Parlaments  348. 

Vertragstheorie  63. 

Verwaltung,  bureaukratisehe  384. 

Verwaltungsbezirk  390. 

Verwaltungsexecution  571. 

Verwaltungsgerichte  583. 

Verwaltungsgerichtsbarkeit  254. 

Verwaltungsorganisation  der  franzö- 
sischen Colonialgebiete  554. 

Verwaltungsrecht,  Entwicklung  des  — 
590. 

Verwaltungsrechtsprechung  429, 

Verwaltungsstreitverfehren  525. 

Völkerrecht  465. 

Völkerrechtliche  Gebietserwerbungen 
206,  572. 

Völkerrechtliche  Gültigkeit  abge- 
schlossener Vertriige  38. 

Vorfrage  in  Streitfällen  284. 

Vorschlagsrecht  gewählter  CoUegien 
396. 

Waffengebrauch,  Recht  des  Militärs 
zum  administrativen  —  570. 

Wahl  im  Gegensatze  zur  Emenntmg 
von  Beamten  384. 
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Wildschongesetz  v.  26.  Februar  1870. 

183. 
Willensbildung,  staatliche  17. 
Wirksamkeit  der  Vertrage  43. 
WohnungsgeldzuschusB  -  Gesetz    vom 

30.  Juni  1873    (Reichs-Gesetzblatt 

S.  166)  152. 

Zeugnissverweigerung  345. 
Zeugnisszwang  345. 


Zurverantwortungziehung  eines  Ab- 
geordneten 345. 

Zurücknahme  eines  Patent«  295. 

Zuständigkeit  der  Vcrwaltungs-  und 
Venvaltungsgerichtsbcbörden.  Ge- 
setz über  die  —  v.  I.August  1883. 20.".. 

Zwangsarbeitscolonien  568. 

Zwangsmittel  811. 

Zwecknicment  im  Staatsbegriff  6. 

Zweikampf  239. 


Hfufllfr  gering  mn  |.  dT.  §.  llloljr  in  frfiburg  t.  §. 


Om  ^eibft  l8Sa  »oitb  attBfltfltbcn: 

S  a  m  m  l  u  n  g 

flaat$«?if)fcurd;a|^lid)cr  ^d}riftfleUcr 

in  36  Sitferunflen  &  3Jl.  1.—. 

^rPe  SiffenuTfl. 

Süi«  unterjti^nete  SerfaflöfeiK^^artbhiiifl  l)ä[t  cS  für  tin  jtilßtmä6eS  llHter» 
nf^tnen,  ben  flrciftn,  tncl(^c  ftc^  föt  ftoalöftnM«nI4aftlii^(  ßttifratur  intertfjirin, 
eine  SRciJit  ^fruovrngttibtr  Sßtrfc  i^reä  5öerlafle^  niis  bufrm  ©ebictc  in  Si«ftrungfii 
ju  einem  bcfoiibcTcn  SJcrgfinftiguttfi^tncei«  -  bie  monatlic^t  Ulu^fltibe 
bttxäqt  9)1.  3.—  ctn,vtt»ietcn.  IJicft  „Sammhma  ftüötmxiiffenMaf»'*<^«r  Si^rtfl« 
fleller",  tudi^e  inncrtjolb  ^tJtirMfi'ift  in  fiicfcTunfltn  ä  SR.  l.—  jut  Jlii^gntc 
(jelonflm  |ofl,  lytrb  folfltnbf  3BcvIc  umfaffcu: 

L  Xie  ^Mlflfotfijif  Des  9l(d)ta.  SJoii  ffnebr.  3iil.  Staf)!.  ;J  JBbc. 
r..  ?lun. 

'2.  f^ncqtlApnbit  bcr  elaat^nii^fnfdinlildt.  Süii  ülobert  d.  <IRol|I.  2.  Sliifl. 
2.  ?tuöga5>c.    ^idtrnrg  i.  '^. 

3.  Xir   |(oli]citDi||en^(trart  na(^  bcti  @Tunbfä|}cn   bed  ?{c(f|tänaatä-     SKon 

JRobnt  D.  5)lof}t.    3  fflbc.    3.  «ufl. 

4.  2^(1  g  beutfilir  ÜHctd)0ftaat#rri$t.    ?lcd^tli{^c  unb  politifd^c  (it&rtemngeiL 

tlon  SR  oben  ü,  9liot]l. 

5.  (^inkihtnft  in  ba§  lumtfifte  efaatdrei^t.    3Jcn  äJlticr.    2.  91up. 

"Sic  SJtrlQflöfjanblmia  ütrfülijli  bei  bicfent  Uiittnic^ntm  bfii  ©cbantcti,  eine 
?lnjat)l  fltunbltflcnbrv  3Dnle,  auf  UKldje  in  btt  mobemen  ftaatätuiffettfdjaftlidjcn 
Sitlcratur  forJiüä^rcub  mit  Slntvlcnnitufl  SBcjiia  ivettommcn  luitb ,  bcnjcriigcn 
3ntfTdfnUiMi,  ft^di^e  fi^  biö  jt^i  für  bic  iöcjtü^unfl  berftlbcn  auf  bic  ßanbe«- 
unb  Uniücrritötöbibliottitleit  aiujtrnicfeji  faf)m,  burd^  (Fvicidötevung  ber  9Iiif(!^affuntf 
3UflünöU[f)cr  ,yi  madjcn.  (äclcfirtcn,  ^ocetitm  unb  SJcitern  iuriftif(^cr  imb  ftoatö-- 
»tfitnfdiaftlicticr  StmiiiavE  >»irb  bicfc  ©eUfieiiilicil,  if)re  IBibliotfiefeii  dIjue  grofec 
Äoftcn  mit  ^erttoTtageubcn  SOÖerfen  ju  bercii^trn,  befonbcrs  ujiUrommtn  [ein. 


I      § 


§nbriripti«n  bei  [(bcr  $iirtimrnt»bni^l|anblttne. 


«s 


2t(urfl(t  grrlag  onn  ^.  (fl.  $.  Pol^r  in  frrilnirg  iJ 


ff  ©ockn  cr|(^icn: 
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frfii|ifd)CH  jpcnualtunjHrei 


Son 
(Vn.     504  ©ctten.)     9Jl.  8.- 


"^o£rpän6iö   in   swei   ^än6en._ 


ÜBfflmfrnrrri]!.  ^crtoaltiingSDrganifatiDn:  ^lUiinminc  ^em 
lualtirnj  tinb  .HümmiumiücrJLialtuitij.  '2)ic  <&läbtc»)cifa[fuiujoii.  Xxc 
gEraeinbeüerfaffiaigcn.  5)ic  ^eiät»crfa*iungm.  S^ic  SeiirfäöerttJfl 
3)ic  '}?rDüiii^cii  iiub  bic  größeren  Aünimunalticrbünbe.  2)ie  (El 
itenyaltuug. 

"^tx  'Jief^t^fdju^  (Ulf  bem  (Gebiete  ^ti  Ccffentlii^rn   9)e<^(§ 
a>cniioltunpäeiid)tübiu1cit.     2}qö  a.krtBQEhm9öbi'f(^JDeTbcticrfol)ren 

S)ic    ciiiäcltii'n    i'etiPrtthutgöjttjeige:     StuSWilttige    ?lngcl 

ijefet^gebun^.     5i«tiuäeu.    .J^irt^c  inib  8diulc. 

fflcibc  SBönbc  aufammcn  301.  16,-  big  ÜDl.  18.  —  , 

^üiili  I  ift  t»0Uftänbt(t  crfdjicitcu.    i8mt  11  wirb  in  ^icferun^ei 
Cftobcr  188*J  ab  ausgegeben. 

Stuf  SBuiifd)  fann  auc^  baS  ©anjc  in  18  fiicfcnmgctt  a  5JL  1.—  6 

tnerben. 


(8epaiat'lntlgabc  mi  S^orn^or^  $tcuBifif|cm  €ta(iterti||t.) 


